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Vorwort 

zum  zweiten  Theile  der  Fiiianzwissenschaft. 


Die  Umstände  haben  mich  genöthigt,  den  nunmehr  fertigen 
zweiten  Theil  in  zwei  um  1^/^  Jahr  auseinanderliegenden  Zeitpuncten 
erscheinen  zu  lassen. 

Das  Kapitel  von  den  Gebühren  (S.  1 — 138)  ist  bereits  im  Juni 
1878  als  ein  1.  Heft  dieses  '2.  Theils  herausgegeben  worden.  Ihm 
kann  erst  jetzt  das  2.  Heft  (von  S.  139  an)  folgen,  die  „allgemeine 
Steuerlehre",  welche  diesen  Theil  des  AVerks  abschliesst. 

Je  länger  je  mehr  ergab  sich  mir  die  Nothwendigkeit  einer  im 
Wesentlichen  vollständigen  ISTeugestaltung  des  ursprünglichen  Rau'- 
schen  Werks,  nach  Plan,  Methode,  Form  .und  Inhalt,  im  Ganzen 
wie  in  den  Einzelheiten. 

Auch  der  Abschnitt  von  den  Gebühren  ist  von  Grund  aus  neu 
bearbeitet  worden.  Er  gehört  m.  E.  insofern  zu  den  formell  schwie- 
rigeren Partieen,  weil  die  Gebührenzweige  eben  Yerwaltungszweige 
sind  und  der  finanzielle  Gesichtspunct  dabei  in  zweiter  Linie  steht. 
Vieles  muss  daher  in  der  Yolkswirthschaftspohtik,  der  Inneren  Ver- 
waltungslehre u.  s.  w.  seine  tiefere  Begründung  finden. 

Xach  der  Herausgabe  des  ersten  Hefts  dieses  Theils  wurde 
meine  Arbeit  an  der  Finanz  Wissenschaft  im  Jahre  1878  und  1879 
längere  Zeit  durch  die  Bearbeitung  der  zweiten  Auflage  der  „Grund- 
legung" unterbrochen. 

Meine  für  literarische  Arbeiten  verfügbare  Zeit  war  nach  wie 
vor  durch  meine  akademische  Lehrthätigkeit  eine  oft  nur  knapp 
bemessene. 

A.  Wagner,  Finanzwissenschaft.     II.  * 


"\T  Vorwort. 

Mt  der  Fortführung  der  Finanzwissenschaft  häuften  sich  die 
Schwierigkeiten  in  der  Bewältigung  und  methodischen  Verarbeitung 
des  Stoffs  immer  mehr.  Ich  habe  nun  auch  hier  in  der  Steuerlehre, 
gegen  meinen  Wunsch,  aber  von  meiner  innersten  Ueberzeugung 
getrieben,  eine  völlige  Neuarbeit  von  Grund  aus  vorgenommen 
und  mich  dadurch  gerade  in  diesem  zweiten  Theile  der  Finanzwissen- 
schaft jetzt  ebenfalls  von  Rau  ganz  emancipirt.  Zur  Motivirung 
dafür  beziehe  ich  mich  auf  das  Werk  selbst,  besonders  auch  auf 
manche  der  Yorbemerkungen  zu  den  Abschnitten,  so  wie  auf  die 
Vorreden  zur  1.  und  2.  Auflage  der  „Grundlegung". 

Die  „allgemeine  Steuerlehre",  welche  ich  gegenwärtig  veröffent- 
liche, ist  bei  Rau  und  den  frülieren  Finanzschriftstellern,  mit  Aus- 
nahme Stein 's,  noch  fast  ganz  unentwickelt  gelassen.  Das  durfte 
nicht  so  bleiben.  Wie  das  System  der  politischen  Oekonomie  einer 
umfassenden  „Grundlegung"  bedarf,  so  in  der  Finanzwissenschaft 
die  Steuerlehre  eines  eigenen  grundlegenden  Theils,  der  allen 
Erörterungen  über  die  einzelnen  Steuern  vorangehen  muss. 
Einen  solchen  grundlegenden  Theil  habe  ich  in  diesem 
Bande  in  der  „allgemeinen  Steuerlehre"  zu  geben  ge- 
sucht. Aehnlich  ist  Stein  in  seinem  grossartigen  Werk  über 
Finanzwissenschaft  —  dessen  hohe  Bedeutung  ich  bei  aller  Kritik, 
die  ich  mir  erlaube,  vollauf  anerkenne,  s.  S.  142  —  vorangegangen : 
eine  höchst  werthvolle  Vorarbeit  für  mich,  von  welcher  sich  aber 
meine  eigene  Arbeit  nach  Anlage  und  Ausführung  doch  in  wesent- 
lichen Puncten  unterscheidet.  Ucber  die  Abweichungen  von  diesem 
bedeutendsten  Systematiker  und  Theoretiker  der  Finanzwissenschaft 
verbreiten  sich  die  Vorbemerkungen  der  Absciniitte  und  die  Noten 
vielfach. 

Eine  solche  „allgemeine  Steuerlehre"  lässt  sicii  ancii  als 
eine  „Tiieorie  der  Besteuerung'^  bezeichnen,  wogegen  die 
„speciollo  Steuerlehre"  dann  iihorwiegond  die  „Praxis  der 
Besten  crnng"  ist  und  in  die  Finanzgesetzkunde  mit  übergeht. 
Wenn  ich  von  dci-  Nothwendigkcit  und  Zweckmässigkeit  eines 
solchen    thcovctischon    Thoils   der   Steuerlehre    ni(;ht   ohnehin    durch 
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meine  Studien  und  durch  die  Erfiilirungen  frülierer  Zeit  und  anderer 
Länder  Überzeugt  worden  wäre,  so  iiätten  mich  die  AVahrnehmungen 
in  unserem  deutscheu  VaterUmde  in  der  jüngsten  Zeit  darüber  zur 
Genüge  belehrt.  Jener  Verachtung  der  Theorie  von  Seiten  prac- 
tischer  Staatsmänner  stelle  ich  das  Wort  Ro yer-Collard's  ent- 
gegen, das  ein  so  ausgezeichneter,  freiUch  ein  wissenschaft- 
licher Finanz  p  r  a  c  t  i  k  e  r ,  wie  Baron  v  o  n  H  o  c  k  als  Motto  seiner 
Schrift  „öffentliche  Abgaben  und  Scliulden"  gewählt  hat: 

Die  Theorie  als  überflüssig  erklären,  heisst  den  Hochmuth 
haben,  mau  brauche  nicht  zu  wissen,  was  man  sagt,  wenn 
man  spricht,  und  was  man  thut,  Avenn  man  handelt. 
Es  hat  freilich  auch  bei  den  „Practikern"  seine  guten  Wege 
mit  dem  Auskommen  „ohne  Theorie".  Die  „Theorie"  fehlt  auch 
ihnen  nicht,  nur  dass  es  vollends  eine  ganz  einseitige  und  schiefe 
Theorie  zu  sein  pflegt,  auf  die  sich  solche  Practiker  stützen.  In 
einer  der  wichtigsten  practischen  Streitfragen  der  Besteuerung, 
derjenigen  über  Ertrag-,  Einkommen-  und  dergl.  Steuern  einer- 
Yerbrauchsteuern  anderseits  oder  über  sogenannte  „directe"  und 
„indirecte"  Steuern,  darf  die  Noth wendigkeit  und  Berechtigung 
der  Yerbrauchsteuern  durchaus  nicht  so  verkannt  werden,  wie  es 
eine  Zeitlang  üblich  war.  Aber  die  gegenwärtige  Strömung  in 
gewissen  Kreisen  unserer  „Practiker",  möglichst  diese  Steuern 
auszudehnen,  ist  eine  handgreifliche  Einseitigkeit  nach  der  anderen 
Richtung.  Leider  zugleich  eine  verhängniss volle,  vor  Allem  in 
socialpolitischer  Hinsicht  in  Bezug  auf  die  richtige  und  gerechte 
Vertheilung  der  Steuerlast  im  Volke. 

Wahrnehmungen  dieser  Art  waren  es  auch,  die  mir  zeigten, 
dass  eine  blosse  Behandlung  der  speciellen  Steuerlehre,  wie  im 
Ganzen  bei  Rau  und  den  Früheren,  den  an  die  Wissenschaft 
als  neutrale  Instanz  für  die  Beurtheilung  der  Praxis  zu  stellen- 
den Anforderungen  nicht  entspreche.  Nur  die  scheinbar  so  ganz 
„theoretische"  allgemeine  Steuerlehre  arbeitet  hier  auch  für  die 
Praxis  so  vor,  wie  es  sich  für  eine  einem  practischen  Gegenstand 
gewidmete  Wissenschaft  geziemt. 


Vin  Vorwort. 

In  der  folgenden  „allgemeinen  Steuerlehre"  sind  nun  möglichst 
consequent  alle  hauptsächliclien  Principien fragen  der 
Besteuerung  im  systematischen  Zusammenhang  be- 
handelt worden  (s.  S.  167).  Die  specielle  Steuerlehre  hat  dann 
vornemlich  nur  die  steuertechnischen  Seiten  der  einzelnen 
Steuern  zu  erörtern. 

Die  eingeschlagene  Behandlung  hat  eine  erhebliche  Er- 
weiterung des  "Werks  nothwendig  gemacht.  Die  allgemeine  Steuer- 
lehre erreichte  mit  der  Gebührenlehre  den  Umfang  eines  Bandes, 
weshalb  der  zweite  Theil  der  Finanzwissenschaft  mit  ihr  abge- 
schlossen wurde.  Die  specielle  Steuerlehre  und  die  Staatsschulden 
sind  für  einen  dritten  Theil  reservirt  worden.  Vieles,  was  Rau 
und  die  Früheren,  theilweise  auch  noch  Stein  in  der  speciellen 
Lehre  behandeln,  ist  aber  von  mir  in  die  allgemeine  Lehre  herüber 
genommen  und  hier  unter  einheitlich  zusammenfassendem  Gesichts- 
puncte  erörtert  worden,  so  u.  A.  besonders  im  4.  Hauptabschnitt 
von  der  Steuerverwaltung  (S.  566  ff.). 

Ein  Anhang  „zur  Geschichte  und  Statistik  der  Besteuerung 
in  einzelnen  Ländern",  auf  welchen  ich  S.  388  und  S.  408  verweise, 
hat  nach  längerer  Erwägung  seinen  Platz  erst  im  dritten  Theile 
angewiesen  erhalten,  wozu  mich  freilich  auch  der  äussere  Grund, 
den  vorliegenden  Band  nicht  einen  noch  grösseren  Umfang  gewinnen 
zu  lassen,  mit  bestinmit  hat. 

In  Bezug  auf  die  Bearbeitung  des  ganzen  Lehrbuclis  der  poli- 
tischen Oekonomie  bemerke  ich,  dass  ich  mir  die  Beendigung  der 
Finanzwissenschaft  zur  nächsten  Aufgabe  gestellt  habe,  bevor  ich 
mich  wieder  zu  den  anderen  Theilen  wende. 

Cliarlottonbu  lg  bei  Berlin,  25.  März  1880. 

Dr.  Adolph  Was^iier. 
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Drittes  Buch. 
Die  ordentlichen  Einnahmen  der  Finan/iWirthschaft. 

Fortsetzung. 
Insbesondere  (Gebühren  und  Steuern.^) 

§.  276.  Einleitung.  Die  ordentlichen  Einnahmen  der 
Finanzwirthschaft  zerfallen  in  finanz  wissenschaftlicher  Hin- 
sicht nach  den  Erörterungen  im  ersten  Bande  dieses  Werks  ^)  in 
zwei  coordinirte  Hauptarteu,  nemlich:  die  privatwirth- 
schaftlichen  oder  Dom  anial  einnahmen  oder  den  Privat- 
erwerb einer-  und  die  Staats wirth schaftlichen  Einnahmen 
oder  Auflagen,  oder  (im  weitesten  Sinne)  die  Abgaben  oder 
Steuern  andrerseits.     Der  Privaterwerb  ist  im  ersten  Bande  voll- 


^)  Im  Folgenden  werden  die  neueren  Auflagen  des  1.  Bands  in  nachstehender 
Weise  citirt:  Die  5.  Auflage,  die  letzte  von  Rau  (1864),  als:  Rau,  Finanzwiss.  I; 
die  6.  Auflage,  die  erste  in  meiner  Neubearbeitung  (1872),  als:  Rau -Wagner, 
Fin.  I;  die  zweite  Auflage  dieser  Neubearbeitung  (zugleich  die  7.  des  ursprüng- 
lichen Werks),  als;  Wagner,  Fin.  I.  Wegen  der  formellen  und  sachlichen 
Aenderungen,  -welche  in  der  2.  Auflage  meiner  Neubearbeitung  gegen  die  erste  erfolgt 
sind,  citire  ich  bei  Verweisungen  regelmässig  die  betreffenden  Stellen  dieser  beiden 
letzten  Auflagen,  zu  denen  der  jetzige  Band  der  Finanzwissenschaft  den  gemein- 
samen zweiten  Band  bildet.  Die  Verweisungen  auf  den  zweiten  Band  der  Rau- 
schen Finanzwissenschaft  beziehen  sich  regelmässig  auf  die  letzte  Auflage,  die  fünfte 
(1SC5).  Aeltere  Auflagen  von  Rau  werden  voriiommenden  Falles  speciell  genannt. 
Von  den  anderen  Abtheilungen  des  Rau  'sehen  Werlis  citire  ich  die  8.  (letzte)  Auflage 
der  „Grundsätze  der  Volkswirthschaftslehre"  (2  B.  1868—69)  als  „Rau,  Volksw.- 
sch.lehre  I  und  11",  die  5.  (letzte)  Auflage  der  „Grundsätze  der  Volkswirthschafts- 
politik"  (2  B.  1862  —  63)  als  „Rau,  Volksw.sch.polit.  I  und  II."  Der  1.  Band 
der  Wagncr-Nasse'schen  vollständigen  Neubearbeitung  des  Rau'schen  Lehrbuchs 
der  polit.  Oekonomie  wird  bei  Verweisungen  von  mir  als  „Wagner,  Grundlegung" 
(l!576)  bezeichnet.  —  Die  Paragraphenzahl  im  1.  Bande  weicht  in  der  2.  Aufl.  etwas 
von  meiner  1.  Neubearbeitung  ab,  indem  sie  dort  mit  §.  275,  hier  mit  §.  261  endet. 
In  diesem  2.  Bande  führe  ich  die  Zahl  der  2.  Auflage  fort,  beginne  also  mit  §.  276. 
-)  Rau- Wagner,  Fin.  I,  §.  84  fi'„  Wagner,  Fin.  I,  §.  129  ff.  —  Vgl.  auch 
Rau,  Fin.  I,  §.  84  fi". 

A.  Wagner,  Finanzwissenschaft.    II.  1 


2  3.  B.   Einleitung.   §.276. 

ständig  abgehandelt  worden.^)  Das  dritte  Buch  in  diesem  zweiten 
Bande  hat  es  mit  den  Auflagen  zu  thun,  welche  thatsächlich  im 
modernen  Staats-  und  Communalhaushalt  das  Uebergewieht  haben 
und  im  Ganzen  auch  mit  Recht.*) 

Die  Auflagen  theilen  sich  in  finanz  wissenschaftlicher  Beziehung 
wiederum  in  zwei  principiell  verschiedene  Arten,  in  die 
Gebühren  und  in  die  eigentlichen  Steuern  —  oder  in  die 
speciellen  und  in  die  all  gemeinen  Steuern.  °)  Diese  Unter- 
scheidung ist  schon  im  ersten  Bande  begründet  und  durchgeführt, 
und  ebendaselbst  ist  bereits  eine  Begriffsbestimmung  und  allgemeine 
Characteristik  beider  Arten  der  Auflagen  gegeben  worden.^)  An 
diese  Erörterungen  ist  jetzt  anzuknüpfen  und  wird  die  Lehre  von  den 
Gebühren  und  den  eigentlichen  allgemeinen  Steuern 
in  den  folgenden  zwei  Kapiteln  dieses  dritten  Buchs  getrennt  ab- 
gehandelt.^) 


3)  Rau-Wagner,  Fin.  I,  §.  117  —  261,  Wagner,  Fin.  I,  §.  158—275.  Die 
formellen  Abw^eichungen  von  Eau  sind  in  den  in  Note  2  citirten  Stellen  bezeichnet 
und  begründet.  Sie  beziehen  sich  vornemlich  auf  die  Ausscheidung  einer 
eigenen  finanzwissenschaftlichen  Abtheilung  der  Einkünfte  als  „Einkünfte 
aus  Hoheitsrechten"  (Rau,  Fin.  I,  §.  166 — 226).  WasRau  in  diesem  Abschnitt 
giebt,  ist  von  mir  theils  beim  Privaterwerb  im  1.  Bande  abgeliandelt  (Staatsberg-  und 
Salzwcrke,  Jagd  und  Fischerei,  Staatseisenbahnen),  theils  wird  es  in  diesem  2.  Bande 
bei  den  Gebühren  (Münze,  Post,  Telegraphie,  Fähr-  und  Flossrecht),  theils  bei  den 
eigentlichen  Steuern  (Salzregal,  Tabakregal  u.  s.  w..  Bergwerksteuern,  Lotto)  erörtert, 
üeber  ,.Reg  allen"  in  der  heutigen  Finanzwissenschaft  s.  Rau -Wagner,  Fin.  I, 
§.  101,  1Ü9— 116,  Wagner,  Fin.  I,  §.  141,  145—147. 

*)  Rau-Wagner  I,  §.  117,  bes.  Wagner,  Fin.  I,  §.  149  ff.,  155—157. 

5)  Rau-Wagner  I,  §.  95,  106,  Wagner  I,  §.  136,  143. 

*>)  Rau-Wagner  I,  §.95—116,  Wagner  I,  §.  136—147.  In  Recensionen  des 
1.  Bands  ist  gesagt  worden  (so  von  Samt  er  in  der  Augsb.  AUg.  Ztg.),  die  Stellung 
dieser  Abschnitte  im  System  sei  wohl  richtiger  im  2.  Bande,  vor  der  Gebühren-  und 
Steuerlehre.  Wegen  der  Nothwendigkcit ,  die  Classification  aller  ordentlichen  Ein- 
nahmen im  Zusammenhang  vorzunehmen  und  meine  Abweichungen  in  der  Auffassung 
und  Begrenzung  der  einzelnen  Arten  von  Rau,  Stein  und  den  Früheren  zu  be- 
gründen, wurden  diese  Abschnitte  schon  in  den  1.  Band  gestellt. 

')  unmittelbarer  Anscliluss  daher  an  Rau-Wagner,  Fin.  I,  §.  116a,  Wagner, 
Fin.  I,  §.  148. 


Gebühren.    Literatur.  3 

Erstes  Kapitel. 
Die  Gebühren.^) 

''  Kau.  Fin.  I.  §.  227—246,  „Einkünfte  aus  Gebühren",  als  3.  Abschnitt  nacli 
dem  Priraterwerb  (,1.  A.).  den  Einkünften  aus  Hoheitsrechten  (2.  A.)  und  vor  den  Steuern 
(4.  A.)  des  2.  Buchs  „Staatseinkünfte".  Dieser  Abschnitt  Kau's  über  die  Gebühren 
genügt  nicht  mehr,  obwohl  Kau  mit  zuerst  das  Wesen  der  Gebühren  und  iliren  Unter- 
schied von  den  Steuern  richtig  erkannt  hat.  Es  fehlt  ihm  aber  die  scharfe  principielle 
Scheidung  zwischen  Gebühr  und  Steuer  (Verkehrssteuer),  der  Stempel  wird  nicht 
deutlich  genug  bloss  als  Erhebungsform  von  Abgaben  aufgcfasst,  in  der  Dar- 
stellung werden  Gebühren  und  Steuern  vermengt,  das  System  der  (Jebühren  ist  mangel- 
haft und  unvollständig.  Die  einzelnen  Abgaben  werden  mehrfacli  falsch  beurtheilt,  so 
das  Register-Abgabenwesen  (Enregistrement.  §.  236),  die  Erbschafts„gebühr",  §.  237. 
Aus  diesem  Abschnitt  ßau's  konnten  daher  nur  einzelne  wenige  Bemerkungen, 
statistische  Daten  u.  dgl.  benutzt  werden.  Er  ist  von  Grund  aus  neu  bearbeitet 
und  sehr  erweitert  worden,  obgleich  die  von  Bau  hier  mit  behandelten  Steuern  (Ver- 
kehrssteuern, Erbschaftssteuer)  noch  für  die  spatere  Steuerlehre  zu  reserviren  waren. 
Die  von  Kau  unter  den- Regalien  in  s.  2.  Abschn.  besprochenen  Einrichtungen  der 
Post ,  Telegraphie ,  Münze  sind  im  Folgenden ,  soweit  sie  überhaupt  in  die  Finanz- 
wissenschaft gehören .  in  die  Gebührenlehre  einbezogen.  Für  die  principielle  Auf- 
fassung und  Scheidung  der  Gebühren  einer- ,  der  übrigen  ordentlichen  Einnahmen 
andrerseits  ist  der  1.  Band  der  Neubearbeitung  zu  vergleichen:  R.-W.  1.  Abschn.  d. 
2.  Buchs,  W.  1.  Kap.  d.  2.  Buchs,  wo  auch  bereits  die  Auseinandersetzung  mit  den 
theilweise  übereinstimmenden,  theilweise  abweichenden  Auffassungen  und  Classificationen 
anderer  Autoren,  wie  ümpf enbach's,  v.  Hock's,  B6sobrasoff's,  besonders 
L.  y.  Stein 's. 

Vergl.  über  Gebühren  im  Allgemeinen  mit  weiteren  Literaturangaben:  Rau- 
Wagner,  Fin.  I,  §.95 — 105;  Wagner,  Fin.  L  §.  137 — 142. —  Von  Früheren: 
V.  Sonnenfels,  Fin.  Abschn.  IV,  „von  zufäll.  Einkünften"  §.  111  ff.  (bes.  auch  über 
Abgaben  bei  Rechtsgeschäften,  Eigenthumswechsel  u.  s.  w.,  —  also  Steuern,  mit 
manchen  rieht.  Bemerk.).  —  v.  Jacob,  Fin.,  handelt  über  das  Gebühren wesen  noch 
nicht  in  systematischem  Zusammenhang,  berührt  es  aber  an  verschiedenen  Stellen  seines 
Werks.  Ihm  wie  Andern  präjudicirte  der  alte  Regalbegriff.  Vgl.  I,  §.321 — 323  über 
die  Benutzung  der  Justiz  und  Polizei  als  Finanzquelle;  bes.  §.  6S7  tf. ,  wo  ein  Theil 
der  sogenannten  Gebühren  und  mit  ihnen  etwa  verbundenen  Verkehrssteuern  als  eine 
..zweite  Classe  von  Consumtionsauflagen"  behandelt  wird,  mit  klarer  Hervor- 
hebunjc  des  Gebührenbegrilfs  und  des  üebergangs  der  Gebühr  in  die  Steuer  in  §.  6SS. 
S.  auch  die  Erläuter.  zu  §.  6S9  ff.,  S.  572  ff.  Danach  ist  Stein.  Fin.  3.  A.,  S.  269 
zu  berichtigen.  Den  Stempel  als  eine  Erhebungsform  erwähnt  Jacob  richtig, 
aber  nur  ganz  kurz  in  II,  §.  1200,  1254,  in  dem  3.  Buche  von  der  Finanzverwaltung.  — 
Fulda.  Fin.  §.  132  ff.  (zufäll.  Eink.).  —  Schön,  Fin.  S.  87,  Stempel  als  eine  der 
drei  Hauptformen  der  indirecten  Steuer.  —  v.  Malchus,  Fin.  I,  §.  31  (bei  den 
sog.  Fiscirechten),  bes.  aber  §.  62  ff.,  wo  wieder,  wie  von  v.  Jacob,  das,  was  wir 
heute  „Gebühren"  nennen,  als  eine  erste  Art  der  indirecten  Steuern  bezeichnet 
wird:  ,, solche,  die  für  die  Benutzung  und  den  Genuss  allgemeiner  oder  besondrer 
öffentlicher  Anstalten  oder  aus  Anlass  von  beiden  entrichtet  werden"  (S.  209),  mit 
richtiger  Specialisirung  in  §.  63,  S.  301,  dann  §.  64,  nur  ohne  genügende  Scheidung 
von  Gebühr  und  Steuer.  Gleichwohl  ist  angesichts  dieser  Ausfuhrungen  die  Bemerkung 
von  Stein  a.  a.  0.:  „in  den  früheren  Werken  von  Jacob,  Malchus,  Lotz  u.  A. 
kommt  kaum  das  Wort  (Gebühr),  geschweige  die  Sache  vor"  ganz  unrichtig. 
J.  G.  Hoffmann,  Lehre  v.  d.  Steuern  S.  22;  bes.  S.  417  ff.  über  „Stempelsteuern" 
(Verkehrssteuern  u.  Gebühren).  —  Von  Neueren:  Ümpfenbach,  Fin.  I,  §.  22 — 44, 
„die  Gebührenerhebung",  in  richtig  zusammenfassender  Behandlung  und  mit  richtiger 
Einstellung  sogen.  Regalien,  wie  Münze,  Post,  Telegraph,  in  die  Gebührenzweige ;  über 
meine  etwas  abweich.  Behandlung  d.  Eisenbahnen  s.  meinen  1.  B.  u.  die  Bemerk,  im 
folg.  1.  Kap.  —  E.  Pfeiffer,  Staatseinn.  I,  Theil  V,  S.  294—351,  sachlich  voU- 
ständiger  als  die  meisten,  aber  ohne  genügendes  System  und  in  der  Gesammtauffassung 
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4  3.  B.  1.  Kap.   Gebühren.   Liter.  Princ.  u.  Wesen.   §.  277. 

einseitig,  Münze,  Post,  Telegraph,  auch  Eisenbahnen  im  vorausgehenden  4.  Theil  unter 
den  „Monopolen"  (!).  —  v.  Hock,  öfFentl.  Abgaben  §.  4,  §.  33,  34  ,.Entgelte  für 
besondere  Dienste",  (eine  von  Hbck's  3  „ürsteuern") ,  unterschieden  von  den  haupt- 
sächlichen Verkehrssteuern ,  die  er  als  „Erwerbsgebühren"  (§.  31,  32)  behandelt.  — 
Laspeyres,  Art  Staatswirthschaft  in  Bluntschli's  Staatswörterbuch  X,  95.  — 
Bergius,  Fin.  2.  A.  §.  49  iSporteln  und  Stempel),  §.  39  (Steuern  verschiedener  Art), 
Post,  Münze  u.  s.  w.  unter  Eegalien,  —  keine  Spur  eines  wissenschaftl.  Systems.  — 
Eisenhart,  Kunst  d.  Besteuer.  (Berl.  1868)  S.  9  fF.  (richtig  und  gut).  —  A.  Held, 
Einkommensteuer,  Bonn  1S72,  S.  5  iF.  —  Maurus,  moderne  Besteuer.,  Heidelb.  1S70, 
5.  Kap.  „Besteuerung  auf  Grund  der  Benutzung  von  allgem.  Staatsanstalten"  S.  125  ff. 
(Gebühren  u.  Steuern,  auch  Erbsteuer  zusammen).  —  M.  Wirth,  Nat.-Oek.  H  (3.  A.), 
519  ff.,  über  Regale  514.  —  Vgl.  auch  K.  Walcker,  Selbstverwalt.  d.  Steuerwesens, 
Berl.  1809,  S.  5,  u.  §.  2.  —  Dann  Fr.  J.  Neu  mann,  progress.  Einkommenst.,  Leipz. 
1874,  Kap.  2  u.  3,  bes.  über  die  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  und  über 
die  sogenannten  „Beiträge"  (s.  u.  §.  325).  —  AI.  3Ieyer.  über  Stempelsteuern,  in 
Faucher 's  volksw.  Vierteljahrschr.  1864,  IH,  (VII),  hl — SO,  allgemeine  principielle 
Rechtfertigung  der  Stempelsteuern  als  gerecht,  weil  der  Staat  für  eine  Leistung  eine 
Gegenleistung  gewähre,  also  Betonung  des  Ge  bührencharacters  dieser  Steuern,  aber 
mit  einseitiger  üebertreibung ;  characteristische  Auffassung  der  Freihandelsschule. 

Die  bedeutendste  Förderung  nnd  Klärung  der  Gebührenlehre  und  der  Lehre  von 
den  Verkehrssteuern  ist  L.  v.  Stein  zu  verdanken,  bes.  die  scharfe  Trennung  des 
Gebühren-  und  Steuerprincips ,  die  Ausscheidung  der  „Verkehrssteuern"  aus  den 
Gebühren,  die  Auffassung  des  Stempels  bloss  als  E r heb ungs form.  Willkürlich 
bleibt  nur  seine  neue  Regalienlehre  und  die  Trennung  dieser  sogen.  Regalien  von 
den  Gebühren.  (S.  dagegen  Rau-Wagner,  Fin.  I,  §.  84  Note  b,  §.  85  Note  a, 
§.  86  Note  a  und  b,  §.  96  Note  a,  §.  100  Note  g,  §.  101  Note  a;  Wagner,  Fjn.  l, 
§.  130  Note  3,  §.  131  Note  5,  6,  7,  §.  137  N.  5,  §.  141  N.  19,  §.  142  N.  22);  ein 
Hauptdifferenzpunct  unserer  finanzwiss.  Systematik.  Die  Bemerkungen  von  Sax,  Ver- 
kehrsmittel, ^^'ien  1878,  I,  85  Note,  gegen  mich  und  für  Stein  erkenne  ich  z.  Th.  als 
richtig  an,  nur  folgt  nicht,  wie  Sax  selbst  zugiebt,  dass  man  Stein's  Auffassung  sich 
anschliessen  müsse;  die  „regalisirten"  Thätigkeiten  sind  Kategorieen  des  positiven 
Rechts,  aber  die  Einnahmen  daraus  keine  selbständige  finanzwissenschaft- 
liche Kategorie  mehr.  Meistens  gehören  sie,  wie  ich  im  1.  B.  schon  begründete,  zu 
den  Gebühren,  sonst  zu  den,  in  besondrer  Form  erhobenen,  Steuern.  Durchaus 
stimme  ich  Stein  bei  in  der  Scheidung  der  Gebühren  und  (Verkehrs-)Steuern,  theil- 
weise  auch  in  seiner  Theorie  der  Verkehrssteuern.  Aber  diese  Theorie  ist  zu  ein- 
seitig absolut  aufgestellt  und  bedarf  auch  in  ihrem  an  sich  richtigen  Kern  einer 
Correctur,  sowie  einer  weiteren  Ergänzung.  S.  darüber  u.  d.  Steuerlehre.  Für  das 
folgende  1.  Kap.  von  den  Gebühren  sind  die  3  Abschnitte  Stein's  zu  vergleichen: 
3.  A.  Regalien  S.  229—264,  Gebühren  265—296,  Verkehrssteuer  519—533. 

Aus  der  fremden  Literatur  s.  A.  Smith,  wealth  of  nations,  5.  Bch.,  1.  Kap., 
2.  u.  3.  Abth.  pass.  u.  2.  Kap.   1.  Abth.  pass.  —  Mill,  polit.  Oekon.,  Bch.  5,  Kap.  5. 

—  Parieu,  traite  des  impots,  III,  165.  —  Leroy-Beaulie"u  ,  traitc  de  la  science 
des  fin.,  Par.  1877,  I,  bes.  eh.  11,  Enregistrem.,  Stempel  u.  s.  w.  (über  Post  u.  s.w. 
eh.  12).  —  Garnier,  lin.  eh.  10  (Enregistrem.  u.  Stempel).  Scharfe  Trennung  von 
Gebühr  und  Verkehrssteuer  und  richtige  Auffassung  der  ersten  bei  den  Franzosen  noch 
nicht  erreicht.  —  L.  Cossa,  elem.  di  scienza  delle  finanze,  2.  ed.  Mil.  1876,  S.  37  ff. 

—  Eine  umfassende  werthvolle  Monographie,  mit  eingehender  Behandlung  der  Finanz- 
statistik, Gesetzgebung  und  Literatur  ist  W.  Btisbbrasoff ,  impots  sur  les  actes,  in 
den  M6moires  de  l'Acad.  de  St.  Petersb.,  bes.  N.  1,  1866;  N.  2,  1867,  speciell  über 
die  russischen  einschlagenden  Steuern.  Richtige  Betonung,  dass  die  Eiitwicldung  dieser 
Abgaben  mit  dem  Formalismus  des  Rechts  Hand  in  Hand  geht. 

Die  Gesetzgebung  s.  unten  in  den  Noten  der  folgenden  Abschnitte,  bes.  Note  1 
zu  Abschn.  2.  Sie  betrifft  vielfach  nach  der  gemeinsamen  oder  gleichartigen  Er- 
hebungsf'orm  (Stempel  u.  s.  w.)  Gebühren  und  Verkehrssteuern  u.  dgl.  m.  zusammen, 
was  auch  das  wissenschaftliche  Verständniss  sehr  erschwert  hat. 
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1.  Abschnitt. 
Princip,  \^eseii  iiiul  Eutwicklnii«:  der  Gebühren. 

§.277.  Gebühren  sind  nach  der  früheren  Begriffsbestimmung 
„Abgaben,  welche  von  Einzelnen  oder  Gruppen  von  Einzelnen  als 
ein  specieller  Entgelt  eines  ihnen  vom  Staate  (Selbstverwal- 
tungskürper  u.  s.  w.  —  oder  allgemein :  von  einer  „Zwangsgemein- 
wirthschaft"  ^))  geleisteten  Diensts,  oder  einer  durch  sie  verursachten 
Ausgabe  (Kostenprovocation)  bei  der  Ausübung  einer  Staatsthätigkeit 
in  einer  von  der  Staatsgewalt  einseitig  bestimmten  Weise 
und  normirten  Höhe  erhoben  werden." 3) 

Die  principielle  Berechtigung  von  Gebühren  liegt  im 
Wesen  und  in  den  Wirkungen  vieler  Staatsthätigkeiten,  das 
thatsUc bliche  Vorkommen  von  Gebühren,  die  geschicht- 
liche Entwicklung  derselben  und  die  Einrichtung  des 
Gebührenwesens  hängen  eng  mit  den  herrschenden  An- 
schauungen über  Recht,  Staat,  Gesellschaft  undVolks- 
wirth Schaft  und  mit  den  Zuständen  in  denselben  zusammen 
und  wechseln  daher  mit  diesen  Anschauungen  und  Zuständen. 
Insofern  sind  die  Regeln,  welche  in  der  Lehre  von  den  Gebühren 
aufzustellen  sind,  nicht  absolute,  sondern  zeitlich  und 
örtlich,  historisch  relative. 

Wie  bereits  im  ersten  Bande  bemerkt  wurde,  ist  indessen  die 
Lehre  von  den  Gebühren,^)  daher  auch  die  Geschichte  der- 
selben nur  in  nebensächlicher  Hinsicht  ein  Gegenstand  der 
Finanz  wissenschaft.  Gebühren  lehre  und  Gebühren- 
geschichte knüpfen  vielmehr  aufs  Engste  an  die  Lehre  und 
Geschichte  derjenigen  öffentlichen  Einrichtungen,  Anstalten  und 
Thätigkeiten  des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  an,  welche  zur 
Erhebung  von  Gebühren  die  Möglichkeit  und  den  Anlass  gewähren. 
Insbesondere  ist  daher  die  genauere  Geschichte  des  Gebühren- 


*)  Wagner,  Grundleg.,  Kap.  ^,  Abschn.  10. 

')  Rao-Wagner,  Fin.  I,  §.  95.  Wagner,  Fin.  I.  §.  137.  —  Rau,  Fin.  I, 
§.  227  :  ,. Gebühren  werden  bei  solclien  Gelegenheiten  gefordert,  wo  der  einzelne  Bürger 
mit  einer  Staatsbehörde  oder  einer  wesentlichen  Staatsanstalt  (iu)  Gegensatz  zu  einem 
blossen  Staatsgewerbe)  in  eine  gewisse  besondre  Berührung  kommt.  Sie  können  als 
eine  besondre  Vermutung  für  den  Aufwand  angesehen  werden,  weichen  die  Staats- 
gewalt bei  irgend  einer  Veranstaltung  zu  machen  hat,  und  haben  insofern  mit  der 
Bezahlung  für  geleistete  Privatdienstc  Aehnlichkeit."  —  Stein  3.  A.  S.  266  (wo  sich 
gleich  bei  der  Begriffsbestimmung  der  Gebühr  die  ünhaltbarkeit  und  Willkühr  der 
Ausscheidung  der  Regalien  ergiebt). 

*)  R.-W.  I,  §.  103.     W.  I.  S.  112. 


6  3.  B.  1.  K.  1.  A.   Princ,  Wes.,  EntwicM.  d.  Gebühren.    §.  277—278. 

Wesens  ein  Theil  der  Geschichte  des  Gerichtswesens,  des  Beamten- 
thums  und  der  gesammten  Staats-  und  Communalverwaltung,  u.  A. 
namentlich  im  Gebiete  der  Polizei,  des  ünterrichtswesens,  des  Ver- 
kehrswesens und  der  Volks wirthschaft  überhaupt.  Der  Zusammen- 
hang zwischen  dem  Gebtihrenwesen  und  der  Einrichtung  der  Ver- 
waltung ist  dabei  so  eng,  dass  sich  die  Geschichte  des  ersteren  zu 
einer  Geschichte  der  letzteren  erweitern  muss,  damit  aber  aus  dem 
Rahmen  dieses  Werks  hinausfällt.  Es  muss  daher  hier  an  einer 
Darstellung  in  wenigen  Grundzügen  genügen. 

Auch  die  eigentlichen  Principienfragen  des  Gebühren- 
wesens sind  nur  zu  einem  kleinen  Theil  in  der  Finanzwissenschaft 
zu  behandeln.  Sie  gehören  vielmehr  in  die  Politik  und  in  die 
Verwaltungs lehre.  Denn  nach  den  Grundsätzen,  welche  in  der 
Justiz  und  Verwaltung  herrschen  und  herrschen  sollen,  ist  zu  ent- 
scheiden, ob  und  welche  Gebühren  erhoben  werden  sollen.  Nach 
der  Systematik  dieses  Lehrbuchs  der  Politischen  Oekonomie  muss 
daher  die  Erörterung  an  dieser  Stelle  auf  die  ganz  allgemeine 
Frage  nach  der  principiellen  Berechtigung  von  Gebühren  sich 
beschränken.  Die  Lehre  von  den  auch  finanziell  besonders  wich- 
tigen Rechtsgebühren,  welche  freilich  geschichtlich  und  that- 
sächlich  in  der  Praxis  und  bis  auf  die  neueste  Zeit  auch  in  der 
Theorie  mit  gewissen  Verkehrssteuern  vermengt  sind,  gehört 
in  die  Justizverwaltungslehre;  die  Lehre  von  den  Ver- 
waltungsgebühren, welche,  meist  in  der  Form  von  Stempeln, 
bei  gewissen  Thätigkeiten  öffentlicher  Behörden  für  Einzelne  erhoben 
werden,  in  die  Allgemeine  Verwaltungslehre;  die  Lehre 
von  den  Cultur-  und  Wohlfahrtsgebtihren  in  die  Innere 
und  in  die  Wirthschaft  liehe  Verwaltungslehre.  In 
letzterer  sind  namentlich  die  Gebühren  des  Verkehrswesens 
in  principieller  Beziehung  näher  zu  behandeln.  Hierfür,  sowie 
für  einige  andere  Gebühren  der  volkswirthschaftlichen  Verwaltung 
ist  auf  den  dritten  und  zum  Theil  auch  auf  den  vierten  Band  des 
Lehrbuchs  (in  der  Neubearbeitung)  zu  verweisen. 

I.  —  §.  278.  Die  principielle  Berechtigung  der  Ge- 
bühren. Alle  Thätigkeiten  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungs- 
körper sind  nur  gerechtfertigt,  soweit  sie  ein  „öffentliches" 
Interesse  bilden.  Wenn  auch  im  historischen  Staat  gegen  diesen 
Grundsatz  vielfach  Verstössen  worden  ist,  so  geht  doch  die  Tendenz 
bei  unseren  modernen  Culturvölkern  darauf  hinaus,  die  „öffent- 
lichen Thätigkeiten"   auf  die  Fälle  eines  „öffentlichen  Interesses" 
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ZU  beschränken  und  sie  anderseits  immer  mehr  auf  solche  auszu- 
dehnen, d.  h.  immer  mehr  das  Mitspielen  eines  öflfentlichen 
Interesses  auch  bei  bisherigen  Thätigkeiten  der  Privatwirthschaften 
anzuerkennen.  Viele  solche  Thätigkeiteu  berühren  aber  zugleich 
Privatinteressen,  kommen  Privaten  in  besonderem  Maasse  zu 
Gute  oder  werden  einzeln  von  diesen  speciell  verursacht.  In- 
sofern und  in  diesem  Umfang  sind  Gebühren  als  Entgelte 
principiell  gerechtfertigt  und  nach  den  Forderungen  der  vertheilen- 
den  Gerechtigkeit  zu  verlangen.  Demgemäss  waltet  daher  hier 
der  privatwirthschaftliche  Grundsatz,  dass  der  „Leistung"  eine 
specielle  „Gegenleistung"  entsprechen  soll,  statt  des  gemein- 
wirthschaftlichen  Entgeltlichkeitsprincips  ob,'')  nur  dass  über  die 
Art  und  Höhe  der  speciellen  Gegenleistung  einseitig  die  Staats- 
gewalt entscheidet. 

Die  richtige  Entwicklung  der  Gebühren  muss  mithin 
von  dem  Grundsatz  beherrscht  werden:  je  mehr  die  Thätigkeiteu 
des  Staats  u.  s.  w.  sich  in  ihren  Wirkungen  als  differentiale 
Vortheile  von  ökonomischem  Werth  nachweisbar  zu  Gunsten  Ein- 
zelner niederschlagen,  desto  allgemeiner,  desto  mehr  und  desto 
höhere  Gebühren  müssen  sich  an  diese  Thätigkeiteu  anknüpfen; 
und  umgekehrt,  je  mehr  das  Moment  des  öffentlichen  Interesses 
voransteht  und  die  Differentiirung  der  Vortheile  (und  eventuell:  der 
Kostenprovocationen)  verschwindet,  desto  seltener,  desto  weniger 
und  desto  niedrigere  Gebühren.  Im  ersten  Falle  daher  Ueb er- 
gang des  Gebührenprincips  in  das  privatwirthschaftliche 
oder  Gewerbsprincip,  eventuell  in  das  reine  Regal itäts- oder 
Steuerprincip;  im  zweiten  Fall  in  das  Princip  der  reinen 
Ausgabe  oder  wenigstens  Annäherung  an  dasselbe.^)  Anderseits 
aber  auch  umgekehrt  Uebergang  des  Gewerbsprincips  und  des 
Steuerprincips  in  das  Gebührenprincip,  wenn  und  soweit  als  eine 
Thätigkeit  im  öffentlichen  Interesse  den  Privatwirthschaften  entzogen 
und  an  den  Staat,  die  Gemeinde  u.  s.  w.  übertragen  wird. 

Im  fortschreitenden  Volke,  dessen  Volkswirthschaft  regelmässig 
immer  gemeinwirthschaft lieber  oder  „communistischer" 


")  Wagner,  Grundleg.  §.  116. 

®)  Die  Scheidung  dieser  leitenden  Finanzprincipien  ist  für  die  Klarstellung  der 
Gebuhrenlehre  besonders  wichtig.  S.  E.-W.  I,  §.  89—91  ;  W.  I,  §.  133.  S.  auch 
Sax,  Verkehrsmittel  I,  80,  84,  mit  einer  Berichtigung  meiner  Theorie  in  Bezug  auf 
Verkehrswesen,  die  ich  theilweise  acceptire. 
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wird,')  muss  sich  daher  das  Gebühren wesen  in  Staat  und 
C4enieinde  ausdehnen,  die  Gebtihrentaxe  und  der  Ge- 
bührentarif tritt  an  die  Stelle  des  Coneurren  zpreises, 
indem  auch  in  der  materiell  wirthschaftlichen  Sphäre  gemeinwirth- 
schaftliche  die  Stelle  der  privatwirthschaftlichen  Thätigkeit  ein- 
nimmt, z.  B.  im  Verkehrs-,  Versicherungs-,  Bankwesen,  in  Anstalten 
für  locale  Gemeinbedürfnisse  materieller  Art.  Zugleich  aber  wird 
mit  dem  immer  stärker  gemeinwirthscbaftlicheu  Character  der  Volks- 
wirthschaft  die  Vertheilung  der  Vortheile  der  Staats-  und 
Communalthätigkeiten  immer  gleichmässiger  für  Alle  und 
bei  den  Einzelnen  unmessbarer,  weshalb  das  GebUhrenwesen  theils 
mehr  auf  bestimmte  Kategoi;ieen  von  Thätigkeiten  be- 
schränkt und  in  seinen  Sätzen  ermässigt  wird,  theils  ganz 
fortfällt.  Das  Gebührenprincip  muss  also  dem  Princip  der  reinen 
Ausgabe  weichen  und  die  Finanzwirthschaft  insofern  eben  des- 
halb immer  mehr  reine  Steuerwirthschaft  werden:  eine 
finanzwirthschaft  liehe  Entwicklung,  welche  die  begleitende 
Folge  der  mehr  gemeinwirthschaftlichen  statt  der  rein  privat- 
wirthschaftlichen Organisation  der  Volkswirthschaft  ist  und  sich 
durch  das  Zurücktreten  des  Grundsatzes  von  „specieller  Leistung 
und  Gegenleistung"  im  Steuerwesen  offenbart. 

Mit  diesen  principiellen  Postulaten  für  die  richtige  Entwicklung 
des  Gebührenwesens  stimmt  die  thatsächliche  Entwicklungsgeschichte 
des  letzteren  auch  überein:  d.  h.  bei  aller  Verschiedenheit  der  ein- 
wirkenden Umstände  —  nicht  am  Wenigsten  auch  der  jeweiligen 
Finanzlage  — ,  welche  in  einer  concreten  Zeit  und  bei  einem  be- 
stimmten Volke  mit  entscheiden,  dringt  schliesslich  doch  bei  den 
Culturvölkern  eine  Gestaltung  der  Finanzwirthschaft  und  speciell 
des  Gebührenwesens  durch,  welche  mit  obigen  Postulaten  in  Ein- 
klang steht.  Es  ist  dies  eine  Folge  der  modernen  Staatsidee 
und  Auffassung  der  Staatsaufgabe,  sowie  neuerdings  der 
organischen  Staats-  und  Wirthschaftslehre  im  Unter- 
schied von  mittelalterlichen  und  antiken  Anschauungen 
und  von  Lehren  der  rein  individualistischen  Rechts-  und 
Staatsphilosophie  und  der  Smith'schen  Nationalökonomie. 


')  I'"lir  alle  diese  Finauzfrageu  ist  an  die  principiellen  Hauptfragen,  welche  sich 
auf  die  Organisation  der  Volkswirthschaft  beziehen,  anzuknüpfen.  S.  daher 
meine  Grundleg.,  bes.  Kap.  3  u.  4,  z.  B.  §.  171.  Dann  meine  „Communalsteuer- 
fragc"  (Leipz.  u.  Heidelb.  bei  C.  F.  Winter,  187S),  bes.  Abschn.  II,  u.  A.  S.  15,  39. 
Auch  unten  §.  325. 
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II.  —  §.  279.  Das  thatsächliche  Vorkommen  und 
die  Entwicklungsgeschichte  des  Gebührenwesen s.*) 

In  der  antiken  und  der  niittcUiltcrlichen  Anschauung  fehlt  jene 
enge  organische  Verbindung  zwischen  dem  ötaat  und  den  Individuen, 
in  welcher  der  Staat  als  nothwendige  Existenz-  und  Gedeihens- 
bediugung  der  in  ihm  vereinigten  bürgerlichen  Gesellschaft  und 
jedes  Einzelnen,  als  Theils  dieses  Ganzen,  erscheint,  daher  auch 
für  diese  Gesellschaft  und  die  Einzelnen  Etwas  leisten  soll  und 
wirklich  leistet.  In  der  alten  Welt  wird  der  Staat  zum  Selbst- 
zweck emporgeschraubt,  das  Gedeihen  der  Individuen  ist  für  ihn 
untergeordnet  und  wird  die  Privatsache  eben  der  Individuen.  Im 
Mittelalter  geht  umgekehrt  der  Staatsbegriff  selbst  verloren, 
Alles  löst  sich  in  Einzelbeziehungen  und  bestimmt  unter  sich  und 
mit  der  Sphäre  des  Staatsoberhaupts  abgegrenzte  Rechtssphären 
von  Ständen,  Corporationen  und  Individuen  auf.  Wo  überhaupt 
ein  Staat,  da  ist  zwar  auch,  wenn  auch  noch  so  unausgebildet,  ein 
Rechts-  und  Machtzweck  desselben  zu  constatiren.  Aber  im  antiken 
und  mittelalterlichen  Staat  leitet  man  daraus  noch  nicht  unmittelbar 
einen  Anspruch  der  Individuen  auf  Schutz  und  Sicherheit,  welcher 
dann  eine  entsprechende  Staatsthätigkeit  zu  Gunsten  der  Individuen 
im  einzelnen  Fall  ohne  Weiteres  mit  sich  brächte,  ab.  Selbst 
ein  Cultur-  und  Wohlfahrtszweck  wird  in  gewissen  Thätigkeiten 
auch  des  unentwickeltsten  Staats  erkennbar  sein.  Aber  noch  weniger 
als  bei  dem  Rechtszweck  wird  hier  im  Volksbewusstsein  ein  An- 
spruch des  Individuums  auf  Unterstützung  und  eine  bezügliche 
Pflicht  zu  einer  Einzelthätigkeit  des  Staats  dem  Individuum 
gegenüber  gefolgert,  wenngleich  in  Griechenland  und  Rom  einzelne 
„öffentliche  Thätigkeiten'',  wie  Schauspiele  und  Aehnliches,  vor- 
kommen, die  zwar  für  das  Volks-  und  Staatsganze  bestimmt,  doch 
den  Atomen  dieses  Ganzen,  den  Individuen  Genüsse  bieten.^)  Wo 
im  antiken  und  mittelalterlichen  Staat  eine  öffentliche  Thätigkeit 
ein  Individualinteresse  berührt,  da  ist  das  mehr  eine  zufällige  be- 
gleitende Folge,  nicht  der  eigentliche  Zweck  der  Thätigkeit.  Wenn 
diese  Thätigkeit  dann  aber  speciell  vom  Einzelnen  beansprucht  und 
für   ihn   geleistet   oder,   wie   bei   Vergehen,   durch   sein  Verhalten 


^)  Vgl.  für  das  Folgende  die  moderne  Staatsauffassung,  besonders  vom  volkswirth- 
schaftlichen  Standpuncte  aus,  in  Wagner,  Grundleg.  Kap.  4.  Deber  die  Staatszwecke 
daselbst  §.  165  tf.  Ich  muss  mich  hier  in  der  Finanzwissenschaft  vielfach  auf  die 
principiellen  Erörterungen  in  der  Grundlegung  beziehen ,  meine  specieUe  Auffassung 
aber  hier  unter  Bezugnahme  auf  die  Grundlegang  als  bekannt  voraussetzen. 

^j  S.  meine  Grandleg.  §.  11,  Note  7. 
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nothwendig  gemacht  wird,  dann  erscheint  auch  eine  specielle 
Gegenleistung  des  Individuums  selbstverständlich  und  wird  regel- 
mässig verlangt.^")  Erst  das  moderne  Bewusstsein  hat  sich  nach 
und  nach  zu  der  principiellen  Forderung  von  solchen  öffentlichen 
Thätigkeiten  auch  im  Gesellschafts-  und  im  Individual- 
interesse erhoben,  welche  ohne  specielle  Vergütung  des  Ein- 
zelnen von  Diesem  frei  genossen  und  aus  den  allgemeinen 
Einnahmen  bestritten  werden. 

Diese  Verschiedenheit  der  Anschauungen  spiegelt  sich  in  den 
Zuständen  des  antiken  und  mittelalterlichen  Staats  einer-  und 
des  modernen  Staats  andrerseits  ab:  jenen  Staaten  fehlt  factisch 
ein  grosser  Theil  der  modernen  Staatsthätigkeit.  Entweder  gänzlich, 
indem  die  bezüglichen  Bedürfnisse  —  namentlich  Gemeinbedürf- 
nisse") —  nach  dem  Stande  der  Cultur  und  der  Technik  noch 
gar  nicht  vorhanden  waren;  oder  die  Bedürfnisse  werden  noch 
ganz  durch  Privatthätigkeit  befriedigt.  Nur  hat  der  engste  räum- 
liche Gemeinschaftskreis ,  die  Ortsgemeinde,  mitunter  statt  des 
heutigen  Staats  intervenirt,  oder,  wenn  sie  im  Wesentlichen  mit 
dem  „Staate''  zusammenfiel,  wie  im  Alterthum  und  Mittelalter  so 
vielfach,  so  bildete  sich  bei  ihr  die  bezügliche  öffentliche  Thätigkeit 
zuerst  als  Communalsache  aus,  wodurch  dann  die  Annäherung 
an  moderne  Gestaltungen,  z.  B.  im  Gebiete  des  Wege-,  Markt-, 
Schul-,  Sanitätswesens,  erfolgte. 

§.  280.  In  finanzieller  Hinsicht  erklärt  diese  Verschieden- 
heit der  antiken  und  mittelalterlichen  von  den  modernen  An- 
schauungen und  Zuständen  zweierlei: 

1)  Einmal  den  viel  geringeren  Umfang  der  früheren 
Finanz wirthschaft,  sowohl  des  Staats  als  aller  anderen  ähnlichen 
Körper,  besonders  der  Gemeinde.  Da  gleichzeitig  die  privat- 
wirth schaftlichen  Einnahmequellen  noch  relativ  bedeutender 
waren,  so  konnte  vollends  alles  Steuerwesen  wenig  cutwickelt 
und  die  eigentliche  Steuer  für  Ausnahmefälle,  wie  Krieg, 
vorbehalten  bleiben. 


10)  Vergl.  z.  B.  über  Athen:  Böckh,  Staatshaush.,  Buch  H,  §.  9—12.  Darüber 
unten  in  Note  14.  —  Die  Verhältnisse  im  norinann.  Staate  in  England  im  Mittel- 
alter waren  auf  dem  (jebicte  des  (ierichtswesens  mit  besonders  vielen  Missbräuchen 
verbunden.  Aber  die  ^anzc  Anschauung,  welche  in  den  vouVocke  angeführten  Bei- 
spielen sehr  prägnant  hervortritt,  ist  doch  typisch.  S.  dessen  üesch.  d.  brit.  Steuern, 
S.  201  ff.     Vgl.  u.  ebenfalls  Note  14. 

")  Grund  leg.  Kap.  3,  Abschn.  6. 
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2)  Sodann  ergiebt  sich  für  alles  frühere  Steuerwesen,  — 
soweit  dasselbe  die  vollberechtigten  Bürger  und  freie  Fremde  betraf, 
also  nicht  einfach  auf  dem  Princip  der  Gewalt  über  und  der  ohne 
Gegenleistung  bleibenden  Ausbeutung  von  unterworfenen  Landes- 
bewohnern u.  dgl.  m.  beruhte  —  im  Ganzen  ein  gebührenartiger 
Character  und  zwar  in  doppelter  Weise:  auch  die  eigent- 
lichen Steuern  vermischen  sich  mit  gebührenartigen  Elementen, 
oder  m.  a,  W.  die  Auflegung  der  Steuer  wird  mit  nach  dem 
Gesichtspuncte  des  Gebührenprincips  motivirt,  ein  Characterzug,  der 
noch  heute  in  dem  sogen.  Zwecksteuersystem,  besonders  von 
Gemeinden  und  Communalverbänden,  sich  einigermassen  erhalten 
hat;  ferner  ein  eigentliches  Gebührenwesen  bildet  sich  aus, 
entartet  aber  vielfach  zu  eigentlichen  und  dann  oft  recht 
unpassenden  Steuern  (in  Form  von  Finanzregalien  und 
dergleichen  mehr). 

§.281.  Die  Entwicklung  des  Gebührenwesens  ist  nun 
auch  in  doppelter  Weise  vor  sich  gegangen: 

1)  Die  allmälig  sich  vermehrende  öffentliche  Thätigkeit  des 
Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  bringt  einmal  in  der  neueren  Zeit 
gegenüber  der  alten  ein  neues  Gebühre nwesen  mit  sich, 
welches  zum  Thoil  direct  und  indirect  erst  die  Mittel  bieten 
muss,  diese  vermehrten  Thätigkeiten  ökonomisch  und 
finanziell  zu  ermöglichen.  Es  ist  vornemlich  die  Ueber- 
gangszeit  aus  dem  Mittelalter  zur  Neuzeit,  dann  die  Periode  des 
„Polizeistaats",  wo  solches  neue  Gebührenwesen  sich  Bahn 
bricht,  zum  Theil  auch  noch  wie  in  der  früheren  Periode  die  Form 
von  Privatbezügen  der  Beamten  bewahrt  oder  erhält.  Auch 
hier  aber  erfolgt  dann  manchfach  eine  unrichtige  Anwendung  und 
Ausdehnung  des  Gebührenprincips,  wiederum  eine  Entartung  von 
Gebühren  zu  eigentlichen  Steuern  und  damit  eine  Vermengung  der 
verschiedenen  Zwecke  des  Gebühren-  und  des  eigentlichen 
Steuerwesens.  In  der  neueren  und  neuesten  Zeit  und  vielfach  noch 
in  unserer  Gegenwart  wird  daher  auch  dies  neuere  Gebtihrenwesen 
reformirt,  d.  h.  richtig  begründet  und  begrenzt.^^) 
Namentlich  wird  es  von,  der  Erhebungsform  nach  verwandten, 
aber  dem  Wesen  nach  verschiedenen  Abgaben  reinen  Steuer- 
characters,  wie  besonders  den  sogen.  Verkehrssteuern,  abge- 
schieden,  indem   der   sogen.  Stempel   richtig   als   eine    blosse 


^)  K.-^V.  Fin.  I,  §.  104.     W.  Flu.  I,  §.  142. 
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Erhebungsform  von  Gebühren  und  Steuern,  nicht  als  eine  be- 
sondere Art  beider  erkannt  wird.  ^^)  Das  Gebührenwesen  wird 
ferner  auf  manche  neue  Gebiete  ausgedehnt,  aber  anderseits  auch 
in  seinen  Sätzen  (Taxen)  ermässigt  oder  selbst  jede  Gebühr 
aufgehoben:  d.  h.  das  Gebührenprineip  weicht  theilweise  oder 
ganz  dem  Princip  der  reinen  Ausgabe.  Der  innere  Rechtfertigungs- 
grund hierfür  liegt  in  der  Erkenntniss  (oder  wenigstens  in  der 
modernen  Anschauung),  dass  das  Moment  des  öffentlichen 
Interesses  bei  der  betreffenden  Thätigkeit  dasjenige  des  Individual- 
interesses überwiegt  und  dass  die  Differentiirung  der  V ortheile, 
welche  die  Thätigkeit  für  die  Einzelnen  mit  sich  briugt,  sich  zu 
sehr  verringert,  um  wegen  ihrer  noch  Gebühren  zu  erheben  oder 
nach  ihr  zu  bemessen. 

2)  Das  alte  gebührenartige  Steuerwesen  entwickelt  sich 
theils  zu  reinem  Steuerwesen,  theils  scheidet  sich  aus  ihm  das 
eigentliche  Gebührenwesen  schärfer  ab.  Dort  fällt  also  der 
mitspielende  Gesichtspunct  des  Gebührenprincips  fort,  das  reine 
Steuerwesen  aber  bürgert  sich  als  regelmässige  Einnahmequelle 
ein,  je  mehr  sich  der  moderne  Staat  mit  seinen  umiassenden  und 
kostspieligen  Einrichtungen  und  Thätigkeiten  und,  diese  Gestaltung 
begünstigend,  die  moderne  Staatsidee  entwickelt.  Das  verbleibende 
besondere  Gebührenwesen  der  älteren  Zeit  verbindet  sieb  mit  dem 
neuen  Gebührenwesen.  Es  wird  von  seinen  Missbildungen  ge- 
reinigt. Es  hört  auch  mehr  und  mehr  auf,  direct  eine  Einnahme 
des  Beamten  zu  sein:  sein  Ertrag  fliesst  in  die  Staats-,  resp. 
Gemeindecasse.  Schliesslich  bildet  es  sich  dann  geschichtlich  in 
ähnlicher  Weise  aus  und  um,  wie  diese  Gebühren  bei  neuen 
öffentlichen  Thätigkeiten. 

Dies  ist  in  grossen  Zügen  der  allgemeine  Entwicklungs- 
gang. Er  findet  unten  in  der  Note  für  einige  characteristische 
Seiten  seine  speciellen  geschichtlichen  Bele^^e.  Einzelne  weitere 
Ausführungen  folgen  in  den  späteren  Abschnitten,  z.  ß.  über  die 
Post  (§.  308  ff.).") 


")  Vgl.  bes.  L.  V.  Stein's  Finanzwiss.  a.  a.  0.  über  Gebiihrea  und  Verkehrs- 
steoern,  '6.  A.  S.  265  If.,  519  tf.,  übrigens  mit  maochen  Widcrspi Uchen  uud  WilLkuhr- 
lichkciten  im  Einzelnen.     S.  unten  §.  o20  fl'. 

")  Zur  Geschichte  des  Gebührenwesens.  Ver^l.  Stein,  Fin.  3.  A., 
S.  209  ff.  —  Wagner,  Fin.  I.  2  B.  1.  Kap.  5.  A.  §.  149  H'.  über  den  Oharacter  des 
älteren  Finanzwesens,  wo  (S.  .H43)  schon  auf  die  ,.eigenthiimliclie  (iestaltun;,^  uud  ver- 
hältnissmässig  grosse  Ausdehnung  des  Gebühren wesens  im  mittelalterl.  Staate"  hin- 
gewiesen u.  der  gebull  rc  na  rti  ge  Cbararfer  vieler  nlteren  Abgaben  hervorgehoben 
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wurde.  Vjl.  ferner  über  die  Gebilhrea  in  der  Rechtsform  des  „Regals"  und  die 
geschichtl.  Eut^\ickl.  der  Kegalien:  Kau-Wagner,  Fin.  I,  §.  101 — 104  nebst  1Ü9  bis 
116  und  Wagner,  Fin.  I,  §.  141,  142  nebst  §.  145 — 147.  Auf  diese  Finanz- 
regalien wird  im  Folgenden  jetzt  nicht  mehr  eingegangen. 

Eine  zusammenfassende  Geschichte  des  Gebühren wescns  überhaupt  oder  auch 
nur  eines  einzelnen  Landes  fehlt,  was  sich  aus  der  engen  Verbindung  dieses  Zweigs 
der  Einnahmen  mit  der  ganzen  Verwaltung,  aus  der  Neuheit  der  Wissenschaft  des 
Verwaltungsrechts  und  aus  der  grossen  Ausdehnung  der  Gebührenerhebung  über  fast 
alle,  oft  so  verschiedenen  Gebiete  der  Verwaltung  zur  Genüge  erklärt  (§.  277).  Zu 
beachten  ist  nur,  dass  die  Geschichte  von  Regalien,  wie  dem  Post-  und  Münz- 
regal, einen  Theil  der  Geschichte  des  Gebühren wesens  bildet.  Stein 
hätte  manche  willkührliche  Construction  vermieden ,  wenn  er  hier  Zusammengehörendes 
nicht  getrennt  hätte. 

üeber  Alt-Griechenland,  bes.  Athen  s.  Böckh,  Staatshaush.  d.  Athener, 
2.  A.  S.  407  tl.,  passim,  bes.  461  ti".  Einige  wichtigere  Puncte  daraus  sollen  hier  Platz 
finden.  Böckh  unterscheidet  4  Ilaiiptarten  der  ordentl.  athen.  Staatseinkünfte,  unter 
denen  eine  wesentl.  aus  Gebühren  besteht:  die  Strafgelder  nebst  Gerichts- 
geldern (u.  Einkünften  v.  eingezogenen  Gütern).  Dieselbe  Art  Einnahmen  auch  in 
d.  and.  hellen.  Staaten.  Auch  unter  den  anderen  Einnahmen  finden  sich  aber  solche 
gebührenartigen  Characters:  so  das  Schutzgeld,  welches  nach  kurzer  Anwesenheit 
jeder  Fremde  als  Schutzverwandter  oder  Ansässiger  in  Athen  zahlen  musste  (ebend. 
S.  445),  —  der  Idee  nach  in  der  That  eine  Gebühr,  gerade  nach  antiker  Auffassung, 
die  sonst  auch  bei  den  Hellenen  die  persönl.  Steuern  „vom  Körper"  so  perhorrescirte 
(S.  407\  Die  Gerichts-  und  Strafgelder  sind  finanziell  bedeutend  gewesen,  in 
Athen  bes.  durch  die  Verpflichtung  der  Bundesgenossen ,  dort  Recht  zu  nehmen.  Zu 
diesen  Geldern  gehörten  die  Prytaneien,  die  jede  Partei  vor  Anfang  des  Rechts- 
streits bei  dem  Gerichtshof  zu  hinterlegen  hatte.  Die  verlierende  musste  sie  der 
anderen  Partei  erstatten  (S.  462,  Höhe  d.  Abgabe  eb.).  Verwandt  die  Parastasis 
(wie  es  scheint  bei  öffentl.  Klagen  zu  zahlen).  Beide  dienen  als  Lohn  der  Richter, 
aber  gelangen  nicht  direct  an  sie,  sondern  an  den  Staat,  der  daraus  besoldet 
(eb.  476).  Andere  Abgaben  und  Leistungen  (Parakatabole ,  Epobelie)  scheinen  meist 
nicht  dem  Staat  zugefallen  zu  sein.  Dagegen  bezog  dieser  (ieldbussen  (Time- 
mata>  oder  Antheile  daran  (S.  48^^).  In  Privatsachen  erhält  der  Kläger,  in 
öffentl.  Rechtsstreitigkeiten  der  Staat  die  Busse  des  Beklagten.  Auch  an  Tempel- 
cassen  fallen  Strafen.  Beispiele  bei  Böckh  S.  494  ff.  Sehr  hohe  Geldbussen  z.  B. 
bei  Klagen  über  Gesetzwidrigkeit.  „Die  ünrechtlichkeit  der  Staatsmänner, 
Parteihass  und  Lust  am  Klagen  musste  diese  Strafgelder  zu  einem  einträglichen  Zweige 
der  ööentlichen  Einkünfte  machen"',  S.  503.  Wer  die  dem  Staate  verfallene  Geldbusse 
nicht  bezahlte,  wurde  ..öttentlicher  Schuldner"  und  unterlag  nach  gewissen  Fristen 
anderen  Strafen  und  Erhöhung  der  Busse  (S.  506  ff.).  Endlich  werden  die  ein- 
gezogenen und  öffentlich  verkauften  Güter,  in  Folge  der  Strafe  der 
Gütereinziehung,  eine  wichtige  Einnahmeriuelle  (S.  516  ff).  Auch  in  den  Tributen 
der  Bundesgenossen  u.  s.  w. ,  „bei  Weitem  der  bedeutendsten  Einnahme  des  athen. 
Staats",  ist  wenigstens,  was  die  Entstehung  anlangt,  der  mitspielende  (jebühren- 
character  nicht  zu  verkennen  (S.  520  If.):  „man  führte  für  die  Bundesgenossen 
Krieg  und  sicherte  sie  gegen  die  Barbaren"  (S.  524),  —  dafür  der  Tribut. 

üeber  Rom  s.  d.  Werke  über  röm.  Rechtsgeschichte,  Process,  die  einzelnes  Hier- 
hergehörige enthalten,  so  über  Gerichtsgebühren,  Strafen.  Jetzt  bes.  Marquardt, 
röm.  Staatsverwalt.  (bes.  Finanzverw.),  2.  B.  (Lpz.  J87C.)  S.  76  ü.  u.  Mommsen.röm. 
Staatsrecht.  B.  1  u.  2,  1.  Abth.,  Lpz.  1S71  u.  74  (ich  benutzte  die  1.  Aufl.),  mit 
manchen  Einzelheiten  aus  d.  Finanzwesen,  die  mit  Gebühren  zusammenhängen.  Auch 
II,  2.  Abth.  pass.  Ich  beschränke  mich  auf  die  Hervorliebung  einiger  characteristischer 
Puncte. 

Leitender  Grundsatz  war  lange:  Unentgeltlichkeit  der  städt.  Aemter,  Besol- 
dung nur  f.  d.  Subalternen.  Der  Beamte  erhielt  aber  Ersatz  der  Kosten  seiner  Aus- 
lagen, z.  Th.  in  Form  von  Pauschsummen.  Später  entwickelt  sich  allgem.  Gehalts- 
w^en  (Marquardt  S.  '.)S  ff. ,  Mommsen  I,  2.3S — 249).  Aber  gesetzliche 
Sport  ein  sind  dem  älteren  Recht  völlig  fremd  und  den  höheren  Beamten  überhaupt 
niemals  gezahlt  worden.  Erst  in  der  2.  Hälfte  des  5.  Jahrhunderts  scheinen  die 
gesetzl.  Gerichtsgebühren  zu  Gunsten    der  ünterbeamten  aufgekommen  zu 
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sein ,  die  dann  rasch  eine  hedeutende  Höhe  erreichten  und  den  ßechtsuchenden  eine 
schwere  Last  wurden.     (Mommsen  I,  249). 

Ein  förmliches  Gebührenvesen  findet  sich  namentlich  beimCultus,  der 
in  Eom  Staatsinstitution.  Marquardt  S.  7S  if.,  Mommsen  II,  1.  S.  65  ff.  Die 
Gebühren  bilden  hier  neben  dem  Einkommen  aus  dem  Göttergut  und  den  Zahlungen 
aus  dem  Aerar  der  Gemeinde  (dies  z.  B.  f.  d.  Gehalte  der  Priester)  eine  dritte  regel- 
mässige Einnahme  zur  Deckung  der  Kosten  des  Cultus.  Diese  Gebühren  scheinen  in 
die  besonderen  Gassen  der  einzelnen  Tempel  geflossen  zu  sein,  so  das  Antrittsgeld 
der  Priester  und  Abgaben  für  den  Eintritt  in  die  Tempel,  Zutritt  zur  Opferstätte, 
Darbringung  des  Opfers.  Die  Area  pontificum ,  eine  Art  centrale  Sacralcasse,  bezog 
insbesond.  verschied.  Bussen,  nam.  die  Processbussen  (sacramenta),  die  seit 
üralters  bei  der  Eröffnung  eines  Civilprocesses  nach  dem  Werth  des  Streit- 
gegenstands als  Strafgeld  von  beiden  Parteien  zu  erlegen  waren.  Der  siegende  Theil 
erhielt  seine  Einlage  zurück.  Später  wird  die  verfaUene  Summe  nach  Erledigung  des 
Processes  eingezogen.  Sie  dient  für  die  öffentlichen  Opfer;  später  fliesst  sie  vielleicht 
in  die  Hauptstaatscasse  (^Marquardt  S.  2S2,  Note  2). 

In  umfassendem  Maasse  bestanden  auch  in  Eom  noch  sonst  Strafgelder 
(Bussen,  multae),  deren  Marquardt  6  Arten,  mit  den  gen.  Processbussen,  unter- 
scheidet, S.  279  ff. :  als  Coercitionsmittel ,  um  Ungehorsam  und  Widersetzlichkeit  gegen 
die  Obrigkeit  zu  strafen  (s.  d.  Einzelne  pass.  bei  Mommsen  II,  1.  Abth.);  als 
Criminalstrafe  (Ertrag  verwendet  zu  Spielen,  Bau  u.  Ausstatt,  v.  Tempeln;  nicht  ins 
Aerar  fliessend);  als  angedrohte  Geldstrafe  bei  Ueberschreitungen ;  als  dem  Erben  bei 
Nichterfüllung  der  testam.  Bedingungen  angedrohte  Geldstrafe;  als  Sepulcralmulte,  d.  h. 
als  Strafe,  welche  für  Verletzung  eines  Grabs  in  der  Inschrift  angedroht  ist.  —  Ausser- 
dem: Einziehung  des  Vermögens  (bona  damnatorum)  bei  Kapitalstrafe, 
Marquardt  S.  278. 

Auch  an  Gebühren  n.  gebührenart.  Leistungen  in  der  volkswirthsch.  Sphäre 
fehlt  es  nicht.  Bei  den  Landstrassen,  die  zwar  auf  öffentl.  Kosten  (des  Aerars, 
der  Provinzialcassen)  hergestellt,  wird  die  Unterhaltung  auf  die  Anlieger  abge- 
schoben (Mommsen  II,  1,  42S;  Marquardt  S.  S9).  Auch  Chausseegeld  soll 
vorgekommen  sein.  In  den  Städten  (Rom)  die  Instandhaltung  und  ümpflasterung  des 
Pflasters  und  der  Trottoirs  auch  Sache  der  Anlieger.  Bei  Säumigkeit  liess 
später  der  Aedil  die  Arbeit  auf  Eechnung  des  Pflichtigen  durch  Unternehmer  in 
Accord  ausführen  (Mommsen  II,  1,  475).  Das  Wasser  der  öffentl.  Wasserleitungen 
dient  zunächst  zur  Speisung  der  öflentl.  Brunnen.  Seine  Benutzung  hier  unentgeltlich. 
Daneben  scheint  eine  Bezahlung  für  die  Benutzung  des  die  Bassins  überströmenden 
Wassers  zu  Bädern  und  Gewerbezwecken  (Walckereien)  stattgefunden  zu  haben  i^ebend. 
S.  416,  47S).  Vgl.  auch  11,  2  (2.  Ausg.),  S.  1006,  1007.  Auch  ein  (verpachtetes) 
Standgeld  von  Budeninhabern  erwähnt  Marquardt  S.  270. 

Ausserordentlich  luckenhaft  ist  auch  trotz  der  neuesten  Forschungen,  der  Benutzung 
des  Inschriften-Materials  u.  s.  w.  die  Ein  zelkenntniss  der  griech.  u.  röm.  Finanz- 
verhältnisse und  wohl  des  Gebühren wesens  ganz  besonders.  Denn  hier  hat  die 
finanz.  Seite  keine  selbständige  Bedeutung  und  zog  die  Aufmerksamkeit  wenig  auf 
sich.  Gewohnheitsrecht,  Verordnungen  untergeordneter  Organe  sind  oft  die  Grund- 
lagen, die  selbst  schon  wieder  weniger  allgemein  bekannt  und  nicht  regelmässig  auf- 
gezeichnet werden.  Es  sind  daher  öfters  nur  rein  zufällig  Einzelheiten  auf  uns  ge- 
kommen. Wenn  in  den  antiken  Staaten  aber  so  Manches  unentgeltlich  oder  fast 
unentgeltlich  geliefert  wurde ,  Spiele,  Bäder,  Wasser,  Strassenbau,  so  liegt  auch  dafür 
der  letzte  Erklärungsgrund  in  der  Basis  der  antiken  Volks-  und  Staats- 
wirthschaft:  in  der  Unfreiheit  der  Massen,  neben  einer  kleinen  Schicht 
Freier,  und  in  der  Ausbeutung  der  Fremden  durch  Eaub,  Krieg,  Tribut,  Pro- 
vinzial- Verwaltung  u.  s.  w.  — 

üeber  die  einschlagenden  Verhältnisse  bei  den  germanischen  Völkern  und  im 
germanisch-roman.  Mittelalter  s.  die  Werke  über  deutsche  Rechtsgeschichte, 
von  denen  auch  die  Lehrbücher,  z.  B.  von  Zöpfl,  wenngleich  z.  Th.  nur  sehr  kurz, 
auf  die  Finanzen ,  früher  des  Deutschen  Eeichs ,  später  auch  der  Territorien  eingehen. 
Die  älteren  Schriften  v.  Hüllmann,  Deutsche  Fin.-Gesch.  d.  Mittelalters,  Bcrl.  1S05, 
mit  dem  Nachtrag  dazu:  Gesch.  d.  Ursprungs  der  Regalien  in  Deutschi.,  Frankf.  1806, 
Lang,  histor.  Entwickl.  der  tcutschen  Steuerverfass.  seit  d.  Karolingern  bis  auf  unsere 
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Zeit,  Berl.  u.  Stettin  1793,  sind  formell  und  materiell  zwar  vielfach  veraltet  und  ent- 
sprechen dem  heut.  Stand  der  histor.  Wissenschaft  und  der  Quellenkunde  nicht  mehr. 
Aber  sie  sind  doch  in  Ermangelung  neuerer  zusammenfassender  Arbeiten,  an  die 
freilich  jetzt  ganz  andere  Ansprüche  gemacht  werden ,  noch  immer  unentbehrlich. 
Ilse's  Gesch.  d.  D.  Steuerwesens  (l.  Abth.,  Giessen  1844)  ist  in  der  karoling.  Zeit 
stecken  geblieben.  Reichhaltiges  Material  ist  kritisch  verarbeitet  in  G.  Waitz' 
Deutscher  Verf.-Gesch.,  mit  vielen  Angaben  über  gebührenartige  Einnahmen  in 
der  1.  Hälfte  des  ilittelalters.  daher  für  diesen  Abschnitt  bes.  beachtenswerth.  S.  B.  I, 
2.  A.  ^Kiel  18651,  254  If..  300,  309  f.  d.  älteste  Periode;  B.  II,  2.  A,  (1S70)  f.  d. 
meroring.  Zeit  des  fräuk.  Reichs,  S.  137,  bes.  Kap.  7  S.  553 — 645  „Leistungen  des 
Volks  u.  Einkünfte  des  Königs";  B.  IV  (1.  A.  1861),  Kap.  6  „Verwalt.,  bes.  Finanzen" 
in  der  caroling.  Zeit.  Auch  in  einzelnen  and.  Abschnitten  Hiehergehöriges,  über 
Bussen,  Gerichtsgefälle  u.  s.  w.  Leider  ist  die  Fortsetzung  des  Waitz 'sehen  Werks 
f.  d.  mittlere  Periode  des  Mittelalters  {9. — 11.  Jahrb.)  noch  nicht  bis  zu  der  Dar- 
stellung der  Finanzen  gelangt.  Einzelnes  Einschlagende  passim  in  B.  6  u.  7.  —  üeber 
Zölle  s.  bes.  Falke,  Gesch.  d.  Deutschen  ZoUwesens,  Lpz.  1S64,  mit  dem  genaueren 
Nachweis  des  gebührenartigen  Wesens  der  älteren  Zölle  (Wegezölle  u.  s.  w.). — 
Bes.  lehrreich  sonst  die  ältere  englische  Fiu.-Gesch.,  mit  ihren  vielen  gebührenart. 
Einnahmen  und  grossen  Missbräuchen  dabei.  S.  nam.  Gneist,  engl.  Verwaltungsrecht, 
B.  1  (2.  A.")  pass.  und  Vocke,  Gesch.  d.  brit.  Steuern,  bes.  „Gebühren  mit  Ausschluss 
des  Stempels",  Gericbtssporteln  u.  s.  w.,  S.  194  ff.  Im  üebrigen  bis  in  die  2.  Hälfte 
des  Mittelalters  in  den  hierhergehörigen  Abgaben  viele  Verwandtschaft  in  d.  german.- 
roman.  Ländern,  auch  in  Frankreich,  entsprechend  der  Feudalverfassung.  S.  über 
Frankreich  die  älteren  Schriften  von  deMonthion,  Bresson,  Bai  11  y,  dann 
Clamageran,  femer  f.  d.  frühere  u.  d.  mittlere  Periode  des  Mittelalters:  Vuitry, 
etudes  sur  le  regime  financier  de  la  France  avant  la  rcvolution,  Par.  1878,  bes.  p.  3t  ff. 
(Steuern  unter  d.  Merovingern)  u.  2.  Studie,  5.  Kap..  Einkünfte  des  Königs  im  11.  bis 
13.  Jahrb.,  bes.  p.  310,  4U9  ff.  —  Hier  kann  nur  Einzelnes  von  besond.  charact 
Bedeutung  hervorgehoben  werden. 

Gebührenartiges  Einkommen  des  Königs  ist  schon  für  die  erste  historisch 
bekannte  Zeit  der  Germanen  bezeichnend.  Dem  König  als  oberstem  Richter  und 
Friedensbewahrer  fällt  ein  Theil  der  Bussen  zu  (Waitz  I,  306,  309).  Im  fränk. 
Reich  der  Merovinger  bezieht  er  Schutzgelder,  Friedensgeld,  andere  Bussen,  bes. 
für  üebertretung  königl.  Befehle  u.  in  ähnlichen  Fällen,  so  bei  unterlassener  Heerfolge 
(„Heerbann"  als  Name  der  Strafe).  Dann  sind  die  Conf iscationen,  so  des  Guts 
der  Friedlosen  und  gewisser  Verbrecher  (Landesverrath ,  Untreue)  eine  wichtige  Ein- 
kommenquelle, die  iu  dieser  Periode  vielfach  gemissbraucht  wird  (Lang  S.  21,  Hüll- 
mann, Fin.-Gesch.  S.  1.52,  Waitz  K,  58S— .596).  In  Zöllen,  Wegegeldern,  Hafen- 
geldern ebenfalls  Gebühr  enthalten:  Gesichtspunct  einer  Vergeltung  von  Leistuni^en 
(Lang  S.  25.  Falke,  Gesch.  d.  Zölle,  S.  12,  15,  Waitz  H,  6(>1  ff.).  Im  caroling. 
Reiche  bleiben  diese  Verhältnisse.  Die  Gerichtsgefälle  u.  dgl.  sind  nur  z.  Th.  schon 
in  andere  Hände,  wie  des  Grafen,  übergegangen  (Waitz  IV,  87,  144,  378),  Con- 
fiscationen  brachten  neues  Land,  was  freilich  vielfach  bald  wieder  vergeben  wurde 
(eb.  1 1 7  ff.).  Die  Wege- ,  Brücken- .  Hafengelder  behielten  gesetzlich  den  alten  Ge- 
bührencharacter,  in  der  Praxis  immer  weniger.  Sie  gingen  auch  vielfach  an  Andere 
über  (eb.  S.  51  ff.V  Für  die  ganze  Periode  des  früheren  Mittelalters  und  der  voraus- 
gehenden Zeit  ist  der  Character  des  Strafrechts  auch  finanziell  wichtig:  Die 
Strafen  sind  überwiegend  Geldbussen  oder  mit  solchen  verbunden.  In  den  sonst  vor- 
kommenden, formell  und  materiell  mehr  steu  era  rtigen  Abgaben,  z.  B  der  Kirche, 
wie  den  jährlichen  „Geschenken",  die  den  Character  der  Freiwilligkeit  im  caroling! 
Reich  bereits  verioren  haben,  liegt  der  Gesichtspunct  einer  Gegenleistung  für 
bedurften  und  genossenen  Schutz  deutlich  ausgeprägt,  also  wieder  zugleich  etwas 
Gebührenartiges  (Waitz  IV,  .92).  Aehnlich  die  Schutzgelder  von  Juden.  —  Wesent- 
lich gleichartig  die  Gestaltung  und  Entwicklung  in  England  in  der  angelsächs. 
Periode.  Hier  die  gebührenartigen  Einkünfte  des  Königs  aus  der  Kriegs-,  Gcrichts- 
u.  Polizeiherrlichkeit  bei  Verringerung  des  k.  Lands  früh  bedeutend  u.  missljräuchlich 
ausgedehnt.  Aber  auch  davon .  bes.  v.  d.  Gerichtsgefällen  viel  an  die  Grundherren  als 
Inhaber  der  Privatgerichte  übergegangen.  Im  F  r  e  m  d  e  n  schutzrecht ,  in  der  Ein 
räumung  des   Friedens  an    Hafen-   und  Marktorte   und  dem  Bezug  von  Abgaben 
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dafür  überall  Gebühren-Gesichtspxinct.  (Gneist,  engl.  Verwaltungsrecht,  I,  28  ff., 
39  ff.;  Vocke  S.  197). 

In  der  Periode  des  Lehensstaats  tritt  der  Gebühreucharacter  der  Gefälle  nnd 
Abgaben,  zwar  ungleich  in  den  einzelnen  Staaten  nach  der  Machtstellung  des  Königs, 
aber  im  Ganzen  doch  überall  gleichartig  hervor.  Besonders  scharf  ist  diese  Ent- 
wicklung im  normann.  Staate  Englands.  „Es  steht  in  bester  üebereinstimmung 
mit  dem  wesentlich  privatrechtlich  en  Character  des  Lehensstaats,  dass  sich 
die  alten  Könige  für  Alles,  was  sie  einem  ünterthan  gewährten  und  erlaubten, 
bezahlen  Hessen.  Das  do  ut  des  und  facio  ut  des  ist  hierauf  vollkommen  anwendbar 
und  es  giebt  keinen  anderen  Gesichtspunct  und  keinen  anderen  Grundsatz  für  die  Er- 
klärung der  Gebühren."  Dispensationen  von  Ge-  und  Verboten,  Ertheilung  von  Erlaub- 
nissen, Gnaden,  Gefälligkeiten  u.  dgi.  m.,  Alles  muss  bezahlt  werden  (Vocke  S.  194), 
Der  Finanz  gesichtspunct  drängt  sich  so  in  den  Vordergrund,  z.  B.  bei  der 
Rechtspflege,  dass  darin  nur  eine  äusserst  schlimme  Entartung  des  an 
sich  berechtigten  Gebührenwesens  erkannt  werden  kann.  Vgl.  Vocke  S.  197  ff.,  bes. 
über  Gerichtssporteln  und  Strafen.  Gneist  I,  182  ff.,  191  ff.  „Die  Stellung  des  Königs 
ergab  eine  lange  Keihe  arbiträrer  Gewalten,  Verhältnisse,  in  denen  er  bewilligen  oder 
versagen  konnte.  Dabei  erscheint  als  unveränderliche  Maxime,  dass  nichts,  was 
versagt  werden  kann,  ohne  Geldgebühr  gewährt  wird."  Gneist  I,  185.  Er 
unterscheidet  fines  (Gebühren)  für  Liberties  und  Franchises;  in  Processsachen,  „seit 
Heinr.  II  unübersehbar" ;  für  Gnadenbewilligungen  von  Aemtern,  Gilden,  Dispensationen, 
für  Lehenserneuer,  u.  Veräusser.  Grosser  umfang  der  Verwirk,  v.  Land  u.  Vermögen 
durch  Felonie;  Confiscationen.  —  Aehnlich  in  Frankreich  in  dieser  Periode  (11.  bis 
13.  Jdhrh.),  nur  dass  hier  der  Bezug  der  Gerichts-  und  ähnliclien  Gefälle  mehr  vom 
König  an  d.  Grundherrn  übergegangen.  Vuitry  p.  310  ff.  In  Deutschland  ist  der 
Missbrauch  dieses  Geb Uhren wesens  bei  dem  Niedergang  der  königl.  Macht  geringer, 
während  die  Territorialherren  doch  nur  allmälig  die  Macht  zur  Ausdehnung  dieser 
Abgaben  erringen  konnten.  Die  Schirm-  u.  Schutzrechte  führten  auch  in  Deutsch- 
land zu  halb  Steuer-,  halb  gebührenartigen  Abgaben  an  den  Kaiser,  die  Landesherren, 
die  Gerichts-  und  Grundherren  u.  s.  w.  für  Fremde,  KauHeute,  Reisende,  Juden,  Kirche, 
geistl.  Stifter  u.  s.  w.  An  die  Wegegelder  schliessen  sich  die  Geleits g eider. 
Hüllmann,  Fin.-Gesch.,  ]'>2  ff,  Regalien  S.  42  ff.,  VVaitz  VI,  450  ff,  460,  466, 
496,  Vn,  192,  253,  378,  383,  Falke,  Zollwes.,  S.  53  ff.,  63.  Einzelnes  auch  bei 
Zeumer,  deutsche  Städtesteuern  i.  12.  u.  13.  Jahrb.,  Lpz.  1878.  Eine  besonders 
charactcristische  Abgabe  ist  in  Deutschland  wie  in  Frankreich  u.  England  das  „Juden- 
gefälle", Juden -Schutzgeld  u.  dgl.  (kaiserl.  ,,Kamuierknechte").  S.  Hüllmann, 
Regal.,  S.  52,  Waitz  VI,  450  u.  a.  St.,  Vocke  S.  161  ff.  (Juden  „eine  Art  Domäne"), 
Vuitry  p.  315  11'.  (Juifs  et  Lombards  und  fiscal.  Massregeln  gegen  sie). 

Zur  Erklärung  und  Entschuldigung  der  finanz.  Missbräuche  bei  gebührenartigen 
Abgaben  und  bei  den  ihnen  zu  Grunde  liegenden  Thätigkeiten  der  Staatsgewalt  dient 
vornemlich  die  Thatsache  des  Mangels  anderweiter  ordentl.  Einkiinfte,  bei  doch  viel- 
fach steigendem  königl.,  fürstl.  u.  öffentl.  Bedarf.  Das  eigentlich  domaniale  Ein- 
kommen verringerte  sich  mit  der  Vergebung  des  Domänenbesitzes  (Wagner,  Fin.  1, 
§.  152).  Ein  umfassendes  einträgliches  eigentliches  Steuerwesen  fehlte  noch.  Die 
Steuern  dieser  Art  wurden  von  den  Pflichtigen  möglichst  an  einer  Steigerung  über 
die  herkömmliche  Höhe  und  an  einer  Ausdehnung  über  die  herkömmlichen  oder  fest- 
gesetzten Zwecke  und  Zeiten  hinaus  verhindert.  Bei  neuen  Steuern  f.  ansserordentl. 
Zwecke  u.  s.  w.  wurde  der  Standpunct:  Leistung  u.  Gegenleistung  möglichst  bewahrt. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  und  in  der  sogen.  Neuzeit  seit 
dem  16.  Jahrh.  wurden  diese  älteren  gebührenart.  Abgaben  alhnälig  von  d.  schlimmsten 
Missbräuchen  gereinigt  nnd  wo  sie  an  Grundherren  u.  s.  w.  gekommen,  möglichst  wieder 
an  den  Staat  als  solchen  u.  an  seinen  Repräsentanten,  den  König,  Landesherrn,  zurück- 
genommen. Reste  seihst  der  ältesten,  der  Straf-  und  Gerichtsgelder,  der  Zolle  und 
Geleitsgelder,  der  Schutzgclder  sind  bis  auf  unsere  Zeit  gelangt  und  bilden  mit  den 
nutzbaren  Regalien  nach  allgemeinem  deutschen  Staatsrecht  einen  Bestandtheil  des 
sogen.  Kammerguts  (s.  Rau- Wagner,  l'in.  I,  §.  112  Note  a;  Wagner  I, 
§.  115  Note  16).  Die  finanzwiss.  Aufgabe  diesen  Abgaben  gegenüber  ist  a.  a.  0. 
im  1.  Baude  schon  dargelegt  worden.  Vgl.  auch  für  diese  spätere  Periode  die 
gen.  Schriften  von  Hüllmann  u.  Lang  mit  einzelnen  Notizen,  Gneist,  Vocke. 
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Von  ciüzeluen  finanzhistor.  Arbeiten:  Falke,  Zollwcsen.  S.  128  II'.  (Wege- 
zölle u.  s.  w.  als  Entgelt  f.  Leistungen  in  d.  letzten  Jahrhund.  d.  Mittelalters; 
Geleitsgeld,  f.  d.  Landesherren  den  zollfreien  Städten  gegenüber  ein  Mittel,  diese 
in  anderer  Form  doch  zu  trell'en,  S.  136  IF.).  Oberleitner,  Fin.  Nicd.-Oesterr.  im 
16.  Jahrb.,  Wien,  IStiS,  pass.  [\\.  A.  S.  41  ein  Brückenmauthtarif).  Hoffmann, 
Finanzwes.  v.  Würtemb.  im  l(i.  Jahrb.,  Tub.  1840,  S.  40  If.  (.Kegalien),  76—82  (Ge- 
btlhrenart.  Einnahmen^  Für  Preussen:  Schmoller,  Epochen  d.  preuss.  Finanz- 
politik (Jahrb.  f.  Gesetzgeb.  u.  s.  w.  im  D.  Keich,  li>77,  S.  33  fi'.),  S.  35,  66.  Isaak- 
sohn,  Gesch.  d.  preuss.  Beamtenthums,  I  (1874),  55,  87,  108,  151,  198  (Antheile  des 
Stadtrichters  an  den  Bussen,  d.  Gebühren  f.  einzelne  Gerichtsacte,  durch  Sportelord- 
nungen  geregelt,  so  unter  Joachim  I,  s.  auch  S.  207,  208),  auch  II  (1878)  passim, 
96  (Statist),  117  u.  a.  m.  Riedel,  brand.-preuss.  Staatshaush.  pass.,  S.  6,  7,  die 
Tabellen  d.  Beilagen  I  u,  11  u.  ff. ,  mit  einzelnen  gebührenart.  Einnahmen  aus  der 
1.  Hälfte  d.  17.  Jahrb.  u.  aus  der  Zeit  des  Gr.  Kurfürsten,  üie  verschied.  Strafgelder 
im  Verb.  z.  Gesammteink.  noch  bedeutend.  Ende  der  Regierung  des  Gr.  Kurfürsten 
Einriebt,  einer  Stern  pelpapiercasse  1682  (eb.  S.  13,  32),  Er  weit.  d.  Vcrpüicht., 
von  gestemp.  Papier  Gebrauch  zu  machen  1695  u.  1701,  auch  Spielkartenstempel  1701 
und  1703  eingefilhrt  (.S.  50). 

Je  mehr  in  d.  Neuzeit,  bes.  seit  d.  16.  Jahrb.  u.  dann  nach  dem  30j;lhr.  Kriege, 
die  Naturalwärthschaft  durch  die  Geldwirthschaft  vollends  verdrängt  wird,  stehende 
Heere  aufkommen,  der  öffentl.  Bedarf  wächst,  um  so  weniger  reichen  die  alten  Ein- 
nahmequellen, Domänen,  Regalien,  Gebühren  mehr  aus  und  bes.  indirecte,  dann  auch 
directe  Steuern  werden  vermehrt  und  erhöht.  Absolut  und  relativ  verliert  dadurch  das 
ältere  Gefäll-  und  Gebührenwesen  seine  Bedeutung.  Neuere  Arten  Gebühren  kommen 
in  Verbindung  mit  Steuern  (Verkehrssteuern),  mit  dem  Stempelwesen,  mit  verbessertem 
Wegewesen ,  mit  andern  volkswirthsch.  Einrichtungen ,  wie  z.  B.  der  Post ,  auf.  So 
bildet  sich  allmälig  das  grosse  Gebiet  des  modernen  Gebührenwesens  aus,  in 
welchem  aber  manche  uralte  Zweige,  wie  die  Gerichts-,  Straf-,  Wegegelder  u.  dgl.  m., 
noch  immer  zu  finden  und  nur  rationell  nach  den  neueren  Rechtsanschauungen  und 
wirthsch.  Interessen  umgebildet  sind.  Das  Einzelne  wird  in  den  Abschnitten,  welche 
das  System  der  Gebühren  darlegen,  behandelt.  Im  Grossen  und  Ganzen  tritt  freilich 
das  eigentliche  Steuerwesen  wie  gegen  die  Domänen wirthschaft,  so  auch  gegen 
die  Gebühren  wirthschaft  in  allen  Culturstaaten  in  den  Vordergrund:  der  privat- 
wi  r thschaftliche  Grundsatz  „Leistung  und  Gegenleistung",  der  dem 
älteren  Finanzwesen  so  characteristisch  ist,  weicht  den  gemein- 
wirthschaf tlichen  Grundsätzen  „Besteuerung  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit'" und  „Ausführung  der  öffentlichen  Gesammtzwecke  mit 
den  durch  allgemeine  Steuern  beschafften  Gesammtmitteln."  Vgl. 
meine  Grundleg.  g.  158. 

III.  —  §.  282.  Die  Uebertragung  von  gebtihren- 
artigen  Einkommenzweigen  an  den  Staat  und  die 
S  e  I  b  s  t  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s  k  ö  r  p  e  r.  Wie  bei  den  privatwirthschaft- 
lichen  Einkommenzweigen  ^^)  handelt  es  sich  auch  bei  den  gebühren- 
artigen immer  um  zwei  Fragen: 

1)  Ob  solche  Zweige,  bez.  ob  die  ihnen  zu  Grunde  liegenden 
Einrichtungen,  Anstalten  und  Thätigkeiten  überhaupt  in  den  Händen 
des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  sich  befinden  sollen,  also 
eventuell  ob  sie  beizubehalten,   neu  einzuführen,  aufzugeben  sind; 

2)  Wie  sie,  im  Falle  der  Staatsübernahme,  verwaltet  und 
finanziell  behandelt  werden  sollen.  Ist  hier  einmal  das  Gebühren- 
princip   statt  des  gewerblichen  und   des  Besteuerungsprincips   an- 


^)  Wagner,  Fin.  I,  §.  158. 
Am,  Wagner,  Finanzwissenscliaft.    IL 
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genommen  worden,  worüber  wieder  mehr  allgemeine  politische, 
volkswirthschaftliche  und  ähnliche  Rücksichten  als  finanzielle  ent- 
scheiden müssen  (§.  277),  so  handelt  es  sich  um  das  Maass  der 
Anwendung  des  Gebührenprincips  oder  um  die  Bestimmung  der 
Höhe  der  Gebühren.     S.  darüber  unten  §.  317  ff. 

Die  erste  Frage  ist  hier  noch  näher  zu  erörtern.  Sie  ist  in 
eminentem  Sinne  eine  Frage  der  Allgemeinen  Staats- 
lehre, der  Verwaltungs-,  Social-  und  Volkswirth- 
schaftspolitik,  und  zwar  in  noch  viel  höherem  Maasse  als 
die  analoge  Frage  bei  den  Zweigen  des  Privaterwerbs.  Der 
finanzielle  Gesichtspunct  muss  daher  hier  sehr  zurück- 
treten. Deswegen  ist  auch  diese  Frage  wieder  nicht  in  der 
Finanzwissenschaft  principiell  zu  entscheiden.  Diese  hat 
vornemlich  nur  von  der  Entscheidung,  welche  die  Geschichte,  die 
gegenwärtige  Praxis  und  andere  Wissenschaften  oder  andere  Theile 
der  Politischen  Oekonomie  (die  Wirthschaftliche  Verwaltungslehre) 
gegeben  haben,  Act  zu  nehmen.  Alsdann  hat  sie  für  die  Lehre 
vom  Finanzbedarf  und,  wenn  die  bezüglichen  Einrichtungen  aus 
inneren  sachlichen  Gründen  als  Gebührenzweige  behandelt 
werden  sollen,  für  die  Lehre  von  den  Einnahmen  daraus  die 
finanziellen  Folgerungen  zu  ziehen. 

Damit  ist  die  Grenze  der  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft 
zunächst  für  das  ganze  Gebührenwesen  bezeichnet.  Indessen 
ist  das  letztere  alsdann  doch  auch  in  Betreff  der  ersten  Frage  mit 
Rücksicht  auf  die  regelmässige  geschichtliche  Entvvickelung  unseres 
Staats-  und  Communallebens,  in  die  beiden  grossen  Abtheiluugen 
der  Rechts-  und  Verwaltungsgebühren  und  der  Cultur- 
und  Wohlfahrtsgebtthren  zu  trennen. ^'^)  Wie  in  der  Praxis  der 
finanzielle,  so  hat  in  der  Theorie  der  finanzwissenschaftliche  Ge- 
sichtspunct bei  der  Frage  der  Uebernahme  von  Einrichtungen  des 
Cultur-  und  Wohlfahrtsinteresses  auf  den  Staat  und  die  Gemeinde  u.  s.  w. 
mit  Recht  eine  grössere  Mitberücksichtigung  zu  verlangen. 

a)  Die  Frage,  ob  und  welche  gebührenartige  Einkommen- 
zweige, mithin  diesen  zu  Grunde  liegende  Einrichtungen  der 
Staat,  die  Gemeinde  oder  eine  andere  „räumliche  Zwangsgemein- 
wirthschaft"  (Selbstverwaltungskörper)  besitzen  soll,  fällt  vielfach 


")  Rau-Wagner,  Fin.  I,  §.  VtO  If.,  Ol)  ff. ;  Wagner,  Fin.  I,  §.  138.  Eine 
soldic,  in  den  Grenzgebieten  freilich  streitige,  Trennung  ist  ein  Bedürfniss  der 
Theorie  und  Praxis  des  Gcbuhrenwcscns,  worin  mich  Steiu's  abweichende  Behandlung 
nur  bestärkt  hat. 
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zusammen  mit  der  Frage  nach  den  Zwecken  und  nach  dem  Be- 
reich der  Staats-  und  Comnumalthätigkeit. ^')  Diese  Frage  ist, 
besonders  was  die  Feststellung  dieses  Bereichs  im  Einzelnen 
anlangt,  immer  mehr  oder  weniger  eine  historisch-  und  ört- 
lich-relative. Sie  ist  aber  in  Betrete  des  Rechts-  und  Macht- 
zwecks und  der  zu  seiner  Verwirklichung  dienenden  Einrichtungen 
in  Folge  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  moderneu  Cultur- 
völker  ftir  uns  jetzt  dahin  entschieden,  dass  der  Staat  und 
eventuell  nur  von  ihm  in  bestimmten  Fällen  delegirt  ein  Verw-al- 
tungskörper,  wie  die  Gemeinde,  diesen  Zweck  und  was  zu  ihm 
gehört  allein  durchführte^)  Es  liegt  nicht  in  der  Aufgabe  der  Finanz- 
wissenschaft, diese  Entscheidung  zu  erörtern.  Siemuss  sie  hinnehmen 
und  daher  einfach  in  der  Lehre  vom  Finanzbedarf  die  Consequenz 
ziehen,  dass  die  Deckungsmittel  für  die  Realisirung  des  Rechts- 
und Machtzweckes  beschafft  werden  müssen  j^^*}  und  in  der  Lehre 
von  den  Gebühren  die  weitere  Consequenz,  dass  alle  solche  Ge- 
bühren, welche  sich  an  Einrichtungen  und  Einzelthätigkeiten 
dieses  Zwecks  knüpfen,  ausschliesslich  dem  Staate  oder  der 
delegirten  Commune  oder  anderen  ausdrücklich  vom  Staate  zum 
Bezug  ermächtigten  Organen  zufliessen  müssen.  Es  handelt  sich 
hier  eben  durchweg  um  Einrichtungen  und  Thätigkeiten,  welche 
ein  Ausfluss  der  „wesentlichen  Hoheits rechte"  oder  der 
„Regalien"  (in  diesem  Sinne)  im  modernen  entwickelten  Cultur- 
staat  sind. 

§.  283.  —  b).  Anders  liegt  die  Sache  jedoch  auf  dem  Ge- 
biete der  Einrichtungen  zur  Verwirklichung  des  Cultur-  und 
Wo hlfahrts zwecks.  Eine  so  allgemeine  Entscheidung  wie  auf 
dem  Gebiete  der  Einrichtungen  des  Rechts-  und  Machtzwecks  zu 
Gunsten  principiell  ausschliesslicher  Staats-  und  Communalthätig- 
keit  ist  bisher  noch  nirgends  das  Ergebniss  der  geschichtlichen 
Entwicklung  der  Praxis  gewesen  und  kann  auch  in  der  Theorie 
hier  nicht  als  Postulat  aufgestellt  werden.  Dies  Postulat  lässt 
sich  in  der  juristischen  Terminologie  nur  als  eine  allgemeine 
Regalisir ung  der  privatwirthschaftlichen  Thätigkeiten  und  in 
der  ökonomischen  Terminologie  nur  als  ausschliesslich  ge- 
meinwirthschaftliche    Organisation    der    Volkswirthschaft 


")  Auch  hier  s.  daher  wieder  meine  Gmndleg.  bes.  Kap.  4,  z.  Th.  Kaj).  ü. 
'^)  Grundlegung  §.  167. 

^^)  Kau-Wagner,   Fin.  I,  Buch  1,   Abschn.  3,   §.  82  ff.;    Wagner,  Fin.  I, 
Buch  1,  Kap.  1,  Abschn.  ?,. 
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bezeichnen.  Als  eine  Frage  der  Organisation  der  Volks wirthsohaft 
muss  das  Postulat  in  der  „volkswirthschaftlichen  Grund- 
legung'' erörtert  werden.  Aus  diesem  Theil  der  Politischen 
Oekonomie  ist  hier  nur  in  üebereinstimmung  mit  der  Geschichte 
und  gegenwärtigen  Praxis  unserer  Culturvölker  die  Thatsache  zu 
entnehmen,  dass  die  Uebertragung  von  Cultur-  und  Wohlfahrts- 
einrichtiingen,  einschliesslich  der  Zweige  materieller  Pro- 
duction,  auf  den  Staat  oder  auf  einen  Selbstverwaltungskörper 
(auf  eine  „Zwangsgemeinwirthschaft")  als  offene  Frage  behandelt 
werden  muss,  welche  wesentlich  nach  Rücksichten  socialer,  öko- 
nomischer und  technischer  Zweckmässigkeit  zu  entscheiden 
ist. ^°)  Da  gerade  solche  Rücksichten  zeitlich  und  örtlich 
verschieden  sind,  lassen  sich  keine  allgemeinen  absolut  giltigen 
Regeln  aufstellen.  Principiell  kann  jede  hiehergehörige  Einrichtung 
„öffentliche"  Angelegenheit  des  Staats,  der  Gemeinde  werden,  kann 
aber  auch  jede,  unter  Umständen,  Privatangelegenheit  bleiben. 

Auch  darüber,  ob  der  Staat  oder  vom  ihm  ermächtigt  ein 
Selbstverwaltungskörper  eine  solche  Einrichtung  ausschliesslich 
an  sich  ziehen  (sie  „regalisiren'')  oder  sie  nur  etwa  neben 
den  Privatwirthschaften  tibernehmen  soll ,  ist  nach  obigen  Zweck- 
mässigkeitsrücksichten  zu  entscheiden,  daher  doch  wieder  keine 
allgemeine  Regel  zu  geben.  Die  Heraushebung  bestimmter 
einzelner  Einrichtungen  des  Wohlfahrtsgebiets,  welche  in  unserer 
Zeit  und  in  unseren  Volkswirthschaften  passend  dem  Staate 
ausschliesslich  über  tragen  werden,  als  „moderne  Regalien", 
wie  nach  der  neueren  Lehre  L.  Stein 's  von  den  „Regalien  des 
Communications-  und  des  Umlaufswesens",-^)  erscheint  demnach 
auch  willkührlich  und  gezwungen. 

Im  Allgemeinen  lässt  sich  nur  nachweisen,  dass  bei  den 
modernen  Culturvölkern  immer  mehr  Einrichtungen  dieses 
Gebiets  ökonomisch  und  technisch  für  die  gemein- 
wirthschaftliche  Gestaltung   fähig  werden  und  aus   den 

^")  Meine  Grundleg.  Kap.  3,  über  die  Organisation  der  Volkswirfhschaft ,  bes. 
Abschn.  1. 

")  Stein,  Fin.,  3.  A.,  S.  229  (['.  Im  Einzelnen  zur  ersten  Kategorie  Post,  Eisen- 
bahnen, Telegraph,  zur  zweiten  Münze,  Papiergeld,  Lotterie.  S.  darul)er  u.  dagegen 
die  oben  in  Note  1  gen.  Stellen  des  1.  Bands,  nebst  Sax,  a.  a.  0.  Vom  Standpuacte 
der  neueren  (iemeinwirthschaftslehre  aus,  wie  sie  Schäffle  in  s.  System  und  icli  (in 
der  Grundlegung)  zu  vertreten  suchen,  leidet  die  Stein'sche  Kegalienlehre  auch  an 
einem  ])rincipiellen  Fehler:  sie  will  endgiltig  nui  gewisse  Einrichtungen  als  Be- 
dingungen des  socialen  u.  wirthschaftl.  Zusammenlebens  dem  Staate  übertragen.  In 
anderen  Abschnitten  seines  Werks,  so  schon  in  der  Gebühreiiluhre,  beim  Bergbau 
S.  21sj  kummt  Sti'in  denn  auch  mit  s.  Kegalienlehrc  in  beständige  Widersprüche. 
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verschiedensten  und  wichtigsten  Zweckmässigkeitsgründen  dann 
auch  dem  Staate  und  der  Commune  tibertragen  werden  sollten. 
Mehrfach  selbst  ausschliesslich,  so  dass  dann  nach  dem 
positiven  Rechte  eines  Landes  diese  Einrichtungen  „Regalien" 
werden,  ohne  allgemein  in  der  Politischen  Oekouomic  als  solche 
gelten  zu  müssen.  Namentlich  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrs- 
wesens i.  w.  S.,  im  Müuz-,  theilweise  im  Bank-,  Versicherungs-, 
im  Communications-  und  Transportwesen  ist  dies  die  Sachlage  bei 
uns.  Schon  im  ersten  Bande  ist  gezeigt  worden,  dass  eine  Ge- 
bühren-Einrichtung durch  solche  „Regalisirung"  sobald  letztere  nur 
den  Zweck  hat,  die  Einrichtung  besser  ausführen  zu  helfen  und 
nicht  als  Mittel  zur  Erhebung  einer  eigentlichen  Steuer  dient,  nicht 
aufhört,  zum  Gebührenwesen  zu  zählen  und  dass  daher  eine  be- 
sondere Einnahmeart  „aus  Regalien"  dieser  Regalisirung 
wegen  in  der  Fi n  an z Wissenschaft  nicht  zu  statuiren  ist. ^2) 

Die  Entscheidung  darüber,  ob  eine  Einrichtung  von  Staat, 
Gemeinde  u.  s.  w.  überhaupt  und  ob  sie  ausschliesslich 
übernommen  werden  soll,  muss  für  jede  einzelne  Art  von  Ein- 
richtungen nach  den  Verhältnissen  derselben  erfolgen.  Auch  hier 
hat  daher  wieder  die  Innere  und  die  Wirthschaftliche  Verwaltungs- 
lehre die  Frage  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  erörtern  und  nach 
ihren  Gesichtspuucten  zu  entscheiden,  z.  B.  ob  und  welche  Schulen, 
Wege,  Verkehrsanstalten,  Banken  u.  s.  w.  der  Staat  oder  ein  Selbst- 
verwaltungskörper zu  übernehmen  hat,  ob  ausschliesslich  oder  ob 
neben  den  Privaten  u.  s.  w. 

§.  284.  Allgemein  ist  dabei  aber  auch  für  die  Theorie  an- 
zuerkennen, dass  bei  jeder  solchen  Einzelfrage  auch  das  finan- 
zielle Moment  als  eine  der  zu  beachtenden  Zweckraässigkeits- 
rUcksichten  mit  zu  sprechen  hat,  wie  denn  dieses  Moment  im 
concreten  Fall  der  Praxis  nothwendig  stets  mit  entscheiden  wird. 
Insofern  ist  denn  auch  das  Gebiet  der  Cultur-  und  Wohlfahrts- 
gebtihren  und  der  bezüglichen  Einrichtungen  mehr  als  dasjenige 
der  Rechts-  und  Verwaltungsgebühren  zugleich  mit  ein  Gegen- 
stand der  fin  an  z  Wissenschaft  liehen  Betrachtung,  wenn 
die  letztere  auch  nicht  die  endgiltige  Entscheidung  liefern  kann. 

Die  Sachlage  auf  den  beiden  Hauptgebieten  des  Gebühren- 
wesens ist  eben  aus  zwei  Gründen  eine  wesentlich  verschiedene: 
einmal   gelten  die  Einrichtungen   zur  Verwirklichung  des  Rechts- 


Rau-Wajner,  Fin.  I,  §.  101,  116;  Wagner,  Fin.  I,  §.  111,  147. 
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und  Machtzwecks  nach  den  bei  uns  herrschenden  Anschauungen 
an  sich  —  abgesehen  von  der  Gestaltung,  die  der  einzelnen  Ein- 
richtung gegeben  wird  —  für  absolute  Existenz-  und  Ge- 
deihensbedingungen des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens 
und  der  wirthschaftlichen  Thätigkeit  im  Staate,  sie  müssen  daher 
mit  absoluter  Gewissheit  geschaffen  werden,-^)  was  von 
keiner  Einrichtung  auf  dem  Cultur-  und  Wohlfahrtsgebiet  in  ähn- 
licher AYeise  zu  sagen  ist.  Zweitens  müssen  diese  Einrichtungen 
nach  unseren  Anschauungen  und  in  der  That  auch  principiell,  weil 
sie  die  eben  erwähnte  Bedeutung  haben,  vom  Staate  oder  von 
einem  durch  diesen  beauftragten  Körper  hergestellt  und  erhalten, 
also  (in  diesem  Sinne)  „regalisirt"  werden:  eine  Wahl  zwischen 
dem  Staate  u.  s.  w.  einer  und  einer  Privatwirthschaft  anderseits 
ist  grundsätzlich  ausgeschlossen.  Gerade  diese  Wahl 
liegt  aber  stets  bei  den  Einrichtungen  des  zweiten  Gebiets  vor. 
Wegen  der  absoluten  Bedeutung  und  der  Nothwendigkeit, 
die  Einrichtungen  des  ersten  Gebiets  durch  den  Staat  zu  schaffen, 
muss  also  hier  die  finanzielle  Erwägung  ganz  zurücktreten. 
Wegen  der  nur  relativen  Bedeutung  der  Einrichtungen  des 
zweiten  Gebiets  und  wegen  der  Möglichkeit  der  Wahl  zwischen 
,, öffentlicher ''  und  Privatthätigkeit ,  gewinnt  hier  die  finanzielle 
Erwägung  eine  selbständigere  Berechtigung. 

Für  die  finanzielle  Seite  der  Frage  kommt  nun  dreierlei 
in  Betracht:  die  Grösse  des  Capitals,  welches  die  Einrichtung 
beansprucht;  ferner  die  Vertheilung  des  Capitals  auf  stehendes 
und  umlaufendes;  endlich  die  Aussicht,  durch  wie  immer  ge- 
regelte Einnahmen  der  Einrichtung  —  nach  den  drei  möglichen 
Principien:  dem  gewerblichen,  dem  Gebühren-  und  dem 
Steuerprincip  — ,  soweit  dies  nach  den  Wirkungen  der  Ein- 
richtung geboten  oder  zulässig  erscheint,  die  laufenden  Betriebs- 
kosten ganz  oder  theilweise  gedeckt  zu  sehen  und  für  das  in  der 
Einrichtung  steckende  Capital,  insbesondere  auch  für  das  stehende 
Capital,  die  übliche  Verzinsung  und  eventuell  eine  Amortisations- 
quote zu  erhalten.-') 


-')  Dies  sagt  Stein  S.  233  von  seinen  Regalien,  —  offenbar  entweder  über- 
treibend oder  ganz  verwandte  Fälle  gleicber  Bedeutung  oder  selbst  grösserer  (\Ve ge- 
wesen!) willkührlich  ausschliessend.  Daher  der  Widerspruch  in  den  ähnlichen  Be- 
merkungen über  den  Bergbau  S,  218. 

^)  Sehr  willkührliche  „Regeln"  über  das  Maass,  in  welchem  Gebühren  oder 
Steuern  die  Kosten  decken  sollen,  stellt  Stein  S.  268  auf.     S.  u.  Abschn.  4,  Note  1. 
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Gerade  diese  Aussiebt  ist  bei  der  Natur  uud  der  nur  rela- 
tiven Bedeutung  der  einzelnen  Einrichtungen  des  Cultur-  und 
Wühlfabrtsgebiets  und  bei  der  gewöhnlich  vorhandenen  DiiTeren- 
tiirung  der  Vortheile  für  die  verschiedenen  Individuen  und  Classen 
des  Volks  und  für  die  verschiedenen  Landestheile  nicht  unbeachtet 
zu  lassen.  Die  Anwendung  des  Princips  der  reinen  Ausgabe  ver- 
langt hier  immer  eine  besondere  Begründung  in  jedem  einzelnen 
Fall.  Je  höher  nun  das  in  der  Einrichtung  steckende  Capital  und 
ein  je  grösserer  Theil  davon  als  stehendes  Capital  fixirt  ist,  desto 
nothwendiger  kann  es  sein,  eine  Deckung  der  Betriebskosten  und 
eine  Verzinsung  des  Capitals,  sowie  eine  Amortisation  des  stehenden 
Capitals  gesichert  zu  haben.  Sonst  drohen  finanzielle  Gefahren 
uud  ein  hier  unrichtiger  „Commuuismus"  reisst  ein  (§.  325),  indem 
die  Bevölkerung  aus  den  allgemeinen  vStaatseinnahmen,  bez.  den 
Steuern  Einrichtungen  bezahlen  muss,  welche  überwiegend  nur 
Interessen  von  Theilen  des  Volks  befriedigen.  Finanzielle 
Gründe  können  es  dann  immerhin  räthlich.  machen,  gewisse  Ein- 
richtungen nicht  auf  den  Staat  oder  die  Commune  zu  übertragen, 
selbst  auf  die  Möglichkeit  hin,  dass  sie  ganz  oder  mindestens 
für  jetzt  unausgeführt  bleiben.  Oder  es  muss  wenigstens  eine 
Beihilfe  der  nächsten  Interessenten  und  die  Freiheit  in 
der  Wahl  des  leitenden  Finanzprincips ,  z.  B.  die  Möglichkeit 
vom  Gebühren-  zum  gewerblichen  Princip  überzugehen,  gesichert 
sein.  Namentlich  bei  so  ausserordentlich  kostspieligen  Ein- 
richtungen mit  doch  immer  erheblicher  Differentiirung  der  Vortheile, 
wie  z.B.  bei  modernen  Verkehrsanstalten  (Eisenbahnen!), 
sind  solche  finanzielle  Rücksichten  recht  wohl  am  Platze. 

Dennoch  sollen  diese  auch  hier  nicht  immer  den  Ausschlag 
geben.  Besondere  Interessen  der  Gemeinschaft,  z.  B.  politische, 
militärische,  können  neben  den  Interessen  einzelner  privatwirth- 
schaftlicher  Verkehrskreise  die  finanziellen  Bedenken  tiberwiegen. 
Zu  verlangen  ist  nur,  dass  alle  diese  verschiedenen  Seiten  einer 
Frage  und  darunter  auch  die  finanzielle  Seite  unparteiisch  er- 
wogen werden, 

§.  285.  Die  zusammenfassende  wissenschaftliche 
Betrachtung  der  Einrichtungen  des  Cultur  -  und  Wohlfahrts- 
Gebührenwesens  wird  dann  unter  Mitberücksichtigung  des  finan- 
ziellen Moments  doch  am  Richtigsten  in  der  Inneren  und  in  der 
Wirthschaf tlichen  Verwaltungslehre  geschehen.  Demge- 
mäss  werden  auch  diejenigen  Einrichtungen  des  Gebühren wesens, 
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welche  überhaupt  nach  dem  Plane  des  Lehrbuchs  im  System  der 
Politischen  Oekonomie  behandelt  werden  sollen, ^^)  nicht  hier  in 
der  Finanz  Wissenschaft,  sondern  in  den  anderen  Abtheilungen 
des  "Werks,  besonders  im  dritten  Bande  (Verkehrswesen)  besprochen. 
Hier  wird  jetzt  nur  über  die  f  i  n  a  n  z  i  e  1 1  e  Seite  einzelner  wichtigerer 
dieser  Einrichtungen  referirt  werden,  im  Wesentlichen  unter  ein- 
facher Bezugnahme  auf  ihr  thatsächliches  Vorkommen  im 
modernen  Staat,  aber  ohne  näheres  Eingehen  auf  die  principielle 
Frage,  ob  die  betreffenden  Einrichtungen  überhaupt  dem  Staate, 
der  Gemeinde  u.  s.  w.,  ausschliesslich  oder  neben  den  Privatwirth- 
schaften,  zu  übertragen  sind,  z.  B.  was  die  Post,  das  Telepraphen- 
wesen,  das  Wegewesen,  die  Münze  u.  a.  m.  anlangt.  Es  liegt  in 
dieser  Behandlung  theilweise  eine  Abweichung  von  Rau,  welcher 
einzelne  dieser  Gegenstände,  besonders  die  Post,  auch  in  die 
Finanzwissenschaft  hineinzog  ;^*^)  zum  Theil  auch  eine  Abweichung 
von  der  Behandlung  der  privatwirthschaftlichen  Einnahmezweige, 
besonders,  des  Communications-  und  Transportwesens,  im  ersten 
Bande  der  Neubearbeitung  der  Finanzwissenschaft.^^)  Doch  ist 
diese  Abweichung  systematisch  richtig  und  verhütet,  wenn  auch 
nicht  vollständig,  was  nicht  möglich  ist,  so  doch  thunlichst  unnö- 
thige  Wiederholungen  oder  Doppelbearbeitungen  desselben  Gegen- 
standes. Bei  den  im  ersten  Bande  behandelten  privatwirthschaft- 
lichen Zweigen  ist  die  finanzielle  Seite  der  Frage  doch  auch  im 
Ganzen  noch  von  grösserer  Bedeutung  als  ioi  Gebührenwesen, 
wodurch  die  dortige  eingehende  Erörterung,  ob  überhaupt  der 
Staat  die  betreifenden  Zweige  zu  übernehmen  habe,  wenigstens 
theilweise  geboten  wird.  Für  später  wird  eine  partielle  lieber- 
tragung  von  Abschnitten  des  ersten  Bandes  der  Finanzwissenschaft 


=^-^)  Vgl.  den  Plan  der  Neubearbeit.  des  Kau'schen  Lehrbuchs  in  der  Vorrede  zu 
meiner  Grundle-.  S.  XIII  ff. 

•26^  Vgl.  den  in  vor.  Note  gen.  Plan.  Rau's  Systematik  brachte  dadurch  noth- 
wendig  Wiederholungen,  bes.  zwischen  der  Finanzwissenschaft  und  der  Volkswirth- 
schaftspolitik  mit  sich.  Diese  sind  nicht  wohl  ganz  zu  vermeiden,  aber  sie  lassen  sich 
vermindern,  wenn  man  die  finanzielle  Seite  in  der  Volkswirthschaftspolitik  u.  die  volks- 
wirthschaftspolitische  in  der  Finanzwissenschaft  mehr  zurücktreten  lässt.  Vgl.  bes. 
die  eingehenden  Abschnitte  über  Münze  (§.  196  —  202)  und  vollends  über  Post 
(§.  205—219)  in  der  Finanzwissenschaft  Kau's  I  und  damit  unten  §.299  (Münze)  und 
§.  .^08— 312  (Post). 

'■")  Rau-Wagner,  Fin.  I,  §.  213—259;  Wagner,  Fin.  I,  2.  Buch,  2.  Kap., 
5.  Hauptabsclinitt.  Die  Einwendungen  von  Stein  u.  A.  gegen  meine  Systematik  im 
1.  IJ.  habe  ich  dort  in  der  2.  Aufl.  und  in  d.  Vorrede  zur  Grundleg.  mehrfach  be- 
sprochen. Sie  treflen  nur  die  altere  Behandlung  der  Domänen-,  Forstlehre  u.  s.  w. 
Rau's  in  gleichem  Maassc  u.  sind,  wenn  auch  principiell  richtig,  doch  GegengrUnden 
ausgesetzt.     S.  z,  B.  Fin.  I,  §.  7  Note  2  (2.  Aufl.). 
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in  die  anderen  Bände  des  Lehrbuchs,  besonders  der  ITaupttheile 
der  Lehre  vom  Eisenbahnwesen  in  den  dritten  Band  vom  Verkehrs- 
wesen, als  das  systematisch  Richtigere,   gleichfalls  beabsichtigt. 2^) 

IV.  —  §.  2Sß.  Der  Uebergang  von  Gebühren  in 
Steuern.^^)  Eine  Gebühr  ist  eine  specielle  Gegenleistung  für 
einen  Dienst  des  Staats  u.  s.  w.  oder  für  eine  Kostenverursachung, 
also  zugleich  ein  Ersatz  von  Kosten.  Wo  diese  Merkmale  bei  einer 
Abgabe  ganz  fehlen  oder  wo  die  Höhe  der  Abgabe  augenscheinlich 
in  einem  ungünstigen  Missverhältniss  zu  der  Bedeutung  des  Diensts 
und  der  Höhe  der  verursachten  Kosten  steht,  da  hört  diese  Abgabe 
im  ersten  Falle  ganz  auf,  eine  Gebühr  zu  sein,  und  ist  sie  im 
zweiten  Falle  nur  für  einen  Theil  ihres  Betrags  eine  Gebühr. 
Sie  wird  dort  ganz  und  hier  für  den  anderen  Theil  ihres  Betrags 
eine  eigentliche  Steuer. 

Die  Geschichte  und  die  gegenwärtige  Praxis  der  Finanzwirth- 
schaft  der  Culturstaaten  zeigen  nun,  wie  schon  mehrfach  erwähnt, 
viele  Abgaben,  welche  fälschlich  oder  doch  nur  theilweise  mit 
Recht  als  Gebühren  gelten,  während  sie  ganz  oder  grösstentheils 
Steuern  sind,  im  letzteren  Falle  also  einen  gemischten  Character 
haben.  Unbewusst  und  mit  Absicht,  so  z.  B.  bei  älteren  Gebühren- 
zweigen in  der  Form  von  Finanzregalien  (Münze,  Post),  bei  den 
neueren  sogen.  Registergebühren,  sind  solche  Verhältnisse  entstanden. 
Der  Fiscalismus  der  früheren  Zeit,  Finanznöthen  der  Gegenwart 
führten  immer  leicht  dazu. 

Für  die  Finanz  Wissenschaft  und  für  die  rationelle  Finanzpraxis 
ist  es  nun  die  wichtige,  in  manchen  Fällen  nicht  so  leichte  Auf- 
gabe, bei  jeder  Art  hierhergehöriger  Abgaben  festzustellen,  ob  und 
wie  weit  sie  Gebühren  oder  eigentliche  Steuern  sind.  Der  Character 
von  Abgaben,  welche  nur  das  eine  oder  das  andere  sind,  ist  ge- 
wöhnlich nicht  schwer  zu  bestimmen,  wenn  es  auch  an  einem 
einfachen  ganz  objectiven  Kriterion  meistens  fehlt.^°)    Schwieriger 

^  S.  Wagner,  Fin.  I,  S.  526  Note  1. 

^®)  Vgl.  bes.  Stein  a.  a.  0.  über  Gebühren  und  Verkehrssteuern.  —  Die  Sätze 
S.  267  über  die  Höhe  der  Gebühr  und  über  den  Character  der  Gebühr  als  Verkehrs- 
steuer sind  freilich  in  dieser  Formulirung  unrichtig  u.  in  Widerspruch  mit  den  andern 
Ausführungen  ebendas.  u.  a.  and.  Stellen.  —  Gegen  Eau  bezeichnet  Stein  aber  hier 
doch  einen  wichtigen  Fortschritt.  R  a  u  mengt  Gebühr  und  Steuer  noch  zu  sehr  unter 
einander. 

^)  Stein  meint,  mit  Bezug  auf  die  häufige  Gebühren-  und  Steuererhebung  in 
Form  des  Stempels,  „jeder  Stempel  sei  ein  Gebührenstempel,  wenn  er  ohne 
Beziehung  auf  den  Werth,  den  das  gestempelte  Document  für  den  Betheiligten  hat, 
gefordert  werde  u.  dalicr  für  alle  betreffenden  Documente  gleich  sei.     Jeder  Stempel 
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ist  es  bei  den  Abgaben  gemischten  Characters  zu  ermitteln, 
welcher  Theil  davon  Gebühr,  welcher  Steuer  ist.  Da  die  richtige 
Maximalhöhe  einer  ,, Gebühr"  immer  etwas  von  subjectivem  Er- 
messen abhängen  wird,  jedenfalls  eine  feste  Zahlengrenze  fehlt, 
wo  die  Gebühr  in  die  Steuer  übergeht,  so  muss  man  sich  natürlich 
in  Theorie  und  Praxis  mit  einer  annäherungsweisen  Fest- 
stellung der  beiden  heterogenen  Bestandtheile  der  Abgabe  begnügen, 
was  aber  auch  ausreicht. 

Noch  schwieriger  ist  jedoch  dann  die  weitere  finanzwissen- 
schaftliche Aufgabe,  über  eine  solche  Abgabe  ein  principielles 
Urtheil,  hinsichtlich  ihrer  Berechtigung  zu  fällen.  Denn  eine 
Abgabe,  welche  nachweisbar  überhaupt  nicht  oder  doch  nur  theil- 
weise  Gebühr  ist,  ist  deshalb  als  Steuer  noch  nicht  durchaus 
verwerflich,  sondern  mitunter  sogar  gerechtfertigt,  zweckmässig 
und  selbst  geboten.  Die  Lehre  von  solchen  Abgaben,  als  wirklichen 
Steuern,  gehört  erst  in  das  nächste  Capitel. 

Hier  ist  aber  schon  zum  Verständniss  des  Gebühren wesens 
kurz  anzugeben,  in  welchen  Fällen  Gebühren  in  Steuern 
übergehen  oder  letztere  fälschlich  als  Gebühren  gelten 
und  zu  welcher  Hauptart  von  Steuern  diese  Abgaben  als- 
dann gehören. 

Oefters  ist  es  die  gleichartige  oder  ähnliche  Erhebungs- 
form, besonders  die  Erhebung  mittelst  des  sogen.  Stempels, 
welche  den  Character  einer  Abgabe  als  Gebühr  und  als  Steuer 
verwischt.^^)  Durch  die  Erhebungsform  darf  man  sich  also  nicht 
täuschen  lassen.  Die  ältere  Finanztheorie  that  dies  öfters  und  ge- 
langte deshalb  weder  zu  einer  vollständig  klaren  Erkenntuiss  der 
Gebühren,  noch  der  mit  diesen  verbundenen  Steuern.^^) 

§.  287.  Die  öffentlichen  Einrichtungen,  an  welche  sich  Ge- 
bühren knüpfen,  sind  in  der  Praxis  namentlich  in  zwei  Fällen 
dazu  benutzt  worden,  um  gleichzeitig  statt  oder  neben  der  Gebühr 
eine  Steuer  zu  erheben. 


sei  ein  Steuerstempel,  wenn  er  nach  dem  Werthe  des  Documents  steigt  oder  fällt. 
Diese  üntcrschcidunjr  sei  sehr  einfach  und  theoretisch  sehr  leicht  durchzuführen." 
S.  .520.  Sie  trifft  in  der  That  oft  zu,  aber  nicht  immer.  Man  kann  den  Stempel  hier 
nicht  von  der  directen  Einziehung  (s.  u.  §.  .'521  ft.)  trennen.  Eine  nach  dem  Werth 
abgestufte  Abgabe,  z.  B.  bei  grundbücherlichen  Eintragungen,  verliert  den  Gebühren- 
(haractcr  nicht  durch  die  Abstufung  an  sich.  Denn  diese  letztere  kann  auch  ein 
nothwendiges  Mittel  sein,  die  Deckung  der  Gesammtkosten  der  Einrichtung  zu  sichern 
und  besser  auf  die  Interessenten  zu  vertheilcn. 

■■")  Rau-Wagner,  Fin.  I.  §.  97.     Wagner,  Fin.  I,  §.  139. 

^'^)  Dies  gilt  doch  auch  noch  von  Kau,  Fin.  I,  §.  227  ff. 
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1)  Es  wird  die  Beuutzuug  einer  Staatseinriclitung  befohlen 
und  zwar  in  Fällen,  wo  ein  sachlicher  Grund  dazu  nicht  vor- 
liegt, sondern  wo  nur  im  Finanzinteresse  die  Gelegenheit 
waiirgenonimen  wird,  auf  diese  Art  eine  Abgabe  zu  erheben.  Hier 
wird  mithin  eine  Leistung  des  Staats  fingirt  oder  unuöthig 
aufgezwungen  und  dadurch  der  Abgabe  nur  der  äussere 
Schein  der  Gebühr  verliehen.  Fälle  dieser  Art  liegen  im  System 
der  öffentlichen  Bücher  und  in  dem  damit  verbundenen 
Registerwesen  mitunter  vor  (§.  293).  Auch  die  Vorschrift, 
dass  Urkunden  oder  gewisse  Arten  davon,  geldwerthePapiere 
u,  s.  w.  eine  Abgabe  in  Form  eines  Stempels  zahlen  müssen ,  ge- 
hört hierher,  wenn  sie  in  der  durchaus  nicht  allgemein  zutreffenden 
"Weise  gerechtfertigt  wird,  dass  der  Staat  durch  den  Schutz,  eventuell 
durch  die  gerichtliche  Erzwingbarkeit ,  welche  er  den  betreffenden 
Vertragsschliessungen  in  Aussicht  stellt,  hier  stets  einen  speci eilen 
Dienst  leiste,  dem  jene  Abgabe  als  Gebühr  entsprechet^)  Meistens 
kann  diese  Abgabe,  wenn  überhaupt,  so  nur  als  Steuer  gerecht- 
l'ertigt  werden. 

2)  Es  wird  zwar  eine  wirkliche  Gebühr  erhoben,  aber  die 
betreffende  Abgabe  wird  absichtlich  so  hoch  normirt,  dass  sie 
sich  in  eine  Steuer  verwandelt.  Dieser  Fall  ist  in  der  Finanzpraxis 
sehr  häufig  vorgekommen,  und  leicht  begreiflich,  weil  die  Massregel 
einfach  durchzuführen  ist  und  der  Fiscalismus  hier  einer  starken 
Versuchung  ausgesetzt  wird.  Die  älteren  Finanzregalien,  die 
Registergebühren,  manche  sogen.  Stempelabgaben  sind  die  wich- 
tigsten Beispiele. 

Ob  nun  in  diesem  und  im  ersten  Fall  die  Steuer  gerecht- 
fertigt ist,  das  muss  nach  den  Grün  dsätzen  der  Besteuerung 
entschieden  werden.  Es  kommt  namentlich  darauf  an,  wie 
die  Abgabe  als  Steuer  wirkt  und  zu  welcher  Kategorie 
von  Steuern  sie  daher  nach  ihrer  AVirkung  zu  rechnen  ist.  Alsdann 
ist  der  Werth  dieser  ganzen  Steuerkategorie  und  der  Um- 
stand zu  beachten,  ob  diese  letztere  durch  Hinzutritt  der  betreffenden 
Abgabe  nicht  selbst  eine  andere  Bedeutung  gewinnt.  Endlich 
fragt  es  sich  im  concreten  Fall,  bei  einer  Abgabe  in  einem  be- 
stimmten Lande  mit  dem  und  dem  bestehenden  Steuer- 
system,  ob  nach  der  Beschaffenheit  dieses  letzteren  die  Abgabe 


^')  Dies  der  Standpunct  gewisser  extremer  Richtungen  der  nacli-smithischen  Nat- 
Oekon.,  z.  B.  einzelner  deutscher  Freihändler,  wie  AI.  Meyer  in  d.  Aufs,  Stempel- 
stenem  in  Faucher's  Yiertcljahrschr.  1864. 
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als  Steuer  zu  billigen  ist.    Die  Erörterung  wird  also   immer  mit 
einem  relativen  Urtheil  abschliessen  müssen. 

§.  288.  Beschränken  wir  uns  hier  jetzt  auf  die  allgemeinste 
Betrachtung  der  Steuerwirkungen  einer  solchen  Abgabe,  so 
kann  die  letztere  zu  den  Verbrauchssteuern  und  zu  den  Er- 
tragssteueru,  speciell  zu  derjenigen  Unterart  derselben,  welcher 
man  neuerdings  den  Namen  „Verkehrssteuern''  gegeben  hat, 
gehören. 

1)  Die  Verbrauchssteuern  schliessen  sich  an  die  Acte  au, 
in  welchen  das  Einkommen  zum  Behuf  der  Befriedigung  der  per- 
sönlichen Bedürfnisse,  also  bei  der  Verausgabung,  zum  Vor- 
schein kommt.  Mancherlei  Gebühren  können  bei  einer  bestimmten 
Höhe  zugleich  mit  als  solche  Verbrauchssteuern  fungiren,  z.  B.  das 
Wegegeld  (bei  Vergnügungsfahrten),  das  Briefporto,  die  Telegraphen- 
gebühr (bei  der  Correspondenz  für  rein  persönliche  Zwecke,  —  im 
Unterschied  von  Erwerbszwecken  — ),  Abgaben  für  Legitimations- 
papiere im  Reiseverkehr  (für  Pässe)  u.  a.  m.,  möglicher  Weise 
selbst  Schulgeld.  Ueber  die  einzelnen  Fälle  ist  nach  den  Gesichts- 
puncten  der  Verbrauchsbesteuerung  zu  urtheilen. 

2)  Die  Ertragssteuern  schliessen  sich  zunächst  an  die 
grossen  Ertragsquellen,  sodann  an  die  einzelnen  Acte, 
durch  welche  Erträge,  bez.  Einkommen  erworben  oder  Gewinne 
realisirt  werden,  an.  Im  letzteren  Fall  kann  man  sie  Verkehr s- 
steuern  nennen. ^^)  Sowohl  die  oben  genannten  scheinbaren 
„Gebühren"  als  auch  wirkliche  Gebühren  eines  höheren  Aus- 
maasses  sind  vielfach  als  solche  Steuern  zu  characterisiren. 
Viele  Stempel-  und  ähnliche  Abgaben,  die  meisten  Register„ge- 
bühren"  in  dem  üblichen  hohen  Betrage,  die  Abgaben  vom  Ueber- 
gang  von  Eigenthum  und  Forderungen  unter  Lebenden,  geliören 
dahin.  Aber  auch  höhere  Abgaben  für  Verkehrsanstalten,  für 
Post,  Telegraphie,  Strassen  können  zu  Ertrags-  bez.  Verkehrssteuern 
werden,  indem  die  einzelnen  Fälle,  in  welchen  sie  zu  entrichten 
sind,  gewissermassen  als  Bedingung  der  Gewinnung  des 
Ertrags  und  zugleich  als  Merkmale  gelten,  aus  denen  auf  die 

'*)  Ich  schliesse  mich  dieser  Terminologie  L.  v.  Stein's  an,  trotz  der  sich  später 
ergebenden,  etwas  abweichenden  Begründung  u.  Begrenzung  dieser  Art  von  Abgaben. 
S.  Stein,  Fin.,  .S.  A.,  S.  519.  Der  Ausdruck  in  einem  dem  Stcin'schen  ungefähr 
gleichen  oder  doch  ähnlichen  Sinn  hat  sich  auch  in  der  Theorie  (z.  B.  bei  Vocke) 
und  selbst  in  ActenstUcken  der  Practiker,  z.  B.  in  den  deutschen  bundesräthlichen 
Ooinmissionsberichten  über  Stempel  u.  s  w.  eingebüi'gcrt.  Zu  den  Ertragssteuern  im 
weiteren  Sinuc  rechne  ich  diese  „Verkclirssteuern"  übrigens  doch. 


Syst.  d.  GebOhren.   Literat.   Gesetzgebung  u.  s.  \r.  29 

Höhe  des  Ertrags  (Imsatzes  u.  s.  vv.)  mit  geschlossen  werden 
darf.^^)  lieber  das  Einzelne  ist  nach  den  Gesichtspuncten  des 
Ertragsteuerwesens,  speciell  der  Verkehrsteuern  zu  urtheilen. 
Näheres  daher  unten  in  der  Steuerlehre. 

2.  Abschnitt. 
Das  System  der  Gebühren. 

1.    Die  Rechts-  und  Verwaltungsgebühren.^) 

^)  Kau,  Fiü.  I.  §.  230  £  hat  ein  System  der  Gebühren  aufgestellt,  das  zwar 
nicht  formal  unrichtig  ist,  aber  materiell  an  der  Vermengung  von  Gebühr  u.  Steuer, 
an  der  ungenügenden  Auffassung  des  Stempels  u.  in  der  Durchführung  auch  an  grosser 
Unvollstiindigkeit  leidet,  auch  abgesehen  von  der  Ausscheidung  regalisirter  Ge- 
bührenzvreige.  Kau  unterscheidet:  A)  in  allen  Zweigen  der  Staatsverwaltung  vor- 
kommende Gebühren:  Stempelgefälle.  Taxen  v.  Amts-  u.  Würdenertheilungen ;  B)  ein- 
zelnen Zweigen  der  Kegierungsgeschäfte  angehörende :  1)  aus  der  Eechtspflege,  2)  aus 
der  Schutzpolizei,  3)  aus  d.  Slaatsvertheidigung  (Gebühren  bei  d.  Entlassung  aus  dem 
Waffendienste),  i)  aus  d.  Volkswirthschaftspflege  i^Strasseugeld,  Wasserzoll,  Abgaben  v. 
Gewerbsverleihungen,  v.  Erfindungspatenteu,  Beförst.-Kosten,  Consulatsgeb.) ,  5)  aus  d. 
Yolksbildungssorge  i,kirchl.  Dispens.-Acte,  Schulgelder  u.  s.  w.). 

Stein  trifft  der  Vorwurf  wegen  der  Kegalien  auch.  Mit  Recht  hat  er  aber  dem 
Gebührensystem  das  System  der  Verwaltung  zu  Grunde  gelegt  (S.  274)  u.  sich  dabei 
an  sein  grösseres  Werk  über  Verwaltungslehre  angeschlossen ,  auf  das  auch  ich  mich 
besonders  für  die  Innere  Verwaltung  zumeist  beziehe.  S.  den  Abriss  in  Stein's 
Handb.  d.  Verwaltungslehre,  2.  A..  Stuttg.  187ö.  Er  trennt  5  Hauptgebiete  der  Ver- 
waltung u.  des  Gebührenwesens:  Aeusseres,  Krieg,  Finanzen,  Kechtspflege ,  Inneres, 
bei  letzterer  -sneder  Verwalt.  des  phys.,  geist.,  wirthsch.  u.  geseUsch.  Lebens;  hier 
im  Einzelnen  Manches  sehr  subjertiv  und  willkührlich.  Bei  Stein  wie  bisher 
gewöhnlich  fehlt  die  Eintheilung  der  Gebühren  in  die  beiden  Hauptclassen :  Reclits- 
u.  Verwaltungs-  u.  Cnltur-  u.  Wohlf.-Gebühren,  s.  Rau-Wagner,  Fin.  I,  §.  96,  bes. 
Note  a,  Wagner,  Fin.  I,  §  137,  bes.  Note  5.  Durch  diese  Eintheilung  erlangt  man 
erst  die  richtige  Stellung  zum  Gebührenwesen  u.  zu  der  verschiedenen  finanz. 
Behandlung  desselben.  Der  Gedanke,  den  Stein  bei  seinen  .,Kegalien"  verfolgt,  gilt 
mut.  mut.  für  meine  ganze  1.  Gl.  Gebühren.  Ein  anderer  Mangel  Stein's  scheint 
mir  zu  sein,  dass  er  in  der  Gebührenlehre  nicht  weiter  innerhalb  der  Verwaltungs- 
gruppen auf  die  Art  der  Leistungen,  bez.  der  öffentl.  Thätigkeiten  eingeht.  Dadurch 
gewinne  ich  den  eigentlich  ökonomischen  Gesichtspunct  für  die  finanz.  Regelung 
der  Gebühren  u.  ihrer  Höhe.  Die  Sätze  Stein's  S.  267,  3.  A.,  über  die  Höhe  der 
Gebühr  sind  m.  E.  freilich  unhaltbar  u.  die  Auffassung  der  Gebühr  als  Verkehrssteuer 
steht  in  Widerspruch  mit  der  sonstigen  Lehre  des  Verfassers.    S.  u.  Abschn.  4,  Note  1. 

Vgl.  sonst  Pfeiffer,  Staatseinn.  I,  294  ft.,  dessen  „System"  ich  nicht  so  zu 
loben  vermag,  wie  Stein  es  thut.  Hock  a.  a.  0.  §.  31—34  (gute  pract.  Bemerk., 
aber  unvollständ.  System^,  ümpfenbach  I,  §.  22 — 44.  M.  Block  in  Faucher's 
volksw.  Vierteljahrschr.  187S,  L  AI.  Meyer  ebendas.  1864,  III,  S.  51  tf.  Bes.  aber 
B6sobrasoff  a.  a.  0. 

Die  Gesetzgebung  über  Gebühren  ist  natürlich  eine  ungemein  ausge- 
dehnte, üeber  Stempel,  Registergebühren  und  Verwandtes  bestehen  ge- 
wöhnlich besondere  Gesetze,  öfters  ein  oder  wenige  Hauptgesetze  mit  späteren 


^)  Damit  wird  nicht  wieder,  wie  Stein  es  thut  S.  267  (s.  u.  Abschn.  4  Note  1), 
in  jeder  Gebuhr  als  solcher  der  Character  der  Verkehrssteuer  gefunden,  —  im  Wider- 
spruch mit  Stein's  sonstiger  Auffassung. 


30  3.  B.  1.  K.  2.  A.   Syst.  d.  Rechts-  u.  Ver\ralt.gebüliren. 

Novellen  und  zahllosen  VoUzugsinstructionen,  authentischen  Interpretationen  u.  s.  w. 
Dies  Kechtsgebiet  wird  dadurch  in  einzelnen  Staaten  fast  unübersehbar,  die  gesetzl. 
Bestimmungen  sind  eine  rudis  indigestaque  moles,  wie  nur  je  eine  in  der  Gesetzgebung 
vorgekommen,  so  bes.  in  Frantreich,  wo  das  sogen.  Enregistrement  auf  210  legislat. 
Verfügungen  beruhen  und  seit  1790  an  2500  Instructionen  der  Verwaltung  au  ihre 
Agenten  darüber  ergangen  sein  sollen  (Leroy-Beaulieu,  I,  487)!  Es  ist  dgl. 
auch  für  die  finanzwiss.  Theorie  zu  beachten,  weil  sich  darin  eine  sehr  bedenk- 
liche Seite  dieser  Abgaben  zeigt;  es  fehlt  an  Einfachheit,  Sicherheit  und 
Bestimmtheit  der  Besteuerung.  Auf  dem  Gebiete  des  Stempels  u.  der  Register- 
gebühren hat  man  es  vornemlich  mit  (Ve  rk  eh  rs-)S  teuer  n  zu  thun,  aber  eigent- 
liche Gebühren  laufen  mit  unter.  Dies  erschwert  die  Darstellung  u.  das  Verständniss 
wiederum.  Diese  Abgaben  knüpfen  sich  an  die  verschiedensten  privaten  Rechts- 
geschäfte. Daher  werden  oft  die  schwierigsten  u.  feinsten  Fragen  des  Privatrechts 
dabei  berührt,  —  was  dieser  Materie  z.  B.  in  Frankreich  die  Zuneigung  der  Juristen 
zugezogen  hat,  während  es  bei  uns  noch  an  eingehender  juristischer  Behandlung  fehlt. 
Rau  citirte  schon  eine  oft  in  Frankreich  angeführte  Bemerkung  von  T r  o p  1  o n g  (Dict. 
de  l'adm.  franc.  v.  Block,  p.  760)  in  §.  236a:  „La  loi  sur  l'enregistrement  est  pour 
nous  autres  I6gistes  la  plus  noble,  ou  pour  mieux  dire,  la  seule  noble  entre  toutes 
les  lois  fiscales.  Quand  le  fisc  veut  percevoir  un  droit  d'enregistr.  .  .  .  il  faut  presqu'il 
se  fasse  docteur  es  lois,  afin  de  p6n6trer  daus  l'infinie  variite  des  actes  de  la  vie 
civile."  Aehnliches  ersieht  man  aus  dem  u.  gen.  Bericht  der  bundesräthl.  Stempel- 
steuercommission V.  1877.  Fragen  des  Stempelwesens  u.  der  Registergebühren  werden 
so  leicht  zu  verwickelten  Privatrechtsfragen  u.  dadurch  auch  für  die  Finanzpraxis  u. 
Finanzwissensch.  noch  schwieriger:  gewiss  kein  Vorzug  dieser  Abgaben,  wie  auch 
Rau  betonte,  u.  wieder  ein  Umstand,  der  zur  Vorsicht  bei  der  Ausdehnung  des 
Systems  räth,  wie  man  sich  aus  den  Berathungen  der  deutschen  bundesräthl.  Com- 
missionen  v.  1873  u.  1877  überzeugen  kann. 

Das  althistorischc  Ger  ich  ts  kosten  wesen  ist  neuerdings  gewöhnlich  neugestaltet 
u.  das  bezügliche  Rechtsgebiet  codificirt  worden.  Ist  es  dadurch  auch  leichter  zu 
übersehen  u.  verständlicher,  so  bereitet  es  durch  seine  nahe  Beziehung  zumProcess  u.s.w. 
doch  wieder  für  die  practische  Anwendungen,  für  die  wissenschaftl.  Beurtheilung  viele 
Schwierigkeiten.  Mehrfach  besteht  auch  wieder  eine  Verbindung  mit  dem  Stempel- 
und  Registerwesen,  welche  die  Klarheit  stört.  Man  hat  es  nur  bei  den  Gerichtskosten 
mehr  mit  Gebühren,  als  mit  Steuern  zu  thun.  Eine  Ausnahme  bUdet  z.  Th.  die 
freiwillige  Gerichtspflege,  bes.  das  mit  ihr  gewöhnlich  verbundene  Register- 
wesen, wo  in  der  Abgabe  der  Steuercharacter  vor  dem  Geblihrencliaracter  stark  zu 
überwiegen  pflegt  oder  auch  allein  vorhanden  ist. 

Die  Gebühren  der  einzelnen  Zweige  der  Inneren,  der  Unterrichts-, 
der  volkswirthsch.  Verwaltung  sind  nur  ausnahmsweise  in  besonderen  Gesetzen 
festgestellt.  Gewöhnlich  bestimmen  die  bezüglichen  allgemeinen  Verwaltungsgesetze 
und  eventuell  auch  nur  Verordnungen  das  Nähere  über  Art,  Erhebung,  Höhe  der  be- 
treffenden Gebühren  zugleich  mit  der  Regelung  der  Sache  selbst.  Auch  aus  diesem 
Gninde  kann  hier  in  der  Finanzwissenschaft  nicht  in  das  legislative  Detail  eingegangen 
werden.  Im  Ganzen  ist  auf  die  Werke  über  Versvaltungslehre  zu  verweisen.  Einzelnes 
über  die  (iebührcn  speciell  wird  unten  bei  der  Uebersicht  der  Gebiilirenzweige  erwähnt, 
aber  auch  mehr  nur  als  Beispiel.  Beachtenswcrth ,  aucli  in  iinanz.  Beziehung,  ist, 
dass  in  den  modernen  sogen.  Verfassungsstaaten  die  Mitwirkung  der  Volksver- 
tretung immer  mehr  auch  auf  die  Regelung  des  Gebührenwesens  der  einzelnen 
genannten  Verwaltungszwcige  ausgedehnt  wird,  z.  B.  im  Tarifwesen  der  Verkehrs- 
anstalten (Post,  Telegraph)  u.  s.  w.  In  den  einzelnen  Staaten  ist  dies  Princip  aber 
noch  unglcicli  durcli geführt. 

Bei  dem  engen  Zusammenhang  von  Reclits-  und  Verwaltungsgebüliren  mit  Ver- 
kehrssteuern in  der  Praxis  und  bei  der  für  beide  vielfach  gemeinsamen  Erhebungsform 
im  Stempel  ist  die  bezügliclie  Einnahme  daraus  ebenso  wie  die  Gesetzgebung  darüber 
niclit  wolil  zu  trennen.  Die  (iesetze  betrellcn  meist  beide  Abgabeart(Mi  in  bunter  Ver- 
mengung. Die  folgenden  Angal)en  gehören  daher  zugleicli  zu  dem  späteren  Absclinitt 
von  den  Verkehrssteuern,  finden  aber  dort  noch  eine  Ergänzung  in  Einzelheiten, 

Den  Vorsuch  einer  zusammenfassenden  Behandlung  u.  Vergleichung 
der    bezüglichen    Gesetzgebung    der    wichtigeren    Culturstaaten    hat   B6so- 
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brasoff  .-u  a.  0..  bes.  in  der  1.  Abth.  über  die  iinpöts  sur  les  actes  gemacht.  Die 
zweite  enthält  eine  Monographie  der  betr.  russ.  Abgaben.  Ueber  das  Finanz- 
statistische vgl.  sonst  V.  Czörnig.  österr.  Budget,  II,  470.  Ceber  die  Gesetz- 
gebung der  einzelnen  Staaten,  mit  meist  dürftiger  Darstellung  der  geschichtl. 
Entwicklung  (die  gewöhnlich  ihrer  wissenschaftl.  Behandlung,  in  Verbindung  mit  der 
allgemeinen  Vervraltungsgeschichte  des  einzelnen  Staats  noch  harrt\  s.  die  Werke  über 
das  Finanzwesen  und  die  Besteuerung  der  einzelnen  Länder  (Rau- Wagn  er, 
Fin.  I,  §.  23,  yoten,  Wagner,  Fin.  I,  §.  2S,  Noten);  mitunter  auch  diejenigen  über 
das  Yerwaltuugs recht  oder  überhaupt  über  das  öffentliche  Recht.  Einen 
werthrollen  Beitrag  z.  vergleichenden  Finanzgesetzkunde  über  eine  Hauptart  v.  Abgaben 
lieferte  v.  Czörnig  (junior")  in:  „D.  Abgaben  v.  d.  üebertragungen  unbewegl.  Eigen- 
thums",  Triest  1809.    (Oesterr.,  Frankr.,  Preuss.,  Engl..  Russl.,  Baiern,  Schweiz.  Cantone). 

Die  in  Stempelform  erhobenen  Abgaben,  die  Rechtsgebühren  u.  die  Verkehrs- 
steuern, sind  vornemlich  mit  der  schriftlichen  Beurkundung  von  Rechts- 
ge.'Jchäften  verbunden  u.  kommen  bei  lebhaftem  Geschäftsveikehr,  häufigem  speculativen 
Eigenthumswechsel .  entwickeltem  Creditverkehr  u.  s.  w.  am  Meisten  vor.  Sie  sind 
daher  begreiflicher  Weise  in  hoch  entwickelten  Volkswirthschaften  von  grosser 
Volksdichtigkeit,  intensivem  Verkehr,  ausgedehntester  Arbeitstheilung,  stark  ausgebil- 
detem Städtewesen,  gewaltiger  Industrie  u.  grossem  in-  wie  ausländischen  Handel  be- 
sonders stark  entwickelt:  im  Westen  Europas  am  Meisten,  in  der  Mitte  weniger,  im 
Osten  am  Wenigsten.  Im  Einzelnen  freilich  mit  vielen  Unterschieden,  welche 
sich  aus  der  ganzen  geschichtlichen  Gestaltung  des  Finanzwesens,  der  verschiedenen 
Höhe  der  Ausgaben  (absol.  u.  relat.  Grösse  des  Aufwands  f.  d.  ölfcntl.  Schuld ,  f.  d. 
Militär),  dem  Vorhandensein  oder  Fehlen  von  Privaterwerb,  der  Ausbildung  der  übrigen 
Steuern,  der  mehr  oder  weniger  liscalischen  Tendenz  der  Verwaltung,  endlich  —  nicht 
das  Unwichtigste!  —  aus  dem  „Formalismus"  des  Privatrechts  erklären,  d.h.  aus 
den  formellen  Vorschriften  über  die  Form  und  Giltigkeit  der  Ver- 
träge oder  über  gewisse  Rech t.svort heile,  welche  mit  einer  bestimmten  Form 
und  öffentlichen  Beurkundung  verbunden  sind  (Schriftlichkeit,  öffentliche  Registrirung, 
))es.  im  französ.  Recht  u.  dgl.).  Diesen  Umständen  möchte  es  zuzuschreiben  sein, 
das3  die  genannten  gebühren-  und  steuerartigen  Abgaben  finanziell  wichtiger  in 
Frankreich  als  in  Grossbritannien,  in  Oesterreich  als  vielfach  in 
Deutschland  sind,  während  man  nach  der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  allein 
das  umgekehrte  erwarten  sollte.  Im  Umfang  und  in  der  Gestalt  der  bezüglichen 
Gesetzgebung  und  in  der  Ges  am  mt  ein  nähme  aus  diesen  Abgaben  spiegeln 
sich  diese  Einflüsse  wieder. 

Eine  genauere  finanzstatistische  Vergleichung  ist  hier  nicht  möglich  u.  erforderte 
das  Eingehen  in  alles  Detail.  Aber  von  der  ungefähren  Bedeutung  und  Ent- 
wicklung dieser  Einnahmequelle  im  Haushalt  der  einzelnen  Staaten  liefern  die 
folgenden  Daten  doch  ein  hinreichend  zuverlässiges  Bild.  Man  muss  nur  mit  weiteren 
Schlüssen  daraus  vorsichtig  sein ,  weil  sich  die  Summen  aus  zu  verschiedenen  Com- 
ponenten  zusammensetzen  u.  weil  der  Steuer-  u.  der  Gebührencharacter  in  diesen  Ab- 
gaben in  den  einzelnen  Ländern  zu  verschieden  ausgebildet  ist. 


Frankreich. 

Italien. 

Belgien. 

Holland. 

B.  f.  1877 
Mill.  Fr. 

B.  f.  1877 
Mill.  Fr. 

B.  f.  1877 
Mill.  Fr. 

B.  f.  1877 
Mill.  Fl. 

Einregistrirung                1 
Erbschaftssteuer              ] 
Hypoth.-  u.  Gerichtsgeb.  ) 
Stempel 

466.4 
154.2 

[51.6 
25.0 

[lO.S 
37.4 

28.2^ 
16.81 

5.2 

19.7 

I.  Summa     . 

620.6 

124.8 

50.2 

19.7 

Directe  Steuern  u.  s.  w.    . 
Indirecte  Steuern  (bruttoj 

423.9 
1307.6 

362.8 
429.1 

43.8 
49.8 

23.3 
38.9 

n.  Summa     . 

2352.1 

916.7 

143.8 

81.9 

Hiervon  N.  I  in  7o    •     • 

26.4 

13.6 

34.9 

24.0 
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Gr.-Britann. 
Abschl.  1876/77 
Mill.  Pf.  St. 
Einregistrirung  u.  s.  w. 
(Geb.  V.  Rechtsgeschäften)  — 

Stempel 5.11 

Erbschaftssteuer    .     .     .  6.02 

I.  Summa 
Directe  Steuern  u.  s.  w 
Indirecte  Steuern  u.  s.  w. 

II.  Summa 
Hiervon  N.  I  in  %     • 


Westösterr. 

B.  f.  1877 

Mill  Fl. 

32.7 

17.8 

oben  inbegr. 


Ungarn. 
B.  f.  1877 
MUl.  Fl. 

14.5 
8.0 
oben  incl. 


Russland. 

B.  f.  1877 

Mill.  R. 

7.71 
12.32 
oben 


11.13 

7.89 
vr.          48.45 

50.5 

87.8 
313.8 

22.5 

86.6 
56.6 

20.03 
133.61 
220.11 

Gerichtskosten     .     .  , 

Stempelsteuer      .     .  . 
Reichswechs.st.st.c. 

Ger.schreib.  (Cöln)  .  . 

Erbschaftssteuer      .  . 
I.  Summa 

Directe  Steuern       .  . 


67.47 
16.5 

Preussen. 

B.  f.  1877 

Mill.  M. 

41.1 

21.5 

4.24 

0.95 

4.8 


452.1 
11.2 

Baiern. 
B.  f.  1877 
MiU.  M. 
(Tax.)  14.48 
1.61 


oben 


165.7 
13.6 

Sachsen. 

B.  f.  1  877 

Mill.  M. 

[1875  3.64] 

1.58 


373.75 
5.4 

Baden. 

B.  f.  1877 

Mill.  M. 

[1876  1.53] 

2.73 


•  (Besitzwechs.)  1.75 
im  vor. 


72.59  c.  16.3  —  — 

151.0  20.3  13.2  10.11 

Indir.  Steuern  (incl.  i.  Reiche)    179.7  (ohneReich)  23.0  (ohn.Reich)  2.3  (ohn. Reich)  4.63 

II.  Summa    .      403.3  _  _  _ 

Hiervon  N.  I  in  «/^     •    •         18.0  —  —  — 

Zur  Erläuterung  dieser  Tabelle.  Es  sind  hier  absichtlich  nur  die  Haupt- 
posten der  bezüglichen  sonstigen  Steuerarten  zusammengestellt,  was  für  den  vorlie- 
genden Zweck  genügt,  und  vorzuziehen  war,  weil  in  mancherlei  anderen  Posten 
noch  mehr  Verschiedenheit  besteht.  Die  Etats  sind  lauter  Brutto  etats,  also  inclus. 
Erhebungskosten  (s.  Wagner,  Fin.  I,  §.  91),  mit  Ausnahme  Sachsens.  Wichtig 
und  etwas  den  Vergleich  störend  war  die  Einsetzung  des  Tabak monopols  und  zwar 
brutto  in  Frankreich  und  Oesterreich,  netto  in  Italien,  bei  den  indirecten  Steuern. 
Das  Lotto  (Italien,  Niederlande,  Oesterreich,  Ungarn,  Preussen),  die  Post,  Tele- 
graphie,  Punzirung  u.  dgl.  m.  ist  allgemein  fortgelassen.  —  Bei  Frankreich 
ist  zu  den  4  grossen  dir  er.  teil  Steuern  die  Einkommensteuer  von  bewegl.  Vermögen, 
nicht  die  den  directen  Steuern  assimil.  Spec.-Taxcn  gesetzt,  zu  den  indir.  Steuern 
die  inländ.  u.  d.  Zölle.  Möglichst  ebenso  dem  Princip  nach  erfolgte  die  Zusammen- 
setzung der  Kategorieen  bei  den  andern  Staaten.  Bei  Preussen  ist  der  Antheil  an 
den  R  e  i  c  h  s  steuern  eingestellt;  bei  Oesterreich  und  Ungarn  die  gemeinsame 
Zolleinnahme  vcrhältuissmässig  vcrtheilt.  Wegen  der  Veixiuickung  von  Reichs- und 
Staatsf inanzen  ist  in  Preussen  und  bes.  in  den  anderen  deutschen  Staaten  die 
Vergleichbarkeit  mit  anderen  Staaten  nicht  immer  herzustellen. 

Die  ausserordentlich  grossen  Einnahmen  (absolut  u.  relativ)  aus  den  Registrirungs- 
abgaben  (von  gemischtem  Gebühren-  u.  Steuercharactcr,  aber  überwiegend  des  letzteren) 
in  Frankreich  u.  in  den  Ländern  gleichen  oder  ähnlichen  Rechts  ergeben  sich 
sofort.  Man  erkennt  aber  auch ,  dass  in  Frankreich  die  relativ  geringe  Ausbildung 
der  directen  Steuern  mit  der  übermässig  starken  Ausbildung  dieser  Abgaben  und  des 
Stempels  zusammenhängt  und  dadurch  mit  gerechtfertigt  wird.  Hier  findet  eine 
Ergänzung  statt,  —  was  auch  die  Tlieoric  oft  übersehen  hat.  Jene  Abgaben  und 
Stempel  müssen  in  maiiclier  Hinsicht  mehr  zu  den  directen  als  —  wie  meist  in  finanz- 
statistischen Vergleichen  und  öfters  in  den  Budgets  geschieht,  —  zu  den  indirecten 
Steuern  gerechnet  werden.  Aehnliches  wie  von  Frankreich  gilt  in  Betreff  dieser  Ver- 
liältnisse  von  Grossbritannien. 

In  Preussen  besteht  der  Unterschied  gegen  andere  Länder,  dass  die  Gcrichts- 
kosten  nicht,  wie  sonst  meist,  in  Stempelform,  sondern  direct  von  den  Gerichten  erhoben 
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werden.     Wenn  luau  das  nicht  berücksiclitiirt,  ersclieint  die  Eiauahme  aus  den  bezüg- 
lichen Abgaben  sehr  klein  ini  Vorgleich  mit  andern  Staaten. 

üeber  Deutschland  liefert  der  unten  gen.  bundesrätlilichc  Gommissionsbericht 
von  1*^77  sehr  schätzbares  u.  nach  bestimmten  tirundsätzen  zergliedertes  u.  gruptiirtcs 
und  dadurch  leidlich  vergleichbar  gemachtes  statistisches  Material.  In  den  einzelnen 
Staaten  u.  z.  Th.  in  den  Provinzen  eines  u.  desselben  Staats  (Preusscn,  Baiern,  Gebiete 
des  französ.  Kechtsl  bestehen  grosse  Verechicdenheiten.  Die  Ge^ammteiIl nähme  der 
wesentlich  s  t  e u  e  r artigen  Abgaben  wird  im  Durchschnitt  von  1874 — 76  berechnet: 

Eigentl.  Stempel-        Sportein 

abg.  V.  Urkunden,    (^gemischt  Ge-  Erb-       Spiel- 

ilutationen,  incl.    bühr  u.  Steuer        schafts-   karten- 
Tax.  u.  Ein-         oder  reine  Steuer    Stempel. 

rcgistr.-GebuIiren      Gebühren) 

Mill.  M.  iVmi.  M.  MULM.  Mill.M. 

Reich 61.33  3.94  9.89         1.21 

(^Ausserdem  Keichswechselstempel  .  7.3)  —  —  — 

Davon : 

Preussen 27.06  —  4.58         0.70 

Baiem 15.04  0.046  0.62         0.24 

Sachsen 1.69  —  —         0.13 

Würtemberg 2.02  1.02  0.14        0.028 

Baden 2.13  2.50  0.42  — 

Elsass-Lothringen 7.15  0.164  2.17  — 

Hessen 1.26  0.018  0.83         0.010 

Hamburg 3.14  —  0.76         0.009 

Bremen 0,75  —  0.24         0.007 

Die  Kleinheit  dieser  Erträge  im  Vergleich  mit  den  oben  gen,  auswärtigen  Staaten 
(excl.  Russland)  springt  in  die  Augen.  Dafür  ist  die  directe  Staatsbestcuerung  bei 
uns  relativ  mehr  als  in  den  roman.  Ländern  und  als  in  Grossbritannien  entwickelt. 

Aus  der  Gesetzgebung  über  Rechts-  und  Verwaltungsgebühren,  die 
damit  zusammenhängenden  Verkehrssteuern,  das  gesammte  Stempel wcsen  u.  s.  w, 
ist  die  französische,  dann  die  englische,  die  österreichische,  schliesslich 
die,  nach  dem  Gesagten  am  Wenigsten  ausgebildete  preussisch -deutsche  besonders 
für  die  finanzwiss.  Aufgaben  bemerkeuswerth.  Die  allgemeinen  Gesetze  werden 
hier  gleich  für  den  späteren  Abschnitt  von  den  Verkehrssteuern  mit  citirt,  da  sie  sich 
meistens  auf  diese  und  auf  gewisse  Gebühren  zusammen  beziehen. 

Frankreich.  Gesefzgeb.  über  Enregistrement  u.  Stempel.  Aus  dem  ancien 
regime  herstammend  (Ende  des  17.  Jahrh.)  ist  das  Enregistrement  in  d.  Revolutions- 
zeit beibehalten,  verändert,  dann  namentlich  erweitert  worden.  Ges.  v.  19.  Dec.  1790. 
Hauptgesetz  v.  12.  Dec.  1798  (22.  Frimaire  an  VII)  (bei  Stein  S.  283  mehrere 
falsche  Angaben).  Ausbild.  bes.  durch  d.  Gesetze  v.  25.  Mai  1799  (6.  Prair.  an  VII), 
27.  Vent.  IX,  28.  Apr.  1816,  27.  Apr.  1831,  21.  Apr.  1832,  18.  Juni  1850  (Erleichter. 
durch  Ges.  v.  16.  Juni  1824,  später  z.  Th.  wieder  zurückgenommen).  Ferner  14.  Juli 
1855,  2.  Juli  1862,  27.  Juli  1870,  23.  Aug.  1871,  28.  Febr.  1872,  30.  Aug.  1872, 
19.  Febr.  1874  u.  a.  m.  üeber  Stempel  Hauptgesetz  v.  9.  Vendiim.  an  VI 
i30.  Sept  1797)  und  13.  Brum.  an  VII  (3.  Nov.  1798):  ersteres  f.  d.  Verbrauchs-, 
letzteres  f.  d.  UrkundenstempeL  Dann  zahlreiche  Nachträge  u.  Veränderungpu.  So 
Ges.  V.  16.  Juli  1850  u.  17.  Febr.  1852,  5.  Juni  1850,  18.  Mai  1850,  23.  Juni  1857, 
11.  Juni  1859,  2.  Juli  1862,  13.  Mai  1863,  S.  Juni  1864,  23.  Aug.  1871,  27.  Nov.  1871, 
30.  März  1872,  30.  Apr.  1^72,  25.  Mai  1872,  24.  Juli  1872,  20.  Dec.  1872,  21.  Dec, 
1872.  26.  Nov.  187:*,  29.  Dec.  1873,  19.  Febr.  1874,  18.  Juni  1874  u.  a.  m.  Die  Ge- 
richtsgebühren (droits  de  greife)  beruhen  auf  d.  Ges.  v.  21,  Vent.  an  VII  (11.  März 
1799)  u.  den  Nachträgen,  die  Grundbuchs  geb.  (Hypothcques)  auf  dems,  Ges.  u. 
Ges.  V.  21.  Sept.  1810  u.  2S.  Apr.  1816  Die  ganze  Gesetzgcb.  ein  ungeheuerer,  unüber- 
sehbarer Wust,  Die  obigen  älteren  Angaben  meist  nach  v.  Hock,  die  neuesten  (nach 
dem  Kriege)  nach  Dejean,  code  annote  des  nouv,  imp,  2.  ed,  Par.  1875.  So  weit, 
wie  mir  Material  zustand,  habe  ich  verglichen  (bes.  d.  u.  ffen.  Werk  v,  Roger  u, 
Sorel)  u.  nur  die  wichtigeren  Gesetze  u.  Decrete  hervorgehoben,  auch  die  Datums 
der  Gesetze,  die  vielfach  falsch  angegeben  (so  z.  Th.  bei  Stein),  reclificirt.  Aber 
A.  Wagner,  Finanzwissenschaft,    II.  3 


34  3.  B.  I.K.  2.  A.   System  (1.  Rechts- u.  Verwalt.gebühren. 

Irrthümer  sind  zumal  dem  Fremden  kaum  vermeidlicL.  Vgl.  f.  d.  ganze  grosse  Gebiet 
(bei  Eau,  Fin.  I,  in  d.  Noten  zu  §.  234,  236,  237  einzelne  Angaben)  Stein,  Fin. 
3.  A.,  S.  275,  283,  530.  Bes.  aber  v.  Hock,  Fin.  Fraukr.,  177  iF.,  193  ff.  (unüber- 
troffen klar  in  d.  schwier.  Materie,  wie  es  nur  ein  so  wissenschaftlich  durchgebildeter 
Practiker  erreichen  wirdV,  de  Parieu,  imp.  III,  165  (1.  A.  1863),  Buch  6  imp.  s.  1. 
actes;  Batbie,  pr6cis  du  cours  de  droit  publ.  et  administr.  (4.  ed.  Paris  187C)  p.  372  ff. 
M.  Block,  dictionn.  de  l'administr.  franc,  2.  ed.  Par.  1877;  systemat.  Artikel  über 
Enregistrement  (v.  Cucnot  et  Verpy  mit  umfass.  Bibliographie)  und  timbre  (von 
Chardon).  Am  Vollständigsten  d.  geltenden  Gesetze  u.  s.  w.  in  Codes  et  lois  usuelles 
(bis  1875)  V.  A.  Roger  u.  A.  Sorel,  Par.  1875,  im  Supplement  die  neuesten  Gesetze, 
Leroy-Beaulieu,  Fin.  I,  eh.  9,  S.  479  ff.  (neueste  Phase  u.  scharfe  Kritik  ders.). 
üeber  den  Stand  d.  Gesetzgeb.  im  Einzelnen,  bis  z.  Kriege,  unterrichtet  man  sich 
gut  in  Elsass-Lothringen,  vgl.  dafür  d.  tabeUar.  Zusammenstell,  d.  Bestimmungen 
d.  deutschen  Gesetze  in  d.  Ijundesräthl.  Commiss.-Ber.  v.  1877,  S.  87  ff.  Seit  dem 
Kriege  bedeutende  Erhöhung  dieser  Abgaben  in  Frankreich,  durch  d.  oben  gen.  Gesetze. 
Anschl.  im  Et.  v.  1870  (also  incl.  Elsass-Lothringen)  Enregistr.  362.8,  Stempel  83.7, 
zus.  446.5  Mill.  Fr.,  Et.  v.  1877  bez.  466.4,  154.2,  zus.  620.6  Mill.  Fr.,  —  28  7« 
mehr  trotz  der  Verminder,  des  Gebiets !  Die  directen  Steuern  sind  nur  um  16.5,  die 
indirecten  Steuern  z.  Th.  noch  stärker  gesteigert. 

Grossbritannien.  S.  bes.  Vocke,  brit.  Steuern,  2.  Th. ,  3.  u.  4.  Abschn. 
Gebühren  (bes.  Gerichtssporteln  u.  Strafen),  dann  Stempel,  S.  199 — 256.  Gneist,  engl. 
Vcrw.recht  pass.,  bes.  II  (2.  A.),  812  über  Stempel,  1225  über  Gerichtsgebühren,  eb., 
1216,  1263  über  Sportein,  1352  über  Gehalte  der  Civilbeamten.  0.  Hübner,  Ber. 
d.  stat.  Centr.-Arch.,  Nr.  2,  Lpz.  1858,  S.  24  ff  Noble,  rineen's  taxes,  Lond.  1870, 
p.  91  ff.,  111  ff  Tennant,  people's  blue  book,  4.  ed.,  Lond.  1872,  p.  269  ff.  (Kritik). 
In  den  Berichten  der  Commissioners  of  Inland  Revenue  neben  der  Statistik  auch  An- 
gabe der  erfolgten  gesetzl.  Veränderungen.  Das  Detail  der  zahllosen  älteren  einzelnen 
Gesetze  entzieht  sich  hier  der  Darstellung.  Einzelnes  später  in  der  Steuerlehre,  bes. 
bei  den  Verkehrssteuern  und  der  Erbschaftssteuer.  S.  die  kurze  Uebersichi  über  die 
Stempelgesetze  bei  Gneist  II,  812  bes.  Wiederholte  Consolidationen,  so  1815 
(55.  Georg  IH,  c.  184),  1833  (2.  u.  3.  Will.  IV,  c.  120),  dann  jetzt  bes.  d.  neue 
Ges.  V.  1870  (33  u.  34  Vict.  c.  97).  üebersicht  d.  wichtigsten  Sätze  z.B.  im  Cabinet 
lawyer.  24.  ed.,  Lond.  1877,  p.  555  ff.  Die  Gebühren  bei  d.  Reichsgerichten  werden 
seit  1865  durch  adhäsive  Stempel  bezahlt  (Common  Law  Court  Fees  Act.  v.  1865, 
28.  29.  Vict.  c.  45).  „Das  frühere  System  der  Remuneration  der  Beamten  durch 
Sportein  ist  mit  geringen  Ausnahmen  im  Staatsdienst  beseitigt."  Gneist  II,  1353. 
S.  übrigens  unten  §.  291.   Details,  auch  aus  d.  Statistik,  reich  u.  vorzüglich  bei  Vocke. 

Oesterreich.  Vgl.  Stein,  Fin.,  S.  531;  0.  Hübner,  Ber.  d.  Statist.  Centr.- 
Arch.,  Lpz.  1860,  Nr.  6,  S.  73  11'.;  v.  Czörnig,  östcrr.  Neugestalt.  (Stuttg.  1858), 
S.  143  ff.;  ders.,  d.  österr.  Budg.  II,  173 — 181 ;  Dessary,  österr.  Fin.ges.kunde  (1855), 
S.  55  u.  i^ass. ;  Cysar,  Handb.  d.  österr.  Gebührcnwcs.  (1855).  AUgem.  Stempel-  u. 
Taxges.  (excl.  ungar.  Landr.)  v.  27.  Jan.  1840,  neue  Regelung,  bes.  auch  der  allge- 
meinen Besitzveränd.-Abgabc  durch  die  Gesetze  v.  9.  Febr.  u.  2.  Aug.  1850  für  das 
ganze  damal.  Reich,  provis.  Ges.  v.  6.  Sept.  1850  (über  Abg.  v.  Spielkarten,  Kalendern, 
ausländ.  Zeitungen,  Ankündig,  u.  Inseraten),  Verordn.  v.  23.  Oct.  1857  (inländische 
Zeitungsstempel).  Unterscheidung  v.  Stempel  u.  „unmittelbaren"  Gebühren  f.  Rechts- 
geschäfte in  d.  Gesetzgeb.  v.  1850,  s.  unten  §.  321  Note  7a.  Ges.  v.  28.  März  1854. 
Gesetzl.  Bestimmungen  über  verschied,  andere  Taxen  s.  bei  v.  Czörnig,  österr.  Budg. 
II,  179.  Erhöhung  der  Sätze  der  Stempel  u.  Gebühren  1859,  Verordn.  v.  17.  Mai, 
Abänderungen  der  Gesetze  u.  Tarife  v.  9.  Febr.  u.  2.  Aug.  1850  durch  Reichsges.  v. 
13.  Dec.  1862  (darüber  Verordn.  d.  Fin.-Min.  v.  20.  Dec.  1862,  im  Reichsges.-Bl. 
S.  347),  ferner  durch  Reichsges.  v.  29.  Febr.  1864.  Alle  diese  Gesetze  damals  f.  d. 
ganze  Monarchie,  also  Ungarn  eingeschlossen.  Seitdem  ist  letzteres  in  Folge  des 
Ausgleichs  mit  Cislcithanicn  auch  auf  diesem  Gebiete  selbständig  geworden.  Abänder., 
bes.  f.  Wechsel  u.  s.  w.,  f.  West-Oesterr.  durch  Ges.  v.  8.  März  1876.  S.  Ender  von 
Mallenau,  öst.  Wechselstempel,  Wien,  1876.  Win tersperger,  Nachschlagebuch 
üb.  d.  Stempel-  u.  Gebührentar.  (bis  Ende  Mai  1876),  Wien,  1876. 

Italien.  S.  Rizzari,  condiz.  della  fin.  ital.  Pisa,  1865,  p.  225  ff.  Italia 
cconomica  1873  (2.  A.,  Roma  1874),  p.  642.  Reichhalt.  Finanzstatist,  in  d.  jährl. 
Annuario  dcl  ministero  delle  (inanze.    Noch  umfassender  in  d.  Stat.  finanziaria,  Roma 
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1877,  p.  26  tr.  (auch  kartograph.  Darstell.).  Uiiilicirung  der  Gesetze  über  die  tasse 
siigli  aflari  durch  d.  itaJ.  Ges.  v.  21.  Apr.  1662.  Veränder.  mehrfach,  bes.  Decr.  v. 
14.  Juli  1S{)(»,  Ges.  v.  19.  Juli  1S6S,  11.  Aug.  1S71, 

Belgien.  S.  d.  Statist.  Uebersioht  mit  Angabe  der  betr.  Gesetze  in  Statist.  g6ncr. 
des  recettes  et  des  di-penses  1S40 — 70,  Bru.\.  1S74.  Grundlage  meist  noch  d.  französ. 
Gesetzgebung  aus  d.  Revolutionszeit,  aber  mit  vielen  Veränder.,  nam.  beim  Stempel. 
üeber  Enregistr.  Ges.  v.  22.  Frim.  VII.  Ges.  v.  29.  Dec.  1842,  5.  Juli  Is(ii),  l.JuIi 
1869  (^Erbschaftssteuer  des  ersten  Ges.  ersetzt  durch  Ges.  v.  27.  Dec.  1817,  17.  Duc.  1851). 
üeber  Stempel  d.  Ges.  v.  9.  Yendem.  YI,  6.  Prair.  YII  u.  zahlreiclie  spätere 
^a.  a.  0.  S.  81). 

Bussland,  s.  Btisobrasoff ,  2.  Abhandl.  in  d.  Mem.  de  lAcad.  de  St.  Pet. 
K.  Walcker,  Selbst verw^alt.,  S.  290  tf.  Stein,  Fin.,  3.  A.,  S.  5:33.  Statist,  in  d. 
jetzt  jährl.  Annuaires  des  fin.  russes  v.  Yesselovsky  (französ.).  Neues  Stempelges. 
V.  17.  Febr.  1S74. 

Yereinigte  Staaten  v.  Nordamerika.  S.  v.  Hock,  Fin.  d.  Yer.  St.  S.  279  ff. 
Die  jährl.  Rep.  of  the  Secretary  of  the  treasury,  so  f.  1876  (Washingt.  1876)  S.  107  ff., 
mit  Statistik.  —  Eigenthüml.  Ausdehnung  des  Stcmpelsystems  auf  die  Besteuerung  der 
Getränke  u.  des  Tabaks.     Näheres  in  d.  späteren  Kapitel  v.  d.  Steuern. 

Deutsches  Reich.  Wiederholte  Anläufe  zur  Einführung  eines  umfassenderen 
Systems  v.  Reichsgebühren  u.  Yerkehrssteuern  in  Stempelform  zu  Gunsten  der  Reichs- 
casse  bisher  nicht  gelungen.  Ygl.  die  bundesräthl.  Commissionsberathungen  u.  Yor- 
schläge  T.  1878  in  d.  Anlagen  d.  4.  Sess.  d.  Reichstags  1873,  lY,  605  ff.,  auszugs- 
weise in  A.  Wagner.  Reichsfin.wes.  im  Jahrb.  f.  Ges.geb.  d.  D.  Reichs,  3.  Jg.  1873, 
S.  209.  Dann  bes.  d.  Bericht  d.  Commiss.  z.  Erörter.  d.  Einfuhr,  einer  Reichsstempel- 
u.  Erbschaftssteuer.  Bundesrathspapiere  Nr.  98  Sess.  1877/78  (gr.  4",  424  S.),  mit 
reichhaltigstem  Material  über  d.  Ges.geb.  u.  d.  finanz.  Erträge  in  d.  Einzelstaaten, 
weshalb  für  die  letzteren  hier  darauf  ganz  allgemein  zu  verweisen  ist.  Die  geringen 
Ergebnisse  der  Berathungen  zeigen  die  enormen  Schwierigkeiten  der  Finanzordnung  im 
D.  Reich,  wenn  —  der  gute  Wille  der  Einzelstaaten  fehlt.  Ein  Theil  der  Materialien 
in  d.  Reichstagsacten,  Beil.  Sess.  1878.  Auszüge  in  d.  Aufs,  von  v.  Scheel  im  Jahrb. 
d.  D.  Reichs  1878,  I  über  Ersatz  d.  Matric.-Beiträge.  Im  Folgenden  dieser  Ber.  als 
bundesräthl.  Commiss.-Ber.  v.  1877  citirt.  So  besteht  bisher  nur  die  Reichs- Wechsel- 
stempelsteuer 7.  10.  Juni  1869  (s.  Wagner,  Reichsfin.,  Jahrb.  d.  D.  Reichs  I,  1871, 
S.  621)  u.  d.  (einmal.)  Stempelabg.  f.  fremde  Prämienscheine  v.  8.  Juni  1871  (eb. 
S.  024,  Band  3  S.  208).  Materialien  über  die  erstore  in  Hirth's  Annalen.  —  Von 
den  Vorschlägen  der  bundesräthl.  Commiss.  v.  1877  scheint  (März  1878)  kaum  einer 
gegenwärtig  Gesetzeskraft  zu  erlangen,  nicht  einmal  sicher  der  Reichs-Si)ielkarten- 
stempel.  Das  als  Entwurf  dem  Reichstag  1878  vorliegende  Gesetz  über  Gerichts- 
kosten gilt  f.  d.  einzelstaatl.  Gerichte  u.  f.  d.  Oberste  Reichsgericht.     S.  uiit.  Note  17. 

Preussen.  Liter,  über  d.  bezügl.  Ges.geb.  s.  bei  Kletke,  Lit.  üb.  d.  Fin.wes. 
d.  D.  Reichs  u.  d.  Bundesstaaten,  IL  Abth.  Preussen,  3.  A.,  Berl.  1876,  S.  299  ff. 
Commentare,  Sammlungen  u.  s.  w.  v.  Schimmelfeunig  (1858),  Hoyer  (2.  A. 
1873 — 75)  u.  A.  m.  Hoffmann,  Lehre  v.  d.  Steuern,  S.  417  ff.  pass.  Bergius, 
Fin.wiss.,  2.  A.,  S.  563.  v.  Könne,  preuss.  Staatsrecht,  3.  A.,  II,  2,  S.  (584  ff.  über 
d.  Stempelst.,  S.  610  über  d.  Gerichtskosten.  Grotefend,  allg.  Polizeilexicon,  1877, 
Art.  Stempelsteuer.  Hauptgesetz  über  die  sogen.  „Stempelsteuer"  v.  7.  März  1822, 
noch  jetzt  giltig,  abges.  v.  Abänderungen.  Die  zahlreichen  dazu  gehör.  Instructionen, 
Circulare  u.  s.  w.  s.  bei  Grotefend,  (irundr.  d.  Verf.-  u.  Yerwalt.-Rechts  im  Nordd. 
Bande  u.  Preuss.  Staate,  Arnsb.  1870,  S.  232—246.  Ges.  v.  2.  Sept.  1862  über  Ge- 
brauch r.  Stempelmarken.  Mehrfache  Veränder.  im  Tarif  schon  vor  1848  durch  kgl. 
Cabinetsordres.  Die  älteren  Gesetze  über  Kalender-  u.  Zeitungsstempel  aufgehoben. 
Ges.  über  Stempelsteuer  v.  Spielkarten  v.  23.  Dec.  1867.  Die  Erbschaftssteuer  jetzt 
y.  Stempelwesen  getrennt  u.  besonders  geregelt  durch  Ges.  v.  30.  Mai  1873.  —  In 
den  neuen  18C6  erworbenen  Landestheilen  ist  die  Stempelgcsetzgebung  durch  Verord- 
nungen V.  19.  Juli  1667  f.  Hannover,  Churhcssen,  Nassau,  u.  and.  Verordn.  f.  d. 
andern  Lande  (so  7.  Aug.  1867  f.  Schleswig- Holstein),  dann  durch  Ges.  v.  5.  März  1868 
u.  24.  Febr.  1869  möglichst  mit  der  altpreuss.  in  Uebereinstimmung  gebracht.  Der 
Stand  des  Stempeltarifs  um  1867  ergiebt  sich  aus  dem  der  Verordn.  v.  19.  Juli  1867 
beigefügten  Tarif.  Für  Frankfurt  a.  M.  gilt  d.  bes.  preuss.  Ges.  v.  27.  Juni  1875, 
f.  Hohenzollem  d.  Ges.  v.  22.  Juni  1875.    Seit  d.  günstigen  Finanzlage  nach  d.  französ. 

3* 
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Kriege  sind  einige  Stempelabgaben  aufgehoben  worden ,  so  f.  Gesindebücher  (Ges.  v. 
21.  Febr.  1872),  f.  eine  Anzahl  verschiedener  Fälle  durch  Ges.  v.  26.  März  1873.  Die 
Bestimmungen  über  die  anzufertigenden  und  zu  verkaufenden  Stempelsorten  überlässt 
d.  Ges.  V.  18.  Febr.  1877  dem  Finanzminister  zu  treffen.  Die  Neugestaltung  wichtiger 
Privatrechtsverhältaisse  hat  in  den  letzten  Jahren  auch  zu  Umänderungen  im  Stempel- 
u.  Gebühreuwesen  auf  den  betr.  Specialgebieteu  geführt.  S.  bes.  den  Kosteutarif  für 
Grund buchsachen,  der  der  Grundbuchordnung  v.  5.  Mai  1S72  beigefügt  ist,  nebst 
d.  Ges.  V.  5.  Mai  1872  betr.  die  Stempelabgaben  v.  gewissen  beim  Grundbuchamt  anzu- 
bringenden Anträgen.  Ferner  d.  Ges.  betr.  Kosten,  Stempel  u.  Gebühren  in  Yor- 
mundschaftssachen  v.  21.  Juli  187.5.  —  Das  Gerichtskostenwesen  beruht  für 
den  grössten  Theil  des  Staats  (excl.  Hohenzoliern  u.  Cölner  Appell.-Ger.-Bezirk)  auf 
dem  allgem.  Ges.  v.  10.  Mai  lh51  (nebst  Tarif)  und  den  dies  Ges.  abändernden  Ges. 
V.  3.  Mai  1853  u.  v.  9.  Mai  1S54.  Andere  Abänderungen  in  Einzelheiten  durch  eine 
Anzahl  weiterer  Gesetze,  s.  dieselben  bei  v.  Rönne,  Staatsrecht,  3.  A.,  II,  2,  S.  610  Note. 

Für  die  Ges.geb.  der  übrigen  Staaten  des  Deutschen  Reichs  s.  bes.  d.  bundes- 
räthl.  Commissiousber.  v.  1877,  mit  d.  tabell.  üebersicht  der  geltenden  Bestimmungen 
über  Stempel  u.  s.  w. 

Baiern.  S.  Pözl,  Yerwalt.recht,  §.  240—245,  Stokar  S,  526  ff.,  Vocke,  die 
baier.  Stempelnormen,  Nördl.  1855.  Ders.  in  d.  Ztschr.  d.  baier.  statist.  Bur.,  1870, 
S.  174.  Hauptgesetze  über  Stempel  v.  18.  Dec.  1812,  11,  Sept.  1825,  21.  Juni  1870. 
In  d.  Pfalz  gilt  f.  Stempel  u.  Enregistrcment  im  W'esentl.  noch  d.  französ.  Ges.geb. 
Für  die  streitige  Civil  rech  tspflege  gelten  noch  Taxordnungen  aus  d.  vor.  Jahrh.  Für 
d.  freiwill.  Gerichtsbarkeit  d.  Taxregulativ  v.  28.  Mai  lb52.  In  der  Landtagssession 
1878  ist  in  Baiern  eine  Erhöhung  der  Taxen  u.  s.  w.  genehmigt  worden.  —  Sachsen. 
Neues  Ges.  über  ürkundenstempel  v.  13  Nov.  1876.  —  Würtemberg.  Allgem. 
Sporteltarif  v.  23.  Juni  1828,  <ies.  v.  18.  Juli  1824.  —  Baden.  Ges.  v.  21.  Juni  1874, 
9.  Dec.  1875,  Akzisordn.  v.  4.  Jan.  1812.  —  Die  Hauptgesetze  der  kleineren  Staaten 
s.  in  d.  Tabelle  des  geu.  Comm.-Berichts. 

Im  Folgetiden  können  die  Noten  immer  nur  Beispiele  geben,  welche  über- 
wiegend ans  der  deutschen,  bes.  preuss.  Gesetzgebung  gewählt  worden  sind.  Für 
einzelne  ähere  Notizen  vgl.  die  Noten  in  Rau's  Abschn.  über  Gebühren,  bes.  §.  231 
bis  236.  Alles,  was  von  Abgaben  in  Stempelform  u.  sogenannten  Rechtsgebühren 
überwiegend  oder  ausschliesslich  den  Gharacter  eigentlicher  Steuer  (A^erkchrssteuer) 
hat,  gehört  erst  in  das  spätere  Kapitel  v.  d.  Steuern:  ein  Gesichtspunct,  der  auch  für 
die  Angabe  von  Daten  in  den  Noten  der  leitende  war. 

§.  289.  Einleitung.  Das  System  der  Gebühren,  mithin  die 
genauere  Classification  der  beiden  Hauptarten  der  Gebühren, 
der  Rechts-  undVerwaltungs-  und  der  Cultur-  undWohl- 
fahrtsgebühren,  wird  rationeller  Weise  durch  das  System 
der  Verwaltung,  innerhalb  der  letzteren  durch  die  Art  der 
gebührenpflichtigen  Leistungen,  bez.  die  Art  derThätig- 
keiten  der  Verwaltung  bestimmt.  Wie  die  allgemeine  Be- 
gründung des  Gebührensystems,  so  gehört  daher  auch  die  ge- 
nauere Durchführung  desselben  in  die  Verwaltungslebre.  In  den 
einzelnen  Staaten  werden  die  Gebührensysteme  nach  den  bestehenden 
Einrichtungen  der  Verwaltung  mehrfach  verschieden  sein  müssen. 
Bei  einer  allgemeinen  Classification  für  die  Zwecke  der  Finanz- 
wissenschaft muss  die  Art  der  Leistung,  welche  der  Einzelne 
in  Anspruch  nimmt  oder  nöthig  macht,  immer  besonders  mit  be- 
trachtet werden,  weil  von  ihr  die  principielle  Rechtfertigung  der 
Gebühr   und   die  ungefähre  Höhe  der  letzteren  bedingt  wird.     Die 
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Erhebungsform  der  (Tchüliren  wird  unten  noch  besonders  be- 
sprochen (§.  320  ff.).  Das  nach  ihr  aufzustellende  Gebührensystem 
ist  ein  formales,  neben  dem  materiellen,  nach  dem  System 
der  Verwaltung;.  Dieses  materielle  Gebührensystem  ist  doch  auch 
für  die  Finanzwissenschaft  das  wichtigere,  weil  es  mehr  in  das 
innere  Wesen  der  Gebühren  und  in  ihre  Begründung  Einblick 
gewährt. 

Neben  dem  Gebtihrensystem  des  »Staats  sind  auch  diejenigen 
der  .Selbstverwaltungskörper,  daher  besonders  der  Ge- 
meinde, zu  beachten.  Das  Gebührenwesen  des  Staats  ist  ge- 
wöhnlich viel  ausgedehnter  und  Rechts-  und  Verwaltungsgebühren 
kommen  meistens  nur  bei  ihm  oder  nur  im  delegirten  Wirkungs- 
kreise bei  einem  dieser  Körper  vor.  Die  Cultur-  und  Wohlfahrts- 
gebühren für  Provincial-,  Kreis-  und  Gemeindeeinrichtuugen  sind 
zahlreicher  und  ebenfalls  finanziell  wichtig,  verlangen  jedoch  nur 
ausnahmsweise  eine  besondere  Betrachtung,  da  diese  Einrichtungen 
und  Gebühren  mit  denen  des  Staats  oft  ganz  übereinstimmen. 
Eine  Ausnahme  bilden  z.  B.  einige  Anstalten  für  locale  Gemeinbe- 
dürfnisse materieller  Art  (§.  314).  Unter  den  Erhebungsformen 
ist  diejenige  der  „Beiträge"  wohl  in  den  kleineren  Verbänden 
wichtiger,  als  im  Staatsverhand  selbst  (§.  325).  In  der  folgenden 
Darstellung  des  Gebührensystems  wird  auf  die  Gebühren  jener 
Verbände,  soweit  nöthig,  mit  Rücksicht  genommen.  Diese  Dar- 
stellung selbst  muss  sich  aber  im  Ganzen  auf  eine  lieber  sieht 
der  Kate  gor  ieen  beschränken,  wobei  nur  einige  finanzwissen- 
schaftliche Bemerkungen  eingeschaltet  werden.  Bloss  einige  Ge- 
bühren der  Volks wirthschaftlichen  Verwaltung  werden  noch 
etwas  näher  behandelt. 

§.  290.  Die  Rechts-  und  Verwaltungsgebühren.^) 
Sie  kommen  in  den  beiden  grossen  Gebieten  der  Verwahung,  bei 
der  Inneren  Verwaltung  und  bei  der  Rechtspflege  vor. 

I.  Gebühren  der  Innern  Verwaltung. 

1.  Gebühren  für  die  Mitwirkung  von  öffentlichen 
Behörden  in  Angelegenheiten  des  persönlichen  Lebens 
der    Bevölkerung.     Von    dieser  Mitwirkung  ist  entweder   die 


^  In  d.  1.  Aufl.  meiner  Neubearbeitung  des  1.  B.  der  Fin.  war  in  §.  98  schon 
eine  UebersicLt  dieser  Gebühren  gegeben.  Dieselbe  gehört  aber  systcmatibcli  richtiger 
erst  hieher  in  die  spec.  Gebührenlchre.  Sic  ist  daher  in  der  2.  Aufl.  d.  1.  B.  weg- 
geblieben. Im  Fulgenden  ist  sie  vielfach  verändert  n.  vervollständigt.  S.  auch  Stein, 
3.  A.,  S.  2S4  ff.,  von  dem  ich  im  Einzelnen  oft  u.  wesentlich  abweiche. 
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Rechtsgtiltigkeit  von  gewissen  Thatsachen  und  Handlungen 
der  Personen  bedingt,  oder  es  werden  dadurch  Thatsachen  recht- 
lich constatirt  und  amtlich  beglaubigt.  In  beiden  Fällen 
fungirt  der  Staat,  oder  in  seinem  Auftrag  die  Gemeinde  u.  s.  w., 
als  oberstes  Organ  der  Rechtsordnung.  Die  wichtigsten  hierher 
gehörigen  Gebühren,  welche  freilich  mehrfach  in  Steuern  tiber- 
gehen, sind: 

a)  Gebühren  für  die  rechtsgültige  Eheschliessung 
vor  staatlichen  oder  als  solche  gleichzeitig  mit  fungirenden 
kirchlichen  Organen;  ferner  Gebühren  für  die  Gewährung  des 
Rechts  der  Ehescheidung.^) 

b)  Gebühren  für  Civil  Stands  am  ter  oder  der  als  solche 
dienenden  kirchlichen  Organe:  eventuell  schon  für  die  vorge- 
schriebenen Eintragungen  über  Geburt,  Eheschliessung,  Ehescheidung 
und  Tod  in  die  Standesregister;  regelmässiger  für  die  Ertheilung 
von  amtliehen  Auszügen  aus  diesen  Registern  und  für  Gewäh- 
rung der  Einsichtnahme.*)  Diese  Auszüge  dienen  dann  als  rechts- 
gültige Beglaubigungen  der  betreffenden  Thatsache.  Das  Merkmal 
der  Gebühr,  und  zwar  der  Rechtsgebühr,  trifft  bei  massigen 
fixen  Sätzen  hier  durchaus  zu,  da  auf  dem  System  der  öffentlichen 
Standesregister  eine  Menge  der  wichtigsten  persönlichen  Rechts- 
verhältnisse beruht. 

c)  Gebühren  für  die  Mitwirkung  von  Behörden  bei  der  Aenderung 
der  Rechtsverhältnisse,  welche  den  Erwerb  und  Verlust  der 
Staats-  und  der  Gemeindeangehörigkeit  betreffen  oder 
sich  an  den  Wechsel  des  Wohnsitzes  (Domicils)  und  Aufent- 
halts knüpfen.  Gebühren  sind  die  betreffenden  Abgaben,  wenn 
sie  (direct  durch  Baarzahlung  oder  meistens  in  Stempelform  erhoben) 
für  die  beanspruchte  Thätigkeit  der  Behörden  eintreten,  daher  etwa 
die  Urkunden  treffen,  welche  über  die  bezüglichen  Thatsachen 
ausgestellt  werden,  in  massigen  festen  oder  nach  der  unge- 


^)  BezUiyliclie  Gcbiihrcn  f.  d.  Ehcschliessunf,^  bilden  regelmässig- einen  Bcstand- 
theil  der  kirch liehen  sogen.  Stolgebuhren.  Die  weltlichen  Civilstandsiimtcr 
haben  in  Deutschland  die  Ecgister  und  die  darauf  bezüglichen  Ycrhandlungeu 
kosten-  und  steinpelfrei  zu  führen.  Kcichsgcjsetz  v.  6.  Febr.  1S7.5  über  Beur- 
kundung d.  Personenstands  u.  s.  w.  §.  115,  prcuss.  Ges.  v.  1).  März  1874  §.  12. 

*)  Nach  d.  Gebührenfarif  des  gen.  Reichsgcs.  v.  1875  sind  für  Vorlegung  der 
Register  1 — IV2  ^-^  ^-  Auszüge  '/o  M.,  event.  bis  2  M.  zu  erhoben.  Gebübrenfrciheit 
für  Unvermögende.  Nach  d.  j^reuss.  Ges.  v.  1874  lliesscn  diese  Gebühren  in  die 
Gemeindecasse.  Die  bundesrilthl.  Commission  von  1877  schlug  f.  Auszüge  aus  den 
Standesregistern  einen  Reichsstempel  (also  f.  d.  Reichs casse)  von  50  Pf.  vor.  — 
In  England  1  p.  Stempel  f.  Geb.-,  Trau-,  Sterbescheine. 
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fähreu  Mühewaltung  der  Behörden  abgestuften  Sätzen, 
Wird  die  Abgabe  als  Entschädigung  für  die  Vortheile  er- 
hoben, welche  der  Betreffende  durch  den  Erwerb  eines  Rechts  er- 
langt, z.  B.  bei  der  Aufnahme  in  den  Staats-  und  namentlich  in 
den  Gemeindeverband,  so  treffen  die  Merkmale  der  Gebühr  nicht 
immer  genau  zu;  jedenfalls  wird  die  Abgabe,  besonders  bei  einer 
gewissen  Höhe  des  Satzes,  öfters  zur  Steuer.  Eine  solche  Staats - 
abgäbe  kann  diejenige  für  Ertheiluug  der  Naturalisation  sein. 
Communale  Abgaben  dieser  Art  sind  die  Bürgerrechts-,  die  Ein- 
zugs-, die  Heimathsgelder  u.  dgl.  m.  Schärfer,  obgleich  auch  nicht 
rein,  erscheint  der  Gebührencharacter  einer  Abgabe  für  die  Zu- 
lassung zur  Theilnahme  an  Nutzungen,  z.  B.  des  Ge- 
meineigeuthums  der  Commune.^)  Wird  die  Abgabe  wesentlich  nur 
dafür -erhoben,  dass  der  Staat  das  bezügliche  Recht,  z.  B.  der  Ein- 
und  Auswanderung,  überhaupt  gewährt,  so  hat  sie  mehr  einen 
reinen  Steuercbaracter,  so  das  alte  Abzugsgeld  bei  der 
Mitnahme  des  Vermögens  des  Auswanderers.^) 

d)  Gebühren  (meistens  der  Polizeibehörden,  dann  der  Verwal- 
tung des  Auswärtigen,  der  Consulate,  in  Gemeinden  der  Behörden 


*)  Das  Gebübrenwesen  auf  diesem  Gebiete,  —  ob  u.  welche  u.  zu  wessen  Gunsten 
Gebühren  erhoben  werden,  —  hängt  eng  mit  der  Gestaltung  der  KechtsordDung  für 
Ein-  n.  Auswandening,  Fremdenverkehr,  Heimathwesen  u.  Zugrecht  zusammen.  Daher 
neuzeitlich  oft  Fortfall  oder  Ermässigung  von  Gebühren.  Vgl.  bes.  Stein,  Verw.l. 
(wo  übrigens  d.  tinanz.  Säte  kaum  berührt  wird),  II,  und  Haadb.  d.  Verw.l.,  2.  A., 
S.  131  ff'.  Dann  Wagner,  Grundleg.,  4.  Kap.,  Abschn.  6 — S.  —  Beispiele.  Natu- 
ralisationen. S.  Comm.-Ber.  1877,  S.  400.  Grosse  Verschiedenheit  in  d.  einzelnen 
deutschen  Staaten:  Preussen  nur  d.  aUg.  Stempel  f.  Ausfert.  v.  IV2  ^i-;  Sachsen 
Geb.  V.  6  M.  nebst  Geb.  v.  3  — 10  M.  f.  d.  vorausgeh.  Verhandl.;  Hessen  34  M. 
30  Pf.;  Würtemb.  20  M.  f.  1  Mann,  10  M.  f.  1  Frau,  6  M.  f.  1  lünd  unter  14  J.; 
Baiern  6  iL  Stempel  u.  307  M.  SO  Pf.  Taxen  (!);  Baden  16  M.  50  Pf.  Stempel 
u.  Sportein,  100  M.  Taxe  f.  jede  Person  (d.  in  väterl.  Gewalt  stehenden  Kinder  in  d. 
Familie  frei);  Hamburg  Taxe  u.  Geb.  90  M. ,  ausserd.  f.  städt.  Bürgerbrief  30  M. 
Die  Commission  schlug  eine  Keichsgebühr  v.  100  M.  f.  d.  ürk-unde  vor.  Viel  zu 
hoch!  —  Ueber  Einzugsgelder  u.  s.  w.  s.  z.  B.  d.  preuss.  Städteordn.  f.  d.  östl. 
Prov.  r.  30.  Mai  1S.53,  §.  52:  Zulässigk.  v.  Einzugsgeldern  f.  Erlaubniss  d.  Niederlass., 
dsgl.  von  Eintritts-  u.  Hausstandsgeldern  von  Neuanziehenden  u.  Gemeindeangehörigeii 
bei  Begründ.  eines  Hausstands  u.  zur  Theilnahme  am  Bürgerrecht;  dsgl.  von  Einkaufs- 
geld (oder  jährl.  Abgabe)  z.  Theilnahme  an  d.  Gemeindenutzungen.  Näheres  über  das 
städt.  Einzugs-,  Bürgerrechts-  u.  Einkaufsgeld  im  Ges.  v.  14.  Mai  1860.  Maximum  des 
Einzugsgelds  in  Stadtgemeinden  nach  d.  Ortsgrösse  3 — 20  Thlr.  Aufheb.  dieser 
Abgabe  f.  Niederlass.  (nicht  f.  Bürgerrecht  u.  f.  Theilnahme  an  d.  Gemeindenutz.) 
durch  Ges.  v.  2.  März  1867.  Das  norddeutsche  Ges.  üb.  Freizügigk.  v.  1.  Nov.  186T 
§.  8  verbietet  allgemein  die  Erhebung  v.  Gemeindeabgaben  der  neu  Anziehenden. 
Wesentl.  Einfluss  dieser  Gesetzgeb.  auf  die  finanz.  Lage  der  Gemeinden  auch  deswegen. 
Grosse  Bedeut.  dieser  u.  ähnl.  Abgaben  früher  in  Süddeutschland.  —  Die  Ertheilung  der 
Aufnahme  Urkunde  an  die  Angehörigen  eines  deutschen  Bundesstaats  in  einem 
anderen  Bundesstaat  kostenfrei  nach  Reichsges.  v.  1.  Juni  1870,  §.  24. 

^'  S.  Wagner,  Grnndleg.  §.  245. 
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der  letzteren)  für  die  Ausstellung  von  Legitimationspapieren 
aller  Art  (Pässe,  Wanderbllcher,  Heimathscheine).  Gebühren  sind 
diese  Abgaben  unter  der  Voraussetzung,  dass  der  Private  das  Recht 
hat,  die  Thatsache,  derentwegen  er  das  Papier  wünscht,  z.  B.  die 
Reise,  den  Domicilwechsel,  frei  vorzunehmen  und  keinem  Zwang 
unterliegt,  ein  solches  Papier  zu  nehmen.  Anderenfalls,  also  z.  B. 
wenn  jenes  Recht  selbst  erst  durch  die  Abgabe  erworben  werden 
muss,  wird  die  letztere  eine  Steuer.') 

2.  Gebühren  für  die  Ertheilung  besonderer  Rechte, 
wodurch  zu  Gunsten  des  Einzelnen  eine  Ausnahme  vom 
allgemeinen  Recht  gestattet  wird.  Auch  diese  Abgaben  sind 
freilich  nur  theilweise  Gebühren,  anderen  Theils  eigentliche  Steuern : 
Ersteres,  soweit  sie  eine  Kostenvergütung  für  die  beanspruchte 
Thätigkeit  von  Behörden  darstellen.  Darüber  hinaus  tritt  der 
Steuercharacter  hervor.     Hierher  gehören  zwei  Fälle: 

a)  Gebühren  für  die  Ertheilung  besonderer  Rechte,  etwas 
zu  thun,  was  das  gemeine  Recht  nicht  von  selbst  gestattet  oder 
woran  es  die  Mitwirkung  von  Behörden  knüpft,  oder  was  es  im 
Allgemeinen  verbietet.  Im  Einzelnen  daher:  Gebühren  für  Privi- 
legien, Certificate,  Approbationen,  gewerbliche  und  andere 
Concessions  gebühren,  Patent  gebühren  u.  s.  w.  Die  meisten 
dieser  Gebühren  gehören  nach  den  ökonomischen  Wirkungen  der 
Thätigkeiten,  an  welche  sie  sich  knüpfen,  zu  den  volkswirthschaft- 
lichen  Gebühren  (§.  315)  oder  gehen  in  diese  mit  über.  Auch  die 
unter  der  vorigen  Nr.  1  erwähnten  Fälle  von  meist  steuerartigen 
Gebühren  für  Aus-  und  Einwanderungserlaubniss  u.  s.  w.  gehören 
hierher. 

b)  Gebühren  für  die  Exemtion  von  bestimmten  allge- 
meinen Rechtssätzen  und  daraus  hervorgehenden  Verpflich- 
tungen des  Einzelnen,  also  für  die  Erlaubniss,  etwas  zu  unter- 
lassen,  was   die   allgemeine  Rechtsordnung  vorschreibt.     Dahin 


')  Auch  hier  erij^er  Zusammenhang  mit  der  Gestaltung  d.  Zog-,  Reise-,  Fremden- 
rechts u.  s.  w.  S.  Stein  u.  meine  (irundleg.  a.  a.  0.  Hube  Passsteuern,  im  Zu- 
sammenhang mit  dem  Ziigrecht,  der  communalen  Steuerliaft  f.  die  Kopfsteuer  d.  Staats 
bes.  noch  in  Russland.  S.  Walcker,  Selbstverw.  d.  Steuerwes.,  S.  278  fi'.  B6so- 
brasol'f,  imp.  s.  1.  actes  I,  21  u.  Tab.  am  Schluss.  Ann.  d.  fin.  russ.  par  A.  Vesse- 
lovsky,  5.  Jahr,  PAt.  ]*i7ü,  p.  8.  Ges.-Einn.  aus  Pässen,  meist  d.  sogen.  Bauern- 
pässen,  jetzt  2.5 — 2.7  Mill.  11.,  in  d.  20er  Jahren  über  4  Mill.  R. !  Tarifprobeu  bei 
Walcker.  Auslandspass  5  R.  u.  f.  je  '/.j  J.  weitere  Abwoscnh.  5  ]^,  Placatpässe  der 
Bauern  f.  '/a  J.  S5  Kop.,  1  J.  1  R.  45  Kop.  —  In  Deutschland  Max.  f.  1  Pass 
an  Ausfert.  u.  Stempelgeb.  nach  Rcichsges.  v.  12.  Oct.  1867  3  M.  Vorschlag  eines 
Reichsstempcls  v.  1  M.  f.  d.  Pass,  50  Pf.  f.  Passkarten  im  Ber.  d.  Commiss.  r.  1877. 
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kann  n.  A.  auoh  eine  Abgabe  ftir  die  Erlangung  der  Berechtigung 
zum  kürzeren  Militärdienst  (Institution  der  sogen,  Einjährig- 
Freiwilligen),  ferner  das  sogen.  Webrgeld  oder  die  Abgabe 
für  die  Befreiung  vom  Militärdienst  und  Aehnlichcs  ge- 
rechnet werden,  welche  freilich  auch  nur  ein  gebührenartiges 
Moment  enthält,  soweit  nemlich  eine  besondere  Mühew^altung  der 
Behörden  (in  Bezug  auf  Feststellung  der  Thatsachen  u.  s,  w.)  da- 
durch vergolten  werden  soll.^'*) 

3.  Gebühren  für  eine  im  nothwendigen  allgemeinen  oder 
im  speciellen  Interesse  eines  Einzelnen  und  auf  dessen 
Verlangen  erfolgende  Thätigkeit  einer  Verwaltungsbehörde 
in  den  Angelegenheiten  dieses  Einzelnen,  bez.  Gebühren  für  die 
Inanspruchnahme  dieser  Thätigkeit.  Dahin  gehören  die  meist 
in  Stempel  form  erhobenen  Abgaben  ftir  Eingaben  an  und 
Bescheide  von  öffentlichen  Behörden  in  Privatangelegenheiten. 
Bei  massigen,  gleichen  oder  nach  ungefährer  Mühewaltung  abge- 
stuften Sätzen  trifft  das  Merkmal  der  Gebühr  hier  zu.**) 

4.  Gebuhren  fürBeglaubigungs-  und  ähnliche  Thätigkeiten, 
für  obrigkeitliche  Beschau,  für  Aufsichtsübung  u,  dgl.  m. 
Es  ist  der  Staat,  der  hier  durch  seine  oder  im  übertragenen  Wir- 
kungskreise durch  Communalorgane  als  Vertreter  der  Rechtsordnung 
und  als  oberste  Auorität  diese  Functionen  ausüben  lässt.  Das 
Merkmal  der  Gebühr  liegt  vor,  wenn  im  nothwendigen  allge- 
meinen Interesse  eine  solche  Thätigkeit  erfolgt,  die  aber  auch  dem 


*)  Vgl.  Rau- Wagner,  Fin.  I,  §.  "4a  über  Welirgeld.  Znsatz  von  Eau.  In  der 
2.  Aufl.  d.  Nenbearbeit.  weggeblieben.  Die  bundesräthl.  Ck)mmission  v.  1877  schlägt 
f.  Scheine  über  d.  Befreiung  Militärpflichtiser  v.  d.  activen  Dienstpflicht  (Ausschliessungs-, 
Ausmiibterung3- ,  Ersatzreserve-,  Seewelirscheine,  von  denen  i.  D,  von  1874 — 76  zus. 
215,000  Stu(k  jährl.  ausgestellt  wurden)  eine  Reichs stempelabgabc  von  20  M.  vor; 
ebenso  f.  Bereclitigungsscheinc  z.  freiwill.  Dienst  20  M.  In  Baiern  bestand  seit  1828 
f.  Miiitäreudass.-  n.  Freischeine  ein  Stempel  v.  H  fl..  seit  l*-68  v.  10  fl.  (Ertr.  1871 
u.  72  i.  D.  155.000  fl.V.  in  Würtemb.  seit  18ßS  eine  Abgabe  v.  22  fl.  für  nicht  aus- 
?ehobene  Kriegsdienstpflichtige.  Mit  d.  Einfuhr,  d.  Reiclisinilitärge>etze  wurde  dies 
beseitigt.  —  In  Frankreich  zahlen  die  Einjährifc-Freiwilligen  1500  Fr.,  wogegen  sie 
aber  Löhnung.  Kleidung,  Verpflegung  u.  Wohnung  wie  jeder  andere  Suldat  erhalten. 
B.  f.  l'»77  Betr.  d.  Einzahl.  15  Mill.  Fr.  —  Beisp.  auf  and.  Gebieten  sind:  Ertheilung 
V.  Dispensationen,  z.  B.  bei  Ehehindernissen,  bei  Gewährung  der  venia  aetatis,  bei 
Majorennitätserklär.  (in  Preussen  6  M.). 

^)  Vgl.  Rau,  Fin.  I  (5.  A.),  §.  231  snb  1  u.  2.  nebst  Beispielen  in  den  dazu 
gehör.  Noten,  wo  aber  die  Schreiben  u.  Bescheide  in  Verwaltungs-  u.  in  gcrichtl. 
Sachen,  die  Gebühren  u.  d.  Verkehrssteuern  nicht  unterschieden  werden.  —  Bei- 
spiele: Preussen.  Eingaben,  Gesuche  u.  s.  w.  früher  5  Sgr.,  Bescheide,  Ausfer- 
tigongen  u.  s.  w.  15  Sgr.  Stempel,  seit  IST."}  beide  Stempel  aufgehoben.  Baiern 
Eingaben,  Resolutionen  im  Allgem.  3  Kreuzer,  Oesterreich  V4  u.  V2  fl-  Stempel. 
Russland  Ciassenstempel  v,  20,  40,  70  Kop.,  1  R.  p.  Blatt  f.  ELigaben  u.  Be- 
scheide in  Privatsachen. 
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Einzelnen  Betroffenen  Vortheile  gewährt  oder  andere  Kosten 
erspart.  Der  Uebergang  in  die  Steuer  ist  leicht  und  geschichtlich 
nicht  unwichtig  gewesen  (Münze).  Viele  dieser  Gebühren  haben 
nach  den  "Wirkungen  der  bezüglichen  Leistungen  die  Bedeutung 
von  Wohlfahrtsgebuhren  (s.  §.  298  flf.,  §.  315). 

5.  Gebühren  für  die  Ertheilung  von  Ehren  und  Würden 
(Titel,  Ordens-,  Adelsverleihungstaxen  u.  dgl.).") 

6.  Gebühren  für  den  Aufenthalt  und  die  Verpflegung 
der  Sträflinge  und  Gefangenen  in  den  Strafanstalten  und 
Gefängnissen.  Natürlich  ist  die  Erhebung  von  den  Vermögens- 
umständen der  Einzelnen  abhängig. 

Bei  allen  diesen  Gebühren  der  Inneren  Verwaltung  handelt  es 
sich  um  Thätigkeiten,  welche  mit  dem  Rechts-  und  Machtzweck 
zusammenhängen.  Das  schliesst  aber  nicht  aus,  dass  mehrere 
dieser  Thätigkeiten  auch  Gebiete  des  Cultur-  und  Wohlfahrtszwecks 
und  speciell  privatwirthschaftliche  Interessen  der  Gebührenzahler 
berühren.  Besonders  gilt  dies  von  manchen  Gebühren  der  dritten, 
vierten  und  fünften  obiger  Kategorieen.  Bei  der  Würdigung  dieser 
Gebühren  und  bei  der  Bemessung  ihrer  Höhe  ist  das  zu  beachten. 
Je  nachdem  bei  der  Classification  der  Gebühren  das  Moment  der 
Ausübung  allgemeiner,  dem  Staate  specifisch  eignender  Verwaltungs- 
thätigkeiten  oder  das  Moment  der  Förderung  auch  individueller 
Cultur-  und  Wirthschaftsinteressen  mehr  betont  wird,  wird  man 
einzelne  Gebühren  mehr  zu  der  ersten  oder  zu  der  zweiten  Classe 
zählen.  Hier  ist  das  erste  Moment  voran  gestellt.  Zur  Vervoll- 
ständigung s.  unten  §.  297  ff.,  wo  mehrere  dieser  Gebühren  etwas 
näher  behandelt  werden. 

II.  —  §.  291.  Gebühren  der  Rechtspflege.")  Auf 
diesem  Gebiete   ist    das  Gebührenwesen   seit  Alters  vorzugsweise 


^'')  Kau,  Fin.  I,  §.  233,  verwarf  diese  Abgaben,  soweit  sie  nicht  bloss  geringe 
Vergütung  f.  d.  Ausfertig,  sind.  —  Mitunter  nur  die  allgem.  Gebühr  f.  Ausfertigungen 
u.  dgl.  Baiern:  Classenstcmpel ,  f.  Verleih,  d.  Grafentitels  120,  Erheb,  in  Fürsten- 
stand 200  ii.  —  Bedeutung  dieser  Abgaben  in  Kussland,  Adelsveiieihung  173, 
Fürstenstanderhebung  1085  K.,  exci.  d.  Gebühren  f.  Wappen  u.  Kopieen.  Dann  die 
Rangsteuer  (Tschin),  die  aber  z.  Th.  nur  eine  (unpass.)  Form  der  Besoldungs- 
steuer: Tschingebühr  v.  90  Kop.— GO'/^  K.  bei  Militär,  v.  1  K.  5  Kop.— 129%  K.  bei 
Civil,  dazu  noch  Stempel,  bei  Civil  5—30  K.,  endlich  1  Monatsgage.  Walcker, 
Sclbstverw.  294.  Neuerdings  Veränder.  eingetreten.  —  Im  Princip  sind  Gebühren 
f.  Ehren  u.  s.  w.  wohl  zu  rechtfertigen.  Anders  sind  die  Abgaben  bei  Anstellungen 
V.  Beamten  (Stempel  f.  d.  Ausfertig,  d.  Patente  u.  s.  w.,  auch  Gehaltsabzüge  bei  der 
1.  Anstell,  u.  bei  Verbesser.)  aufzufassen,  welche  im  Allgem.  nicht  angemessen  sind, 
einerlei  ob  der  Ertrag  einfach  in  die  Staatscasse  oder  in  Pensions-,  Wittwencassen  u.  s.w. 
kommt. 

'')  Vgl.  Stein,  3.  A.,  S.  279  li; 
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eiagebtirgert,  hat  aber  bis  in  die  Neuzeit  vielfache  formelle  und 
materielle  geschichtliche  Waudliingeu  erfahren.  Missbräuchliche 
Ausdehnung  der  Gebühren  zu  unpassenden  Steuern  war  hier  von 
jeher  öl'ters  zu  rügen  und  fehlt  auch  gegenwärtig  noch  nicht.  In 
trüberer  Zeit,  besonders  im  Mittelalter  in  einzelnen  Ländern,  hat 
die  Rechtspflege  auf  diese  Weise  fast  mehr  den  Character  eines 
Finanzregals  als  eines  wesentlichen  Hoheitsrechts  gehabt.^-) 

Die  „Gebühren''  sind  ferner  nicht  immer  oder  nur  theilweise 
in  die  Casse  des  Gerichtsherrn,  sondern  mit  in  diejenige  der 
Richter  und  der  Verwaltungsbeamten  bei  dem  Gerichte 
geflossen  (Sportein).  Diese  Personen  bezogen  in  diesen  Abgaben 
die  Gegenleistung  für  ihre  von  einzelnen  Privaten  in  Anspruch  ge- 
nommene und  dann  kraft  ihres  Amtes  ausgeübte  Function.  Die 
Einnahme  diente  ihnen  an  Stelle  oder  zur  Ergänzung  des  Gebalts 
oder  der  Unterhaltsmittel,  welche  sie  direct  vom  Gerichtsherrn  be- 
zogen. Diese  Abgaben  waren  auch  wegen  dieses  Privatbezugs 
manchen  Missbräuchen  ausgesetzt,  wenngleich  regelmässig  nach 
Herkommen  oder  später  nach  Gesetz  als  feste  Taxen  normirt. 
Erst  in  der  neueren  Zeit,  wo  auch  die  Gerichte  immer  ausschliess- 
licher landes fürstliche  werden,  also  die  Patrimonialjustiz  be- 
seitigt wird,  bürgert  sich  immer  mehr  der  Grundsatz  ein,  die  Ge- 
richtsgebühren aller  Art  ausschliesslich  der  Casse  des  Ge- 
richtsherrn zuzuführen  und  nur  in  einzelnen  Fällen  den 
Gerichtsbeamten  noch  einen  kleinen  Antheil  davon  zu  belassen 
oder  neu  einzuräumen :  eine  Entwickelung,  welche  aber  noch  nicht 
überall  und  in  den  einzelnen  Ländern  zu  verschiedener  Zeit  und 
auch  in  verschiedenem  Umfange  zur  Geltung  kommt,  mehrfach 
erst  in  der  Mitte  dieses  Jahrhunderts.^^) 


^  Ygl.  Vocke,  brit.  Steuern,  197  £F. 

")  Vgl.  preuss.  Ges.  über  Gerichtskosten  Tom  10.  Mai  1851,  §.  IS:  Die  aus 
schliessl.  oder  auch  nur  theilweise  Anweis,  einzelner  Beamten  auf  selbst  verdiente  Ge- 
bühren statt  Besold.  tindet  mit  Ausnahme  der  Calculatoren  nicht  mehr  statt.  Im  Budget 
f.  1876  stehen  an  ,, Einnahmen,  die  als  Emolumente  der  Beamten  z.  Verwend.  kommen" 
1.91  Mill.  M.  beim  Justizmin.  (rhein.  Gerichtssprengel).  —  Nach  der  neuen  Keichs- 
Gerichtsordnnng  tritt  d.  Institut  d.  Gerichtsvollzieher  ein,  f.  welche  dem  Reichstag 
in  d.  Session  1878  der  Entwurf  einer  Gebührenordnung  vorgelegt  ist  (Acten  d.  Session 
1878,  S.  644  ff.).  —  In  Frankreich  sind  die  sogen.  Greffiers  neben  dem  Gehalt 
auf  Gebühren  in  der  Form  von  Antheilen  an  den  droits  de  greffe,  den  Ge- 
richtsgebühren, u.  A.  nam.  an  den  Eintragungsgebühren  (für  d.  Eintragung  der 
Processe  u.  s.  w.  in  die  Gerichtsrollen i  u.  an  den  Ausfertigungsgebühren  ange- 
wiesen: Antheile  von  10  "Aj  an  ersteren,  30  7o  (event.  20  7o)  an  letzteren.  Diese  An- 
theile  werden  vom  Greffier  gleich  einbeiialten ,  der  aber  Commis  und  Ganzleipersonal 
unterhalten  u.  lu"*/,,  des  Betrags  (so  wenigstens  früher)  an  den  Staat  abführen  muss. 
S.  Hock,  Fin.  Frankreichs  S.  201  ff.  —  Nirgends  wo  war  das  Sportclwesen  zu  Gunsten 
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Umfassende  Tarife  für  die  ,jGericlitskosten"  werden 
dann  aufgestellt, *'*)  Die  Einbürgerung  des  Stern pelwesens  seit 
Ende  des  17.  Jahrhunderts  gab  den  Anlass,  manche  gerichtliche 
Thätigkeiten  in  der  Form  von  Stempel  abgaben  bezahlen  zu 
lassen,  indem  für  die  Eingaben  und  Schriftstücke  und  für  die  Er- 
kenntnisse der  Gebrauch  von  Stempelpapier  vorgeschrieben  wird. 
Auch  an  diese  Einrichtung  knüpfen  sich  aber  wieder  öfters  Miss- 
bräuche: Die  bezüglichen  Abgaben  wurden  aus  Gebühren  für  be- 
stimmte Mühewaltungen  zu  unpassenden  Steuern.  In  anderen 
Fällen  dagegen,  besonders  bei  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit, 
nahmen  sie  theilweise  gleichzeitig  den  Character  von  Verkehrs- 
steuern an,  welche  an  sich  nicht  immer  unrichtig  waren.  Noch 
jetzt  ist  in  der  Praxis  der  Gebtihrencharacter  und  der  Steuer- 
character  auf  diesem  Gebiete  oft  vermengt,  was  für  die  wissen- 
schaftliche Beurtheilung  und  für  die  formelle  Darstellung  Schwierig- 
keiten macht. 

In  neuerer  Zeit  sind  die  Gerichte  (hie  und  da  auch  besondere 
Verwaltungsbehörden),  zum  Theil  in  Anknüpfung  an  und  in  Fort- 
bildung von  einzelnen  älteren  ähnlichen  Einrichtungen  der  sogen, 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  öfters  mit  der  Führung  öffentlicher 
Bücher  oder  Register  beauftragt  worden,  in  welche  gewisse 
Rechtsgeschäfte  und  Rechtsverhältnisse  regelmässig  eingetragen 
werden  müssen  oder  können.  Entweder  hängt  die  Gültigkeit  dieser 
Rechtsgeschäfte  und  Verhältnisse  hiervon  ab  oder  gewisse  Rechts- 
vortheile  knüpfen  sich  an  die  Eintragung  an.  Die  Einrichtung 
dient  daher  hier  zur  Sicherung  und  Beglaubigung.  Sie  entspricht 
allgemeinen  Interessen  der  Gesammtheit,  indem  sie  Anforderungen 
an  die  Rechtssicherheit  und  an  die  formelle  Richtigkeit  der  Ge- 
schäfte u.  s.  w.  erfüllt,  und  gleichzeitig  speciellen  Interessen  der 
einzelnen  Personen,  um  deren  Rechtsverhältnisse  und  Geschäfte  es 


der  Beamten  bei  den  öffentl.  Behörden  u.  insbes.  atich  bei  den  Gerichten  so  ausge- 
dehnt, so  mit  Missbränclien  u.  ühi,Tholien  Sätzen  verbunden  u.  ist  so  spät  eine  immer 
noch  nicht  ganz  volLtündijre  Reform  eingetreten  wie  in  England.  Vgl.  über  die  sehr 
verwickelten  Verhältnisse  nach  dem  Stande  um  1865  Gneist.  engl.  Verw.recht,  2.  Anil., 
II,  121»'.,  1224.  1353,  Vocke,  brit.  Steuern  S.  205  tf..  209  ff.  Meist  jetzt  Besoldungen 
fixirt,  bes.  f.  d.  Bureaupersonal  (clercs) ;  Zahlung  derselben  aus  Gebühren.  Die  Ueber- 
schüsse  der  Gebuliren  an  d.  Staatscasse.  Im  J.  1876/77  sind  763,000  Pf.  S'.  Sportein 
ver.-)Chiedener  Aemter  dem  consolidiiten  Fonds  zugeflossen.  —  S.  auch  Rau,  Fin.  I, 
§.  235  sub  4. 

")  Ein  wicht.  Beispiel:  das  in  vor.  Kote  erwähnte  preuss.  Ges.  v.  1851,  das 
aber  f.  Hohenzollern  u.  f.  den  O'^lner  Gerichtssprengel  (frnnzös.  Recht)  nicht  mit  gilt. 
Dazu  die  Novelle  v.  3.  Mai  1853  u.  9.  Mai  1S54.  Jetzt  der  Entwurf  eines  Gerichts- 
kostengesetzes für  das  Deutsche  Reich  (Reichstagssession  lb78). 
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sieb  im  coucreten  Fall  haudelt.  Au  diese  Einricbtimgen  knüpft 
sich  daher  mit  Kecht  eiu  iimt'asseudes  GebühreuwescD ,  dajsjenijje 
der  sogen.  Register-  oder  Eintragungsgebühren.  Auch 
wenn  die  Eintragung  unabhängig  vom  Willen  des  oder  der  Be- 
theiligten auf  Grund  eines  allgemeinen  gesetzlichen  Gebots  erfolgen 
muss,  verliert  die  Abgabe  den  Character  der  Gebühr  nicht,  falls 
noth wendige  sachliche,  nicht  finanzielle  Gesichtspuncte 
jenes  Gebot  rechtfertigen  und  falls  die  Abgabe  nach  ibrer  Art 
und  Höhe  im  ricbtigen  Verhältniss  zu  den  Kosten  der  Einrichtung 
und  zum  Nutzen  des  betheiligten  Privaten  steht.  Das  System  der 
öflFentlichen  Bücher  und  der  Registerabgaben  stimmt  indessen  mit 
diesen  Voraussetzungen  nicht  immer  überein.  Insoweit  sind  die 
betreffenden  Abgaben  nur  theilweise  Gebühren,  in  manchen  Fällen 
reine  Steuern  aus  der  Gattung  der  Verkehrssteuern.  (Haupt- 
fall: Das  Enregistrement  Frankreichs).  Ob  und  wie  weit 
sie  als  solche  Steuern  zu  rechtfertigen  und  selbst  zu  verlangen 
sind,  ist  in  der  Steuerlehre  zu  erörtern. 

§.  292.  Die  Gebühren  aus  der  Rechtspflege  lassen  sich  im 
Anschluss  an  die  Art  der  richterlichen  Thätigkeit  und  demnach 
an  die  Art  der  Leistungen  in  Privatangelegenheiten  in  vier  Classen 
eintheilen:  Gebühren  der  streitigen  Civilgerichtsbarkeit; 
der  Crim  inalgerichtsbarkeit;  Vermögens-,  besonders  Geld- 
strafen; Gebühren  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit, 
insbesondere  Registergebühr en.^^) 

1)  Gebühren  der  streitigen  Civilgerichtsbarkeit. 
Hierher  gehören  die  in  der  Regel  vom  unterliegenden  Theile  oder 
nach  der  näheren  Bestimmung  des  Richters  von  beiden  Parteien 
zu  bezahlenden  Gerichtskosten  (Sportein,  Taxen,  theil- 
weise in  Stempelform  erhobene  Abgaben).  Sie  stufen  sich 
regelmässig  ganz  passend  nach  dem  ungefähren  Umfang,  der 
Schwierigkeit   der   richterlichen  Thätigkeit,    daher  nach  den  Arten 


'^)  Vgl.  Eau,  Fin.  I  (5.  A.),  §.  234,  235.  —  Diese  Einthoilung  schliesst  sich  an 
das  preussisch-deutsche  System  der  Gerichtsiiostcn  an,  ist  aber  auch  sachlich  begründet. 
Die  Durchfuhrung  gestaltet  sich  natürlich  nach  dem  im  einzelnen  Lande  geltenden 
Eecht,  bes.  auch  nach  "Sem  Proccssrecht,  manchfach  verschieden.  Das  Detail  ist  gross. 
Im  Folgenden  werden  nur  Einzelheiten  aus  dem  prenss.  u.  aus  dem  neuen  deutschen 
Gebührengesetz  (bez.  Entwurf)  als  Beispiele  angeführt.  Ueber  die  anderen  Länder 
s.  die  in  d.  Note  1  dieses  Abschnitts  angegeb.  Gesetze  u.  Literatur.  Die  Gerichts- 
kosten sind  bes.  bei  kleineren  Objecten  und  wenn  sie  sich,  wie  bei  gerichtl.  Ver- 
käufen, mit  Besitzwechselabgaben  u.  dgl.  m.  verbinden,  in  einzelnen  Ländern  uner- 
träglichhoch, so  z.  B.  in  Frankreich,  s.  Note  IT.  Ueber  Grossbritannien  s.  bes. 
Vocke.     Bei  Kau  ältere  Angaben  über  Baden. 
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der  Processe,  nach  dem  Rang  der  Gerichte  (Instanzen),  aber  auch 
nach  dem  Werthe  des  Streitgegenstands  ab.  Auch  im  letzteren 
Fall  sind  diese  Abgaben  Gebühren,  wenngleich  sie  hier  geschicht- 
lich öfters  zu  eigentlichen  Steuern  durch  ihre  Höhe  ausarten.  Die 
Abstufung  der  Gebühr  nach  der  Höhe  des  Werths  des  Streitgegen- 
stands ist  zwar  gewöhnlich  nicht  der  Mühewaltung  des  Gerichts 
proportional,  wohl  aber  einigermassen  dem  Nutzen  der  gerichtlichen 
Leistung  für  den  Processirenden.  Die  Degression  der  Gebühr 
(als  Quote  vom  Werth)  mit  steigendem  Werth  erscheint  nicht  un- 
bedingt geboten  (§.  324),  Von  diesen  wie  von  anderen  Gerichts- 
kosten werden  unter  gewissen  Umständen  notorisch  Umvermögende 
befreit.  1'^)  Die  Bezahlung  der  Gerichtskosten  durch  die  Pro- 
cessirenden wird  auch  practisch  nothwendig,  um  der  Processsucht 
vorzubeugen.  Die  volle  Deckung  der  Kosten  dieser  Gerichtsbarkeit 
durch  die  Gebühren  ist  aber  nicht  geboten  und  nicht  einmal  un- 
bedingt erwünscht,  weil  die  Institution  als  solche  der  gesammten 
Bevölkerung  zu  Gute  kommt.^') 


^^)  Vgl.  preuss.  Ges.  v.  1851  §.  5. 

^')  Beispiel.  Preussen,  Ges.  v.  1851  u.  1854,  netst  dazu  geliör.  Tarif.  Im 
Allgem.  Bemessung  der  Gebühren  nach  d.  Kapitalwerth  des  Objects;  bei  Gegen- 
ständen, die  keiner  Schätzung  nach  Geld  fähig,  in  der  Eegel  wie  bei  Gegenständen 
V.  400  Thlr.  Werth,  bei  wichtigeren  v.  1000 — 5000,  bei  unbedeutenderen  v.  60  bis 
100  Thlr.  Werth.  Dann  Unterscheidung  nach  den  einzelnen  Momenten  im  Process, 
nach  dem  Verfahren  u.  den  Processarten ,  z.  Th.  nach  den  Instanzen.  Z.  ß.  1)  für 
zurückgewies.  Klagen,  Rechtsmittel,  Beschwerden  u.  s.  w.  bis  zu  1 00  Thlr. 
von  je  10  Thlr.  2^/.^  Sgr.,  aber  nicht  unter  5  Sgr. ;  vom  M  e  h  r betrage  bis  200  Thlr. 
von  je  10  Thlr.  V/l  Sgr.;  vom  Mehrbetrage  von  je  50  Thlr.  27.1  Sgr.,  bis  z.  Max. 
von  4  Thlr.  ^  2)  Im  Man  da  tsverfahren:  vom  Betrage  bis  incl.  20  Thlr.  vom  Thlr. 
1  Sgr.  (SVsVo),  i.  G.  nicht  unter  5  Sgr.;  vom  Mehrbeträge  bis  100  Thlr.  von  je 
10  Thlr.  5'  Sgr.  d^nVu);  vom  Mehrbetr.  bis  zu  200  Thlr.  von  je  10  Thlr.  2V2  %r. 
(VbVo);  V'om  Mehrbetr.  bis  zu  500  Thlr.  von  je  50  Thlr.  7V„  Sgr.  (VaVo);  vom 
Mehrbetr.  bis  zu  1000  Thlr.  von  je  100  Thlr.  10  Sgr.  C/sVoV'  vom  Mehrbetr.  von  je 
100  Thlr.  27-2  Sgr.  (Vta  7o)-  —  3)  Processe  mit  Ausschluss  gewisser  besondrer  Process- 
arten :  z.  B.  bei  Beendig,  durch  Contumazialbescheid,  Agnitionsresolut, 
Vergleich,  vom  Betr.  bis  50  Thlr.  incl.  von  je  1  Thlr.  I'/ü  Sgr.  (5  "/oX  nicht  unter 
5  Sgr.;  vom  Mehrbetr.  bis  150  Thlr.  von  je  lOThlr.  10  Sgr.  l^VaVo):  vom  Mehrbetr. 
bis  500  Thlr.  von  je  50  Thlr.  1  Thlr.  (2  7J;  vom  Mehrbetr.  bis  1000  Thlr.  von  je 
100  Thlr.  1  Thlr.  (,l7o)'  vorstehende  Sätze  für  jede  Instanz.  Vom  Mehrbetr.  bis  zu 
20,000  Thlr.  in  1.  Instanz  von  je  200,  in  höherer  Instanz  von  je  500  Thlr.  1  Thlr. 
(721  bez.  75  7u)'  vom  Mehrbetr.  in  1.  Instanz  von  je  1000  Thlr.,  in  höherer  von  je 
2000  Thlr.  1  Thlr.  (7io,  bez.  ^/.,o''/o'^-  Mit  vielen  weiteren  Abänderungen  bei  sonstigen 
proccssual.  Vorgängen  (s.  Ges.'  v.  1854,  Art.  7  bis  i)).  —  4)  In  Subhastations- 
processen  für  das  ganze  Verfahren  einschliessl,  der  bei  dem  Hypothekenbuch 
zu  veranlassenden  Eintragungen  und  Ausfertigungen ,  bis  zur  Abfassung  der  Adjudi- 
catoria,  diese  ausgeschlossen:  vom  Betr.  des  Werths  des  Grundstücks  bis  100  Thlr. 
incl.  von  je  1  Thlr.  17.,  Sgr.  {b'>/„)\  vom  Mehrbetr.  bis  500  Thlr.  von  je  10  Thlr. 
772  Sgr.  (272  7o);  vom  Mehrbetr.  bis  2000  Thlr.  von  je  50  Thlr.  15  Sgr.  (1  7o); 
vom  Mehrbetr.  bis  20,000  Thlr.  von  je  100  Thlr.  10  Sgr.  (7.i7o);  vom  Mehrbetr.  von 
je  100  Thlr.  5  Sgr.  ('/«"/oi-  Dann  für  die  Adjudicatoria  u.  alle  auf  Grund  derselben 
zu   erlassenden  "\'erfUgungen ,  ausschliesslich  der  zur  Kaufgelderbelegung  gehörigen ; 
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2)  Gebühren  der  Criminalgerichtsbarkeit.  Im  Falle 
der  Veriirtbeilnug  hat  der  Verurtheilte  regelmässig  auch  Abgaben 
eines  gebiihrenartigen  Characters  zur  Deckung  der  Kosten  des 
UntersuchungsverlahreDS  zu  zahlen.  Die  Höhe  dieser  Abgaben 
richtet  sich  nach  der  Art  der  Verbrechen  und  Vergehen,  der  Höhe 


Tom  Betr.  bis  200  Thlr.  von  je  1  Thlr.  1  Sgr.  (SVgO/,,);  vom  Älehrbetr.  bis  lÜUO  Tblr. 
von  je  10  Thlr.  h  Sgr.  (l'/a^/o);  vom  Mehrbetr.  bis  20,UU0  Thlr.  von  je  100  Thlr. 
iVc  Thlr.  oder  1V6%.;  ^o™  Mehrbetrage  von  je  100  Thlr.  1  Thlr.  oder  1  7o-  —  Die 
Degression  dieser  Sätze  und  dadurch  die  relative  Begünstigung  des  Gross besitzes 
und  Grosskapitals  gegenüber  dem  Klcinbesitz  ist  erheblich.  Z.  B.  stellen  sich  bei 
Snbhastationsprocessen  incl.  Adjadicatorien  die  Gebühren  nach  diesem  Tarif: 
Werth  des  Objects  Gebühr  in  7o 

100  Thlr.  5  Thlr.  —  5 

500     „  23     „      10  Sgr.         4.67 

2,000      „  58      „      10     „  2.91G 

20,000      „  328     „      10     „  1.6416 

30,000      .,  438      „      10     „  1.4611 

Dieselbe  Eegcl  der  Degression,  nur  mit  viel  stärkeren  Sätzen  überhaupt,  zeigt  sich 
in  Folge  der  ungeheuren  Stempel  u.  s.  w.  in  Frankreich.  Nach  einem  amtl.  Bericht 
(Leroy-Beaulieu,  Fin.  I,  511)  stellten  sich  im  Jahre  1873  bei  gerichtlichen 
Verkäufen: 

.. t  r,.,.,  j„_         Mittlerer  Beti 

des  Zuschlag- 
preises 
286 
764 
1480 
3390 
7112 
43,702 
14,457 

Im  Entwurf  des  deutschen  Gerichtskostengesetzes  werden  in  bürgerlichen  Eechts- 
streitigkeiten  die  Gebühren  nach  dem  Werth  des  Streitgegenstands  wie  folgt  erhoben: 
bis  20  M.  Werth  1  M.  Gebühr;  21—30  M.  W.  2.4  M.  Geb. ;  61—120  M.  W.  5.2 M.  Geb.; 
121—200  M.  W,  9  M.  G.;  201—300  M.  W.  13  M.  G.;  301—450  M.  W.  18  M.  G.; 
451—6.50  M.  W.  24  M.  G.;  651—900  M.  W.  30  M.  G.;  901—1200  M.  W.  36  M.  G. 
und  so  weiter,  8201—10,000  M.  W.  98  M.  G. ;  dann  für  je  2000  M.  W.  10  M.  Gebühr 
mehr  (Aa^o)-  ^i*^  ^"lle  Gerichtsgebühr  wird  erhoben  für  die  contradictorische  münd- 
liche Verhandlung  O^rliandlungsgebühr) ,  für  die  Anordnung  einer  Beweisaufnahme 
(Beweisgebühr),  f.  eine  andere  Entscheidung  (Entscheidungsgebühr).  In  der  Berufungs- 
instanz erhöhen  sich  die  Gebührensätze  um  ^!^,  in  der  Eevisionsinstanz  um  ^j.^-  Bei 
nichtvermögensrechtlichen  Ansprüchen  wird  der  Werth  des  Streitgegenstands  zu  '2000  ]\I., 
ausnahmsweise  zu  200,  600,  10,000  n.  50,000  M.  angenommen.  —  Statist.  Daten  über 
die  Einnahme  bei  den  einzelnen  Arten  der  Civilprocesse  in  Preussen  s.  in  den 
Beilagen  der  Eeichstagsacten,  Sess.  v.  1878,  S.  617  ff.  Im  Geltungsbereich  der  Verordn. 
V.  2.  Jan.  1849  war  d.  Solleinnahme  f.  d.  2.  Semester  1875  7,158,802  M.  In  Baiern 
rechts  d.  Eheins  1876  in  Civilproc.  239,467  M.  Stempeltaxen  u.  564,551  M.  Taxen. 
Ausserdem  ein  nicht  jrenau  zu  beziffernder  Betrag  von  Einnahmen  aus  Stempel - 
papier  'U.  Marken  .  In  Sachsen  SoUeinn.  an  allen  Gerichtsgeb.  3.64  Mill.  M. 
in  1875,  wovon  nach  Massgabe  des  Dresd.  Sprengeis  41.4  7o  von  bürgerl.  Eechts- 
streitigkeiten.  4.2  von  Concursen,  8.5  von  Strafsachen,  45.9  7o  von  Geschäften  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit.  Wurtemb.  Gerichtssporteln  v.  Civilproc.  u.  Concursproc. 
203,887  M.  Baden  dsgl.  c.  600,000  M.  und  ca.  100,000  M.  Stempel.  Kamburg 
aus  Civilproc.  u.  Concursen  1876  an  Gerichtsgeb.,  Sportein,  Taxen,  Stempel  u.  s.  w. 
277,000  M. 


Classe  nach 

Zahl  der 

Werth 

Verkäufe 

Bis  500  Fr.      .     . 

1307 

500—1000  Fr.      . 

1814 

1001—2000  Fr.   . 

3326 

2001—5000  Fr.   . 

6479 

5001—10,000  Fr. 

4768 

üeber  10,000  Fr. 

6608 

Durchschnitt     .     . 

— 

in  Fr. 

7o  der 

der 

Kosten  vom 

Kosten 

Preise 

353 

123.29 

388 

50.76 

417 

28.15 

477 

14.08 

564 

7.92 

979 

2.24 

609 

4.21. 
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der  erkannten  Strafen,  auch  mitunter  nach  der  Gattung  der  Ge- 
richte und  nach  den  Instanzen,  vor  denen  darüber  verliandelt 
wurde.  Principiell  ist  die  Erziehmg  voller  Kostendeckung  der 
Criminalgerichtsbarkeit  durch  die  Gebühren  statthaft,  practisch 
aber  wegen  der  Armuth  der  meisten  Verurtheilten  nicht  zu  erreichen.^^) 

3)  Vermögens-,  besonders  Geldstrafen  (einschliesslich 
sogen.  Ordnungsstrafen  bei  Verstössen  gegen  gesetzliche  Vor- 
schriften), welche  von  Gerichten  (mitunter  in  Folge  gesetzlicher 
Anordnung  von  anderen  Behörden,  besonders  der  Polizei)  auferlegt 
werden,  neben  oder  statt  anderer  Strafen  oder  direct  als 
solche,  lassen  sich  auch  unter  den  Gebührenbegriff  bringen,  wenn 
sich  auch  andere  Eigenthtimlichkeiten  mit  ihnen  verbinden. ^^) 

§.  293.  —  4)  Gebühren  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit, besonders  Registergebühren. 


^^)  Beispiel.  Preuss.  Ges.  v.  3.  Mai  1853  (au  Stelle  der  aufgehobenen  Be- 
stimmuBgeu  das  Ges.  v.  1851  getreten):  bei  einfachen  Holzdiebstahls- u.  diesen  gleich- 
gestellten Sachen,  wenn  die  Strafe  in  contumaciam  oder  auf  sofort.  Eingeständniss 
erfolgte,  nach  dem  Strafmaasse  eine  Gebühr  von  ^/g,  Ya,  7-2'  ^■>  ^Va»  ^  Thlr.;  wenn 
die  Anschuldigung  bestritten  worden:  das  Doppelte  dieser  Sätze.  Im  Ges.  v.  1851 
waren  unterschieden:  die  gerichtl.  Untersuch,  vor  Einzelrichtern,  mit  Gebühren  nach 
dem  Strafmaass  von  2,  5  u.  10  Thlr.,  vor  Drei-Kichter-CoUegien  in  1.  Inst.  25  Thlr., 
vor  Schwurgerichten  nach  Strafmaass  von  50,  100,  200  Thlr.,  in  den  2  höheren 
Instanzen  die  Hallte  dieser  Sätze.  Nach  d.  Ges.  v.  1853  wird  zwischen  den  Gerichten 
bei  der  Feststellung  der  Gebühren  nicht  unterschieden.  Die  Sätze  variiren  in  12  Stufen 
nach  dem  Strafmaass  von  1 — 100  Thlr.  —  Nach  dem  Entwurf  d.  deutschen  Gerichts- 
kostengesetzes bildet  die  rechtskräftig  erkannte  Strafe  den  Maassstab  für  die  Höhe  der 
Gerichtsgebühr  aller  Instanzen.  In  1.  Instanz  variiren  die  Gebuhren  in  11  Stufen 
zwischen  5  u.  300  M.  —  Preussen  1874  aufgewend.  baare  Auslagen  an  Criminal- 
kosten  4.75  Mill.  M.,  an  Gerichtskosten  vereinnahmt  848,747  M.  incl.  der  eingebrachten 
haaren  Auslagen  (c.  10  "/o  ^^^  Kosten?).  —  Baiern  aus  Strafproc.  1876  eingen. 
501,000  M.  und  ausserdem  Stempel.  —  In  Würtemb.  bestehen  Sportehi  in  Straf- 
sachen nicht.     In  Baden  1876  Einnahmen  dafür  c.  130,000. 

^^)  Geldstrafen,  Vermögensconfiscationen  im  Alterthum  u.  Mittelalter  sehr  verbreitet 
u.  öfters  eine  Haupteinnahmequelle  d.  B'ürsten.  So  in  d.  Antheilen  an  d.  Bussen.  Enger 
Zusammenhang  mit  dimi  älteren  Strafrecht  u.  seinem  Ersatz  v.  Leibes-  u.  Lebensstrafen 
durch  Vermögensstrafen,  Bussen.  S.  o.  Note  14,  Abschn.  1 .  In  der  Gegenwart  wieder  in  der 
Praxis  in  grösserer  Ausdehnung  bcgnilcn,  in  Verbindung  mit  neuen  Polizeigesetzen, 
Finanzgesetzen  (Steuerwesen),  aber  auch  mit  dem  allgem.  Strafrecht  u.  der  Zulassung, 
Freiheits-  in  Geldstrafen  zu  verwandeln  oder  auf  erstere  nur  im  Unvermögcnsfalle  zu 
erkennen.  Die  zahlreichen  Einzelfälle  im  Strafgesetzbuch  und  in  A'erwaltungsgesetzen 
können  hier  nicht  einmal  berührt  werden.  —  Die  Gesammteinnahme  aus  Strafen  (unter 
den  „verschiedenen  Einnahmen"  der  Etats,  auch  wohl  im  Justizetat  speciell  aufgeführt) 
z.  B.  in  Frankreich  A.  Ib77  f.  8.4  Mill.  Fr.,  in  Preussen  i.  Justizet.  A.  1877/78 
1.675  Mill.  M.  —  Die  Einnahmen  aus  Geld-  oder  Vermögensstrafen  werden  von  den 
Systematikern  verschieden  aufgefasst  und  dana(;h  rangirt.  Kau,  Fin.  I,  §.  237  er- 
wähnt die  Geldstrafen  bei  den  Gebuhren,  gleich  nach  d.  Erbscliarts,.gcbühr".  Ebenso 
Hock  bei  d.  Gebühren,  Abg.,  S.  250.  Stein  rechnet  die  Geldstrafen  u.  Bussen  zu 
seiner  Kategorie  der  „Gefälle"  S.  228.  Laspeyres,  Art.  Staatswirthachaft  in 
Bluntschli's  Staatswörterb.  X,  104,  stellt  die  Strafen  den  Steuern  gegenüber  als  die 
beiden  Arten  der  zwangsweise  erhobenen  Einnahmen  des  Staats.  Die  nahe  Verbindung 
der  Strafen  mit  der  Kechtspflegc  recliiiertigt  wohl  die  Einreihung  hier  an  dieser  Stelle. 


Gebühren  d.  freiwill.  Gerichtsbarkeit.   Registergebühren.  49 

Die  geschichtlich  imd  uoch  nach  dem  gegeiiwürtigeu  Recht 
der  meisteu  Staaten  enge  N'erbindiiug  dieser  Gebühren  mit  Ver- 
kehrssteueru  erschwert  die  Darstellung  und  Beurtheiliing  auch  in 
der  Theorie  sehr.  Das  Merkmal  der  Gebühr  liegt  vor  —  unter 
tler  allgemeinen,  hier  besonders  wichtigen  Voraussetzung  massiger, 
der  Mühewaltung  des  Gerichts  und  dem  unterlaufenden  Interesse 
des  Trivaten  entsprechender  Höhe  — ,  wenn  die  Thätigkeit  des 
Gerichts  ganz  freiwillig  beansprucht  wird  oder  wenn  es  sich 
um  Privatrechtsverhältnisse  handelt ,  deren  amtliche 
Cognition  und  formale  Regelung  im  Interesse  der 
Sache,  d.  h.  wegen  der  Sicherheit  und  Ordnung  der  bezüg- 
lichen Verhältnisse  vorgeschrieben  ist.  Hier  hängt  nun  sehr  Vieles 
vom  Formalismus  des  gelte ndenRechts  ab.  Die  einzelnen 
Privatrechtssysteme,  z.  B.  in  der  Gegenwart  das  gemeine  (römische) 
Recht,  die  verschiedenen  codificirten  Rechte,  das  österreichische, 
preussische,  französische  vertreten  hier  hinsichtlich  der  formellen 
Anforderungen  für  gewisse  Rechtsverhältnisse  und  Rechtsgeschäfte 
verschiedene  Grundsätze,  z.  B.  in  Bezug  auf  Schriftlichkeit  oder 
Mündlichkeit  der  Verti-agsschliessung ,  Eintragung  der  Verträge  in 
öffentliche  Bücher,  amtliche  Authenticirung  bestimmter  einzelner 
Thatsachen  im  sachlichen  Interesse,  Uebertragungsform  des 
Eigenthums,  besonders  des  Grundeigenthums,  Form  der  hypotheka- 
rischen Belastung  des  letzteren,  Verwaltung  des  Mündelguts,  Ge- 
staltung des  ehelichen  Güterrechts,  des  Erbrechts,  Regelung  des 
Nachlasswesens,  u.  s.  w.^'^)  Je  nach  der  verschiedenen  Behandlung 
aller  dieser  Verhältnisse  im  formellen  Recht  ist  eine  Mitwirkung 
von  Gerichtsbehörden  bald  geboten,  bald  frei  gestellt,  bald,  wenn 
sie  im  ersteren  Fall  unterbleibt,  mit  Rechtsnachtheilen,  bald,  wenn 
sie  im  letzteren  Fall  erfolgt,  mit  Rechtsvortheilen  verbunden,  z.  ß. 
bei  den  Registrirungeu  der  Verträge  im  französischen  Recht  be- 
hufs Authenticirung  des  Datums,^^)  und,  bald  im  grösseren,  bald  im 


^)  Sehr  lehrreich  ist  in  dieser  Beziehung  der  Bericht  d.  bundesräthl.  Commission 
von  1877.  Ygl.  z.  B.  die  Darlegung  der  Verschiedenheiten  im  Recht  S.  12  dieses 
Berichts  (auch  bei  v.  Scheel,  Jahrb.  d.  D.  Reichs  1878,  S.  71),  woraus  sich  die 
Schwierigkeiten  der  gemeinsamen  Gesetzgebung  über  ürkundenstempel  im  Reich  ergeben. 

"^^)  Code  civil  Art.  1328.  Rechtsurkunden  erhalten  hier  Dritten  gegenüber  durch 
Anmerkung  derselben  in  «gewissen  öffentl.  Buchern  ein  sicheres  Datum.  Damit  ver- 
bindet sich  ein  Einregistriruugszwang  mit  civürechtlichen  und  Strafnachtheilen  für 
die  Unterlassung:  wesentlich  eine  Massregel  fiscalischer  Politik,  in  Anknüpfung  an 
das  Civilrecht.  S.  den  bundesräthl.  Commissionsber.  v.  1877,  S.  41;  v.  Hock,  öffentl. 
Abg.,  S.  248. 

A.  Wagner,  Finanzwisäen-schaft.    II.  4 
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geringeren  Umfange,  üblich,  bald  auch  nicht  üblich.  Statt  der  Ge- 
richte selbst  können  mehrfach  auch  Notare  und  ähnliche  Personen 
mitwirken.  Das  Gebührensystem  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
und  speciell  das  Registergebührensystem  lässt  sich  daher  genauer 
nur  in  Verbindung  mit  dem  Privatrechtssystem  des 
Landes  beurtheilen  und  darstellen.  Hier  muss  es  genügen,  tiir 
unsere  gegenwärtigen  Culturstaaten  gewisse  gemeinsame 
Privatrechtsverhältnisse  hervorzuheben,  bei  welchen  nach 
der  wenigstens  im  Ganzen  gemeinsamen  ßechtsanschauung  und 
nach  dem  zweckmässigen  Formalismus  des  heutigen  Rechts 
eine  gerichtliche  Mitwirkung,  bez.  Eintragung  in  öffent- 
liche Bücher  nothwendig  oder  wenigstens  sehr  passend 
erscheint  und  immer  allgemeiner  üblich  wird.^^)    Dies  ist 

a)  im  Allgemeinen  da  der  Fall,  wo  sich  an  die  gehörige 
formale  Ordnung  und  Sicherheit  eines  Privatrechtsverhältnisses 
ein  grösseres  allgemeines  Interesse  anschliesst,  welches  erheischt, 
dass  die  betheiligten  Privaten  in  ihren  Rechten  möglichst  gesichert 
seien,  dass  aber  auch  über  den  genauen  Umfang  und  Inhalt  der 
Rechte  möglichst  jeder  Zweifel  von  vornherein  ausgeschlossen 
sei;  und 

b)  im  Besonderen  sind 

a)  öffentliche  Bücher  (Register)  zu  führen  für  das 
Grundeigenthum  und  für  alle  darin  vorgehenden  Eigenthums- 
wechsel  (Grundstücke,  Gebäude, —  Grundbücher);  für  die  Con- 
stituirung  dinglicher  Rechte,  wie  Reallasten,  Servi- 
tuten u.  s.  w.  am  Grundeigenthum  und  für  die  Verpfändung 
desselben  (Hypothecirung,   —   Hypothekenbücher).^^) 

^^)  Vgl.  Rau,  Fiii.  I,  §.  234 — 237,  der  den  Steuercharacter  der  meisten  sogen. 
Eintrags-  oder  Registergebuhren  wohl  erkennt,  aber,  da  er  nur  vom  Standpuncte  der 
Gebühr  aus  urtheilt,  diese  Abgabe  zu  allgemein  verwirft.  Die  sachliche  Würdi- 
gung, wie  sie  im  Text  versucht  wird  (z.  B.  in  Betr.  der  Grundbücher)  fehlt  bei  Rau. 
umgekehrt  von  Rau  Stein,  der  von  seinem  an  sich  richtigeren  Standpuncte  aus  doch 
die  Abgabe  zu  weit  billigt.  Ueber  die  Unerträglichkeit  des  Enregistrement  in  seiner 
heutigen  Einrichtung  u.  Höhe  in  Frankreich  s.  Leroy-Beaulieu,  Fin.  I,  eh.  9. — 
Näheres  erst  später  in  der  Steuerlehre,  bei  den  Verkehrssteuern.  Da  in  der  Praxis 
nach  der  Art  und  Höhe  der  betreib  Abgaben  die  letzteren  überwiegend  Steuern, 
wenn  auch  etwa  mit  gebührenartigen  Elementen  verbunden,  sind,  so  gehört  ihre 
genauere  Darstellung  u.  Beurtheilung  auch  erst  in  die  Steuerlehre.  Im  Folgenden  nur 
einige  Beispiele  von  Abgaben  reinen  oder  überwiegenden  Gebührencharacters. 

^)  Die  Eintragungen  in  die  Grund-  und  Hypotheken bücher  geschehen  auch  in 
Deutschland  rcgelmiissig  gegen  Gebühren.  Z.  B.  Preussen  Hypothekensachen 
(Ges.  V.  1851):  f.  d.  Berichtigung  des  Besitz  titeis,  dessen  Eintragung  und 
alle  dabei  vorkommenden  Nebengeschäfte  vom  Betrage  bis  zu  200  Thlr.  von  je  2r)Thlr.: 
10  Sgr.  (IV.,  7o);  vom  Mehrbeträge  bis  zu  IDOO  Thlr.  von  je  100  Thlr.:  10  Sgr. 
(VaVo);    vom  Mehrbetr.   von  je   ."jOO  TJiIr.:    1.5  Sgr.  tVio"^o)''    ^^""  i^^^    definitive 
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Ferner  Register  für  die  Steilunii,'  unter  bes on der e  Rech ts- 
systeme,  wie  unter  das  Handelsrecht  (Handelsregister), 
unter  das  Genossenschaftsrecht  (  Gen ossen Schaftsregister ) 
u.  dgl.  m.;  für  die  Erwerbung  der  Rechte  eines  einzelnen  be- 
sonderen R  e  c  h  t  s  i  n  s  t  i  t  u  t  s ,  wie  das  Urheberrecht  und 
seiner  drei  Kategorieen,  des  literarischen  Autorrechts,  des  Patent- 
rechts, des  Musterschutzrechts  (Register  dafür)  u.  s.  w.  Auch  für 
die  obligatorischen  Eintragungen  in  diese  Register  sind  Ge- 
bühren gerechtfertigt,  ebenso  für  die  amtlichen  Auszüge  aus 
den  Registern.-^)    Und  zwar  theils  feste  Gebühren,  welche  wesent- 


Eintragang  und  alle  dabei  vorkommenden  Nebengeschäfte  bis  zu  200  und  vesp. 
1000  Thlr.  Wertlibetrag  7*  der  ebengenannten  Sätze  (also  1  "/„  u.  V4  7o) '.  ^o™  Mehr- 
betrage über  lOUO  Thlr.  derselbe  Satz  -wie  vorhin.  Für  jede  Löschung,  einschliessl. 
der  Retradition  des  Documents  iind  aller  dabei  sonst  vorkommenden  Nebengeschäfte, 
die  Hälfte  der  Sätze  f.  d.  Eintragung.  Jetzt  gilt  die  preuss.  Grundbuchordnung 
V.  5.  Mai  1S72  mit  ihrem  gesetzl.  Tarif.  Proben  des  letzteren:  nach  S-  1  dess.  für 
die  Entgegennahme  der  Auflassungserklärnng  u.  für  die  auf  Grund  derselben 
bewirkte  Eintrag,  des  Eigenthümers  u.  s.  w.  u.  s.  w.:  vom  Betr.  bis  200  Thlr. 
von  je  25  Thlr.:  Vf.,  Sgr.  U'Vo);  vom  Mchrbetr.  bis  1000  Thlr.  von  je  100  Thlr.: 
7*/ä  Sgr.  (V/,v^;  vom'  Mehrbetr.  von  je  500  Thlr.:  7V2  Sgr.  (V2o7o)"'  «ach  §.  2  des 
Tarifs  f.  jede  end  gilt  ige  Eintragung  in  d.  2.  odf.  3.  Abtheil.  u.  s.  ■w.  für  die 
ebengenannten  3  Stufen  bez.  4,  .5  und  '^/^  Sgr.  oder  */,5,  ^'g  und  V20  Vo-  ~  üeber 
Frankreich  s.  Hock.  Fin.  Frankreichs,  S.  204  fl'.  Die  grundlegenden  älteren  Gesetze 
f.  Grundbücher  u.  f.  die  Gebühren  bei  Eintragungen  sind  d.  Ges.  v.  21.  ventose  VII 
u.  V.  21.  Sept.  ISIO.  Der  Gnmdbuch fuhrer  bezieht  für  sich  fixe  Gebühren,  Antheüe 
an  den  Gebühren  des  Staats  u.  Taxen  f.  Nachsurhungen  in  den  Büchern.  Die  normale 
Staatsgebühr  ist  1  Promille  f.  d.  Eintragung  v.  Forderungen  u.  für  d.  lOjähr.  Erneue- 
rung derselben ,  dazu  neuerdings  Zuschläge  (meist  20  "/o).  Ein  gleichmässiger  Pro- 
portionalsatz ,  statt  des  degressiven  in  Preusscn ,  nähert  die  Abgabe  zwar  etwas  mehr 
der  Steuer,  vertheilt  aber  die  Kosten  des  Grundbuchwesens  doch  wohl  gerechter  mit 
auf  die  Schultern  der  reicheren  Classen.  —  Bei  den  Verpfändungen  beweglicher 
Sachen,  ferner  bei  Micth-  und  Pachtverträgen  ist  die  Eintragung  in  öffentliche 
Bücher  im  Allgemeinen  jedenfalls  nicht  sachlich  geboten.  Daher  nehmen  Abgaben 
dafür  viel  mehr  den  Character  der  reinen  Steuer  an.  (Französ.  Enregistrement ;  Stempel 
von  solchen  Verträgen,  z.  B.  von  Lombarddarlehen).  Dasselbe  gilt  von  ähnlichen  Ein- 
tragungen von  und  Abgaben  für  andere  Verträge.  Den  Grundbüchern  ähnlich  sind 
dagegen  die  Schiffsregister  (D.  Hand.ges.b.  Art.  432  ff.). 

**)  Beispiele  solcher  Registergebühren  in  Deutschland.  Die  crstmal.  Ein- 
tragungen eines  Waarenzeichens  sind  nach  d.  Reichsges.  v.  30.  Nov.  1874  mit 
einer  Gebühr  v.  50  M.  f.  d.  Landescasse  belegt.  Die  Bundesraths-Commiss.  v.  1877 
schlug  ausserdem  einen  Reichsstempel  v.  fO  M.  dafür  vor.  Für  gewisse  Eintragungen 
über  das  Urheberrecht  an  Schriftwerken  hat  der  Stadtrath  in  Leipzig  eine 
Rolle  zu  führen  (Reichsges.  v.  11.  Juni  1870).  Für  jede  Eintragung,  Eintragsschein 
und  Auszug  bezieht  er  eine  Gebühr  von  15  Sgr.  Aehnl.  nach  Ges.  v.  9.  Jan.  1876 
über  d.  Urheberrecht  an  Werken  der  bildenden  Kunst.  Die  gen.  Commission 
schlägt  f.  jede  Eintrag,  in  d.  Leipziger  Rolle  eine  Reichsgebühr  v.  50  M.  vor.  Einen 
Gebührentarif  (mit  Sätzen,  die  von  1  auf  2  u.  3  M.  steigen)  f.  d.  Eintragunjjjen  u.  s.  w. 
in  dem  von  den  Gerichten  zu  führenden  Musterregister  hat  das  Reichsges.  vom 
11.  Jan.  1876,  betr.  das  Urheberrecht  an  Mustern  und  Modellen.  Jene  Commission 
beantragt  weitere  Reichs  gebühren  v.  2  u.  5  M.  Die  Eintragungen  in  d.  Genossen- 
schaftsregister (nach  Reichsges.  v.  4.  Juli  1868  kostenfrei)  sollen  nach  gleichem 
Vorschlage  mit  Gebühren  f.  d.  Reich,  v.  5  u.  1  M.,  diejen.  in  d.  Handelsregister 
dsgl.  mit  Keichsgeb.  von  10  (Actien-  u.  Commandit-Actienges.)  u.  5  M.  (andere  Firmen), 
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lieh  als  ein  Beitrag  zur  Kostendeckung  der  Einrichtungen  er- 
scheinen; theils  Gebühren,  welche  sich  nach  dem  Werthbetrag 
richten,  so  bei  Wechsel  des  Grundeigenthums ,  Verpfändung  des- 
selben, anderweiter  dinglicher  Belastung.  Eine  dem  Werthbetrag 
proportionale  (Quoten-)  Gebühr  rechtfertigt  sich  durch  die 
Rücksicht  auf  den  Nutzen  des  Privaten  und  auch  durch  die  bessere 
Vertheilung  der  Kosten  auf  die  an  der  Einrichtung  Interessirten 
(§.  324).  Freilich  geht  gerade  hier  die  Gebühr  leicht  in  eine  — 
oft  indessen  ganz  passende  —  Verkehrssteuer  über,  welche  z.  B. 
bei  Progressivsätzen  der  Abgabe  vorliegen  würde. 

ß)  Ferner  sind  im  Besonderen  Gebühren  gerechtfertigt 
bei  der  n o t h w e n d i g e n  Mitwirkung  der  Gerichte  inNachlass- 
reguliruugen;  in  Vormundschaftssachen;  bei  der  ge- 
richtlichen Eröffnung,  eventuell  auch  Aufbewahrung  (kaum 
unbedingt  bei  der  Errichtung)  von  Testamenten;  bei  der 
Mortificirung  von  Schuldurkunden,  insbesondere  von  (auf 
Namen  oder  auf  Inhaber  lautenden)  Actien  und  Obligationen  u.s.  w.^^) 

In  diesen  und  in  ähnlichen  Fällen  finden  sich  auch  gewöhnlich 
Gebühren  in  der  Praxis,  oft  nach  der  Höhe  der  Sätze  und  nach 
der  Art  der  Berechnung  auch  übergehend  in  oder  verbunden  mit 
Verkehrssteuern.  In  zahlreichen  anderen  Fällen,  z.  B.  bei  Stempel- 
und  ähnlichen  Abgaben  für  Urkunden,  namentlich  Schuldurkundeu 


andere  auf  Antrag  erfolgende  Eintragungen  mit  1  M.  belegt  werden;  Auszuge  aus 
der  Lelpz.  KoUe,  den  Handels-,  Genossenschafts-,  Musterregistern  mit  je  1  M.:  lauter 
Abgaben  von  wenigstens  theUweiser  Gebuhrenuatur. 

^^)  Die  Kegelung  der  betr.  Gebühren  richtet  sich  natürlich  wieder  vielfach  nach 
dem  Formalismus  des  geltenden  Kechts.  —  Beispiel:  preuss.  Ges.  v.  1851,  bez.  1854. 
Nachlassregulirungen  (§.  34  d.  Ges.  v.  1851  u.  Art.  18  d.  Ges.  v.  1854,  —  ohne 
Erbtheilung) :  v.  Vermögen  bis  lüO  Thlr.  v.  jedem  Thlr.  iVa  Sgr.  (5  7o)'  nicbt  unter 
15  Sgr.;  V.  Mehrbetr.  bis  200  Thlr.  von  je  10  Thlr.  10  Sgr.  (aVsVo):  v.  Mehrbetr. 
bis  1000  Thlr.  von  je  50  Thlr.  20  Sgr.  (iVsVo)'-  v.  Mehrbetr.  bis  5000  Thlr.  von  je 
100  Thlr.  20  Sgr.  (%7o);  v.  Mehrbetr.  von  je  500  Thlr.  20  Sgr.  (VisVo^-  Bei  gerichtl. 
Erbtheilung  diese  Sätze  um  die  Hälfte  erhöht.  —  Für  d.  Vormundschaftswesen 
gilt  jetzt  im  Allg.  d.  preuss.  Ges.  v.  21.  Juli  1875,  betr.  Kosten,  Stempel  u.  Gebühren 
in  Vormundschaftssachen  (Novelle  z.  Ges.  v.  1851).  Danach  z.  B.  „bei  den  z.  Wahr- 
nehmung einzelner  Geschäfte  eingeleiteten  Pflegschaften  und  im  Falle  der  Bestellung 
eines  Gegenvormunds  neben  d.  gesetzl.  A'ormund"  immer  Vg  ^I-  ^^n  je  50  M.  bis  zu 
VM  M.  (1  7J,  V.  je  150  M.  v.  Mehrbetr.  bis  zu  600  M.  C/g"/«).  f-  je  300  M.  vom 
Mehrbetr.  bis  zu  1500  M.  (Ve7o),  v.  je  500  M.  v.  Mehrbetr.  bis  zu  3000  M.  (VioVo). 
v.  je  1000  M.  v.  Mehrbetr.  bis  zu  15,000  M.  (VaoVo);  dann  je  3  M.  vom  Mehrbetr. 
bis  zu  30,000  und  bis  zu  00,000  M.  und  6  M.  vom  Mehrbeträge  Andere  Sätze  bei 
and.  Pfleg-  u.  Vormundschaften.  Ausserdem  v.  d.  Revenuen  desj.  Vermögens,  über 
dessen  Verwaltung  dem  Gericht  Rechnung  gelegt  werden  muss:  20  Pf.  von  je  20  M. 
(1  7o~'  Ws  zu  300  M.,  von  je  30  M.  des  Mehrbetr.  bis  zu  600  M.  (7«  7„),  v.  je  60  M. 
des  Mehrbetr.  bis  zu  1500  M.  (V.?7o)  «»d  von  je  120  M.  des  Mehrbetrags  (Vo  7o^-. 
Ueberall  bedeutend  geringere  Sätze  des  grösseren  Vermögens. 
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überhauj)!,  l'lir  Wechsel,  Actien,  andere  Inhaberpapierc,  für  Lombard- 
darlehen, für  kaufmännische  Bücher,  für  Quittungen  u.  dgl.  m. 
liegt  dagegen  keine  gebührenartige  Abgabe,  sondern  eine  reine 
Steuer  vor.  Auch  wo  Urkunden,  deren  Ausstellung  ohne  Mit- 
wirkung der  Gerichte  sachlich  betrachtet  recht  wohl  zulässig  ist 
und  nach  dem  geltenden  Recht  auch  zugelassen  wird,  nicht  an  sich 
Steuer-,  bez.  stempelpflichtig  sind,  kann  die  Bestimmung  bestehen, 
dass  die  Urkunde  beiProducirung  vorGe  rieht,  also  nament- 
lich als  Beweismittel,  eventuell  nachträglich  zu  stempeln  ist.  Eine 
Abgabe  dieser  Art  fällt  dann  unter  die  Kategorie  der  Gerichtskosten 
und  insofern  unter  die  Gebühren,  vorausgesetzt,  dass  ihre  Höhe 
und  Bemessungsart  ihr  nicht  doch  auch  so  den  Character  der 
Steuer  wenigstens  theil weise  verleiht. 2^) 

§.  294.  Die  Einnahme  aus  der  Gesammtheit  der  Gebühren 
der  Rechtspflege  ist  begrenzt  durch  die  Höhe  der  bezüglichen 
Staatsausgaben,  also  besonders  des  Justizwesens.  Geht  sie 
darüber  hinaus,  so  nehmen  die  GerichtsgebUhren  insoweit  den 
Steuercharacter  an.  Richtiger  bleibt  jene  Einnahme  wegen  der 
allgemeinen  Bedeutung  des  Gerichtswesens  hinter  den  Kosten 
des  letzteren  zurück.  Bei  der  Regelung  der  verschiedenen  Gattungen 
und  der  einzelnen  Sätze  der  Gerichtsgebühren  wird  Manches  mit 
Rücksicht  auf  das  Ziel,  einen  gewissen  Gesammtbetrag  der  Einnahme 
zu  erlangen,  einzurichten  sein:  m.  a.  W.  die  einzelne  Gebühr 
ist  ein  Glied  in  einem  System  und  muss  daher  mitunter  etwas 
anders  normirt  werden,  als  wenn  sie  rein  für  sich  allein  zu  regeln 
wäre  (§.  319).  Eine  finanzstatistische  Vergleichung  zwischen  den 
Kosten  der  Gerichte  und  den  Einnahmen  aus  den  Gebühren  der 
Rechtspflege  ist  nicht  einmal  annähernd  genau  durchzuführen, 
weil  sich  jene  Kosten  nicht  sicher  auf  die  bestimmten  Leistungen 
der  Gerichte,  an  welche  sich  Gebühren  knüpfen,  zurückführen 
lassen  und  weil  die  Gerichtsabgaben  der  Praxis  mit  Verkehrssteuern 
und   in  Stempelform   erhobenen   reinen  Steuern   vielfach   ganz   un- 


2«i  Eine  Eeihe  von  Verwaltungs-  u.  gerichtlichen  Functionen  ist  bei  den  Con- 
sulatea  vereinigt.  Für  die  manchfachen  Thätigkeiten  der  letzteren,  welche  eine 
grosse  Anzahl  der  einzelnen  oben  aufgeführten  Thätigkeiten  der  „Inneren  Terwaltung" 
und  der  ..Rechtspflege"  betreffen,  bestehen  mitunter  allgemeine  Gebührentarife. 
So  für  das  Deutsche  ßeich  jetzt  der  dem  Ges  v.  1.  Juli  1872  angehängte  Tarif, 
in  einzelnen  Fällen,  wo  dieser  Tarif  keine  Bestimmung  hat,  für  die  mit  Gerichtsbarkeit 
versehenen  Consuln  d.  preuss.  Tarif  v.  24.  Oct.  1865.  —  Stein  S.  277  (^mit  etwas 
abweichender  Classification  der  Gebührengebiete). 
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unterscheidbar  verbunden   sind.'^'^)     lieber  die  allgemeinen  Regeln 
für  die  Höhe  der  Gerichtsgebühren  s.  u.  §.  317  —  319. 


3.  Abschnitt. 
Das  System  der  Gebühreu.    Fortsetzung. 

2.    Die  Cultur-  und  Wohlfahrts-,  besonders  die  Gebühren  der 
volkswirthschaftlichen  Verwaltung.  ^) 

§.  295.  Die  Cultur-  und  Wohlfahrtsgebühren  kommen 
auf  den  Gebieten  der  I  n  n  e  r  n  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g ,  der  Verwaltung  des 
Unterrichts-  und  Bildungswesens  und  der  (materiell-) 
volkswirthschaftlichen  Verwaltung  (i.  e.  S.)  vor  und 
gliedern  sich  hier  wieder  nach  den  einzelnen  Abtheilungen  der 
Thätigkeit  auf  diesen  Gebieten  sowie  nach  der  Art  der  Leistung. 
Manche  dieser  Gebühren,  welche  hier  noch  etwas  genauer  specia- 
lisirt  werden,  gehören  hierher  nur,  weil  sie  vornemlich  auch 
individuelle  Cultur-  und  Wirthschaftsinteressen  fördern,  in 
anderer  Hinsicht  gehören  sie  zu  den  oben  schon  behandelten  Rechts- 
gebühren (§.  290).     Einige  sind  auch  zu  den  Registergebühren  zu 


^')  Eau,  Fin.  I,  §.  234,  mit  einigen  älteren,  aber  aus  den  angegebenen  Gründen 
zum  Vergleich  unzureichenden  Statist.  Daten  über  Einnahme  u.  Kosten  der  Justiz.  — 
Ueber  die  letzteren  s.  Kau-Wagner,  Fin.  I,  §.  69  u.  AVagner,  Fin.  I,  §.  103.  — 
Einzelne  interess.  Daten  in  d.  staust.  Tabellen  des  Berichts  der  Stempelstenercommiss. 
für  1877.  So  z.  B.  in  Baiern  rechts  des  Kheius  Stempel  u.  Taxen,  die  über- 
wiegend Steuern,  in  einzelnen  Titeln  aber  zugleich  Gebühren  f.  obrigkeitl.  Functionen 
sind,  in  1876:  in  d.  streitigen  Eechtspflege  1.30.  in  der  nichtstreitigen  9.48,  in  der 
A'erwalt  I.IS,  zus.  11.87  MiU.  M.,  neben  „Erlös  f.  verkaufte  Stempelmaterialien"  von 
1.45  M.  M.  In  d.  baier.  Pfalz:  Stempelgebuhren  0.259,  Einregistrirungsgebühren 
1.91  M.  M.,  luscript.geb.  f.  Hypoth.ämter  18,651  M.,  Gerichtsschreibereigeb.  32,795  M., 
wovon  9368  M.  als  Antheile  der  Gerichtsschreiber  abgehen.  Der  Et.  des  baier.  Justiz- 
ministerii  (ohne  Strafanstalten)  war  1S77  10.13  Mill.  ]M.  —  In  W'urtemberg  war 
der  Ertrag  der  „Sportein"  1876:  l.OSl  M.  M.,  wovon  auf  solche,  welche  theils  als 
Steuer,  theils  als  Gebühr  anzusetzen  (f.  Jagdkarten,  Tanzerlaubniss,  Verkaufsgenehmi- 
gung u.  s.  w.)  96,391,  f,  reine  Gebuhren  der  Rest,  neml.  Gerichtssporteln  212,000. 
Sp.  in  Ehesachen  18,295,  JJotariatssp.  607,000,  Verwalt.sp.  148,000  M.  Et.  d.  Justiz- 
dep.  1877/78  .S.44  M.  M.  —  Baden.  Ertrag  1876  an  Gerichtssporteln  664.000.  Ver- 
waltungssporteln  422,000,  Geb.  f.  d.  Kechtspolizeivervvalt.  1,592,000  M.,  zus.  2.678,000  M. 
Kosten  der  Gerichte  (auss.  d.  Minist,  selbst)  im  Et.  v.  1S77  3.35  M.  M.  In  Würtem- 
berg  wie  in  Baden  daneben  noch  „Liegenschaftsaccisc"  (Grundbesitzwechselsteuer), 
Erbsch.-  u.  Schenk.-Steuer,  —  Weitere  Daten  in  d.  Beilagen  z.  Entwurf  d.  Deutschen 
Gerichtskostengesetzes  1878.  S.  oben  Note  17  u.  Actenstücke  des  Reichstags,  Session 
1878,  S.  636  ir. 

')  Eine  kurze  Uebcrsicht  gab  Kau-Wagner,  Fin.  I,  §.  100,  in  d.  2.  Aufl.  d. 
Keubearbeit.  fortgefallen.  Rau,  Fin.  I  (5.  A.),  §.230,  238—246  in  d.  Gebührenlehre, 
wo  nur  Einzelnes  erwähnt  wird ,  etwas  eingehender  nur  das  Strassengeld.  Dann  im 
Abschn.  v.  d.  Regalien  über  Münze,  Post.  S.  sonst  bes.  Stein,  Fin.  3.  A.,  S.  284  ff. 
u.  d.  Abschn.  v.  d.  Regalien,  u.  v.  Hock,  Umpfenbach  u.  Pfeiffer  a.  a.  0. 
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rechnen  oder  stehen  mit  diesen  in  näherer  Verbindung,  wie  z.  B. 
die  Patentgebtihren,  Ob  und  welche  Gebühren  sich  an  die  einzelnen 
bezüglichen  Einrichtungen  des  Staats  und  der  Gemeinde,  öfters 
auch  der  übrigen  Selbstverwaltungskörper  knüpfen  sollen,  ist  nach 
den  sachlichen  Verhältnissen  dieser  Einrichtungen  zu  beurtheilen, 
worauf  hier  nach  dem  früher  Bemerkten  nicht  näher  eingegangen 
wird  (t;.  277,  285).  Die  folgende  Uebersicht  hat  daher  theilweise 
mehr  nur  einen  statistischen  Character,  ohne  auch  in  dieser 
Hinsicht  auf  absolute  Vollständigkeit  des  Details  Anspruch  zu 
machen.  Bei  einigen  geschichtlich  und  noch  gegenwärtig  finanziell 
wichtigeren  oder  strittigeren  Einrichtungen  werden  jedoch  auch 
einige  principielle  Erörterungen  angestellt.  Für  das  Genauere 
ist  auf  die  Innere  Verwaltungslehre  und,  was  die  (raateriell-)volks- 
wirthschaftiichen  Einrichtungen  anlangt,  auf  die  Wirthschaftliche 
Verwaltungslehre  zu  verweisen  (§.  285). 

I.  Gebühren  der  Innern  Verwaltung.^)  Hierhin  ge- 
hören etwaige  Gebühren  im  Gebiete  der  amtlichen  Statistik.^) 
Ferner  die  Gebühren  des  Gesundheitswesens,  welche  von  den 
Interessenten  bei  der  Inanspruchnahme  von  Einrichtungen  und  An- 
stalten des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  zu  entrichten  sind,  z.  B. 
für  Impfung,  Desinficirung,  Untersuchung  Prostituirter ,  Revision 
von  Apotheken,  Todtenbeschau  u.  dgl.  m.  Endlich  Gebühren  für 
die  Benutzung  öffentlicher  Kranken-,  Gebär-,  Irren-, 
.\ltersversorgungsanstalten,  (weltlicher)  Begräbniss- 
plätze u.  s.  w.,  daher  oft  im  Communalfinanzwesen.  Das 
Merkmal  der  Gebühr  liegt  bei  Abgaben  dieser  Art  regelmässig  vor, 
doch  erfolgt  auch  allgemein  —  z.  B.  bei  der  Impfung,  wie  nach 
der  Reichsgesetzgebung  in  Deutschland,  —  oder  theilweise  —  bei 
nachgewiesener  Armuth  —  unentgeltliche  Leistung:  also  Ersetzung 
des  Gebührenprincips  durch  das  Princip  der  reinen  Ausgabe;  öfters 
mit  Recht.  Statt  und  neben  solchen  Gebühren  kommen  noch  Ge- 
bühren für  die  mit  der  Ausübung  der  betreffenden  Leistungen  be- 


')  S.  in  der  Lehre  von  den  Ausgaben:  Rau-Wagner,  Fin.  I,  §.  78,  Wagner 
I,  §■  125. 

^)  So  die  kleine  Declarationsgebuhr  im  auswärt.  Handel,  so  nach  Ges.  vom 
22.  Jan.  1S72  Art.  3  in  Frankreich:  „droit  de  statistique",  um  die  Kosten  der 
Handelssta^istik  zu  decken.  10  cent.  p.  Kollo,  oder  p.  1000  Kil.  oder  p.  Stück  Vieh  u.  s.  w., 
bei  Ein-  und  Ausgang.  —  Jetzt  (1&7S)  auch  im  Deutschen  Kelch  beabsichtigt. 
Ein  Entwurf  in  d.  Sess.  v.  1S7S  dem  Reichstag  vorgelegt,  mit  Sätzen  von  5  Pf.  für 
1  KoUo,  T.  10  Pf.  f.  1000  Kilgr.,  v.  10  Pf.  f.  1  Stuck  grösseres,  v.  h  Pf.  f.  1  StUck 
kleineres  Vieh. 
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trauten  Personen  in  der  Form  von  Taxen,  deren  Höhe  die  Ver- 
waltung festsetzt,  vor. 

IL  —  §.  296.  Gebühren  in  der  Verwaltung  des  Unter- 
richts- und  Bildungswesens  (eventuell  einschliesslich  des 
öffentlichen  Cultus).*)    Hierhin  gehören: 

1)  Die  Schul-  und  Unterrichtsgelder  an  öffentlichen 
Schulen  jeder  Art  des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.,  inbegriffen 
die  etwaigen  Einschreibe-  und  Abgangsgebühreu  beim  Eintritt  und 
Austritt  aus  der  Schule.  Das  Schulgeld,  welches  an  öffentlichen 
Anstalten  kaum  je  in  einer  steuerartigen  oder  gewerbsgewinnartigen 
Höhe  vorkommen  wird,  hat  durchaus  die  characteristischen  Merk- 
male der  Gebühr.  Es  ist  im  Princip  bei  allen  Schulen,  auch 
bei  den  Volksschulen  und  hier  auch  im  System  der  allgemeinen 
Schulpflicht,  gerechtfertigt  und  zu  verlangen  von  allen  Personen, 
denen  es  nicht  ausdrücklich,  um  sie  zu  begünstigen,  im  Fall  nach- 
weisbaren geringen  Einkommens  erlassen  wird.  Nur  wird  wegen 
des  allgemeinen  Interesses,  das  sich  neben  dem  Specialinteresse 
an  die  Schule  knüpft,  das  Schulgeld  bloss  so  hoch  anzusetzen  sein, 
dass  es  einen  Beitrag  zu  den  Gesammtkosten  liefert.  Ueber  die 
letzteren  sind  die  Bemerkungen  im  1.  Bande  zu  vergleichen. 

Das  Schulgeld  stuft  sich  passend  nach  den  Gattungen  der 
Schulen^)  ab  und  steigt  mit  dem  Rang  und  mit  dem  Zweck, 
welchen  die  Schule  für  das  practische  Erwerbsleben  verfolgt.  Auch 
bei  dem  Berufsschulwesen  ist  für  die  Dürftigen  Unentgeltlichkeit 
zu  gewähren,  aber  nur  (im  Unterschied  von  der  Volksschule)  bei 
gleichzeitig  nachgewiesenem  Fleisse  des  Besuchers. 

Das  Schulgeld  bildet  jedenfalls  eine  Einnahme  des  Staats 
oder  desjenigen  Selbstverwaltungskörpers,  welcher  die  Kosten  der 
Schule  finanziell  trägt.     Auch  wenn,  wie  vielfach  üblich,  dasselbe 


*)  Kau-Wagner,  Fin.  I,  §.  50,  Wagner  1,  §.  127,  über  die  Ausgabe  auf 
diesem  Gebiete.  Ohne  Eingehen  auf  die  Einzelheiten  ist  Statist.  Material  hier  wcrthlos. 
Daher  muss  auf  die  Inn.  Verwaltungsichre  dafür  verwiesen  werden.  Ausserdem  auf 
die  Specialwerke  über  ünterrichtswesen  einzelner  Länder,  welche  häufig  auch  die 
finanz.  Seite  mit  behandeln.  Vgl.  z.  B.  Beer  u.  Hochegger,  Fortschr.  d.  ünterr.- 
wes.  in  d.  Culturstaaten  Europas,  1.  B.,  Wien  1SÜ7  (Frankr.,  Oesterr.),  2.  B.,  15568 
(Rusbl,  Belg.);  Wiese,  d.  höhere  Schulwes.  in  Preussen,  I  <Berl.  18(54),  S.  38,  5!t9  ff., 
Ü09  (Schulgeld),  II  (18G9),  12,  627  ii'.,  64G  (Schulgeld),  III  [ISli),  i-i  ff.,  420  fi: 

^)  Ob  auch  in  der  Schule  nach  der  Classe  (z.  B.  höheres  Schulgeld  in  den  oberen 
als  in  d.  unteren  Classen  des  Gymnasinms\  wird  iiiclit  allgemein  zu  beantworten  sein. 
In  Deutschland,  wie  es  scheint  erst  neuerdings,  mehr  Tendenz  zu  gleichen 
Sätzen  f.  alle  Classen,  worauf  vielleicht  die  UcberfUllung  der  unteren  und  mittleren 
Classen  wegen  der  Erlangung  des  Rechts  zum  Einjälirig-Freiwilligeu-Militärdienst  mit 
von  Einfluss.    Beispiele  bei  Gymnasien,  Wiese  I,  611. 
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als  Speciale innahmc  der  Sehn  le,  neben  derjenigen  aus  dem 
Schulvermögen,  aus  öffentlicher  Dotation  u.  s.  w.,  behandelt  und 
sofort  für  die  Kosten  der  Schule  mit  verausgabt  wird,  sollte  es 
grundsätzlich  als  Einnahme  und  Ausgabe  mit  durch  die  Rechnungen 
des  Staats  und  der  Gemeinde  laufen,  was  aber  nicht  allgemein  der 
Fall  ist. 

Das  ältere,  ehemals  bei  vielen  Behörden,  besonders  bei  den 
Gerichten  geltende  Princip,  dass  die  Gebühren  ganz  oder  theil- 
weise  von  den  Beamten  für  ihre  Mühe  waltung  statt  oder 
neben  dem  Gehalte  bezogen  werden,  hat  sich  auf  dem  Gebiete  des 
l'nterrichtswesens  länger  und  ausgedehnter  und  vielfach  bis  in  die 
Gegenwart  erhalten.  Geschichtlich  leicht  erklärlich,  wie  bei  den 
Schulen  corporativen  Characters  (Universitäten,  Collegiengeld, 
Honorar)  ist  die  Fortdauer  dieses  Verhältnisses  nach  der  Eigen- 
thümlichkeit  des  Schulwesens  auch  wenigstens  nicht  allgemein  und 
nicht  unbedingt  principiell  abzulehnen.  Denn  wenngleich,  ähnlich 
wie  bei  Gerichten  und  Verwaltungsbehörden,  der  practische  Grund, 
den  Beamten  eine  genügende  Sustentation  im  Schulgeldbezug  zu 
geben,  auch  bei  den  Lehrbeamten  mit  Recht  wegen  Gewährung 
genügenden  Gehalts  immer  mehr  fortfällt,  so  ist  doch  die  specifische 
Lehrleistung  im  höheren  Grade  als  fast  jede  andere  Leistung 
eines  Staatsdieners  eine  individuale,  um  so  mehr,  je  höher  die 
Gattung  und  der  Rang  der  Schule  ist.  Dies  kann  wenigstens  den 
privaten  Schulgeldbezug  rechtfertigen.  Durchaus  nothwendig  ist  der- 
selbe anderseits  nicht,  zumal  nicht  bei  den  unteren  und  mittleren 
Schulen,  wo  er  auch  immer  mehr  beschränkt  oder  abgeschafft 
worden  ist.  Der  ausschliessliche  Bezug  des  Honorars  Seitens  der 
Universitätslehrer  hat  noch  mehr  für  sich,  erhält  sich  aber  gegen- 
wärtig wohl  mehr  durch  die  Tradition  als  dass  er  sich,  namentlich 
in  seiner  heutigen  Gestaltung,  rationell  genügend  begründen  lässt. 
Jedenfalls  thäten  eingreifende  Reformen  des  Staats  noth,  deren 
nähere  Darlegung  und  Motivirung  hier  aber  nicht  erfolgen  kann.'')  — 
Unbedingt  wäre  zu  verlangen,  dass  auch  das  vom  Lehrer  persön- 
lich bezogene  Schulgeld,  Honorar  u.  s.  w.  als  Einnahme  und  Aus- 
gabe durch  die  Rechnungen  des  Staat«,  der  Gemeinde  läuft.  Denn 
immer  ist  z.  B.  auch  der  Bezug  des  Collegiengelds  des  Universitäts- 
lehrers auf  Grund  einer  öffentlichen  Amts  thätigkeit  erfolgt. 
Dieser  Forderung  wird,  scheint  es,  noch  nirgends  nachgekommen, 

*)  Vgl.  darüber  d.  Bemerk,  in  Wagner,  Fin.  I,  §.  74,  Note  21,   z.  Th.   gegen 
L.  Stein,  Lehrfreih.,  Wissensch.  u.  Colleg.geld,  Wien,  1S75. 
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obgleich  sie  eine  ganz  analoge  wie  bei  gerichtlichen  Beamten  und 
deren  Gebühren  (Frankreich)  ist  und  hier  wenigstens  theilweise 
erfüllt  wird.') 

Alle  mit  den  Schulen,  besonders  den  Universitäten  und  ähn- 
lichen Anstalten  verbundenen  allgemeinen  Ein-  und  Austritts- 
gebühren u.  dgl.  m.  lassen  sich  vollends,  wenn  überhaupt,  so  nur 
als  öffentliche  Einnahme,  höchstens  mit  einem  massigen  fixen 
Antheil  des  beschäftigten  Unterrichtsbeamten,  rechtfertigen.  An 
den  deutschen  Universitäten  bestehen  hier  noch  manche  geschicht- 
lich überkommene  Verhältnisse,  welche  bei  anderen  öffentlichen 
Anstalten  mit  Kecht  längst  als  Missstände  beseitigt  sind. 

2)  Prüfungtaxen  aller  Art,  besonders  an  Lehranstalten. 
Vielfach  üblich,  sind  sie  auch  principiell  in  angemessenen 
Sätzen  als  Gebühren  gerechtfertigt.  Der  hier  noch  öfter  als  beim 
Schulgeld  bestehende  Privatbezug  ist  bei  sachgemässer  Ordnung 
in  derselben  Weise  wie  dort  zu  billigen.  Die  Verrechnung  in  den 
Staatsrechnungen  ist  auch  hier  zu  verlangen,  auch  mehrfach  üblich.  — 

Die  Zeugnisse,  Diplome  u.  s.  w.,  welche  auf  Grund  der 
Prüfungen  über  Fähigkeits-  und  Kenntnissnachweis  ausgestellt 
werden,  unterliegen  häufig  noch  neben  der  Prüfungstaxe  einer  Ab- 
gabe, z.  B.  in  Form  des  Stempels.  Diese  ist  Gebühr,  soweit  hier 
eine  neue  Mühewaltung  einer  Behörde  oder  eines  Beamten  vorliegt, 
gehört  aber  dann  zugleich  in  die  Kategorie  der  allgemeinen  Ver- 
waltungsgebühren für  Beglaubigung s-  und  dgl.  Thätigkeiten. 
Sie  kann  aber  auch  einen  Steuercharacter  annehmen,  was  dann 
nach  den  besonderen  Verhältnissen  des  einzelnen  Falls  zu  ent- 
scheiden ist.^) 

3)  Gebühren  (Eintritts-,  Benutzungsgelder)  für  den  Besuch 
und  die  Benutzung  öffentlicher  Kunst-  und  wissenschaftlicher 
Sammlungen,  Museen,  Bibliotheken  u.  s.  w.  Häufig  ist  hier  der 
unentgeltliche  Besuch  zur  Regel  geworden,  was  nicht  allgemein  ge- 
boten und  nicht  einmal  immer  zweckmässig  erscheint) 

4)  Wenn  Staat  oder  Gemeinde  als  solche  die  Kirche  und 
ihre  Diener  unterhalten,  sind  die  verschiedenen  „Kirchengebühren" 


')  Notizen  über  Baieru  nach  d.  dort.  amtl.  Statist,  s.  Wagner,  Fin.  I.  §.  127 
Note  22. 

•*)  In  Preusscn  der  allgem.  Stempel  f.  amtl.  Atteste  von  15  Sgr. 

'}  So  hat  ein  ganz  berechtigtes  neues  Italien.  Gesetz  von  1875  über  die  Ein- 
trittspreise in  öffcntl.  Sammlungen  u.  s.  w.  (mit  einzelnen  unentgcltl.  Tagen)  viel  An- 
fechtung von  Reisenden  erfahren,  aber  nur  die  Neigung  des  wohlhabenden  Eeise- 
publicums  für  einen  ihm  zu  (inte  kommenden  ,,Communismus''  verrathen. 


(iebulireii  der  volkswirthscli.  Verwaltung;,  59 

für  die  Benutzung  kirchlicher  Anstalten  und  Einrichtungen  (Kirchen, 
auch  Kirchhöfe)  und  für  die  (eventuell  selbst  gebotene)  Bean- 
spruchung kirchlicher  Amtshandlungen  (Taufen,  Trauungen,  Be- 
erdignng,  Confirmation,  Beichten,  Abendmahlreichung  u.  s.  w.)  hier 
mit  unter  den  öifentlichen  Gebühren  zu  erwähnen.  Auch  bei  dem 
üblichen  directen  Bezug  Seitens  der  einzelnen  kirchlichen  Organe 
sind  sie,  wie  in  dem  obigen  Fall  des  Schulgelds,  als  öffentlicher 
Küstenbeitrag  zum  Kirchenwesen  zu  betrachten.  Bei  voller  Selbst- 
ständigkeit der  Kirche  und  finanzieller  Unabhängigkeit  derselben 
von  Staat  und  Gemeinde  fallen  jene  Gebühren  unter  einen  anderen 
Gesichtspunct.  Sie  werden  zu  frei  geregelten  Einnahmen  des  Ver- 
einswesens. 

lU,  —  §.  297.  Gebühren  der  volkswirthschaft liehen 
Verwaltung  i.  e.  S.,  d.h.  in  der  materiellen  Wirthschaftssphäre. 

Für  dieses  geschichtlich  und  gegenwärtig  besonders  wichtige 
Gebiet  des  Gebührenwesens  gelten  vornemlich  die  Erörterungen  im 
ersten  Abschnitt  §.  277,  282  ff.,  bes.  §.  283,  284.  In  finanzgeschicht- 
licher Beziehung  ist  der  Uebergang  der  zu  Grunde  liegenden  Ein- 
richtungen in  Finanzregalien  und  demnach  der  Gebühren  in 
Steuern  gerade  hier  vorgekommen.  Die  grossen  Kategorieen  der 
älteren  Finanzregalien  und  die  meisten  einzelnen  der  letzteren  ge- 
hören hierher,  wofür  auf  die  Darlegung  im  1.  Bande  zu  ver- 
weisen ist.^") 

Die  beiden  Hauptfragen  allen  Gebührenwesens  (§.  282),  nemlich 
einmal,  ob  der  Staat  oder  ein  Selbstverwaltungskörper,  insbesondere 
dieGemeinde, die bezüglichenThälJgkeiten überhaupt  übernehmen 
und  zweitens,  im  Bejahungsfalle,  welches  Finanzprincip 
in  der  Verwaltung  zur  Anwendung  kommen  soll,  sind  hier  besonders 
wichtig  und  strittig.  Die  erste  Frage  specialisirt  sich  dann  noch 
weiter  in  die  beiden  Unterfragen,  ob  die  „öffentliche'^  Uebernahme 
ausschliesslich  (insofern  als  ein  „Regal"  des  geltenden 
Rechts)  oder  inConcurrenz  neben  den  Privatwirthschaften  er- 
folgen soll.  Und  in  diesen  beiden  Fällen  ferner:  ob  die  Ver- 
waltung der  öffentlichen  Einrichtung  alsdann  von  dem  betreffenden 
öffentlichen  Körper  (Staat,  Gemeinde)  selbst  zu  führen  („eigene 
Regie",  Selbstbetrieb)  oder  einer  Privat wirthschaft  pacht- 
weise   oder   in    einer    anderen   Rechtsform    zu    üb  er  tragen    sei 


'•^  Eau-Wagner,   Fin.  I,  §.  101,   109—116,    Wagnor,   Fin,  I,   §.   141, 
145—147. 
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(„delegirter"  Betrieb).^^)  Alle  diese  Fragen  haben  mit  den 
analogen  auf  dem  Gebiet  der  privatwirthschaftlichen  Erwerbszweige 
des  Finanzwesens  viele  Aehnlicbkeit  und  innere  Verwandtschaft. 
In  maneben  Fällen,  wenn  das  Finanzprincip  in  der  Verwaltung 
strittig  ist  und  das  privatwirtbschaftlicbe  oder  gewerbliche  principiell 
oder  thatsächlich  mit  in  Frage  steht,  wie  z.  B.  bei  den  Verkehrs- 
anstalten, kann  die  einzelne  Einrichtung  in  der  Lehre  von  Privat- 
erwerb so  gut  als  in  der  Gebtihrenlehre  ihren  Platz  erhalten.    Im 

Folgenden  wird  an  die  frühere  Scheidung  der  Gegenstände  an- 
geknüpft.^2^ 

Die  genauere  sachliche  Erledigung  der  einzelnen  Einrichtungen 
des  volkswirthschaftlichen  Gebührenwesens  gehört  in  den  3.  und 
4.  Band  des  Lehrbuchs  ( Wirthschaftliche  Verwaltungslehre  ).i3) 
Hier  ist  nur  auf  einige  allgemeine  Seiten  dieser  Ein- 
richtungen aufmerksam  zumachen,  welche  für  die  finanzielle 
Behandlung  wichtig  sind. 

Sowohl  bei  einzelnen  geschichtlich  unter  den  Culturvölkern 
überkommenen  „(3ffentlichen"  Anstalten  dieser  Art  (Strassen, 
Post,  Münze),  als  auch  bei  ganz  modernen  Zweigen  (Telegraphie, 
Eisenbahnen,  —  gewisse  städtische  Anstalten,  Gas-,  Wasserwerke) 
sind  es  recht  eigentlich  Gründe  der  möglichst  zweckmässigen 
Organisation  der  Volkswirthschaft,  welche  diese  Einrich- 
tungen ausschliesslich  oder  nebenbei  dem  Staate,  der  Gemeinde 
übertragen  Hessen.  Einmal  bewährte  sich  das  privatwirthschaftliche 
System  in  der  Herstellung  der  betreffenden  Leistungen  hier  nicht 
oder  fungirte  spontan  gar  nicht;  die  privatwirthschaftliche  Con- 
currenz  war  mangelhaft,  factische  Monopole  drohten  oder  selbst 
Rechtsmonopole  waren  nicht  zu  vermeiden  u.  dgl.  m.  Anderseits 
erprobte  sich  gerade  das  durch  den  Staat,  die  Gemeinde  vertretene 
gemein  wirthschaftliche  System.  Der  erforderliche  grosse  Kapital- 
aufwand war  dadurch  besser  als  durch  Erwerbsgesellschaften  zu 
beschaffen,  die  Gewinnchance  fiel  dem  öffentlichen  Körper  zu,  das 
Risico  war    massig.     In    ökonomisch -technischer  Beziehung    aber 


")  Vgl,  hierüber  die  auch  f.  d.  allgemeinen  Lehren  mehligen  u.  ■werthrollen 
Erörterungen  von  Sax,  Verliehrsmittel  I,  62  If'.,  bes.  77  ff. 

'2)  Rau-Wagner  I.  §.  93,  1)4,  Wagner  I,  §.  135. 

'^  Rau's  Volksw.sch. Politik  5.  Aufl.  kann  grade  in  diesen  Pancten  wegen  ihrer 
abweichenden  Auffassung  und  Behandlung  nur  theilweise  als  Ersatz  dienen;  ebenso 
genügt  die  Behandl.  in  s.  Finanzwiss.,  soweit  diese  sich  mit  diesen  Fragen  beschäftigt, 
nicht  mehr.  Gleiches  gilt  v.  K.  v.  Mohl's  Polizeiwiss.  Vgl.  dagegen  mehr:  L.  v.  Stein's 
Handb.  d.  Yerw.lehrc  und  H.  Rösler's  Deutsches  Verwalt.recht,  be3.  1,  Bach  2  und 
II,  Buch  4. 


^yigemcine  Verhältnisse.  (Jl 

Stand  die  Gemeinwirthschal't  hinter  der  Privatwirthschaft,  zumal 
der  hier  meist  allein  müglichen  Actiengeselisehal't,  nicht  zurtick. 
Gerade  die  moderne  Technik  und  die  G  r  o  s  s  b  e  t  r  i  e  b  s  - 
tendenz  brachten  das  zu  Wege  (Verkehrswesen,  städtische  An- 
stalten). Die  wirkliche  Beibehaltung  alter  oder  die  Uebertragung 
neuer  privatwirthschaftlicher  Zweige  der  Production  auf  den  Htaat 
und  die  Gemeinde  erfolgte  dann  mit  Rücksicht  auf  diese  Verhält- 
nisse im  öffentlichen  Interesse.*^) 

Dadurch  war  aber  auch  das  Ziel  für  die  finanzielle 
Verwaltung  gesteckt :  das  Steuer  princip  war  im  Allgemeinen 
und  als  Regel  ganz,  das  gewerbliche  grösstentheils  ausge- 
schlossen, jedenfalls  letzteres  nur  soweit,  als  noch  ein  grosses 
Kapital  der  Einrichtung  zu  verzinsen  und  zu  amortisiren  war,  und 
daher  doch  meist  nur  etwas  modificirt,  zugelassen,  wie  bis 
jetzt  bei  den  Eisenbahnen.'^)  Im  Uebrigen  musste  das  Ge- 
bührenpriucip  leitende  Richtschnur  sein:  denn  nur  da- 
bei war  das  „öffentliche  Interesse''  zu  befriedigen  und  in  der 
Möglichkeit  der  Wahl  dieses  Verwaltungsprincips  lag  einer 
der  treibendsten  Gründe,  die  Einrichtung  überhaupt  zu  einer  „öffent- 
lichen" zu  machen. 

In  Bezug  auf  die  Normirung  und  Höhe  der  Gebühren 
stellte  das  öffentliche  Interesse  weitere,  nach  den  einzelnen  Gattuugen 
der  Anstalten  verschiedene  Anforderungen.  Selbst  der  Uebergang 
zum  Princip  der  reinen  Ausgabe  war  öfters  ins  Auge  zu  fassen. 
Ob  und  wie  weit,  kann  wieder  in  der  Finanzwissenschaft  nicht 
entschieden  werden.  Jedenfalls  muss  aber  diese  und  mit  ihr 
die  rationelle  Finanzpraxis  für  das  ganze  grosse  Gebiet  der  volks- 
wirthschaftlichen  Gebühren  beachten,  dass  die  Verwaltung  nach 
dem  Gebührenprincip  hier  durch  den  inneren  Grund  der 
öffentlichen  ü  eher  nähme  der  bezüglichen  Einrichtungen  fest- 
gestellt ist  und  Abweichungen   von   diesem  Princip  deswegen 


")  Für  alle  diese  Pancte  und  für  die  hier  vertretene  Grundanschauung  über  die 
richtige  Organisation  der  Yolkswirthsch.  muss  ich  mich  auf  meine  „Grundlegung" 
beziehen,  bes.  Kap.  '■'>  u.  4.  Eine  massgebende  Bedeutung  gewinnt  die  Umgestal- 
tung der  Technik  u.  die  Ausbildung  von  Individual-  zu  Gemeinbedurfnisseu  auch 
in  der  materiell-wirthschaftlichen  Sphäre.  S.  bes.  Kap.  3,  Abschn.  6  in  d.  Grund- 
legung, auch  §.  15S  eb. 

^^)  Rau-Wagner,  Fin.  I,  §.  227,  Wagner,  Fin.  I,  §.  242,  Sax,  Verkehrsmittel 
I,  S.  S4  (Note),  ■welcher  die  Einnahme  aus  den  von  ihm  sogen,  „öfientlichen  Unter- 
nehmungen" weder  als  rein  privatwirthschaftliche ,  noch  als  Gebühreneinnahmen  be- 
trachtet, sondern  sie  in  die  Mitte  zwischen  beiden  stellt:  zwar  formell  ein  kleiner 
Unterschied  v.  meiner  Behandlung,  sachlich  kaum. 
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mehr  nach  unten  zu  (reine  Ausgabe)  als  nach  oben  zu 
(gewerbliches  oder  Steuerprincip)  statthaft  erscheinen. 

§.  298.  System  der  volkswirthschaftlichen  Ge- 
bühren. Unter  Ausschluss  der  bereits  im  1.  Bande  beim  Privat- 
erwerb behandelten  und  eventuell  auch  mit  unter  die  Gebührenzweige 
zu  stellenden  Einrichtungen  (daher  besonders  der  Eisenbahnen) 
lässt  sich  für  die  Culturvölker  unserer  Geschichtsepoche  etwa 
folgende  Uebersicht  der  wichtigeren  einzelnen  volkswirthschaftlichen 
Gebtihrenanstalten  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungskörper, 
besonders  der  Gemeinde,  geben.  In  diese  Uebersicht  sind  auch 
einige  oben  schon  bei  den  Rechts-  und  Verwaltungsgebühren  ge- 
nannte Zweige  mit  aufgenommen,  weil  dieselben  nach  ihren 
ökonomischen  Wirkungen  zugleich  in  die  zweite  Gebührenclasse 
gehören  (§.  290).  Vollständigkeit  im  Detail  würde  hier  zu  weit 
führen  und  ist  auch  für  die  Zwecke  der  Finanzwissenschaft  nicht 
geboten.  Nur  bei  einigen  Zweigen  können  hier  wegen  deren 
grösserer  finanzieller  Bedeutung  weitere  Erörterungen  principieller 
Art  eingefügt  werden.  Im  Uebrigen  ist  auch  für  die  Frage  der 
Normirung  der  Gebühren  ebenso  wie  für  diejenige  der  Uebernahme 
durch  den  öffentlichen  Körper  auf  die  Wirthschaftliche  Verwaltungs- 
lehre zu  verweiseu. 

Die  volkswirthschaftlichen  Gebühren  theilen  sich  in  zwei 
Hauptclassen,  die  erste  wieder  in  zwei  grössere  Unter- 
c lassen',  nemlich: 

A)  Gebühren  für  die  private  Benutzung  „öffentlicher" 
Einrichtungen  und  Anstalten, 

1)  solcher,  welche  ausschliesslich  (als  „Regal"  des  geltenden 
Rechts)  dem  Staate,  einem  Selbstverwaltungskörper  oder  einer  von 
diesen  delegirten  Privatwirthschaft  zustehen; 

2)  solcher,  welche  neben  den  gleichen  Einrichtungen  und  An- 
stalten des  privatwirthschaftlichen  Systems  existireu,  vielleicht 
thatsächlich  das  Gebiet  beherrschend  (§.  299  —  314). 

B)  Gebühren  für  die  Mitwirkung  des  Staats  oder  eines 
Selbstverwaltungskörpers  in  den  wirthschaftlichen  Angelegenheiten 
von  Privaten,  besonders  in  den  Verhältnissen  ihres  privatwirth- 
schaftlichen Productionsbetriebs  (§.  315  u.  316). 

Die  erste  Kategorie  dieser  Gebühren  kann  nach  dem  grossen 
Gebiete,  auf  welchem  sie  vornemlich  vorkommt,  als  Gebühren  des 
Verkehrswesens  (i.  w.  S.),  die  zweite  als  Gebühren  der  sogen. 
Volkswirthschafts-Pflege  bezeichnet  werden.    Doch  passt  der 
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erste  Name  genau  nur  für  das  Gros  dieser  Gebühren  und  wird 
hier  nur  danach  {n  potiori)  und  mit  Rücksicht  auf  die  Kürze 
des  Ausdrucks  gewählt.  Das  Gebiet  der  bezüglichen  Einrichtungen 
erweitert  sich  aus  technischen  und  socialpolitischen  Gründen  gerade 
neuerdings  immer  mehr,  besonders  in  der  Gemeinde  (§.  314).  Der 
zweite  Name  ist  im  Anschluss  an  die  gebräuchliche,  übrigens  auch 
nicht  durchaus  correcte  Terminologie  gewählt  worden  (§.  315). 

i>.  2iH».     A.  Gebühren  des  Verkehrswesens. 

Zu  den  hierhergehörigen  ausschliesslich  vorbehalteneu 
Einrichtungen  und  Anstalten  (Regalien  des  Rechts)  zählten  nach 
dem  geltenden  Recht  der  früheren  Zeit  unserer  Culturvölker  alle 
älteren  Finanzregalien,  soweit  diese  nach  dem  Gebühren- 
princip,  nicht  wie  freilich  meistens,  nach  dem  Besteuerungsprincip 
verwaltet  wurden.  In  der  Gegenwart  giebt  es  eine  Reihe  von 
Einrichtungen,  welche  sich  der  Staat  aus  ökonomisch-tech- 
nischen Gründen  im  öffentlichen  Interesse  ausschliess- 
lich vorbehalten  hat  und  welche  er  gewöhnlich  auch  selbst 
verwaltet, —  also  Verbindung  von  „öffentlichem"  Eigen- 
thum  mit  „öffentlichem"  Selbstbetrieb.  In  der  Gemeinde 
und  bei  den  anderen  Selbstverwaltungskörpern  ist  ein  Rechts - 
princip  ausschliesslichen  Vorbehalts  gewisser  wirthschaftlicher 
Einrichtungen  bis  jetzt  nur  ausnahmsweise  durchgedrungen,  aber 
die  thatsächliche  Entwicklung  führt  auf  einzelnen  Gebieten 
zur  f actisch  ganz  oder  fast  ganz  ausschliesslichen  Communal- 
thätigkeit.^^) 

Im  Einzelnen  ist  zu  nennen: 

1.  Das  Münzwesen.^') 

**)  Der  leitende  Gesichtspunct  fllr  die  folgende  Darstellung  ist,  dieselbe  so  viel 
als  möglich  auf  die  rein  finanzielle  Seite  der  besprochenen  Gebührenzweige  zu 
beschränken,  während  alles  Andre  auf  den  .8.  u.  4.  B.  verschoben  wird.  Bei  dem 
engen  Zusammenhang  aller  Seiten  der  Sache  lässt  sich  dies  freilich  nicht  absolut 
genau  durchführen.  Auch  aus  der  Specialliteratur  u.  Gesetzgebung,  wie  aus 
der  Geschichte  werden  hier  jetzt  nur  einzelne  Angaben  gemacht. 

")  Vgl  Eau,  Fin.  I  (5.  A.),  5.  Hauptstuck  der  ,, Einkünfte  aus  Hoheitsrechten". 
d.  Münzregal,  §.  196 — 200,  wo  gleichfalls  nur  untersucht  wird,  „in  wiefern  das  Münz- 
wesen als  eine  Quelle  von  Staatseinkünften  benutzt  werden  könne".  Dann  Rau,  Volks- 
winhschaftspolit.  5.  A.  I,  §.  2.82 — 246  (Liter,  bis  Anf  d.  60er  Jahre  daselbst  §.  232 
Note  br,  über  Schlagschatz  daselbst,  §.  241.  —  Stein,  Fin.  .j.  A.  S.  257  If.,  Handb. 
d.  Verw.l.  2.  A.  S.  4.87  ff.  H.  Rösler,  Yerw.recht  H,  :i25  ff.  Pfeiffer,  Staatseinn. 
I,  223  „Münzmonopol"'.  -  Mein  Art.  Münzwesen  in  Bluntschli's  Staatsw.b.  VH.  — 
Manche  Daten  über  Prägekosten  u.  s.  w.  in  Sötbeer's  zahlreichen  edelmetall- 
statist.  Arbeiten,  z.  B.  in  d.  Beitr.  u.  Mater,  z.  Geld-  u.  Bankfragen,  Hamb.  18.55,  in 
d.  Münz-,  Maass-  u.  Gewichtsbüchera  v.  Noback,  Nelkenbrecher.  Bes.  interess. 
^Material  über  die  Kosten  einer  grossen  Münzreform  sowie  über  die  Gewinne  dabei 
in  d.  amtl.  Berichten  über  die  deutsche  Münzreform  in  d.  Beilagen  z.  d.  Reichs- 
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Es  besteht  seit  Alters  und  auch  jetzt  noch  mit  Recht  regel- 
mässig in  allen  Culturstaaten  als  Staatsanstalt  und  zwar  als 
Regal  (Münzregal).  Der  Staat  hat  danach  ausschliesslich 
das  Recht,  Münzen  zu  prägen.  Die  früher  vielfach  vorgekommene 
und  zu  grossen  Missbräuchen  führende  Verleihung  der  Aus- 
übung dieses  Regals  an  Dritte  ist  jetzt  allgemein  abgestellt.  Ge- 
wöhnlich hat  der  Staat  auch  den  Fabrikationsprocess  der 
Münzen  ausschliesslich  in  die  Hand  genommen. ^^j 

Die  Einnahme  aus  dem  Münzwesen  oder  aus  dem  sogen. 
Schlagschatz,  d.  h.  „dem  Unterschied,  um  welchen  das  in 
einer  gewissen  Münzmenge  enthaltene  Metall  wohlfeiler  erlangt 
wird"  (Rau),  ist  bei  den  jetzt  allgemein  befolgten  und  in  den 
Münzgesetzen  (Münzordnungen)  festgestellten  rationellen  Grundsätzen 
der  Münzpolitik  eine  sehr  beschränkte,  auf  deren  Höhe  der  Staat 
nur  in  geringem  Maasse  selbst  einzuwirken  vermag.  Es  folgt  dies 
aus  drei  leitenden  Grundsätzen  der  Mtinzpolitik: 

Erstens,  dass  der  Staat  möglichst  vollwichtige  Münzen 
prägt,  insbesondere  die  unbedingt  als  Währung  oder  gesetzliches 
Zahlmittel  geltenden  Münzen  vollwichtig  prägt,^'')  soweit  dies  irgend 
technisch  möglich  ist,  also  abgesehen  von  dem  sogen.  Remedium 
oder  der  gesetzlich  vorbehaltenen  Fehlergrenze,  welche  aber  nur 
das  Product  des  Zufalls  sein,  d.  h.  nicht  absichtlich  zu 
Gunsten  des  Staats  herbeigeführt  werden  darf,  sich  daher  in  der 
Masse  der  Fälle  (wegen  der  kleinen  Abweichungen  nach  oben 
und  unten)  eiuigermaassen  ausgleicht  j^^) 


tagsyerhandl.  Näheres  über  uns.  Münzreform  muss  auf  d.  Abschnitt  v.  Münzwesen 
im  3.  Bande  verschoben  werden.  Die  deutschen  Hauptgesetze  der  neueren 
Zeit  sind:  Wiener  Münzvertr.  vom  24.  Jan.  1857,  danach  preuss.  Münzges.  v. 
4.  Mai  1857;  K e i c h s gesetze  v.  4.  Dec.  1871  u.  9.  Juli  1873.  Dazu  Commentar  u.  s.  w. 
V.  Sötbeer,  Erl.  1874/76:  u.  d.  T.  „Deutsche  Münzverfass."  (aus  „d.  Gesetzgeb.  d. 
D.  Keichs",  herausgeg.  v.  Bezold). 

^*)  Das  Gegentheil  verbot  der  Wiener  Münzvertr.  der  deutschen  Staaten.  Sep. 
Art.  IV  N.  1.    In  Frankreich  anders.     S.  Rau,  Fin.  I,  §.  202,  bes.  Note  d. 

")  Daher  vollwichtige  Münzstücke  möglichst  weit  herab,  sogen.  Scheidemünze 
möglichst  wenig  weit  hinauf;  ein  Grundsatz  bei  allen  Metaliwährungen,  pur  verschieden 
bei  den  einzelnen  Mährungen  durchgeführt.  Nach  dem  ^\■iener  Münzvertr.  kleinstes 
vollwichtiges  Silberstück  (..Courant")  Vr,  Thlr.  u.  ^|^  Fl.  öst.,  grösstes  Silberscheide- 
münzstück gleich  Vi  lies  kleinsten  Courantstücks,  V^^  Thlr.  u.  Viu  ^'l-  öst.  Nach  der 
neuen  deutscheu  Münzgcsetzgeb.  noch  goldene  5  M.-Stücke,  aber  auch  silberne  5  M.- 
Stückc  als  Scheidemünze  (zu  hoch !),  Silberscheidemünze  bis  herab  auf  '/-  M.  Grösstes 
Nickelstück  10,  grösstes  Kupferstück  2  Pf.  So  wird  die  Summe  der  mit  Gewinn 
geprägten  Scheidemünze  im  Ganzen  relativ  gering. 

-*•)  Beispiele.  Wien.  Münzvertr.  Art.  10  Eemed.  im  Feingehalt  höchstens 
3  Tausendstel,  im  Gewicht  bei  Thlr.  4,  Doppelthirn.  3*^/00.  Nach  den^ deutschen 
Münzgesetzen  v.  1871  u.  187.']  bei  den  Goldmünzen  Kcmedium  höchstens  272  ""/oo  (bei 
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Zweitens:  dass  die  u  ii  t  e  r  li  ii  1 1  i  g  c  sogen.  S  e  beide  münze, 
welche  gesetzlieli  zu  einem  geringeren  als  dem  Münzluss  ent- 
sprecbeudeu  Feingebalt  geprägt  wird,  daher  dem  IStaate  einen  Ge- 
winn im  Betrage  dieser  DilVerenz  giebt,  nur  in  l'estbcgrenz ter 
massiger,  d.  b.  dem  Verkebrsbediirt'niss  möglichst  genau  ent- 
sprechender Menge  ausgegeben  wird-^)  und  dass  die  Unterwertbig- 
keit  der  Scheidemünze  einen  massigen  Betrag  nicht  übersteigen 
dari',  wobei  ausserdem  die  grösseren  Prägekosteu  der  Scheidemünze 
den  erlaubten  Gewinn  noch  einschränken;--) 

Drittens:  dass  die  Prägung  für  Rechnung  Privater 
im  Interesse  der  Volkswirthschaft  und  des  Geldumlaufs  erfolgt, 
aber,  wenn  sie  stattfinden  soll,  nur  sehr  massige  Mün zge- 
b  ü  b  r  e  n  erträgt,  und  um  sie  zu  begünstigen  selbst  noch  geringerer 
Gebühren,  als  sich  rechtfertigen  und  durchführen  Hessen,  zu  Theil 
wird,  ja  mitunter  ganz  oder  so  gut  wie  ganz  unentgeltlich  ge- 
schieht.-^) Der  Betrag  der  wirklichen  Prägekosten  wird  daher 
durch  die  Münzgebühren  wenig  oder  gar  nicht  überschritten. 

5  M.-Stückeu  4  ""/oo'  i™  Gewicht,  2  ""/oo  i"  Feingehalt,  bei  d.  Silbermünzen  im  Fein- 
gehalt höchstens  3,  im  Gewacht  (excl.  d.  20  Pf.-Stucke)  bis  10  ""/oo-  Auch  bei  den 
Silbermunzen  muss  in  d.  Masse  Normalgew.  u.  Normalgehalt  innegehalten  werden  (Ges. 
y.  1ST3,  §.  l). 

"-')  Wien.  Mtlnzrertr.  Sep.-Art.  bestimmt  f.  d.  Länder  der  Thlr.-  u.  d.  öst.  FL- 
Währ.  an  Scheidemünze  höchstens  ^/g  Thlr.  od.  1 V^  Fl.  p.  Kopf  z.  Prägung-.  Deutsches 
Mimzgesetz  von  1S73  Art.  4  und  b  im  Maximum  an  Silberscheidemünze  neben  der 
Goldmiinze  10  M.  p.  Kopf  der  Keichsbevölkeruug  (Anf.  187S  mit  424  Mill.  M.  fast 
erreicht,  aber  zu  viel  5  ]M. -Stucke  dabei,  neml.  71.7  M.  M.),  2^2  M.  dsgl.  an  Nickel- 
und  Kupfermünze,  was  zu  viel  veranschlagt  gewesen  zu  sein  scheint.  Denn  nachdem 
bis  lb77  f.  35.16  M.  Nickel-  u.  f.  9.60  M.  Kupfermünze  geprägt  gewesen,  zus.  für 
44.66  M.  M.  oder  wenig  über  1  M.  p.  Kopf,  sind  diese  Prägungen  vorläufig  ein- 
gestellt, da  man  den  Bedarf  für  gedeckt  hält.  In  den  Ländern  des  latein.  Münz- 
vertrags V.  1S65  p.  Kopf  6  Fr.  Silberscheidemünze  (2  Fr.  bis  Vs  Fr.  —  die  silbernen 
5  Fr.-Stucke  noch  vollwichtig).  Da  diese  Scheidemünze  nur  in  begrenztem  Betrage 
gesetzl.  Zahlmittel  id.  i.  „Währung")  ist,  (in  England  bis  40  Sh.,  Frankreich  u.  s.  w. 
bis  .00  Fr.,  Deutschi,  bis  20  M.,  Kupfer  u.  Nickel  bis  1  M.)  u.  da  der  Staat  sie  auf 
Verlangen  gegen  vollwichtiges  Geld  einlösen  muss  (Wiener  Münzvertr.  Art.  15  sub  c, 
Deutsches  (les.  v.  1S73  Art.  9,  latein.  Münzvertr.  Art.  8),  so  sind  weitere  Cautelen 
gegen  Zuvielausgabe,  damit  aber  auch  weitere  Schranken  des  Gewinns  aus  der  Prägung 
der  Scheidemünze  gegeben. 

--)  Der  Wiener  Münzvertr.  erlaubte  bei  Silberscheidemünze  höchstens  eine  Er- 
leichterung des  Munzfusses  um  IS"/«  (d.  b.  34 Va  Thlr.  statt  30  Thlr.),  bei  Kupfer 
die  Prägung  zu  112  Thlr.  p.  Centner  (Werth  c.  40  Thlr.);  das  deutsche  Gesetz  von 
1873  bestimmt  eine  Ausprägung  der  Silbermünze  (auf  Grund  des  Werthverhältnisses 
von  Gold  zu  Silber  wie  1  :  15.5  verglichen)  statt  zu  IjIoss  90  M.  zu  100  M.  p.  Pfund 
f.  S.  (.§.  1).  .  . 

**)  Die  Frage,  ob  MünzgebUhren  erhoben  werden  sollen,  ist  erst  in  d.  Volksw.- 
sch.politik  zu  erledigen.  Im  Deutschen  Münzgesetz  v.  1871  war  eine  Prägung  auf 
ßechnung  Privater  nicht  vorgesehen,  in  d.  v.  1873  Art.  12  ist  dagegen  Privatpersonen 
das  Kecht  ertheilt,  auf  den  Münzstätten,  welche  sich  zur  Prägung  auf  Keichsrechnuug 
bereit  erklärt,  20  M.-Stücke  f.  ihre  Rechnung  sich  prägen  zu  lassen,  soweit  diese 
Münzstätten  nicht  für  das  Keich  beschäftigt  sind ,  —  gegen  eine  vom  ßi;iche  fcstzu- 
A.  Wagner,  Finanzwissenschaft.    IL  5 
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Während  diese  Verhältnisse  schon  die  Roheinnahme  der  Mtinz- 
verwaltung  sehr  beschränken,  wird  der  Reinertrag  noch  durch 
andere  Umstände  herabgedriickt.  In  technischer  Hinsicht  müssen 
die  Münzen  immer  besser,  sorgfältiger  und  mit  geringst  möglichem 
Remedium  geprägt  werden.  Auch  Ersteres  ist  ohne  Kostensteigerung 
meist  nicht  zu  erreichen.  In  Cousequenz  richtiger  müuzpolitischer 
Grundsätze  muss  ferner  die  Münze  nicht  nur  möglichst  richtig  aus- 
gegeben, sondern  auch  so  im  Umlauf  erhalten  werden.  Daher 
hat  der  Staat  bezügliche  Controlen  auszuüben  und,  mit  Recht  ge- 
wöhnlich auf  seine  Rechnung,  die  über  ein  geringes  Maass  hinaus 
abgenutzten  Münzen  wieder  einzuziehen,  was  natürlich 
neue  Kosten  macht.^^)   Auf  die  Dauer  kann  so  der  Reinertrag  trotz 

stellende  Gebühr  v.  höchstens  1  M.  p.  Pf.  f.  G.  (fast  V2  7o!  Zu  hoch!).  Die  Differenz 
zwischen  dieser  Gebühr  n.  der  Vergütung,  welche  die  Münzanstalt  f.  d.  Ausprägung 
in  Anspruch  nimmt,  fliesst  in  d.  Keichscasse.  Darüber  eine  Verordnung  des  Reichs- 
kanzlers V.  8.  Juni  1&T5,  wonach  für  2  Proben  3  ]\I.  zu  zahlen  sind.  Da  nun  das 
Bankgesetz  v.  1S75  Art.  14  die  Eeichsbank  verpflichtet,  für  Barrengold  1392  M.  in 
Noten  zu  geben,  so  ist  thatsächlich  die  Differenz  dieser  Zahl  von  1395,  oder  von  der 
Zahl,  welche  nach  dem  Münzgesetz  aus  1  Pf.  f  G.  zu  prägen  ist,  der  Prägekosten- 
betrag für  Private:  also  3  M.  p.  Pf.  f.  G.  oder  c.  2.15''7oo-  Für  die  Frage,  ob  von 
Privaten  überhaupt  Prägekosten  zu  erheben  (jetzt  bei  uns  thatsächlich  vornemlich  von 
der  Eeichsbank).  ist  auch  mit  zu  beachten,  ob  der  Staat  oder  die  Privaten  den  Verlust 
an  den  abgenutzten  Münzen  tragen.  In  Deutschland  thut  dies  das  Eeich.  Vgl.  f.  dies 
Alles  So t beer,  Deutsche  Münzverfass.  S.  S9  ff.,  432  ff.  —  Das  Eeich  vergütet  nach 
einem  die  früheren  Bestimmungen  etwas  abändernden  Beschluss  des  Bundesraths  vom 
22.  Mai  1S75  den  prägenden  Münzstätten  der  Einzelstaaten  für  1  Pf  G.  in  20  M.- 
Stücken 2.7-5  M.  (früher  4),  in  10  M.-Stücken  4.75  M.  (früher  6),  in  5  M.-Stücken 
G.T5  M.;  dann  für  Silber  vom  Nennwerth  in  5  M.-Stücken  % 7o'  ^^  -  ^I--St.  IV-, "'c 
in  1  M.-St.  l%7o,  in  ^'a  M.-St.  2»/.,"/,,.  in  V/g  M.-St.  4«/„.  Für  Nickel  in  10  P£-St. 
3  7,,,  in  5  Pf.-St.  6  7o  v.  Nennwerth,  f.  Kupfer  in  2  Pf.-St.  15  u.  in  1  Pf.-St-  30  7«. 
Dsgl.  Sötbeer,  eb.  S.  431.  —  In  Grossbritannien  besteht  nominell  keine  Präge- 
gebühr f.  Private,  aber  diese  tragen  den  kleinen  Zinsverlust  während  der  Prägung. 
Factisch  stellt  sich  auch  hier  der  Prägesatz  für  sie  auf  die  Differenz  zwischen 
„Münzpreis"'  und  „Bankpreis" :  die  Bank  von  England  muss  f.  die  Unze  Standard  Gold 
("/i2  fein)  3  Pf.  17  Sh.  9  P.  in  Noten  (also  in  Münze)  geben,  während  die  Münz- 
anstalt daraus  3  Pf.  17  Sh.  Wj^V.  prägt.  In  Frankreich  ist  die  Müuzgebühr  für 
Gold  f.  Private  6  Fr.  70  c.  p.  Kil.gr.  7io  ^-  Goldes,  woraus  3100  Fr.  geprägt  werden, 
also  c.  2.16*^/00;  für  Silber  V*"/«-  Gegen  die  unentgeltliche  Prägung  für  Private 
war  Eau,  Fin.  I,  §.  197. 

*■*)  Wiener  MUnzvertr.  Art.  13,  20,  15  (f.  alle  Sorten  MünzeV  Reichsges.  v.  1871 
§.  9 :  f.  Goldmünzen,  unter  Feststellung  eines  ^laximalverlusts :  d.  h.  wenn  die  Münzen 
mehr  als  5  "700  ^<^™  gesetzl.  Normalgewicht  verloren  haben,  sind  sie  auf  Reichs - 
rechnung  einzuziehen.  Diese  Abnutzungsverluste  dem  zufälligen  letzten  Besitzer 
der  Münze  zuzuwälzen,  bei  dem  sie  als  unter  das  sogen.  Passirgewicht  (zuläss.  Max.- 
verlust)  gesunken  bei  der  Controle  vorgefunden  werden ,  wie  in  Grossbritannien ,  er- 
scheint unbillig.  Da  die  neuere  rationelle  Münzgesetzgebung  ausdrücklich  eine  Herab- 
setzung des  Nennwerths  behufs  der  Einziehung,  daher  bes.  bei  Scheidemunze,  verbietet 
(Art.  13,  15  d.  \\'ien.  Münzvertr.),  so  ist  auch  der  früher  oft  bedeutende  Gewinn  aus 
solchen  und  ähnlichen  Operationen  (Verrnfung,  Devalvation)  ausgeschlossen,  üeber 
solche  Massregeln  und  über  geheime  ^lünzvcrschlechterungen,  mit  Beisp.  aus  d. 
französ.  u.  deutschen  Münzgeschichte  Rau.  Fin.  I,  §.  199,  200.  Doch  bedarf  das 
kaum  mehr  einer  Widerlegung.  Im  üebrigeii  gehört  die  Sache  mehr  in  die  Volks- 
wirtlischaftspolitik. 


Münzweson. 


67 


des  Gewinns  an  der  Prägung  der  Selieideniiinze  fast  verschwinden, 
ja  selbst  ein  Deticit  eintreten:  d.  li.  das  Mlintwesen  wird  aus  einer 
Einuabniequelle  eine  einer  wichtigen  Staatsaufgabe  dienende,  den 
Staat  finanziell  belastende  Einrichtung.  DasPrincip  der 
reinen  Ausgabe  kommt  zur  Geltung :  eine  Entwicklung,  zu 
welcher  das  Münzwesen  der  modernen  Staaten  hinneigt.^'') 


*)  Vgl.  Rau,  Fin.  I,  -;.  201,  Note  c,  wo  ältere  Statist.  Daten  aus  eleu  50er  Jahren; 
meist  schon  Mehrausgabe  oder  nur  kleüier  Gewinn.  Je  nach  dem  Umfang  der  neuen 
Prägungen,  der  Verüieilung  derselben  auf  vollwichtige  und  Scheidemdnzc,  den  Ope- 
rationen der  Einziehung  alter  ilünzen  u.  s.  w.  schwanken  die  Roh-  und  Reinerträge 
und  etwaigen  Deficite  der  M\inzverwaltung  jährlich,  in  neuerer  Zeit  oft  recht  bedeutend. 
Ein  Cnterschied  besteht  auch  zwischen  Ländern  der  (Jold-  und  der  Silber- 
währung. In  letzteren  giebt  es  nur  kleine  Beträge  Scheidemünze;  in  ersteren,  weil  die 
sämmtl.  Theilmunzen  unter  der  Goldmiinze  aus  Silber  u.  s.  w.  minderhaltig  gejirägt 
werden,  ist  ein  beträchtlicher  Theil  des  Geldumlaufs  Scheidemünze,  also  mit  Gewinn 
zu  prägen.  Dies  ist  auch  finanziell  wichtig  für  die  seit  1872  in  Durchführung  be- 
gritfene,  noch  unvollendete  deutsche  Mioizreform.  Die  424  ^lill.  M.  neuer  deutscher 
Silbermünze  enthalten  nach  dem  jetzigen  Scheidemünzfuss  nur  4.24  Mill.  Pfund  SUber, 
während  sie  nach  dem  früheren  Münzfuss  4.71  Mill.  Pfund,  also  470,000  Pfund  f.  S. 
mehr  erforderten.  Letzterer  Betrag  ist  also  (abzüglich  der  Prägekosten)  bei  der  üm- 
prägung  der  alten  in  die  neue  Silbermiinzc  gewonnen,  oder,  das  Pf.  jetzt  zu  80  M. 
Gold  gerechnet,  ein  Betrag  von  37.6  Mill.  M.  Gold,  um  welchen  sich  die  Verluste  aus 
der  Abnutzung  des  alten ,  nach  seinem  Nennwerth  eingezogenen  Gelds  und  aus  dem 
Verkauf  des  gegen  Gold  stark  gesunkenen  Silbers  vermindern.  Freilich  kein  definitiver 
Gewinn,  weil  die  minderwerthige  Silbermünze  eventuell  nach  dem  Nennwerth  wieder 
einzuziehen  ist. 

Eine  vollständigere  üebersicht  u.  Beurtheilung  der  Gewinne  u.  Kosten  der 
deutschen  Münzreform  bleibt  auch  aus  dem  Grunde  passender  für  den  3.  Band 
des  Lehrbuchs  (Verkehrswesen)  vorbehalten,  weil  bis  zu  dessen  Erscheinen  auch  die 
Munzrefonn  ziemlith  abgeschlossen  sein  wird.  Die  Daten  f.  eine  solche  Berechnung 
enthalten  die  amtlichen  „Denkschriften  über  d.  Ausfuhrung  der  Münzgesetzgebung" 
in  d.  Reichstagsacten  (jetzt  N.  fi  in  d.  Actenstücken  f.  1878,  N.  15,  S.  304  ff.).  Die 
fruheren  auch  in  Hirth's  Annalen.  Die  Goldbeschaffung  ist  in  d.  ersten  Jahren  bei 
günstigen  Wechselcnrsen  —  unter  dem  Einlluss  der  französ.  Contribution  —  wohl- 
feiler gewesen.  In  neuerer  Zeit  hat  die  immer  rascher  vor  sich  gehende  Einziehung 
der  alten  Silbermünze  wegen  deren  Abnutzung,  dann  der  Verkauf  des  Silbers  wegen 
des  bes.  seit  1S74  erfolgten  starken  Sinkens  des  Silbers  gegen  Gold  bedeutende  Kosten 
gemacht,  die  indessen  bisher  durch  die  anderweiten  Gewinne,  bes.  aus  der  Prägung 
der  Silber-  und  sonstigen  Scheidemünze  noch  mehr  als  wett  gemacht  sind.  Für  den 
Rest  der  Operation  stehen  noch  grössere  Ausgaben  bevor,  wenn  das  Silber  nicht  im 
J.  1878  wieder  gegen  Gold  stärker  steigen  und  der  Betrag  der  verloren  gegangenen, 
daher  nicht  mehr  mit  Verlust  einzuziehenden  */j  u.  7«  Thlr.-Stücke  nicht  doch  noch 
grösser  sein  sollte,  als  jetzt  angenommen  wird.  Beides  trotz  der  americ.  „Silberbill'" 
nicht  sehr  wahrscheinlich. 

Nach  der  6.  Denkschrift  stellt  sich  vorläufig  folgendes  Ergebniss  der  Neu- 
prägungen fur  die  ganze  Periode  der  Münzreform  (I)ec.  1871)  bis  31.  März  1877 
lieraus  (in  Mill.  M.» : 


Goldmünzen  . 
Silberm  Unzen 
Nickelmünzen 
Kupfermünzen 


Summa 


Werthbetrag 

Anschaffungs- 

Demnach 
Brutto- 

(Nennwerth) 

werth 

münzgewinn, 

1264.122 

1256.015 

8.107 

408.829 

369.005 

39.825 

35.160 

15.277 

19.883 

9.596 

5.490 

4.105 

1717.707 

1645.787 

71.920 
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Die  beim  Münzweseu  vorkommenden  Einnahmen  sind  in  finanz- 
wissenschaftlichei'  Hinsicht  verschiedenen  Characters: 

a)  bei  der  Prägung  auf  Staats rechnung  ist  der  Gewinn 
wesentlich  eine  privatwirthschaftliche  Einnahme,  so 

a)  wenn  der  Staat  das  rohe  Metall  (oder  die  fremden  Münzen) 
auf  dem  Markt  oder  durch  Lieferungsverträge  mit  Berg-  und  Hütten- 
werken, Edelmetallhändlern  etwas  billiger  kauft,  als  er  es  nacb 
dem  Münzfuss  der  vollwichtigen  Münzen  prägt  und  ausgiebtj-*') 


Bei  den  Goldmünzen  excl.  Prägung  auf  PrivatrecLnung.  Der  Bruttogewinn  ist 
hier  mit  dem  Nennwerth  berechnet,  deckt  sich  also  nur  bei  Gold  mit  dem  Metall- 
werth.  Bei  Silber  ist  er  in  Gold  umgerechnet  um  über  20  "/o  kleiner,  weil  Silber 
c.  10%  leichter  geprägt  wird  u.  gegen  Gold  jetzt  10",,,  u.  mehr  beim  Verkauf  (gegen 
die  Norm  von  1  :  15.5)  verliert.  Noch  grösser  ist  natürlich  die  Differenz  bei  Nickel 
und  Kupfer.  Von  dem  Gewinn  gehen  dann  die  Prägekosten  ab,  welche  das  Eeich 
den  Münzstätten  der  Einzelstaaten  vergütet. 

Die  Einziehungen,  Affinirungen  und  Einschmelzungen  u.  s.  w.  der 
älteren  Landes  s  über  münzen  lieferten  bis  Ende  1877  folgendes  Ergebniss:  zur  Ver- 
arbeitung verwandt  543.836  Mill.  M.  oder  zu  90  M.  p.  Pfund  f.  S.  gerechnet  6.043  Mill. 
Pf.  f.  S.,  mit  einem  Schmelzergebniss  von  bloss  5.824  Mill.  Pf.  f.  S.  Daher  Verlust 
an  f.  S.  218,486  Pfund  (=  6.55  Mill.  Thlr.  Silbergeld  des  früheren  Fusses).  Da- 
gegen wurde  eine  Vergütung  für  das  in  den  älteren  SUbermünzen  enthaltene,  jetzt  bei 
der  Affinirung  gewonnene  Gold  im  Betr.  von  1,674,238  M.  erzielt,  ein  Gewinn,  der 
sich  nach  Abzug  von  Affinir-  u.  Schmelzkosten  auf  1,215,165  M.  reducirte. 

Die  Rechnung  der  Reichsmünzverwalt.  f.  die  Zeit  v.  I.Jan.  1876 — 31.  März  1877 
ergiebt  einen  Bruttomünzgewinu  (fast  ganz  f.  Scheidemünze"!  von  2'9.58  Mill.  M.  und 
eine  Gesammteinnahme  (excl.  den  rechnungsmässig  mit  einzustellenden  Münzüberschuss 
V.  27.9  Mill.  M.  aus  1875)  von  30.5  Mill.  M.  (wovon  u.  A.  11,343  Mark  Eeichsantheil 
an  den  Präggebühren  für  das  auf  Privatrechnung  geprägte  Gold).  Die  Gesammt- 
ausgabe  belief  sich  auf  32.88  Mill.  M.  (wovon  5.18  MiU.  M.  Prägekostenvergütung 
an  d.  Münzstätten  der  Einzelstaaten,  dann  26.14  Mill.  M.  Verlust  aus  Abnutzung  u.  s.  w. 
[7.21  Mill.  ]\I.]  u.  bes.  aus  Mindererlös  beim  Verkauf  v.  1,861.56!:>  Pf  f.  S.  in  Silber- 
barren ans  Silbermünzen  im  Nennwerth  v.  174.75  Mill.  ^L).  Daher  in  diesen  ^/^  Jahren 
bereits  ein  Deficit  von  2.38  Mill.  M.  Der  Münzüberscliuss  aus  den  friiheren  Perioden, 
der  im  J.  1875  noch  um  13.4  Mill.  M.  gestiegen  war,  ist  um  dieses  Deficit  gesunken 
und  beträgt  noch  25.51  Mill.  M.  Da  die  Silber-,  Nickel-  und  Kupferprägung  im 
Wesentl.  beendet  ist,  ist  für  1877/78  u.  ff.  ein  immer  grösseres  Deficit  der  Reichs- 
münzverwaltung aus  dem  Verkauf  u.  s.  w.  des  alten  Silbers  zu  erwarten.  Für  das  bis 
Ende  1877  nach  dem  Nennwerthe  eingezogene  Silbergcld  stellt  sich  der  Selbstkosten- 
preis p.  Pf.  f.  Silber  auf  93.37625052  M.  (über  90  M.  wegen  der  Abnutzung,  Schmelz- 
kosten und  der  Minderhaltigkeit  der  alten  Scheidemiinze  u.  s.  w.)  und  fiir  das  bis 
dahin  verkaufte  Silber  der  Erlös  p.  Pf.  f.  S.  auf  80.91  M.  Auf  5,104,452  Pf  ver- 
kauftes Silber  ist  ein  Verlust  von  63.51  Mill.  M.  erlitten,  wovon  auf  die  Abnutzung, 
bez.  nicht  voUwerthige  Prägung  17.23,  auf  d.  Entwerth.  des  Silbers  45.21  Mill.  M.  zu 
rechnen  ist.  Schätzt  man,  dass  noch  für  100 — 150  Mill.  Thlr.  älterer  Silbermünzc 
oder  f.  373—5  Mill.  Pf.  f  S.  einzuziehen  u.  zu  verkaufen  sein  würde,  so  ergäbe  sich 
bei  einem  Abnutzungs-  und  Verkaufsverlust  von  12 — 15  Mark  Gold  p.  Pf.  noch  ein 
Verlust  von  40^50,  resp.  von  60 — 75  Mill.  M.  u.  ein  Endverlust  der  ganzen  Münz- 
reform von  c.  25 — 50  Mill.  M.  Nicht  unbedeutend  ist  seit  der  Münzreform  der  Rein- 
ertrag der  Münzverwalt.  d.  Einzelstaaten,  z.  B.  Anschl.  f.  1877/78  in  Preussen  bei 
1.087  Mill.  M.  Einn.  498,000  M. 

'■^®)  Aeltere  Daten  bei  Rau,  Fin.  I,  §.  198  Note  b.  Nach  dem  Betriebsplan  der 
p  reu  SS.  Münze  für  1871  z.  B.  Beschallung  des  Münzsilbers  durch  Lieferanten  zu 
29  Thlr.  25V2  Sgr.  u.  29  Thlr.  23  Sgr.  f  d.  Pf.  f  S.  Jetzt  bei  der  Goldwährung 
liängl  (lüT  Gewinn  derMiinze  wesentl.  vom  Stande  der  Wechselcurse  u.  daher  von  dem 
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,8)  der  Gewinn  aus  miud  erhalt  igen,  aber  zu  einem  den 
Metallwerth  übersteigenden  Nennwerth  ausgegebeneu  und  um- 
laufenden Scheidem  tinzen  ist  weder  Gebühr  noch  eigentliche 
Steuer.  Niemand  bezahlt  diesen  Gewinn  aus  seinem  Einkoramen. 
Er  kann  zur  privatwirthschat'tlichen  Einnahme  gerechnet  werden, 
weil  er  wesentlich  aus  dem  unverzinslichen  Credite  herrührt, 
welcher  gewissermassen  dem  ausgebenden  Staate  vom  gesammten 
Verkehr  in  der  Annahme  der  Scheidemünze  zum  vollen  Nennwerth 
gewährt  wird. 

b)  Der  Gewinn,  welcher  bei  der  mehrfach  vorgekommenen 
Zwangsablieferung  von  Gold  und  Silber  aus  Privatwerken 
zu  einem  billigeren  Preise  an  den  Staat  gemacht  wird,  hat  die 
Natur  einer  Bergwerk  Steuer  besonderer  Art. 2'^) 

c)  Nur  die  Abgabe,  welche  der  Private  dem  Staat  für  die 
Prägung  des  überreichten  Metalls  als  „Prägekosten"  („Münz- 
kosten", ,. Prägegeld",  „Münzgebühr",  „Schlagschatz")  u.  s.  w.  zahlt, 
hat  die  Natur  der  Gebühr.  Diese  gehört  in  einer  Hinsicht  zu  den 
sogen,  ßeglaubigungsgebühren  (§.  290,  315). 

§.  300.  —  2,    Das  Banknotenwesen. 

Wo  die  Banknotenausgabe',  wie  mehrfach,  ausdrücklich  durch 
Gesetz  dem  Staate  ausschliesslich  vorbehalten  ist,  besteht  ein 
Notenregal.  Dasselbe  kann  vom  Staate  selbst  mittelst  einer  eigent- 
lichen (reinen)  Staatsbank  ausgeübt  oder  zur  Ausnutzung  Dritten, 
namentlich  Erwerbsgesellschaften,  übertragen  sein,  einer  einzigen 
(,, private  Monopolbank")  oder  mehreren.  Die  Einnahme  aus  einer 
Staats -Zettelbank  hat  überwiegend  den  Character  einer  privat- 
wirthschaft liehen  Einnahme.  Der  Gewinn  der  Bank  aus  den 
sogen.  Activgeschäften  oder  Anlagen,  in  der  Form  von  Zinsen 
(Discont)  u.  dgl,  wird  unter  der  Concurrenz  anderer  Banken  und 
privater  Creditgeber  (Discontirer)  erlangt  und  hängt  in  seiner  Höhe 
davon  ab.  Die  finanzielle  Gegenleistung  von  Privatbanken,  welchen 
die  Ausnutzung  des  Notenregals  übertragen  ist,  hat  dagegen  den 
Character  einer  Gebühr,  wenngleich  nicht  rein,  sondern  mit 
privatwirthschaftlichen  Elementen  verbunden,  wie  es  schon  die  meist 
vertragsweise  Festsetzung  der  Gegenleistung  mit  sich  bringt.     Die 


Bezugspreise  des  Goldes  aus  dem  Auslande  ab.    In  den  ersten  Jahren  der  Munzreform 
deshalb  grösserer  Gewinn  als  jetzt.     S.  auch  vor.  Note. 

^■')  S.  darüber  Kau,  Fin.  I,  §.  1S3  (i.  Abschn.  v.  Bergwerksregal).  Sogen.  Vor- 
kaufsrecbt  der  Regierung  bei  den  Privatbergwerken,  auch  mitunter  für  unedle 
Metalle  '^Harz).    In  Sachsen  noch  in  neuerer  Zeit  bei  den  Gold-  u.  Silberbergwerken. 
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ganze  Frage  des  Bankgeschäfts  in  finanzieller  Beziehung  ist  bereits 
im  1.  Bande  behandelt  worden. ^^) 

Die  Ausgabe  von  einlösbarem  Staatspapiergeld  ist 
der  Banknotenausgabe  nahe  verwandt.  Sie  ist,  ebenso  wie  die 
Ausgabe  von  uneinlösbarem  Papiergeld  ohne  Zwangscurs  und 
von  solchem  mit  Zwangscurs  („eigentliches"  Papiergeld)  erst 
später  in  der  Lehre  von  den  Staatsschulden  zu  behandeln.  Ohne 
ausdrückliches  Gesetz  steht  dem  Staat  nur  die  Ausgabe  des  eigent- 
lichen, nicht  der  beiden  anderen  Kategorieen  von  Papiergeld  aus- 
schliesslich,  also  als  Regal  zu.  ^^)  Die  (verhüllte)  Einnahme  (bez. 
ersparte  Ausgabe),  welche  aus  dem  Zinsgewinn  des  nicht  baar  ge- 
deckten Theils  des  Papiergelds  hervorgeht,  hat  bei  dem  einlösbaren 
oder  zwangscurslosen  Papiergeld  den  Character  einer  privatwirth- 
schaftlichen  Einnahme  aus  Creditgeschälten.  Bei  dem  eigent- 
lichen Papiergelde  ist  theils  dieser  Character,  theils  derjenige  einer 
Art  indirecter  Besteuerung  vorhanden,  letzteres  namentlich,  so- 
weit die  Entwerthuug  und  Werthverminderung  dieses  Papiergelds 
den  Privaten  ökonomische  Opfer  auferlegt. 2^) 

3.  Ohne  ausschliessende  Vorrechte  wurden  und  werden 
von  Staaten,  Gemeinden,  Communalverbänden  u.  s.  w.  mehrfach 
Bankgeschäfte  verschiedener  Art  betrieben. 2^)  Unternehmungen 
dieser  Art  fallen  finanziell  meistens  allein  oder  überwiegend  unter 
den  Gesichtspunct  der  privatwirthschaftlichen  Erwerbsanstalt. 
Doch  kommen  dabei  wohl  einzelne  Geschäfte  gebührenartigen 
Characters  vor.  2^)  In  banktechnischer  Hinsicht  steht  einer  Aus- 
dehnung besonders  des  communalen  Bankwesens  (Hypotheken-, 
Lombard-,  Wechsel-,  Depositen-,  Pfandbriefgeschäft)  nichts  Wesent- 
liches entgegen.  In  socialpolitischer  Hinsicht  spricht  Vieles  dafür. 
Dann  würde  der  Gebührencharacter  der  Zahlungen  für  mancbe 
Dienste  noch  mehr  hervortreten.  —  Der  Gewiunautheil  an  öffent- 
lichen Sparcassen  hat  mehr  privatwirthschaftliche  Natur.-'^) 

2«)  Rau-Wagner,  Fin.  I.  §.  208—211.  Wagner,  Fin.  I,  §.  224  —  228.  Die 
hier  in  §.  227  Note  37  erwähnte  „Notensteuer"  if.  d.  Ueberschreitunp  des  gestatteten 
„ungedeckten"  Notenbetrags^i  ist  bisher  nur  in  einzelnen  wenigen  Fällen  zu  zahlen 
gewesen  u.  hat  im  Jalire  den  Ertrag  von  einigen  lOUO  M.  nicht  überschritten. 

*»)  A.  Wagner,  Zettelb.polit.,  2.  A.,  S.  1  A  iW 

■■""j  Vgl.  A.  Wagner,  Abh.  Papiergeld  in  Bluntschli's  Staatswörterb.  VII. 

^')  P  reu  SS.  Seehandlung,  s.  Wagner,  Fin.  I,  §.  224  'Sota  2.  Stadtbank 
der  Stadt  Breslau  (auch  mit  Notenrecht,  Jahresgewinu  2 — 300,000  M.).  Coinmunal- 
ständ.  Bank  der  preuss.  Oberlausitz  u.  a.  m. 

^)  Z.  B.  die  Gebühren  der  Keichsbank  f.  oHene  (im  Allg.  '/ß'^Voo  ^'-  Nominal- 
werth)  u.  verschlossene  Depositen. 

*^)  Er  ist  eine  Art  Vergütung  f.  die  üebernahme  der  (iarantie.  Richtiger  wird 
dieser  (jcwinn   wohl   direct   u.  iiidirect  den  Interessenten  der  Sparcasse  zu  Gute  gc- 
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§.  301.  —    1.     Das  Versicherungswesen. 

In  einzelneu  Zweigen  ist  es  geschichtlich  dem  Staate  oder 
einem  Selbstverwaltuugskörper  ( Provinz,  Landschaft,  Gemeinde) 
ausschliesslich  vorbehalten  gewesen,  besonders  die  Feuer- 
versicherung und  hier  wieder  die  I  ra  m  o  b  i  1  i  a  r  Versicherung.  Hier 
und  da  ist  dies  noch  so  geblieben.  Häufiger  ist  die  Concurrenz 
von  privaten  Gegenseitigkeits-  oder  speculativen  Versicherungs- 
anstalten (besonders  Actieugesellschaften)  neben  den  etwa  noch 
bestehenden  „ötfentlichen"  zugelassen  worden.  Mitunter  sind  auch 
letztere  ganz  aufgegeben.  Umgekehrt  hat  aber  auch  der  Staat 
etwa  neben  den  Privatversicherungsanstalten  eigene  neu  be- 
gründet, z.  B.  auf  dem  Gebiete  der  Lebens-  und  Rentenversicherung. 

Gewöhnlich  sind  vom  Staate  oder  dem  Selbstverwaltungskörper 
besondere  Anstalten,  als  vom  Staatsfiscus  oder  Communalärar 
aparte  juristische  Personen,  für  das  öffentliche  Versicherungswesen 
errichtet,  demgemäss  mit  eigenen  Einnahmen  und  Ausgaben, 
wenn  auch  eventuell  mit  Garantieen,  Dotationen,  Zuschüssen  zur 
Deckung  von  Ausfällen  Seitens  des  Staats,  der  Gemeinde.  Die 
Versicherungsprämien  („Braudsteuer"  des  öffentlichen  Immobiliar- 
Feuerversicheruugswesens)  haben  auch  hier  wie  bei  directer  Leitung 
der  Sache  durch  den  Staat  regelmässig  den  Character  von  Ge- 
bühren, zur  Deckung  der  Kosten  der  vorgekommenen  Schäden, 
der  allgemeinen  Verwaltungskosten  und  eventuell  zur  Ausstattung 
von  Reservefonds.  Wird  ein  Ueberschuss  erzielt,  welcher  in  die 
Staats-  oder  Communalcasse  fliesst,  so  nimmt  die  Abgabe  pro  tanto 
den  Character  einer  Steuer  an,  soweit  der  Ueberschuss-Bezug  nicht 
als  eine  Entschädigung  für  Beihilfen  und  Garantieen  mehr  einer 
privatwirthschaftlichen  Einnahme  gleicht. 

Das  Versicherungswesen  eignet  sich  wenigstens  in  manchen 
Zweigen  (Feuer-,  Lebens-,  Rentenversicherung,  auch  Hagel-  und 
Viehversicherung)  ökonomisch- technisch  recht  wohl  zur  directen 
Uebernahrae  auf  den  Staat  und  die  Communalverbände  oder  zur 
Betreibung  durch  selbständige,  aber  öffentliche  Anstalten.  Das 
speculative  Versicherungswesen  hat  in  einzelnen  Zweigen  (Lebens- 
versicherung) viele  üble  Seiten  offenbart.  Ein  grossartiges  öffent- 
liches Gebührenwesen  würde  sich  dann  hier  ausbilden.  Die  etwaigen 
U  eher  Schüsse  dabei  zu  Gunsten  des  Staats  und  der  Communen 
lassen  sich  in  einer  Hinsicht  wieder  als  eine  privatwirthschaftliche 

bracht.   —   Aehnlich   Gewinne  aus   öffentl.  Leihämtern.     Vgl.   über   dies  Alles 
E.  Bruch,  in  d.  Gutachten  z.  Commun.steuerfrage,  Lpz.  1877,  S.  27 — 29. 
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Einnahme  auffassen,  so  im  Fall  einer  Garantie,  für  welche  sie 
eine  Entschädigung  bilden.  Sie  haben  aber  auch  etwas  von  der 
Natur  einer  Steuer  an  sich,  wären  jedoch  auch  in  diesem  Falle 
ebenso  zu  rechtfertigen,  wie  der  jetzige  grosse  Gewinn  der  Erwerbs- 
Versicherungsanstalten.^*) 

§.  302.  —  5.  Das  Verkehrswesen  i.  e.  S.  d.  h.  das  Commu- 
nications- und  Transportwesen:  öffentliche  Wege  aller  Art 
und  Verkehrsanstalten.^^) 

Dieses  grosse  und  wichtige  Gebiet  ist  bereits  im  1.  Bande 
zusammenhängend  besprochen  worden,  hinsichtlich  der  beiden  ent- 
scheidenden Puncte,  der  (eventuell  ausschliesslichen)  U  eher  nähme 
auf  den  Staat  und  die  Selbstverwaltungskörper  und  der  leitenden 
Finanzprincipien  der  Verwaltung.^^)  Dort  sind  auch  die  Gründe 
dargelegt  worden,  warum  ein  Theil  der  Wege  und  Verkehrsanstalten, 
namentlich  die  Eisenbahnen,  mit  als  privatwirthschaftliche  Erwerbs- 
zweige, daher  in  der  im  1.  Band  enthaltenen  Lehre  vom  Privat- 
erwerb, ein  anderer  Theil  dagegen  als  Gebühren -Einrichtungen, 
daher  jetzt  an  dieser  Stelle  behandelt  werden.  Es  sind  namentlich 
Rücksichten  auf  die  Höhe  des  in  den  verschiedenen  Wegen  und 
Anstalten  steckenden  Kapitals  und  auf  dieNothwendigkeit, 
die  V  e  r  z  i  n  s  u  n  g  und  eventuell  die  A  m  o  r  t  i  s  a  t  i  o  n  dieses  Kapitals 
sicher  zu  stellen,  welche  jene  Scheidung  veranlasst  haben.  Unter 
Venveisung  auf  die  Ausführungen  im  1.  Bande,  besonders  auf  die- 
jenigen in  dem  Abschnitt  über  „das  Verkehrswesen  und  seine 
staatliche  und  finanzielle  Behandlung  im  Allgemeinen'',^")   wo  den 

^)  Die  Frage  ist  iu  der  Yolkswirthschaftspolitik  zu  erledigen.  Die  einseitige  Be- 
gimstigung  des  „specnlativen"  Versich erangswesens  in  der  neuereu  Theorie  (Smith'sche 
Schule)  und  in  der  Praxis  hat  gerade  in  Deutschland  in  neuester  Zeit  wieder  einer 
richtigeren  Wiirdigung  des  „üffentlichen"  Versicherungswesens  Platz  gemacht.  Vgl. 
die  Berichte  iiber  d.  preuss.  ölTentl.  Feuerversicherungsanstalten  in  Engel 's  Preuss. 
Stat.  Ztschr.  (bes.  v.  Brämer),  die  Mittheil.  d.  Vereins  d.  öflentl.  Feuerversicherungs- 
anstalten u.  A.  in.  Der  mehr  gegnerische  Standpunct  gut  bei  Makowizka,  Abb. 
Versich.wes.  in  Bluntschli's  Staatswörterb.  XL  Anregung  der  Idee,  das  Feuer- 
versicherungswesen auf  das  Keich  zu  übertragen,  durch  den  Socialdcniokraten  Kitting- 
hausei).  Grosse  Verschiedenheit  der  Gesetzgebung  ii.  des  Zustands  des  Versicherungs- 
wesens, bes.  gegen  Feuerschaden,  in  den  deutschen  Staaten. 

'^)  Seit  dem  Erscheinen  des  1.  B.  meiner  Fin.wiss.  in  d.  2.  Auti.  ist  jetzt  das 
vorziigliche  Werk  v.  E.  Sax,  d.  Verkehrsmittel,  B.  1,  Wien  ISTs,  verölCentlicht  worden. 
In  allen  Hauptjmncten  (mit  theilweiser  Ausnahme  der  „delegirten  öflentl.  Unternehmung" 
von  Sax)  belinde  ich  mich  iu  Uebereinstimmung  mit  diesem  Werke,  wie  sich  aus 
B.  1  der  Fin.wiss.  ergiebt.  Für  die  principiollen  Erörterungen,  weklie  erst  in  der 
Volksw.sch.politik  anzustellen  sind,  beziehe  iih  micli  hier  auf  Sax.  Auch  in  den 
linanz.  Fragen  (Wahl  der  Finanzprincipien.  Tarifwesen  bei  der  Post,  Telegraphie) 
stimmen  wir  meistens  uberein. 

^*)  Kau- Wagner,  Fin.  I,  t;.  214—21'.),  dann  220-223  u.  22-1-— 227;  Wagner, 
Fin.  I,  §.  232—237.  dann  Sj.  238—240  u.  241,  242. 

")  Die  in  vor.  Note  gen.  §§.  i.Nbschn.  l(i  der  2.  Aufl.). 
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bezüglichen  Gebiihren-Einnchtiingen  schon  ihre  principiell  richtige 
Stellnng  gegeben  und  die  allgemeinen  Grundsätze  für  deren 
Hnanzielle  Verwaltung  autgestellt  worden  sind,  ist  hier  jetzt  nur 
noch  eine  nähere  Behandlung  dieser  finanziellen  Seite  oder 
der  Einrichtung  der  Gebühren  erforderlich ,  und  zwar  ftir 
folgende  Zweige  des  Gebührenwesens: 

a)  Die  öffentlichen  Wege,  namentlich  die  Kunststrassen 
(Chansseeen). 

b)  Die  Brücken. 

c)  Die  öffentlichen  natürlichen  Wasserstrassen, 
besonders  die  Flüsse. 

d)  Die  Einrichtungen,  welche  mit  den  Wasser-  und  Landstrassen 
für  die  Zwecke  des  Transports  u,  s.  w,  in  Verbindung  stehen: 
Schifffahrtszeichen,  Leuchtthürme,  Häfen,  Quais, 
Krahne  u.  dgl.  m.     Dann 

e)  die  den  vorigen  nahe  verwandten  Einrichtungen  für  den 
Handel,  für  den  Mess-  und  Marktverkehr,  wie  Verkaufsplätze, 
Läden,  Niederlagen,  Entrepots,  Waagen  u.  s.  w. 

f)  Locale  Verkehrsaust  alten,  kleine  Dampfbahnen, 
rferdebahnen,  auch  Omnibus wesen. 

g)  Die  Post. 

h)  Die  Telegraphier*) 

In  den  fünf  erstgenannten  Zweigen  erfolgt  vielfach  Staats-, 
Provincial-  und  Kreis-  und  Gemeindethätigkeit  neben  einander. 
Daher  Staats-  und  C  o  m  m  u  n  a  1  gebühren.  Die  finanzielle 
Regelung,  die  Erhebung  von  Gebühren  überhaupt  und  die 
Höhe  der  Gebühren  hängt  auf  diesen  Gebieten,  besonders  auf 
den  drei  ersten,  eng  mit  der  ganzen  geschichtlichen  Entwicklung 
und  dem  Verwaltungsrecht  des  Wegewesens  u.  s.  w.  zusammen. 
Dafür  rauss  auf  den  3.  und  4.  Band  des  Lehrbuchs  (Wirthsehaft- 
liche  Verwaltungslehre)  verwiesen  werden.  Im  Folgenden  wird 
möglichst  nur  die  finanzielle  Seite  behandelt,  aber  die  volle  und 
eingehende  Begründung  auch  für  die  dabei  vertretene  Auffassung 


^)  Die  Attheilungen  sub  d  und  e  werden  gewöhnlich  nicht  hierher  gezählt,  ge- 
hören aber  hierher.  Rau  behandelt  a  bis  d  kurz  bei  den  Gebühren  (§.  238  —  244, 
5.  A.),  etwas  eingehender  nur  das  Stra^sengeld  (^.  2'i9  fl.) .  dann  unter  den  Regalien 
die  Post  §.  20.5 — 219a  (z.  Th.  in  Verbind,  mit  der  volksw.sch.polit.  Seite,  die  ich  im 
Folgenden  möglichst  gegen  die  finanzielle  zurücktreten  lasse),  den  Telegraphen 
§.  219b.  S.  auch  Ran,  Volksw.sch.polit.  II  {'y.  A.),  liber  „Herstell,  d.  Strassen" 
|.  2.5.=i — 267  u.  über  „Mittel  z.  Benutz,  d.  Strassen"  §.268 — 272a,  wo  auch  die  Post 
kurz  erwähnt.  S.  sonst  R.  v.  Mohl,  Polizeiwiss.,  Stein,  Handb.  d.  Verw.l.,  2.  A. 
H.  R Osler,  soc.  Verw.rccht  II  a.  d.  in  Note  "{9  angeg.  Stellen. 
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kann  erst  in  den  genannten  Bänden  stattfinden.  Dasselbe  gilt  von 
den  wieder  vielfach  anders  als  das  Wegewesen  stehenden  Verkehrs- 
anstalten der  Post  und  der  Telegraphie.^^) 

§.  303.  —  a)    Die  Wege. 

Seit  Alters  sind  die  für  die  allgemeine  Benutzung  bestimmten 
Wege  öffentliche,  d.  h.  vom- Staat  oder  einem  autonomen  Local- 
körper  hergestellte  und  verwaltete.  Es  handelte  sich  dabei  von 
jeher  um  eine  mit  bedeutenden  finanziellen  Lasten  verbundene 
Aufgabe,  deren  Durchführung  von  der  zweckmässigen  Aufbringung 
dieser  Lasten  mit  abhängig  war.  Die  Erhebung  einer  besonderen 
Abgabe  von  den  Benutzern  für  diesen  Zweck  in  der  Form 
eines  Wegegelds  hat  zwar  auch,  wie  in  andern  ähnlichen  Fällen, 
zu  Missbräuchen  geführt,  so  in  der  Aufstellung  eines  „  Strassen - 
regals'',  das  ein  Finanzregal  sein  sollte.  Aber  für  die  Höhe 
jener  Abgabe  war  gewöhnlich  durch  das  Verkehrsbedürfniss  eine 
Grenze  gezogen,  welche  nicht  leicht  überschritten  werden  konnte.*") 
Nur  ausnahmsweise  haben  daher  die  Einnahmen  aus  dem  Wege- 
geld u.  dgl.  wenigstens  in  neuerer  Zeit  einen  wirklichen  Ueber- 
schuss  über  die  Kosten  ergeben  und  damit  dem  Wegegeld  den 
Character  einer  Wegesteuer  verliehen.  In  der  Regel  lieferte 
das  Wegegeld  nur  einen  Beitrag  zur  Kostendeckung,  oft  nur  zu 
den  Kosten  der  Erhaltung  des  Weges  und  hat  damit  die  Natur 
der  Gebühr  behalten.*^) 

•''*)  Kau 's  Behandlung  entspricht  dem  heut.  Stande  der  Lehre  v.  Verkehrswesen 
i.  e.  S.  nicht  mehr  ganz,  ebensowenig  R.  v.  Mo  hl  in  s.  Polizeiwiss.  II  (3.  A.),  §.  174 
bis  180.  Vgl.  dage-en  L.  Stein,  Handb.  d.  Verw.lehre,  i'.  A. ,  S.  34ii— 428  und 
H.  Kösler.  D.  Verwalt.recht,  II,  §.  405—442,  beide,  bes.  Kösler,  auch  f.  d.  Gesetz- 
gebung.    Dann  Sax  a.  a.  0. 

*")  Die  Zölle  im  früheren  Mittelalter  sind  überwiegend  gebührenartige 
Abgaben  für  die  Benutzung  u.  Abnutzung  der  Wege  u.  s.  w.  gewesen,  waren  daher 
als  Wiederei-stattnng  eines  gemachten  Kostenaufwands,  als  Bezahlung  einer  erlangten 
Förderung  gedacht.  So  im  fränkischen  Eeiche,  vgl.  Falke,  Gesch,  d.  deutschen 
Zollwesens  (Lpz.  1869\  S.  15,  21.  Früh  aber  fand  eine  Entartung  zu  unrichtigen 
eigentlichen  Steuern  statt:  th.  durch  Erhöhung  der  Sätze,  th.  u.  bes.  durch  ^'ermehrung 
der  Zollstätten,  Zwang  zur  Benutzung  von  Strassen,  Brücken,  th.  durch  Erhebung  von 
Abgaben,  denen  gar  keine  Gegenleistung  mehr  entsprach,  wie  bei  vielen  Flusszöllen. 
Vergebens  kämpft  die  kais.  Macht  dagegen,  sie  hält  aber  an  dem  Gebühreuprincip  im 
Wegewesen  u.  s.  w.  noch  spät  fest,  z.  B.  unter  Sigismund,  Friedrich  III.  im 
15.  Jahrb.,  Falke  S.  53,  56  iL 

")  S.  über  die  Ausgaben  für  Wege  u.  s.  w.  Eau-Wagner,  Fin.  I,  §.  79a, 
bes.  Note  g,  Wagner  I,  ij.  120.  Weitere  Statistik  s.  in  d.  Volksw.sch.poüt.  (B.  3). 
Die  Einnahme  aus  den  Chausseegeldern  dos  Staats  war  in  Preussen  in  den  letzten 
Jahren  vor  der  Aufhebung  (1875)  c.  1.5  Mill.  Thlr.  Die  Unterhaltung  der  Staats- 
chausseen (ohne  grössere  Umbauten,  die  mit  Neubauten  zusammenhängen)  kostete 
c.  4.5  Mill.  Thlr.,  also  das  Dreifache.  Aeltere  Daten  bei  Rau,  Fin.  I,  §.  230  Kote. 
Ohne  genaue  Unterscheidung  der  Arten  der  Kosten  (Neubau,  grösserer  Umbau  — 
Beides  gewöhnl.   in   einzelnen  Jahren   stärker  wechselnd    —    gewöhnl.  Unteihaltung-s- 
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Das  Wegegcldwcsen  steht  daher  auch  geschichtlich  und  im 
heutigeu  \'erwaltungsrecht  in  enger  Verbindung  mit  der  Regelung 
der  Wegelasten,  d.  h.  mit  der  gesetzlichen  Regelung 
der  Aufbringung  der  Mittel  für  den  Bau  und  die  Er- 
haltung der  Wege  und  ist  nur  eine  der  Formen  aeben  anderen 
zu  diesem  Zwecke.  Von  besonderer  Bedeutung  wird  diese  Regelung 
in  folgenden  drei  Fällen:  bei  der  ersten  Herstellung  neuer 
Wege,  bei  technisch  wegen  der  Bodenverhältnisse  schwierigen 
Wegestrecken  und  neuerdings  besonders  bei  den  technisch 
vollkommeneren  Wegen,  also  bei  den  eigentlichen  Kunst  Strassen 
(Chausseeen),  welche  einen  viel  grösseren  Herstellungs- und  Er- 
haltnngsaufwand  machen. 

Die  volle  Uebernahme  dieses  Aufwands  auf  die  Gasse 
der  Gemeinde  oder  des  Kreises  oder  vollends  der  Provinz  und 
des  Staats  und  damit  der  unbedingte  Wegfall  jedes  Wege- 
gelds der  Benutzer  ist  jedenfalls  nicht  allgemein  grundsätz- 
lich zu  verlangen.*"^)  Denn  wenn  auch  das  Wegewesen  und  speciell 
ein  Kunststrassennetz  im  allgemeinen  öffentlichen  Interesse  liegt  und 
wegen  des  letzteren  mit  Recht  zu  einer  öffentlichen  Angelegenheit 
in  den  Händen  des  Staats  oder  eines  Selbstverwaltuugskörpers  ge- 
macht wird,  so  knüpfen  sich  an  die  Wege  und  Kunststrassen  doch 
ausserdem  gewöhnlich  nachweisbare  und  selbst  einigermassen 
messbare  ökonomische  Sonder  Interessen  einzelner  Gruppen  oder 
Individuen  der  Bevölkerung  an.  Dieses  Sonderinteressc  an  einer 
Strasse  stellt  eine  Leistung  des  Wegewesens  für  bestimmte 
Kategorieen  von  Personen  dar,  welche  anderen  Personen  nicht 
oder  nicht  in  demselben  Maasse  zu  Gute  kommt.  Deshalb  ist 
p r i n c i p i e  1 1  eine  specielle  Gegenleistung  in  solchem  Falle 
und  als  eine  Form  dieser  Gegenleistung  auch  das  Wegegeld  gerecht- 
tertigt.  Diese  Auffassung  wird  nicht  dadurch  widerlegt,  dass  man 
mit  Rau  das  Wegegeld  in  Ansehung  seiner  volkswirthschaftlichen 
Wirkungen  als  einen  Theil  der  Frachtkosten  ansieht,  welche  in  der 
Regel  vom  Käufer  in  den  Waarenpreisen  vergütet  würden.  Denn 
wenn  auch  zuzugeben  ist,  dass  unter  freier  Concurrenz  eine  be- 
zügliche Tendenz  vorliegt  und  beim  Wegfall  des  Wegegelds  alle 
Bewohner  des  Landes  durch  den  niedrigeren  Preis  vieler  Güter  Nutzen 


kosten)  sind  Vergleiche  zwischen  Einnahme  und  Kosten  misslich.  Staats-Mauthen  in 
West-Oesterreich  1877  A.  2,657,000  fl.,  Belgien  lb77  A.  Brllcken-,  Canal- nnd 
Wegegelder  l.S  Mill.  Fr. 

*2)  So  mit  Kecht  Sax,  I.  131. 
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haben  können^  so  besteht  hier  doch  ein  langsamer  und  schwieriger 
Ueberwälzimgsprocess  und  jener  Nutzen  ist  unsicher  und  un- 
gleichmässig.*^) 

§.304.  Die  Aufgabe  bei  der  Regelung  der  Wegelasten 
ist  nun,  zu  bestimmen: 

«)  einmal,  welcher  Körper,  Staat,  Provinz,  Kreis,  Gemeinde 
den  betreffenden  Weg  übernehmen,  und  eventuell  dafür  die  Kosten 
tragen  oder  welches  gemeinsame  Zusammenwirken  von  zwei  oder 
mehr  dieser  Körper  dabei  eintreten  soll; 

ß)  sodann,  ob  und  für  welc  hen  Antheil  die  Gasse  solcher 
Körper  die  Kosten  zu  tragen  habe,  daher  ob  und  wie  weit  das 
Princip  der  reinen  Ausgabe  oder  das  Princip  von  „Leistung 
und  Gegenleistung",  m.  a.  W.  das  Gebührenprincip  an- 
zuwenden sei; 

y)  endlich,  wenn  letzteres  bejaht  wird,  wie  dies  Princip  zu 
verwirklichen  sei,  daher  auch,  ob  und  wie  weit  sich  die 
Erhebung  von  Wegegeld  statt  oder  neben  anderen 
Formen  dafür  empfehle  und  wie  dies  Wegegeld  dann  zu  normiren  sei. 

Die  beiden  ersten  Aufgaben  betreffen  allgemeine  Principien- 
fragen  der  Wegeorduung,  welche  hier  in  der  Finanzwissenschaft 
nur  soweit  zu  behandeln  sind,  als  von  ihrer  Entscheidung  die  Er- 
ledigung der  dritten  wesentlich  finanziellen  Aufgabe  abhängt. 

a)  Die  erste  Frage  ist  nur  historisch  und  örtlich  relativ 
zu  beantworten.  Die  Grösse  des  Staats,  die  Entwicklung  des  ge- 
sammten  Strassenwesens,  namentlich  einschliesslich  der  Eisen- 
bahnen, die  Politik,  welche  der  Staat  in  Betreff  der  letzteren 
verfolgt,  —  daher  ob  Staats-,  ob  Privatbahnsystem  — ,  die  grössere 
oder  geringere  allgemeine  Bedeutung  bestimmter  Strassenzüge 
und  bestimmter  technischer  Strassenarten  für  die  Bevölkerung  des 
ganzen  Staatsgebiets  oder  gewisser  Abtheilungen  desselben,  auch 
für  das  eigene  Staatsinteresse  selbst,  z.  B.  für  das  militärische 
Interesse,  der  Wohlstand,  daher  die  ökonomische  und  finanzielle 
Leistungsfähigkeit  der  verschiedenen  Gebietstheile  u.  a.  dgl.  m.  sind 
die  für  die  P^ntscheidung  massgebenden  Factoren.  In  Mittel-  und 
Kleinstaaten  wird  man  daher  etwa  Staats-,  Kreis-  und  Gemeinde- 
sirassen unterscheiden,  in  Grossstaaten  kann  au  die  Stelle  des 
Staats   die  Provinz   treten.     Wüiischenswerth  ist  aber,   hinsichtlich 


*^)  Rau,  Fin.  I  §.  240,  auch  in  Bezug  auf  die  Frage  der  Zweckmässigkeit  der 
Aufhebung  ohne  festes  Princip.  Sax  bringt  diese  Frage  mit  Kecht  in  Verbindung 
mit  dem  Intensivitätsgrad  des  Wegenetzes.     S.  u.  §.  304,  d.  Ausführ,  sub  ß  u.  ^.  305. 
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der  Tragimg  der  Kosteu,  ein  Zusammeuwirkcn  der  verschicdeueu 
Körper  herziistelleu,  etwa  so,  dass  der  grössere  Körper  subsidiär 
eintritt,  wenn  die  Lasten  für  die  nächst  kleinereu  in  einem  gewissen 
Zeitraum  einen  bestimmten  absoluten  oder  relativen  Betrag  über- 
steigen oder  so,  dass  gewisse  technische  Leistungen  von  dem  einen, 
andere  von  dem  anderen  übernommen,  z.  li.  die  Lasten  der  ersten 
Herstellung,  Hauptreparatur  und  lautenden  Erhaltung  verschieden 
vertheilt  werden.") 

/i)  Die  zweite  Frage  ist  dahin  zu  beantworten,  dass  die  Ver- 
muthung  gegen  vollständige  Ucbernahme  der  Kosten  des  Wege- 
weseus  auf  den  öttentliehen  Körper,  also  gegen  Wegfall  jeder 
(legeuleistung  der  Interessenten  spricht.  Im  concreten  Fall  muss 
der  Beweis  für  diese  Forderung  erst  geführt  werden.  Er  ist  aber 
unter  Umständen  zu  führen  und  zwar  unter  Berücksichtigung  der 
unter  der  vorigen  Chiffre  c<  angegebenen  Momente.  Jjei  hoher 
und  gleichmässiger  Ausbildung  des  Wegewesens  (incl.  der  Eisen- 
bahnen) im  ganzen  Staatsgebiet  auf  Staatskosten  lässt  sich  der 
Fortfall  der  Gegenleistung,  auch  des  Wegegelds,  w'ohl  auf  Staats- 
strassen billigen  und  analog  auf  den  Wegen  der  anderen  Körper. 
Es  wird  dann  die  „  differeutielle ''  Wirkung  des  Wegewesens  an 
Bedeutung  so  zurücktreten,  dass  sie  unbeachtet  bleiben  kann.  — 
Nach  denselben  Gesichtspuncten  ist  die  verwandte  Frage  zu  be- 
antworten, welcher  Theil  der  Kosten  des  Wegewesens  auf  eine 
öffentliche  Gasse  zu  übernehmen  und  welcher  durch  Gegenleistung 
der  Interessenten  zu  decken  ist.  Mit  der  allgemeinen  gleichmässigen 
Ausdehnung  des  Wegenetzes,  der  Kunststrassen  und  (Staats-)Eisen- 
bahnen  wird  es  sich  rechtfertigen  lassen,  den  öffentlichen  Beitrag 
immer  mehr  zu  vergrössern. 

Die  Geschichte  des  Wegewesens  und  der  Wegelasten,  speciell 
des  Wegegelds  auf  Kunststrassen  ist  natürlich  von  manchen  ver- 
schiedenen Umständen,  namentlich  von  der  Gestaltung  des  par- 
ticularen  Verwaltungsrechts  und  von  der  Finanzlage  der  öffentlichen 
Körper  abhängig  gewesen.  Die  Entwicklung  geht  aber  vielfach 
auf  das  oben  angedeutete  Ziel  hin. 


■")  Vgl.  z.  B.  das  badische  Strassengesctz  v.  14.  Jan.  1808  (darüber  Eau- 
Wagner.  Fin.  I,  §.  5Sd  Xote  a,  Wagner,  Fin.  I,  ;;.  45  Note  33).  Das  preuss. 
Ges.  V.  S.  Juli  1875,  wodurch  o.  A.  den  Provmzialverbänden  u.  s.  w.  Dotationen  aus 
Staatsmitteln  f.  d.  Neubau  v.  chaussirten  Wegen  u.  f.  Unterstützung  des  Gemeinde- 
und  Kreiswegebaus  (§.  4  d.  Ges.)  gewährt  u.  durch  §.  18  fl'.  die  Verwaltung  und  Unter- 
haltung der  Staatschausseen  unter  weiterer  Dotining  mit  19  Mill.  M.  aus  Staatsmitteln 
übertragen  wurde.  Eine  allgemeine  Wegeordnung  ist  in  Preussen  noch  immer 
flicht  zu  Stande  gekommen. 
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§.  305.  —  ;)  Die  Annahme  des  Grundsatzes  von  „Leistung 
und  Gegenleistung"  im  Wegewesen  ist  in  den  früheren  Ver- 
hältnissen des  Verkehrs  gewöhnlich  sehr  wohl  begründet  und  ge- 
schichtlich nachweisbar  oft  eine  Voraussetzung  dafür  gewesen,  dass 
überhaupt  erheblichere  Verwendungen  für  Herstellung  und  Ver- 
besserung der  Wege  möglich  waren  und  geschahen.  Bei  dem 
Druck  eines  in  kurzer  Zeit  erfolgenden  grösseren  Aufwands  und 
bei  der  differentiellen  Wirkung  des  Nutzens  der  Wege  auch  mit 
gutem  ökonomischen  Grunde.  Diese  Verhältnisse  ändern  sich  mit 
der  allgemeinen  Entwicklung  des  Verkehrs  und  des  Wegewesens. 
Aber  auch  dann  gestattet  und  verlangt  oft  selbst  der  Grundsatz  von 
Leistung  und  Gegenleistung  noch  seine  Anwendung,  um  die  Wege- 
last möglichst  gerecht  und  ökonomisch  zweckmässig  zu  vertheilen 
und  dadurch  auch  die  Ausdehnung  und  Verbesserung  des  Netzes 
zu  erleichtern. 

Je  nachdem  nun  verschiedene  Gruppen  von  Interessenten  und 
diese  auf  verschiedene  Weise  zu  den  Lasten  herbeigezogen  werden, 
ergeben  sich  verschiedene  Arten  der  Vertheilung  der  W ege- 
lasten oder  des  Wegegebühr enwesens,  denn  unter  den 
Gebührenbegriff  fallen  alle  diese  Beisteuern  zur  Tragung  der  Wege- 
lasten ,  welche  auf  einer  Herbeiziehung  wegen  besonderen 
Vortheils  und  wegen  besonderer  Kostenverursachung  (durch 
Abnutzung  des  Wegs)  beruhen,  wenn  diese  Momente  auch  nicht 
allein  dabei  mitspielen.  Die  verschiedenen  Systeme  können  auch 
gleichzeitig  neben  einander  bestehen,  wie  in  Wirklichkeit  früher 
und  Jetzt  vielfach. 

(1)  Im  einen  Fall  hält  man  sich  an  diejenigen  Personen  und 
kleineren  Local-Gemeinschaften,  welche  durch  ihren  Wohnsitz 
ein  näheres  Interesse  an  dem  Wege  haben,  ihn  auch  gewöhnlich 
in  Folge  ihres  Berufs  am  Meisten  be-  und  abnutzen.  Unter 
diesen  heben  sich  wieder  die  Grundbesitzer,  mitunter  auch 
andere  G  e  w  e  r  k  t  r  e  i  b  e  n  d  e  mit  besonderen  grösseren  Vor- 
theilen  und  zum  Theil  Abnutzungen  des  Wegs  heraus.  Die  crsteren 
erlangen  leicht  auch  noch  den  weiteren  Vortheil,  dass  ihr  Grund- 
besitz im  Werthe  steigt  in  Folge  des  besseren  Absatzes, 
grösseren  Menschcnzudraugs  u.  s.  w.  Neben  die  Rücksicht  auf 
den  Sonder  vortheil  tritt  aber  mehrfach  der  Gesichtspunct  einer 
öffentlichen  Pflicht  des  Einzelnen,  für  die  Zwecke  der  Ge* 
nieinschaft,  zu  denen  das  Wegewesen  einmal  gehört,  mit  beizutragen. 
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Deshalb  haben  die  g:et'ordcrteii  Leistungen  zur  Tragung  der  Wege- 
lasteu  den  gemischten  Character  der  Gebühr  und  der  Steuer. 

Die  einzelnen  wichtigen  Formen,  in  denen  sich  die  Betheiligung 
vollzieht,  sind  Wegefrohnden  der  Ortsbewohner,  speciell  der 
Grundbesitzer ;  *^)   unentgeltliche  Materiallieferungen  flir 


*^)  Vgl.  liau,  Fin.  I,  §.  243.  Er  sagte  u.  A.  darüber:  .,Die  Strassenfrolinden 
werden  entweder  bloss  auf  die  Beifuhr  der  Materialien  für  den  Strassenbau  beschränkt 
und  den  Besitzern  von  Zugvieh  allein  aufgelegt,  oder  sie  bestehen  auch  in  Hand- 
arbeiten des  eigentlichen  Strassenbaus .  sowohl  l)ci  der  ersten  Anlegung,  wie  bei  der 
jährlichen  Unterhaltung.  Der  oft  ausgesprochene  Grund,  dass  die  Landbewohner  Zeit 
genug  übrig  hatten ,  um  zu  dem  Baue  der  ihnen  vorzüglich  nützlichen  Strassen  mit 
zu  arbeiten,  ist  bei  einem  guten  Betriebe  der  Laadwirthschaft,  wo  es  für  jede  Jahres- 
zeit n.  Witterung  Geschäfte  giebt,  nicht  richtig.  Die  Landwirthe  sollten  nicht  allein 
belastet  werden,  denn  alle  Besitzer  von  Zugvieh,  alle  Erwerbsleute  u.  selbst  alle  Zehrer 
in  den  benachbarten  Ortschaften  empfinden  den  ^'o^theil  der  Strassen.  Die  Befreiung 
der  landwirthschaftl.  Fuhren  vom  Strassengeld  ist  für  die  grosse  Beschwerde  der 
Frohnden  ein  unzureichender  Ersatz;  in  Baden  wurde  diese  Befreiung  auf  20,000  fl., 
der  Belauf  der  Frohnden  auf  mindestens  200.000  11.  angeschlagen.  Die  Frohnden  ver- 
lieren auch  durch  die  Verlegung  auf  die  Zeit,  wo  die  Feldarbeiten  grösstentheils  ruhen, 
keineswegs  ganz  ihr  Lästiges,  zumal  da  es  der  Willkühr  der  Beamten  überlassen  bleibt, 
ob  sie  entferntere  Gemeinden  beiziehen  wollen  [was  sich  freilich  gesetzlich  u.  durch 
N'erordnungen  regeln  Hesse ,  \V.] ,  auch  die  Leistung  in  einer  schwach  bevölkerten 
Gegend  fur  jeden  Einzelnen  weit  stärker  wird,  als  da,  wo  längs  der  Strassen  viele 
Urtschaften  liegen.  i^Vgl.  bad.  Landtagsverhandl.  1S2S,  Hl,  26 — 77).  (Wirklich  auf- 
gehoben wurden  die  Strassenfrolinden  in  Baden  1S31).  Könnte  eine  solche  Beihilfe 
zu  den  Kosten  des  Strassenbaus  nicht  entbehrt  werden,  so  wäre  es  angemessener,  allen 
Gemeinden  in  der  Nähe  der  Strassen  einen  Geldbeitrag  aufzulegen  (Zachariä, 
in  d.  bad.  Verhandl.  v.  182S,  IIL  67),  etwa  mit  der  Unterscheidung  mehrerer  Classen 
nach  d.  Entfernung  u.  mit  der  Erlaubniss,  die  Geldleistung  abzuverdienen."  —  Die 
Strassenfrohnden  sind  wie  andere  Frohnden  des  öffentlichen  Rechts  (Burgfrohndeu  und 
dergl.  mehr)  geschichtlich  aus  den  älteren  Verhältnissen  vorwaltender  Naturalwirthschaft 
und  unentwickelten  Geldsteuerwesens  zu  erklären  und  waren  für  ihre  Zeit  ganz 
zweckmässig,  üebermässig  wurde  die  Last  vornemlich  mit  dem  Untergang  der  Gemein- 
freiheit der  ländlichen  Bevölkening  u.  später  hie  u.  da  im  Zeitalter  des  fürstlichen 
Absolutismus  (17.  u.  IS.  Jahrb.).  Vgl.  im  AUg.  Sax,  S.  109,  bes.  201  iL,  v.  Maurer, 
Gesch.  d.  Frohnhöfe  u.  s.  w.,  III,  .527  (Zusammenhang  der  Frohnden  zum  Brücken- 
und  Wegbau  mit  den  sogen.  Kriegsfrohnen ;  ursprünglich  die  öffentl.  Wege  blosse  Heer- 
strassen  gewesen  u.  auch  so  genannt  i.  —  In  der  absolutist.  Periode  besondre  Aus- 
dehnung der  Wegefrohnden  mit  vielen  Missbräuchen  in  Frankreich,  namentl.  im 
1*>.  Jahrb..  ein  Hauptangriffspunct  der  Physiokraten.  S.  Sax,  S.  203.  DeLavergne, 
cconomistes  franc.  du  XMII.  siecle  (Par.  1870i,  p.  2G0  ff.  über  Türgot's  Versuch, 
die  Wegefrohnden  (Corvees)  aufzuheben  u.  dafür  eine  Steuer  auf  die  Grundeigenthümer 
aufzulegen,  1776.  Von  Neuem  1787  diese  Massregel  vorgenommen.  Die  beabsichtigte 
Ersatzsteuer  in  Geld  in  der  Eevolution.speriode  nicht  durchgeführt.  Neue  Regelung 
dieser  Verhältnisse,  nach  verschiedenen  Einrichtungen  während  der  Eevolutions-  und 
Kaiserzeit,  durch  Ges.  v.  28.  Juli  1S24,  nebst  Ges.  v.  21.  ^lai  1836.  S.  die  gute  Dar- 
stellung von  v.  Brasch,  d.  Gemeinde  u.  ihr  Finanzwesen  in  Frankreich,  Lpz.  1874, 
S.  97  ff.  Im  Allgem.  kann  von  jedem  Manne  zwischen  18  u.  60  Jahren  in  der  Ge- 
meinde eine  3tägige  Arbeitsleistung  gefordert  werden,  deren  Umwandlung  in  Geld 
nach  einem  Tarif  aber  jederzeit  dem  Pflichtigen  erlaubt  ist.  Gleiche  Verpflichtung  für 
die  Besitzer  von  Karren  u.  Wagen,  Last-,  Zug-  u.  Reitthieren.  Guter  Erfolg  für  den 
Ausbau  u.  die  Erhaltung  der  Wege.  S.  auch  d.  Gutachten  in  d.  Commuualsteuerfrage, 
Lpz.  1877,  V.  Metz,  S.  248  u.  von  v.  Reitzenstein,  S.  137,  bes.  S.  143  if.  — 
Verpflichtung  der  Einwohner  der  an  der  Strasse  liegenden  Gegend  zur  Arbeit  mit 
Hand-  u.  Spanndiensten  bei  d.  Unterhalt,  u.  Besserung  der  Wege  nach  preuss.  Land- 
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den  Strassenbau,  Seitens  der  anliegenden  Grundbesitzer;^*^) 
Ausführung  einzelner  Strassentheile  durch  die  letzteren 
selbst  oder  ganz  auf  ihre  Kosten;*'')  „pauschalirte  Gebühren''  in 
der  Form  von  Sonder-Beiträgen  Seitens  der  Grundbesitzer  und 
einzelner  andrer  Personen,  z.  B.  Wald-,  Bergwerk-,  Hüttenbesitzer 
u.  dgl.  m.,  welche  von  der  Strasse  einen  ausnahmsweise  bedeutenden 
Vortheil  haben  oder  sie  ungewöhnlich  stark  abnutzen,  —  wo  der 
Beitrag  z.  B.  ortsstatutarisch,  eventuell  auch  durch  Verabredung 
festgestellt  werden  kann;*^)  endlich  ähnliche  Beiträge,  eventuell 
solche  Geldsteuern  oder  Zuschläge,  welche  den  Grund-  und 
Hausbesitz,  den  Gewerksbetrieb  u.  s.  w.  speciell  oder 
in  höherem  Betrage,  als  die  allgemeine  Bevölkerung  treifen,"*^) 
und  welche  dann  hier  mit  als  Gebühren,  d.  h.  als  Entgelte  für 
specielle  Leistungen,  fungiren  (§.  325). 

Je  nach  Umständen,  nach  der  Gattung  der  Wege,  der 
administrativen  —  Staats-,  Provinz-,  Kreis-,  Gemeindewege, 
Strassen  ausserhalb  und  im  Orte  —  und  der  technischen 
Gattung  —  gewöhnliche  Wege  und  Kunststrassen  (Chausseen)  — , 
nach  der  Einrichtung  der  Communal-  und  Staatsbesteuerung  wird 
bald  die  eine,  bald  die  andere  dieser  Formen  oder  auch  eine 
Combination  mehrerer  zu  wählen  sein  und  auch  in  der  Praxis 
gewählt. 

§.  306.  —  (2)  Im  anderen  Fall  sucht  man  speciell  die  Be- 
nutzer des  Wegs  zu  den  Lasten  herbeizuziehen,  ihren  Vortheil 
und  ihre  durch  die  Abnutzung  des  Wegs  bewirkte  Kosten  Ver- 
ursachung zum  Massstab  der  Höhe  der  Gebühr  zu  machen. 
Dies  kann  einmal  durch  die  besondere  Besteuerung  der  Besitzer 
von  Zugvieh   und  Wagen,   sodann   durch  das  Wegegeld  ge- 


recht Th.  II,  Tit.  15,  §.  13.  —  Vgl.  über  Preussen  v.  Rönne,  Staatsrecht  II,  2. 
S.  444  ff.  u.  d.  grössere  Werk  von  v.  Rönne,  Wegepolizei  u.  Wegerecht  d.  Preuss. 
Staats,  Bresl.  1852. 

*")  Solche  Bestimmungen  finden  sich  in  Bezug  auf  Feldsteine,  Sand,  Kies  f.  den 
Ghausseebau  in  Preussen  nach  K.-O.  v.  11.  Juni  182.5,  v.  Rönne,  Staatsrecht, 
11,  2,  452,  I,  2,  112  (gilt  übrigens  nur  in  gewissen  Provinzen). 

"")  Altes  deutsches  Recht  war,  dass  iVir  Wege,  Dämme,  Brücken  u.  s.  w.  die 
sorgen  musstun,  die  bei  ihrer  Anlage  oder  Unterhaltung  ein  unmittelbares  Interesse 
oder  nach  alter  Gewohnheit  die  Verpflichtung  dazu  hatten.  S.  G.  Waitz,  Deutsche 
Verf.-Gesch.  IV,  25  il'.  —  Verpflichtungen  dieser  Art  in  den  modernen  Städten  f.  die 
Hausbesitzer  und  Adjacenten. 

*'*)  Z.  B.  badische  Wegeordn.  v.  14.  Jan.  1S6S,  Tit.  2,  $.  4  (bei  sogenannten 
Gemeindewegen). 

■'";  In  Aussicht  genommen  ganz  allgemein  bei  Gemeindeabgaben  „zu  Verkehrs- 
anlagen" in  Bezug  auf  Zuschläge  zur  Grund-  u.  (iebäudesteuer  in  dem  Entwurf  des 
preuss.  Communalstcuergesetzes  v.  1877,  S-  2. 
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scheheu.  Die  erste  Form,  welche  hier  durchaus  Gebühr  (also 
nicht,  wie  mehrlach,  Luxusstener)  ist,  erscheint  priucipiell 
nicht  ungerecht  und  nicht  unzweckmässig,  aber  ihre  technische 
Durchtuhruug  bringt  wenigstens  bei  den  Landstr  assen  viele 
Schwierigkeiten,  Belästigungen  und  kaum  ganz  zu  vermeidende 
Ungleichmässigkeiten  mit  sich,  —  Nachtheile,  welche  auch  nach 
vorliegenden  Erfahrungen  schwerer  wiegen,  als  die  wohl  angeführten 
\  ortheile  dieser  Form  vor  dem  Wegegeld,  z.  B.  die  einfachere  und 
billigere  Erhebung. ^*^)  Zu  erwägen  wäre  sie  dagegen  wegen  ihrer 
leichteren  Ausführbarkeit  wohl  ernstlicher  für  die  Aufbringung 
eines  Theils  der  Pf  laste  rungskosten  in  den  Städten  durch 
die  Besitzer  von  Mieth-  und  besonders  von  Fuhrwerk  zum  eigenen 
Gebrauch.  ^^) 

Für  die  Landstrassen  verdient  das  Wegegeld  den  Vor- 
zug. Für  dasselbe  spricht  im  Vergleich  mit  den  vorerwähnten 
Formen  [unter  (1)],  dass  man  mit  ihm  mehr  die  wirklichen  Be- 
nutzer und  Abnutzer  des  Wegs  und  nach  Mass  gäbe  der  Be- 
uud  Abnutzung  treffen  kann:  also  dem  Wesen  der  Gebühr  ge- 
mäss. Etwas  lästig  durch  Aufenthalt  u.  s.  w.  ist  die  übliche  Er- 
hebung an  Schlagbäumen,  die  Controle  der  Benutzer  und  der 
Wegegelderheber.  Aber  principiell  ist  das  Wegegeld  nicht  so  zu 
bemängeln,  wie  es  in  der  heutigen  Zeitströmung  geschieht,  die  in 
der  P'orderung  seiner  unbedingten  Aufhebung  hier  einem  unrichtigen 
Communismus  huldigt,  damit  die  grossen  Lasten  des  Wegewesens 
öfters  ungerecht  vertheilt  und  statt  historisch  und  örtlich  relativ  zu 
entscheiden,  wieder  unrichtig  absolut  verfährt.'*^) 

Rau  stellte  für  die  Regelung  des  Strassengelds  Folgendes  auf:^^) 
1)  „Der  Tarif  ist  nach  dem  Grade,   in  welchem  jede  Art  der  Be- 

*")  Im  Ganzen  ebenfalls  ablehnend  Bau,  Fiu.  I,  §.  291.  Er  fuhrt  als  Beispiel 
an  die  baierische  Zugviehsteuer  als  Weggeldsurrogat  (_ Hauptverordnung  vom 
16.  Ang.  ISO;*).  Aufgehoben  in  Folge  der  Landtagssitzung  von  1822,  wo  allgemein 
darüber  geidagt,  bes.  wegen  zu  starker  Belastujig  der  Ackerpferde  u.  Ochsen.  Ertrag 
1818 — 2ü  455,000  fl.  —  Neuerer  Vorschlag  v.  J.  Fauch  er,  v.  Wegezoll  u.  s.  Ersatz, 
volksw.  Yierteljahrschr.  B.  25.    Darüber  u.  dagegen,  Sax,  I,  l.SS,  143. 

^')  Ein  bezüglicher  Plan  wird  jetzt  (Anfang  1877)  in  Berlin  erwogen:  eine 
Abgabe  von  30  M.  f.  das  Pferd  und  f.  d.  Jahr,  um  die  bedeutenden  Kosten  einer 
besseren  Pflasterung  mit  zu  decken.  Auf  ürund  von  Vergleichen  mit  anderen  Orten, 
bes.  zwischen  den  Kosten,  der  Dauer,  der  Abnutzung  und  dem  Restwerth  der  Pferde 
der  Berliner  und  der  Pariser  Omnibusgesellschaft,  berechnet  man  die  Ersparniss  der 
Fnhrwerksbesitzer  bei  durchweg  gutem  Pflaster  auf  115  — 120  M.  jährlich  auf  das 
Pferd.  Ein  gutes  Beispiel,  um  die  innere  Berechtigung  von  gebührenartigen  Abgaben 
dieser  Gattung  zu  erweisen. 

^^)  Vgl.  bes.  Sax  a.  a.  0.,  bes.  S.  131  ff.,  137  ff. 

"i  Rau,  Fin.  I,  §.  242. 
A.  Wagner,  Finanswissenschaft.    H.  6 
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nutzung  die  Strassen  verschlechtert j  abzustufen,  aber  zugleich  im 
Ganzen  billig  anzusetzen."  Letzteres  hängt  aber  von  der  Ent- 
wicklung des  Wegewesens,  der  technischen  Art  der  Strasse,  dem 
Verkehr,  dem  Zweck  der  Fuhre  (Luxus-  und  gewerbliche  Fuhren) 
u.  s.  w.  ab.  In  der  Regel  wird  in  unseren  Staaten  Wegegeld  über- 
haupt nur  auf  Kunststrassen  (Chausseen)  erhoben.  —  „2)  Fuhren, 
flir  welche  die  Gebühr  aus  einer  Staatscasse  bezahlt  werden  müsste, 
werden  von  derselben  befreit,  z.  B.  Hof-,  Militair-,  Post- Fuhren, 
Dienstreisen  der  Beamten,  mit  der  nöthigen  Vorsicht  gegen  Miss- 
brauch, auch  gewöhnlich  Armen-,  Feuerlösch-,  Leichen-,  Dünger- 
fuhren." Ueberhaupt  wohl  landwirthschaftliche  Fuhren  in  einem 
gewissen  Umkreise  des  Dorfs  oder  Hofs.  Je  nachdem  es  sich  um 
Staats-,  Communalstrassen  u.  s.  w.  handelt,  wird  etwas  verschieden 
in  Betreff  dieser  Befreiungen  zu  verfahren  sein.  —  „3)  Die  Ein- 
nehmer erhalten  eine  nach  der  Menge  ihrer  Verrichtungen  abge- 
messene Belohnung.  4)  Die  Quittungen  für  geschehene  Entrichtung 
dienen  zur  Ueberwachung  der  Einnehmer.  Diese  Quittungen  müssen 
daher  entweder  regelmässig  abgeliefert  (z.  B.  von  den  Fuhrleuten) 
oder  wenigstens  den  Reisenden  häufig  abgefordert  werden."*''^) 

Die  Frage  der  Aufhebung  des  Wegegelds  ist  nach  technischen 
und  administrativen  Gattungen  von  Wegen  verschieden  zu  beur- 
theilen.  Es  ist  nicht  noth wendig,  dass  der  Staat  und  die  Selbst- 
verwaltungskörper hier  ganz  gleichmässig  vorgehen.  Vieles  wird 
immer  nach  demW  ege  recht  und  nach  den  danach  zulässigen  anderen 
Formen  einer  Herbeiziehung  der  Interessenten  zur  Tragung  der 
Wegelasten  zu  entscheiden  sein.^^) 


^)  Sax,  I,  144.  Von  Wichtigkeit  sind  die  strassenpolizeilichen  Vorschriften  über 
die  Construction  u.  Belastung  der  Wagen,  über  die  Minimalbreiten  der  Räder  u.  s.  w., 
womit  zur  Begünstigung  von  Fuhrwerk  u.  Rädern,  die  die  Strassen  weniger  abnützen, 
eine  entsprechende  Abstufung  der  Wegegelder  verbunden  werden  kann.  Beispiele  bei 
Sax,  I,  159. 

^^)  Rau,  Fin.  I,  240  Note  c  gicbt  folgende  Daten:  Frankreich,  Aufhebung 
des  Strassengelds ,  nach  der  Wiedereinfuhr,  v.  1707,  i.  J.  1806  auf  dringendes  Ver- 
langen der  Departementsräthc ,  z.  Erleichter.  d.  Landwirthsch.  Ertrag  vorher  15  Mill. 
Francs,  —  Baden.  Auf  heb.  durch  d.  provis.  Verordn.  v.  22.  Apr.  1830,  genehmigt 
V.  d.  Kammern  1831.  Das  Strassengeld  hatte  2  Kr.  p.  Stunde  und  Pferd  betragen, 
also  bei  einer  Ladung  v.  20  Centn,  p.  Pferd  auf  1  Centner  bei  10  Stunden  1  Kr.  — 
Der  Zollvertrag  zwischen  Baicrn  u.  Würtemberg  von  1828  setzte  fest,  dass  das 
Wegegeld  beim  inneren  Verkehr  aufhören  und  nur  noch  bei  der  Ein-  und  Durchfuhr 
durch  einen  Zollzuschlag,  ferner  von  Reisenden  beim  Eintritt  in  das  Vereinsgebiet 
erhoben  werden  sollte.  Aufhebung  dieses  Zuschlags  in  Würtemb.  1834.  Nachdem 
baier.  Ges.  v.  1.  Juli  1834  wurde  das  Wegegeld  getrennt  v.  Zoll  beim  Eintritt  in  das 
Land  erhoben,  und  zwar  f.  d.  geogr.  Stunde  von  Lastfuhren  bei  4  oder  weniger  Zug- 
thieren  l'/i  Kr.  v.  jedem,  bei  5  u.  6  Thieren  S'/g  Kr.  v.  jedem,  und  von  Reisenden 
3  fl.  f.  d.  i'ferd,  docli  mit  Rückvergiitung  v.  3  Kr.  f.  jede  Stunde,  um  die  der  zurück- 
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§.  307.  Ueber  die  weiteren  oben  in  §.  302  unter  b  — f  ge- 
nannten Einrichtungen  des  Verkehrswesens,  an  welche  sich  Gebühren 
knüpfen,  kann  man  hier  kurz  sein.  Zur  öftentlichen  Uebernahme, 
bez.  Ausführung  und  Erhaltung  eignen  sie  sich  alle  und  ist  dieselbe 
auch  in  der  Praxis  seit  jeher  vielfach  üblich.  Doch  kommen  öfters 
auch  Einrichtungen  dieser  Art  als  Erwerbsmittel  der  Privatwirth- 
schaften,  Gesellschaften  vor. 

b)  Die  Brücken  sind  nach  analogen  GrundsUtzen  im  Ge- 
bUhrensystem  zu  behandeln,  wie  die  Wege.°<') 

c)  Bei  den  öffentlichen  natürlichen  Wasserstrassen") 
.sind  Abgaben  für  die  Benutzung  überhaupt  nur  soweit  zulässig, 
als  Kosten  für  diese  Wasserwege  aufgewendet  werden  müssen. 
Nur  dann  und  nur  in  der  dem  entsprechenden  Höhe  sind  die  Ab- 
gaben Gebühren,  sonst  Steuern,  welche  als  solche  selten  zu  billigen 
sind.  Statt  oder  neben  einer  unmittelbar  vor  der  Schiff  fahrt 
(und  Fiösserei)  erhobenen  Gebühr  (Flusszölle)  können  wieder 
die  anderen,  bei  den  Wegen  in  §,  305  erwähnten  Metboden,  die 
Interessenten  zur  Kostentragung  herbeizuziehen,  Anwendung  finden. — 
Abgaben  für  den  Gebrauch  von  Wasser  öftentlicher  Flüsse  für 
landwirthschaftliche  und  industrielle  Zwecke  sind  ebenfalls  nur  als 
Ersatz  eines  Kosteuaufwands  (für  Kanäle  u.  dgl.)  Gebühren.  Das- 
selbe gilt  von  den  Abgaben  für  Fähren,  welche  auf  Grund  eines 
früheren  „Fähr  reg  als"  mehrfach  noch  heute  bei  uns  fiscalische, 
dann  vom  Fiscus  verpachtete  Einrichtungen  sind. 

d)  Die  verschiedenen  Einrichtungen  zur  Förderung  des  Trans- 
portwesens, besonders  der  Schiftfahrt,  eignen  sich  gut  zur  Aus- 
führung Seitens  der  nächst  betheiligten  Gemeinschaften,  so  der 
Hafenstädte.  Die  Erhebung  von  Gebühren  von  den  Benutzern 
dieser  Anstalten  in  der  Form  von  Tonnengeldern  (nach  Mass- 


gelegte  Weg  unter  60  Stunden  betrug.  Nach  späteren  Ermässigungen  fiel  das  Weg- 
geld bei  der  Einfuhr  weg  u.  betrug  bei  d.  Durchfuhr  I2V2  Kr.  vom  Centner.  Ertrag 
1834/35  101,000,  1S3.5/37  jährl.  73,700  fl.  Spätere  Aufhebung.  —  Nassau  Auf- 
hebung 1S56,  Hessen-Darmstadt  1S65.  —  Preussen.  Nach  Chausseegeldtarif 
von  1S40  p.  Meile  u.  Zugthier  bei  Fuhrwerken  zum  Fortschaßen  v.  Personen  1  Sgr., 
zum  Fortschaffen  v.  Lasten  je  nach  Art  u.  Last  1  Sgr.,  -/s'  Vs  ^gr-»  y-  unangespannten 
Thiercn  im  AUgem.  V3  n-  ^/s  Sgr.  Aufhebung  auf  den  Staats  Chausseen  v.  1.  Jan.  1875 
an  durch  Gesetz  v.  27.  Mai  1874.  —  0 esterreich,  seit  1821  im  Allgem.  auf  den 
ärar.  Strassen  Wegegeld  v.  1  Kr.  K.  M.  p.  Meile  u.  Stück  Zugvieh.  S.  über  Böhmen, 
Sax,  L  131. 

^)  Vgl  Rau,  Fin.  l,  §.  243a.  —  Bedeutung  der  Fürsorge  für  Brückenbau  im 
caroling.  Eeich,  s.  Waitz,  Verf.-Gesch.  IV,  28,  30. 

")  Kau,  Fin.  I,  §.  244,  mit  nicht  genügender  Unterscheidung  des  Gebühren-  u. 
des  Steuerprincips  bei  den  sogen.  Flusszöllen.  S.  Beispiele  eigentlicher  Steuern  dieser 
Art  in  Rau- Wagner,  Fin.  L  §•  215,  Note  e,   Wagner,  Fin.  I,  §.  234,  Note  10. 
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gäbe  des  Rauminhalts  der  Schiffe)  u.  dgl.  ist  zweckmässig.  Die 
Herbeiziehimg  zur  Kostentragung  lässt  sich  aber  auch  noch  auf 
andere  Weise  bewerkstelligen,  z.  B.  in  der  Form  kleiner  Ein-  und 
Ausfuhr- Werthzölle,  mitunter  wohl  ganz  passend. ^^)  Wo  der  Staat 
selbst,  wie  vielfach,  die  bezüglichen  Einrichtungen  schafft,  wird 
er  natürlich  auch  die  Einnahme  aus  den  Gebühren  beziehen.-'^) 

e)  Die  Einrichtungen  für  den  Handel,  den  Mess-  und  Markt- 
verkehr sind  mit  Recht  seit  Alters  regelmässig  eine  Communal- 
angelegenheit.  Nur  ausnahmsweise,  bei  einzelnen  besonders 
kostspieligen  Objecten  und  in  modernen  Grossstädten,  hat  man 
hier  die  Privatunternehmung,  aber  alsdann  gewöhnlich  mit  Vorbe- 
halt einer  Mitwirkung  der  öffentlichen  Behörden  bei  der  Festsetzung 
der  Tarife  u.  s.  w.,  zugelassen,  z.  B.  bei  Anlagen  von  Entrepots, 
Viehhöfen  u.  dgl.  m.  In  solchen  Fällen  sollte  wenigstens  ein  Rück- 
fallsrecht oder  ein  Rückkaufsrecht  zu  im  Voraus  generell  bestimmten 
Bedingungen  für  die  Commune  ausbedungen  werden.  Die  Gemeinde 
hat  von  den  Benutzern  Gebühren  zu  verlangen,  durch  welche  die 
Verwaltungskosten  sich  decken  und  sich  das  Kapital  der  Einrich- 
tungen verzinst  und  amortisirt.  Je  nach  Umständen  erscheint  bei 
Anstalten  von  wirklich  grosser  allgemeiner  Bedeutung  die  Ueber- 
nahme  eines  Beitrags  zur  Kostendeckung  auf  das  allgemeine  Budget 
der  Gemeinde  aber  nicht  ausgeschlossen.  Doch  wird  hierbei  mit 
grosser  Vorsicht  vorzugehen  sein,  weil  die  Ermässigung  der  Gebühr 
leicht  nur  dem  Händler  oder  dem  einen  vor  dem  anderen  Händler 
(z.  B.  bei  Verkaufsständen  in  Markthallen)  im  Gewerbsgewinn, 
nicht  dem  Publicum  im  Preise  der  Waaren  zu  Gute  kommt.  Ueber- 
schüsse  über  die  Kosten  nehmen  den  Character  der  Steuer,  z.  B. 
der  Gewerbesteuer  an,  und  sind  wohl  nur  statthaft  als  Form  einer 
Theilnahme  der  Gemeinde  an  monopolistischen  Gewinnen  einzelner 
Gewerbtreibender. 


^*)  So  deckte  früher  Hamburg  seine  grossen  Verwendungen  für  das  Fahr- 
wasser u.  s.  w.  durch  solche  niedrige  Zölle,  von  denen  aber  immer  mehr  Waaren 
wegen  der  Concurrenz  andrer  Häfen  ausgenommen  wurden.  Aufhebung  dieser  Ab- 
gaben in  Folge  der  neuen  Keichsgesetzgebung. 

''®)  Früher  vielfache,  noch  jetzt  theilweise  Benutzung  der  Tonnengelder  u.  dgl.  zum 
Schutz  oder  zur  Begünstigung  der  nationalen  Khoderei  und  Schiflfahrt,  indem  die 
heimische  Flagge  keine  oder  geringere  Gebühren  als  die  fremde  zahlt.  —  Frank- 
reich Anschl.  f.  Schilifahrtsabgaben  im  B.  f.  1S77  4,715,000  Fr.;  West-O es te r- 
reich  Hafengebühren  d.  Staats  A.  f.  1S77  420,000  fl. ;  Preussen  A.  f.  1877/78 
Brücken-,  Fähr-,  Hafengelder,  Strom-  u.  Canalgefälle  2  Mill.  M.,  Niederlage-,  Krahn- 
u.  Waagegeld  190,000  M.;  Hamburg  1877  Tonnengeld  432,000  M.;  Bremen  1876 
Schifr.abg.  224,800  M. 
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f)  Localc  Veikch  rs.an  stalten,  wie  kleine  Dampf  bahnen, 
Pferdebahnen  und  Omnibuswesen,  eignen  sich  alle  für  die  Ueber- 
nahme  auf  die  Gemeinde,  besonders  auf  die  städtische,  zumal 
grossstädtische,  oder  auf  den  Kreis.  Die  nähere  Begründung  hier- 
für ist  schon  in  den  Erörterungen  des  1.  Bandes  über  das  Ver- 
kehrswesen gegeben/'')  Diese  Anstalten  schliessen  sich  an  die 
Secundär-  und  Tertiärbahnen  an,*'^)  Das  wichtige  Princip  der 
Uebertragung  der  finanziellen  Verwaltungsergebnisse  der  günstigen 
und  ungunstigen  Linien  und  Curse  kommt  bei  solcher  Uebernahme 
mehr  als  bei  der  Ausführung  durch  die  speculative  Erwerbsgesell- 
schaft im  Interesse  des  Publicums  zur  Geltung  und  ermöglicht  die 
allseitige  Ausdehnung  des  Netzes.  Oekonomisch-technisch  ist  die 
Gemeinde  und  der  Kreis  zum  Bau  und  Betrieb  solcher  Anstalten 
mittelst  besonderer  Behörden  im  Allgemeinen  ebenso  fähig  als  die 
Actiengesellschaft.  Ein  allen  späteren  Anforderungen  entsprechendes 
Pflichtenheft  der  letzteren  kann  man  aber  doch  im  Voraus  nur 
sehr  schwer  richtig  aufstellen.  Das  finanzielle  Risico  lässt  sich 
beschränken,  wird  durch  die  Gewinnchance  aufgewogen  und  ist 
richtiger  von  der  Commune,  d.h.  der  Gemeinschaft  der  Interessenten, 
statt  von  einer  fremden  Gesellschaft  zu  laufen.  In  Grossstädten 
bietet  die  Uebernahme  und  der  zweckmässige  Ausbau  und  Betrieb 
eines  solchen  Netzes  von  Verkehrsanstalten  ein  gutes  Mittel,  das 
Bodenmonopol  der  günstigen  Lagen  zu  beschränken. 

Das  Gebühren wesen  dieser  Anstalten  ist  ähnlich  wie  das 
Tarifwesen  der  Eisenbahnen  für  den  Personenverkehr  einzurichten, 
mit  möglichster  Begünstigung  der  unteren  Classen.  Ueberschüsse 
über  die  Verwaltungs-,  Zins-  und  Amortisationskosten  sollten  grund- 
sätzlich zur  Erweiterung  oder  Verbesserung  der  Anstalten  oder  zur 
Ermässigung  der  Tarife,  daneben  auch  etwa  zur  Verbesserung  der 
allgemeinen  Wege  dienen.^^) 


«»)  S.  bes.  Wagner,  Fin.  I,  §.  238. 

")  Eb.  §.  255. 

*-)  Es  ist  wohl  nicht  daran  zu  zweifeln,  dass  gerade  hier  iu  nicht  ferner  Zukunft 
die  speculative  Erwerbsgesellschaft  allgemein  durch  die  gemeinwirthschaftliche  Thätig- 
keit  der  Gemeinde  selbst  ersetzt  werden  wird.  Mit  dem  Gelde  der  Steuerzahler  werden 
dann  die  Actionäre  der  Pferdebahnen  u.  s.  w.  mitunter  wieder  theuer  genug  zu  ent- 
schädigen sein!  (Berlinli.  Hier  und  da,  wird  man  einwenden,  sind  diese  Bahnen 
dann  vielleicht  auch  billiger  zu  erwerben.  Aber  auch  dies  ist  nicht  das  Richtige  und 
Gerechte,  zumal  gewöhnlich  gewisse  Speculantenkreise  auch  hier  Gewinn  gemacht 
haben  werden  und  weniger  geriebene  Leute,  kleine  und  mittlere  Kapitalisten,  bez. 
Actionäre,  die  endgiltig  beschädigten  sind. 
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§.  308.     g)  Die  Post.«^) 

Sie  hat  sich  in  den  modernen  Cultnrstaaten  geschichtlich  vor- 
nemlich  als  Staatsanstalt  und  zwar  als  Regal  entwickelt,  be- 
sonders der  Hauptzweig,  die  Brief post.  Der  Staat  hat  dies 
Regal  auch  meistens  selbst  ausgeübt.  Wo  dies  nicht  der  Fall  war 
und  wo  gewisse  Zweige  nicht  zum  Postregal  gehörten,  tritt  in  der 
Geschichte  regelmässig  die  Tendenz  hervor,  die  Verleihung  des 
Regals  an  Dritte  zur  Ausübung  zurückzunehmen  und  die  Staatspost 
auf  andere  passende  Zweige  auszudehnen.'^*) 

^)  umfassendere  Behandlung  des  Postwesens  wird  für  den  3.  Band  des  Lehr- 
buchs (Verkehrswesen)  vorbehalten.  Dort  auch  erst  nähere  Angaben  über  die  Literatur 
und  die  Gesetzgebung  des  Gegenstands.  —  Eau,  Fin.  I,  §.  205  —  219a,  Postregal, 
Yolkswirthsch.polit.  II,  §.  26S,  26Sa,  —  nicht  mehr  genügend,  in  den  Anschauungen 
noch  der  Periode  vor  den  Eisenbahnen  angehörig.  R.  v.  Mo  hl.  Polizeiwiss. ,  S.  A., 
11,  §.  179.  Hier  wie  bei  Eau  ältere  Literatur.  H.  Eösler,  Yerwaltungsrecht ,  II, 
§.  432 — 439 .  mit  vielem  Material  aus  d.  Eeichsgesetzgebung.  L.  v.  Stein,  Haadb. 
der  Yerwaltungslehre,  2.  A.,  S.  388  —  402.  Jetzt  namentlich  v.  voliswirthsch.  Stand- 
puncte  aus:  Sax,  Verkehrsmittel  I,  S.  211  ff.,  mit  Abriss  der  Entwicklungsgeschichte 
der  Posten,  S.  313  ff.  Holzamer,  z.  Gesch.  d.  Briefportoref.  u.  s.  w.  in  d.  Tüb. 
Ztschr.  1878,  I.  üeber  Preussen  s.  bes.  Stephan,  Gesch.  d.  preuss.  Post,  Berl. 
1859.  —  Für  das  Deutsche  Eeich  d.  Reichsverfass.  v.  1871,  Abschn.  S.  Eetchsges. 
über  d.  Postwesen  v.  28.  Oct.  1871,  über  d.  Posttaxwesen  v.  28.  Oct.  1871.  Commentar 
von  Dambach,  Berl.  1872.  Ges.  v.  17.  Mai  1873,  betr.  Abänder.  d.  Ges.  üb.  Post- 
taxwesen V.  28.  Oct.  1871.  Ges.  v.  20.  Dec.  1875,  betr.  Abänd.  des  §.  4  d.  Ges.  v. 
28.  Oct.  1871  über  Postwesen  (Bezieh,  z.  d.  Eisenbahnen).  Eeiches  Material  über 
Gesetzgebung,  Statistik  u.  s.  w.  des  Eeichspostwesens  in  Hirth's  Annalen.  Inter- 
nationaler (Welt-'iPostvertrag  zu  Bern  v.  9.  Oct.  1874  (s.  Deutsches  Reichs- 
gesetz-Bl.  1875,  S.  223;  Sax,  L  368;  Hirth's  Annalen  1875,  S.  451  ff). 

^)  S.  d.  histor.  Notizen  bei  Eau,  Fin.  L  §•  205  Note  b,  bei  Rösler  §.  432 
Note  1,  bes.  Sax  a.  a.  0.  Bes.  wichtig  war  bei  den  eigenthüml.  politischen  Ver- 
hältnissen Deutschlands  die  Entwicklung  der  Thurn  u.  Taxis'schen  Post  neben  oder 
statt  der  Landesposten,  worüber  Näheres  im  3.  Bande.  Nach  den  Napoleonischen 
Kriegen  wurden  die  Gerechtsame  des  Hauses  Thurn  u.  Taxis  durch  die  deutsche 
Bnndesacte  wieder  anerkannt,  doch  blieb  gegen  Entschädigung  auch  in  den  Gebieten, 
wo  es  das  Postrecht  besass,  die  Anlegung  von  Landesposten  vorbelialten.  Die  meisten 
grösseren  Staaten  haben  letztere  gehabt  (vor  1866  15).  Das  Haus  Thurn  und  Taxis 
hatte  zuletzt  noch  ein  Postgebiet  von  1 7  Ländern  mit  3.3  Mill.  Einw.  ganz  oder  theil- 
weise  für  sich  (s.  dieselljcn  bei  v.  Rönne,  preuss.  Staatsrecht,  IL  2,  478).  Es  ist 
nicht  zu  verkennen,  dass  in  Ermangelung  einer  anderweiten  Einheit  die  Taxis'sche 
Post  diese  in  den  Kleinstaaten  ersetzte  und  so  gewisse  Vortheile  f.  d.  Gemeinwesen 
hatte.  Preussen  verwaltete  die  Post  in  Anhalt  u.  Waldcck,  K.  Sachsen  in  Altenburg. 
In  Hamburg  bestanden  nicht  weniger  als  7  Postvcrwaltungen  neben  einander  (Stadt- 
post, hannov. ,  preuss.,  mecklenb. ,  taxis'sche,  dän. ,  schwed.}.  Den  Ereignissen  von 
1 866  ff.  ist  die  grössere  Einheitlichkeit  im  deutschen  Postwesen  zu  verdanken.  Preussen 
erwarb  durch  einen  A'ertrag  mit  dem  Fürsten  von  Thurn  u.  Taxis  vom  28.  Jan.  1867 
(preuss.  Ges.  v.  16.  Febr.  1867)  die  Postgerechtsanio  dieses  Hauses  in  allen  deutschen 
Gebieten  f.  3  Mill.  Thlr.  v.  I.Juli  1867  an.  Durch  die  norddeutsche  Bundesverfassung 
wurde  die  Post  Bundcsangelegenheit  und  Bundesanstalt  an  Stelle  aller  einzelstaatlichen 
Posten,  was  namentlich  in  den  Hansestädten  zu  erheblichen  Reformen  führte.  Baiern 
und  Würtemberg  haben  sich  bei  ihrem  Anscliluss  an  das  Deutsche  Reich  noch  ihr 
eigenes  Postwesen  vorbehalten.  Doch  untersteht  auch  dieses  in  den  wichtigsten 
Puncten  der  Eeichsgesetzgebung  (Art.  52  der  Reiclisvcrfass.  v.  1871).  Für  das  ganze 
übrige  Reichsgebiet  besteht  die  Eeichspost  als  einheitliclie  Staatsverkehrsanstalt.  Ceber 
die  Einnahmen  u.  Ausgaben  dieser  Post  wird  durch  den  Finanzetat  des  Reichs  Be- 
stimmung getroffen.  —  Die  deutschen  Staatsposten  haben  seit  Alters  neben  der  Brief- 
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Die  gegenwärtige  Sachlage  in  den  Culturstaaten  ist  überall: 
selbstverwaltetes  Postregal  des  Staats  und  Beziehung 
desselben  in  erster  Linie  auf  die  Briel'post.  Daneben  kommt 
aber  auch  vielfach  eine  Zeitungs-,  Geld-,  Packet-  undPer- 
soneu-Staatspost  vor.  Diese  Zweige  waren  jedoch  gewöhnlich 
schon  früher  und  sind  vollends  jetzt  nicht  in  gleichem  Umfange 
wie  die  Briefpost  dem  Regal  unterworfen.  Entweder  fehlt  letzteres 
dabei  gänzlich  und  die  Staatspost  betreibt  diese  Zweige  in  Con- 
currenz  mit  Privaten,  wenngleich  vielleicht  thatsächlich  ganz  oder 
fast  ganz  ausschliesslicli,  oder  das  Regal  bezieht  sich  nur  auf 
einzelne  Zweige,  z.  B.  die  Packetpost,  und  unterliegt  auch  hier  be- 
stimmten gesetzlichen  Beschränkungen  zu  Gunsten  des  freien 
Verkehrs. '^^) 

Ob  überhaupt  die  Post  Staatspost  sein  soll  und  welche  Ein- 
richtung und  Ausdehnung  der  Staatspost  zweckmässig  ist,  das  ist 
hier  in  der  Finanzwissenschaft  nicht  zu  erörtern.  Historisch  und 
örtlich  relativ  zu  beantworten  ist  im  Einzelnen  natürlich  Vieles. 
Die  Post  als  selbstverwaltete  Staatsanstalt  und  zwar  als 
in  gewissem  Umfang  regalisirte  Anstalt  hat  sich  im  Ganzen 
durchaus  bewährt.  Die  inneren  Gründe,  welche  für  die  Staatspost 
sprechen,  sind  schon  im  1.  Bande  dargelegt  worden.^^)  Nament- 
lich die  Briefpost,  bedingt  auch  andere  Zweige  der  Post,  empfehlen 
sich   als  Staatsanstalt.     Dies  ist  eine  heute  in  Theorie  und  Praxis 

post  die  Geld-,  Packet-  und  Personeupost  cultivirt.  Ausserhalb  Deutschlands  ist  die 
Personenbeförderung  nur  ausnahmsweise  ein  Zweig  der  Staatspost  (so  in  der  Schweiz, 
Oesterreich,  Scandinavien  u.  th.  w.  in  Kassland).  Die  Packetbeförderung  bürgert  sich, 
wie  es  scheint,  jetzt  im  Ausland  auch  als  Staatspostzweig  mit  ein,  so  bes.  die  Bücher- 
post, wie  lange  schon  die  Zeitnngspost  u.  s.  w. 

^)  Die  gewöhnlichen  Vorrechte  der  Post  in  der  ersten  Hälfte  und  bis  über  die 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  hat  Kau,  Fin.  I,  §.  206  Nota  a  folgendennassen  zu- 
sammengestellt: 1)  Briefe  u.  versiegelte  Packete  unter  einem  gewissen  Gewicht 
dürfen  nur  von  der  Post  gewerbsmässig  bestellt  werden.  Dieses  Gewicht  (doch 
nur  auf  Poststrassen  u.  f.  Zeitungen,  Zeitschriften  u.  Papiere)  war  in  Frankreich  2  Pfd. 
'bei  150 — 300  Fr.  Strafe);  in  Deutsch-Oesterreich  10,  Hannover  15,  Sachsen,  Brauu- 
schweig  20,  Baden  und  vielen  anderen  Ländern  25,  Preussen  40  Pfd.  —  2)  Land- 
kutschen  u.  Lohnkutscher  durften  sich  nicht  der  unterlegten  Pferde  bedienen  (Pferde- 
wechsel). —  3)  AVer  mit  Extrapost  ankommt,  durfte  erst  nach  Verlauf  einer  gewissen 
Zeit  mit  Kutscherpferden  Weiterreisen  (nach  bad.  Verordn.  v.  1812  nach  48  St.,  in 
Baiern  nach  24  St.).  —  4)  Verpflichtung  der  Lohnkutscher,  von  jeder  Fahrt  etwas  an 
die  Postcasse  zu  zahlen,  in  Hannover,  Churhessen.  In  Preussen  ehemals  1  Sgr. 
p.  Meile,  Ertr.  60,000  Thlr.,  aufgehoben  durch  K.  0.  v.  10.  Dec.  1841.  Abgaben 
dieser  Art  dann  auch  zu  einer  Steuer  erweitert,  wie  in  England  f.  d.  Stage  coaches 
IS.  Kau,  Fin.  I,  §.  212.  Note  a),  in  Frankreich  ('ebendas.).  —  Die  Umgestaltungen 
des  Verkehrs,  besonders  seit  den  Eisenhahnen,  haben  manche  dieser  Vorrechte,  wenn 
sie  nicht  schon  aufgehoben  waren,  obsolet  werden  lassen  oder  undurchführbar  ge- 
macht u.  meist  ist  auch  das  fiscalische  Interesse  der  Post  selbst  daran  verschwunden.  — 
üeber  den  jetzigen  Cmfang  des  Postregals  s.  Note  69. 

««)  Kau -Wagner,  Fin.  I,  §.  221—223,  Wagner,  Fin.  I,  §.  239,  240. 
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kaum  irgend  mebr  bestrittene  Ansicht.  Am  Ersten  ist  in  einem 
Lande  mit  entwickeltem  Verkehr  die  Staats  -  Personenpost  zu 
entbehren.^^) 

Die  genauere  Beantwortung  der  Frage,  ob  und  in  welchem 
Umfang  ein  Postregal  beibehalten  werden  soll,  gehört  ebenfalls 
nicht  hierher,  sondern  in  die  Volkswirthschaftspolitik.  Hier  ist  jetzt 
nur  zu  constatiren,  dass  wenigstens  für  den  Hauptzweig  der  Post, 
die  Briefpost,  das  Regal  nicht  ganz  entbehrlich  ist,  und  zwar 
auch  aus  finanziellen  Gründen.  Nur  darf  das  Regal  nicht 
als  Finanzregal  aufgefasst  werden.  Es  soll  vielmehr  nur  soweit 
bestehen ,  als  dies  durch  die  Anforderungen  bestmöglicher 
Technik  und  Oekonomik  der  Posteinrichtung  bedingt  wird. 
Zur  ökonomischen  gehört  aber  auch  die  finanzielle  Seite.  Die 
Post,  zumal  die  Briefpost  muss  das  ganze  Land  möglichst  intensiv 
mit  einem  Netz  von  Postämtern  und  Postcursen  überziehen.  Damit 
dies  geschehen  könne  und  nicht  zu  kostspielig  werde,  muss  der 
Staat  im  Wesentlichen  ohne  Concurrenz  die  Post  in  den  verkehrs- 
reichen Theilen  seines  Gebiets  und  auf  den  guten  Linien  betreiben. 
Nur  dann  ist  er  fähig,  auch  in  den  anderen  Theilen  die  Postein- 
richtung —  im  Gesammtinteresse  —  ordentlich  zu  entwickeln. 
Denn  die  geringen  Einnahmen  oder  Zuschüsse  hier  werden  dann 
durch  die  Ueberschüsse  dort  ergänzt.  Die  Regalisirung  ermöglicht 
durch  zweckmässige  Concentration  der  Geschäfte  auch  eine 
Oekonomie,  welche  ein  wichtiger  volkswirthschaftlicher  Gewinn 
ist  und  im  privatwirthschaftlichen  System  nicht  in  gleichem  Grade 
erreicht  werden  kanu.''^)  Die  Wahrnehmung  des  Finanzinteresses 
in  diesem  Umfang  durch  das  Postregal  verfolgt  daher  keine 
fiscalische,  sondern  nur  die  Tendenz,  die  Postanstalt  in  ihrer  Ge- 
meinnützigkeit zu  heben  und  die  Deckung  ihrer  Gesammtkosten 
sicherer  zu  stellen.  Im  Allgemeinen  wird  es  in  unseren  Staaten 
gegenwärtig  genügen,  die  Staatspost  gegen  gewerbs weise  be- 
triebene Briefbeförderung  von  Privaten  zwischen  verschiedenen 
Orten  zu  schützen;  eventuell  in  der  Packetpost  die  Privaten  von 
der  gewerbsmässigen  Versendung  kleiner  Packete  auszuschliessen, 
obgleich  ein  solches  Vorrecht  des  Staats  von  einer  tüchtigen,  einmal 

^')  Die  Beweisführung  Rau's  in  d.  Fiii.wiss.  I,  §.  208  —  211,  bes.  in  Betr.  der 
Briefpost,  zu  Gunsten  der  Staatspost  ist  jetzt  wolil  nicht  mehr  nothweudig.  Der 
Umschwung-  zu  Gunsten  der  gemeinwirthschafll.  Thätigkeit  (Staatspost)  statt  der 
privatwirthschaftlichen  ist  so  vollständig,  dass  die  Zuschiebung  der  Beweislast  sich 
geradezu  umgekehrt  hat.  Ein  in  mehr  als  einer  Beziehung  sehr  bemerkenswerther  Vorgang ! 

«")  Vgl.  Sax,  I,  74,  22.5  ff. 


PostrcRal.     Postfiuaiizwesen.  89 

eingebüriierten  Sfaafspost  kaum  bcdurlt  wird,  wie  neueste  deutsche 
Erfahrungen  beweiseu.  Die  Aufhebung  von  Vorrechten  in  Betreff 
der  Personenbeförderung  liegt  meist  ebenso  sehr  im  Veritehrs- 
interesse  eines  entwickelten  Landes  als  im  Pnstintcresse  und  sogar 
im  postalischen  Finanzinteresse  selbst,  weil  die  oft  Zuschüsse 
fordernde  Staats- Personenpost  dann  leichter  und  ganz  wünschens- 
werth  durch  Privatanstalten  ersetzt  wird  und  eingeschränkt  oder 
aufgegeben  werden  kann/^) 

§.  309.  Die  weiteren  Verhältnisse  der  Post,  welche  hier  in 
«ler  Finanzwissenschaft  zu  berühren  sind,  betreffen  die  Regelung 
der  Postfinanzen,  namentlich  das  Postgebührenwesen. 
Die  genauere  Begründung  für  das  Folgende  gehört  wieder  in  die 
Volkswirthschaftspolitik. 

Es  sind  zwei  Puncte  hier  zu  unterscheiden:  die  Feststellung 
des  leitenden  Finanzprincips  in  der  Post  und  die  Durch- 
führung des  angenommeneu  Prineips  im  Einzelnen, 
daher  die  Regelung  des  Posttax-  oder  Portowesens. 

rc)  Als  das  leitende  Finanzprincip  der  Post  in  unseren 
heutigen  Culturstaaten  ist  bereits  im  1.  Bande  im  Allgemeinen  das 
(^ebührenprincip  festgestellt  worden.'^")  Abweichungen  hiervon 
sihd  früher  die  Regel  gewesen,  indem  das  Postregal  als  Finanz- 
regal und  damit  die  Post  gleichzeitig  mit  als  Besteuerungs- 
mittel behandelt  wurde.  Davon  ist  jetzt  gewöhnlich  mit  Recht 
abzusehen,  wenn  auch  nicht  zu  läugnen  ist,  dass  durch  eine  Porto- 


^^)  Die  noch  bestehenden  Postvoirechte  in  Deutschland  siehe  bei  H.  Rösler, 
Verw.r.  II,  §.  43.1,  v.  Rönne,  prss.  Staatsr.  II,  2,  §.  473.  —  Reichspostges.  v.  1871 
?i.  1 :  im  Wescntl.  ein  ausschliessl.  Beförderungsrecht  der  Post  für  aUe 
versiegelten,  zugenähten  oder  sonst  verschlossenen  Briefe,  dann  für  alle  polit. 
Zeitungen,  welche  öfter  als  1  mal  wöchentlich  erscheinen,  gegen  Bezahlung 
i,also  z.  B.  exclns.  unentgeltl.  Privatbeförderung  v.  Briefen,  Mitfilliren  v.  Empfehlungs- 
briefen u.  dgl.  —  ein  unterschied  gegen  früher)  von  Orten  mit  einer  Postanstalt 
nach  anderen  Orten  mit  einer  Postanstalt  des  In-  und  Auslandes,  also  nicht 
innerhalb  desselben  Orts.  Für  Packete  kein  Vorrecht  mehr;  dsgl.  nicht  mehr 
für  Personenbeförderung,  die  für  Private  nach  dem  norddeutschen  Gesetz  über 
das  Postwesen  v.  2.  Nov.  1S67  §.  1,  wenn  sie  ,. gewerbsmässig  auf  Landstrassen  gegen 
Bezahlung  mit  regelmässig  festgesetzter  Abgangs-  oder  Ankunftszeit  u.  mit  unterwegs 
gewechselten  Transportmitteln"  erfolgt,  noch  der  Genehmigung  der  Postverwaltong 
b'jdnrfte ,  falls  zur  Zeit  der  Errichtimg  der  Fuhrgelegenheit  eine  wenigstens  täglich 
abgehende  Personenpost  bereits  bestand.  —  Dem  Vorrecht  der  Post  auf  die  gen. 
Sendungen  entspricht  die  Verpflichtung  der  Post,  dieselben  anzunehmen  und  zu  be- 
fördern (Ges.  V.  1871  §.  Hl  —  Der  Versuch  von  Privat-Packetbeförderungsanstaltcn 
in  Concurrenz  mit  der  Post  scheint  in  Deutschland  misslungen  zu  sein.  Freilich 
kommen  der  Post  ihre  Rechte  gegenüber  den  Eisenbahnen  hier  sehr  zu  Gute. 

'•*)  Rau-Wagner,  Fin.  I,  §.  226,  Wagner,  Fin.  I,  §.  242.  Im  Ganzen  ist  auch 
Rau,  Fin.  I,  §.  21.'!  dieser  Behandlung  der  Post  zugeneigt.  Vgl.  sonst  auch  hier  bes. 
Sax  a.  a.  0.,  namentl.  I,  246  fl'. 
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normirung  nach  Steuergrundsätzen  mitunter  die  handel-  und  ge- 
werbetreibenden Classen,  besonders  die  Grossgescbäfte,  welche  sich 
anderen  Besteuerungsarten  leichter  entziehen,  mit  besteuert  werden 
können  (also  Porto  zugleich  als  Form  einer  eigentlichen  Steuer 
fungirend).  Bezügliche  Erwägungen  werden  nicht  immer  grund- 
sätzlich abzuweisen  sein,  z.  ß.  bei  Fragen  der  Reform  eines  etwas 
mit  als  Steuer  wirkenden  Portotarifs.  Ferner  sind  die  Zweige 
der  Post  zu  unterscheiden:  Die  Brief-  und  eventuell  die  Zeitungs-, 
Geldpost,  fraglicher  schon  die  Packetpost  sind  nach  dem  Ge- 
bührenprincip,  die  Personenpost,  eventuell  auch  noch  die 
Packetpost  mehr  nach  dem  privatwirthschaft liehen  Princip 
zu  verwalten,  wie  dies  schon  im  1.  Bande  begründet  wurde.  Ge- 
schichtlich hat  das  privatwirthschaftliche  Princip  (oder  das  „öffent- 
liche Unternehmungsprincip^'  Sax'sj  früher  allgemeiner  in  der 
Postverwaltung  gegolten  und  auf  einer  Stufe  „extensiver"  Verkehrs- 
entwicklung z.  Th.  mit  gutem  Grunde.  Das  Gebührenprincip  ist 
erst  bei  „intensivem"  Verkehr  allgemeiner  berechtigt  und  durch- 
gedrungen. 

In  finanzieller  Beziehung  sind  dann  noch  zwei  Puncte 
wichtig,  welche  die  Gesammteinnahme  der  Post  und  deren 
Verhältniss  zur  Ausgabe  betreffen.  Erstens  fragt  sich: 
welche  Höhe  der  Gesammteinnahme  soll  man  erstreben? 
Zweitens:  ist  die  Staatspost  mit  beständigem  Betriebs- 
de fielt  noch  zu  rechtfertigen? 

aa)  Hinsichtlich  des  ersten  Punctes  muss  die  volle  Kosten- 
deckung, d.  h.  die  Deckung  der  laufenden  Betriebskosten  und 
der  Zinsen  und  Amortisation  des  Anlagekapitals  erstrebt  werden, 
nicht  nur,  wie  im  Schulwesen  und  bei  den  Gerichten,  ein  mehr 
oder  weniger  hoher  Beitrag  zu  den  Kosten,  wobei  aber  auf  die 
Leistungen  der  Post  für  die  Staatsverwaltung  selbst  mit  Rücksicht 
zu  nehmen  ist.'^^)  Demgemäss  muss  namentlich  eine,  vielfach 
fehlende,  Rechnung  über  das  Anlagekapital,  das  in  den 
Gebäuden  und  Einrichtungen  des  Postwesens  steckt,  stattfinden. '^2) 
Vollends   in   dem  Falle,   dass   dieses  Kapital  nicht  früher  aus  den 

")  Es  kommt  daher  z.  B.  darauf  an,  ob  die  amtlichen  Postsendungen  frei  oder 
gegen  Portoberechnung  befördert  werden.  Im  ersten  Fall  meinte  auch  Kau,  dass  sich 
Zuschüsse  der  Staatscasse  zur  Post  vcrtheidig-en  liesseu,  §.  213.  Ivichtigcr  ist  es,  den 
amtl.  Verkehr  portopflichtig  zu  machen,  s.  u.  §.  312. 

'2)  So  ist  es  mit  Recht  bei  der  Berathung  des  Etats  des  Deutschen  Reichs  von 
1878—79  durch  eine  Resolution  des  Reichstags  für  die  Zukunft  verlangt  worden. 
Anschlag  des  Gebäudckapitals  iu  Bad  cn  1861  237,700  fl.,  der  Werkzeuge,  Geräthe  u.s.  w. 
217,000  11.  (Kau). 
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Betriebseiunahmen  der  Post  bestritten  worden  ist/')  gehört  eine 
angemessene  Summe  für  die  Verzinsung  und  Tilgung  in 
die  Jaliresabrechnung  der  Post. 

Die  möglichst  volle  Deckung  aller  dieser  Kosten  ist  wegen 
des  immer  doch  stark  dilferentiellen  Nutzens  der  Post- 
leistungen für  die  verschiedeneu  Kreise  der  Bevölkerung  zu  ver- 
langen. Bei  der  Normirung  der  Porti  u.  s.  w.,  besonders  bei  Porto- 
tarifreformen darf  daher  dieses  Ziel  der  vollen  Kostendeckung  der 
Anstalt  in  dem  bezeichneten  Umfang  nicht  ausser  Acht  gelassen 
werden.  Jedenfalls  sind  au  sich  vermeidbare  dauernde 
Postdeficite  wirklich  zu  vermeiden,  daher  finanziell  nur 
solche  Reformen  zu  billigen,  welche  einigermassen  sichere 
Aussiebt  auf  baldigen  Ersatz  eines  vorübergehenden  Deficits  er- 
geben. Diese  Gesichtspunkte  sind  neuerdings  in  Folge  einer  ein- 
seitigen Auffassung  der  Frage  in  der  öifeutlichen  Meinung  und  in 
den  leitenden  Postverwaltungskreisen,  mitunter  wohl  etwas  zu  sehr 
zurückgetreten:  das  führt  aber  leicht  zu  einem  falschen  Commu- 
nismus  unter  dem  Vorwand  des  öffentlichen  Interesses. 

Dauernde  U  eher  Schüsse  der  Postverwaltung  über  jene 
richtig  berechneten  Kosten  hinaus,  welche  nicht  nur  Ersatz  früherer 
Deficite  sind,  haben  finanziell  den  gemischten  Character  von 
Gewerbsgewinn  und  Steuer.  Nach  dem  oben  Gesagten  ist 
wegen  des  inneren  Grundes  der  Uebernahme  der  Anstalt  auf  den 
Staat  wohl  nur  ausnahmsweise  ein  solcher  Ueberschuss  zu 
billigen :  wenn  nemlich  die  Post  alle  begründeten  Bedürfnisse  schon 
befriedigt  und  ein  mitspielender  Steuercharacter  des  Porto  sich  recht- 
fertigen lässt,  oder  —  allerdings  ein  seltener  Fall  —  der  Ueber- 
schuss aus  Zweigen  herrührt,  welche  nach  dem  privatwirthschaft- 
lichen  Princip  verwaltet  werden  dürfen,  wie  Packet-  und  Personen- 
post. Sonst  sind  gerade  Ueberschüsse  zu  weiterer  Aus- 
dehnung und  Vervollkommnung  der  Einrichtung  und 
schliesslich  zu  passenden  Tarifermtissigungen  zu  benutzen. 

bb)  Ein  beständiges  Be trieb sdeficit  ist  aber  nach  den 
Erfahrungen  mancher  Länder  mitunter  nicht  zu  vermeiden,  einerlei 
wie  man  das  Portowesen  einrichte.  Denn  bei  der  Abhängigkeit 
des  Postverkehrs,  daher  der  Posteinnahme  von  der  Höhe  der  Ge- 


'^  Dies  ist  allerdings  häufig  der  Fall,  bes.  bei  gewissen  kleineren  Kapitalanlagen. 
Nach  richtigen  Bnchführungs-  nnd  RechnTingsgrundsätzen  muss  aber  jode  solche  Ver- 
wendung aus  der  Betriebseinnahme  als  Melioration  betrachtet  und  nicht  vom 
Reinertrag  des  Jahres  abgezogen  werden. 
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bühren,  führt  eine  Steigerung  der  letzteren  oft  nicht  zu  einer 
grösseren  Einnahme,  sondern  selbst  zur  Verminderung  des  Verkehrs, 
somit  leicht  zu  einem  ungünstigeren  Verhältniss  von  Betriebsein- 
nahme und  Ausgabe.  Der  Spielraum  für  eine  experimentelle,  nach 
voller  Kostendeckung  strebende  Tarifpolitik  ist  daher  oft  nur  klein. 
So  namentlich  in  Ländern  weiterer  Dimensionen,  theuerer  Commu- 
nication,  geringer  Volksdichtigkeit  und  relativ  schwachen  Postver- 
kehrs, besonders  wenn  alle  Kosten  der  Post  wirklich  von  dieser 
getragen  und  nicht,  wie  z,  Th.  bei  uns,  durch  unentgeltlich  oder 
gegen  geringen  Entgelt  zu  übernehmende  Leistungen  Dritter,  wie 
der  Eisenbahnen,  auf  diese  mit  überwälzt  werden.^*)  Auch  in 
solchem  Falle  wird  gleichwohl  die  Staatspost  wegen  ihrer  all- 
gemeinen Bedeutung  für  Cultur  und  Volkswirthschaft  und  für 
den  Staat  als  solchen  selbst  zu  rechtfertigen  sein.  Die  Einrichtung 
tritt  dann  pro  tanto,  für  den  Betrag  des  Deficits,  unter  die  Anstalten, 
welche  finanziell  nach  dem  Princip  der  reinen  Ausgabe  verwaltet 
werden  und  zur  Erfüllung  wichtiger  Staatszwecke  dienen.  Das  ist 
aber  nur  ein  unvermeidlicher  thatsächlicher  Zustand,  bedingt  durch 
geschichtliche  und  örtliche  Verhältnisse,  keineswegs  ein  allgemeines 
Ziel  der  finanziellen  Behandlung  der  Post.  Zwischen  dieser  Recht- 
fertigung einer  Staatspost  mit  beständigem  Betriebsdeficit  und  der 
obigen  principiellen  Forderung  voller  Kostendeckung  der  Post  be- 
steht daher  auch  nur  ein  scheinbarer  Widerspruch.  Ein  wenn 
auch  für  jetzt  nicht  zu  beseitigender  Uebelstand  liegt  in  dem  ersten 
Fall  namentlich  auch  darin,  dass  viele  einzelne  Privatinteressen 
theilweise  aus  öffentlichen  Mitteln  befriedigt  werden,'^) 


'*)  Typische  Beispiele  sind  unter  den  Grossstaaten:  Russland  und  Nord- 
america.  Im  ersteren  Staat  ist  neuerdings  ein  kleiner  üeberschuss  erreicht  worden. 
Nach  einer  amtl.  österr.  Zusammenstellung  bei  Sax  S.  257  war  1874  die  Eoheinnahme 
der  Post  in  Eussland  16,093,000  fl. ,  der  üeberschuss  251.000  fl.  Steigende  Rohein- 
nahme, so  1870  8.98,  1874  10.45  Mill.  R.,  Budg.  f.  1877  10.93  MiH.  R.  üeber 
Nordamer.  s.  Hock,  Fin.  d.  Ver.  Staaten  S.  389.  Vor  dem  Bürgerkrieg  Nordosten 
activ,  Westen  und  Süden  passiv.  Ergebniss  1875  —  76:  Einn.  29.18,  Ausg.  33.26, 
Deficit  4.08  Mill.  D. 

''*)  üeber  die  Finanzresultate  der  Post  in  europ.  Staaten  ältere  Daten  hei  Rau, 
Fin,  I,  §.  205  Noten,  neuere  f.  1874  bei  Sax,  I.  257.  Für  die  neueste  Zeit  ergiebt 
sich  für  einige  Hauptländer  Folgendes: 

Einnahme     Ausgabe    Reinertrag. 


Grossbritannien  1876/77 

MiU.  Pf. 

6.021 

f  3.1 59 
t0.851 

2.8621 
2.011 1 

1874 

, 

— 

— 

1.894 

Frankreich  1877  .    .    . 

Mill.  Fr. 

116.1 

71.3 

44.9 

1874  .     .     . 

„ 

113.7 

71.1 

42.5 

Deutsch.  Reich  1877/78 

(inclus.  Telegr.)      . 

Mill.  M. 

124.7 

113.0 

11.7 

!">  Ergebn. 

Ergebn. 
Anschl. 
Ergebn. 


Anschl. 
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§.  310,  —  ^)  Die  Kegeluug-  des  Post  tax-  oder  Porto- 
wesens  muss  je  nach  der  Wahl  des  leitenden  Finauzpriucips  etwas 
verschieden  ausfallen.  Im  Folgenden  wird  das  Gebühren- 
prineip,  mit  gewissen  Moditicationen  in  einzelnen  Fällen,  als 
Richtschnur  angenommen.  Der  wichtigste  Puuct  der  Gebühren- 
ordnung betrifft  alsdann  die  Wahl  zwischen  den  zwei  Hauptsystemen 
des  Tarifs,  dem  sogen.  Stufen tarif  mit  höheren  Sätzen  und 
dem  mehr  oder  weniger  consequenten  und  in  den  Sätzen  mässigefl 
Einheitstarif  in  den  nach  den  ßeförderungsgegenständen  unter- 
schiedenen Postdienstzweigen.  Die  anderen  Fragen  der  Gebühren- 
ordnung beziehen  sich  auf  Nebenpuucte,  welche  an  dieser  Stelle 
keine  genauere  Erörterung  bedürfen. ^'^j 

aa)  Der  Stufentarif  stuft  das  Porto  (die  Postgebühr)  nach 
zwei  Hauptmomenten,  der  Entfernung  des  Bestimmungsorts 
(eventuell  unter  Berücksichtigung  der  Beschaffenheit  der  Koute) 
bei  allen  vier  Hauptobjecten  der  Post,  Briefen ,  Geld,  Packeten, 
Personen,  und  nach  dem  Gewicht  bei  den  drei  ersten,  bei 
Geld  ausserdem  nach  dem  Wert h,  bei  den  Personen  nach  der 
Zahl  ab.     Dies  ist  an  und  für  sich  rationell. 
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Ausgabe 

Reinertrag 
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.     MiU.  M.   117.0 

109.4 

7.55 

Ergebn. 

Baiern  1877    .     .     . 

„      „       8.60 

8.05 

0.55 

Anseid. 

WOrtemb.  1877/78   . 

— 

— 

0.30 

Anschl. 

West-Oestcrr.  1877  . 

.     Mill.  Fl.     15.0 

14.95 

0.05 

Anschl. 

1875  . 

„      „      14.66 

14.95 

—  0.29 

Ergeba. 

Italien  1877    .     .     . 

.     Mill.  Fr.    27.0 

19.2 

7.8 

Anschl. 

Schweiz  1876.     .     . 

.    MiU.  Fr.     14.84 

14.74 

0.1 

Ergebn. 

Schweden  1878  .     . 

.  Mill.  Krön.    4.8 

4.8 

0.0 

Anschl. 

1875  .     . 

.      „       .,        4.02 

4.56 

—  0.53 

Ergebn. 

Norwegen  1875   .     . 

■      „       „         1.36 

1.46 

—  0.1 

Ergebn. 

Der  zweite  Ausgabeposten  bei  Grossbritannien  betrifft  den  Postpacketdieust  (Schilf- 
fahrt). Im  Deutschen  Reich  ist  jetzt  Post-  und  Telegraphendienst  vereinigt.  Am 
Günstigsten  ist  das  Yerhältniss  der  Einnahmen  zu  den  Ausgaben  und  zugleich  am 
Höchsten  der  absolute  Reinertrag  wie  derj.  p.  Kopf  in  Gross britannien  u.  Frankreich : 
dort  c.  1.19,  hier  c.  0.97,  im  Deutschen  Reich  (wo  man  den  Reinertrag  im  Wesent- 
lichen, nach  früherer  Erfahrung,  auf  die  Post  rechneu  darf)  c.  0.32  Mark  p.  Kopf. 
Dieser  unterschied  ist  vornemlich  auf  die  Uebernahme  der  kostspieligen  sogenannten 
Fahrpost  (Packete,  Personen)  in  Deutschland  zurückzuführen,  die  in  den  beiden 
Weststaaten  im  Ganzen  fehlt.  Daraus  erklärt  sich  auch  der  ungünstige  Abschluss  mit 
in  Oesterreich  u.  in  d.  Schweiz.  Im  Vergleich  mit  andern  Ländern  wirkt  in  Frankreich 
und  Grossbritannien  die  intensivste  Verkehrsentwicklung  günstig  ein.  In  Frankreich  ist 
aber  die  fi scalische  Tendenz  der  Post  auch  noch  ausgeprägter  u.  nach  dem  letzten 
Kriege  verschärft:  bes.  im  Ges.  über  die  Posttaxen  v.  24.  Aug.  1871. 

'^j  Rau,  Fin.  I,  §.  216 — 217,  mit  Unterscheid,  des  Brief-,  Packet-  u.  Gcldtarifs. 
Jetzt  bes.  Sax,  I,  Abschn.  3  der  Abtheüung  vom  Postwesen  (S.  261  1!.),  vergl.  mit 
Abschn.  2  u.  4,  u.  A.  eine  vorzügliche  Vergleichung  von  Post  u.  Telegraphie  in  Betreff 
ihrer  Gleichartigkeit  u.  ihres  Unterschieds.  Für  die  nähere  Begründung  der  einzehien 
Puncte  des  Texts  beziehe  ich  mich  auf  Sax,  mit  dem  ich  fast  ganz,  auch  in  den 
Einzelheiten,  u.  besonders  in  der  Auffassung  des  Posttaxwesens  als  einer  historisch 
u.  örtlich  verschieden  zu  ordnenden  Sache  übereinstimme. 


2l4  3-  B.  1.  K.  3.  A.   Syst.  d.  volkswirtlisch.  Gebühren.   §.  310,  .Sil. 

Wie  bei  allen  Gebühren,  so  sind  auch  hier  zwei  sich  ergänzende 
Gesichtspunete  zu  beachten:  einmal  der  des  Werthes  der  Leistung 
für  den  Interessenten,  sodann  derjenige  der  Kosten  der 
Leistung  für  die  Postverwaltung.'''')  Beide  Gesichtspunete  haben 
bei  der  Regelung  des  Portowesens  mehr  oder  weniger  mitgespielt. 
Bei  beiden  besteht  die  Schwierigkeit  der  Messung  des  Werths 
und  bez.  der  Kosten  der  Leistung.  Diese  Schwierigkeit  ist  aber 
dem  Werth  gegenüber  grösser,  weil  die  mitspielenden  Momente 
für  die  Verwaltung  meist  unbekannt,  auch  viel  veränderlicher  sind. 
Die  Feststellung  des  Werths  wird  daher  besonders  leicht  willkür- 
lich und  schablonenhaft,  z.  B.  bei  der  Annahme,  dass  sich  der 
Werth  der  Leistung  für  den  Interessenten  immer  genau  nach  der 
Entfernung  vom  Bestimmungsorte  richte.  Die  Kosten  lassen  sich 
auch  nur  schwer  ganz  genau  ermitteln,  besonders  weil  ihre  Höhe, 
auf  die  einzelne  Leistung  zurückgeführt,  selbst  wieder  nach  Art 
und  Umfang  des  Verkehrs  sehr  verschieden  ist.  Aber  in  einer 
für  die  Verwaltung  genügenden  Weise  ist  der  Kostenbetrag  doch 
annähernd  zu  ermitteln. 

Man  fand  nun  in  der  E  ntfernung  und  im  Gewicht  Haupt- 
momente für  die  Bestimmung  der  Höhe  der  Kosten  und  legte  sie, 
neben  den  anderen  genannten,  unter  Zusehlag  eines  angemessenen 
Betrags  für  die  allgemeinen  und  die  Expeditions-  und 
Manipulationskosten,  dem  Tarif  zu  Grunde,  hielt  aber  in 
letzterem  im  Ganzen  an  hohen  Sätzen  fest,  um  so  die  erforder- 
liche Gesaramteinnahme  zu  erzielen.  Einigermassen  wurde  aber 
auch  der  Werth  der  Leistung  für  den  Interessenten  nach  denselben 
beiden  Merkmalen,  Entfernung  und  Gewicht,  bemessen.  Daher  er- 
schien denn  ein  Postgebühren-  oder  sogen.  Porto tarif  für 
die  vier  Hauptarten  der  Postobjecte  als  Entfernungs-  und  bez. 
Gewichtsstufentarif  in  doppelter  Hinsicht  rationell  begründet. 

Dieser  ehemals  allgemein  verbreitete  Stufentarif  mit  höheren 
Sätzen  ist  in  der  That  auch  geschichtlich  für  gewisse  Entwicklungs- 
stufen des  Verkehrs  im  Ganzen  der  richtige,  was  gerade  zum  Ver- 
ständniss  der  Berechtigung  des  neuesten  Tarifsystems  beachtet 
werden  muss.  Bei  unvollkommenem  Communications-  und  Trans- 
portwesen, geringem  Postverkehr  überhaupt  und  einer  stärkeren 
Beschränkung  desselben  auf  gewisse  Volksclassen,  bei  der  Noth- 
wendigkeit,  in  Ermangelung  anderweiter  Verkehrsaustalten ,  durch 

")  Vgl.  auch  die  beziigl.  Abschnitte  aus  d.  Eisenbahnlehre  im  1.  Bande,  Kau- 
Wagner,  Fin.  I,  §.  251  ff.'u.  Wagner,  Fin.  I,  §.  264  ff. 
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die  Post  oder  ganz  allein  aut'  deren  Kosten  den  Trausport  dei 
Postgegeustände  besorgen  zu  lassen,  mit  einem  Worte  bei  ex- 
tensivem Verkehr  ist  ein  solcher  Tarif  wohl  der  relativ  ange- 
messenste. Der  Werth  der  Leistung  richtet  sich  hier  wirklieh 
wesentlich  mit  nach  Entfernung  und  Gewicht.  Die  Kosten  der 
Verwaltung  werden  dadurch  erheblich  bestimmt.  Der  erwähnte 
Zuschlag  für  allgemeine  Kosten  u.  s.w.  muss  nur  verhältniss- 
mässig  bedeutend  sein,  daher  im  Ganzen  hohe  Tarife, 
weil  die  genannten  weiteren  Kosteubestandtheile  bei  geringem  Post- 
verkehr relativ  stärker  sind  und  jedes  einzelne  Object  absolut 
hoher  tretien.  Bei  einem  zweckmässigen,  natürlich  für  die  einzelneu 
Beförderuugsobjecte  manchfach  verschieden  uormirten  Stufentarife 
wird  daher  die  Gesamratleistung  der  Post  unter  diesen  Verhältnissen 
wahrscheinlich  am  Angemessensten  bezahlt  und  das  Finanzinteresse 
im  uöthigen  Umfange  gewahrt. 

§.311.  —  bb)  Der  Einheitstarif  sieht  im  allgemeinen  innerhalb 
des  Postgebiets  —  und  bei  internationalen  Verträgen  selbst  darüber 
hinaus  —  von  der  Entfernung  theilweise,  schliesslich  in  ge- 
wissen Fällen  ganz,  vom  Gewicht  in  weiterem  Maasse  als  der 
Stufentarif  ab.  Er  ist  also  öfters  doch  nur  ein  relativer,  kein 
absoluter  Einheitstarif  verglichen  mit  dem  Stufeutarif,  so  in  der 
Uebergangsform  zwischen  beiden,  dem  sogen.  Zonentarif.  Mehr 
oder  weniger  erhebliche  Unterschiede  bestehen  dabei  nach  den 
Kategorieen  der  Beförderungsobjecte.  Bei  der  Personenpost  bleibt 
der  Stufentarif  meist  ganz  bestehen.  Bei  der  Packetpost  wird  er 
weniger  und  laugsamer,  bei  der  Zeitungs-  und  Geldpost  mehr,  bei 
der  Briefpost  vollständig  was  die  Entfernung  und  immer  weiter 
was  das  Gewicht  betrifft,  in  den  Zonen-  und  schliesslich  in 
den  Einheitstarif  hinübergeleitet,  endlich  durch  diesen  ersetzt. 
Die  Tendenz,  die  ehemals  entscheidenden  Momente  für  die  Tarif- 
bildung immer  weniger  zu  berücksichtigen,  tritt  in  der  neuesten 
Zeit  bei  der  Portoregelung  für  alle  Objecte,  mit  Ausnahme  der 
Personen,  immer  schärfer  hervor.  Zugleich  wird  das  Porto  all- 
gemein ermässigt.  Eine  Entwicklung,  welche  sich  in  den 
einzelnen  Ländern  etwas  verschieden  gestaltet,  aber  bei  dem 
kosmopolitischen  Character  der  Post  in  den  Culturstaaten  immer 
gleichmässiger  herausbildet,  z.  Th.  in  Folge  oder  unter  dem  mit- 
wirkenden Einfluss  internationaler  Verträge. 

Ein  solcher  Einheitstarif  entspricht  nun  im  Ganzen  den  Ver- 
hältnissen hochentwickelten  sogen,  intensiven  Verkehrs,  mit  dem 
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er  in  einer  gewissen  Wechselwirkung  steht.  Bei  grösserer  Volks- 
dichtigkeit, allgemeiner  Verbreitung  der  Elementarbildung,  viel- 
fachstem örtlichen  Wechsel  der  Bevölkerung,  ausgedehntem  in-  und 
ausländischen  Handel  wird  das  Bedürfniss  nach  den  Diensten  der 
Post,  besonders  der  Brief-,  aber  auch  der  Packet-  und  Geldpost, 
grösser  und  gleichmässiger.  Die  Entwicklung  guter  Communi- 
cationen,  die  Benutzung  der  Eisenbahnen,  Dampfschiffe  mit  für 
den  Postdienst,  vielleicht  nach  dem  geltenden  Eisenbahnrecht  un- 
entgeltlich oder  gegen  geringen  Entgelt  Seitens  der  Post,  macht 
die  Entfernung  zu  einem  die  Kosten  wenig  mehr  bestimmenden 
Factor.  Die  Grösse  des  Verkehrs  vermindert  die  allgemeinen  und 
die  Expeditions-  und  Manipulationskosten  relativ,  also  für  die 
einzelne  Leistung  absolut.  Die  Vereinfachung  des  Tarifs  und 
die  Portoerhebung  in  der  Form  von  Stempeln  (Marken) 
wirken  gerade  bei  grossem  Verkehr  in  derselben  Richtung.  So 
rechtfertigt  sich  ein  e  r  m  ä  s  s  i  g  t  e  r  E  i  n  h  e  i  t  s  t  a  r  i  f ,  welcher  dann 
wieder  die  Bedingungen  seiner  Berechtigung  durch  die  Entwicklung 
des  Verkehrs,  die  er  begünstigt,  selbst  immer  mehr  ausdehnt. 
Denn  man  kann  nun  von  der  Differentiirung  des  Werths  der 
Leistungen  der  Post  für  die  Interessenten  mehr  absehen,  weil  sie 
wirklich  unbedeutender  wird,  und  die  Differentiirung  der  Kosten 
der  einzelnen  Leistungen  wird  thatsächlich  auch  immer  minimaler. 
Alles  dies  tritt  bei  der  Briefpost  am  Meisten  hervor,  daher 
hier  auch  der  niedrige  Einheitstarif  am  Vollständigsten  berechtigt 
wird.  Das  Festhalten  an  einem  nicht  gar  zu  niedrigen  Maximal- 
gewicht des  zur  Normaltaxe  zu  befördernden  Briefs  erfolgt 
aus  Gründen  der  Oekonomie  der  Post,  ohne  dass  das  Publicum  da- 
runter leidet.  Indem  für  schwerere  Briefe  der  Gewichtsspielraum 
bedeutend  erweitert,  die  Taxe  aber,  wenn  auch  höher,  so  doch 
massig  gehalten  und  vom  Stufenporto  nach  dem  Gewicht  auch  hier 
im  Uebrigen  abgesehen  wird,  erfahren  alle  berechtigten  Interessen 
ihre  Befriedigung.  Die  Wahl  der  denkbar  einfachsten  Erhebungs- 
form der  Briefpostgebühr  in  dem  Stempel  (Briefmarke,  Brief- 
couvert)  vermindert  gerade  hier  die  Expeditionsarbeit  ausser- 
ordentlich, ^^j 

■'*)  Von  epochemachender  Bedeutung  war  die  berühmte  von  Kowland  Hill  an- 
geregte Portoreform  bei  Briefen  (sogen.  PenHyporto")  in  Gross  britannien  1839, 
S.  darüber  Uau  §.  213,  bes.  Note  d,  §.  216a.  Sax,  I,  346  11'.,  auch  266  ff.  Vom 
linanzicUcn  Standpuncte  aus ,  so  lange  die  Post  erhebüchere  Ueberschüsse  erzielen 
soll,  muss  die  englische  Keform  für  etwas  zu  abrupt  u.  zu  radical  bezeichnet  werden. 
Immerhin  ist  aber  zu  beachten,  dass  der  Reuiertrag  zwar  sehr  fiel,  aber  doch  noch 
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lange  kein  Deficit  eintrat.  In  Grossbritaniiieu  bestand  vor  1840  ein  sehr  liolier  Ent- 
fernangs-Stiit'enportötarif,  das  mittlere  Triefporto  war  7 — TYi  P-  ii-  Hill  schlug  nun 
in  einer  Schrift  1S3T  vor.  einen  massigen  Einheitstarif  einzufuhren.  Die  Grunde 
waren :  dass  das  bisherige  theueve  Porto  den  Verkehr  hemme  u.  auch  linanziell  nach- 
theilig sei;  allerdings  war  der  Kein  ertrag  der  Post  von  1S16 — 37  fast  nicht  gestiegen. 
Durchschn.  1,422,154  Pf.,  Max.  lS2(i  1.539,  Hin.  1822  1.325  Hill.  Pf.;  dass  die 
bestehenden  Posteinrichtungen  ohne  wesentl.  Kostensteigerung  die  Bewältigung  eines 
viel  grösseren  Briefverkehrs  gestatteten  (das  27  fache  nach  Hill) ;  dass  das  Gewicht  der 
Gesammtheit  der  bezahlten  Briefe  klein  im  Verhaltniss  zu  dem  (lewicht  aller  Sendungen 
sei  (10  "/o  bezahlte,  9"/,.  unbezahlte  Briefe,  75  7o  Zeitungen);  dass  die  Kosten  nur 
zum  kleinen  Theil  von  den  eigentlichen  Beförderungskosten  herrührten,  nur  zu  Ys^ 
auf  den  einzelnen  Brief  weniger  als  *,',„  P.  davon  käme ;  dass  die  Beförderungskosten 
nicht  mit  der  Entfernung  proportional  stiegen,  sondern  von  anderen  Umstünden, 
Beschalfenheit  der  Route  und  des  Transportmittels  u.  s.  w.  abhingen,  bes.  bei  ausge- 
bildetem sonstigen  Communicationswesen  (Eisenbahnen,  Dampfschiffe!);  dass  die  Kosten 
der  Expedition  u.  Manipulation  der  Briefe  die  Hauptsache  seien,  sich  aber  sehr  ver 
ringern  Hessen ,  wenn  der  Briefverkehr  stärker  u.  das  Briefmarkensystem  angewendet 
werde.  Hill's  "N'orschläge  wurden  durch  das  Gesetz  v.  17.  Aug.  1839  (2.  u.  3.  Vict. 
c.  52)  angenommen.  Am  10.  Jan.  1S40  wurde  das  Porto  allgemein  auf  1  P.  für 
inländische  Briefe  ermässigt.  Der  Briefverkehr  stieg  sofort  stark  u.  steetig  weiter,  aber 
nicht  so  bedeutend ,  als  Hill  vermuthet  hatte :  er  war  nicht  in  Kurzem ,  sondern  erst 
nach  12  Jahren  der  5 fache,  der  frühere  Rohertrag  wurde  erst  nach  10,  der  alte 
Reinertrag  erst  nach  30  Jahren  erreicht.  Die  starke  Vermehrung  der  Kosten  ist  nur 
z.  Th.  der  Zunahme  der  Briefe,  z.  Th.  anderen  Ursachen  (Bezahlung  der  Eisenbahnen, 
Postschifl'e)  zuzuschreiben.  Rau  hat  für  die  Zeit  bis  1862  folgende  Tabelle  zusammen- 
gestellt (§.  213,  Note  d). 


Rohertr. 

Verh. 

Reinertr. 

Verh. 

Briefzahl 

Verh 

MiU.  Pf. 

MUl.  Pf. 

Hill. 

1838/39    . 

2.37 

100 

1.60 

100 

75 

100 

1840    .    . 

1.36 

57 

.41 

25 

169 

225 

1842     .     . 

1.58 

66 

.48 

29 

208 

278 

1844     .     . 

1.71 

71 

.61 

38 

242 

322 

1846     .    . 

1.98 

83 

.72 

45 

300 

400 

1850     .    . 

2.50 

105 

1.06 

66 

347 

462 

1856     .    . 

2.S7 

121 

1.21 

75 

478 

637 

1862     .     . 

3.78 

159 

1.24 

77 

605 

806 

1870     .     . 

4.93 

208 

1.50 

90 

865 

1153 

1876     .     . 

6.02 

254 

1.95 

122 

1019 

1360 

(Auch  in  den  letzten  Jahren  die  Briefzahl  ohne  die  Postkarten).  Die  allmäligere 
Portoreform  auch  für  England  ist  denn  auch  öfters  der  Hill'schen  gegenüber  befür- 
wortet, z.  B.  von  M'CulIoch;  noch  neuester  Zeit  hat  G.  Cohn  in  s.  engl.  Eisenbahn- 
studien Aehnliches  gesagt. 

Die  enorme  förmlich  culturgeschichtliche  Bedeutung  der  Hiirsclien  Portoreform 
ist  deshalb  doch  unbestreitbar.  In  allen  Culturstaaten  ist  man  nach  und  nach  diesem 
englischen  Vorgang  gefolgt,  nur  meist  mit  der  Zwischenperiode  eines  Zonentarifs. 
In  Oester reich  1842  6  Kr.  bis  10  Meilen,  12  Kr.  darüber  hinaus,  1849  jener  Satz 
auf  H  Kr.,  dieser  auf  0  Kr.  reducirt,  1861  inländ.  Einheitssatz  v.  5  Kr.  ö.  \V.  (Local- 
porto  3  Kr.).  —  Preussen  hatte  für  den  einfachen  Brief  nach  dem  Regulativ  von 
1824  folgende  Sätze:  bis  2  Meilen  1  Sgr.,  2—4  M.  1V.>  Sgr.,  4—7  M.  2,  7—10  M. 
2V.2,  10—15  M.  3.  15—20  M.  4,  20—30  M.  5  Sgr.  u.  für  je  10  weitere  Meilen  1  Sgr. 
mehr.  Im  J.  1844  wurden  bei  gleichbleibenden  Portis  die  Zonen  erweitert:  auf  5, 
10,  15,  20,  30,  50,  100  Meilen.  1S49  wurden  H  Zonen  gebildet  von  bis  10  M., 
10—20  M.  u.  über  20  M. ,  mit  resp.  1,  2.  3  Sgr.  Porto.  Diese  Sätze  für  den  ein- 
fachen Brief  von  jetzt  bis  an  1  Loth  übernahm  der  deutsch-österr.  Post  verein 
(1850)  f.  d.  Ver  eins  verkehr,  woneben  in  mehreren  Staaten  andere,  niedrigere  inländ. 
Porti.  Im  Norddeutschen  Bunde  dann  durch  Ges.  v.  4.  Nov.  1867  Einheits- 
satz V.  1  Sgr.,  ebenso  nach  Ges.  v.  1871  im  D.  Reich.  Vertragsweise  gilt  dies  Porto 
auch  zwischen  Deutschland  u.  Oesterreich.  Nach  der  Ermässig-ung  von  1844  sank  der 
Reinertrag  in  Preussen  von  1.4  auf  1  Mill.  Thlr. ,    1852  wurde  er  auf  880.000  Thlr. 

A.  Waffner,  Finanzwisseiir^chaft.     IJ.  7 
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veranschlagt,  1856  schon  wieder  auf  1.42  Mill.  Thlr.  Die  Portoreform  im  Nordd. 
Bunde  führte  vorübergehend  zu  einem  Betriebsdef icit.  Nach  dem  Anschlag 
für  1868  war  die  Einnahme  22.965,  die  Ausgabe  20.691,  der  Ueberschuss  2.274  Mill. 
Thaler;  statt  dessen  nach  dem  Ergebniss  bez.  20.516,  20.655  und  Deficit  von 
138.621  Thlr.  Der  Ausfall  war  beim  Brief-  u.  s.  w.  Porto  1.69  Mill.  Thlr.  1861—65 
wurde  der  ueberschuss  der  Post  für  die  norddeutschen  Staaten  auf  3.7  Mül.  Thlr. 
berechnet.  Hirth,  Annalen  II,  226,  243.  In  1869  war  der  ueberschuss  nach  dem 
Anschlag  548,519,  nach  dem  Ergebniss  262,378  Thlr.,  1872 — 75  war  der  Netto- 
uberschuss  der  Reichspostverwaltung  bez.  1 3.2,  8.2,  6.99,  8.23  Mill.  M. ,  wovon  aber 
5 — 6  Mill.  M.  aus  der  Aufhebung  der  amtl.  Portofreiheiten  henlihren.  ■ —  Aehnliche 
Entwicklung  in  anderen  Ländern ,  vgl.  ältere  Daten  bei  E  a  u ,  auch  bei  S  a  x.  In 
Frankreich  war  das  Einheitsporto  für  den  freilich  nur  c.  halb  so  schweren  Brief 
(bis  77.2  Gr.)  als  in  England  u.  Deutschland,  seit  1848  20,  1849  25,  1854  20  cent., 
nach  Ges.  v.  24.  Aug.  1871  (für  bis  10  Gramm)  wieder  25  cent.  Neueste  Ermässig. 
1878.  —  Der  Weltpostverein  hat  dann  das  Porto  für  den  einfachen  Brief  von  15  Gr. 
allgemein  auf  7*  Fr.  oder  20  Pf.  deutschen  Gelds  innerhalb  dieses  Yereins  fixirt. 

Das  Maximalgewicht  des  sogen,  einfachen  Briefs  hat  mehrfach  gegen  früher 
eine  Erhöhung  und  zwischen  verschiedenen  Staaten  eine  Ausgleichung  erfahren.  Es 
war  früher  in  Preussen  ^|^  Loth,  in  England  72  Unze  (15.55  Gr.),  später  in 
Deutschland  u.  Oesterreich  bis  1  Loth  (lö^g  Gr.),  ist  Jetzt  (in  Deutschland 
nach  dem  Keichsgesetz  von  1871)  15  Gr.;  dies  auch  der  jetzige  Weltpostsatz.  Am 
Längsten  verfuhr  Frankreich  liier  eng  fiscalisch.  —  Für  höheres  Gewicht  stieg 
früher  das  Porto -meist  proportional  mit  dem  Gewicht,  also  für  2-,  Sfaches  u.  s.  w. 
auf  das  2-  u.  3  fache,  bis  zur  Grenze  des  erlaubten  Briefgewichts.  In  Deutsch- 
land jetzt  nur  das  2fache  Porto  für  über  15 — 250  Gr.  (72  Pfund).  Im  Weltpost- 
verein immer  f.  je  15  Gr.  mehr  der  einfache  Satz  mehr.  In  Frankreich  nach 
d.  Ges.  V.  1871  bis  mit  10  Gr.  25  c,  über  10—20  40  c,  20—50  Gr.  70  c,  über 
50  Gr.  für  jede  weitere  50  Gr.  oder  einen  Theil  davon  ein  Zuschlag  von  50  c. 

Bei  der  Geld-  und  Packetpost  kaun  die  Entwicklung  nur 
eine  analoge  wie  bei  der  Briefpost,  keine  identische  sein. 
Denn  die  Wer th höhe  steigert  das  Risico  der  Post  und  die  Ge- 
wichtsmenge sowie  die  Entfernung  bleiben  bei  'der  Packet- 
post unvermeidlich  immer  in  höherem  Grade  Factoren,  welche  die 
Kosten  steigern.  Vollständiges  Einheitsporto  wie  bei  der  Briefpost 
erscheint  daher  hier  nicht  rationell  und  bei  der  Packetpost  ohne 
die  Abnormität  einer  fast  unentgeltlichen  Hilfsleistung  der  Eisen- 
bahnen kaum  durchführbar.  Zonentarife  mit  Verminderung  der 
Gewichts-  und  der  Entfernungsstufen,  selbst  der  Fortfall  der  letzteren, 
und  die  allgemeine  Ermässigung  der  Sätze  rechtfertigen  sich  in- 
dessen auch  hier  durch  die  immerhin  geringere  Bedeutung  von 
Gewicht  und  Entfernung  für  die  Kosten  bei  gut  entwickeltem 
Communications-  und  Transportwesen  und  durch  die  wohlfeilere 
Expedition  und  Manipulation  bei  grösserer  Einfachheit  des  Porto- 
systems und  lebhafterem,  durch  niedriges  Porto  begünstigtem  Post- 
verkehr, wo  sich  die  Kosten  für  die  Einheit  der  Leistung  billiger 
stellen.^») 


'")  Rau  §.  217  mit  älteren  Daten  über  Taxen  der  Packet-  u.  Geldpost.     Früher 
hielt  man  besonders  auf  ein  Minimalgewicht  briefartiger  Packcte  (2  Loth  in  Preussen, 
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Die  Benrtbeilung  der  modernen  Portosystemc  darf  daher  im 
Ganzen  günstig  auslallen,  wenn  man  auch  vielleicht  hie  und  da 
zu  weit  in  der  Ermässigung  und  Ausgleichung  der  Sätze  gegangen 
ist.  Der  Tarif  eines  einzelnen  Landes  muss  nach  den  angegebenen 
Momenten,  welche  die  Ermässigung  und  Einheit  des  Porto  recht- 
fei-tigen,  geprüft  werden. 

Im  f  i  n  a  n  z  i  e  1 1  c  n  Interesse  sind  aber  sehr  plötzliche  und 
starke  P  o  r  t  o  r  e  d  u  c  t  i  o  n  e  n  nicht  s  o  allgemein  zu  billigen,  wie 
es  Theorie  und  Praxis  neuerdings  gethan  haben.  Denn  sie  führen 
doch  mitunter,  wenn  nicht  zu  Betriebsdeficiten  so  zu  störenden 
Mindereinnahmen  von  längerer  Dauer.  Entwickelt  sich  auch  ein 
grösserer  Verkehr,  so  doch  nicht  immer  ein  solcher,  welcher  den 
Ausfall  der  Tarifreduction  sofort  deckt.    Der  Einfluss  der  Reduction 


S  iu  Baden,  4  im  deutsch  -  österr.  Postverein)  der  Packetpost,  um  Umgehungen  des 
höheren  Briefportos  mittelst  Benutzung-  der  Fahrpost  zu  verhüten.  System  der  Taxirung 
nach  sogen.  Taiquadraten ,  so  im  dcutsch-österr.  Postvertrag  v.  1857:  das  Pfund 
auf  -i  Meilen  je  Ve  Sgr. .  Minimum  bis  S  M.  2  Sgr.,  8—16  M.  3  Sgr.,  16—24  M. 
4  Sgr.  u.  s.  w.,  doch  mit  d.  Ermässig.,  dass  Stücke  bis  1  Pf.  u.  bis  4  M.  nur  IV2  Sgr. 
geben.  Bis  zu  20  M.  Entfernung  Berechnung  der  Fracht  nach  dem  geraden  Abstand 
der  Orte.  Für  weitere  Entfernung  Eintlieilung  des  Yercinsgebiets  in  Taxijuadrate  von 
4  M.  Seitenlänge.  Alle  in  einem  Quadrat  liegenden  Puncte  behandelt,  als  ob  sie  im 
Mittelpuncte  lägen.  Sendung  dann  tariiirt  nacli  der  Entfernung  der  Mittelpuncte  der 
resp.  Quadrate.  Tabellen  zur  schnellen  Berechnung.  Beibehaltung  des  Systems  der 
Taxquadrate  im  norddeutschen  Postges.  v.  4.  Nov.  1867.  Quadrate  von  2  M.  Seiten- 
länge, Porto  p.  1  Zollpfund  2  Pfennig  für  je  5  M.  bis  :iO  M.,  für  je  10  M.  bis  100, 
für  je  20  M.  über  100  M. ,  Minim.  2,  3,  4,  5,  6  Sgr.  nach  d.  Entfernung.  Umge- 
staltung des  Packetportosystems  im  Ges.  v.  17.  Mai  1S73:  für  kleinere 
Packete  bis  5  Kilogr.  ein  zweistufiges  Porto  ohne  Rücksicht  auf  das  spec.  Gewicht: 
25  Pf.  Reichswähr.  bis  10  M.,  50  Pf.  darüber;  für  schwerere  Packete,  bis  5  Kil. 
diese  Sätze .  für  jedes  weitere  Kilogr.  ein  Zusclilag  nach  einem  Entfernungsstufensatz, 
bis  10  M.  5  Pf.,  10  —  20  M.  10  Pf.,  20  —  50  M.  20  Pf..  50—100  M.  30  Pf, 
100— 150  M.  40  Pf.,  150  M.  50  Pf 

Auch  das  Porto  für  Geldsendungen  ist  in  den  neueren  Posttaxgesetzen  sehr 
ermässigt  und  vereinfacht  worden.  Dsgl.  das  Porto  für  Packete  mit  Wert  hangab  e. 
Nach  d.  Deutschen  Ges.  v.  1873  f.  Briefe  mit  \\'erthangabe  ohne  Rücksicht  auf  Gewicht 
bis  10  Ml.  2  Sgr.,  über  10  Ml.  4  Sgr.,  Versicherungsgebühr  ^,L  Sgr.  für  je  100  Tblr. 
(Ve  Permille).  Die  neueren  Communicationsmittel  mit  ihren  regelmässigen  Postcurseu 
(Eisenbahnen)  gestatten  auch  solche  massige  Tarife  wegen  Verringerung  des  Risicos. 
grösserer  Leichtigkeit  der  Controle  u.  s.  w.  —  Durch  das  System  der  sogen.  Post- 
anweisungen (seit  1838  in  Grossbritannien)  wird  der  kleinere  Geldverkehr 
zwischen  verschiedenen  Orten  noch  mehr  erleichtert  und  wohlfeil  gemacht,  was  die 
Postverwaltung  wegen  des  geringen  Risicos  und  der  meist  möglichen  Vermeidung  der 
Baarsendung  leisten  kann:  es  findet  im  Wesentl.  nur  ein  Abrechnungs-  u.  Aus- 
gleichungssystem statt.  Da  beliebig  viele  Anweisungen  desselben  Absenders  an 
(lenselben  Adressaten  gleichzeitig  erfolgen  können,  hat  die  Beschränkung  auf  ein 
Maximum  keine  andere  practische  Bedeutung,  als  auf  die  für  grosse  Summen  wohl- 
feilere Baarsendung  hinzuleiten.  Jetzige  deutsche  Sätze:  bis  100  Mark  20  Pf.,  bis 
200  M.  30  Pf.,  bis  300  M.  40  Pf.  Im  J.  1875  bei  der  Reichspost  eingezahlt  auf 
23,776.839  Postanweis.  1118.67  Mill.  M.,  mit  4.038  Mill.  M,  Gebührenertrag,  p.  Stück 
bez.  47.06  Mark  Zahlungsbetrag  und  0.36  M.  Gebuhr.  In  Grossbritannien  1S76 
Betrag  der  Postanweis.  im  Inlande  nur  27.4  ]\Iill.  Pf.  (548  Mill.  M.).  —  Durch  inter- 
nationale Verträge  Ausdehnung  des  Anweisungsverkehrs  vielfach  aufs  Ausland, 
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auf  die  Steigeruug  des  Bedürfnisses  ist  hier  öfters  überschätzt 
worden,  ähnlich  wie  in  verwandten  Fällen,  bei  den  Eisenbahnen, 
Telegraphen,  bei  Zöllen  und  anderen  Verbrauchsteuern.  Ein  lang- 
sameres Vorgehen  und  die  Beibehaltung  einzelner  Puncte  aus  dem 
älteren  Stufentarifsystem  empfiehlt  sich  daher  öfters  mehr.  (Siehe 
Note  78). 

§.  312.  Von  weiteren  Puncten  des  Postgebtihrenwesens  sind 
noch  zu  erwähnen:  ^'^) 

(1)  Die  Erhebung  eines  Bestellgelds  vom  Empfänger  der 
Sendung  ist  möglichst  zu  beschränken,  bei  Briefen  aufzuheben,  — 
auch  im  Interesse  der  Oekonomie  der  Postverwaltung  selbst.^^) 

(2)  Besondere  Begünstigungen  in  ermässigtem  Porto  ge- 
niessen  meistens  Zeitungen,  Drucksachen,  Circulare  u.  s.  w.,  Proben 
und  Muster,  jetzt  offene  Postkarten.  Ob  in  dem  bestehenden  Um- 
fang ganz  mit  Recht,  wäre  mitunter  erst  näher  zu  untersuchen. 
Doch  führt  solches  Porto  der  Post  öfters  erst  einen  Verkehr  zu, 
der  ohne  wesentliche  Kostensteigeruug  mit  zu  bewältigen  ist  und 
eine  bessere  Ausnutzung  des  Personals  und  Materials  bewirkt. 
Daher  auch  die  günstigen  Erfahrungen  mit  den  offenen  Postkarten. ^''^) 

(3)  Ein  allgemeiner  Grundsatz  muss  bleiben,  dass  die  Post  in 
Fällen,  welche  nach  der  Einrichtung  des  Diensts  die  Kosten  un- 
nöthig  steigern,  und  für  besondere  Leistungen,  welche  eben- 
falls Extra-Kosten  macheu,  Porto-Zuschuss  erhebt.  Jenes  findet 
statt  bei  der  Unterlassung  der  Frankiruug,  wo  der  allgemein 
übliche  Zuschlag  indirect  auf  die  im  Verwaltungsiuteresse  ge- 
legene Verallgemeinerung  der  Frankiruug  einwirkt.  Die  oben  ge- 
nannten neueren  Stufen-  und  Einheitsporti  bezichen  sich  daher' 
grundsätzlich  nur  auf  vom  Absender  frankirte  Briefe  u.  s.  w. 
Besondere  Leistungen  macht  die  Post  bei  der  Einschreibung 
der  Briefe  und  bei  der  Werthdeclarirung  der  Briefe  und 
Packete,  wo  auch  ihre  Garantie  erweitert  wird,  und  in  einigen 
anderen,  minder  wichtigen  Fällen. 

*•)  Beispiele  anzugeben  ist  bei  der  Bekanntlieit  dieser  Puncte  wohl  nicht  nöthig, 
Aelteres  Material  bei  Kau,  neueres  bei  Sax. 

^*)  Bei  Briefen  in  Dcutscliland  jetzt  beseitigt,  das  Landbrief bestellgeld  fiel  im 
Keichsges.  v.  1S71  auf  Wunsch  des  Keichstags,  gegen  die  finanziellen  Bedenken  der 
Regierung. 

'*'')  Vgl.  Em.  Hermann,  Miniaturbilder  d.  Wirthsch.,  Halle  Ibl'I,  S.  71—134. 
Die  Priorität  gebührt  Ocsterrcich  1S6((  (nach  and.  Behauptung,  für  beschränkten 
Verkehr,  Belgien  1S(J7).  Zulassung  in  Deutschi.  1S70  zu  dem  Briefporto  von  1  Sgr., 
1.  Juli  1872  auf  Va  ^gr-  herabgesetzt.  Zahl  im  internen  Verkehr  des  Keichspost- 
gcbicts  1872—76  bez. '7.73,  21.9."),  42.56,  56.(17,  H6.69  Mill.  Stück,  in  (irossbritannieu 
1^7(1  '.13   Mili.,  Westösterrei'h    ls76  21.1  Mill..  Ungarn  ><.33  Mill. 
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(4)  Um  richtige  Oekonoinle  in  der  Benutzung  der 
Post  zu  bewirken  und  um  die  F  i  n  a  n  z  e  r  g  e  b  n  i  s  s  e  der  Post 
richtig  übersehen  zu  können,  ist  es  geboten*  im  Allgemeinen  alle 
P  orte  treibe  iten  gewisser  privilegirter  Privaten,  (z.  B.  Par- 
lamentsmitglieder) und  selbst  der  öffentlichen  Behörden, 
aufzuheben.     Dies  ist  neuerdings   auch   mehrfach  geschehen. ^^) 

^.  313.  —  h)  Die  Telegrapbie.^^)  Auch  sie  eignet  sich 
im  Allgemeinen  gut  zur  Staatsanstalt,  aus  den  im  1.  Bande 
dargelegten  Gründen^-')  und  hat  sich  auch  in  vielen  Culturstaaten 
von  vorneherein  als  solche  entwickelt.  Wo  dies  nicht  der  Fall 
war,  haben  sich  mancherlei  Uebelstände  ergeben,  welche  den  Ueber- 
gang  an  den  Staat  räthlich  erscheinen  lassen.  Er  ist  auch  zur 
Ausfuhrung  gebracht  worden.     (England).^") 

« )  Die  förmliche  Creiruug  eines  Telegraphenregals,  analog 
dem  Postregal,  kann  eventuell  zweckmässig  sein.  Unbedingt  noth- 
wendig  ist  sie  kaum.  Die  Natur  der  Sache,  die  Herstellung  der 
Telegraphenleitungen,  macht  die  Mitwirkung  des  Staats  doch  un- 
entbehrlich. Ein  Telegraphenregal  müsste  sich,  ebenso  wie  die 
Staatsanstalt  für  Telegraphie  überhaupt,  auf  die  Benutzung  von 
Telegraphen  für  den  öffentlichen  Verkehr  beschränken.  Da- 
neben müssen  Telegraphen  bloss  für  den  Dienst  einer 
Privat  unter  nehmung  selbst,  z.  B.  der  Privateisenbahnen,  grosser 


*^  In  England  ein  Priucip  der  Hillschen  Postrefonn.  Früher  grosser  Miss- 
branch  der  Portofreiheit  der  Parlamentsmitglieder.  Aufhebung:  der  Portofreiheit  für 
die  amtliche  Correspondenz  der  Einzelstaaten  u.  aller  anderen  Portofreiheiten,  mit 
Ausnahme  der  regierenden  Fürsten,  deren  Gemahlinnen  u.  Wittwen,  durch  d.  nord- 
deutsche Ges.  V.  5  Juni  186'.).  Entschädigung  gewährt,  wenn  dies  landesgesetzlich 
wegen  der  zu  Grunde  liegenden  lästigen  Privatrechtstitel  nothwendig.  Die  Portofreiheit 
der  Correspondenz  in  Bun  desdienstangelegenheiten  blieb  erhalten. 

**)  Rau,  Fin.  I,  §.  219b.  R.  v.  M o h  1 ,  Polizeiwiss.  Il{H.  A.),  §.  180.  H.  Rösler, 
Verw.recht  II,  §.  440,  441.  L.  v.  Stein,  Handb.  d.  Yerw.rechts,  2.  A.,  S.  426  ff. 
Beide  letztere  f.  Liter,  u.  Gesetzgebung.  Knies,  d.  Telegr.  als  Verkehrsmittel,  Tüb. 
1S57.  Jetzt  bes.  Sax  I,  211  If.  (Post  u.  Telegr.  zus.).  v.  Rönne,  preuss.  Staatsr., 
8.  A.,  II,  2.  §.  477.  Telegr.- Ordn.  f.  d.  Deutsche  Reich  vom  21.  Juni  1872. 
Deutsche  Verordn.  v.  22.  Dec.  187.5,  betr.  Trennung  der  Verwalt.  des  Post-  u.  Tele- 
graphenwcsens  v.  Reicliskanzleramt  u.  deren  Vereinigung  unter  d.  Generalpostmeister. 
Deutsche  Verordn.  betr.  Abänder.  u.  s.  w.  d.  Telegr.-Ordn.  v.  1872  v.  24.  Jan.  1876, 
betr.  bes.  Einfuhr,  d.  sogen.  Worttarifs  y.  1.  März  1 876  an.  S.  darüber  Hirth,  Ann. 
1S76  S.  761  ff.,  eb.  1877  S.  1088  ff.  Sax  a.a.O..  S.  .HOl  H.  Ich  muss  beim  Telegr. 
noch  mehr  wie  bei  d.  Post  f.  alles  Nähere  auf  d.  ..VcrkehrsAvesen"  (B.  3)  verweisen. 
Mancherlei  Statist.  Material  bei  Sax  sehr  instructiv  verwerthct.  —  Deutsche  Verordn. 
über  gebiihrenfreie  Beförd.  v.  Telegr.  v.  2.  Juni  1877. 

*«)  Rau-Wagner.  Fin.  I,  §.  222—226;  Wagner,  Fin.  I,  §.  240—242. 

^)  Einlösung  der  Privattelegraphen  in  England  1809.  S.  bes.  Sax,  I,  230  ff., 
der  mit  Recht  bemerkt .  dass  die  vorläufig  unbefriedigenden  Ertragsverhältnissc  nicht 
dem  System,  sondern  überstürztem  Vorgehen ,  mancherlei  Fehlgrid'en  in  der  Organi- 
sation und  überhaupt  dem  Uebergangsstadium  zuzuschreiben  (S.  235). 
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Fabriken,  Bergwerke,  angelegt  auf  dem  eigenen  Boden  der  Unter- 
nehmung, ohne  Weiteres  und  nach  dem  Coucessionsprincip  auch 
auf  fremdem  Boden  zi^elassen  werden.  Als  berechtigte  Ausnahme 
kann  die  Einrichtung  privater  Telegraphen  für  den  öffentlichen 
Verkehr  bei  grösseren  unterseeischen  internationalen 
Verbindungen  statthaft  sein,  bisheriger  Praxis  entsprechend,  welche 
freilich  manche  üebelstände  aufweist.^"^) 

ß)  Als  leitendes  Finanzprincip  der  Telegraphie  ist  schon 
im  1.  Bande  das  Crebührenprincip,  aber  mit  einer  weiteren 
Annäherung  an  das  privatwirthschaftliche,  hingestellt 
worden.  Demgemäss  ist  voller  Ko Steuersatz,  einschliesslich 
der  Kosten  für  Zinsen  und  Amortisation,  zu  erstreben,  daher  auf 
die  Abstellung  der  Betriebsdef leite,  welche  neuerdings 
wieder  manche  Staatstelegraphenverwaltungen  aufweisen,  eifrig 
hinzuarbeiten.  Es  ist  dies  noch  nothwendiger  als  bei  der  Post, 
weil  letztere  viel  allgemeiner  benutzt  wird  als  die  Telegraphie, 
welche  weit  mehr  einem  Classeninteresse  der  Handel-  und 
Gewerbetreibenden,  zumal  des  Grosskapitals,  dient.^^)  Bei  der  un- 
vermeidlichen Rückwirkung  der  Höhe  und  der  Einrichtung  des 
Tarifs  auf  die  Benutzung,  mithin  wieder  auf  Einnahme  und  Kosten 
und  deren  Verhältniss  zu  einander,  sind  zweckmässige  Tarif- 
experimente gerade  hier  geboten,  um  die  finanzielle  Seite  des 
Telegraphenwesens  richtig  zu  behandeln.  Wenn  trotz  allem  ein 
Betriebsdeficit  bleibt,  so  kann  freilich  deswegen  der  Staat  den 
Telegraphen  nicht  aufgeben,  weil  seine  eigenen  Interessen  ihn  ver- 
langen. Aber  eine  Gestaltung  und  nöthigenfalls  eine  Einschränkung 
des  Betriebs  für  Private,  wodurch  sich  wenigstens  die  Betriebsdeficite 
mindern,  kann  nicht  mit  Hinweis  auf  ein  „öffentliches  Interesse", 
das  überwiegend  privates  Classeninteresse  ist,  abgelehnt  werden. 
Unter  den  Mitteln,  welche  die  Anstalt  allgemeiner  zugänglich  und 
nützlich  machen  und  zugleich  die  Kosten  mindern  helfen,  empfiehlt 
sich  die  Vereinigung  der  Post-  und  Telegraphenämter 
und  der  obersten  Verwaltung  beider  Zweige,  welche  auch  mehrfach 
in  der  Praxis  besteht.^^) 


*")  Die  submarinen  Kabel,  bes.  die  gi'ossen  (transatlant.)  ganz  überwiegend 
von  der  Privatindustrie  (Gesellschaften')  angelegt  u.  betrieben:  1S77  von 
i.  G.  63,9S9  Seemeilen  ö!>,.547.     Sax,  I,  238  fi'. 

•**)  Gut  nachgewiesen  von  Sax,  I,  250  Vi. 

*®)  Daten  über  den  Ertrag  bei  Sax  S.  2.58.  Das  Betriebsdelicit  der  Telegraphie 
im  Deutscheji  Keich  war  mit  ein  Anlass  zur  Vereinigung  der  Telegr,- Verwaltung  mit 
der  Pübt.   Jetzf  lässt  si<ii  die  Finanzlage  der  Telegr.  nicht  ganz  genau  feststellen,  soll 
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y)  Das  Gebiihienwesen  oder  der  Telegraph entarif  bietet 
in  seiner  Entwicklnng  und  gegenwärtigen  Einrichtung  sowie  in  den 
Principienfragen  vielfache  Analogie  zum  Posttarif.  Auch  hier 
handelt  es  sich  um  die  Wahl  eines  höhereu  Stufentarifs, 
eines  erni  äs  s  igten  Zonentarifs  und  eines  wohlfeilen  Ein- 
heitstarifs. Die  Stufen,  bez.  Zonen  werden  nach  der  Ent- 
fernung, sodann  —  entsprechend  dem  Gewicht  bei  den  Briefen 
und  Packeten  —  nach  dem  Umfang  des  Telegramms  gebildet. 
Letzteres  bisher  gewöhnlich  unter  Zugrundelegung  einer  sogen. 
Einheitsdepesche  von  einer  massigen  Maximalzahl  Worte  (ge- 
wöhnlich 20),  mit  Steigerung  für  feste  Zuwüchse  von  so  und  so 
viel  Worten,  neuerdings  auch  (wie  schon  länger  bei  submarinen, 
transoceanischen  Kabeln)  ganz  nach  der  Zahl  der  Worte  eines  be- 
stimmten Maximalumfangs  von  Sylben  oder  Buchstaben  unter  Bei- 
fügung einer  festen  sogen.  Grundtaxe  für  jedes  Telegramm 
(neuer  deutscher  sogen.  Worttarif).  Die  Entwicklung  war  auch 
hier  dem  Einheitstarif  ohne  oder  dem  Zonentarif  mit  geringer 
Rücksicht  auf  die  Entfernung  günstig.  Dies  entspricht  theil weise 
dem  Selbstkostenprincip,  weniger  dem  Princip,  in  der  Tarifnormirung 
dem  Werth  der  Leistung  für  den  Interessenten  Rechnung  zu  tragen. 
Denn  dieser  Werth  wächst  hier  mit  der  Entfernung  stark.^")  Die 
analoge  Entwicklung  hinsichtlich  des  Absehens  vom  Umfang  der 
Depeschen  wäre,  auch  entsprechend  der  Einrichtung  in  der  Brief- 
post, ein  Einheitstarif  für  eine  einfache  Depesche  eines  massigen, 
aber  meist  genügenden  Umfaugs.  Der  strenge  Worttarif  stellt  in  seiner 
Festhaltung  des  Stufenportos  eine  entgegengesetzte  Entwicklung 
dar.  Er  wird  mit  dem  Selbstkostenprincip  und  mit  dem  Grundsatz 
höchst  möglicher  Oekonomie  in  der  Beanspruchung  der  Leistung  ge- 
rechtfertigt. Ob  ganz  hinreichend,  ist  wenigstens  nicht  unzweifel- 
haft.^^)   Hinsichtlich  dieser  Puncto  und  mehr  noch  hinsichtlich  der 

sich  aber  gebessert  haben,  z.  Th.,  nach  amtl.  Annahme,  unter  dem  Einfluss  des  Wort- 
tarifs.  —  Grossbritannien  Einn.  1876/77  1.62,  Ausg.  1.12,  üeberschuss 
0.49S  Mill.  Pf.  —  Frankreich  Einn.  1876  17.46,  Anschl.  f.  1877  16.6,  Anschl. 
d.  Ausg.  16.12,  üebersch.  0.4S  Mill.  Fr.  —  West-O esterreich  1876  Einn.  2.94, 
Ausg.  ord.  3.48,  ausserord.  [):2'6,  Deficit  resp.  0.554  oder  0.888  Mill.  Fl.  —  Ungarn 
1876  Einn.  1.18,  Ausg.  1.43,  Deficit  0.245  Mill.  Fl.  —  Eussland  1875  Einn. 
16.04  Mill.  Mark,  Ausg.  f.  Betrieb  13.4.3  Mill.  M.,  üeberschuss  2.61  Mill.  M, 
('?  nach  d.  Goth.  Alman.  1878).  —  Deutsches  Keich  (auch  hier,  wie  bei  d.  Post, 
ohne  Baiern  u.  Wurtemb.,  die  ihre  eigene  Telegr.-Verwalt.  haben)  Einn.  1875  10.59, 
1876   11.51   Mill.  M. 

^)  Gut  erläutert  von  Sax,  S.  270. 

**)  Bemerkenswerth  sind  bes.  die  Einwände  von  Sax,  S.  .üOl.  Beistimmend 
Schaff le.  Tüb.  Ztscbr.  1878.  S.  423  ff.     S.  die  günstige  officielle  Beurtheilung  in 
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allgemeinen  Höhe  der  Tarifsätze  muss  sich  aber  Vieles  nach  den 
coDcreten  Verhältnissen  des  Landes,  der  Extensivität  und  Inten- 
sivität  des  Verkehrs  u.  s.  w.  richten,  und  zwar  namentlich  auch, 
um  das  finanzielle  Interesse  im  richtigen  Umfange  zu  sichern. 
Höhere  Sätze  sind  durch  dies  Interesse  wohl  mitunter  geboten, 
ohne  dass  man  immer  wegen  der  etwaigen  Abnahme  des  Ver- 
kehrs eine  noch  grössere  Einbusse  fürchten  müsste.^^) 

§.  314.  —  6.  Andere  Zweige  der  materiellen  Pro- 
duction.  Ausser  den  bisher  besprochenen  kommen  in  unseren 
Staaten  und  Gemeinden  manche  ältere  Productionszweige  vor, 
welche  vornemlich  oder  bisher  ausschliesslich  privatwirthschaftlich 
behandelt  werden,  aber  doch  unter  Umständen  zugleich  unter  einer 
Berücksichtigung  der  Interessen  von  Gruppen  von  Privaten.  Darin 
liegt  eine  Annäherung  an  das  Gebührenprincip,  z.  B.  bei  der  Forst- 
verwaltung, wenn  an  bestimmte  Consumentenkreise,  etwa  an  die 
städtische  Bevölkerung  aus  dem  Stadtwald,  Holz  zu  einer  massigen 
Taxe  geliefert  wird. 

Wichtiger   ist   aber  eine  andere  Reihe   von  Fällen   wesentlich 
moderner   Art,    besonders    in    den    Städten,    namentlich   den 
*Grossstädten,  hier  und  da   auch  in  Abtheilungen   des   Land- 
gebiets. ^3)    Hier  entwickelt  sich  für  gewisse  locale  materielle  „Ge- 

Hirth,  Ann.  1S77  S.  1088  IF.  Die  durchschnitt].  Einnahme  für  ein  aufgegebenes 
gebührenpflichtiges  Telegr.  im  internen  Verkehr  war  1876  nach  dem  Worttarif  0.93, 
1875  nach  d.  Zonentarif  0.82  Mark,  die  durchschnitt!.  Wortzahl  resp.  14.24  u.  18.32 
Worte  (nach  d.  amtl.  Ber.  f.  1876). 

^^)  Es  erklärt  sich  dies  aus  dem  Vorwalten  der  Geschäftsdepeschen,  bei  denen 
grössere  Gewinne  u.  Verluste  auf  dem  Spiele  stehen,  als  dass  die  Höhe  des  Tarifs  —  ■ 
innerhalb  gewisser  Grenzen  —  die  Zahl  so  beeinflussen  sollte.  —  Beispiel  der  Ent- 
wicklung des  Tarifwesens:  Pr eussen-Deutschl.  (Sax,  I,  365).  Erster  preuss. 
Tar.  V.  1849  20  Pf.  f.  d.  Depesche  von  20  Worten  p.  Meile,  Bestellgeld  von  5  Sgr., 
f.  10  Worte  V4  d.  Gebühr  mehr.  Dresd.  Vertr.  v.  1850:  Zonensystem,  1.  Zone  bis 
10  Meilen  20  Sgr.,  2.  bis  25  M.  40,  3.  bis  45  M.  60,  4.  bis  70  M.  80,  5.  bis  100  M. 
100  Sgr.,  f.  die  Depesche  v.  20  Worten.  Im  J.  1857  in  1.  Zone  12  Sgr.,  1859  desgl. 
10  Sgr.  u.  in  jeder  weiteren  Zone  10  Sgr.  mehr.  1861  U'.  mehrfache  Aenderungen, 
schliesbl.  3  Zonen,  bis  10,  bis  45,  über  45  M.  mit  8,  10  u.  16  Sgr.,  1867  auf  5,  10 
und  15  Sgr.  reducirt  und  Berechnung  nach  einem  System  der  Taxquadrate.  Von 
1.  März  1876  an  Einheits -Worttarif:  Grundtaxo  von  20  Pf.  Reichswähr. ,  für  jedes 
Wort  5  Pf.  —  Einheitstarif  in  kleinen  Ländern,  in  Krankr.,  Italien,  Spanien,  England, 
Oesterr.-Ungarn  (Sax,  'Mil). 

"■'')  Hier  berüliren  sich  die  Finanzprobleme  wieder  mit  den  allgemeinsten  Organi- 
sationsfragen der  Volkswirthschaft  und  Principien fragen  der  wirthschaftlichen  Rechts- 
ordnung. Ohne  Eikenntniss  dieses  Zusammenhangs  kann  auch  die  Finanzwissenschaft 
nicht  weiter  schreiten.  Es  zeigt  sich  hier  wieder  die  Berechtigung  des  Standpuncts, 
den  ich  in  d.  Fin.  I,  §.  26,  27  als  f.  d.  neueste  Entwicklungspliase  der  Finanzwissen- 
schaft massgebend  bezeichnete.  Die  Unfähigkeit,  eine  solche  principielle  u.  abstractere 
Formuliriing  der  volkswirthsch.  u.  fiiianz.  Probleme  auch  nur  zu  begreifen,  ist  freilich 
noch  weit  verbreitet  (vgl.  z.  B.  Prof.  v.  Treitschke,  Preuss.  Jahrb.  Märzheft  1878: 
..Phantastereien  dortrinärer  Selbstüberhebung").    An  solchen  concreten  Beispielen  wie 
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ni  e  i  n  bcdiirfnissc'^  eine  Keihe  von  „öffentlichen  Unternehmungen" 
der  Gemeinde.^*)  Zahlreiche  gleiche  ludividualbedlirfnisse  fliessen 
sozusagen  in  ein  solches  Gemeinbedürt'niss  zusammen.  Es  wird 
wünschcnswerth,  für  die  Befriedigung  desselben  von  der  privat- 
wirtbschaftlichen  Spcculation  unabhängig  zu  sein.  Die  Entwicklung 
der  Prodiictionstechnik  und  -Ökonomik  gestattet  die  Ueberuahme 
und  Verwaltung  der  betreffenden  Productionszweige  auf  die  Ge- 
meinde, welche  mittelst  der  ,, öffentlichen  Unternehmung"  die  Sache 
ausführt.  Es  walten  dann  hier  ganz  ähnliche  Gesichtspuucte  ob 
wie  bei  den  oben  betrachteten  Gebührenzweigen ,  z.  B.  dem  Commu- 
nications- und  Transportwesen.  Das  Gebührenprincip  selbst  wird, 
unter  Umständen  mit  einer  Annäherung  an  das  privatwirthscbaft- 
liche  und  auch  au  das  Steuei-princip,  das  leitende  für  diese  Unter- 
nehmungen, wobei  sich  alle  betheiligten  Interessen  richtig  befriedigen 
lassen,  auch  die  finanziellen  der  Gemeinde. 

Oeffentliche  Unternehmungen  dieser  Art  von  wesentlich  localem 
Character  möchten  aus  mancherlei  Gründen  eine  grosse  Zukunft 
haben  und  sich  immer  mehr  ausdehnen,  worauf  schon  jetzt  die 
Entwicklung  bei  den  Culturvölkern  sichtbar  hinausgeht.  Die  Con- 
centration  der  Bevölkerung  in  grösseren  Städten,  technische, 
ökonomische  und  socialpolitische  Gründe,  ungenügende  Leistungen 
des  privatwirthschaftlichen  Systems,  wirken  zusammen  in  dieser 
Richtung,  wenn  auch  im  Einzelnen  das  Ob  und  Wie  nach  Local- 
verhältnissen  verschieden  beurtheilt  werden  muss.  Das  Resultat 
ist  die  Ausdehnung  des  gemeinwirthschaftlichen  auf  Kosten  des 
privatwirthschaftlichen  Systems  der  Production  und  der  Bedürfniss- 
befriedignng,  und  hiermit  verbunden  die  Regelung  zwischen  Leistung 
und  Gegenleistung  nach  dem  Gebühren-  statt  nach  dem  Prineip 
der  privatwirthschaftlichen  Preis -Concurrenz:  eine  grossartige  und 
überwiegend  segensreiche  nationalökonomische  und  socialpolitische 
Entwicklung,  durch  welche  Privateigenthum  der  Privaten  in  „öffent- 
liches" Eigenthum  verwandelt  und  Renteneinkommen  aus  Besitz 
den  Privaten  entzogen  wird.^'**) 


den  im  Text  besprochenen  wird  ein  etwas  besseres  Vcrstäudniss  vielleicht  leichter 
erweckt.  —  Vgl.  für  die  ganze  Frage  des  Texts  Schäffle's  Schriften  und  meine 
Gmndleg..  bes.  Kap.  ?j  vbes.  Abschn.  1,  (>,  '.),  10)  u.  Kap.  4  (u.  A.  §.  17f)).  S.  auch 
d.  (socialist.  Ztsihr.)  ,. Zukunft",  über  d.  Gewerbebetrieb  d.  Commuuen,  IL  !)  u.  12. 

»*)  Grundlegung  §.  l.M<),  141,  142. 

"■'*)  Auch  dieser  Zusammenhang  der  genannten  Probleme  mit  den  höchsten  Fragen 
der  Eigenthumsordnnna:  ist  bisher  selten  genug  verstanden  worden.  S.  meine  Gmndleg. 
Kap.  .5,  Hauptabschn.  2. 
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Die  wichtigsten  bisberigen  Fälle  betreffen  die  Wasserver- 
sorgung durch  Wasserleitungen,  die  Lichtversorguug 
durch  G  a  s  f  a  b  r  i  k  e  n  und  Gasleitungen,  die  Beseitigung  der 
Ausscheidungs-  und  Abfallproducte  durch  Canali- 
sationen;  auch  das  Feuerlöschwesen  ist  hier  mit  zu  nennen. ^°) 
Andere  verwandte,  aber  auch  den  früher  aufgezählten  ähnliche 
Fälle  sind :  städtische  Viehhöfe,  Markthallen  u.  dgl.  m.  Noch 
weitere  Fälle  beginnen  wenigstens  bereits  Gegenstand  der  theoretischen 
Discussion  zu  werden,  wie  die  Uebernahme  grosser  Gewerbe  auf 
die  Commune,  um  bessere,  unverfälschte  Froducte  zu  angemessenem 
Preise  dem  Publicum  zu  bieten.  Hier  würden  sich  grosse  neue 
Gebührenzweige  entwickeln,  denn  der  Preis  würde  vornemlich  nach 
Gebührenprincipien  festgesetzt  werden  müssen ,  gerade  im  öffent- 
lichen Interesse.  ^'^) 

Näher  auf  das  Für  und  Wider  dieser  Entwicklung  einzugehen, 
ist  hier  nicht  der  Ort.  In  finanzieller  Hinsicht  steht  bei  richtiger, 
recht  wohl  möglicher  Organisation  und  Verwaltung  principiell  nichts 
entgegen,  während  auch  in  dieser  Beziebung  Manches  dafür  spricht. 
Für  jede  Art  der  Unternehmungen  wird  eine  besondere  Rechnung 
und  im  Allgemeinen  eine  genügende  Verzinsung  und  Amortisation 
des  Kapitals  zu  verlangen  sein.  Ueberschüsse  darüber  hinaus  sind 
aber  nicht  unbedingt  auszuschliessen,^')  zumal  wenn  sie  zur  Ver- 
vollkommnung der  Einrichtung  dienen.  Auch  Uebertragungen,  bez. 
Ausgleichungen  der  finanziellen  Ergebnisse  zwischen  verschiedenen 
Unternehmungen   können   in  Betracht  kommen.     Der   Ueberschuss 


'^)  Vgl.  Bruch,  in  d.  Communalsteuergutachten  (Lpz.  1877),  S.  21  If.  Hack, 
Wasserrersorg.  d.  Städte,  Tüb.  Ztschr.  1S78. 

®^  Mehrfach  ganz  richtige  Anregungen  Seitens  deutscher  Socialisten.  auch  Social- 
demoliraten,  so  iu  d.  in  Note  93  gen.  Aufs,  in  d.  ,, Zukunft".  Es  wird  nur  ia  der 
Discussion  auf  dieser  Seite  leicht  vergessen,  dass  alle  solche  Dinge  sich  nur  allmälig 
geschichtlich  entwickeln  können,  und  die  richtige  Entscheidung  vom  Stande  der 
Oekonoinik  u.  Technik  abhängt.  Die  ungemeine  sociale  Bedeutung  küunen  nur 
die  verkennen ,  welche  in  Fragen  der  Gewerbeordnung  noch  Alles  von  Regelung  des 
Arbeitsvertrags,  GewerkTcreinen  u.  dgl.  m.  erwarten,  wie  die  Kathedersocialisten  der 
histor.  Richtung  (Schmoll er  u.  a.  m.).  Diese  Seite  der  Frage  suchte  mein  Amen- 
dement zur  Gewerbeordnungs-Reform  auf  d.  soc.-jiolit.  Congress  zu  Berlin  (1877)  her- 
vorzuheben: ..Die  gewerbl.  Verhältnisse  verlangen  ausser  einer  Reform  der  Gewerbe- 
gesetzgebung auch  eine  anderweite  planvolle  Regelung  der  materiellen  Production 
dadurch,  dass  auch  auf  diesem  Gebiete  die  privatwirtbsch.  Speculatiou  soweit  als  es 
technisch  möglich  durch  eine  zweckmäss.  Ausdehnung  der  Staats-  u.  Communahhätigkeit 
eingeengt  wird."  Oder,  wie  es  im  Programm  der  christl.-soc.  Arbciterjjartci  heisst: 
„Arbeiterfreundlicher  Betrieb  des  vorhandenen  Staats-  und  Communaleigentbums,  und 
Ausdehnung  desselben,  soweit  es  ökonomisch  rathsam  u.  technisch  zulässig  ist."  S.  auch 
meine  Communalstcu erfrage  (Lpz.  187S),  S.  G3. 

*')  Mit  Recht  von  Bruch  d.  Verbot  der  Erzielung  v.  üeberschüssen  (über  57« 
Zins  u.  1  "1,,  Amort.)  der  ölfentl.  Schlachthäuser  (IS.  März  1865)  getadelt.   A.  a.  0.  S.  24. 
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hat  einerseits  die  Natur  einer  Gewerbsrente,  wie  bei  einem  Privat- 
iinternehmen,  anderseits  unter  l^mständen  Steuercharacter ,  wie 
denn  solche  Anstalten  mitunter  als  Hilfsmittel  der  Vertheilung  von 
Gewerbe-,  Luxussteuern  wohl  mit  dienen  können. ^^)  Das  Commu- 
naltinanzwesen  wird  durch  solche  Entwicklung  ähnliche  Umge- 
staltungen erfahren ,  wie  das  Staatstinanzwesen  durch  die  Staats- 
eisenbahnen :  Die  Rückwirkung  einer  mehr  gemeinwirthschaftlichen 
Organisation  der  \'olkswirthschaft  auf  die  Finanzwirthschaft  und 
kein  „entferntes  Ziel'*^'')  mehr  für  den  Tieferblickenden,  wenn 
wir  auch  noch  im  Beginn  dieser  Entwicklung  uns  befinden, 

§.  315.  —  B.  Gebühren  der  sogen.  Volkswirthschafts- 
pflege.  Die  richtigere  Bezeichnung  dieser  Gebühren  wäre:  Ge- 
bühren für  die  fördernde  Pflege,  welche  einzelnen  Angelegen- 
heiten der  Privatwirthschaften  (§.  298)  Seitens  des  Staats  oder  eines 
Selbstverwaltungskörpers  zu  Theil  wird.  Es  gehören  hierhin,  nach 
der  Seite  ihrer  ökonomischen  Wirkungen  betrachtet  (§.  290), 
auch  einige  Gebührenzweige,  welche  in  anderer  Hinsicht  oben 
schon  zu  den  allgemeinen  Verwaltungs-  und  Rechtsgebühren  gestellt 
wurden.  Das  System  dieser  Gebühren  der  Yolkswirthschaftspflege 
bildet  sich  nach  der  Art  der  Dienste  und  nach  den  Zweigen 
der  Production,  denen  diese  Dienste  zu  Gute  kommen.  Unter 
Vermeidung  des  unwichtigeren  Details  und  unter  Hinweis  auf  die 
Wirthschaftliche  Verwaltungslehre  für  das  Nähere  in  Bezug  auf 
einzelne  hier  aufgeführte  Gebiete,  ergiebt  sich  folgende  Ueb ersieht  r^"^^) 
1.  Beglaubigungsgebühren:  ^ 

a).  Eichgebühren,  für  die  amtliche  Beglaubigung  der  von 
der  Privatfabrik  gelieferten  Maas se  und  Gewichte  durch  Staats- 
behörden. Solche  Beglaubigung  ist  im  öffentlichen  Interesse  geboten. 
Es  liesse  sich  rechtfertigen,  sie  unentgeltlich  zu  leisten.  Doch  sind 
massige  und  zweckmässig  abgestufte  Gebühren,  welche 
in  der  Regel  der  Benutzer  (Geschäftsmann)  tragen  wird,  zulässig. 
Sie  wirken  wie  eine  Art  Gewerbesteuer  und  tragen  überhaupt  nicht 
immer  den  reinen  Gebührencharacter.'^''^) 


^  Erwä^ng,  eine  Steuer  auf  den  Gasconsum  der  Privaten  einzuführen,  in  Berlin 
(Anf.  1S78). 

^)  A.  Held,  Socialismus  u.  s.  w.  (Lpz.  1S78),  S.  155. 

"")  Bei  Rau,  Fin.  L  §.  238,  245,  246  nur  einzelne  wenige  Fälle.  Auch  sonst 
dies  Gebuhrengebiet  in  d.  systemat.  Fin.wiss.  u.  monographisch  noch  wenig  bearbeitet. 
Vgl.  Stein,  Fin.,  3.  A.,  S.  285  ff. 

"^)  Vgl.  Eau,  Volksw.sch.polit.,  über  Maasswesen,  §.  230  ff.  Deutsche  Eich- 
gebührentaxe T.  12.  Dec.  1869,  mit  mehreren  Nachträgen.  Die  Eichgebühren  fliessen 
in  die  Casse  der  Einzelstaaten,   da  die  Eichungsämter  diesen   angehören.      Auf  dem 
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b)  Gebühren  für  die  amtliehe  Beglaubigung  des  Feingehalts 
der  Gegenstände  aus  edlen  Metallen  (Punzirung).  Die 
principielle  Frage  des  Zwangs  zu  einer  solchen  Beglaubigung  ist 
streitig.  Besteht  der  Zwang  oder  werden  Objecte  auf  Wunsch  ge 
prüft  und  der  Feingehalt  beglaubigt,  so  sind  massige  Gebühren 
gerechtfertigt.^*'^) 

c)  Gebühren  für  die  amtliche  Beglaubigung  der  Qualität 
von  Producten,  speciell  von  Fabrikaten  (,,Linnenleggen'').  Die 
freihändlerische  Doctrin  ist  solchen  „Einmischungen''  der  Obrigkeit 
abhold,  die  Praxis  hat  sie  meistens  aufgegeben. ^''^)  Die  Erfahrungen 
neuerer  Zeit  mit  der  Verschlechterung,  Verfälschung  und  gesundheits- 
widrigen Beschaffenheit  vieler  Nahrungs-  und  Genussmittel  und 
anderer  Artikel  (z.  B.  Gewebe)  sind  der  obligatorischen  oder  facul- 
tativen  Einführung  einer  Controle  der  Verwaltung  wieder  günstiger. 
Die  obrigkeitliche  Beschau  von  Nahrungsmitteln,  um  die  Ab- 
wesenheit von  zufälligen  (natürlichen)  Schädlichkeiten  zu  con- 
statiren,  schliesst  sich  an.  Eine  Erhebung  von  Gebühren  für  die 
amtlichen  Leistungen  ist  dann  billig.  Diese  werden  etwa  wie 
eine  Gewerbesteuer  mit  wirken.  Manche  der  betreffenden  Thätig- 
keiten  werden  passend  von  Communalbehörden  ausgeübt,  die  Ge- 
bühren dann  auch  Communalgebühren  werden.  Einige  dieser  Ge- 
bühren gehen  in  die  folgende  Kategorie  mit  über. 

2.  Aufsichtsgebtihren.  Sie  haben  ihren  Platz  da,  wo  im 
öff'entlichen  Interesse  über  Privatwirthschaftsbetriebe  eine  amtliche 
Aufsicht  geführt  wird,  um  Fährlichkeiten  zu  verhüten,  das  Arbeits- 
personal vor  Nachtheilen  zu  schützen,  die  technisch  richtige  und 
ökonomisch  sparsame  Ausnutzung  von  Naturschätzen  Seitens  privater 
Eigenthümer  und  Bewirthschafter  zu  verbürgen  u.  dgl.  m.  Das 
Ob  und  Wie  dieser  staatlichen  „Einmischung''  ist  öfters  strittig, 
aber  mehr  im  Einzelnen,  als  im  Princip.    Das  Gebiet  gewinnt  auch 

Etat  des  Ecichs  daher  d.  Nonnalcichiingscommissioi)  mir  mit  Ausgaben  (1S77/7S 
71,738  M.  im  Ordiu.).  Die  Kelbnn  des  Maass-  u.  Gcwichtswesens  hat  zeitweilig  die 
Einnahme  aus  d.  Eichgebuhren  in  Deutschi,  ziemlich  erhöht,  z.  B.  in  Preussen  (nebst 
angeschloss.  Thcilen)  1S7Ü  41,811,  1S71  320.803,  1872  378,414,  1S73  136,279, 
1874  145,734  Thlr.  (amtl.,  Prss.  H.-Arch.  1870  I,  020).  —  v.  Ho  ck ,  öü".  Abg.  S.  256 
(Cimentirungstaxcn). 

102)  Vgl.  A.  V.  Studnitz.  gesetzl.  Kegel,  d.  Feingehalts  v.  Gold-  u.  Silbcrwaareii, 
Pforzh.  1872,  2.  A.,  mit  reichem  li'gislat.  Material.  Ertrag  der  „Punzirung"  in  West- 
Oesterreich  Anschl  f.  1877  Brutto  186,700  Fl.,  Netto  117.200  Fl.  Frankreich 
filr  Verific.  d.  Gew.,  Maasse,  Panz.  u.  s.  w.  1877  A.  3.44  Mill.  Fr.  Italien  dsgl. 
zus.  1877  1.75  Mill.  Fr.  Berath.  eines  bezügl.  Gesetzentwurfs  über  Beglaubigung  des 
Feingehalts  im  D.  Kcich,  Sess.  1878. 

^"'')  In  Westfalen  bestehen  noch  Linnenleggen.  Jahresberichte  darüber  ii.  A. 
im  Preuss.  H.-Arch. 
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nach  neueren  Erfahrungen  wieder  an  Ausdehnung.  Die  unentgelt- 
liche Leistung  der  Aufsicht  kommt  vor  (z.  13.  hei  den  Fahrikcn). 
Gebühren  sind  aber  allgemein  zur  Kostendeckung  der  Einrichtung 
gerechtfertigt.    Wichtigere  Beispiele  sind: 

a)  Apothek  eure  Visionen  und  Gebühren  dafür.  Aehnliche 
Revision  von  Privatheilaustalteu  u.  dgl.'*^-*) 

b)  Dampfkessel-Proben  und -Revisionen  und  Gebühren 
dafür.  Auch  weiter  Controlen  besonders  gefährlicher  Betriebe 
(Explosionsstoflfe  u.  dgl.  m.),  Eisen  bahn -Besichtigungen  u.  s.  w. 

c)  Fabrik  aufsieht,  um  zu  sehen,  ob  und  wie  die  sogen. 
Fabrikgesetze  durchgeführt  werden.  Gebühren  zur  Kostendeckung 
dieser  Aufsicht  Seitens  der  Fabrikanten  sind  nicht  üblich,  aber 
wohl  zu  billigen. 

d)  Gebühren  für  die  Aufsicht  von  Privat-Bergwerken 
(Ausübung  der  „Berghoheit"  iu  diesem  Sinne).  Im  Interesse 
der  Sicherheit  des  Betriebs  und  dauernderer  Betriebsfähigkeit  des 
Werks  ist  solche  Aufsicht  geschichtlich  vielfach  vorgekommen,  hat 
sich  moditicirt  meist  bis  in  die  Gegenwart  erhalten,  ist  auch 
principiell  gerechtfertigt  und  war  dann  und  ist  zum  Theil  noch 
jetzt  mit  Gebühren  verbunden. ^°^) 

e)  Gebühren  für  die  Aufsicht  von  Privat-,  Corporations-, 
Gemeindefors teu  durch  den  Staat  (Ausübung  der  „Forsthoheit" 
in  diesem  Sinne).  Von  dieser  Aufsicht  gilt  Aehnliches  wie  von 
derjenigen  für  Bergwerke.  Besonders  kommt  die  Gefahr  leicht- 
fertiger und  gewinnsüchtiger  Abholzung  oder  zu  grosser  Aushohung 
Seitens  der  Privateigenthümer  in  Betracht.  Gebühren  für  diese 
Aufsicht  sind  zulässig."^) 

fj  Gebühren  für  die  Aufsicht  über  die  Ausübung  der  Jagd 
und  Fischerei,  um  die  lunehaltung  der  Schonzeiten  sicher  zu 
stellen  u.  s.  w.  Die  „Jagdscheingebuhren"  können  gleichzeitig 
hierfür  mit  dienen. 

§.  316.  —  3.  Erlaubnissgebühren:  für  die  Gewährung 
der  behördlichen  Erlaubniss,  privatwirthschaftliche  Unternehmungen 


»»*)  Für  Visitation  d.  Apotheken  im  französ.  Etat  2.S5,000  Fr. 

*"*)  Zasammenhaog  mit  eigentl.  Bergweiksteuern,  s.  im  folg.  Kapitel,  ßau,  lun,  I, 
§.  1S2.  Nach  preuss.  Ges.  v.  12.  Mai  1S51  eine  Aufsichtsäteuer  von  1  7o  des 
Rohertrags. 

*"")  Näheres  im  4.  Baude  (Agrar- u.  s.  w.-Politik).  Hieher  auch  die  „Beförste- 
rungs  ge  bilhr'"  für  die  Mit  be  wirthschaf  tung  der  Gemeinde-  und  Stiftungs- 
waldungen  durch  S taatsforstbeamte.  Rau,  Fiu.  I,  §.  245:  Nach  d.  franzüs.  Code 
forestier  Art.  Ib06  jährl.  durch  d.  Fin.-Ges.  bestimmt  u.  nach  d.  Grundsteuer  aufgelegt. 
S.  unten  in  §.  ."^16  sub  4. 
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herzustellen  und  zu  betreiben ,  einzelne  Thätigkeiten  vorzunehmen, 
gewisse  Berufe  auszuüben  u.  s.  w.,  —  (auch  Concessionsge- 
bühren"  zu  nennen),  —  unter  zwei  Voraussetzungen:  dass  nicht 
das  gemeine  Eecht  hier  allgemeine  Freiheit  der  Bewegung  gewährt 
(§.  290  sub  2,  a)  und  dass  die  Abgabe  nach  Massstab  und  Höhe 
nur  den  Zweck  verfolgt,  für  die  nothwendige  Mühewaltung  und 
Kosten  der  Behörde  Ersatz  oder  Beitrag  zum  Ersatz  zu  leisten. 
Je  nach  der  Gestaltung  des  Gewerbe  rechts,  der  Knüpfung  des 
Rechts,  einen  Beruf  auszuüben,  an  den  Nachweis  der  Fähig- 
keit —  wo  dann  auch  liberale  Berufe  in  Betracht  kommen  — 
hat  dies  Gebtihrengebiet  einen  verschiedeneu  Character  und  eine 
verschiedene  Ausdehnung.  Principiell  ist  es  berechtigt. ^^''')  Wichtigere 
Beispiele  aus  der  Gegenwart  sind: 

a)  Gebühren  für  die  Ablegung  des  Fähigkeitsnach- 
weises vor  öffentlichen  Behörden. ^'^^) 

b)  Specielle  Concessionsgebühren  für  das  Recht,  eine  gewisse 
Unternehmung  einzurichten  oder  so  und  so  zu  betreiben  u.  s.  w., 
wo  die  Behörde  begutachtend  und  beaufsichtigend  mitwirken  muss: 
z.  B.  Gebühren  für  Concessionen  von  Eisenbahnen,  Canälen,  Strassen, 
Schiiffahrtsbetrieb,  von  Fabriken  hinsichtlich  der  Beschaffenheit  der 
Gewerbsanlage  u.  dgl.  m. 

c)  Gebühren  für  das  Recht  der  Ausübung  der  Jagd 
(Jagdscheine).^*^^) 

d)  Licenz  geh  Uhren  für  die  Errichtung  und  den  Betrieb 
von  Gast-  und  Schankgewerben,  Lotterien  u.  dgl.  m. 
Diese  Gebühren  haben  mit  den  unter  b  (Concessionsgebühren)  und 
unter  2  (Aufsichtsgebühren)  Verwandtschaft,  indem  sie  als  Beitrag 
zur  Kostendeckung  besonderer  Ueberwachung  u.  dgl.  dienen.  Vor- 
nemlich  stellen  sie  aber,  zumal  in  hohen  Sätzen  (England), 
eine  Art  specieller  Gewerbesteuer  und  mehr  noch  iudirecter 
Verbrauchssteuer  dar  und  sind  daher  nach  anderen  Rücksichten 
zu  beurtheilen."^) 


"')  üeher  d.  Zusammenhang  mit  d.  Gewerberecht  s.  Näheres  im  4.  Bande. 

'"*)  Z.  B.  Priifungsgcbühren  der  Seescliiffor  f.  d.  Schiifer-  \i.  Stcuermanns- 
prüfung  (5,  bez.  f.  d.  Priif.  z.  gi'ossen  Fahrt  lü  Thir.),  nach  rcichsges.  Bestimm,  v. 
30.  Mai  1870  in  Deutschland.  Der  Ertrag  fliesst  in  d.  Landcscassen.  Die  bundesräthl. 
Commiss.  v.  1877  beantragte  eine  Eeichsgebiihr  daneben  v.  10  M.,  ferner  f.  Approb.- 
Scheine  der  Aerzte  u.  Apotheker  v.  20  M. 

»«»)  Rau-Wagncr  I,  §.  189,  Wagner  I,  §.  208. 

'^'')  S.  folg.  Kap.  Ertr.  d.  Licenzen  v.  Verkauf  v.  Consumptibilien  in  England 
1876/77  1.953  Mill.  Pf.  St.  Achulich  die  Lircrizsteuer  im  russ.-amorik.  System  der 
Tabak-Fabrikatsteuer. 
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e)  PateutgcbührcD.  Hier  sind  genau  genommen  zweierlei 
Arten  von  Abgaben  zu  unterscbeiilen :  einmal  eigen t liebe, 
meistens  fixe  Gebübren,  als  Beitrag  zur  Kostendeckung  des 
öffentlicben  Patentwesens  oder  als  Ersatz  für  die  Mühewaltung  der 
Bebörde  bei  der  Erledigung  der  Patentgesuebe;  sodann  Abgaben 
in  meist  mit  der  Dauer  des  Patents  st  eigenden  Sätzen,  welcbe 
wesentlicb  eine  Vergütung  für  die  Verleibung  des  Patentrecbts  als 
soleben  bilden  sollen  und  nicht  den  Character  der  reinen  Gebühr, 
sondern  den  einer  Steuer  haben.  Die  erste  Art  der  Abgabe  ist 
als  Gebühr  durchaus  gerechtfertigt.  Die  zweite  empfiehlt  sich 
grundsätzlich,  und  zwar  auch  in  den  üblichen  progressiven  Sätzen, 
nach  dem  Wesen  des  ganzen  Patentrechts,  was  indessen  hier  nicht 
näher  begründet  werden  kann.^")  —  Unter  der  erstgenannten  Ab- 
gabe kann  auch  noch  eine  besondere  Kegistergebühr  vorkommen, 
ähnlich  wie  Gebühren  für  die  Eintragungen  in  die  (literarischen) 
Urheber-,  in  die  Mus terschutz-  und  die  Markenschutz- 
register. Ihrem  Wesen  nach  sind  diese  Registergebühren  von  der 
eigentlichen  Patentgebühr  verschieden."-) 

4.  Gebühren  für  die  Mitwirkung  des  Staats  oder  anderer 
öfientlicher  Körper  bei  der  Durchführung  von  Schutzmassregeln 
gegen  Wassersgefahr,  von  landwirthschaftlichen  Reformen, 
von  Bodenmeliorationen  u.  dgl.  m.,  beim  Betrieb  der  Forst- 
wirthschaft,  des  Bergbaus,  der G e w e r k e  der  Privaten  u. s. w. 
Die  Mitwirkung  kann  in  der  Einrichtung  von  Behörden  zur  Leitung 
und  Ausführung  der  Massregel  oder  in  der  Bereitstellung  von  Staats- 
beamten für  die  Zwecke  der  Privatbetriebe  bestehen.  Die  bezüg- 
lichen Fälle  können  auch  in  solche  übergehen,  wo  der  Staat,  der 
Selbstverwaltungskörper  eine  Schutz-  oder  Xutzmassregel  für  sich 
selbst,  bez.  im  allgemeinen  öffentlichen  Interesse  ausführt,  aber 
wegen  der  Bewirkung  eines  gleichzeitigen  separaten  Privatnutzens 
specielle  Privatinteressenten  zu  Beiträgen  mit  herangezogen  werden 
(Wasserbaubeiträge,  Meliorationsbeiträge  von  Grund-  und 
Hausbesitzern,  ganzen  Gemeinden,  Kreisen,  Provinzen  zu  Staat s- 


^^*)  S.  Band  4  (Gewerbepolit).  Die  Frage  der  Patentgebüliren  hängt  eng  mit  der 
ganzen  Einrichtung  des  Patentwesens  u.  mit  gewissen  principiellen  wirthschaftlichen  u. 
rechtlichen  Puncten  desselben  zusammen.  Vgl.  z.  B.  die  Gebührensätze  in  einigen 
Hauptstaaten  bei  Klostermann,  Pat.ges.gel). ,  2.  A.,  Berl.  1876,  S.  17.t  fF.  Nach 
dem  deutschen  Keichsgos.  üb.  Patente  v.  2.5.  Mai  1S77  sind  bei  der  Anmeldung 
eines  Patentgesuchs  ,vfür  d.  Kosten  des  Verfahrens"  20  M.,  dann  für  d.  Er- 
theilung  des  Patents  .SO  M.,  im  2.  und  jedem  folgenden  Jahre  bis  zum  Ablauf  des 
Patents  (Max.  15  J.)  50  M.  zu  zahlen. 

""^  S.  oben  Abschn.  2,  Note  24. 
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Unternehmungen  dieser  Art),  Die  Nothwendigkeit  und  principielle 
Bereclitigung  solcher  Mitwirkungen  kann  im  Allgemeinen,  aller  ge- 
schichtlichen Erfahrung  gegenüber,  nicht  wohl  bestritten  werden. 
Im  einzelnen  Fall  wird  aber  vorsichtige  Erwägung  aller  Verhält- 
nisse geboten  sein,  wie  dies  in  der  Wirthschaftlichen  Verwaltungs- 
lehre näher  zu  erörtern  ist.  Wo  sich  aber  irgendwie  die  Sache 
einrichten  lässt,  sind  Gebühren  und  Beiträge  der  Privatinteressenten 
zu  erheben,  im  Einzelnen  nach  der  Art  der  Fälle  manchfach  in 
Form  und  Höhe  verschiedeu.^^^)    S.  auch  §.  325. 

5.  Gebühren  für  die  Benutzung  von  öffentlichen  Anstalten 
und  Einrichtungen,  welche  für  einzelne  Zweige  der  materiellen 
Production  dienen,  Seitens  der  Privaten,  z.  B.  Gebühren  in  Staats- 
gestüten, Productensammlungen,  Baumschulen  u.  dgl.  m.^^*)  An  sich 
gerechtfertigt,  können  diese  Gebühren  doch  mitunter  absichtlich  so 
niedrig  angesetzt  oder  ganz  erlassen  werden,  um  im  allgemeinen 
Volks  wirthschaftlichen  Interesse  die  bessere  Entwicklung  einzelner 
Productionszweige  zu  begünstigen.^^") 

4.  Abschnitt. 

Höhe  und  Erliebun^sform  der  Gebühren. 

I.  —  §.317.  Allgemeine  Grundsätze  für  die  Höhe  der 
Gebühren  ergeben  sich  für  die  einzelnen  Kategorieen  der  Ge- 
bühren aus  der  Betrachtung  des  Verhältnisses,  in  welchem  bei  der 
betreffenden  öffentlichen  Thätigkeit  das  allgemeine  öffentliche 
und  das  Privatinteresse  Einzelner  steht.  Natürlich  muss 
man  sich  hier  in  der  Regel  mit  ungefähren  Vergleichungen  und 
Abwägungen  begnügen,  welche  aber  für  den  Zweck  auch  aus- 
reichen. Die  Durchführung  der  allgemeinen  Grundsätze  innerhalb 
der  einzelnen  Kategorieen   des   Gebtihrensystems    würde    hier    zu 


"^)  Wasserbaubeiträge  in  Baden.  Deichabgaben  sind  meist  Einnahme 
der  besonderen  Deichverbäude. 

"*)  Näheres  im  4.  B.  (Agrarpolitik  u.  s.  w.).  S.  oben  Kau -Wagner,  Fin.  I, 
§.  79a  Kote  e  und  Wagner  I,  §.  126  Note  IS. 

"^)  Stein,  b.  A.  S.  278  hat  noch  eine  bes.  Kategorie  „Gebühren  der  Finanz- 
verwaltung", in  H  Formen:  Depositen  geb.,  Zustellungsgeb.  (bei  Mahnungen  z. 
Steuereinzahl.),  Ver  waltun  gs geb. ,  nam.  bei  Zöllen  als  Ausf  ertigungsgeb. 
Die  letzteren,  wichtigsten,  sind  aber  eigentlich  nur  Zollzuschläge.  Die  zweiton 
hängen  mit  d.  ganzen  Steuerwesen  eng  zusammen.  Beide  Kategorieen  haben  keinen 
eigentl.  Gebührencharactcr.  Sic  werden  im  folg.  Kapitel  mit  berülirt.  Die  Depositen- 
gebühr (Aufbewahruugsgebühr  f.  Gelder  Einzelner)  ist  mehr  eine  privatwirthsch.  Ein- 
nahme. Sie  kommt  bei  d.  (jciichten  mit  vor  u.  gehört  dann  zu  den  (ierichtsgebühren. 
So  entlallt  diese  (jebülircnabtlieilung  hier. 
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weit  ftihreu.  Diese  Grundsätze  selbst  gebeu  dafür  hinlängliche 
AnhaltspiiDcte  au.  Manche  Fingerzeige  enthalten  auch  bereits  die 
Ausführungen  in  den  vorhergehenden  Abschnitten. 

Absolute  Grundsätze  für  die  richtige  Höhe  der  Gebühren 
lassen  sich  wieder  nicht  aufstellen.  Denn  nach  den  Zeit-  und 
Landesverhältuissen,  nach  den  herrschenden  Anschauungen  vom 
Kecht  und  von  der  Nothwendigkeit  der  Förderung  der  Cultur  und 
Volkswirthschaft  durch  die  directe  Mitwirkung  des  Staats  und  der 
öÖentlichen  Körper  ist  das  massgebende  \'erhältniss  zwischen  öffent- 
lichem und  Privatinteresse  bei  einer  öffentlichen  Thätigkeit  selbst 
verschieden  oder  —  was  auf  dasselbe  hinauskommt  -  -  wird  es 
verschieden  beurtheilt.  Mau  muss  sich  daher  hier  darauf  beschränken, 
für   die   heutigen  Culturvölker  solche  Grundsätze  aufzustellen. 

Ueberall  in  der  Praxis  spricht  aber  gerade  in  der  Frage  der 
Höhe  der  Gebühren  auch  die  geschichtliche  Entwicklung 
und  die  bestehende  Finanzlage  mit  und  berechtigtermasseu, 
weil  immer  ein  Spielraum  für  die  Höhe  der  Sätze  zugegeben 
werden  kann.  Mau  wird  daher  auf  eine  richtige  Höhe  der  Gebühren 
hiuwirkeu,  aber  für  die  Umgestaltungen,  besonders  für  solche, 
welche  mit  einer  Verminderung  der  öffentlichen  Einnahmen  ver- 
bunden sind,  Zeit  gewähren  und  passende  Gelegenheit 
wahrnehmen  müssen.  Die  zu  starke  Hintausetzung  vorhandener 
Finauzinteressen  im  Gebührenwesen  Seitens  der  Theorie  wird  nur 
zu  leicht  Reformen  in  der  Praxis  hemmen. 

Da  in  manchen  Fällen  der  ü ebergang  der  Gebühr  in  einen 
privatwirthschaftlicheu  Preis  und  Gewinn  und  in  eine 
Steuer  principiell  zulässig  ist,  so  wird  auch  eiue  dementsprechende 
Höhe  dieser  Abgaben  nicht  unbedingt  abgewiesen  werden  dürfen. 
Nur  muss  die  Wissenschaft  den  verschiedenartigen  Character  einer 
den  Namen  „Gebühr"  führenden  Abgabe  hervorheben  und  in  der 
Praxis,  d.  h.  in  den  Finanzrechnungen  und  in  der  Fiuauzstatistik, 
muss  nach  Möglichkeit  eiue  Trennung  der  verschiedenen  Bestaud- 
theile  erfolgen.  Welche  Schwierigkeiten  hier  vorliegen  und  bei 
welchen  sogen.  Gebühren  solche  Versältnisse  vorkommen  und 
eventuell  berechtigt  sind,  ist  in  den  vorausgehenden  Abschnitten 
mehrfach  berührt  worden.^) 

*)  Vgl.  Steitt,  Fin.  3.  A.  S.  267  ff.,  mit  viel  Willkuhrlicliem  und  —  trotz  der 
gegentheiligen  Versicherung  der  „Klarheit"  —  mit  viel  unklarem  in  der  Beantwortung. 
Die  Höhe  der  Gebühr  solle  weder  nach  dem  Werth  der  Leistung  f.  d.  Gebühren- 
pflichtigen, noch  nach  den  Kosten  derselben  f.  d.  Kegierung  bemessen  werden,  theils 
weil  man  beides  nicht  berechnen  könne,  theils  weil  die  Kosten  mit  dem  Werth  für  den 

A.  Waijner,  Fluauzwiädunschaft,     11,  ij 


114         3.  B.  l.K.  4.  A.  Höhe  u.  Erhebiingsform  d.  Gebühren.   §.317,318. 

§.  318.    Die  einzelneu  Grundsätze  sind  die  folgenden:-) 

1)  Am  Niedrigsten  sollen  im  Ganzen  die  Rechts-  und  die 
allgemeinen  Verwaltungsgebühren  sein.  Denn  hier  handelt 
es  sich  immer  um  die  Verwirklichung  der  —  namentlich  vom 
moderneu  Rechtsbewusstsein  —  als  die  wesentlichsten  aner- 
kannten Aufgaben  des  Staats:  um  die  practische  Durchführung  und 
Aufrechterhaltuug  der  ganzen  Rechtsordnung.  Das  Gesammtinteresse 
steht  hier  voran,  auch  wenn  dem  Einzelnen  ein  specieller  Vor- 
theil,  z.  B.  in  einer  Anerkennung  eines  bestrittenen  Rechts,  zu  Theil 
wird.  Nur  wo  Jemand  durch  seine  Schuld  eine  Staatsthätigkeit 
nöthig  macht  (z.  B.  in  der  Criminaljustiz,  bei  leichtsinnigen  Civil- 
processen)  oder  wo  die  öffentliche  Thätigkeit  für  den  Nutzniesser 
schon  einen  genauer  bestimmbaren  ökonomischen  Werth  hat,  wie 
auf  manchen  Gebieten  der  allgemeinen  Verwaltungsgebühren,  sind 
höhere  Gebühren,  eventuell  bis  zum  Betrage  der  Kostendeckung, 
statthaft,  mitunter  selbst  geboten.     (§.  290  —  294). 

2)  Nächst  dem  sind  die  Gebühren  im  Gesundheitswesen, 
soweit  sie  überhaupt  zulässig  erscheinen,  möglichst  niedrig 
anzusetzen.     (§.  295). 

3)  Auch  die  Gebühren  im  Unterrichts-  und  Bildungsweseu 
sind  thunlich  niedrig  zu  halten,  und  zwar  um  so  niedriger,  je 
niedriger  der  Rang  der  betreffenden  Schule  und  je  erwünschter 
die  Verbreitung  eines  Bildungsmittels.  Daher  hie  und  da  Unent- 
geltlichkeit statt  Gebühr.     (§.  2dQ). 

4)  Höher  dürfen  im  Allgemeinen  und  müssen  meistens  die 
Gebühren  der  vol ks wir thschaftli eben  Verwaltung  sein 
(§.  297  ff".).  Denn  hier  handelt  es  sich  grossentheils  um  materielle 
Leistungen  des  Staats  und  der  anderen  öffeutlicheu  Körper,  oft  er- 
heblichen Kostenbetrags,  —  Leistungen,  deren  ökonomischer  Werth 
vielfach  ein  mehr  individueller,  für  den  Einzelnen  eher  zu  bestimmen 
ist,  während  die  Leistung  für  das  Ganze  nicht  immer  eine  wirk- 
lich allgemeine  Bedeutung  hat.    Auf  diesem  Gebiet  liegt  auch  keine 


Einzelnen  nicht  in  Verhältniss  ständen,  Die  Gebühr  habe  vielmehr  den  Charactcr  der 
Verkehrs  Steuer  (!  während  Stein  gerade  sonst  streng-  Gebahr  u.  diese  Steuer  unter- 
scheidet), die  Höhe  der  Gebühr  sei  ein  Steuerfuss,  was  entweder  nichtssagend  ist 
oder  etwas  ganz  Falsches  sagt.  Dabei  die  unerfüllbare  Forderung,  dass  die  Gebühr 
durcli  ihre  Iliilie  den  Einzelnen  niclit  von  dem  mit  Gebühr  belegten  Verkehrsact 
abhalte.  Ganz  willkdhrlich  ist  die  Forderung,  dass  bei  „örtlichen  Anlagen"  Verzinsung 
und  Amortisation  des  Anlagekapitals  aus  den  Gebühren,  die  Kosten  der  Verwaltung 
aus  den  Steuern  gedeckt  werden  sollen. 

'^)  Theilweisc  schon  in  K  au-Wagner,  Fin.  1,   §.  10'),    in    d.    2.  Ausg.   §.   142 
fortgelassen,  auch  richtiger  an  die  jetzige  Stelle  gehörend. 
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SO  principiell  nothwendige  und  so  bestimmt  begrenzte  Aufgabe 
des  Staats  u.  s.  w.  vor.  Der  Wechsel  zwischen  Privat-  und  öffent- 
licher Thätigkeit  ist  geschichtlich  häutig.  Im  Fall  der  Privatfür- 
sorge für  die  Leistung  hat  der  Einzelne  dann  ohnehin  den  privat- 
wirthschaftlichen  Preis  zu  entrichten.  Unter  den  verschiedenen 
volkswirthschaftlichen  Gebühren  müssen  diejenigen  am  Niedrigsten 
sein,  welche  sich  an  Thätigkeiten  von  erheblichem  allgemeinen 
Interesse  und  an  dem  Staate  als  solchem  besonders  oder  ausschliess- 
lich eignende  Functionen  knüpfen;  diejenigen  am  Höchsten,  wo 
das  individuelle  Interesse  ganz  überwiegt  und  die  Uebernahme 
der  Thätigkeit  durch  den  Staat  oder  durch  einen  Selbstverwaltungs- 
körper weniger  nothwendig  ist.  Daher  in  Betreff  der  einzelnen 
Kategorieen,  unter  Bezugnahme  auf  manche  Bemerkungen  in  den 
Abschnitten  über  das  System  der  Gebühren,  etwa  folgendermassen : 

a)  Sehr  niedrig,  mit  eventuellem  Uebergang  des  Gebühren- 
princips  in  oder  Annäherung  an  das  Princip  der  reinen  Ausgabe: 
die  meisten  Beglaubig ungs-  (einschliesslich  der  unter  denselben 
Gesichtspunct  fallenden  Münzprägegebühr ),  Beschau-, 
Aufsichts-,  Erlaubnissgebühren.     (§.  315,  316,  299); 

b)  Auch  niedrig,  aber  unter  Umständen  etwas  höher  als 
in  der  vorigen  Kategorie:  die  Wegegelder  auf  gewöhnlichen 
und  Kunststrassen  bei  intensiverer  Verkehrsentwicklung,  Fort- 
fall des  Wegegelds  unter  Umständen  vorbehalten.    (§.  303^ — 306); 

c)  Höher,  nach  dem  Zielpuncte  völliger  oder  fast  völliger 
Kostendeckung,  im  Allgemeinen  unter  die  Kosten  auch  die  Zinsen 
und  Tilgungsquoten  des  Anlagekapitals  gerechnet,  indessen 
Zuschüsse  nicht  unbedingt  ausgeschlossen:  Ve r siehe rungs- 
gebühreu,  Gebühren  für  die  öffentlichen  Verkehrsanstalten, 
besonders  die  Post.     (§.  301,  307-  312); 

d)  So  hoch,  dass  Zuschüsse  aus  anderen  Mitteln,  also  in 
letzter  Linie  aus  allgemeinen  Steuern,  möglichst  vermieden, 
selbst  Ueberschüsse  erzielt  werden:  Bank-,  Telegraphen-, 
Gebühren  für  locale  Verkehrs-  und  sonstige  Communal- 
an  st  alten,  für  Beihilfen  an  einzelne  Productions  zweige 
und  für  Leistungen,  welche  Einzelnen  vornemlich  zu  Gute  kommen. 
(§.  300,  307,  313,  314;. 

5)  Am  Höchsten,  mit  Uebergang  in  eine  eigentliche 
Steuer:  Gebühren  für  die  Ertheilung  von  Ehren  und 
Würden. 

s* 
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Diese  Grundsätze  sind  in  der  Praxis  bei  den  unter  Nr.  2—4  ge- 
nannten Gebühren  auch  immer  mehr  zur  Geltung  gelangt,  wenn 
auch  in  einigen  Fällen  nur  sehr  allmälig  und  nach  manchen  vom 
Fiscalismus  bewirkten  Abwegen,  z.  B.  bei  der  Post,  Münze.  Bei 
den  Rechts-  und  den  allgemeinen  Verwaltungsgebühren 
herrscht  das  fiscalische  Princip  noch  öfters  mehr  vor,  als  sich 
rechtfertigen  lässt.  Die  Verbindung  der  bezüglichen  Gebühren  mit 
an  sich  mitunter  zu  billigenden  Verkehrssteueru  bei  gewissen 
ööentlicheu  Leistungen  für  Einzelne  gestattet  indessen  nicht  immer 
ein  sicheres  ürtheil. 

§.  319.  Für  den  ötaat  oder  den  sonstigen,  Gebühren  erhebenden 
öffentlichen  Körper  handelt  es  sich  in  finanzieller  Beziehung 
schliesslich  um  den  Gesammtertrag  einer  Gebührenkategorie 
und  des  ganzen  Gebührenwesens.  Die  Höhe  der  einzelneu 
Sätze  muss  daher  mit  Rücksicht  auf  den  zu  erzielenden 
Gesammtertrag  festgestellt  werden.  Eigentlich  sollte  zu 
diesem  Zwecke  zuvörderst  nach  den  einschlagenden  politischen, 
socialen,  volkswirthschaftlichen  Erwägungsgrüudeu  das  Verhält- 
niss  bestimmt  werden,  in  welchem  die  Einnahme  aus  einer  Ge- 
bührengattung zu  den  Kosten  der  betreffenden  Einrichtung  stehen 
soll.  Hierbei  sprechen  dann  wieder  finanzielle  Interessen  mit, 
namentlich  die  Höhe  der  geschichtlich  überkommenen  Gebühreu- 
einnahme,  die  Schwierigkeit,  diese  Einnahme  anderweit  zu  er- 
setzen u.  dgl.  m.  Nur  sollen  solche  finanzielle  Interessen 
auf  die  Dauer  womöglich  nicht  entscheiden.  Da  sich  bei 
der  erstmaligen  Einführung  einer  Gebührenart  oder  bei  erheblicheren 
Veränderungen  in  der  Einrichtung,  Erhebuugsform  und  Höhe  der 
Gebühren  und  in  den  Verwaltungsthätigkeiten,  an  welche  sich  Ge- 
bühren knüpfen,  das  finanzielle  Endergebniss  nicht  immer 
genau  oder  auch  nur  annähernd  vorausberechnen  lässt,  so  sind 
dann  Experimente  in  der  Form  von  zunächst  provisorischeu 
G  e  b  ü  h  r  e  n  t  a  r  i  f  e  n  geboten,  um  in  der  Wirklichkeit  ein  bestimmtes 
Verbältniss  der  Einnahme  zur  Ausgabe  zu  erreichen.  Besondere 
Schwierigkeit  macht  hier  öfters  die  Rückwirkung  der  Höhe  der 
Gebührensätze  auf  die  Inanspruchnahme  öffentlicher,  gebühren- 
pfiicbtiger  Thätigkeiten  und  Anstalten,  daher  wieder  auf  Roh- 
und  Reinertrag  der  letzteren.  Hier  bestehen  natürlich  viele  Ver- 
schiedenheiten zwischen  den  einzelneu  Zweigen.  Mit  der  allgemeinen 
„Kegel",  dass  eine  Ermässigung  der  Sätze  finanziell  immer 
vortheilhaft  sei,   ist  nicht  nur  in  dem  Gebiete  des  Verkehrswesens 
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viel  Missbraucb  getrieben  worden.  Oftmals  kann  hier  nnr  die  Er- 
fahrung entscheiden.^) 

Leider  gestattet  der  enge  Zusammenhang  verschiedener  Zweige 
des  Gebiihrenwesens  nicht  immer  eine  genaue  finanzstatistische 
Scheidung  der  Ausgaben  und  der  Erträge  einer  einzelnen  Kategorie. 
Bei  der  Erhebung  verschiedenartiger  Gebühren  in  der  Form  des 
nemlichen  Stempels  und  bei  der  Verbindung  mancher  Gebühren 
mit  Verkehrssteuern  steigert  sich  die  Schwierigkeit  noch.  Ohne 
ein  Eingehen  bis  in  das  kleinste  Detail  ist  vielfach  vollends  kein 
sicheres  statistisches  Ergebniss  zu  erlangen.  Das  muss  man  nament- 
lich bei  Vergleichungen  verschiedener  Perioden  und  Länderbeachten.*) 

II.  —  §.  320.  Die  Erhebungs form  der  Gebühren.  Die 
bezüglichen  Fragen  sind  zum  Theil  die  nemlichen  wie  bei  der  Er- 
hebung der  eigentlichen  Steuern.  Dafür  ist  auf  Früheres^)  und  auf 
den  späteren  Abschnitt  der  Steuerlehre  zu  verweisen.  Zum  Theil 
sind  diese  Fragen  dem  Gebührenwesen  eigenthümlich  oder  kehren 
nur  bei  bestimmten  Steuerarten,  besonders  bei  der  sogen.  Verkehrs- 
steuer, weil  diese  auch  vielfach  in  Stempelform  erhoben  wird, 
ähnlich  wieder. •')    Der  Zusammenhang,  welcher  durch  die  gemein- 

*)  In  der  Praxis  daher  z.B.  bei  Abänderung  des  Gerichtsverfahrens  und 
bei  Einführung  neuer  Gerichtskostentarife  mehrfach  der  Grundsatz  befolgt, 
/anächst  einen  provisorischen  Kostentarif  aufzustellen,  dessen  etwaige  Abänderung 
besonders  mit  Rücksicht  auf  die  finanziellen  Ergebnisse  vorbehalten  wird.  So  in 
Preusscn,  wo  der  Tarif  von  ISöl  im  J.  1S.54  Abänderungen  erfuhr.  Ebenso  ist 
der  Gerichtskostentarif  des  Deutschen  Reichs  v.  J.  1S7S  ausdrücklich  als  proviso- 
rischer anzusehen.  Anschläge  der  muthmassl.  Ergebnisse  nach  dem  Vergleich  mit 
den  bisher.  Erfahrungen  in  den  Beilagen  zu  den  Motiven  des  Gerichtskostengesetzes 
Actensttlcke  d.  Reichst.,  Sess.  1878,  S.  61. H  ff.^. 

*)  Es  ist  nicht  möglich,  hier  in  einem  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft  auf 
olche  Statist.  Dntersuchungen  näher  einzugehen.  Sie  würden  bei  der  erforderlichen 
>peciaUsirung  auch  zu  viel  Raum  beanspruchen.  Rau  hat  einige  bezügliche  Versuche 
gemacht,  z.  B.  bei  den  Gerichten,  aber  die  Schwierigkeiten  der  Vergleichung  wohl 
nicht  genügend  gewürdigt.  Soweit  als  möglich  und  in  diesem  Werke  zulässig,  ist  im 
1.  Bande  bei  den  Ausgaben  u.  in  den  vorausgehenden  Abschnitten  bei  den  einzelnen 
Gebllhrenzweigen  Statist.  Material  gegeben  worden.  Ueber  d.  Gerichtskosten  vgl. 
bes.  d.  Beilagen  z.  Entwurf  d.  deutschen  neuen  Gesetzes  a.  a.  0.  —  Die  finanzstatist. 
Werke  von  v.  Reden,  v.  Czörnig  bieten  hier  auch  wenig  Genügendes  oder  Veraltetes. 
Nur  die  Staatsbehörden  selbst  wären  im  Stande,  diesen  Mangel  grössten- 
theils  zu  heben:  vollständig  bei  der  untrennbaren  Verbindung  vieler  verschieden- 
artiger Ausgaben  (z.  B.  für  die  leitenden  oberen  Behörden)  u.  bei  der  in  der  Praxis 
meistens  bestehenden  Confundirung  von  Gebühren  und  (Verkehrs-  u.  s.  w.)  Steuern. 
sowie  bei  der  Benutzung  des  Stempels  f.  d.  Erhebung  verschiedenartiger  Gebuhren 
auch  nicht  einmal,  wie  d.  amtlichen  Berechnungen  der  Gerichtskosten  a.  a.  0.  zeigen. 

*)  Vgl.  bes.  den,  in  der  1.  Ausg.  der  Neubearbeitung  des  Lehrbuchs  fehlenden, 
Abschn.  4  von  Buch  1,  Kap.  4  im  1.  B.  von  Wagner,  Fin.,  nam.  §.  94,  95. 

"'  Rau-Wagner,  Fin.  L  i^.  97.  Wagner  I,  §.  1-39,  Stein,  Fin.  H.A.  S.  27.3, 
519;  dann  d.  Abschnitt  1  diese»  Kapitels,  worin  wiederholt  betont  wurde,  dass  der 
Stempel  keine  Steuerart,  sondern  nur  eine  Steuer-  u.  Gebuhren erhebungsform. 
S.  auch  V.  Hock,  öö:  Abgaben,  S.  298  fi'.  —  Rau  hatte  nur  einige  hierhergehörige 
Bemerkungen  in  §.  231. 
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same  Erhebungsform  des  Stempels  zwischen  gewissen  Gebühren 
und  Steuern  herbeigeführt  wird  und  die  Quelle  vieler  Missverständ- 
nisse in  der  Theorie  und  vieler  Missgriffe  in  der  Praxis  war,  macht 
es  nothwendig,  im  Folgenden  diese  Erhebungsform  als  solche  zu 
besprechen.  In  der  Steuerlehre  ist  dann  darauf  zurückzuweisen 
und  sind  nur  einzelne  Ergänzungen  hinzuzufügen. 

Für  die  Erhebung  von  Gebühren  wie  von  Steuern  sind  eine 
Reihe  von  Forderungen  zu  stellen,  welche  sich  aus  Wesen,  Zweck 
und  Wirkung  dieser  Abgaben  ableiten  lassen.  Diese  Forderungen 
kreuzen  sich  zum  Theil  und  haben  nicht  alle  dieselbe  Bedeutung, 
so  dass  ein  Compromiss  zwischen  ihnen  oft  unvermeidlich  ist. 
Diejenige  Erhebungsform,  welche  den  terschiedenen  Forderungen 
am  Meisten  entspricht,  ist  ceteris  paribus  die  vorzüglichste  und 
erstrebenswertheste.  Im  finanziellen  Interesse  sind  namentlich 
möglichst  geringe  Erhebungskosten  und  einfache  und 
sichere  Controle  der  Erhebung,  im  Interesse  der  Gebührenzahler 
Einfachheit  und  Bequemlichkeit  der  Erhebuugsform  und 
leichte  und  sichere  Feststellung  des  schuldigen  Be- 
trags zu  fordern. 

Zu  unterscheiden  ist  nun  für  die  Erhebung  der  Gebühren 

1)  die  Anknüpfung  der  Gebühren  an  die  einzelnen  Acte 
der  privaten  Inanspruchnahme  oder  der  Benutzung  öffentlicher  Ein- 
richtungen und  Anstalten.     Die  Form  der  Erhebung  ist  hier 

a)  entweder  die  directe  Einziehung  des  nach  Massgabc 
des  Gebührensatzes  von  der  Behörde  berechneten  Geld- 
betrags, also  die  entsprechende  Baar Zahlung  des  Gebühren- 
pflichtigen an  die  mit  der  Einnahme  betraute  Casse,  (die  sogen, 
„unmittelbaren  Gebühren"  von  Rechtsgeschäften  in  Oest er- 
reich) oder 

b)  die  Benutzung  vorgeschriebener  öffentlicher  Werthstempel 
Seitens  des  Gebührenpflichtigen. 

2)  Die  Erhebung  der  Gebühren  in  Form  von  „Beiträgen", 
welche  zu  den  Kosten  der  Einrichtung  von  den  Interessenten  ein- 
gezogen werden. 

Es  ist  üblich,  bloss  bei  den  unter  Nr.  1  genannten  Fällen  von 
„Gebühren"  zu  sprechen.  Doch  fügen  sich  auch  die  „Beiträge" 
unter  diesen  Begriftund  erscheinen  als  eine  besondere  Gebühr  en- 
Berechnungs-  und  Erhebungsform. ^) 

')  Wagner,  Fiii.  I.  §.    1 10. 
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§.  321.  —  l)  In  finanzieller  Beziehung  hat  die  directe 
Einziehung  vor  der  Erhebung  mittelst  Stempels  den  Vorzug 
der  fast  absoluten  Sicherung  des  Eingangs  der  Gebühr. 
Dadurch  werden  alle  Geblihreupliichtigen  auch  dem  Gesetze  ge- 
mäss gleich  behandelt.  Der  Finanzetat  jedes  Verwaltuugszweigs 
lässt  sich  genau  herstellen.  Es  braucht  deshalb  nicht  jeder  Zweig 
eine  besondere  Cassenverwaltung  zu  haben,  sondern  die  Einziehung 
der  Gebühren  (und  der  verwandten  Verkehrssteuern)  kann  für 
mehrere  Zweige  durch  eine  gemeinsame  Gasse  geschehen.  Die 
Controle  dem  Publicum  gegenüber  vereinfacht  sich  wesentlich  oder 
fällt  ganz  fort. 

Diesem  Vorzug  der  directen  Einziehung  steht  der  tinanzielle 
Nachtheil  eines  im  Ganzen  fast  unvermeidlich  grösseren 
Verwaltungspersonals  und  weitläufigeren  Casseu- 
und  Rechnungswesens,  verglichen  mit  dem  Stempelwesen,  gegen- 
über. Denn  die  Arbeit  der  Berechnung  der  Gebühr  und  der 
Einziehung  fällt  der  Verwaltung,  beim  Stempel  die  erstere 
und  die  der  zweiten  analoge  Arbeit  und  Mühe  der  Zahlungsleistung 
dem  Publicum  zur  Last.  Die  Buchführung  muss  —  wenigstens 
gewöhnlich,  Ausnahmen  z.  B.  bei  Baarzahlungen  an  die  Post- 
und  Telegraphenämter  —  jeden  einzelnen  Act  einer  Zahlung  des 
einzelnen  Gebührenpflichtigen  registriren,  während  sie  sich  beim 
Stempel  auf  die  Eintragung  der  Acte  von  Stempelablieferungen  der 
obersten  Stempelverwaltung  an  Behörden  und  an  Stempelverkäufer 
beschränken  kann.  Die  Verringerung  behördlicher  Mani- 
pulation, die  Vereinfachung  desCassen-,  Rechnungs-, 
Buc  hungswesen  s  und  die  daraus  hervorgehende  Verminderung 
der  Erhebungskosten  war  finanziell  der  Hauptgrund  der 
Einführung  und  Verbreitung  des  Stempels  wie  der  heutigen  Bei- 
behaltung dieser  Erhebungform  statt  der  directen  Einziehung. 
Dieser  Vortheil  gilt  finanziell  für  wichtiger  als  die  öfters  zuzugebende 
leichtere  Gefahr  der  Hinterziehung  der  Gebühr  bei  dem  Stempel 
und  als  die  dadurch  gebotene  Specialcontrole  über  den  wirklichen 
und  richtigen  Gebrauch  des  vorgeschriebenen  Stempels. 

Das  Publicum  oder  die  Gebührenpflichtigen  sind  bei  manchen 
Gebühren  im  Fall  der  directen  Einziehung  vorlrrthümern  und 
deren  Rechtsfolgen  gesichert.  Hie  und  da,  besonders  bei 
grösseren  Zahlungen,  ist  diese  Erhebungsform  für  sie  auch  be- 
quemer als  der  Gebrauch  des  Stempels.  Meistens  ist  der  Stempel 
aber  für  den  Zahlungspflichtigen  eine  sehr  ein  fache  und 
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bequeme  Gebühren-  (und  Steuer-)Erhebungsform,  welche  in  einzelnen 
Verwaltungszweigen  (Post)  für  das  Publicum  kaum  weniger 
zweckmässig  und  unentbehrlich  erscheint,  als  für  die  Verwaltung.'''') 

Im  Einzelnen  ist  dann  etwa  folgendermassen  zu  entscheiden. 

§.  322.  —  a)  Die  directe  Einziehung  der  Gebührenbe- 
träge statt  der  Erhebung  der  Gebühr  in  Stempelform  empfiehlt 
sich  im  Interesse  beider  Betheiligten  der  Finanzverwaltung  und 
des  Publicums,  überall  da,  wo 

«)  die  zu  vergeltende  Leistung  sich  aus  einer  Reihe  von 
einzelnen  gebührenpflichtigen  Acten  zusammensetzt, 
für  welche  eine  schwier  ige  reBerechnung  der  Gebühren  nach 
dem  Tarife  erfolgen  muss.  Hier  ist  die  Berechnung  am  Besten 
der  Behörde  selbst  zu  übertragen,  weil  das  Publicum  zu  leicht 
Irrthümer  begehen  würde  und  weil  eine  amtlich  controlirende 
Nachrechnung  doch  stattfinden  müsste.  Auch  ist  es  zweckmässiger 
und  ökonomischer,  sowie  für  die  Bevölkerung  bequemer,  wenn  die 
Erhebung  der  Gebühren  auf  einmal  in  einer  grösseren  Summe, 
als  wirklich  für  jeden  einzelnen  Act  erfolgt.  Die  directe  Einziehung 
ist  daher  besonders  bei  den  Gerichtskosten,  zumal  bei  Civil- 
und  Criminalprocessen,  auch  bei  vielen  Thätigkeiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  und  bei  Verkehrssteuern,  welche  sich  an 
Vermögens  Übertragungen  u.  dgl.  anknüpfen,  passend  und 
in  der  Praxis  mitunter  allein  oder  überwiegend  üblich,  d.  h. 
der  Gebrauch    von  Stempeln   ausdrücklich   ausgeschlossen,   selbst 

'''■)  Am  Conseqnentesten  und  Klarsten  sind  die  beiden  Fonnen  der  Gebühren- 
erhebung in  d.  Österreich.  Ges.geb.  ausgebildet.  Vgl.  v.  Czörnig,  ilsterr.  Budget 
II,  174  tf'.,  Dessary,  österr.  Finauzges.kunde  (Wien.  1S55)  S.  5.5.  Massgebend  dafür 
das  ältere  Gesetz  v.  27.  Jan.  1840  (f.  sämmtl.  österr.  Lande,  excl.  Ungarn  u.  Sieben- 
bürgen), dann  d.  Gesetze  v.  0.  Febr.  ii.  2.  Aug.  1850.  Die  Gebühren  von  Rechts- 
geschäften u.  s.  vr.  zerfallen  hier  in  Stempel  u.  unmittelbare  Gebühren.  Beide 
,.sind  ihrem  Wesen  nach  gleichartig  u.  nur  der  Form  nach  darin  ver- 
schieden, dass  beim  Stempel  sich  die  Partei  unter  ih  rer  Verantwortung  die 
Steuer  selbst  bemisst  u.  sie  mittelbar  durch  Verwendung  v.  Stempelmarken 
{seit  1.  "Nov.  1854  in  Oesterreich  an  ssr.hli esslich,  statt  Stempelpapiers,  in  Ge- 
brauch, höchste  Marke  20  Fl.)  entrichtet,  während  bei  den  „unmittelbaren"  Ge- 
bühren die  Bemessung  amtlich  nnd  die  Bezahlung  unmittelbar  erfolgt", 
Czörnig  II,  175.  Et.  f.  1877  in  West-Oesterr.  Stempelertr.  brutto  17.8  Mill.  FL, 
Erhebungskosten  /{58,700  Fl.  oder  2.01  7o'  Gebühren  von  Rechtsgeschäften  u.  s.  w. 
;^2.7  Mill.  Fl.,  Erhebungskosten  42!»,500  Fl.  oder  l.;U7„.  Also  etwas  geringere  directe 
Erhebungskosten  hier,  was  mit  der  Erhebung  durchschnittlich  höherer  Steuersummen 
in  Einem  Acte  zusammenhängen  wird.  In  der  Form  der  unmittelbaren  Gebühr 
werden  namentl.  erhoben  die  Gebühren  von  Uebertragungen  des  Eigenthums ,  Frncht- 
genusses  oder  Gebrauchsrechtes  unbewcgi.  Sachen,  von  nnentgcltl.  Uebertragungen 
(Schenkungen,  Erbschaften),  von  bücherl.  Eintragungen  anderer  Art  u.  von  gerichtl. 
Erkenntnissen  über  einen  höheren  Werth  (über  200  Fl.),  durch  welche  eine  Vermögens- 
übertragung entschieden  wird.  Auch  Stemp  el gebühren  über  mehr  als  20  Fl.  können 
unmittelbar  entrichtet  werden. 
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wenn  er  bei  äbnlielien  aussergericbtliehen  Fällen  vorgeschrieben 
ist,  oder  auf  bestimmte  einzelne  Acte  beschränkt.^) 

ß)  Auch  wo  die  in  der  Gebühr  zu  bezahlende  öffentliche 
Leistung  wirklich  oder  der  Annahme  nach  ein  mehr  individuelles, 
von  Fall  zu  Fall  verschiedenes  Gepräge  hat  und  der 
Gebührentarif  sich  demgemäss  abstuft,  ist  die  directe  Erhebung 
vorzuziehen.  Auch  hier  bietet  die  Berechnung  mehr  Schwierigkeiten 
und  mehr  Anlass  zu  Irrthümern  und  erfolgt  deshalb  passend  durch 
die  Behörde.  Die  Controle  ist  bei  Stempelgebrauch  ebenfalls  zu 
sehr  erschwert.  Von  den  Gebühren  der  Inneren  Verwaltung 
imd  der  Rechtspflege  gehören  manche  hierher,  besonders 
solche,  welche  in  Steuern  (Verkehrssteuern)  übergehen 
und  nicht  in  festen  Sätzen  oder  in  wenigen,  einfach  zu 
unterscheidenden  Stufensätzen,  sondern  in  Sätzen,  welche 
nach  der  AVcrthhöhe  des  in  Frage  kommenden  Objects 
wechseln  (proportional,  progressiv  oder  degressiv  dazu)  oder 
nach  einem  sehr  complicirten  Stufentarif  erhoben  werden. 
So  bei  einzelnen  Beglaubigungs-,  Aufsichts-,  Erlaubnissgebühren, 
dann  wieder  bei  Gebühren  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
fürprotocollarische  gerichtliche  Erklärungen  u.  dgl.  m.,  bei  Register- 
gebühren (und  damit  verbundenen  Verkehrssteuern)  des  Grundbuch- 
und  Hypothekenwesens.^) 

Je  mehr  aber  hier  bei  einer  Abgabe  der  reine  Gebühren- 
character  bewahrt  oder  wieder  hergestellt  wird,  je  mehr  der  Ge- 
sichtspunct  Geltung  erlangt,  die  Gebührensätze  nach  dem  Kosten- 
aufwand der  Verwaltung,  nicht  nach  dem  Werth  der  Leistung  für 
den  Interessenten  zu  bemessen,  je  mehr  die  Leistungen  schablo- 
nisirt  werden,  desto  mehr  fallen  die  Gründe  für  directe  Berechnung 
und  Erhebung  der  Gebühren  fort  und  wird  die  Erhebung  in 
Stempelform  für  beide  Betheiligte  zweckmässiger.  Die  moderne 
Entwicklung  neigt  dahin   und  hat  sich  deshalb  auch  diese  zweite 


^)  Dies  die  zweckmässige  Einrichtung  in  Preussen  bei  frerichtskosten. 
Nach  §.  16  des  Gerichtskostengesetzes  vom  10.  Mai  18.51  „hört  der  Gebrauch  des 
Stempelpapiers  bei  den  Gerichten  auf.  Die  Stempelbeträge,  deren  Erhebung  der  Tarif 
noch  beibehält,  werden  wie  Gerichtskosten  verrechnet,  auch  in  allen  übrigen  Be- 
ziehungen ....  als  Gerichtskosten  behandelt.  Wo  der  Tarif  nicht  ausdrücklich  die 
Erhebung  von  Stempelbeträgen  anordnet ,  findet  eine  solche  nicht  mehr  statt."  In 
anderen  Ländern,  Frankreich,  z.  Tb.  Ocsterreich  n.  s.  w.  werden  die  gericht- 
lichen Schriftstücke  anders  behandelt,  d.  h.  ?ie  müssen  gestempelt  sein,  weshalb 
hier  ein  TheU  der  Gerichtskostenerträge  in  den  Stempelerträgen  steckt.  Auch  dies 
hindert  die  genauere  Vergleichung  der  betr.  Erträge  zwischen  Staaten,  welche  nicht 
genau  dieselben  Erhebungsformen  haben,     üeber  (testerreich  s.  vor.  Note. 

")  Beispiele  oben  in  den  Noten  zu  §.  293. 
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Erhebungsform  immer  mehr  verbreitet.  Wäre  nicht  die  Verbindung 
mit  Verkehrssteuern,  so  würde  das  wohl  noch  mehr  der  Fall  sein. 

Von  den  Gebühren  der  Cultur-  und  Wohlfahrtssphäre, 
besonders  der  (materiell-) volkswirthschaft liehen  Verwaltung, 
haben  manche  und  hatten  früher  noch  mehrere  den  Character  einer 
Abgabe  für  eine  mehr  individuell  gestaltete  Leistung  oder 
Kostenprovocation.  Daher  insoweit  auch  hier  die  directe  Erhebung: 
so  im  Versicherungswesen,  bei  den  Wegegeldern,  bei 
Localanstalten  für  materielle  Bedürfnisse  (§.  125),  bei  den 
Gebühren  der  sogen.  Volkswirthschaftspflege  und  namentlich 
bei  der  Post  und  der  Telegraphie  unter  der  Herrschaft  des 
Stufentarifs.  Mit  dem  Eintritt  der  oben  (§.  311)  dargelegten 
Bedingungen  eines  einfachen  Zonen-  oder  eines  vollen  Ein- 
heitstarifs ist  dagegen  die  Erhebungsform  des  Stempels  auch 
hier  eingebürgert  worden.  Sie  hat  sich  in  der  Post  ausserordent- 
lich hfewährt  und  kann  hier  fast  als  conditio  sine  qua  non 
für  die  moderne  Postentwicklung  gelten.  Die  Leistungen 
der  Post,  besonders  der  Briefpost  —  nach  der  Seite  ihres  Werths 
für  die  Interessenten  und  ihres  Kostenaufwands  für  den  Staat  be- 
trachtet —  haben  aber  auch  immer  mehr  das  individuelle  Gepräge 
verloren  und  lassen  sich  schablonisiren.^^)  Beim  Telegraphen  nicht 
in  gleichem  Maasse :  daher  hier  auch  directe  Zahlung  in  grösserem 
Umfange  bleibend.^') 

y)  Die  directe  Zahlung  ist  ferner  am  Platze  bei  Gebühren, 
welche  in  einer  verhältnissmässig  doch  nur  kleineren  Zahl  von 
Einzelfällen  und  etwa  zugleich  in  relativ  grösseren  Beti'ägen 
erhoben  werden.  Hierher  gehören  wieder  manche  Fälle  der  ßechts- 
und  Verwaltungs-  und  der  volkswirthschaftlichen  Gebühren;  im 
Einzelnen  besonders  Steuern  von  der  Uebertragung  unbeweglichen 
Vermögens,  dann  Taxen  für  Ehren  und  Würden,  Geld- 
strafen, Schulgelder.  Früher  auch  z.  Th.  die  Postporti, 
jetzt  noch  z.  Th.  die  Telegraphen  gebühren. 


'")  Mit  der  Hill 'sehen  Postreform  in  England  (§.  310,  rill)  war  die  Einführung 
des  Stempels,  d.  i.  der  sogen.  Briefmarken,  als  Portoerhebungsform  verbunden: 
eine  Einrichtung,  welche  dann  auch  die  Tour  um  die  Welt  gemaclit  hat.  Ebenso 
gestempelte  Bricfcou verts.  Seit  der  Vereinfachung  des  Packettarifs  auch 
hier  das  Markensystem  mit  in  Anwendung. 

")  Telegraphenmarken  neuerdings  auch  allgemeiner;  Einführung  in  Nord- 
Deutschland  durch  (ies.  vom  16.  Mai  1860.  Schon  die  relativ  geringe  Bethciligimg 
des  allgemeinen  Publicums  an  der  telcgr.  ( "orrespondenz  macht  das  Markensystem 
hier  weniger  nothwendig. 
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6)  Endlich  hängt  die  Wahl  /wischen  directer  Zahlung  und 
Stempel  auch  von  der  Einrichtung  des  Casseu-j  Rechnungs- 
und  Controlwesens  ab.  Wo  auf  getrenntes  Gassen-  und 
Rechnungswesen  einzelner  Verwaltungszweige  Werth  zu  legen  ist, 
mnss  ein  a  1 1  g e m  eine r  Staatsstenipel  vermieden  werden,  während 
ein  speci eller  Stempel  für  den  einzelnen  Zweig  nur  ausnahms- 
weise —  auch  aus  ökonomischen  Gründen  —  zweckmässig  ist, 
nemlieh  bei  sehr  ausgedehntem  Gebrauch  und  niedrigem 
Betrag  des  einzelnen  Stempels,  wie  in  der  Po  st  Verwaltung,  theil- 
weise  als  Steuererhebungsform  bei  den  Spielkarten,  bei  der 
Tabak-Fabrikatsteuer.i^)  Die  Controle  über  die  wirklich  er- 
folgte Entrichtung  der  Gebühr  lasst  sich  beim  Stempel  mit  völliger 
Sicherheit  nur  führen,  wenn  jeder  stempelpflichtige  Act,  bez. 
jede  bezügliche  Urkunde,  jeder  Gegenstand  u.  s.  w.  einer  Behörde 
nach  dem  Lauf  des  Geschäftsgangs  vor  Augen  kommen  muss, 
so  z.  B.  bei  Eingaben  an  Behörden,  bei  allen  Papieren,  welche 
vor  Gericht  producirt  werden,  bei  der  Post.  Werden  in  anderen 
Fällen  Gebühren  (oder  Verkehrssteuern)  erhoben,  so  kann  man 
meist  nur  in  der  Form  der  directen  Zahlung  Defraudationen  ver- 
hüten, etwa  mit  der  Ausnahme  solcher  Fälle,  wo  die  Gebühr  sehr 
niedrig,  die  Defraudationsstrafe  und  sonstige  Rechtsnachtheile  sehr 
gross  sind  und  die  Gefahr  einer  Entdeckung  der  Unterlassung  des 
vorgeschriebenen  Stempelgebrauchs  leicht  unabhängig  vom  Thun 
und  Lassen  des  Defraudanten  eintreten  kann.^^)  So  erklärt  sich 
die  Möglichkeit,  mit  Stempeln  bei  Wechseln  und  ähnlichen 
Schuldverschreibungen  leidlich  auszukommen,  namentlich 
wenn  auf  die  Unterlassung  des  Gebrauchs  des  Stempels  etwa  gar 
der  Verlust  des  Klagerechts  oder  der  Benutzung  einer  Urkunde 
als  Beweismittel  im  Process  vor  Gericht  gesetzt  ist.^*)    Unbestreit- 

'^)  Russi3ch-americanisches  Tabaksteuersystem  (Bau  der  oll  cu),  weder 
Verkehr  selbst  die  Controle  in  Betr.  der  erfolgten  Steuerentrichtung  mit  ausüben  muss, 
indem  nur  gestempelte  Packete  u.  s.  w.  in  den  Verkehr  treten  dürfen.  Die  Sache 
liegt  hier  also  etwas  anders  als  bei  den  sonstigen  Stempeln.  Eine  Würdig-ung  kann 
erst  erfolgen  in  d.  Steuerlehre.  Vgl.  über  Russland:  Walcker,  Selbstverwalt.  S.  315, 
(i.  Mayr,  Deutsches  Eeich  und  Tabakmonop.  (Stuttg.  1878)  S.  79  ff.,  Deutsches 
Uandelsbl.  1878,  Nr.  H,  5;  über  America  bes.  Felser  in  Hirth's  Annalen  1878 
(auch  selbständig  erschienen). 

")  So  liegt  die  Sache  bei  der  russ.-americ.  Tabaksteuer,  wo  aber  auch,  bes.  in 
America,  ein  drakonisches  Strafsystem  hinzukommt  und  trotzdem  Defrau- 
dationen im  grossen  umfang  vorkommen  sollen.  Aehnliche  Sachlage  bei  unserem 
Spielkartenstempel. 

**)  Die  englisch-französ.  Gesetzgebung  ist  hier  mit  ßecht  mit  der  Verhängung 
solcher  Eechtsnachtheüe  energischer  vorgegangen  als  die  deutsche,  welche  gewöhn- 
lich nxir  Strafen  eintreten  lässt. 


124  ^-  B.  1.  K.  4.  A.  Erhebung:sform  d.  Gebühren.   §.  322,  323. 

bar  kommen  trotzdem  in  solchen  Fällen  oft  Defraudationen,  d.  h. 
Nichtgebrauch  des  Stempels  vor. 

s)  In  denjenigen  Verwaltungszweigen,  welche  nicht  Special- 
stempel für  sich  führen  (bisher  gewöhnlich  nur  Post  und  Telegraphie), 
war  früher  die  directe  Einziehung  der  Gebühren  auch  wegen  des 
Mangels  der  fiscalischen  Casseneinheit  der  einzelnen  Ver- 
waltungen vielfach  geboten.  Jeder  Zweig  hatte  seine  eigenen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben,  oft  waren  letztere  direct  aus  ersteren  zu 
bestreiten  oder  die  Gebtihreneinnahmen  kamen  unmittelbar  den 
Beamten  zu  Gute  (Sportein  für  Gerichte).  Die  Abstellung  dieser 
Verhältnisse  ist  der  Einführung  der  Stempel  günstig  gewesen. 
Stempelwesen  und  fiscalische  Casseneinheit  haben  sich  in  einem 
gewissen  Zusammenhang  seit  Ende  des  17.  Jahrhunderts  entwickelt. 

§.  323.  —  b)  Die  Erhebung  der  Gebühren  in  Form  des 
Stempels. 

Wohl  allgemein  ist  bisher  die  Anwendung  des  Stempels  für 
die  Erhebung  von  Gebühren  und  Steuern  auf  Staatsabgaben  be- 
schränkt. Im  Princip  stände  gegen  Communalstempel  u.  s.  w. 
nichts  im  Wege.  Aber  die  falsche  Auffassung  der  Stempel  als 
einer  eigenen  Steuerart  („Stempelsteuern")  Hess  den  Staat 
auch  zum  Gebrauch  dieser  blossen  Steuer  er  hebungsart  allein 
berechtigt  erscheinen.  Gegenwärtig  fürchtet  man  wohl  Verwechs- 
lungen. Wichtiger  sind  aber  die  sachlichen  Gründe,  welche  die 
Stempel  auf  den  Staat  beschränken  und  nur  die  directe  Ein- 
ziehung bei  der  Commune  vorkommen  lassen:  diejenigen  Ge- 
bühren, bei  welchen  der  Stempel  passend  als  Erhebungsform  benutzt 
wird,  fehlen  der  Commune  meistens  und  die  Gründe  der  Bequem- 
lichkeit und  Verwohlfeilerung  dieser  Erhebungsform  fallen  gewöhnlich 
ausserhalb  des  Staatsfinanzwesens  fort. 

In  Bundesstaaten  kommen  in  entsprechenden  Fällen  Reichs- 
oder  Bundesstaats-  und  Einzelstaatsstempel  für  Gebühren 
und  Verkehrssteuern  wohl,  wie  in  Deutschland,  neben  einander, 
aber  in  verschiedenen  Verwaltungszweigen  vor.  Selbst  die  Erhebung 
von  Reichs- und  Staatsstempcln  bei  ein  und  derselben  Thätigkeit 
wäre  nicht  ausgeschlossen.  Es  ist  nicht  unmöglich,  dass  die  Ent- 
wicklung dieser  Dinge  in  Deutschland  dazu  führt.  Der  Einwand, 
dass  Irrthünier  und  Verwechslungen  leicht  möglieb  seien,  wenn 
doppelte  Stempel  benutzt  werden  müssen,  wiegt  nicht  so  schwer.^'') 

"*)  Die  Vorschläge  der  bundesräthlichen  Stempelsteuercommission  v.  1877  gingen 
auf  Einfühning  von  Rci  chsstenipehi  nelien  Lau  des  stempeln  im  grösseren  Umfange 
hJnaiiB.     Doch  wurden  die  Bedenken  in  den  Berathnngen  mehrfach  hervorgehoben. 
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Das  Gebiet,  wo  die  Gebübreuerhebuug  iu  Ötcmpelt'orm  zweck- 
mässig ist,  ergiebt  sieb  aus  deu  vorausgebeudcu  Erörterimgeu  über 
die  directe  Eiuziebiiug.  Hier  sind  daraus  jetzt  nur  die  positiven 
Folgerungen  zu  ziebeu. 

üer  Zweck  der  Stempel  als  Gebübreu-  uud  Steuererhebungs- 
Ibrm  statt  der  directeu  Eiuziebuug  ist,  beiden  Betbeiligteu 
die  B  e  r  e  c  b  IUI  u  g  uud  Z  a  b  1  u  u  g  der  Abgabe  möglichst 
eiufacb  uud  beciuem  uud  der  Fiuauz Verwaltung  zu- 
gleich möglichst  wohlfeil  und  sicher  zu  machen  und 
ihr  andere  Controleu  zu   ersparen. 

Im  Allgemeinen  ist  daher  der  Stempel  besonders  zweck- 
mässig, wo  von  speciellerer  Berechnung  des  Werths  der  Leistung 
liir  den  Interessenten  und  der  Kostenprovocation  lUr  die  Verwaltung 
im  einzelnen  Falle  abgesehen  werden  kann  und  die  Abgabe  den 
Cbaracter  einer  gleichmässigen  oder  nach  einfachen  Merk- 
malen abgestuften^^)  Vergütung  für  eine  öffentliche  Leistung 
oder  eines  Kostenbeitrags  annimmt.  Wenn  hier  zahlreiche,  ungefähr 
gleich  zu  erachtende  Gebührenfälle  vorliegen ,  so  wäre  die  directe 
Einziehung  des  Gebührenbetrags  für  beide  Betheiligten  unbequem 
und  für  die  Verwaltung  kostspielig.  Vielfach  ist  est  erst  im  ent- 
wickelten Staats-  und  Wirthschaftsleben  so.  Kann  dann  eine  einiger- 
masseu  ausreichende  Controle  über  den  wirklich  erfolgten  Ge- 
brauch des  Stempels  stattfinden,  oder  ist  die  Abgabe  so  niedrig, 
dass  sie  nur  wenig  Reiz  zur  Umgehung  mit  sich  führt,  so  empfiehlt 
sich  diese  Erhebuugsform. 

§.  324.   Im  Einzelnen  sind  etwa  folgende  Fälle  zu  nennen:^'**) 

«)  Einfache  sogen.  Fix-Stempel,  als  Gebühren-  und  als 
Steuererhebungsform.   Sie  treten  mit  einem  festen  Geldbetrage 


")  Es  ist  bezeichnend,  dass  man  bei  dem  russiscb-americ.  Tabaksteuersystem  die 
Berücksichtigung  des  Werths  der  Waarc  wieder  fallen  lassen  musste,  weil  sich  die 
Controle  über  die  richtige  Stempelung  nach  Wertbstufen  nicht  durchführen  Hess.  So 
erfolgt  nach  d.  russ.  Ges.  v.  G./IS.  Juni  1^77  v.  Anf.  187!5  an  nur  eine  gleich- 
massige  Stempelung  i^von  einer  ordin.  Sorte  abgesehen)  u.  in  America  besteht  jetzt 
ein  Gewichts- Satz  für  Rauchtabak  u.  für  Cigan-ea  (resp.  hier  ein  Einheitssatz  für 
1000  Stück).  Ein  Punct,  der  bei  der  Vergleichung  zwischen  Monopol  und  Fabrikat- 
steuer für  ersteres  spricht,  weil  dabei  eine  Abstufung  der  Steuer  nach  dem  Werth 
der  Waare  möglich  und  üblich  ist:  zugleich  ein  Beweis,  dass  diese  Fragen  der  Er- 
hebungsform  im  Steuerwesen  eine  sehr  grosse  practische  Bedeutung  haben. 

***)  Sehr  einfache  Grundsätze  wieder  in  d.  in  Note  7a  gen.  Österreich.  Gesetz- 
gebung. Fix  Stempel  f.  Eingaben  an  Behörden  u.  s.  w.,  f.  Zeugnisse,  f.  Handels-  u. 
Gewerbebücher,  f.  gew.  amtl.  Protok.  u.  Ausfertig.,  f.  ßechtsurkunden,  die  ein  nicht 
schätzbares  Recht  betreffen;  Stufen  Stempel  nach  d.  Werth  bei  üebertrag.  d.  Eigen- 
thums  bewegl.  Sachen  und  den  betr.  Urkunden  (Wechsel  —  and.  Stempelpflicht. 
Urkunden). 
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für  die  einzelne  in  Anspruch  genommene  öffentliche  Leistung  regel- 
mässig in  der  Form  des  diesen  Geldbetrag  bezeichnenden  Stempel- 
papiers oder  der  jetzt  allein  oder  überwiegend  üblichen  Stempel- 
marke ein.  Beispiele  aus  der  allgemeinen  Verwaltung  sind  die 
Stempel  für  Eingaben  der  Privaten  an  und  Bescheide  von  Behörden 
in  Privatsachen,  ohne  Rücksicht  auf  den  Inhalt.  Ferner  die  Marken 
des  P  0  s  t  Verkehrs ,  der  Telegraphie.  Im  Verkehrssteuersystem 
kommen  solche,  regelmässig  niedrige,  Fixstempel  ebenfalls  vor,  bei 
Frachtscheinen,  Rechnungen,  Schlusszettelu,  Quittungen. 

ß)  Eine  weitere  Ausbildung  erfährt  der  Fixstempel  im  System 
der  sogen.  Ciassenstempel.  Hier  treten  nach  gewissen  sich 
bietenden  Merkmalen,  wie  der  ungefähren  Bedeutung  der  Sache, 
der  ungefähren  Kostenpro vocation  —  nicht  nach  dem  Geldbetrag 
eines  Documents,  sondern  in  Fällen,  welche  sich  nicht  eigentlich 
in  Geld  schätzen  lassen  —  Fixstempel  verschiedener  Höhe 
ein,  es  besteht  also  ein  Classentarif.  Der  Stempel  statt  der 
directen  Einziehung  kommt  hier  wohl  noch  hie  und  da  bei  Thätig- 
keiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  vor,  also  in  einem  Gebühren- 
gebiete. Ein  Analogon  solchen  Classentarifs  ist  der  Stufentarif 
der  Post  und  Telegraphie.  Eine  wichtigere  Rolle  spielt  jener  Tarif 
im  Verkehrssteuersystem,  wo  er  sich  an  die  Art  der  besteuerten 
Rechtsgeschäfte  anschliesst.^') 

y)  Der  sogen.  Dimensionsstempel  lässt  den  Gebühren- 
oder —  der  häufigere  Fall  —  den  Steuerstempel  steigen  nach  der 
Ausdehnung  der  Acten  im  Process,  um  danach  die  Gebühren  zu 
berechnen,  ferner  nach  der  Ausdehnung  der  besteuerten  Objecte, 
wie  z.  B.  der  Zeitungen,  der  kaufmännischen  Bücher.  Die  oft 
complicirte  Berechnung  und  die  Nothwendigkeit  der  Controle,  sowie 
die  Möglichkeit,  von  einem  einzigen  Pflichtigen  die  Abgabe  für 
viele  Einzelfälle  in  einer  einzigen  grösseren  Summe  einzuziehen 
(Zeitungen  u.  dgl.j,  giebt  der  directen  Einziehung  hier  indessen 
meistens  den  Vorzug  vor  dem  Stempel  oder  die  Behörde  behält 
sich  die  Stempelung  selbst  vor  (ebenfalls  Zeitungen,  kaufmännische 
Bücher  u.  s.  w.).^'') 


")  Fix-  bez.  einfacher  C  lassen  Stempel  ist  auch  der  genannte  Tabak- 
Fabrikatstempel. 

'")  So  bei  letzteren  Beispielen  in  Oester reich.  Bes.  ausg-edehnt  ist  der  Ü i m e n - 
sionsstempel  nach  der  (jlrössc  des  ftir  eine  Urkunde  gebrauchten  Papiers  in 
Frankreich:  wohl  das  äusserlichste  Merkmal,  an  das  man  sich  halten  kann  I 
V.  Hock,  Fin.  Frankr.  S.  1!)4;  Leroy-Boaiilie  u,  l,  5()ti;  Kau,  Fin.  I,  §.  231 
Note  f.     Die  älteren  Siitzc  sind  nach  d(M-  Grösse  des  Papiers  (die  Fläclieugriiss«-  giebt 
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6)  Der  eigentliche  Weitlistempel  (Gradations-,  Pro- 
portional stempeP^))  —  im  engeren  Sinne,  denn  im  weitereu 
ist  jeder  Stempel  Wertbstempel  —  richtet  sich  nach  dem  Geld- 
werth  betrage  eines  mit  einer  Abgabe  belegten  Documents, 
bez.  Rechtsgeschäfts  oder  eines  Gegenstands,  über  den  ein 
Rechtsgeschäft  abgeschlossen,  eine  gerichtliche  Eintragung  vor- 
genommen oder  im  Streitfalle  gerichtlich  entschieden  wird.  Die 
betreuende,  im  Stempel  erhobene  Abgabe  stellt  nur  ausnahmsweise 
eine  reine  Gebühr  dar,  meistens  eine  reine  oder  doch  tiberwiegend 
eine  Steuer  (Verkehrssteuer).  Kosten  der  freiwilligen  und  streitigen 
Gerichtsbarkeit,  welche  nach  dem  Werthbetrage  des  Objects  ab- 
gestuft werden,  —  Abgaben  für  die  Eintragungen  in  die  Register, 
die  Grund-  und  Hypothekenbücher,  für  die  Entscheidung  von  Civil- 
proeessen  -  hören  allerdings  nicht  dadurch  auf,  reine  Gebühren 
zu  sein,  dass  sie  sich  so  abstufen.^")  Sie  werden  Steuern  nur  bei 
einer  eine  U  eher  Steigung  der  Kostendeckung  bezwecken- 
den Höhe  der  G  e  s  a  m  m  t  e  i  n  n  a  h m  e  daraus.  Aber  die  Erhebungs- 
fonn  dieser  Gebühren  ist  selten  der  Stempel,  sondern  mit  Recht, 
besonders  bei  Rechtsgeschäften,  die  sich  aul'  Eigenthumsübergang, 
Verpfändung  unbeweglichen  Vermögens  beziehen,  die  directe 
Berechnung  und  Einziehung.  Stempel  von  Verträgen  (Kauf, 
Tausch,  Miethe,  Pacht  u.  s.  w.),  Documeuten  des  Creditverkehrs 
(Wechsel,  Schuldverschreibungen  aller  Art,  Inhaber -Papieren, 
Actien  u.  s.  w.)  stufen  sich  gewöhnlich  nach  dem  Werthe  ab  und 
sind  meistens,  wenn  nicht  eine  behördliche  Mitwirkung  im  sach- 
lichen Interesse  von  vorneherein  geboten  ist,  reine  Verkehrs- 
steuern.-^) 

Der  Wertbstempel  kann  ein  genauer  sein,  welcher  sich 
nach  Procenten  des  Betrags  richtet.  Die  Erhebung  der  Abgabe 
wird  dann  aber,  schon  weil  der  Satz  nicht  immer  auf  runde  Summen 
lauten   wird,   meistens   nicht  mittelst  Stempels  geschehen   kiJnnen, 


k 


Hock  genau  an)  1S16  fixirt  auf  3.5,  TU.  12.5,  150,  200  cent.  Erhöhung  durch  Ges. 
rom  2.  Juli  1862  u.  nach  dem  letzten  Kriege,  Ges.  v.  23.  Aug.  1S71 :  jetzt  60,  120, 
ISO,  240,  360  cent.  Affichen  früher  5,  10,  15,  20,  jetzt  6,  12,  18,  24  cent.  Der 
Name  timbre  de  d  i  m  e  n  s  i  o  n  ist  in  Frankreich  officiell,  während  der  eigentl.  Werth- 
stempel  timbre  proportionnel  heisst. 

'^)  Letzterer  Name  besser  \rennieden  ,  weil  er  lieber  auf  eine  bestimmte  Art 
der  Höhenbemessung  beschränkt  bleibt.     S.  u. 

-")  Eben  deshalb,  wie  schon  oben  einmal  bemerkt  (Abschn.  1  Note  30),  Stein 's, 
Fin.  S.  520,  üntersclieidung  zwischen  Gebühren-  u.  Steuerstempel  nicht  genau  haltbar. 

-*)  Beispiele  u.  s.  w.  gehören  erst  in  die  Steuerlehre.  S.  ältere  bei  Kau,  Fin.  I, 
§.  231  Note  f.  Für  Deutschland  reiches  Material  aus  der  Gesetzgcb.  aller  Einzel- 
staaten in  d.  bundesräthl.  Gommissionsber.  v.  1&77,  S.  46 — 109. 
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sondern  es  erfolgt  („unter  amtlicher  Cassirung  des  Stempels  und 
Vidirung  der  Urkunde")  bei  einer  Behörde  baare  Einzahlung.  Der 
Werthstempel  kann  aber  auch  unter  Abrundung  seiner  Procenthöhe 
in  bestimmten  festen  Beträgen  für  gewisse  „Classen" 
des  Werths  eintreten,  —  „Classen-  oder  classificirter  Werth- 
stempel" —  und  dann  von  den  Parteien  selbst  angebracht  werden, 
wie  z.  B.  beim  Wechsel.^^) 

Je  nachdem  der  Werthstempel  einigermassen  gleich  mit  dem 
Werth  des  Objects  oder  stärker  oder  schwächer  steigt,  kann 
er  als  Proportional-  (im  engeren  Sinne,  s.o.),  Progressiv- 
oder Degressiv-Werthstempel  bezeichnet  werden.  Der  Steuer- 
stempel ist  bisher,  gemäss  dem  leitenden  Gesichtspuncte  unserer 
modernen  Besteuerung,  ein  Proportional-,  wenn  nicht  gar  ein 
Degressivstempel.  Der  Gebührenstempel  (bez.  der  direct 
eingezogene  Gebührenbetrag)  ist  meistens  degressiv,  dem  Um- 
stände entsprechend,  dass  ,die  Kosten  der  Staatsthätigkeit  nicht 
mit  dem  Werthe  des  Objects  proportional,  sondern  schwächer,  wenn 
überhaupt,  wachsen,  so  bei  den  Eintragungsgebühren  —  soweit 
diese  eben  Gebühren  und  nicht  Steuern  — ,  bei  anderen  Acten  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und  in  der  streitigen  Gerichtsbarkeit 
bei  den  Gerichtskosten.  Dem  Character  dieser  Abgaben  als  Ge- 
bühren widerspricht  in  mancher  Hinsicht  der  AVerthstempel  über- 
haupt und  erscheinen  Fix-,  Classen-  und  etwa  passend  normirte 
Dimensionsstempel  richtiger,  wenn  man  auf  das  Moment  der  Kosten- 
provocation  als  den  Grund  der  Gebührenerhebung  sieht.  Indessen 
dient  der  Werthstempel  doch  zu  zweckmässigerer  und  auch  die 
Verhältnisse  der  Interessenten  gerechter  berücksichtigender  Ver- 
theilung  der  Gesammtkosten  der  bezüglichen  Einrichtungeo, 
namentlich  der  Gerichte.  Es  ist  sogar  fraglich,  ob  die  Degression 
der  Abgabe  bei  den  höheren  Werthbeträgen  der  Objecte  nicht 
passend  der  proportionalen  Abgabe  Platz  machte.  Um  so  mehr, 
da  diese  „Gebühren"  doch  leicht  mit  als  Steuern  fuugiren;  und 
mitunter  nicht  mit  Unrecht,  weil  sie  vornemlich  die  besitzenden 
Classen  und  unter  diesen  sogar  solche  (in  den  Gerichtskosten)  be- 
sonders tretfeu,  welche,  wie  Gewerbe-  und  Handeltreibende,  von 
den  anderen  Steuern  nicht  immer  genügend  getroften  werden. ^^) 


Satz  V 


')  Beispiel:    Deutsclies  Wcchselsteuipelgcs.  v.  10.  Juni  1809:   im  AUgem.  der 

, .  7.^  "VoQ,  mit  d.  Durchluhrung,  dass  Wechsel  bis  u.  unter  50  Thlr.  1  Sgr.,  über 

50—100  Thlr.  IV2  ^'o^-  "'»tl  l'ür  jede   weiteren    vollen   oder  angefangenen    100  Thlr. 
l'/a  Sgr.  mehr  an  Stempel  zahlen.      Also  ein   genauer  eigentl.  Propürtionalstcuipel. 
'^)  S.  schon  oben  g.  2',»L'  u.  Note   17   dazu. 
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Mitunter  kommt  statt  der  direeten  Eiuziehuug  von  Gebühren 
(und  Steuern)-^)  bei  jedem  einzelneu  Falle  oder  statt  des  Stempels 
auch  eine  Abfindung  zwischen  der  Finanzvervvaltung  und  einzelnen 
Abgabeptlichtigeu  über  eine  ganze  Reihe  von  Acten  in  der  Form 
einer  einmaligen  oder  periodischen  Gesammtzahlung  vor,  z.  B.  mit 
Hauken  ftir  deren  sonst  im  Anschlnss  an  die  einzelnen  Geschäfte 
und  Urkunden  zu  zahlenden  Stempel.-'')  Auch  bei  der  Post  fehlen 
selbst  jetzt  noch  analoge  Gestaltungen  nicht  ganz.-'')  Fälle  dieser 
Art  nähern  sich  schon  dem  sogleich  zu  besprechenden  System  von 
„Beiträgen".  Kann  man  die  Höhe  des  Abfindungsbetrags  richtig 
bestimmen,  namentlich  eine  —  ungerechte  und  andere  Coucurrenten 
verletzende  —  Begünstigung  verhüten,  so  ist  im  Interesse  beider 
Theile  solche  Abfindung  wohl  zu  empfehlen. 

§.  325.  —  2)  Beiträge. 27) 

Die  Zwecke  der  Gebührenerhebung,  nemlich  die  Interessenten 
in  richtigem ,  ihrem  Interesse  einigermassen  entsprechenden  Ver- 
hältniss  zur  Kostendeckung  (jtfentlicher  Einrichtungen  und  Anstalten 
herbeizuziehen  und  diese  Kostendeckung  —  ganz  oder  bis  zu  einer 
beabsichtigten  Quote  —  sicher  zu  stellen,  werden  bei  der  Anknüpfung 
der  Gebühren  an  die  einzelnen  Acte  der  privaten  Inanspruchnahme 
oder  Benutzung  dieser  Einrichtungen  zwar  gewöhnlich,   aber  doch 

'^)  Erwähnt  mag  noch  werden,  dass  mitunter  Zwischenpersonen,  bes. 
Notare  u.  ähnliche,  die  Gcbiihren  u.  s.  w.  einzuziehen  haben,  wie  auch  umgekehrt 
deren  Gebühren  (^Notariatstaxen  u.  s.  w.)  auch  mit  den  öffentl.  Gebühren  von  der 
Staatsbehörde  (Gericht)  bisweilen  erhoben  werden  u.  dann  eine  gegenseitige  Abrecli- 
nxrng  u.  Ceberweisung  erfolgt.  So  haben  in  Bai  er n  die  Notare  die  Taxen,  welche 
dem  Staate  von  den  bei  ihnen  behandelten  Geschäftea  gebühren,  unter  Aufsicht  der 
Finanzbehörden  zu  erheben  und  abzuliefern,  etwaige  Riickstände  aber  zur  Zwangs- 
beitreibung dem  Rentamt  zu  überweisen.  Bair.  Ges.  v.  10.  Nor.  1S61.  Pözl,  Vcrw.- 
lecht.  S.  556  ib.  A.). 

**'i  So  zahlt  die  Bank  ?on  England  ein  Stempelpauschale  von  60,000  Pf.  St. 
I vielleicht  jetzt  erhöht?).  Etwas  Anderes  sind  die  sogen.  Gebührenäquivalente 
in  Oesterreich,  welche  bei  dem  Besitz  der  todten  Hand  als  Ersatz  der  hier  fort- 
fallenden Besitz  wechselgebühren  eintreten.    Darüber  in  der  Steuerlehre. 

■^  So,  wenn  das  Porto  gewisser  Sendungen  (z.  B.  von  Stadtpostbriefen,  Circularen) 
sich  ermässigt,  wenn  eine  bestimmte  grössere  Anzahl  Stücke  auf  einmal  aufgegeben 
wird .  • —  eine  zweifelhaft  berechtigte  Begünstigung  der  Grossgeschäftsleute  und  der 
Wohlhabenderen  überhaupt. 

'^'')  S.  Wagner.  Fin.  I,  §.  140  und  bes.  Neumann,  progr.  Einkommensteuer, 
S.  46  ff.  Auch  Einzelnes  in  d.  Communalstenergutachten  des  Vereins  f.  Socialpolitik 
(bes.  Bruch.  S.  20  il'.,  mit  den  Gebühren  zusammen,  Nasse  S.  272);  v.  Bilinski, 
Gemeindebesteuer. ,  Lpz.  1S7S,  S.  19  ff.,  der  die  Beitrage  mit  verwandten  Abgaben 
vergleicht,  aber  bei  der  eigentl.  Gebühr  auf  d.  Moment  der  Freiwilligkeit  zu  viel 
Gewicht  legt  Eine  „besondere"  Einkommenquelle  im  Comm.-Budget  sind  die 
., Beiträge"  m.  E.  nicht,  sondern  eine  besondre  Form  der  Gebühren,  die  vor- 
nemlich  in  der  Gemeinde  u.  ähnlichen  Körpern,  weniger  im  Staate  vorkommt. 

A.  Wagner,  Finanzurissenächaft.    11.  !' 
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nicht  immer  iu  genügender  Weise  und  Genauigkeit  erreicht.  Die 
hierhergehörigen  Ausnahmen  umfassen  manche  verschiedene  Fälle, 
welche  sich  in  der  Hauptsache  unter  folgende  drei  Kategorieen 
bringen  lassen. 

a)  Durch  die  gewöhnlichen  Benutzungsgebühren,  welche 
nach  allgemeinen  Massstäben  in  generellen  Tarifen  u.  s.  w. 
festgestellt  werden,  sind  die  einzelnen  Benutzer  doch  nicht  immer 
in  dem  zur  Kostendeckung  erforderlichen  und  namentlich  nicht 
ihrem  Vortheil  entsprechenden  Umfange  zu  treffen.  Beispiele  liefern 
die  Wegegelder,  wo  recht  wohl  ein  einzelner  Interessent, 
welcher  eine  Strasse  ausnahmsweise  stark  be-  und  abnutzt, 
z.  B.  der  Besitzer  eines  Forsts,  eines  Berg-,  Hüttenwerks  u.  dgl., 
durch  die  Gebühr  weder  seinem  Sondervortheil  noch  der  durch 
ihn  bewirkten  Abnutzung  der  Strasse  gemäss  getroffen  werden  kann 
(§.  305,  306). 

b)  In  anderen  Fällen  ferner  kann  neben  dem  directen, 
aus  der  Benutzung  einer  öffentlichen  Einrichtung  hervorgehenden 
und  in  der  üblichen  Gebühr  richtig  bezahlten  Vortheil  eines  und 
desselben  Interessenten  ein  i  n  d  i  r  e  c  t  e  r  Vortheil  für  ihn  vorkommen, 
der,  weil  auf  diese  Einrichtung  zurückzuführen,  auch  durch  eine 
angemessene  Vergütung  als  Kostenbeitrag  dazu  einigermassen 
compensirt  werden  sollte.  So  zieht  namentlich  der  Besitzer  be- 
stimmter Arten  des  Grund  und  Bodens  und  der  Gebäude, 
der  Betreiber  eines  bestimmten  Gewerbes  u.  A.  m.  für 
sein  Eigen thum  solchen  indirecteu,  iu  Werthsteigerungen  und 
Productionskosten -Verminderungen  hervortretenden  Vortheil  aus 
mancherlei  öffentlichen  Einrichtungen,  besonders,  aber  keineswegs 
allein,  aus  solchen  des  Wege-  und  Transportwesens. 

c)  Endlich  kommen  solche  Fälle  indirecten  Nutzeus  dieser  Art 
aber  auch  noch  bei  solchen  Personen  vor,  welche  dir e et  die  Ein- 
richtung gar  nicht  benutzen  und  durch  die  üblichen  Ge- 
bühren gar  nicht  getroffen  werden  können.  Namentlich  ist 
es  der  Grundbesitz  an  sich,  besonders  der  bestimmt  ge- 
legene, welchem  so  durch  die  „öko  n  o mische  n  Zu s am  men- 
hänge''  d.i.  durch  die  C  onjunctur  nicht  speciell  verdiente  und 
nicht  in  Abgaben  vergoltene  Gewinne  in  Form  von  Werth-  und 
Rentensteigerungen  zuwachsen.  Dies  trifft  besonders  in  städtischen 
Verhältnissen  zu,  wo  die  Gesammtheit  der  gebührenpflichtigen 
Einrichtungen  (Strassenreinigung,  Sanitätswesen,  Wasserleitung, 
Beleuchtung,  Schulen  u.  a.  m.)  und  wieder  speciell  einzelne  Ein- 
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richtiiugen ,  z.  B.  des  \'erkebrsweseüs  Werth  steigernd  aiiT  den 
Grund-  und  Gebäudebesitz  wirken. 2-'') 

Auf  diese  und  ähnliche  Verhältnisse,  wie  sie  gerade  die 
moderne  Volkswirthschat't  characterisiren,  hat  auch  die  all- 
gemeine eigentliche  Besteuerung  Rlicksichi  zu  nehmen 
und  zwar  viel  mehr,  als  sie  es  gewühnlich  bisher  that.  Besonders 
für  die  Communalbesteuerung  liegen  hier  wichtige  Aufgaben  vor.^") 

Alles  Erforderliche  in  dieser  Beziehung  kann  aber  auch  die 
Besteuerung  nicht  leisten.  Vielmehr  bedarf  es  dazu  noch  neben 
oder  statt  der  gewöhnlichen  Gebühren  öfters  besonderer  Beiträge, 
um  zwischen  Vortheilen,  welche  Einzelne  von  öffentlichen 
Anstalten  ziehen,  und  Kosten  dieser  letzteren  überall  ein  möglichst 
richtiges  Verhältniss  nach  dem  Grundsatz  von  „Leistung 
und  Gegenleistung"  herbeizuführen. 

Ein  wichtigeres  Finanz  int  er  esse  wohnt  diesen  Beiträgen 
namenthch  dann  bei,  wenn  sonst  die  Beschaffung  des  Anlagekapitals 
der  öffentlichen  Einrichtung  sowie  die  Deckung  der  Zinsen  u.  s.  w. 
dafür  und  der  laufenden  Betriebskosten  weder  durch  die  anderen 
Gebühren,  noch,  soweit  dies  zulässig  ist,  durch  allgemeine  oder 
besondere  eigentliche  Steuern,  noch  (was  die  Kapitalbeschaffung 
anlangt)  durch  den  Credit  gesichert  sind.  Durch  die  Beiträge 
sind  die  Interessenten  aller  Art  zu  diesen  Zwecken  herbeizuziehen. 


-*)  S.  über  d.  Conjanctnr  Wagner,  Grundleg.  §.  76 — SL 

"®i  Näheres  erst  in  der  Steuerlehre.  Ich  verweise  einstweilen  auf  mein  Referat 
tiber  die  Communalsteuerfrage  auf  d.  socialpolit.  Congress  in  Berlin  1877,  in  d.  amtl. 
^'erhandl.  S.  5  ff.  und  ausgearbeitet  selbständig  erschienen,  Lpz.  bei  Winter.  S.  auch 
K.  Friedberg.  Bestener.  d.  Gemeinden,  bes.  S.  ST  ff.  Dann  d.  interess.  Frage  der 
H ö h e r besteuerong  des  in  Baustellen  übergehenden  Landes  in  der  Umgegend  von 
Bremen;  s.  darüber  Haussen "s  formell  richtiges,  aber  rein  negatives,  die  be- 
rechtigte Seite  des  Bremer  Versuchs  übersehendes  Gutachten  (als  Manuscr.  gedrückt 
Bremen  1S77)  nebst  den  Superarbitrien  verschiedener  deutscher  Practiker  u.  Theore- 
tiker, eb.  1S7T.  Ich  habe  dabei  auf  die  Richtigkeit  des  Priucips  einer  Höher- 
oder Extrabesteuerung  der  Baustellen  werdenden  Aecker  hingewiesen.  S.  auch  meine 
Comm.st.fr.  S.  3!^.  Der  Gang  der  Verhandlungen  auf  d.  gen.  Congress,  die  Auffass. 
von  A.  Held  daselbst  u.  in  s.  „Socialismus  u.  s.  w."  haben  freilich  gezeigt,  dass  der 
sogen.  Kathedersocialismxis  auch  diese  nahe  liegenden  Dinge  noch  zu  den  „fernen 
Zielen"  rechnet  oder  wie  Herr  Prof.  v.  Treitschke  sagt  zu  den  „Phantastereien 
doctrinärer  Selbstuberhebuug"',  denen  diese  Herren  freilich  auf  den  ausgetretenen 
Gleisen  der  älteren  Wirthschafts-  und  Fiuanztheorie  oder  der  leichten  Abart  dieser 
Theorie,  welche  der  "\'erein  fur  Socialpolitik  darstellt,  sorgfältig  aus  dem  ^ege  gehen. 
Die  scharfe  Logik  und  das  wissenschaftliche  Abstractionsvermögen  (die 
leider  in  der  „histor.  Richtung  der  Nationalökonomie"  etwas  vernachlässigt  und  bei 
manchen  Anhängern  dieser  Richtung  fast  in  ilisscredit  gerathen  sind.  —  ein  Fehler, 
den  man  jetzt  selbst  einzusehen  beginnt,  s.  Röscher,  im  Lit.  Centr.-Bl.  187S  Jan. 
über  Ricardo)  der  deutschen  ..Manchestermänner",  bes.  eines  J.  Fauch  er,  haben  auf 
diesem  Gebiete  der  Besteuerung  seit  länger  ungleich  besser  und  folgerichtiger  das 
■^'ahre  zu  entwickeln  gewusst. 


k 
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Es  lassen  sich  dadurch  die  Kosten  der  Anlage  ganz  oder  theilweise, 
soweit  nicht  andere  passende  Mittel  und  Wege,  eventuell  namentlich 
der  Credit,  zu  diesem  Zwecke  zur  Verfügung  stehen,  oder  auch 
Theile  der  Betriebskosten  und  Zinsen  aufbringen.  In  letzterem 
Falle  brauchen  die  Beiträge  mitunter  auch  nur  subsidiäre  zu 
sein,  welche  in  Ermangelung  anderer  genügender  Einnahmen  fällig 
werden,  so  dass  sich  die  Herbeiziehung  der  weiteren  oder  indirecten 
Interessenten  auf  die  Uebernahme  einer  Garantie  beschränkt. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  solche  Beiträge  mehr 
im  Finanzwesen  kleinerer  Localgemeinschaften,  besonders 
der  Kreise  und  Gemeinden,  als  im  Staats-  und  selbst  als  im 
Provincialfinanzwesen  vorkommen,  ohne  hier  übrigens  zu  fehlen. 
Ebenso  können  Kirchen  und  andere  Körper  zu  solchen  Beiträgen 
greifen.  Im  Einzelnen  wird  sich  mancherlei  nach  den  concreten 
Fällen,  um  die  es  sich  handelt  und  nach  der  Organisation  der 
Selbstverwaltungskörper  richten  müssen.  Aber  das  Princip  selbst 
und  seine  Berechtigung  sind  wohl  klar. 

Näher  auf  diese  Beiträge  einzugehen,  würde  hier  zu  weit 
führen.^'')  In  den  früheren  Bemerkungen  über  die  Regelung  der 
Wegelasten  (§.  303  ff.)  sind  solche  Beiträge  als  eine  Form  der 
Aufbringung  dieser  Lasten  erwähnt  worden.  Das  Wegewesen  ist 
auch  wohl  eines  der  practisch  wichtigsten  Beispiele  des  Vorkommens 
von  Beiträgen.  Verwandte  Fälle  sind:  Deichbauten,  Wasserbauten 
überhaupt,  Localanstalten  wie  Canalisirung,  Wasserleitung.  Auch 
öifentliche  Bauten  für  kirchliche  und  Schulzwecke.  Selbst  die 
laufenden  Kosten  des  Kirchen-  und  Schulwesens  lassen  sich 
unter  Umständen  passend  mit  durch  Beiträge  decken.  Je  mehr  z.  B. 
die  Kirche  aufhört  „Zwangsgemeinwirthschaff'  zu  sein  und  je 
mehr  daher  eigentliche  Kirchensteuern  schon  begrifflich,  vollends 
in  der  Praxis  fortfallen,  desto  mehr,  wie  uns  England  und  Nord- 
america  zeigen. ^^)  Die  Bestimmung,  dass  einzelne  Interessenten  oder 
Intcressentengruppen,  eventuell  die  Gemeinde  als  solche,  zu  den 
localen  Kosten  gewisser  ötfentlicher  Einrichtungen  des  Stnats,  z.  B. 
des  Post-,  Telegraphen-,  Bank-,  Schulwesens  u.  a.  m.  einen  ein- 
maligen oder  periodischen  Zuschuss  liefern  oder  gewisse  Bestand- 
theile  dieser  Einrichtungen,  z.  B.  die  Geschäftsräume,  von  sich  aus 


•■"')  Das  Beste  in  Kurze  darüber  bei  Neu  mann  a.  a.  (). 

^')  \Vaf,^ner,  (irundb'g.,  §.  155  sub  .'!;  Fin.  I,  §.  127  Mr.  3,  bes.  Note  25. 
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aut'  ihre  Kosteu  herstellen  müssen,  beruht  auf  dem  Beitrags-Priucipe 
und  ist  öfters  ganz  zweckmässig  und  gerecht. ^^j 

Ueberhaupt  ist  ein  gut  eingerichtetes  und  passend  a  u  s  - 
gedehntes  Beitragssystem  eine  richtige  Ergänzung 
sowohl  des  gewöhnlichen  G  e  b  ü  h  r  e  n  w  e  s  e  n  s  als  der  eigent- 
lichen Besteuerung  und  damit  ein  geeignetes  Mittel ,  den 
communistischen  Character  des  Staats  und  der  Selbstver- 
waltungskörper zu  beschränken.  Wo  dies  principiell  zulässig 
und  practisch  durchführbar  ist,  muss  es  geschehen.  Das  ist  eine 
Forderung  der  vertheilenden  Gerechtigkeit  im  „zwangsgemeinwirth- 
schaftlichen  System''  (§.  284). ^•■')  Sie  muss  hier  um  so  mehr  zu- 
gegeben werden.  Je  weniger  der  unvermeidliche  und  berechtigte 
„Communismus"  dieses  Systems  gerade  in  der  modernen 
socialen  und  wirthschaftlichen  Entwicklung  theoretisch  abzuweisen 
und  practisch  abzulehnen  ist.^'') 


Anhang. 

Einnahme  aus  herrenlosem  Vermögen. 

§.  326.  Nach  den  Erörterungen  über  die,, Einkünfte  aus  Hoheits- 
rechten" im  1.  Bande  bilden  diese  keine  besondere  finanz- 
wissenschaft liehe  Kategorie  von  Einnahmen,  bis  auf  einen 
Fall:   den  Erwerb  aus  dem  Hoheitsrecht  an  herrenlosem 


^-1  Freilich  nicht  immer  I  Wenn  z.  B.  aus  Gern  ein demittcln  Localitiiten  für 
Rankfilialen.  Telegr.-Aemter  u.  s.  w.  beschafft  oder  Beiträge  dazu  geleistet  werden,  so 
wird  öfters  nur  ein  enges  Classenintcresse  mit  den  Mitteln  der  grösseren  Gemein- 
schaft bestritten,  —  eine  der  bei  uns  gar  nicht  seltenen  Formen  eines  schlechten 
Communismus.  Dagegen  würde  z.  B.  der  Beitrag  von  Handelsliainmern  für  solchen 
Zweck  —  richtig  auf  die  einzelnen  Mitglieder  repartirt  —  sich  wohl  billigen   lassen. 

^^)  Dies  der  richtige  Gesichtspunct  —  bei  vielen  üebertreibungen  in  der  Folgerung 
!araus  —  in  den  Steuertheorien  der  deutschen  freiliändlerischen  Volkswirthc,  bes. 
I'aucher's  (Staats-  u.  Comm.-Budgets.  Volksw.  Vierteljahrschr.  1863,  IL),  K.  Braun 's 
Staats-  u.  Gem. -Steuern,  eb.  1S66, 11.)  u.  A.  m.   Vgl.  Friedberg,  Best.  d.  Gem.,  S.  46  fl'. 

^*)  Eine  von  der  liberalen  Wirthschaftsschule  mit  Unrecht  bekämpfte  Entwicklung. 
^.  d.  lS77er  Verhandl.  über  die  CommunaIst.fr.  auf  d.  Bcrl.  Congress  u.  mein  Referat, 
'•:s.  S.  1.5  (der  Separ.-Ausg.)  betr.  die  Rechtfertigung  des  Ausdrucks  „Communismus" 
und  darüber  auch  meine  Grundlegung  §.  171.  Ich  halte  es,  im  Unterschied  von 
vielen  „KathedersociaHsten",  nicht  für  richtig,  den  Vornrtheilen  der  grossen  Menge 
las  Zugeständniss  zu  machen,  einen  richtigen  u.  bestimmten  Ausdrack,  der  die  Sache 
eckt,  zu  vermeiden,  unter  dem  falschen  Vorgeben,  man  solle  nicht  „provocirende" 
Ausdrücke  brauchen. 
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Vermögen.^)    Darüber  sind  hier  im  Anhang  zur  Lehre  von  den 
Gebühren  noch  einige  Bemerkungen  erforderlich.  2) 

Ein  bezügliches  Hoheitsrecht,  wonach  herrenlose  Güter  aus- 
schliesslich an  den  Staat  oder  an  seinen  finanziellen  Repräsentanten, 
das  Aerar,  bez.  an  den  Fürsten  und  seinen  Fiscus  fallen  oder  wo- 
nach wenigstens  dem  Staate  ein  Antheil  am  Werth  solcher  Güter 
gebührt,  findet  sich  sehr  allgemein  in  verschiedenen  Rechtssystemen, 
vom  Alterthum,  durch  das  Mittelalter  bis  in  die  Gegenwart.^) 
Ein  solches  Vorrecht  ist  auch  sachlich  gut  begründet,  was  keines 
näheren  Beweises  bedarf.  Die  finanzielle  Bedeutung  desselben 
hängt  wesentlich  von  dem  Umfang  ab,  welchen  die  Rechtsordnung 
dem  Begriff  „herrenloses  Vermögen"  giebt;  ferner  von  den  Rechts- 
ansprüchen, welche  sie  dritten  betheiligten  Personen,  z.  B.  den 
Findern,  ersten  Occupanten,  den  Grundeigenthümern ,  an  diesem 
Gute  gewährt;*)  endlich  von  der  Theilnahme  an  diesem  Gute, 
welche  Anderen,  insbesondere  öffentlichen  Körpern,  wie  Gemeinden, 
milden  Stiftungen,  neben  oder  statt  des  Staats  eingeräumt  wird."") 
Die  practische  Bedeutung  des  Rechts  wird  auch  von  allgemeinen 
Zeit-  und  Landes  Verhältnissen  mit  bedingt,  z.  B.  in  Betreff  des  Er- 
trags vom  Schatzfinden.*') 


')  Kau-Wagner,  Fin.  I,  §.  116;   Wagner  I,  §.  147  am  Schluss. 

")  Eau  erwähnte  die  Einnahme  kurz  in  Fin.  I,  §.  84,  auch  237  Note  b.  Von 
Malchus  I,  §.  31,  S.  145.  Umpfcnbach,  Fin.  11,  §.  155—159  pass.  Stein,  Fin. 
3.  A.  S.  223:  „Erwerb  durch  Anfall". 

®)  Aus  dem  röm.  Kecht  gehören  hieher  die  Bestimmungen  über  bona  vacantia, 
erblose  Güter,  die  nach  d.  L.  Julia  an  d.  Aerar,  später  an  d.  Fiscus  fielen  (Puchta, 
Instit.  §.  327) ;  über  Antheil  des  P'iscus  an  dem  gefundenen  Schatz  (thesaurus) ,  (eb. 
§.  291).  Im  älteren  deutschen  Kecht  das  ursprüngl.  liönigl.,  später  landesherrl. 
Recht  auf  erblosc  Güter,  der  Antheil  des  Gerichtsherrn  an  gefundenen  Sachen  ,  A'or- 
schriften  über  den  Schatz  (s.  Bcseler,  D.  Privatrecht.  §.  löO,  §.  S9).  Aus  modernen 
Rechten  z.  B.  die  sehr  eingehenden  Bestimmungen  des  preuss.  Landrechts  über 
erblose  Verlassenschaften,  Th.  II,  Tit.  16,  Abschn.  2,  über  gefundene  Sachen,  Th.  I, 
Tit.  9,  Abschn.  2,  über  den  Schatz,  Th.  I,  Tit.  9,  Abschn.  3  §.  85,  88,  102,  103. 

*)  Genaue  Bestimmungen  darüber  bes.  beim  Schatze,  so  im  röm.  Kecht,  wo  dii^ 
fiscalische  Tendenz  zeitweise  sehr  zur  Geltung  kam.  Unterscheidung,  ob  zufällig 
gefunden  oder  absichtlich  gi-sucht  wird ;  in  letzterem  Fall  Verwirkung  der  Rechte  des 
Finders;  dann  Unterscheidung,  ob  auf  eigenem  oder  fremdem  Boden  gefunden  u.  s.  w. 
Antheil  des  Fiscus  wechselnd,  zeitweise  alle  Schätze  dem  Fiscus  vindicirt.  Durch 
Bestimmung  Hadrian's  erhielt  der  Eigcnthümer  des  fremden  Bodens,  auf  dem  d.  Schatz 
gefunden,  —  Princeps  od.  Staat,  Stadt  od.  Priv.iicrs.  —  die  Hälfte;  unter  Theodosius  I. 
ein  Viertel.     Puchta,  Instit.  II,  683  iL 

^)  Gewährung  von  Antheilen  am  Fundgewinn  bei  Funden  höheren  \\'erths  an  die 
Armencasse  des  Orts  im  Preoss.  Landrecht,  Th.  1,  Tit.  9,  §.  45,  46.  Erblose  Ver- 
lassenschaften nach  deutsfhem  Particularrerht  öfters  allgemein  oder  in  gewissen  Fällen 
an  die  Stadtgemeinden. 

®)  Grosse  Bedeutung  in  der  spateren  Zeit  des  röm.  AVcltrcichs,  im  Mittelalter. 
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§.  327.  Die  wichtigsten  hierher  gehörigen  Fälle  sind: 
1)  Erblose  Verlassen  schatten.  Sie  fielen  und  fallen 
regelmässig  dem  Staate  oder  seinem  Vertreter  (Fürsten)  zu,  aus- 
nahmsweise nach  Gewohnheitsrecht  oder  Privileg  anderen,  wie  dem 
Gerichtsherrn,  der  Gemeinde,  welcher  der  frühere  Eigenthiimer  an- 
gehörte oder  wo  er  wohnte,  der  Armencasse  u.  dgl.  m.  Die  Höhe 
des  Ertrags  hängt  hier  ganz  besonders  von  der  Gestaltung 
des  Erbrechts  ab.  Wo  namentlich  die  gesetzliche  Intestaterb- 
iblge  eine  auf  einen  gewissen  Kreis  näherer  Blutsverwandten  be- 
schränkte ist,  wie  z.  B.  im  älteren  deutschen  Erbrecht,  steigert  sich 
die  Bedeutung  dieses  Rechts  des  Staats  wesentlich.')  Eine  solche 
Beschränkung  kann  socialpolitisch  und  nationalökonomisch  recht 
wohl  gebilligt  und  selbst  gefordert  werden,  wie  dies  neuerdings  auch 
mehrfach  geschehen  ist.  Die  ganze  Frage  hängt  aber  mit  der 
Frage  der  Gestaltung  des  Erbrechts  zusammen,  welche  in  der 
„volkswirthschaftlichen  Grundlegung ''  priucipiell  zu  erörtern  ist. 
In  finanzwissenschaftlicher  Hinsicht  ist  die  Frage  auch  mit  dem 
Systeme  der  Erbschaftssteuern,  das  freilich  selbst  wieder  in  Ver- 
bindung mit  der  Regelung  des  Erbrechts  gebracht  werden  muss, 
in  Beziehung  zu  setzen  und  wird  daher  besser  im  folgenden  Kapitel 
im  Abschnitt  von  der  Erbschaftssteuer  erledigt."')  Finanziell  kann 
die  Einnahme  aus  erblosen  Verlassenschaften  bei  der  vollends  in 
der  modernen  Welt  zulässigen  engeren  Beschränkung  des  Intestat- 
erbrechts recht  wichtig  werden,  während  sie  jetzt  meist  sehr  un- 
bedeutend ist.^)  Der  Anfall  an  den  Staat,  statt  an  die  Ge- 
meinde, Armencasse  u.  s.  w. ,  erscheint  gerade  in  der  Gegenwart 
als  das  principiell  Richtigste.  Die  grundsätzliche  Verwendung  der 
Einnahme  zu  gesetzlich  bestimmten  Zwecken  ist  wenigstens  bei 
beweglichem  Vermögen  (incl.  Forderungen  u.  s.  w.)  nicht  passend. 


^  Vgl.  Beseler,  D.  Priyatrecht,  §.  150. 

^  Vgl.  bes.  V.  Scheel,  Erbrechtsref.  u.  Erbscliaftsstcuern,  2.  A..  Jena,  1S77. 
Auch  ümpfenbach,  d.  Volkes  Erbe,  Berl.  187-1. 

®(  Im  preuss.  Etat  fur  1S77 — 7S  ist  eine  Einnahme  v.  116,620  M.  aus  herren- 
losen Erbschaften  veranschlast.  Die  Stadt  Berlin  bezog  aus  herrenlos.  Erbscli.  1S75 
13,446  M.,  mit  .3566  ^l.  Ausgabe,  1S76  2962  M.  sogar  mit  9210  M.  Ausgabe,  also 
Deficit.  iStat.  Jahrb.  v.  Berl.,  4.  Jahrg.  1S7^,  S.  226).  In  Frankreich  nach  Kau 
1S59  700,000  Fr.  (grösserer  Cmfang  dieses  Erbrechts  des  Staats),  in  Belgii;n  1853 — 57 
64,000  Fr.  —  Früher  bestanden  mitunter  Einrichtungen,  die  die  Einnahme  f.  d.  Staat 
bedeutender  machten,  so  das  Hagestolzenrecht,  wonach  gewisse  gesetzliche  Erben  der 
Hagestolzen  zu  Gunsten  des  Staats  ausgeschlossen  waren;  das  Erbrecht  des  Fiscus  an 
dem  Nachlass  des  im  Lande  verstorbenen  Fremden  (das  später  sogen.  Albannsrecht, 
droit  d'aubaine),  u.  an  Stelle  der  unehel.  Kinder  f., Bastardfall").  S.  Zöpfl,  Rechtsgesch. 
HI,  239,  265.  —  Von  viel  grösserer  Wichtia-keit  war  in  der  Zeit  der  Lehensverfassnng 
der  Rttcktall  der  Lehen  an  den  Koni?  u.  s.  w.,  b«i  beschränkter  Succession  in  die  Lehen, 
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Vielmelu'  hat  die  Einnahme  zur  ordentlichen  zu  zählen  und  ist  für 
die  Deckung  der  laufenden  allgemeinen  Ausgaben  vei'wendbar. 
Bei  Anfall  von  Grundvermögen  Hessen  sich  gesetzlichbestimmte 
Verwendungszwecke  eher  ventiliren.  ^'^) 

2)  Gefundene  bewegliche  Sachen,  (inclus.  Metall-  und 
Papiergeld,  Banknoten,  auf  den  Ueberbringer  lautende  Werth- 
papiere  u.  dgl),  deren  Eigenthümer  nicht  wieder  zu  ermitteln  ist. 
Vielfach,  und  mit  Recht,  besteht  hier  eine  Pflicht  für  den  Finder, 
den  Fund  bei  einer  Behörde  anzuzeigen.  Der  Fund  pflegt  dann 
dem  Finder  zuzufallen,  aber  öfters  hat  der  Staat  den  Anspruch 
auf  einen  Antheil  am  Werth  oder  der  Staat  gewährte  der  Gemeinde, 
einer  Stiftung  u.  s.  w.  einen  solchen  Antheil:  im  Princip  wird  sich 
dies  rechtfertigen  lassen.  Aber  von  grosser  practischer  Bedeutung 
ist  die  Sache  nicht  und  kann  sie  nicht  wohl  sein,  da  der  Antheil 
des  Finders  nicht  sehr  verringert  werden  darf,  um  die  Verheim- 
lichung des  Funds  nicht  zur  Regel  zu  machen.") 

Aehnliches  gilt  von  dem  zeitweise  practisch  wichtigeren  Fall: 

3)  dem  Schatzfinden.  In  rechtsunsicheren  Zeiten  und 
Ländern  wird  oft  in  grossem  Umfange  „thesaurirt",  d.  h.  Güter 
hohen  specifischen  Werths,  besonders  Metallgeld,  Schmuck,  Geräth 
aus  edlem  Metall  wird  vergraben  u.  s.  w.  Das  Wiederauffinden 
solcher  „Schätze"  durch  Dritte  erfolgt  dann  durch  Zufall  oder  selbst 
durch  planmässiges  Nachforschen  später  vielfach.  Nicht  selten  ist 
hier  vom  Rechte,  wie  dem  Eigenthümer,  auf  dessen  Boden  der 
Schatz  von  Dritten  gefunden  wurde,  so  auch  dem  Staate  ein  An- 
theil zugesprochen  worden:  im  Princip  ebenfalls  wohl  zu  billigen, 
meist  auch  eher  durchzuführen,  da  sich  das  Schatzfinden  nicht  so 
leicht  verheimlichen  lässt.  ^^) 

4)  Endlich  könnte  noch  ein  specifisch  moderner  Fall  hierher 
zählen :  der  Gewinn  aus  Papiergeld  und  Banknoten, 
welche  bei  der  Ein  ruf  ung  nicht  zurück  kommen  und  nach 
einem  Präclusivtermine  werthlos  Averden.  Diese  Scheine  lauten 
auf  den  Ueberbringer  und  dienen  an  Stelle  der  Münze  als  Um- 
laufsmittel.  Regelmässig  geht  davon  ein  Betrag  verloren,  besonders 
von  den  kleineren  Werthgrössen.  Diesem  Betrag  entspricht  ein 
Activum   des  Emittenten,   das   dadurch   disponibel  wird,   z.  B.  bei 

")  Vgl.   die    weitgreifenden    Pläne    von    Umpi'enbach    über   Verwendung   des 
Ertrags  an  Erbschaftsabuaben  in  „des  Volkes  Erbe". 

^M  S.  die  sehr  caauist.  Bestimmungen  des  prcuss.  Landrechts  a.  a.  (J. 

'■•')  S.  die  Bestimm,  d.  röm.  I^echts  u.  des  preuss.  Landreclits  (oben  Note  ;{  u.  4). 
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eiuer  Bauk.  Es  Hesse  sieb,  zumal  bei  dem  System  der  Verleibuug 
des  Reobts  der  Notenausgabe  an  Banken  Seitens  des  Staats  —  im 
ünterscbied  vom  System  der  l^ankfreibcit  —  uacb  der  Function 
dieses  Umlautsmittels  im  ülTentlicben  Verkebr  recbt  wobl  billigen, 
dass  dieser  Gewinn  gesetzlicb  dem  Staate,  nicbt  dem  privaten 
Emittenten  (der  Actienbank  u.  s.  w.)  zufiele:  das  Activum,  welebes 
der  Note  zur  Deckung  diente,  ist  durcb  Verlorengeben  der  Note 
gewissermassen  „Herrenloses "  Gut  geworden.  Unter  Umständen 
kann  der  Gewinn  bedeutender  sein.^^) 

Aucb  bier,  wie  in  den  anderen  Fällen,  zeigt  sieb  daber  der 
Zusammenbang  der  „Einnabme  aus  berrenlosem  Vermögen"  mit  be- 
stimmten Normen  des  Privatrecbts  über  die  Eigentbumsordnung  u.  s.w. 

§.  328.  Abweicbend  von  diesen  Fällen,  aber  docb  verwandter 
Art  ist  scbliesslicb  nocb 

5)  Das  Hcimfallsreclit  (ricbtiger  gerade  bier:  das  Anfalls- 
recbt)^^)  des  Staats  und  anderer  offentlicber  Körper,  wie  der  Ge- 
meinde, in  Bezug  auf  Anstalten  und  Unternebmungeu,  welcbe  aus 
Brivatkapitalien  hergestellt  worden  sind,  nacb  Ablauf  einer  bestimmten 
Zeitfrist,  —  obne  Entschädigung  oder  gegen  eine  im  Voraus  be- 
stimmte, hinter  dem  Werth  zurückbleibende  Entschädigung.  Es 
bandelt  sich  hier  um  Anstalten,  welche  zweckmässig  in  den  Händen 
des  Staats  u.  s.  w.  sich  befinden,  aber  aus  technischen,  ökonomischen, 
finanziellen  Gründen  von  der  Privatwirtbschaft  (Gesellschaft)  er- 
richtet und  eine  Zeit  lang  betrieben  werden,  —  etwa  so  lange,  um 
das  hineingesteckte  Kapital  mit  einiger  Sicherheit  aus  den  Betriebs- 
überschüssen amortisiren  zu  können.  Dergleichen  Fälle  sind  auch 
früher  wobl  schon  vorgekommen,  z,  B.  bei  Brücken.  Eine  grosse 
practische  Bedeutung  bat  ein  solches  Recht  bei  Verkehrsanstalten, 
besonders  bei  Eisenbahnen,  in  den  nächsten  Menschenaltern, 
kraft  des  bezüglichen  Vorbehalts  in  den  Concessionsurkunden  der 
Privatbabngesellschaften.  Von  der  Zweckmässigkeit  dieses  Vorbe- 
halts ist  schon  im  1.  Bande  geredet  worden.  ^^)  Aehnliche  Be- 
stimmungen lassen  sich  in  gleichfalls  passender  Weise  in  Bezug 
auf  locale  Anstalten  für  gewisse  Gemeinbedürfnisse  treffen:  auf 
Pferdebahnen,  Wasserversorgung,  Gasfabriken,  auch  ganz  allgemein 


L 


")  S.  A.  Wagner,  Syst.  d.  Zettelb.polit.  S.  .59,  593,  675.  Bei  d.  prcuss.  Privat- 
Ijanken  ist  dieser  Gewinn  fdr  mildthätige  Zwecke  zu  verwenden. 

")  Von  Stein  in  Bezug  auf  d.  Eisenhahnen  erwähnt  S.  224,  ohne  dass  weitere 
Consequenzen  daraus  gezogen  werden. 

")  S.  Eau- Wagner,  Fin.  I,  §.  240  u.  Note  e,  Wagner,  Fin.  I,  §.  252  u.  Note  77. 

A.  Wrign(-i-.  Kinanzwi-iseiiscliaft.     If.  'J  * 
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auf  gewisse  grössere  Gebäude.  Es  darf  wohl  angenommen  werden, 
dass  gerade  solche  Verhältnisse  in  nicht  ferner  Zukunft  immer 
häufiger  werden.  Neben  der  grossen  finanziellen  Bedeutung  für 
den  Staat,  die  Gemeinde  u.  s.  w.  hat  dies  auch  eine  nicht  geringe 
socialpolitische  und  volkswirthschaftliche  Wichtigkeit,  indem  aber- 
mals das  privatwirthschaftliche  Gebiet  durch  das  gemeinwirthschaft- 
liche  und  das  Privatkapital  und  damit  verbundenes  Privat- Grund- 
eigenthum  durch  „öffentliches  Eigenthum"  in  grösserem  Maasse 
ersetzt  wird.^*^) 


^®)  Auch  hier  daher  wieder  der  enge  Znsammenhang  zwischen  Finanzfragen  und 
den  allgemeinsten  Fragen  der  volkswirthschaftlichen  Organisation  und  Eechtsordnung. 
Vgl.  Wagner,  Grundleg.  3.  Kap.  Abschn.  1,  4.  Kap.  Abschn.  3,  5.  Kap.  §.  307,  36S. 
Im  Verkehrswesen  lässt  sich  der  Uebergang  von  der  Privatunternehmung  zur  ötfentl. 
Unternehmung  u.  von  dieser  zur  öffentl.  Anstalt,  nach  der  Terminologie  von  Sax,  mit 
dieser  Einrichtung  eines  Ajifallsrechts  in  Verbindung  bringen.  Vgl.  Sax,  Verkehrs- 
mittel, I,  SO  ff. 


Zweites  Kapitel. 
Die  Besteuerung. 

Orientirende  Vorbemerkang  und  Literaturnachweis. 

Die  Besteuerung  ist  der  wichtigste  und  schwierigste  Theil  des  neueren  Finanz- 
wesens geworden.  Dem  entspricht  ihre  Stellung  in  der  Finanzwissenschaft  und  in  der 
Literatur.  Da  sie  sich  mit  den  verschiedensten  Verhältnissen  des  Volks-  und  Staats- 
lebens berührt,  so  bietet  sie  auch  die  verschiedensten  Seiten  der  Betrachtung.  Die 
Literatur  über  sie  ist  daher  nicht  nur  eine  ausserordentlich  grosse,  sondern  auch  eine 
sehr  verschiedenartige,  in  eine  Keihe  von  Wissenschaften  hinübergreifende  oder  aus 
diesen  herrührende.  Zur  finanzwissenschaftlichen,  bez.  nationalökonomi- 
schen tritt  die  rechtsphilosophische  und  theoretisch-politische  Literatur 
über  Besteuerung.  Daran  reiht  sich  die  geschichtliche,  statistische,  finanz- 
rechtliche in  Bezug  auf  das  Steuerwesen  einzelner  Zeiträume  und  Länder.  Die 
allgemeine  Literatur  über  die  gesammte  Besteuerung  als  Theil  des  Finanzwesens 
wird  durch  die  monographische  ergänzt.  Die  Specialliteratur  über  einzelne 
Steuern  tritt  hinzu,  in  welcher  bei  dem  engen  Zusammenhang  der  Dinge  ein  Eingehen 
auf  die  allgemeineren  und  principiellen  Fragen  meist  nicht  zu  vermeiden  ist.  Reichstes 
Material  enthalten  die  neueren  ßegierungsvorlagen  über  Steuern,  mit  ihren 
Motiven,  die  Commissionsbcrichte  und  die  Verhandlungen  der  parlamentarischen 
Körper.  In  Summa:  eine  unüberwältigbare,  kaum  überschaubare  Literatur,  die  nur 
eigene  umfassende  Bibliographieen  einigermassen  vollständiger  zusammenstellen 
können.    Diese  fehlen  aber  bisher. 

Auch  nur  als  solche  bibliographische  Hilfsmittel  empfehlen  sich  die  in 
Wagner,  Fin.  L  S.  44,  45  genannten  Werke.  S.  bes.  d.  Katal.  d.  Biblioth.  d. 
K.  Statist.  Bur.  zu  Berlin,  Abth.  l,  ßeri.  1874,  S.  334  ff.,  343  S.  u.  die  jetzt  erschienene 
Abth.  II,  Berl.  1879,  ,.nach  Staaten  geordnet",  wo  bei  den  einzelnen  Staaten  u.  d. 
R.  ..Finanzwissensch."  die  betreff.  Finanz-  u.  Steuerliter,  angeführt  ist,  aus  der  neuesten 
Zeit  wohl  ziemlich  vollständig.  Ein  brauchbares  bibliogr.  ^\'erk  ist  auch  für  die 
gesammte  Steuerliter.  Kletke,  Lit.  üb.  d.  Fin.wes.  d.  preuss.  Staats,  3.  A.,  Berl. 
1876.  Sonst  ist  für  die  Bibliogr.  d.  Besteuerung  auf  die  meisten  Lehr-  u.  Hand- 
bücher über  Finanzen  und  Steuern,  älterer  wie  neuerer  Zeit,  zu  verweisen,  welche 
gewöhnlich  die  Hauptschriften,  dann  etwas  vollständiger  ihre  zeitgenössische  Literatur 
zusammenstellen. 

Darauf  muss  sich  notliwendig  auch  dieses  Werk  beschränken,  wobei  an  dieser 
Stelle  für  einen  grossen  Theil  der  Literatur  auf  die  „Bibliographie  der  Finanz- 
wissenschaft" im  1.  B.  verwiesen  werden  kann.  Vgl.  den  1.  B.  der  Wagner'- 
schen  Neubearbeitung  von  Rau's  Fin.wiss.  S.  25  ff.  u.  bes.  die  2.,  als  selbständ.  Werk 
bearbeit.  Aufl.  S.  45  ff.  Seitdem  die  dorfige  Zusammenstellung  gemacht  wurde  (Anfang 
1877),  ist  nur  wenig  Neuerschieneues  hinzuzufügen.  Doch  ist  hier  der  Ort,  auch  über 
einige  der  dort  genannten  Schriften  einige  orientirende  Bemerkungen  in  Bezug  auf 
ihre  Bedeutung  für  die  Steuerlehre  zu  geben.  Sonst  handelt  es  sich  hier  darum,  die 
frühere  Zusammenstellung  nach  der  Seite  specieU  der  Steuerliteratur  zu  ergänzen; 
femer  über  die  m.  E.  richtige  Behandlungsweise  der  Steuerlehre  zu  orientiren. 
Auch  was  in  letzterer  Hinsicht  zu  sagen  ist,  fügt  sich  an  die  einzelnen  Zweige  der 
Literatur  passend  an. 
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I.  Die  Steuerlelire  in  den  allgemeinen  Werken  über  Politische 
Oekonomie  überhaupt. 

S.  Eau,  5.  Aufl.,  I,  21,  Eau-Wagner  I,  25,  Wagner  I.  45.  Bei  dem  bis  in 
die  Gegenwart  hinein  vorhandenen  Mangel  einer  selbständigen  Ausbildung  und  liter. 
Behandlung  der  Finanzwissenschaft  in  der  fremden  Literatur  ist  natürlich  auch  die 
Steuerlehre  zu  kurz  gekommen.  Der  einseitig  individualistische,  wenig  staats- 
freundliche Standpunct  der  physiokrat.-Smith'schen  Nat.-Oekon.  hinderte  vielfach 
die  volle  u.  richtige  principielle  Würdigung  der  Besteuerung.  Doch  sind  die  volks- 
wirthschaftl.  Wirkungen  der  Steuern,  die  Fragen  betr.  Wahl  der  Steuerquelle. 
Üeberwälzung  gut  behandelt  worden  (Kicardo)  und  die  Aufstellung  sogen,  oberster 
Steuerprincipien  bei  A.  Smith,  —  obwohl  eigentlich  nur  theils  theoretisch  selbst- 
verständliche, bloss  practisch  schwierig  zu  verwirklichende  Klugheitsregeln  in  Bezug 
auf  die  Steuerverwaltung,  theils  Gerechtigkeitspostulate  nach  den  Anschauungen 
und  dem  sich  bildenden  Steuerrecht  der  „staatsbürgerlichen"  Periode  (s.  u.  d.  Vorbem. 
zum  2.  Hauptabschn.),  —  haben  einen  nachhaltigen  Einfluss  auf  die  Steuerlehre  aus- 
geübt. So  ist  doch  auch  hier  an  Smith  (wealth  of  nat,  bes.  B.  V,  Kap.  2,  Abth.  2, 
Asher's  üebersetz.  II,  346  ff.)  und  an  Ricardo  (princ,  c.  8 — 18,  29)  anzuknüpfen. 
Darüber  ist  aber  die  fremde  und,  wenigstens  bis  auf  die  jüngste  Zeit,  ein  grosser 
Theil  auch  der  deutschen  nat.ökon.  u.  finanzwiss.  Liter,  (im  Wesentl.  bis  auf  Kau. 
diesen  noch  eingeschlossen)  nicht  hinausgekommen.  Den  gerade  hier,  wie  überall, 
wo  er  den  Zusammenhang  von  Staat  u.  Yolkswirthsch.  berührt,  viel  zu  engen  Gesichts- 
puncten  u.  öfters  falschen  Grundanschauungen  von  Smith  ist  die  engl.  u.  französ. 
Liter,  sogar  fast  sclavisch,  selbst  in  Betr.  der  formellen  Behandlung,  gefolgt.  So 
genügt  die  Steuerlehre  des  Auslands  u.  der  älteren  deutschen  Theoretiker  bes.  in  den 
allgemeinen  Principienpuncten  („allgemeine  Steuerlehre")  nicht. 

Aus  der  älteren  allgem.  nat.ökon.  Liter,  ist  auch  für  gewisse  Puncto  der  Stener- 
lehre  Hermann  durch  seine  Lehre  v.  Einkommen  u.  s.  w.,  die  dann  speciell  in 
vorzüglicher  Weise  für  die  Steuertheorie  von  Schmoller  weiter  ausgebildet  wurde, 
wichtig.  Hermann,  staatsw.  Untersuch..  2.  A.,  bes.  S.  582  ff.;  Schmoller,  L.  v. 
Eink.  in  ihrem  Zus.hang  mit  d.  Grundprinc.  d.  Steuerlehre,  Tüb.  Ztschr.  1S63,  XIX,  ]. 
hier  auch  Dogmengeschichtliches.  Er  knüpft  zugleich  an  eine  vortreffliche  Arbeit  von 
Schäffle  in  d.  Deutschen  Viertelj.schr.  1861  H.  4  an:  „Mensch  u.  Gut  in  d.  Yolks- 
wirthsch.", worin  ebenfalls  d.  Grundprincipien  d.  Bcsteuer.  revidirt  werden.  S.  darüber 
Schäffle 's  Note  in  Schmoller's  Aufs.  S.  61. 

Die  mangelhafte  Behandlung  der  Besteuerung  bei  den  früheren  nationalökon. 
Theoretikern,  noch  Bau  und  seine  meisten  (auch  jüngeren)  Zeitgenossen  eingeschlossen, 
war  die  nothwcndige  Folge  der  einseitig  privat wirthschaftlichen  Auffassung  der 
Volkswirthschaft:  im  Grunde  genommen  eine  Identificirung  der  Volkswirthschaft  mit 
dem  privatwirthschaftlichen  System.  Erst  durch  die  neuere  Staats-  und  Gesellschafts- 
und durch  die  Verwaltungslehre,  daher  bes.  durch  L.  Stein,  ist  hier  auch  in  die 
Steuerlehre  eine  andere  tiefere  und  richtigere  Betrachtung  eingedrungen.  Aber  erst 
durch  die  Lehre  von  der  Organisation  der  Volkswirthschaft  und  von  der 
Gemeinwirthschaft,  namentlich  der  Zwangsgemeinwirthschaft.  wie  sie  von  Schäffle 
und  mehrfach  im  Anschluss  an  ihn  von  mir  in  der  ..(irundleffung"  entwickelt  wurde, 
rrbält  m.  E.  mit  der  ganzen  Finanzlehre  auch  die  Steuerlehre  ihre  feste  Basis. 
Dadurch  wird  der  Ausgangspunct  für  die  Ableitung  der  Steuerprincipii^n  und  für  die 
Aufstellung  des  Steuersystems  und  der  Schlüssel  für  das  tiefere  Verständniss  der 
Steuergeschichte  gewonnen.  In  der  1.  Abtheil,  dieses  Kapitels,  in  der  ..allgem.  Steuer- 
lehre" sind  daher  vielfach  auch  nur  Consequenzen  aus  den  liczügl.  princip.  Erörterungen 
in  der  ,, Grundlegung"  zu  ziehen,  auf  welche  ich  mich  für  die  ganze  Behandlung  der 
Steuerlehre  ausdrücklich  berufe.  S.  meine  Grundleg.  1.  Aufl.  Kap.  3  u.  4,  bes. 
§.  118,  150,  154  ff..  iöS,  2,  Aufl.  Abth.  I,  Kap.  3  u.  4.  spec.  dieselben  §§. 
Schäffle,  gesellsch.  Syst.  2.  Aufl.  §.  176  ff.,  198  11'.,  274  ff.;  3.  Aufl.  passim,  nam. 
II,  397,  403  ff.;  passim  auch  im  Soc.  Körper,  so  IV,  224  ff. 

Gerade  die  Beschäftigung  mit  der  Steuerlehre  liatte  mich,  wie  ich  im  Vorwort 
zur  l.Aufl.  meiner  Grundleg.  sclion  ausgesprochen  habe  (S.  VI),  zu  der  Ueberzeugung 
geführt,  dass  sich  diese  Lehre  „ohne  tieferes  Eingehen  auf  die  allgemeinen 
Principien  der  Polit.  Oekonomie"  nicht  genügend  behandeln  lasse.  In  dieser 
Ueberzeugung  bin  ich  jetzt  während  der  Ausarbeitung  der  Steuerlehre  nur  auf  Schritt 
und  Tritt  bestärkt  worden.    Die  „Grundlegung"  wurde  von  mir  mit  um  der  Steuerlehre 
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Willen  vorangeschickt.  In  ihr  liegt  dalier  auch  die  Begründung  fUr  die  principicllen 
Puncte  nnd  Auffassungen  im  folgenden  Kapitel,  bes.  in  dessen  I.  Abtheil.,  in  der 
sogen,  allgemeinen  Stenerlehre.  Nur  in  diesem  Zusammenhang  der  Steuer- 
Ichre  mit  der  Polit.  Oekon.  ist  es  m.  E.  möglich,  zur  Klarheit  auch  in  den  principiellen 
Controversen  der  Besteuerung  zu  gelangen  und  dieselben  zu  schlichten.  Aber  es  ist 
vor  Allem  die  Gemeinwirthschafts lehre,  nicht  die  Lehre  vom  privatwirthsch. 
System,  an  welche  man  anknüpfen  muss.  Jene  fehlte  der  Smith'sciicn  Nationalökon.. 
deshalb  nützte  es  ihr  auch  nicht  soviel,  als  sonst  zu  erwarten  gewesen  wäre,  dass  sie 
die  Steuerfragen  zugleich  als  nationalökonomische  Fragen  behandelte. 

IL  Die  Steuerlehre  in  den  selliständigon  Werken  über  Finanz- 
wissenschaft. 

Solche  sind  bis  auf  einige  neuerdings  erst  sieh  mehrende  Ausnahmen  bisher 
vomemlich  nur  in  der  deutschen  Fachliter,  vorhanden.  S.  dieselben  an  den  oben 
S.  138  gen.  Stellen  der  verschied.  Auflagen  des  B.  1.  üebor  die  Früheren  s.  Rau, 
:>.  A.  I.  19.  R.-W.  ^'eubearb.  L  2.^,  bes.  in  d.  2.  Aufl.  S.  34  ff. 

Bes.  hervorzuheben  sind  ans  der  camcralist.  Liter.per.  d.  vor.  Jahrhund.  v.  Justi 
(S.  Wagner  I,  30)  n.  v.  Sonnenfels  (eb.l.  Letzterer  hat  in  dem  1.  Kap.  s.  Werks 
V.  Finanzsystem).  S.  42  ff.  d.  6.  Aufl.,  mancherlei  noch  heute  Beachtenswcrthes  über 
Tuncte  d.  allgem.  Steuerlehre  u.  über  die  Controversen  am  Beginn  der  Staatsbürger!. 
Periode;  Kap.  V  S.  26ü  ff.  dann  über  d.  einzelnen  Steuern.  Aus  der  deutschen 
linanzwiss.  Liter,  der  neueren  Zeit,  vor  Rau.  sind  die  beiden  wichtigsten  Werke  auch 
f.  d.  Steuerlehre  v.  Jacob's  u.  v.  Malchus'  Fin.wiss.  Der  erstere  bewährt  sich 
auch  hier  als  tüchtiger  Systematiker.  nach  dem  Avissenschaftl.  Standpunct  seiner  Zeit- 
genossen. Seine  allgemeine  Steuerlehre  ist  aber  diesem  Standpunct  gemäss  dürftig 
u.  veraltet;  IL  305  fl'.  (1.  A.).  v.  Malchus  ist  hier  wie  immer  der  tüchtige  wissen- 
schaftlich durchgebildete  Practiker,  dessen  Stärke  aber  mehr  in  d.  spec.  als  allgemeinen 
Steuerlehre  liegt.     Bes.  L  14S  ff. 

Einen  erheblichen  Fortschritt  gegen  alle  seine  Vorgänger  und  Zeitgenossen 
bezeichnet  auch  in  der  Steuerlehre  Rau.  in  Bezug  auf  Systematik,  in  der  Betrachtang 
der  Steuern  im  Znsammenhang  der  volkswirthschaftlichen  Yerhältnisse  und  an  Reich- 
thum  des  Materials  übertrifft  er  alle  weit.  Die  eigen thümlichen  Vorzüge  Rau "s  treten 
überhaupt  wohl  in  seiner  Finanzwissenschaft  noch  mehr  wie  in  den  anderen  Theilen 
meines  grossen  Lehrbuchs  hervor  und  die  Steuerlehre  macht  davon  keine  Ausnahme. 
Die  alte  cameralwissenschaftliche  Tradition  wirkt  auch  hier  nach,  in  den  speciellen 
Lehren  nicht  zum  Schaden  des  Werks.  Ueberall  klare  Disposition .  einfache  Ein- 
theilungen  der  Steuern,  welche  bei  aller  Rücksicht  auf  die  Praxis  und  deren  Termi- 
nologie doch  mit  Recht  an  die  tieferen  Unterschiede  anknüpfen  —  so  in  der  Haupt- 
eintheilung  aller  Steuern  in  ..Schätzungen"  und  „Aufwandssteuern'',  statt  in 
..directe"  und  „indirecte".  worin  unten  im  Text  Rau  im  Wesentlichen  beige- 
stimmt wird  — ;  überall  nüchtern  verständige  Auffassung.  In  formeller  Hinsicht  ist 
'üe  Rau'sche  Steuerlehre  hier  noch  heute  ein  Muster  und  im  speciellen  Theil  bietet 
~ie  auch  in  sachlicher  Hinsicht  noch  immer  viel  WerthvoUes. 

Aber  die  Mängel  können  doch  anderseits  jetzt  nicht  mehr  verkannt  werden.  Es 
sind  dieselben  wie  in  Rau's  ganzem  Lehrbuch  und  wie  in  der  Nationalökonomie  seiner 
Blüthezeit,  in  den  lS20er  bis  50er  Jahren,  überhaupt.  Die  historisch-relative 
Betrachtungsweise,  die  Einsicht,  dass  auch  die  Besteuerung  etwas  geschichtlich 
Bedingtes  ist,  dass  man  sie  nicht  überall  und  allezeit  nach  demselben  Massstab 
heurtheilen  und  einrichten  kann  und  darf,  fehlt  bei  Rau  noch  fast  ganz.  Diese 
Betrachtungsweise  ist  aber  auch  hier  geboten,  sie  darf  nur  niclit  dazu  führen,  Steuer- 
geschichte und  finanzwissenschaftliche  Steuerlehre  zu  verwechseln.  Sie  steht  auch 
nicht  in  Widerspruch  mit  der  Forderung  an  die  Theorie,  ein  eigenes  Steuersystem 
aufzustellen,  nur  muss  der  historisch-  und  örtlich  relative  Character  desselben  aner- 
kannt werden.  Obgleich  nun  die  unhistorische,  rein  rationalistische  Behandlung  des 
Stoffs  Rau  und  andere  Fachgenossen  seinerzeit  gerade  zur  Aufstellung  eines  eigenen 
Steuersystems  folgerichtig  hätte  führen  müssen,  fehlt  doch  im  Grunde  ein  solches. 
Es  ging  hier  in  der  Theorie  wie  in  der  Praxis:  von  einem  wirklichen  „System" 
ist  nicht  die  Rede.  Statt  dessen  bringt  auch  die  Theorie  nur  eine  Kritik  der  bestehen- 
den, euphemistisch  ..System'"  genannten  Besteuerung,  mit  einzelnen  Verbesserungsvor- 
schlägen. Die  Erklärung  hierfür  liegt  vor  Allem  in  der  ungenügenden  „allgemeinen" 
Steuerlehre,  der  Mangel  der  letzteren  folgt  aber  wieder  aus  dem  Fehlen  einer  Gemein- 
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wirthschaftslehre  und  der  einseitig  privatw^irthscliaftliclien  Auffassung.  Die  eigentliclien 
princij^iellen  Streitfragen  über  die  richtige  Steuerquelle,  über  die  AUgemeinlieit  und 
Gleichmässigkeit  der  Besteuerung,  über  den  Steuerfuss  u.  dgl.  werden  viel  zu  neben- 
sächlich behandelt.  Wenn  auch  die  Nothweudigkeit  empfunden  wird,  gerade  in  einer 
wissenschaftlichen  Lehre  von  der  Besteuerung  den  Zusammenhang  der  Steuern, 
das  Yerhältniss  gegenseitiger  Ergänzung  und  des  Ersatzes  zu  beachten ,  so  werden 
daraus  doch  keine  wesentlichen  practisclien  Folgerungen  in  Bezug  auf  das  Steuer- 
system ,  die  Wahl  und  Einrichtung  der  einzelnen  Steuern  gezogen.  Hier  bleibt  viel- 
mehr Alles  kritische  Paraphrase  der  Praxis,  deren  ^Mängel  wohl  erkannt,  aber  wieder 
nicht  genügend  aus  den  massgebenden  Verhältnissen  erklärt  werden.  Die  allgemeine 
Steuerlehre,  welche  in  ihrer  zu  knappen  Beschränkung  auf  die  Hinstellung  vielfach 
strittiger  Sätze,  mit  Umgehung  mancher  eigentlichen  Streitpunkte,  auch  äusserlich  in 
einem  gewissen  Missverhältniss  zu  der  speciellen  Lehre  stehen  möchte  (in  d.  5.  Aufl. 
I,  3S3  —  446,  letztere  H,  1  —  316),  genügt  daher  wohl  in  keiner  Weise  mehr.  Ich 
habe  daraus  fast  nichts  in  mein  Werk  herüber  genommen  und  meiner  üeberzeugung 
nach  nicht  anders  verfahren  können.  Auch  in  der  speciellen  Steuerlehre  sind  es 
nicht  die  principiellen  Erörterungen,  sondern  die  steuertechnischen  Einzel- 
heiten und  das  fleissig  und  sorgsam  gesammelte  Material,  in  denen  m.  E.  gegen- 
wärtig noch  der  Hauptwerth  des  Rau'schen  Werks  liegt. 

Unter  den  früher  im  1 .  B.  angeführten  deutschen  allgemeinen  finanzwissenschaft- 
lichen Werken  der  50er  und  6Üer  Jahre  sind  neben  Kau  noch  Umpfenbach  und 
v.  Hock  hervorzuheben  und  Bergius  und  Pfeiffer  zu  nennen.  Umpfenbach's 
Lehrbuch  ist  auch  in  den  Abschnitten  von  der  Besteuerung  ein  brauchbares ,  klar 
geschriebenes  Compendium,  das  zwar  im  Ganzen  in  den  Grundanschauungen  mit  Rau 
übereinstimmt,  dessen  stofflichen  Keichthum  es  gar  nicht  erstrebt,  in  einigen  Puncten 
aber  doch  schon  zu  mehr  principieller  Behandlung  fortzuschreiten  sucht,  namentlich 
in  d.  Abschn.  L  102 — 171,  von  den  „allgemeinen  Grundsätzen".  —  v.  Hock's  „öffentl. 
Abgaben  und  Schulden"  sind  mehr  als  eine  Monographie  der  allgemeinen  Steuerlehre, 
sie  bringen  die  Besteuerung,  wie  die  finanzwissenschaftlichen  Werke,  in  Zusammen- 
hang mit  dem  ganzen  Einnahmewesen.  üeberall  verräth  sich  der  grosse ,  wissen- 
schaftlich durchgebildete  und  deshalb  die  Theorie  achtende  Practiker.  Auch  wenn 
man  Hock's  Steuersystem  nicht  für  richtig  hält ,  kann  man  nicht  leugnen ,  dass  hier 
wenigstens  ein  beachtenswerther  Versuch  zur  Aufstellung  eines  eigenen  theoret. 
Steuersystems  vorliegt,  der  vor  Stein  eigentlich  bei  allen  Finanztheoretikern  fehlt. 
Viel  Vorzügliches  bieten  die  Erörterungen  tiber  die  Steuerprincipien,  dann  bes.  über 
Verhältnisse  der  Stcuerverwaltung.  In  letzterer  Hinsicht  verdanke  ich  ihm  manche 
Belehrung  und  kenne  kein  vorzuglicheres  wissenschaftl.  Finanzwerk  über  solche  Puncte. 

In  Bergius'  Fin.wiss.  ist,  wie  überhaupt,  so  auch  in  der  Steuerlehre  von  einem 
„System"  keine  Rede.  Die  allgemeinen  Erörterungen  im  Anschluss  an  Smith  und 
Mill  (2.  Aufl.  S.  404)  sind  höchst  dürftig,  die  einzelnen  Steuern  gehen  beliebig  durch- 
einander, der  Standpunkt  ist  der  des  extremen  ncrgelnden  ^lanchesterthums.  Aber 
die  Hineinflechtung  der  Kritik  preuss.  SteuerverliäJtnisse,  mit  manchen  richtigen 
Bemerkungen  neben  viel  Einseitigkeit  des  Urtheils,  giebt  dem  Buch  doch  einen  gewissen 
Werth.  —  Pfeiffer 's  „Staatseinnahmen"  behandeln  im  B.  2  in  derselben  plan- 
populären  Weise  nach  dem  Standpunct  des  ökonomischen  u.  politischen  Liberalismus 
vulgaris  die  Besteuerung,  wie  im  1,  B.  die  anderen  Einnahmen,  Im  Einzehien 
manches  Brauchbare,  auch  im  Material,  im  Ganzen  aber  ohne  eigentliche  wissen- 
schaftliche Selbständigkeit. 

Der  weitaus  bedeutendste  wissenschaftliche  Fortschritt  der  ganzen  Finanzwissen- 
schaft und  speciell  der  Steuerlehre  über  Rau  hinaus  knüpft  sich  an  L.  v.  Stein  an, 
dessen  „Lehrbuch  der  Finanzwissensch,  für  Staats-  und  Selbstverwaltung.  Mit  Ver- 
gleich der  Liter.-  und  Finanzges.geb,  v.  Engl.,  Frankr.,  Deutschi.,  Oesterr.,  Russl,  u. 
Italien"  nunmehr  bereits  in  4.  Aufl.  (jetzt  in  2  Bänden,  Lpz.  1S7S)  vorliegt.  Icli 
kann  nicht  umhin,  in  sehr  vielen  einzelnen  und  manclien  Ilauptpuncten  v.  Stein  abzu- 
weichen und  gegen  viele  seiner  willkurliclien  CJonstructionen ,  Definitionen ,  Ein- 
tlieilungen  u.  s.  w.  zu  polemisiren ,  in  der  Stcueilehre  wie  in  den  vorausgehenden 
Abschnitten  der  Finanzwissenschaft.  Um  so  mehr  möchte  ich  hier  ausdrücklich  her- 
vorheben, dass  ich  Stein 's  ,, Finanzwissenschaft'',  diese  als  Ganzes  betrachtet,  mit 
voller  üeberzeugung  den  weitaus  höchsten  Rang  in  der  gesammten  wissenschaftlichen 
Finanzliteratur   bereitwillig  einräume.      Sti'in  hat  hier  die  Finanzwissenschaft  in  dem- 
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sell>en  .Maasse  und  in  Foisro  der^^ellien  Methode  und  AuH'assung;  über  l\au  ]iinans 
gebracht,  wie  die  Innere  Verwaltungslehre  ilber  K.  v.  Alohl.  Sein  Lehrbuch  der 
Finanzvrissenschaft  reiht  sieh  würdig-  seinem  bedeutendsten  Werke,  der  Verwaltungs- 
lehre, an.  In  beiden  tritt  nicht  wie  in  anderen  dogmatischen  Werken  Stein's  die 
Hegel'sche  Dialectik  störend  hervor.  In  die  Steuerlehre  hat  Stein  richtig  die  historische 
Betrachtung  eingeführt,  wenngleich  er  hier,  wie  sonst  so  vielfach,  im  Einzelnen  wijl- 
kührlich  consfruirt  und  über  seine  .,staatsbürgerlichc"  Periode  hinaas  keinen  rechten 
Fortsehritt  sieht,  so  dass  seine  ganz  richtigen  Bemerkungen  über  das  auftauchende 
..sociale"  Moment  in  der  Besteuerung  zu  keinem  Abschluss  kommen.  Er  macht  nicht 
bloss  den  Versuch,  sondern  ihm  gelingt  es  auch  zuerst,  ein  vollständiges,  aus  dem 
Wirthschaftsleben  abgeleitetes  Steuersystem  aufzustellen,  das  er  geistvoll  nach  allen 
Seiten  begnmdet.  Dies  System  enthält  wohl  wesentliche  Irrthümer  und ,  wie  so  oft 
bei  Stein,  subjective  Willkürlichkeiten.  Es  beruht  auf  seiner  vielfach  der  Berich- 
tigung bedürftigen  Autfassung  der  Volkswirthschaft.  Seine  schiefe  Lehn;  vom  Ein- 
kommen und  den  Factoreu  seiner  Bildung,  bes.  vom  Kapital  führt  hier  zu  unhaltbaren 
Folgerungen.  Aber  das  Steuersystem  Stein's  ist  aus  einem  Gusse  und  als  Ganzes 
betrachtet  trotz  dieser  Fehler  höchst  bedeutsam.  Einzelne  Puncto,  wie  die  Vcrkehrs- 
steuertheoric .  die  von  Stein  wdlkührlich  als  „indirecte"  bezeichnete  Besteuerung  der 
Arbeit,  sind  glänzende  wissenschaftliche  Leistungen,  so  sehr  auch  hier  die  Aus- 
führungen wieder  der  Berichtigung,  Ergänzung.  Ausdehnung  bedürfen.  Bei  Stein 
erst  ist  in  Folge  der  ganzen  Aullassung  die  „allgemeine"  Steuerlehre  zu  ihrem 
Rechte  gekommen  und  der  Schwerpunct  aus  der  speciellen  Lehre  dahin  verlegt  worden. 
Die  speciehe  Dichtung  Stein's  brachte  es  dann  mit  sich,  dass  er  das  Finanz-  und 
Steuerrecht  als  Theil  des  Verfassungs-  und  Verwaltungsrechts  viel  mehr 
in  den  Vordergrund  schiebt.  M.  E.  führt  dies  leicht  zu  einer  zu  grossen  Verdrängung 
der  tinanzwissenschaftlichen  und  politisch-ökonomischen  Behandlung  der 
Probleme.  Aber  in  hohem  ^Nlaasse  dankenswerth  sind  auch  diese  Partieen,  mit  denen 
ich  in  meinem  eigenen  Werke  am  Wenigsten  wetteifern  konnte  und  wollte.  Endlich 
hat  Stein,  zumal  in  der  letzten  Aufl.,  das  Finanz-  und  Steuerwesen  der  Selbstver- 
waltung mehr  und  mehr  zu  einem  integrirenden  Glied  der  Finanzwissenschaft  neben 
den  Staatsfinanzen  zu  machen  verstanden,  was  ebenfalls  wieder  einen  wesentlichen 
Fortschritt  gegen  die  frühere  Behandlung  bezeichnet,  dessen  principielle  Berechtigung 
auch  mir  unzweifelhaft  ist  (s.  Wagner  I,  §  13).  Lauter  hoch  bedeutende  Verdienste, 
neben  denen  die  zahlreichen  kleinen  Fehler  im  Detail,  die  der  Specialist  so  gern  und 
so  selbstzufrieden  an  Stein  rügt,  doch  nicht  so  schwer  ins  Gewicht  fallen.  Meine 
eigenen  vielfältigsten  Abweichungen  von  Stein  werden  oft  genug  im  weiteren 
Verlauf  hervortreten.  Die  Weiterführung  der  Fin.wiss.  auch  über  Stein  hinaus  und 
Ergänzungen  von  Stein's  Auffassung  sind  m.  E.  in  mehr  als  einer  Hinsicht  noth- 
wendig.  Stein  selbst  zeigt  durch  seine  vielfachen  Aenderungen  in  neuen  Auflagen, 
dass  seine  eigene  Systematik  nicht  als  endgiltige  erklärt  werden  kann.  Seine  häufige 
Polemik  gegen  mich,  bes.  in  d.  4.  Aufl.,  kann  ich  mit  bestem  Willen  selten  zutreffend 
finden.  Stein  zeigt  in  diesem  wie  in  anderen  Werken  geringe  Fähigkeit,  —  oder 
liegt  es  an  der  Neigung  und  Aufmerksamkeit?  —  sich  in  den  Gedankengang  Anderer 
hinein  zu  versetzen.  „Unklar"  ist  sein  beliebtestes  Stichwort  wider  Andersmeinende 
und  die  eigene  Meinung  bezeichnet  er  mit  Vorliebe  als  „klar",  während  gerade  vielen 
seiner  Erörterungen  dies  Epitheton  von  Anderen  gern  und  nicht  selten  mit  Kecht 
abgesprochen  wird.  Aber  auch  solche  Eigenthümlichkeiten  dürfeii  einem  Manne  wie 
Stein  wohl  zu  Gute  gehalten  werden.  Mich  wenigstens  kann  das  Alles  nicht  hindern, 
seine  hohen  Verdienste  um  die  eigentliche  „Verwissenschaftlichung"  der  Disciplin 
offen  anzuerkennen.  Stein  fordert  sehr  oft  zur  Kritik  heraus,  aber  er  regt  auch  über- 
all zum  Nachdenken  an.  Er  neigt  leicht  dazu,  alles  Wirkliche  für  vernünftig  zu  halten, 
aber  er  verfällt  nicht  in  den  Fehler  unserer  historischen  Nationalökonomen.  Er  zeigt 
nur  den  radicalen  Doctrinären,  dass  das  Wirkliche  meist  einen  vernünftigen  Kern  und 
jedenfalls  historisch  erklärliche  Gründe  hat,  mit  denen  allein  oft  es  sich  verändern  kann. 
Aus  der  fremden  finanzwissensch.  Literatur  (s.  I.  45  2.  Aufl.)  ist  namentlich 
ein  wichtiges  und  umfassendes  französisches  Werk  in  neuester  Zeit  hinzu  gekommen: 
P.  Leroy-Beaulieu,  traite  de  la  scicnce  des  finances,  2  starke  Bände  (746  und 
606  S.),  Par.  1S77,  2.  vermehrte  Aufl.  1S79.  Zugleich  eine  Art  krit.  Commentar  des 
französ.  Finanzwesens,  mit  Excursen  in  handelspolit.  Fragen  u.  dgl.  m.  In  die  Steuer- 
lehre gehört  der  Haupttheil  d.  1.  Bands,  p.  h)y,  ff.     Allgemeine  prinfip.  Erörterungen 
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über  Steuern  gehen  voran  und  leiten  auch  die  Abschnitte  über  die  einzelnen  Steuern 
ein.  Sie  enthalten  viel  Treffendes,  aber  im  Ganzen  erheben  sie  sich  doch  wenig  über 
das  Niveau  der  älteren  ähnlichen  Betrachtungen  von  Smith,  Say  und  ihren  Nach- 
folgern. Von  der  „socialen"  Auffassung  der  Besteuerung  ist  keine  Kede  (z.  B.  bei 
der  Erbschaftssteuer,  I,  4S^),  die  Beweisführung  in  den  nationalökon.  Puncten  bewegt 
sich  ganz  im  Gleis  der  engen  i>rivatwirthschaftl.  Betrachtung  der  Volkswirthschaft. 
Hier  und  sonst  zeigt  sich  doch  deutlich  der  Mangel  einer  principiellen  Erörterung 
und  eines  umfassenden  systemat.  Aufbaus,  wonach  die  neuere  deutsche  Wissen- 
schaft strebt.  Die  reichhaltigsten  Materialsammlungen  und  Specialuntersuchungen 
verlieren  sonst  einen  grossen  Theil  ihres  Werths.  —  In  grösster  Kürze,  aber  klar  und 
scharf  behandelt  die  Stcuerlehre  Cossa,  jirimi  elementi  di  scienza  delle  linanze,  2.  ed. 
Mü.  IS 76  p.  52  ff. 

III.  Die  monographische  finanzwissenschaftliche  Literatur  über  die 
Besteuerung  im  Ganzen  und  über  die  allgemeine  Steuerlehre  oder  über 
principielle  Hauptpuncte  derselben.  Mancherlei  theoretisch  -  principielle 
Erörterungen  enthält  auch  die  Specialliter,  über  d.  Finanzwesen  einzelner  Länder, 
bes.  über  die  sogen.  Steuerreformfragen  in  denselben.  S.  Rau,  5.  A.  I,  22  ff., 
R.A\.  L  27  ff.,  2.  A.  L  47  ff.,  u.  unten  unter  Nr.  C,  5,  S.  147. 

A.  Aeltere  Literatur  bis  auf  Kau  (meist  nach  Eau's  Zus.stell.  5.  A.  I,  3S4, 
mit  einigen  verwandten  Schriften).  Ueber  manche  der  älteren  Autoren  orientirt  in 
aller  Kürze  trefflich  Röscher  in  s.  Gesch.  d.  Nat.ök.  Mehrfach  vollständigere  Angaben 
i«  älteren  finanzwissensch.  Werken.  Yergl.  bes.  über  d.  ältere  Liter,  d.  Steuerwesens 
Pfeffinger,  Yitriarii  Institut,  jur.  p.  illustr.  III,  8S3.  —  Zincke,  Cameralisten- 
biblioth.S.83S—S6S.  —  Bergius,Camer.biblioth.  8.564(1762).— Karl,  Handb.L 464. 

C.  Klock,  tract.  de  contributionibus,  Francof.  1655,  Fol.  (mehr  z.  deutschen  Staats- 
recht als  z.  Fin.wiss.  gehörig,  so  wie  die  vielen  Dissertationen  aus  jener  Zeit).  — 
(J.  D.  Eulner),  pract.  Vorschläge,  welchergestalt  Steuer  u.  Contribution  .  .  .  ein- 
zurichten seien.  1721.  2.  A.  mit  Benenn,  d.  Verf.  Marb.  1741.  4°  (ohne  theor.  Unter- 
suchungen). —  C.  A.  Broggia,  trattato  de'  tributi,  Nap.  1743  =  Class.  ital.,  parte 
antica  IV  (älteste  geordnete  Steuertheorie).  —  J.  W.  v.  d.  Lith,  polit.  Betrachtungen 
über  d.  verschied.  Arten  d.  Steuern,  Berl.  1751;  dess.  neue  Abhandl.  v.  d.  Steuern, 
Ulm  1766.  —  (Strelin)  Einleit.  in  d.  Lehre  v.  d.  Auflagen.  Nördlingen  1778;  dess. 
Revision  der  Lehre  v.  Auflagen,  Erl.  1821  (mit  d.  Namen  d.  Verf.).  —  F.  W.  v.  Ulmen- 
stein, Versuch  einer  .  .  .  Einleit.  in  d.  Lehre  d.  deutschen  Staatsrechts  v.  Steuern 
u.  Abgaben,  Erlangen  1794.  —  C.  G.  Prätorius,  Versuch  über  d.  Besteuer.wesen. 
Königsb.  1802.  —  K.  Kröncke,  d.  Steuerwesen  nach  s.  Natur  u.  s.  Wirkungen, 
Darmst.  1804;  ders.  Ausführl.  Anleit.  z.  Regulirung  d.  Steuern,  Giessen  ISIO,  II; 
ders.  über  d.  Grundsätze  einer  gerechten  Besteuerung,  Heidelb.  1S19.  Kröncke 
gehört  noch  heute  zu  den  beachtenswertheren  der  älteren  Steuertheoretiker,  s.  über 
ihn  Röscher,  Gesch.  S.  C62.  —  de  Monthion,  quelle  influcnce  ont  les  diverses 
especes  d'impOts  sur  la  moralite,  Tactivite  et  l'industrie  des  peuples?  Par.  180S. 
Deutsch  V.  Zimmermann,  Giessen  1814.  —  (Ilofer)  Ideen  z.  einer  leicht  ausführ- 
baren Steueri)eräquation  in  einem  Staate  wie  das  Grossherz.  Baden,  Karlsruhe  ISuS.  — 
1).  C.  H.  Eschenmaier,  Vorschlag  z.  einem  einfachen  Steuei-system.  Heidelb.  1808,  4". 

—  Seeger,  Versuch  über  d.  vorzuglichste  Abgabesystem.  Heid.  1810,  2.  A.  1811. — 
J.  P.  Harl,  Handb.  d.  Steuerregulir.  Erlangen  1814,  1816.  IL  (2.  Aufl.  Heid.  1827—?). 

—  Christian,  des  impositions  et  de  leur  influence  sur  l'industrie  agricole,  manufact. 
et  commerc.  et  sur  la  prosperitc  publ.  Par.  1814.  —  A.  Krchl,  d.  Steuersyst.  nach 
d.  Grundsätzen  d.  Staatsrechts  u.  der  Staatswirthsch.  Erl.  1816.  —  H.  W.  Crome, 
d.  Steuerwes.  nach  rechtl.  Gesichtspunct  betrachtet.  Hildesh.  1817.  —  H.  Kessler, 
Abgabenkunde,  Tüb.  1818.  —  A.  S.  v.  Kremer,  Darstell,  d.  Steuerwes,  Wien  1821,11, 
2.  unveränd.  A.  1825.  —  A.  L.  v.  Seutter,  d.  Besteuer.  d.  Völker,  Speier  1S28.  — 
V.  Dclecourt,  disput.  oecon.  polit.  de  tributis  ac  vectigalibus .  Lovan.  1829.  — 
(i.  K.  van  Hogendorp,  lettres  sur  la  prosper.  publ.    Amsterd.  1830,  II. 

B.  Literatur  der  neueren  Zeit,  während  Rau's  hauptsächl.  Wirk- 
samkeit. S.  auch  Wagner,  Fin.  I  (2.  A.)  S.  46.  E.  Ph.  v,  Sensburg,  Ideen 
über  einige  Probleme  im  Steuerwesen,  Heid.  1831.  —  K.  Murhard,  Theor.  u.  Polit. 
d.  Besteuer.,  Göttiagen  1834.  „Ein  Handb.  f.  Staatsgclehrte,  Volksvertreter  u.  Geschäfts- 
männer' (seichter  Smifhianismus.  über  ihn  trellend  Röscher,  Gesch.  S.  846).  — 
Ueber  verhältnissmäss.  Besteuerung,  oder  wie  jeder  Staatsangehörige  nach  der  Grösse 
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seiner  linaiuielleii  Kraft  zu  den  Allgeineinlasteii  beitragen  würde.  Leipzig  1834.  — 
F.  K.  V.  Fulda,  über  d.  Wirkung  d.  verschied.  Arten  d.  Steuern  auf  d.  Moraiität, 
d.  Fleiss  u.  d.  Lidustrie  d.  Vollis.  Stultg.  1S37.  —  J.  G.  Hoffmanu,  d.  Lehre  v. 
d.  Steuern,  als  Anleit.  z.  gründl.  ürtheilen  über  d.  Steuerwesen,  mit  bes.  Bezieh,  auf 
d.  preuss.  Staat,  Berl.  1S40.  Der  ausgezeiclinete  preuss.  Practiiier  tritt  in  den  Einzel- 
heiten dieser  Schrift  auch  hier  liervor,  aber  die  wissenschaftliche  Bedeutung  derselben 
ist  doch  beschränkt,  die  Schrift  aucli  in  ihrer  grossen  Formlosigkeit  weit  entfernt  von 
einem  System,  was  bei  Hotl'mann  selbst  u.  bei  seinen  Anhängern  vielleicht  als  Vorzug 
gilt,  aber  mit  Unrecht  So  ist  das  Buch  doch  eigentlich  nur  eine  theoretische  Glosse 
zur  preuss.  Praxis,  oder,  wie  Koscher  trell'end  urtheilt:  „IloU'mann's  Finanztheorie 
ist  im  Guten  wie  im  Bösen  fast  nur  ein  Abbild  der  gleichzeitigen  preuss.  Staatspraxis." 
1  Gesch.  S-  "40).  Die  eigenthüuüiche  Auffassung  der  dir  cot  en  und  indirccten 
Steuern  als  Steuern  auf  dem  Besitz  und  auf  Handlungen  ist  gezwungen  u.  schief 
S.  69).  Mit  der  Abneigung  gegen  die  Einkommensteuer  und  der  Vorliebe  für  eine 
nach  socialen  u.  s.  w.  Momenten  aufgelegte  Classensteuer  (S.  14ü  II'.)  verkennt  H.  die 
Bedürfnisse  seines  eigenen  Zeitalters  durchaus.  Die  Verurtheilung  der  Grundsteuer 
enthält  etwas  Richtiges,  ist  aber  zu  pessimistisch  und  übersieht  wesentliche  Puncte 
S.  94  tf.).  Ich  kann  mich  nur  dem  Urtheil  Koscher's  über  Hotfmann  a.  a.  0. 
anschliessen.  —  M.  v-  Prittwitz,  Theor.  d.  Steuern  u.  Zölle,  mit  bes.  Bezieh,  auf 
Preusseu  u.  d.  D.  Zollverein.  Stuttg.  1S42.  —  H.  L.  Biersack,  üb.  Besteuer.,  ihre 
Grundsätze  u.  Ausführ.,  Frankf.  a.  M.  1S50.  —  K.  Arnd,  d.  naturgemässc  Steuer, 
Frankf.  a.  M.  1S54. 

Aus  der  fremden  Lit.  bes.  J.  K.  M'CuUoch,  treatise  on  the  princ.  a.  pract. 
influence  of  taxat.  a.  the  fund.  syst.  Lond.  1S45,  3.  A.  Edinb.  1863.  —  E.  de 
(iirardin,  de  l'impüt,  Par.  1S52,  6.  ed.  —  Bes.  Esquirou  de  Parieu,  traite  des 
impüts,  Par.  1S62  tt'.,  2.  ed.  1S66 — 67,  4  vol.  Reich  an  StolT,  Rücksicht  auch  auf 
deutsche  Liter,  u.  Verhältnisse,  aber  in  wissenschaftl.  Hinsicht  noch  mehr  als  das 
oben  gen.  Werk  v.  Leroy-Beaulieu  zu  bemängeln:  mehr  in  den  specieUen  als  in  den 
allgemeinen  Lehren  genügend. 

C.  Literatur  der  neueren  und  neuesten  Zeit,  bes.  seit  der  beginnenden 
schärferen  kritischen  Stellung  der  deutschen  nat.ök.  Wissenschaft  gegen  den  Smithia- 
nismus  u.  seit  dem  Hervortreten  socialer  Gesichtspuncte. 

Die  fortgesetzte  wissenschaftliche  Arbeit  im  Gebiet  der  Nationalökonomie  hat  in 
Deutschland  in  Verbindung  mit  den  Ereignissen  von  1848  und  den  neuen  Strömungen 
des  öll'entiichcu  Lebens  auch  in  Betretf  der  Besteuerung  zu  einer  schärferen  Auffassung 
und  Formulirung  der  principiellen  Fragen  gefuhrt.  Diese  Fragen  beziehen  sich 
namentlich  auf  den  leitenden  volkswirthschaftlichen  Gcsich tspuuct,  nach 
welchem  die  Besteuerung  eingerichtet  werden  soll:  Besteuerung  nach  dem  Princip 
von  Leistung  und  Gegenleistung  oder,  wie  man  es  neuerdings  wohl  genannt 
hat,  nach  dem  Interesse,  oder  Besteuerung  nach  der  wirthschaf tlichcn 
Leistungsfähigkeit V  Das  erste  Princip  hat,  getreu  ihrer  ökonomischen  Grund- 
anschauung, namentlich  die  Smith'sche  Schule  der  Doctrin  der  freien 
Concurrenz,  in  Deutschland  z.Th.dic  sogen,  deutsche  Freihand  eis  schule,  mit 
mehr  oder  weniger  Ausschliesslichkeit  in  der  Staats-  und  vollends  in  der  Gommunal- 
besteuerung  vertreten.  Das  zweite  fand  bei  einem  Theil  der  Gegner  dieser  Schule, 
bei  Nationalökonomeu  der  neuerdings  sogen,  socialpolitischen  Richtung  (Neu- 
mann-Tübingen u.  A.  m.)  Billigung,  wenn  es  auch  nicht  zur  alleinigen  Richtschnur, 
nam.  nicht  in  der  Communalbesteuerung,  gemacht  wurde.  Dazwischen  stehen  dann 
die  vermittelnden  Ansichten  (A.  Held,  Nasse).  Weitere  solche  neuerdings  erst 
tiefer  erfasste  mit  der  eben  genannten  in  Zusammenhang  stehende  Principienfragen 
betreffen  die  Auslegung  der  „Gerechtigkeitsprincipien"',  d.  h.  der  Grundsätze 
der  Allgemeinheit  u.  der  Gleichmässigkeit  in  der  Besteuerung,  im  Einzelnen 
daher  die  Fragen  der  „Freiheit  des  Existenzminimums",  des  proportio- 
nalen, gleichfiuotigen  oder  des  progressiven  S  te  uerf  usses,  des  ver- 
schiedenen Steuerfusses  für  das  Arb  eits- und  das  Besitzeinkommen  u.  dgl.  Alle 
solche  Fragen  hängen  mit  Grundfragen  der  Volks  wirthschaftslehre  und  der 
wirthschaftliche  u  Rechtsordnung  zusammen.  Die  Entscheidung,  welche  sie 
erfahren,  kann  nicht  nur  nach  fiua  uz  wissenschaftlichen  Gesichtspuncten  erfolgen, 
sondern   muss    die   richtige    Consequenz    aus   allgemeinen    volkswirth- 

A.  Wiignor,  FinanzwUaeu-cbaft.     I[.  10 
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scliaftliclien  uud  socialökouomischeu  Principieii  sein.  Wegen  der  Ver- 
kennung dieser  Tliatsaclie  sind  die  gegnerischen  Ansichten  meistens  gar  nicht  aus- 
zugleichen gewesen,  da  die  Streitenden  sich  auf  einem  ganz  verschiedenen  Boden 
bewegen.  Ein  gegenseitiges  Verstehen  ist  erst  möglich,  wenn  eben  die  Möglichkeit 
zweier  verschiedener  principieller  Standpuncte,  desjenigen  des  Systems 
der  freien  Concurrenz  uud  des  entgegengesetzten  einer  Eegelung  der  freien  Concurrenz 
nach  Gemeinschaftsinteressen  zugegeben,  die  Gründe  für  und  wider  diese  beiden 
Standpuncte  verglichen  und  alsdann  untersucht  wird ,  welche  Consequenzen  auf  dem 
finanziellen  Gebiete  aus  beiden  abzuleiten  sind.  Danach  wird  die  Entscheidung  über 
die  genannten  principiellen  Streitfragen  aber  aus  der  Finanzwissenschaft  hinaus  in  den 
grundlegenden  Theil  der  Allgemeinen  Yolkswirthschaftslehre  zu  verlegen  sein.  Die 
Fragen  selbst  werden  zurückgeführt  auf  den  Gegensatz  des  individualistischen 
und  des  socialen  oder  Gemeinschaftsprincii:)s  in  der  Yolkswirthschaft.  Auch 
die  Steuertheoretiker  der  neueren  socialpolitischen  Eichtung,  wie  Neumann,  Held 
haben  das  m.  E.  nicht  richtig  erfasst.  Ich  beziehe  mich  ausser  auf  die  unten  folgende 
„allgemeine  Steuerlehre",  bes.  die  Abschnitte  über  die  volkswirthschaftlichen  und  die 
Gerechtigkeitsprincipien  der  Besteuerung,  namentlich  wieder  auf  die  Erörterungen  in 
der  ,. Grundlegung'",  speciell  über  die  Organisation  der  Yolkswirthschaft.  den  Staat 
und  das  wirthschaftliche  Yerkehrsrecht. 

Aus  der  Literatur  kommen  mehrfach  die  Yerhandlangen  über  Steuerpriucipieu 
u.  dgl.  in  den  Yersammlungen  volkswirthschaftl.  Vereinigungen  in  Betracht. 

1.  Liberal-individualist.  Eichtung.  S.  d.  Aufsätze  über  Besteuerung 
und  einzelne  Steuern  in  Eentzsch'  Handwörterb.  d.  Volkswirthsch.lehre ,  meist 
v.  Emminghaus.  Am  Schärfsten  u.  Characteristischsten  J.  Fauch  er,  Staats-  u. 
Communalbudgets  in  s.  volkswirthsch.  Viertelj.schrift  1S63,  IL  1S4;  —  AI.  Meyer, 
über  Stempelsteuern,  eb.  1S64,  III,  51  ff.;  —  C.Braun,  Staats-  u.  Gemeindesteuern 
im  Zus.hang  mit  Staats-,  Heeres-,  Communal-  u.  Agrarverfass. ,  eb.  1S66,  II,  1;  — 
Verhandl.  d.  volkswirthsch.  Congresses  zu  Hamburg  über  d.  Com munalsteuerf rage, 
1867,  in  d.  gen.  Ztschr.  1S67,  IIL 

2.  Socialpolitische  u.  verwandte  Eichtungen.  Die  beiden  wichtigsten 
grösseren  Schriften  sind  A.  Held,  die  Einkommensteuer,  finanzwissensch.  Studien  zur 
Eeform  d.  directen  Steuern  in  Deutschland,  Bonn,  1ST2  u.  Fr.  J.  N eumann  (Tübingen), 
die  progressive  Einkommensteuer  im  Staats-  u.  Gemcindehaushalt,  Lpz.  1S74  (zugleich 
B.  VIII  d.  Schriften  d.  Vereins  f.  Socialpolitik). 

Die  Held 'sehe  Schrift  giebt  wesentlich  mehr  als  der  Titel  besagt.  Sie  enthält 
eine  werthvolle  umfassende  kritische  Eevision  der  allgemeinen  Steuerlehre,  mit  grösseren 
literarisch  -  kritischen  Ausführungen.  Auf  letztere  sei  hier  bes.  für  die  Specialliter., 
nam.  d.  idtere,  verwiesen.  Der  Verf.  hat  u.  A.  nam.  das  Verdienst,  im  Anschluss  an 
die  neuere  organische  Staats-  u.  Eechtslehre  die  Auffassung  der  Steuer  als  „Tausch" 
des  Einzelnen,  dann  folgerichtig  das  Princip  von  ,,Leistung  u.  Gegenleistung"  zu 
bekämpfen.  Er  fasst  auch  ganz  richtig  jedes  Einzeleinkommen  als  Antheil  an  dem 
durch  gesellschaftl.  Cooperation  entstehenden  Gesammteinkommen  auf  u.  trägt 
socialpolit.  Eücksichten  in  Bezug  auf  d.  Besteuerung  der  Aermeren  Eechnung.  Aber 
er  gi'ht  m.  E.  nicht  immer  scharf  genug  auf  die  Principienfragen  ein  u.  neigt  zu  sehr 
zu  Compromissen  nach  Eechts  u.  Links,  was  mindestens  in  der  Theorie  unterbleiben 
sollte.  Mit  seinen  Eesultaten  nimmt  Held  eine  Art  vermittelnder  Stellung  ein, 
womit  man  für  die  Praxis  sich  vielfach  einverstanden  erklären  kann.  Die  priuci- 
piellc  Nothwendigkeit  von  Ertragssteuern  neben  Einkommensteuern  wird  aber  wohl 
zu  Wenig  beachtet  und  das  Streben  nach  einem  „rationeilen  Steuersystem"  mit  unrecht 
verworfen  (s.  Held,  Socialism.,  Lpz.  1878,  S.  127).  Von  Held  ist  noch  zu  nennen: 
z.  Lehre  v.  d.  Ueberwälzung  d.  Steuern,  Tüb.  Ztschr.  1868  S.  421  u.  kleinere  Eeferate 
u.  dgl.  in  Hildebr.  u.  Conrad's  Jahrbüchern  f.  Nat.ök. ,  so  1878,  II,  236  zur  neueren 
Literatur  liber  die  Communalsteuerfrage. 

Neu  manu 's  auch  an  legislat.  u.  Statist.  Matt>rial  bes.  reiche  Schrift  strebt  wohl 
mit  Eccht  noch  mehr  als  Held  nach  princip.  Behandlung.  Sic  leistet  Erhebliclies 
für  die  Klarstellung  des  Gegensatzes  der  beiden  Principicn  der  Besteuerung  ,.nach 
dem  Interesse"  u.  nacli  d.  Leistungsfähigkeit  u.  für  die  Feststellung  der  Fälle,  in  denen 
eines  von  beiden  angemessen  ist.  Sie  hat  m.  E.  in  den  Ausführungen  gegen  Held  u.  A. 
meistens  Eecht.  In  ihri;r  Befürwortung  der  Progressivbesteuerung  stimme  ich  ihr  bei. 
•\ber  es  muss  doch  wohl  auch   hier  noch   weiter  auf  die  Eechtsprincip  ien   in 
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der  Volksvirthschaft  überhaupt  zurtlckgegangen  werden,  um  eine  feste 
Begründung  für  die  Progressivbesteuerung  zu  erlangen;  ferner  müssen  noch  weitere 
Consequenzen  hinsichtlich  der  Behandlung  der  Besteuerung  als  eines  berechtigten 
Mittels  zur  Beeinflussung  der  Einkommenvertheilung  gezogen  werden,  was  Neumann 
(S.  99)  abweist.  Von  ihm  ist  noch  /.u  nennen  :  das  kritische  Referat  über  die  unten 
gen.  Gutachten  über  d.  Communalst.tr.  in  v.  Holtzcndorff-Brentano's  Jahrb.  d. 
D.  Reichs  1S77,  H.  3.  S.  132  tf.;  dann  „Ertragssteuern  oder  persönl.  Steuern  von 
Einkommen  u.  Vermögen?"  (mit  bes.  Bezieh,  auf  Baden),  Freib.  i.  Br.  1S76. 

Ferner:  Gutachten  über  Personalbesteuerung  (Schriften  d.  Vereins  f.  Soc.pol.  III, 
Lpz.  1S73).  alle  beachtenswerth.  bes.  d.  von  Nasse,  mit  d.  richtigen  Zurückdrängung 
der  Frage  gerechter  Steuervertheilung.  Im  Anschluss  daran:  Verhandl.  über  Ein- 
kommensteuer in  d.  3.  Versamml.  d.  Ver.  f.  Soc.pol.  zu  Eisenach  1875,  B.  XI  der 
Ver.schriften .  mit  d.  Referaten  v.  Gensei  u.  Held.  —  Sodann  „Die  Communal- 
steuerfrage",  10  Gutachten,  Schriften  d.  gen.  Vereins,  B.  XII,  1877,  ebenfalls  alle 
beachtenswerth.  bes.  d.  v.  E.Meier,  v.  Reitzenstein,  Nasse,  letzterer  scharf  den 
gelungenen  Nachweis  führend,  dass  in  der  Communalbesteuerung  auch  Ertrags- 
steuern nothweudig  seien ,  eine  Förderung  des  Problems  auch  über  Neumann's  letzte 
Arbeit  hinaus.  Daran  anknüpfend  die  Verhandl.  auf  d.  Vereinsversamml.  in  Berlin 
1S77,  mit  d.  Referaten  von  mir  u.  Wegner  über  Communalbesteuer.,  Schriften  des 
Vereins  B.  XIV.  Mein  Referat  überarbeitet  u.  weiter  ausgeführt,  auch  mit  Noten, 
selbständig  u.  d.  T.  ..Die  Communalsteuerfrage",  Leipz.  u.  Heidelb.  1878.  — 
v.  Scheel,  progress.  Besteuer.,  Tüb.  Ztschr.  1875,  B.  31.  273;  ders. ,  d.  Erbschafts- 
steuern u.  Erbrechtsreform,  2.  A.  Jena  1S77.  beide  priucipiell  scharf.  —  J.  Baron, 
z.  Erbsch. Steuer.  Hildebr.  Jahrb.  B.  26,  275.  —  v.  Bilinski,  Luxussteuer  als  Correctiv 
d.  Eink.steuer,  Lpz.  1875.  —  S.  Glattstern.  Steiier  v.  Einkommen,  Lpz.  1876  (Diss.). 
—  H.  Schmidt,  Steuerfreih.  d.  Exist.min.,  Lpz.  1877  (Diss.).  —  0.  Peucker,  über 
die  Befreiung  einer  gew.  Classe  v.  Staatsbürgern  v.  d.  persönl.  Besteuer.  (Diss.),  Gott. 

1877.  —  R.  Friedberg,  Börsensteuer,  Berl.  1876.  —  Gutachtliche  Aeusserungen  (2 G) 
über  d.  Gutachten  Hanssen's  betr.  d.  Brem.  Grundsteuerverhältnisse ,  Bremen  1877, 
eine  wichtige  Frage  socialpolit.  Besteuerung,  der  ,,Baustellen"  u.  dgl.,  betr.  —  J.  Lehr, 
krit.  Betracht,  d.  Gründe  für  u.  wider  d.  progress.  Steuerfuss,  Hildel)r.  Jahrb.  29. 
1,  193.    Ders.,  Kapitalis.st.,  Zinsrentenst.  u.  Doppelbesteuer.,  Tüb.  Ztschr.  1877,  193. 

In  den  Schriften  über  Communalbesteuerung,  zu  welchen  ein  Theil  der  ge- 
nannten schon  mit  gehört,  sind  bes.  neuerdings  die  Principienfragen,  welche  sich  auf 
den  Unterschied  von  Staats-  u.  Communal-.  Einkommen-  u.  Ertragssteuern 
beziehen,  behandelt  worden.     So:  R.  Fried berg,  d.  Besteuerung  d.  Gemeinden,  Berl. 

1878.  scharf  u.  klar,  in  den  Resultaten  im  Ganzen  viel  Richtiges,  v.  Bilinski,  die 
Gemeindebesteuerung  u.  deren  Reform,  Lpz.  1878,  sehr  reichhaltig,  aber  in  der  Ver- 
tretung d.  Grundsatzes  d.  Besteuerung  nach  d.  Leistungsfähigkeit  in  d.  Commune  zu 
weit  gehend  u.  in  ihrer  bes.  Empfehlung  der  Miethsteuer  als  Comm.steuer  m.  E.  verfehlt. 

3.  Andere  neuere  Schriften  u.  Abhandl.  über  Steuerwesen,  die  in 
keine  der  beiden  genannten  Richtungen  genau  mit  einzureihen  sind:  E.  Laspeyres, 
Art.  Staatswirthsch.  in  Bluntschli's  Staatswörterb.  B.  10  (aus  1866).  —  Const.  Rössler. 
(jesichtspuncte  d.  Steuerpolitik,  Berl.  1868.  —  Eisenhart,  Kunst  d.  Besteuer.,  Berl. 
1868.  —  C.  Walcker.  d.  Selbstverwalt.  d.  Steuerwesens  u.  d.  russ.  Steuerreform. 
Berl.  1869  (übertriebener  Gneist'scher  Standpunct).  —  H.  Maurus,  moderne  Besteuer. 
u.  Besteuer.reform  v.  Standp.  d.  gemeinen  Rechts,  Heid.  1870.  (Viel  Originelles,  aber 
mit  radicalem  Doctrinarismus  und  willkührl.  Construction  eines  „gemeinen  Rechts" 
verbunden). 

4.  Aus  der  fremden  Liter,  u.  A.  noch  Proudhon,  theorie  de  l'impöt,  Brux. 
1861.  —  H.  Heuschling,  l'impöt  sur  le  revenu,  Par.  et  Brux.  1873.  —  Menier, 
theor.  et  applic.  de  l'imp.  sur  le  capital,  Par.  1874.  —  Cliffe  Leslie,  linanc. 
reform,  in  d.  Cobden  Club  Essays  1871 — 72,  D.  v.  Brömel,  Berl.  1872  (gute  krit. 
Bemerk,  über  die  wirthsch.  Störungen  durch  die  Verbrauchsbesteuerung). 

5.  Literatur  der  Steuerreformfragen.  Manches  Beachtenswerthe  findet 
sich  auch  über  allgemeinere  steuertheoret.  Puncte  in  Gelegcnheits-  u.  ähnlichen 
Schriften,  welche  schwebende  Steuerfragen  einzidner  Länder  de  lege  ferenda  behandeln 
oder  neue  Steuergesefze.  mit  Rücksicht  auf  die  darüber  geführten  Parlamentär.  Ver- 
handlungen, kritisch  beleuchten.  Hierher  gehören  aus  neuerer  Zeit  u.  A.  folgende, 
mir  bekannt  gewordene,   aber  die   bezügl.  Liter,   nicht  erschöpfende  Schriften   (mit 
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Bescliräuk.  auf  Deutschi.  u.  Oesterr.l  In  Betreff'  der  Einkommensteuern  in 
Deutschland  und  allgem.  Deutscher  Steuerreformfrageu  verschied,  stoö'reiche 
Aufsätze  u.  Materialsammlungen  in  Ilirth's  Annaleu  d.  D.  Eeichs,  bes.  v.  Burkart, 
Jg.  1876,  1S77.  —  Geffcken,  Eeform  d.  Deutschen  Keichssteuern,  Heilbronu  1S79. 
—  Mein  Aufs,  über  d.  schwebenden  D.  Finanzfragen,  Tüb.  Ztschr.  1879,  S.  6S.  — 
(G.  May r)  d.  D.  Reich  u.  d.  Tab.monopol,  Stuttg.  1S78,  1.  Studie.  —  üeber  Preussen 
spec. :  Kries,  üb.  d.  j^reuss.  Einkommensteuer  u.  s.  w.,  Tüb.  Ztschr.  1855,  1856.  — 
Nasse,  Bemerk,  über  d.  preuss.  Steuersystem,  Bonn  1S61.  —  Bossart,  Eeform 
des  Systems  d.  directen  Steuern  in  Preussen  u.  Deutschi.,  Hanuov.  1872  (beachtens- 
werth).  —  V.  Czudnochowski,  Steuerreform  u.  s.  w.  in  Preussen,  Berl.  1S73  (gut 
gemeint,  aber  ganz  unklar).  —  Held,  üb.  d.  neuen  preuss.  Steuergesetze  in  Hildebr. 
Jahrb.  B.  20.  —  E.  Gneist,  Steuerreform  in  Pr.,  Berl.  1878.  —  üeber  Baiern: 
Helferich,  Eef.  d.  dir.  Steuern  in  Baiern,  Tüb.  Ztschr.  1873,  2  Art.  —  Verschied. 
Artikel  v.  Vocke  über  d.  hauptsächl.  dir.  Steuern  Baierns  in  d.  Tüb.  Ztschr.  1S64, 
65,  68,  73,  74,  75.  —  Krit.  Beleucht.  d.  baier.  Steuerreformfrage,  Landsb.  a.  L.  1877 
(ganz  unbrauchbar).  —  üeber  K.  Sachsen  u.  seine  neue,  principiell  u.  practisch 
vrichtige  Eeform  der  directen  Steuern:  Aufsätze  v.  J.  Gensei  in  Hirth's  Annalen 
1874,  75,  70,  krit.  Eevuen  darüber  v.  Conrad,  in  Hildebr.  Jahrb.  B.  16,  21,  32.  — 
üeber  Baden:  schon  die  ältere,  noch  heute  sehr  beachtenswerthe  Abhandlung  von 
Helfe  rieh  üb.  d.  Einführ,  einer  Kapitalsteuer  in  Baden,  Tüb.  Ztschr.  1S46.  Dann 
über  d.  wichtige  neueste  Beweg,  z.  Eeform  d.  directen  Steuern:  neben  Neumann's 
oben  gen.  Sehr.  üb.  Ertrag-ssteuern  bes.  Hecht,  d.  bad.  Steuerref.  u.  s.  w.,  Mannh. 
1874,  ders.  in  Hildebr.  Jahrb.  B.  27,  ders.  in  Hirth's  Annalen  1876  (hier  nebst 
and.  Mater,  darüber).  —  üeber  Würtemb.  Gemeindesteuerreform  Hack  in  d.  Tüb. 
Ztschr.  1872.  —  üeber  Grossh.  Hessen  Vortrag  v.  Steuerrath  Eau  üb.  d.  Eeform 
d.  dir.  Steuern,  Darmst.  1877.  —  üeber  0  est  erreich:  G.  Höfken,  z.  Steuerref. 
in  Oest.,  Wien  1864;  ders.,  Princ.  d.  Steuerreform,  Eeferat  (Schriften  d.  Gesellsch. 
österr.  Volkswirthe),  Wien  1875.  Debatten  darüber  auf  d.  1.  Cougr.  österr.  Volkswirthe 
in  Wien  1875,  Verhaudl.  S.  5  ff'.  —  M.  Talir,  üb.  d.  Eeform  d.  dir.  Steuern  .  .  . 
nach  d.  Anträgen  d.  Eegier.,  Prag  1874.  Ders.,  einige  Gedanken  über  d.  provis. 
Eegelung  d.  dir.  Besteuer.  in  Oest.,  Prag  1877. 

IV.  Eechtsphilosophische  und  theoretisch-politische  Literatur 
über  Besteuerung. 

S.  Eau,  5.  A.  I,  22;  Eau-Wagner,  L  27;  Wagner,  I,  46  sub  4.  Was  die 
Eechtsphilosophieen  für  die  Begründung  der  Besteuerung,  bez.  der  Steuer- 
pflicht des  Einzelnen  geltend  machen,  folgt  aus  ihrer  Auffassung  des  \\'esens  des 
Staats  u.  seines  Verhältnisses  zur  Bevölkerung.  Die  neuere  organische  Staatslehre, 
im  unterschied  von  der  Theorie  des  ehemal.  Naturrechts  über  den  Staatsvertrag  u.  dgl., 
hat  hier  das  Eichtige  gefunden.  Die  Ausfuhrungen  der  Eechtsphilosophen  über  die 
Besteuerung  und  bes.  über  die  Steuervertlieiluiig  sind  aber  sehr  dürftig  u.  entbehren, 
wie  so  oft,  der  schärferen  nationalökon.  Begründung.  Vgl.  z.  B.  Ahrens,  Nat.recht 
6.  A.  II,  466  (Princ.  d.  Besteuerung:  alle  Burger  nach  dem  Verhältniss  ihres  Ein- 
kommens; massig  progressive  Besteuer.  gerechtfertigt,  da  die  Steuerfähigkeit  stärker 
als  d.  Einkommen  wächst);  —  Trend  elcnburg,  Nat.recht  2.  A.  S.  360  (Besteuer. 
Aufgabe  d.  distribut.  Gerechtigk.,  Maass:  zuerst  d.  Leistungsfähigk.  der  Einzelnen, 
mit  einigen  weiteren  sehr  allgemein  gehaltenen  Ausführungen).  —  Stahl,  Eechtsphil. 
2.  A.  II,  2,  S.  419  If.  (noch  am  Besten:  Eechtsgrund  d.  Steuern,  schlechthin  die  ünter- 
thanenschaft ;  doppeltes  Princ.  d.  Besteuer.:  sie  sei  bestimmt  durch  das  Verhältniss 
der  vermögenerzeugenden  Societät  als  eines  organischen  Ganzen  u.  durch  d.  Verhältniss 
des  Einzelnen  als  berechtigter  Persönlichkeit,  die  überall  selbst  Zweck  sei;  ökonomisch 
unklares  über  d.  Maassstab  d.  Besteuer.,  S.  422  ;  Polemik  gegen  die  v.  d.  „rationalist. 
Staatslehre"'  als  die  vernunftgeniässe  aufgestellte  Vermögens-  u.  reine  Eink.steuer, 
S.  425).  Vgl.  auch  d.  sporad.,  aber  geistvollen  u.  m.  E.  richtigen  Bemerkungen  über 
Besteuerung   nach   socialen  Gesichtspuncten   in  v.  Ihering.  Zweck  im  Eecht,  I,  520. 

Auch  die  Schriften  über  Theorie  der  Politik,  allgemeines  Staatsrecht  u. 
dgl.  beschäftigen  sich  mit  der  Begründung  der  Besteuerung  u.  mit  Aufstellung  allge- 
meiner (jrundsätzc  dafür,  bleiben  aber  gewöhnliih  ebenfalls  zu  sehr  bei  einigen  all- 
gemeinen, wenig  sagenden,  verschiedenster  Auslegung  labigen  Sätzen  stehen.  S.  z.  B. 
l'.luntsciili,  allg.  Staatsrecht  5.  A.  S.  518  ff.  (Anerkenn,  d.  Grundsatzes  d.  öffentl. 
rechtl.  Steueq »flicht;  über  Allgemeinh.,  Gleichmässigk  ;  progress.  Besteuer.  nicht  unbe- 
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dingt  abgeleliiU.  wenn  ui;\u  vom  Kochte  des  Staats  ausgeiio,  S.  527).  In  ileu  „pract." 
Politiken  \rird  mehr  vom  Steuerbewilligungsrecht  gehandelt,  so  z.  B  von  Esclier, 
n,  241  ,  womit  dann  der  l'ebergang  zur  folgenden  Kategorie  von  Schriften  gebildet 
wird.  Der  Mangel  einer  Lehre  v.  Staat  u.  s.  w.  als  eines  Hauptorgans  gcmein- 
wirthsch.  Functionen  macht  sich  m.  E.  in  allen  bisherigen  Schriften  der  Politiker, 
Rechtsphilosophen  u.  s.  w.  deutlich  fühlbar. 

V.  Staatsrechtliche  Literatur  über  Besteuerung.  Das  Staatsrecht  kommt 
für  die  Finanzwissenschaft  vornemlich  in  zweierlei  Beziehungen  in  Betracht:  einmal 
weil  das  positive  Steuerrecht  ein  Bestandtheil  des  öffentlichen  Rechts 
eines  Landes  ist;  sodann  weil  die  concreto  Gestaltung  der  Besteuerung  mit  der  poli- 
tischen Landesverfassung,  dem  Ständewesen,  demSteucrbewilliguags- 
recht  des  Volkes  oder  seiner  Vertreter  eng  zusammenhängt.  Auch  in  allen  steuer- 
politischen Erörterungen  de  lege  ferenda  muss  die  Finanzwissenschaft  regelmässig  an 
das  bestehende  Steuerrecht  anknüpfen  (Vgl.  u.  §.  35;j  ff.).  Für  uns  handelt  es  sich 
vomemlich  um  das  deutsche  Staatsrecht,  für  welches  auf  die  betreflenden  Lehr- 
bücher und  Systeme  zii  verweisen  ist.  Von  diesen  worden  hier  nur  einige  von  mir 
unten  öfters  angeführten  genannt:  H.  A.  Zachariä,  das  Staats-  und  Bundesrecht, 
II,  472  ff.  (in  d.  von  mir  gebrauchten  2.  A.  Gott.  1S53),  mit  rcichhalt.  litcr.  Noten 
über  d.  Liter,  d.  Steueirechts.  —  v.  Rönne,  Staatsr.  d.  D.  Reichs,  2.  A.  Lpz.  1877, 
II,  65  ff.  —  Laband,  d.  Finanzrecht  d.  D.  Reichs,  in  Hirth's  Ann.  VI,  405  (von  s. 
deutschen  Staatsrecht  fehlt  der  3.  Band  noch,  der  d.  Fin.wcsen  mit  behandeln  soll).  — 
(ilanches  Bezügliche  auch  in  meinen  Aufs.  d.  Reichs-Finanzwesen,  in  v.  Holtzen- 
dorff's  Jahrb.  d.  D.  Reichs  I.  5S1,  III,  60).  —  üeber  Preussen  v.  Rönne,  Staats- 
recht 3.  A.  L  1.  Abth.  S.  438  ff.  IL  2.  A.  S  617  ff.  —  üeber  Baiern,  Pözl,  baier. 
Verwalt.recht,  3.  A.  S.  544  ff.  —  üeber  d.  heutige  englische  Budgetrecht,  Gneist, 
engl.  Verwalt.recht,  2.  A.  II,  §.  68  S.  832.  —  VgL  auch  Fricker,  Natur  d.  Stcuer- 
verwilligung,  Tab.  Ztschr.  1861  S.  636. 

VI.  Literatur  über  Geschichte  der  Besteuerung  u.  des  Steuerrechts. 
Die  geschichtliche  Entwicklung  der  Besteuerung  hängt  von  einer  Reihe  verschiedener 
Factoren  ab,  wie  dies  in  der  Steuerlehre  unten,  bes.  in  d.  1.  Abtheil,  näher  darge- 
legt werden  wird,  unter  diesen  Factoren  stehen  die  wirth schaftlich-technischen 
oben  an,  was  aber  die  bisherige  allgemeine  Geschichtsschreibung  ebenso  wie  die 
specielle  der  Finanzen  u.  Steuern  gewöhnlich  kaum  beachtet  hat.  In  der  Aufdeckung 
dieses  Zxisammenhangs  hat  sich  wieder  Rodbertas  ein  besondres  Verdienst  erworben. 
S.  dessen  in  diesem  Puncto  classischen  u.  noch  viel  zu  wenitr  gewürdigten  Aufsätze 
über  d.  röm.  Tributsteuem  in  Hildebr.  Jahrbüchern  IV,  341,  V,  135,  241,  VIIL  81, 
385,  auf  deren  Auffassung  ich  in  d.  Steuerlehre  vielfach  Bezug  nehme.  S.  bes.  unten 
§.  352  u.  Note  34  dazu. 

Die  wichtigsten  hierher  gehörigen  Schriften  sind  sonst  <lie  im  1.  Bande  genannten 
über  die  Finanzgeschichte  u.  das  Finanzwesen  einzelner  Länder.  S.  Rau  5.  A.  I, 
22  ff.,  Rau-Wagner  I,  27  ff.  u.  bes.  2.  A.  I,  46  ff.     Hinzuzufügen  sind  noch: 

üeber  das  alte  Rom:  Vocke,  d.  directen  Steuern  d.  Römer,  Tüb.  Ztschr.  1859 
(nach  den  grösseren  bist.  u.  Fachwerken). 

üeber  d.  enrop.  Mittelalter  u.  d.  üebergangszeit  v.  16. — 18.  Jahrhundert; 
Von  G.  Waitz'  Deutscher  Verfass.gesch.  bringt  der  inzwischen  erschienene  Band 
VIIKKiel  1878)  eine  ausserordentlich  reichhaltige  Zusammenstellung  u.  kritische  Ver- 
arbeitung des  Materials  über  d.  Deutsche  Finanz-  u.  Steuerwesen  f.  d.  Periode  von 
850 — 1150,  S.  216  ff.  —  K.  H.  Lang,  bist.  Entwickl.  d.  deutschen  Steuerverfass.  seit 
d.  Carolingern,  Berl.  u.  Stettin  1793,  worüber  noch  ein  neuester  Historiker,  d.  u.  gen. 
Z  cum  er,  urtheilt:  ,.d.  Werk  enthält  neben  vielem  Verkehrtem  manches  Treffliche."  — 
L.  F.  Ilse  Gesch.  d.  Deutschen  Steuerwesens.  1.  Abth.  1.  Per.  Giessen  1844.  — 
V.  Thüna,  Reichszollrecht  z.  Zeit  d.  Sachs.spiegels,  Hildebr.  Jahrb.  XII,  26.  —  Aus 
den  reichs-  u.  rechtsgeschichtl.  Handbiichern  ist  immer  noch  auch  für  diese 
Verhältnisse  das  Eichhorn'schc  das  reichhaltigste;  s.  im  Index  s.  v.  „Steuern". 
Walter  u.  Zöpfl  sind  sehr  dürftig.  —  Eingehender  über  d.  geschichtl.  EiitwickL 
d.  Besteuerungsrechts  in  Deutschi.  H.  A.  Zachariä,  d.  Staatsr.  II,  479.  K.  Zeumer, 
d.  deutschen  Städtestenern ,  insbes.  d.  städt.  Reichssteuern  im  12.  u.  13.  Jahrh.  (in 
Schmoller's  Forsch.  I,  2  ,  Lpz.  1878;  behandelt  vornemlich  die  v.  d.  Städten  dem 
Könige  oder  einem  anderen  Herrn  entrichteten  directen  Steuern,  geht  aber  auf  manche 
allgemeinere  Fragen  der  älteren  Steuergeschichte  ein  und  revidirt  die  bisherigen  An- 
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sichten  darüber,  so  diej.  über  den  Ursprung  der  Steuern,  S.  36  ff.  Weiteres  bes.  über 
Stadt.  Steuerverhältnisse  in  Arnold's  Verf.gesch.  d.  deutschen  Freistädte,  Gotha  1854; 
V.  Maurer's  Gesch.  d.  Städteverfass.  Erlangen  1S70,  71.  Scharfe  principielle  Beur- 
theilung  der  geschichtl.  Entwicklung  des  Steuerwesens  in  d.  Städten  von  Gierke  in 
s.  deutschen  Genossensch.recht  II,  §.  27,  29  pass.  (Berl.  1873).  —  Eine  wesentlich  die 
Steuerverhältnisse  einer  wichtigen  mittelalterl.  Stadt  behandelnde  sehr  genaue  Special - 
arbeit  ist  G.  Schönberg 's  Finanz  Verhältnisse  d.  Stadt  Basel  im  14.  u.  15.  Jahrh. 
Tüb.  1879,  bes.  über  d.  Yermögens-  u.  Personalsteuern,  so  eingehend,  wie  wir  noch 
keine  andere  Schrift  über  dgl.  besitzen  u.  von  allgemeiner  Bedeutung  f.  das  Ver- 
ständniss  des  mittelalterl.  städt.  Steuerwesens.  —  Vgl.  auch  Eos  eher,  Gesch.  d. 
Nationalökonomie  §.  39  und  über  das  Regalienwesen  Kau-Wagner,  I.  §.  101, 
Wagner  I,  §.  141. 

Zur  Geschichte  des  älteren  preuss.  Steuerwesens  (ausser  den  in  Wagner  I,  46 
gen.  Schriften):  G.  Schmoller,  d.  Epochen  d.  ijreuss.-Fin.polit.  in  v.  Holtzend.-Bren- 
tano's  Jahrb.  d.  D.  Reichs,  1877,  S.  33  ff.  Bes.  über  d.  17.  Jahrh.  ff.  Unterscheid,  v. 
4  Epochen ,  von  denen  die  erste  u.  zweite  wohl  auch  zus.  gefasst  werden  können. 
WerthvöU  auch  für  die  allgemeine  Theorie  der  Steuerentwicklung.  —  v.  Inama- 
Sternegg,  d.  Accisestreit  Deutscher  Fin.theoretiker  im  17.  u.  18.  Jahrh.  (Liter.gesch.), 
Tüb.  Ztschr.  1865,  S.  515.  —  Gliemann,  Einfuhr,  d.  Accise  in  Preussen.  eb.  1873, 
S.  177.  —  Kries,  hist.  Entwickl.  d.  Steuerverfass.  in  Schlesien,  Bresl.  1842  (sehr 
instructiv  in  Bezug  auf  d.  Entsteh,  neuer  Steuern  u.  der  stand.  Mitwirkung  dabei).  — 
(Br.  Hildebrand)  Vermögenssteuer  u.  Steuerverfass.  v.  Alt-Hessen  im  16.  u,  17. 
Jahrh.,  in  Hild.  Jahrb.  XXV,  297.  —  Carnap,  üb.  d.  Ursprung  d.  Steuern  in  Jülich, 
Berg  u.  s.  w..  Tüb.  Ztschr.  1858.  S.  348  (unselbständig). 

üeber  Sachsen:  Steuerbewill.  d.  Landstände  in  Kur-Sachsen  bis  Auf.  d.  18.  Jahrh. 
Tüb.  Ztschr.  1874  S.  395,  1875  S.  114.  (Sehr  breit,  aber  auch  lehr-  u.  inhaltsreich.) 
—  üeber  ältere  Steuerverhältnisse  in  Würtemberg,  Baiern,  Oesterreich  s.  d. 
Wagner  I,  46,  47,  48  gen.  Schriften.  —  üeber  Würtemb.  noch:  d.  directen  Steuern 
V.  Ertr.  u.  Eink.  v.  Riecke,  Würt.  Jahrb.  1S79  S.  77  ff.  üeber  die  älteren  Grund- 
steuern in  Oesterreich  sehr  kurz  Einiges  in  d.  Einleit.  S.  XI  fiP.  der  Tafeln  zur  Statistik 
des  Steuerwesens  im  österr.  Kaiserstaat.    Wien,  1858. 

Ueber  England  s.  auch  Gneist,  engl.  Verwalt.recht ,  u.  bes.  das  vorzügliche 
Werk  von  Vocke,  Gesch.  d.  Steuern  d.  brit.  Reichs,  Lpz.  1867.  —  üeber  Frank- 
reich u.  A.  noch  Vuitry,  6tudes  sur  le  r6gime  financ.  de  la  France  avant  la 
revol.    Par.  1878. 

Hieran  würde  sich  nun  noch  eine  Uebersicht  über  die  Literatur  des  gegen- 
wärtigen Steuerwesens  der  Culturstaaten  und  über  die  Steuergesetzgebung 
reihen  können.  Diese  Uebei-sicht  wird  aber  verschoben  auf  die  Vorbemerkung  zur 
speciellen  Steuerlehre,  für  welche  sie  von  besonderer  Wichtigkeit  ist.  Zum  Theil 
kann  aber  auch  schon  auf  die  allgemeine  bibliographische  Uebersicht  im  1.  Bande 
a.  a.  0.  verwiesen  werden. 


Einleitung,  besonders  Terminologie. 

I.  —  §.  329.  Begriff  der  Steuer,  i)  Die  Steuern  bilden 
nach  dem  Früheren  die  zweite  Hauptart  der  Auflagen.  Sie 
wurden  im  ersten  Bande,  mit  Rücksicht  auf  die  beiden  Zwecke, 
welchen  sie  dienen  können,  den  rein  finanziellen  und  den  social- 
poli tischen  Zweck,  als  Zwangsbeiträge  der  Einzelwirthschaften 
theils  zur  Deckung  der  allgemeinen  Staats-,  bez.  der  „öffent- 
lichen" Ausgaben  (wenn  die  anderen  Zwangsgemein wirthschaften 


')  Vgl.  Rau,  Flu.  I.  §.  247,  5.  Aufl. 
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neben  dem  Staate  gleich  hier  bei  der  Begriti'sbestimraung  mit  berücii- 
sichtigt  werden),  theils  zur  Herbeiführung  einer  veränderten  Ver- 
th ei  hing  des  Volkseinkommens  bezeichnet.-) 

Selbst  wenn  der  socialpolitische  Zweck  nicht  ausdrücklich 
beabsichtigt  oder  nicht  klar  erkannt  wird,  so  haben  die  Steuern 
wenigstens  thatsächlich  sehr  oft  eine  solche  socialpolitische  Wirkung 
für  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens.  ]Mit  Rücksicht  darauf  ist 
es  angemessen,  von  vornherein  bei  der  Besteuerung  die  rein  finan- 
zielle und  die  socialpolitische  Seite  zu  unterscheiden.  Die  grund- 
sätzliche Berechtigung  einer  Einwirkung  der  Besteuerung  auf  die 
^'ertheilung  des  Volkseinkommens,  bez.  des  Volksvermögens  ist 
im  ersten  Bande  bereits  hervorgehoben  worden  und  wird  im  weiteren 
Verlauf  noch  mehrfach  berührt  werden.  Auch  wenn  diese  Berech- 
tigung, insbesondere  in  der  zu  befürwortenden  Richtung  einer 
günstigeren  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens 
nach  Unten  £u,  aber  bestritten  wird,  muss  man  sich  über  die 
bezügliche  Wirkung  vieler  Steuern  nicht  täuschen,  wie  namentlich 
gewisser  Erbschafts-  und  Verkehrssteuern,  eines  gewissen  Steuerfusses 
bei  Einkommen-  und  Vermögensteuern.  Solche  Steuern  sind  daher 
stets  zugleich  mit  nach  diesen  Wirkungen  zu  beurtheilen  und 
eventuell  eben  wegen  derselben  folgerichtig  zu  verwerfen.  Geschieht 
dies  in  Theorie  und  Praxis  gleichwohl  nicht,  so  bewegt  man  sich 
in  inneren  Widersprüchen  oder  gesteht  implicite  doch  die  Berech- 
tigung einer  solchen  socialpolitischen  Wirkung  der  Steuern  mit  zu. 

Die  richtige  Auffassung  der  Besteuerung  hängt  ferner  von  der 
scharfen  grundsätzlichen  Unterscheidung  zwischen  Steuern 
und  Gebühren  ab.  Hierfür  ist  jetzt  ganz  auf  Früheres  zu  ver- 
weisen, theils  auf  die  kurze  allgemeine  Characteristik  dieser  beiden 
Arten  von  Auflagen  im  1.  Bande  ^),  theils  auf  das  vorausgehende 
Kapitel  von  den  Gebühren.  Als  Ausgangspunkt  und  Richtschnur 
für  alles  Weitere  kann  folgender  Hauptsatz  in  der  früheren  Fassung 
dienen :  „das  Unterscheidungsmerkmal  zwischen  Gebühren  und 
Steuern  liegt  in  dem  Moment  der  speci eilen  Entgeltlichkeit  und 
Kostendeckung  b  e  sonder  er  Staats-  (bez.  „öffentlicher")  Leistungen 


-)  Wagner,  Fin.  I,  §.  143;  Erweiterung  der  Begrilfsbestimmung  gegen  Kau- 
Wagner,  Fin.  I,  §.  IDß,  mit  EUcksicht  auf  den  socialpolit.  Zweck,  den  die  Besteuerung 
gleichzeitig  verfolgen  kann,  s.  Wagner,  Fin.  I,  §.  20.  Vgl.  v.  Ihering,  Zweck  im 
Recht,  I,  520. 

^  Eau -Wagner,  Fin.  I,  §.  05  ff.  und  106  ff.;  Wagner,  Fin.  I,  §.  137  ff., 
Wi  ff. 
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and  der  generellen  Entgeltliclikeit  und  Kostendeckung  der  all- 
gemeinen sonstigen  Staatsleistungen.'' *j 

Die  Lehre  von  den  Steuern  zerfällt  nach  einem  einfachen, 
keiner  näheren  Begründung  bedürftigen  Princip  in  einen  all- 
gemeinen und  einen  speciellen  Theil.  Im  ersten  sind  die  den 
einzelnen  Steuern  wesentlich  gemeinsamen  Puncte  zu  behandeln. 
Dieselben  lassen  sich  in  folgende  vier  Gruppen  bringen,  denen 
die  vier  Hauptabschnitte  der  ersten  Abtheilung  dieses  Kapitels 
gewidmet  sind: 

1)  Princip,  Wesen  und  Entwicklung  der  Besteuerung 
überhaupt ; 

2)  Die  obersten  Grundsätze  der  Besteuerung; 

3)  Das  Steuersystem  und  die  Hauptarten  der  Besteuerung 
sowie  die  Entwicklung  dieser  Steuerarten; 

4)  Die   allgemeinen   Grundsätze  der  Steuerverwaltung. 
Daran  reiht  sich  in  der  zweiten  Abtheilung  dieses  Kapitels  die 

specielle  Steuerlehre,  d.  h.  die  Lehre  von  der  Durchführung  der 
Besteuerung  im  Einzelnen  und  von  den  einzelnen  Steuern.^) 


*)  In  den  beiden  gen.  Auflagen  bez.  §.  106  u.  §.  143. 

^)  Diese  Systematik  weicht  von  Kau  (dessen  fünfte  Aufl.  im  Folgenden  regel- 
mässig gemeint  ist)  wesentlich  ab.  Doch  hat  auch  er  die  Lehre  von  den  Steuern 
nach  demselben  Gesichtspunct.  wie  ich  hier,  in  zwei  Abtheilungen  gebracht.  Die 
ganze  Lehre  bildet  bei  ihm  den  4.  Abschnitt  des  2.  Buchs  von  den  „Staatseinkünften" 
und  zerfällt  in  die  l.Abth.  ..das  Steuerwesen  im  Allgemeinen",  §.247 — 262,  —  der 
Schliiss  des  1.  Bands  der  Finanzwiss.  — ,  und  in  die  2.  Abth.  „die  einzelnen  Arten 
von  Steuern",  §.  297  —  462,  die  erste  grössere  Hälfte  des  2.  Bands  des  Werks.  In 
der  1.  Abth.  behandelt  Rau  nach  einer  sehr  kurzen  Einleitung  die  allgemeine  Steuer- 
lehre in  4  Hauptstücken:  Entwicklung  der  obersten  Besteuerungsgrundsätze  §.  250 
bis  267,  die  volkswirthschaftl.  ^^'irkungen  der  Steuern  (namentlich  von  d.  Ueberwälzung) 
§.  26S — 27.5,  Einrichtung  des  Steuerwesens  (Zusammenhang  u.  Ausführung  d.  Steuern) 
§.  276 — 290,  endlich  Eintheilung  der  Steuern  §.  291 — 296.  Bei  Kau  wie  bei  allen 
Aelteren  treten,  wie  in  d.  Vorbem.  oben  S.  141  fl'.  näher  ausgeführt  wurde,  die  ,.allge- 
meinen  Lehren"  hinter  die  speciellen  sehr  zurück,  weil  der  privatwirthschaftliche  und 
technische,  hier  besonders  der  steuertechnische  Standpunct  die  Erörterung  ganz  be- 
herrscht. Der  Zusammenhang  mit  den  Fragen  der  volkswirthschaftl.  Organisation  und 
mit  dem  ganzen  Volks-  und  Staatslcben  wird  dabei  zu  wenig,  oft  überhaupt  kaum 
verfolgt.  Von  meinem  in  der  „Grundlegung"  und  im  1.  Bande  der  Fin.  entwickelten 
Standpuncte  aus  ist  dies  ein  Fehler.  Aucli  für  die  Besteuerung  sind  in  der  „allge- 
meinen Lehre"  eine  Reihe  von  principiellen  Puncten  höchster  Bedeutung  zuerst 
zu  erörtern.  In  der  spec.  Lehre  handelt  es  sich  dann  mehr  nur  um  die  weitere  Aus- 
führung der  Untersuchung,  wie  die  festgestellten  Principien  im  Einzelnen  zu  ver- 
wirklichen sind.  Hier  ist  das  steuertechnische  Detail  die  Hauptsache.  Im  Unterschied 
von  Rau 's  Werk  wird  dalier  die  allgemeine  Steuerlehre  im  Folgenden  viel  umfang- 
reicher und  behandelt  eine  Menge  Puncte.  welche  Rau  noch  kaum  berührte  oder  doch 
nicht  im  Zusammenhang  mit  den  volkswirtlischaftlichen,  politischen,  socialen  Verhält- 
nissen und  mit  der  ganzen  geschichtl.  Entwicklung  des  Volks-  u.  Staatslcbens  brachte. 
Namentlich  die  Untersuchungen  des  folgenden  1.  Ilauptabschn.  der  1.  Abth.  fehlen 
daher  bei  Rau  fast  ganz,  bis  auf  ein  paar  einschlagende  Bemerkungen  in  seiner 
Einleitung  §.  247—249. 
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II.  —  $.  330.  Vorläufige  Feststellung  einiger  Haupt- 
punete  der  Terminologie.  Diese  steht  in  Theorie  und  Praxis 
nicht  endgiltig  lest  und  bietet  manche  Schwierigkeit,  weil  sie  mit 
den  Principien  der  Besteuerung  selbst  zusammenhängt.  In  späteren 
Abschnitten,  besonders  in  demjenigen  vom  Steuersystem  und  den 
Steuerarten,  wird  daher  auch  genauer  auf  einige  der  Controversen 
der  Terminologie  und  der  Classification  der  Steuern  einzugehen 
sein.  Es  ist  jedoch  unvermeidlich,  schon  hier  einige  Hauptpunkte 
der  Terminologie  vorläufig  festzustellen,  um  im  weiteren  Verlauf 
von  bestimmten  technischen  Ausdrücken  Gebrauch  machen  zu 
können.  Zu  diesem  Zwecke  werden  hier  die  Begriffe  Steuer- 
quelle und  Bemessungsgrundlage;  dann  verschiedene 
technische  Ausdrücke  des  Steuerwesens  wie  Steuersubject, 
-Object,  -Einheit  oder -Fuss  und  damit  zusammenhängende;  endlich 
der  Begriff  „Steuersystem"  erläutert  und  werden  die  wichtigeren 
Einth eilungen  der  Steuern  vorgeführt  und  characterisirt. '^) 

A.  Steuerquelle  und  Bemessungs-  (Umlegungs-,  Ver- 
theilungs-,  auch  Veranlagungs-)  Grundlage  oder  Steuer- 
object  (in  diesem  Sinne)  s.  unten  §.  370  flf. 

Steuerquelle  ist  derjenige  Güter-  bez.  Werthbetrag,  aus  dem 
die  Steuer  reell  entrichtet  (gezahlt,  getragen),  Bemessungs== 
gruudlage  dagegen  die  Thatsache  bez.  das  Object,  nach  welchem 
die  Steuer  umgelegt  wird.  Steuerquelle  und  Bemessungsgrund- 
lage können  identisch  sein ,  sind  dies  aber  nicht  nothwendig. 
Ersteres  ist  z.  B.  der  Fall  bei  der  gewöhnlichen  Einkommensteuer, 
wogegen  bei  den  üblichen  Vermögenssteuern  zwar  das  Vermögen, 
bei  den  Verbrauchssteuern  der  Verbrauch  die  Bemessungsgrundlage, 
aber  das  Einkommen  die  Steuerquelle  ist. 

1)  Ausdrücke  wie  „Vermögenssteuer",  „Kapitalsteuer"  haben 
daher  eine  wohl  zu  unterscheidende  Do ppelbedeutung:  sie  können 
ebensowohl  Steuern  bezeichnen,  bei  denen  das  Vermögen,  das 
Kapital  die  Steuerquelle,  als  die  Bemessungsgrundlage  ist.  Meistens 
bedeuten  sie  letzteres,  d.  h.  es  handelt  sich  um  nominelle 
(scheinbare)  Vermögens-  und  Kapitalsteuern,   die  nur  nach  dem 

*)  Vgl.  Ran,  I,  §.  254,  2S1  ff..  291  ff.,  mit  dem  ich  in  terminologischen  Puncten 
mehr  als  in  principiellen  tibereinstimme.  Stein,  4.  Aufl.  I,  4.'i3  ff.,  der  gerade  in 
der  Terminologie  oft  sehr  willkührlich  ist  und  unnöthig  von  der  bisherigen  abweicht. 
Beachtenswerth  auch  Hock,  Abgaben,  §.  14  u.  passim.  Eine  Auseinandersetzung 
mit  Stein  u.  A.  über  einzelne  technische  Bezeicliniingen  wird  absichtlich  auf  die 
späteren  Abschnitte  verschoben.  In  diesen  erfolgt  auch  die  Begründung  derjenigen 
terminologischen  Puncte,  welche  mit  der  Aufstellung  des  Steuersystems  in  Verbindung 
stehen. 
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Vermögen  aufgelegt,  aber  in  Wirklichkeit  Einkommensteuern  sind. 
Im  Unterschied  davon  lässt  sich  eine  Vermögens-  oder  Kapitals- 
steuer der  ersten  Art  als  eine  eigentliche  (wahre,  reelle) 
bezeichnen,  die  wirklich  aus  dem  Vermögen  einer  Person  u.  s.  w. 
entrichtet  wird,  dasselbe  vermindert.  Ob  eine  nominelle  Ver- 
mögenssteuer zu  einer  reellen  oder  eine  Einkommensteuer  zu  einer 
eigentlichen  Vermögenssteuer  wird,  hängt  öfters  von  der  speciellen 
Art  der  Steuer  und  von  der  Erhebungsart  (z.  B.  bei  Erbschafts- 
steuern, Besitzwechselabgaben),  ferner  namentlich  von  der  Höhe 
des  Steuersatzes  ab.  Für  die  richtige  endgiltige  Rubricirung  einer 
solchen  Steuer  ist  die  thatsächliche  Wirkung,  nicht  die 
Voraussicht  oder  Absicht  des  Gesetzgebers  massgebend. 

2)  Mehrfach  ist  hier  auch  wieder  die  strenge  Scheidung  des 
Volks-,  und  des  einzel-,  bez.  privatwirthschaftlichen  Stand- 
puncts  zur  richtigen  Beurtheilung  des  Wesens  von  Steuern  gleichen 
Namens  geboten,  so  besonders  bei  den  Vermögens-  und  Kapital- 
steuern. Eine  solche  Steuer  kann  einzel  -  oder  privatwirthschaftlich 
vielleicht  eine  reelle  Vermögenssteuer  sein,  welche  aus  dem  Ver- 
mögen einer  Person  entrichtet  wird:  so  die  meisten  Erbschafts- 
steuern, manche,  besonders  sehr  hohe  Besitzwechselabgaben  z.  B. 
bei  Verkäufen  von  Grundeigenthum.  Damit  ist  diese  Steuer  aber 
noch  nicht  noth wendig  eine  eigentliche  Vermögenssteuer  imvolks- 
wirthschaftlichen  Sinne,  welche  zugleich  das  gesammte  Volksver- 
mögen vermindert.  Sie  überträgt  vielmehr  möglicher  Weise  nur 
Vermögen  von  einer  Wlrthschaft  an  andere,  direct  oder  indirect. 
So  kann  die  Wirkung  von  Erbschaftssteuern  sein,  wenn  ihr  Ertrag 
dem  Staat  oder  der  Gemeinde  zu  Kapitalanlagen  dient  oder  all- 
gemein, wenn  eine  solche  oder  ähnliche  Steuer  nur  zur  Erleichterung 
der  Steuerlast  Dritter,  z.  B.  Aermerer,  führt  und  von  diesen  ver- 
hältnissmässig  mehr  eigenes  Kapital  erspart  wird. 

B.  —  §.  331.  Verschiedene  technische  Ausdrücke 
des  Steuerwesens.    S.  bes.  unten  Hauptabschu.  4  d.  1.  Abtheil. 

1)  Steuersubject  oder  Steuerpflichtiger  ist  diejenige 
Person,  von  welcher  rechtlich  die  Steuer  zu  zahlen  ist.  Im 
Gegensatz  dazu  ist  Steuerobj  ec  t,  in  einem  dem  im  vorigen  §. 
erwähnten  ähnlichen,  aber  nicht  gleichen  Sinne,  der  Umstand, 
dessentwegen  und  insbesondere  die  Sache,  für  welche 
(wegen  des  Besitzes,  Verbrauchs  derselben  u.  s.  w.)  die  Steuer 
zu  zahlen  ist,  z.  B.  der  „Einkommenbezug^^,  der  „Vermögensbesitz", 
das  llau8,  das  Grundstück,  der  Hund,  die  und  die  einzelne  Waare. 
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2)  :Steuer  z  a  b  1  e  r  ist  der,  welcher  als  Öteuersubject  die  Steuer 
zuerst  entrichtet  oder  auslegt,  also  im  Normalfall  der  Geld- 
steuer sie  aus  seiner  Kasse  bestreitet;  Steuerträger  der,  welcher 
sie  endgiltig  aus  seinem  Eink  ommen  oder  Vermögen  deckt. 
Steuerzahler  und  Steuerträger  können  identisch  sein  und  sollen 
das  mitunter  nach  der  Absicht  oder  wenigstens  nach  der  Voraus- 
sicht des  Gesetzgebers,  wie  bei  den  unten  zu  erwähnenden  sogen, 
„directen"  Steuern  (§.  338,  388)  auch  sein.  Sie  können  und 
sollen  eventuell  aber  auch  verschieden  sein,  wie  bei  den  sogen- 
„indirecten"  Steuern.  Verkehrsprocesse,  welche  man  als 
„Ueberwälzung"  zusammeufasst  (i?.  382  ff.)  bewirken,  dass 
vielfach   der  Steuerträger  ein   anderer   als   der  Steuerzahler  wird. 

3)  Steuereinheit  ist  das  einzelne  Steuerobject  nach  Zahl, 
Maass,  Gewicht  u.  s.  w.  bestimmt,  nach  welchem  die  Steuer  be- 
messen wird,  z.  B.  der  „Kopf,  oder  der  „männliche  Kopf,  oder 
der  „Kopf  des  und  des  Alters",  oder  die  „Familie",  wonach  Kopf- 
und  Familiensteuern;  „ein"  Gewerbebetrieb,  „ein  Hundert"  Ertrag 
von  Grundstücken,  Häusern,  Gewerben,  vom  Einkommen,  vom 
Vermögenswerth,  nach  welchen  Ertrags-,  Einkommen-,  Vermögens- 
steuern; ,,ein  Eimer"  Maische,  nach  dem  Branntweinsteuern;  „ein 
Centner"  Gewicht,  nach  dem  Zölle  und  Accisen;  „ein"  Contract, 
Vollmacht,  Urkunde,  wonach  Verkehrssteuern  in  Stempelform  be- 
messen werden. 

Steuersatz  ist  dann  der  Betrag,  welcher  von  der  Steuereinheit 
als  Steuer  erhoben  wird,  z.  B.  2  Rubel  vom  Kopf,  4  vom  Hundert 
des  Hausertrags,  3  vom  Hundert  des  Einkommens,  1  Thaler  von 
einer  Vollmacht,  20  Mark  vom  Ceutner  Kaffee  u.  s.  w.  Mit  dem 
Begriff  des  Steuersatzes  ist  eigentlich  der  des  Steuer fuss es  gleich- 
bedeutend. Doch  wird  letzterer  Ausdruck  auch  wohl  auf  die  Fälle 
beschränkt,  wo  die  Steuereinheit  in  einem  Geldwerthbetrag, 
wie  bei  Einkommen-,  allgemeinen  Vermögens-,  den  meisten  Ertrags- 
steuern, auch  vielen  Verkehrssteuern  besteht,  im  Unterschied  von 
den  Fällen,  wo  die  Steuereinheit  eine  Person  selbst  oder  ein 
Geschäftsbetrieb  oder  eine  Sache  ist  und  wo  man  dann  nur  vom 
Steuersatz  spricht. 

4)  Steuer  kataster  nennt  man  insbesondere  bei  den  sogen. 
Real  steuern  des  Ertragssteuersystems  die  amtlichen  Sammlungen 
der  Thatsachen  zur  Feststellung  der  Steuersubjecte  und  -objecte 
sowie  zur  Ermittlung  der  individuellen  Steuerschuldigkeiten  der 
einzelnen  Steuerpflichtigen.   So  spricht  man  namentlich  von  Grund-, 
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Gebäude-,  Gewerbesteuer -Kataster.  Analog  lässt  sich  aber  auch 
bei  anderen  directen  Steuern,  z.  B.  den  Leihzins-,  Vermögens-, 
den  Luxussteuern,  selbst  bei  gewissen  indirecten  Verbrauchssteuern, 
nemlich  bei  denjenigen,  welche  sich  an  den  Betrieb  eines  inländischen 
Unternehmens  knüpfen,  von  Steuerkatastern  reden. 

5)  Steuerrollen  oder  Steuerlisten  sind  die  namens  weisen 
amtlichen  Verzeichnisse  der  Steuersubjecte  mit  Angabe  des  schul- 
digen Steuerbetrags  eines  Jeden.  Sie  kommen  speciell  bei  den 
sogen,  directen  Steuern  vor,  ergeben  sich  bei  manchen  davon  als 
Auszüge  aus  den  Katastern,  werden  aber  auch  wohl  selbständig, 
z.  B.  für  Kopf-,  Einkommensteuern  aufgestellt. 

6)  Steuertarife  sind  die  amtlichen  Verzeichnisse  der  Steuer- 
einheiten und  Steuersätze  immer  je  für  eine  Reihe  einzelner  Steuer- 
objecte,  welche  zu  einer  bestimmten  Steuergattung  gehören.  Sie 
finden  sich  speciell  bei  den  sogen,  indirecten  Verbrauchssteuern. 
So  die  Zolltarife,  mit  der  Gliederung  in  Ein-,  Aus-  und  Durch- 
fuhrtarif; die  städtischen  Thors  teuer  tarife,  die  Verkehrs  steuer- 
tarife,  die  Stempel  tarife,  wie  anderseits  die  verschiedenen  Ge- 
bührentarife, z.  B.  für  Leistungen  der  Post,  Telegraphie,  der 
Gerichts-  und  Verwaltungsbehörden  u.  s.  w. 

Zahlreiche  weitere  technische  Ausdrücke  des  Steuerwesens 
beziehen  sich  mehr  auf  Einzelheiten  der  Steuerverwaltung  und 
können  hier  noch  tibergangen  werden.  Dartiber  wie  auch  über 
Fragen,  welche  sich  an  die  erläuterten  Begritfe  anschliessen. 
Näheres  im  4.  Hauptabschnitte  der  1.  Abtheilung  dieses  Kapitels. 

C.  —  §.  332.  Steuersystem  und  Steuerarten. 

Ersteres  bezeichnet  den  Inbegriff  der  verschiedenen  Steuern, 
durch  welche  die  Besteuerung  im  erforderlichen  Umfang,  daher 
mit  dem  gebotenen  Gesammtertrage ,  unter  Berücksichtigung 
der  obersten  Besteuerungsgrundsätze  durchgeführt  wird  oder 
werden  soll. 

Die  einzelnen  Steuern  bilden  nach  gewissen  gemeinsamen 
Merkmalen  Steuer  arten  oder  -Gattungen  oder  Steuerkate- 
gorieen.  Man  kann  hierbei  drei  Eintheilungsprincipien  benutzen: 
nach  der  verschiedenen  Steuerquelle,  der  verschiedenen  Be- 
messungsgrundlage und   der  verschiedenen  Erhebungsart. 

1)  Nach  der  (einzelwirthschaftlichen)  St  euer  quelle  sind 
Vermögens-,  bez.  Kapital-  und  Einkommensteuern  zu  unter- 
scheiden. Zu  letzteren  gehören  hier,  wenigstens  nach  ihrer  meistens 
beabsichtigten   und   gewöhnlich   auch  allein  eintretenden  Wirkung, 
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ausser  deu  den  Namen  Einkooimeusteuern  führenden  Steuern  die 
unten  erwähnten  sogen.  Ertrags-,  Verbrauchs-  und  die  meisten 
Verkehrssteuern. 

Die  im  Folgenden  dargelegte  Eintheiluug  der  Vermögens- 
und Kapitalsteueru  nach  dem  Ursprung  und  Umfang  der  besteuerten 
Wertlibeträge  lässt  sich  auch  auf  die  eigentlichen  Vermögens- 
steuern, bei  denen  das  Vermögen  die  Öteuerquelle  ist,  anwenden. 

§.  333.  —  2)  Nach  der  Bemessungsgrundlage  sind  ver- 
schiedene Eintheilungen  der  Steuern  möglich,  insbesondere:  a)  Ver- 
mögens- (Kapital-)  und  Einkommensteuern;  b)  Erwerbs-, 
Besitz-  und  Gebrauchssteuern;  c)  Personal-  und  Real- 
steuern; d)  Schätzungen  und  Verbrauchssteuern;  e)  all- 
gemeine oder  eigentliche  Ertrags-,  specielle  Ertrags- 
oder Verkehrs-  und  Einkommensteuern.  Mehrfach  sind  diese 
Eintheilungen  mit  einander  zu  combiniren  oder  gehen  selbst  in 
einander  über,  wie  die  unter  Chittre  b  und  d  genannten  Steuerarteu. 

a)  Vermögens-  und  Einkommensteuern. 

Die  hierher  gehörigen  Vermögenssteuern  sind  die  nominellen. 
Bei  ihnen  dient  der  Besitz  einer  Person  au  Werthobjecten  als 
Bemessungsgrundlage  der  Besteuerung:  insofern  gehören  sie  auch 
zu  den  in  §.  334  genannten  Besitzsteuern.  Einkommensteuern  im 
gegensätzlichen  Sinne  zu  Vermögenssteuern  sind  dann  solche 
Steuern,  bei  denen  das  irgend  wie  ermittelte  Einkommen  (der 
Erwerb)  oder  Thatsachen,  aus  welchen  auf  das  Einkommen  rück- 
geschlossen wird,  die  Bemessungsgrundlage  bilden.  Hier  handelt 
es  sich  daher  wesentlich  um  die  in  §.  334  besprochenen  Erwerbs- 
und Gebrauchssteuern. 

Je  nach  dem  Ursprung  der  bezüglichen  Werthbeträge  und 
nach  dem  Umfang  der  Besteuerung  ergiebt  sich  für  die  (nomi- 
nellen wie  reellen)  Vermögenssteuern  weiter   folgende  Eintheilung: 

a)  Die  Steuer  kann,  was  den  Ursprung  des  Besitzes  anlangt, 
sich  richten,  einmal  nach  dem  „normalen"  Werthbetrag,  den  eine 
Person  aus  ihrem  selbst  erworbenen  Einkommen  in  ihrem  Ver- 
mögens- bez.  Kapitalbesitz  ,, anlegte";  oder  zweitens  allein 
oder  mit  nach  demjenigen  "Werthbetrag ,  der  zu  diesem  Besitz 
ohne  ihre  persönliche  Leistung  „zufällig"  hinzugewachsen 
ist.     Im  letzteren  Fall  entstehen  Steuern 

aa)  auf  den  Werthzuwachs  aus  „Conjuncturengewinnsten"(Grund- 
eigenthumlj,  sowie  aus  reinen  Spielgewinnsten  (Lotterie)  {§.  462  ff.). 

bb)  auf  den  Anfall  aus  Erbschaft,  Legat,  Geschenk  (§.  468). 


158  S-  E-    2.  K.   Besteuerung.  Terminologie.   §.  333,  334. 

ß)  Nach  dem  Umfang  sind  zu  unterscheiden: 

aa)  Allgemeine  Vermögenssteuern,  welche  das  gesammte, 
wie  immer  beschattene  Vermögen  einer  Person  (Gebrauchsvermögen, 
insbesondere  Nutzvermögen,  wie  Kapital,  Immobil-  wie  Mobilver- 
mögen) treften  (§.  473),  und 

bb)  partielle  Vermögenssteuern,  welche  eine  bestimmte  Kate- 
gorie des  Vermögens  einer  Person  oder  selbst  nur  Theile  einer 
solchen  Kategorie,  z.  B.  nur  das  Kapital  oder  nur  das  Nutzver- 
mögen, nur  das  Immobil-  oder  nur  das  Mobilvermögen  oder  gewisse 
Bestandtheiie  jeder  dieser  Gattungen  belasten.  Einzelne  der  sogen. 
Luxussteuern,  z.  ß.  auf  den  Besitz  von  Wagen,  Gold-  und  Silber- 
geschirr u.  dgl.  sind  Beispiele  von  ganz  speciellen  partiellen  Ver- 
mögenssteuern (§,  474  if.), 

§.  334.  —  b)  Erwerbs-,  Besitz-  und  Gebrauchssteuern. 
Diese  Eintheilung  der  gesammten  Steuern  wird  in  der  späteren 
Untersuchung  über  die  finanzwissenschaftliche  Bildung  des  Steuer- 
systems genauer  erörtert  werden  (§.  438  ff.).  Sie  ist  in  dieser  Weise 
ungewöhnlich,  möchte  aber  für  die  Fragen  des  Steuersystems  be- 
sonders passend  sein. 

Auch  diese  Unterscheidung  ist  eine  solche  nach  der  Be- 
messungsgrundlage (§.330).  Erwerbs  steuern  in  diesem  all- 
gemeinsten Sinne  (im  engern  Sinne  kommt  der  Ausdruck  mehr- 
fach in  Theorie  und  Praxis  vor,  z.  B.  für  verallgemeinerte  Gewerbe- 
steuern, Einkommensteuern)  sind  Steuern,  welche  das  Einkommen 
und  Vermögen  eines  zu  Besteuernden  im  Erwerb,  d.  h.  in  der 
technisch -ökonomischen  und  rechtlichen  Entstehung  bei  ihm, 
als  „sein''  Einkommen  oder  Vermögen,  aufsuchen.  Besitz  steuern 
sind  diejenigen,  welche  das  Einkommen  oder  Vermögen  des  Einzel- 
nen in  dessen  Besitz  verfolgen.  Gebrauchs  steuern  endlich 
sind  Steuern,  welche  sich  an  den  Gebrauch  von  Einkommen 
oder  Vermögen  oder  Theilen  davon  anknüpfen,  daher  namentlich 
bei  der  Verausgabung  von  Einkommen  (im  arbeitstheiligen 
Verkehr),  bez.  beim  „Verbrauch"  und  bei  der  Benutzung  von 
Vermögensobjecten  Seitens  einer  Person  vorkommen.  Practisch 
und  theoretisch  am  Wichtigsten  ist  die  erste  und  zweite  Gattung. 

«)  Die  Erwerbs  steuern  zerfallen  in  diejenigen  auf  den 
berufsmässigen  Erwerb,  auf  den  B'.rwerb  durch  einzelne  Acte 
oder  Kechtsgeschäfte  und  auf  den  Erwerb  durch  Anfall 
(wie  Erbschaft,  Geschenk)  und  durch  Werthzuwachs  ohne 
eigene  wirthschaftliche  Leistung  des  Erwerbers  (§.  441  ff".). 
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aa)  Die  Steuern  aul  eleu  berufsniässigeu  Erwerb  sind  wieder 
entweder  Subject-  oder  Obj  ect steuern.  Jene  knüpfen  sich  an 
die  Person  des  Erwerbers,  welche  Einkommen,  Ertrüge,  Vermögen 
in  sich  als  in  der  Kechtspersöulichkeit  zusauunent'asst.  Dahin 
gehören  namentlich  Kopf-,  Familien-,  allgemeine  Vermögens-, 
besonders  die  nominellen  sogen.  ,, Einkommensteuern''.  Die  Object- 
steuern  halten  sich  an  die  Erträge  gebenden  oder  doch  Ertrags- 
fähigkeit besitzenden  Obj  ecte  als  solche,  ohne  nähere  Rück- 
sicht auf  die  die  Erträge  mit  bewirkende  und  sie  beziehende  Person. 
Solche  Steuern  sind  die  unten  genannten  „Ertragssteuern.''  Diese 
Subject-  und  Objectsteuern  bilden  einen  Haupttheil  der  in  §.  336 
besprochenen  sog.  „Schätzungen",  und,  wegen  ihrer  üblichen, 
übrigens  nicht  allein  vorkommenden  Erhebungsform,  der  sogen. 
„directen"  Steuern  (§.  338,  442  ff.). 

bb)  Die  Steuern  auf  den  Erwerb  durch  einzelne  Acte 
oder  durch  die  bezüglichen  Rechtsgeschäfte  im  Verkehr  kann 
man  mit  Stein  (übrigens  nicht  ganz  in  demselben  Umfang  und 
nicht  mit  ganz  derselben  Begründung  wie  er)  Verkehrs  steuern 
nennen.  Sie  werden  vielfach,  wie  gewisse  Gebühren,  in  Stempel- 
form erhoben,  denn  der  Stempel  ist  keine  Steuerart,  sondern 
eine  Steuer-  und  Gebühren erhebungs form  (§.  320),  verbinden 
sich  auch  öfters,  im  einzelnen  Fall  untrennbar,  mit  Gebühren.  Sie 
werden  gewöhnlich  zu  den  „indirecten"  Steuern  gerechnet, 
meistens  mit  Unrecht,  da  sie  vielmehr  in  der  Regel  „dir ecte" 
sind,  d.  h.  den  Steuerzahler  auch  als  Steuerträger  treffen  oder 
doch  treffen  sollen.  Sie  haben  nur  auf  der  anderen  Seite  mit  den 
sog.  Verbrauchssteuern  darin  eine  Aehnlichkeit ,  dass  sie  nur  in 
Folge  bestimmter,  mehr  oder  weniger  vom  Willen  einer  Person 
abhängiger  Handlungen  oder  Vorgänge  im  Verkehr  eintreten.  S.  u. 
§.  337,  4.53  ff. 

cc)  Die  Steuern  auf  den  Erwerb  durch  Anfall  und  durch 
einen  vom  P>etreffenden  ökonomisch  nicht  „verdienten"  W erth - 
Zuwachs  sind  Steuern  auf  Spielgewinnste,  auf  Erbschaften 
und  Geschenke  und  auf  den  speculativ  erstrebten  oder  ganz 
zufälligen  Conjuncturengewinu.  Die  betreffenden  Steuern  ge- 
hören als  selbständige  Steuern  zu  den  directen  und  meist 
zu  den  Schätzungen.     S.  u.  §.  459  ff. 

ß)  Die  Besitzsteuern  können  auch  als  Formen  der  vorher- 
gehenden Steuergattung  vorkommen.  Es  gehören  von  selbständigen 
Steuern    dahin:    allgemeine   Vermögenssteuern,    partielle 
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Vermögenssteuern  von  Katego rieen  von  Vermögensobjecteu 
und  Steuern  von  einzelnen  Objeeten  des  Nutz  Vermögens,  wie 
die  sogen,  directen  L u x u s steuern ,  die  anderseits  wieder  Ge- 
brauch ssteuern  sind.  Alle  diese  Steuern  sind  gewöhnlich  directe 
Steuern  und  zum  Theil  Schätzungen.     S.  u.  §.  471  flf. 

y)  Die  Gebrauchs  steuern  zerfallen  in  die  Verbrauchs- 
steuern von  einzelnen  sachlichen  Consumptibilien  und 
in  die  Steuern  von  Nutzungen  des  Nutz  Vermögens,  bez.  einzelner 
Objecte  desselben,  sowie  von  gewissen  persönlichen  Genüssen. 
Die  Verbrauchssteuern  sind  meistens  die  practisch  wichtigste  Steuer- 
gattung der  modernen  Staatsbesteuerung  geworden.  Sie  sind  es, 
welche  man  häufig  schlechtweg  als  „in directe''  Steuern  bezeichnet 
(§.  338),  weil  sie  im  heutigen  Verkehr  gewöhnlich,  aber  nicht  aus- 
schliesslich, indirect  erhoben  werden.  Sie  sind  den  Schätzungen 
gegenüber  zu  stellen.  Die  Nutzungssteuern  sind  auch  Gebrauchs- 
steuern, werden  aber  regelmässig  direct  erhoben  und  erscheinen 
zugleich  als  Besitzsteuern  und  als  Schätzungen.   S.  u.  §.  476  ff. 

Einige  weitere  Bemerkungen  über  die  Erwerbs-,  Besitz-  und 
Gebrauchssteuern  schon  in  §.  336, 337,  eingehend  darüber  in  §.  440  ff". 

§.  335.  —  c)  Personal-  und  Realsteuern. 

a)  Ganz  allgemein  genommen  bezeichnen  beide  Ausdrücke 
ziemlich  dasselbe  wie  die  im  vor.  §.  erwähnten  Subject-  und 
Objectsteuern:  Personal  steuern  sind  solche,  welche  sich  nach 
persönlichen  Verhältnissen  des  Steuerpflichtigen  oder  nach  Ein- 
kommen- und  Vermögens  Verhältnissen,  welche  in  ihm  („sub- 
jectiv")  zusammengefasst  werden,  richten;  Realsteuern  da 
gegen  solche,  welche  sich  an  die  vom  berechtigten  Individuum 
getrennt  betrachteten  („objectivirten'')  Vermögensverhält- 
nisse knüpfen.  Personalsteuern  sind  daher  die  Kopfsteuern,  die 
Familiensteuern  (auch  wohl  reine  Pcrsonalsteuern  genannt,  wenn 
auf  Vermögenslage,  Art,  Grösse  des  Einkommens  dabei  gar  keine 
Rücksicht  genommen  wird).  Personalsteuern  in  diesem  Sinne  sind 
aber  auch  die  allgemeinen  Einkommen-  und  Vermögenssteuern, 
welche  nach  einer  auf  genereller  Abschätzung  oder  Selbstangabe 
beruhenden  Bemessung  des  gesammten  Einkommens  oder  Vermögens 
einer  Person  aufgelegt  werden.  Realsteuern  dagegen  sind  Steuern, 
welche,  ohne  Rücksicht  auf  die  sonstigen  persönlichen  Verhältnisse 
des  Eigen thUmers,  auf  Vermögensobjecte  als  solche  gelegt  werden, 
z.  B.  auf  den  Grund  und  Boden,  die  Gebäude,  auf  Theile  der 
beweglichen   Productionsmittel   (des  Kapitals),  des  Nutzvermögens 
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iiiul  nach  Anzahl,  Umfang,  Werth  u.  s.  w.  dieser  Objecte  bemessen 
werden. 

^)  In  verwandtem,  aber  etwas  speciellereni  und  noch  mehr 
änsserlichem  Sinne  nennt  man  auch  einige  besondere  Steuern, 
uemlich  die  Grund-  und  Haussteuer,  mitunter  aitch  die  Gewerbe- 
steuer Real  steuern,  zum  Unterschied  von  Lohn-,  Besoldungs- 
steuern und  den  verschiedeneu  Formen  der  Einkommensteuern, 
als  den  Personalsteuern.  Diese,  übrigens  nicht  feststehende  und 
für  die  Gewerbesteuer  auch  nicht  ganz  zutreffende  Terminologie 
wird  u,  A.  bei  den  einzelnen  Steuern  des  hernach  zu  erwähnenden 
I  modernen)  Ertragssteuersystems  gebraucht. 

§.  336.  —  d)  Schätzungen  und  Verbrauchssteuern. 
Diese  schon  in  §.  334  nach  einer  Seite  behandelten  Steuern  ver- 
langen noch  eine  andere  vorläufige  Erörterung  zur  Characteristik 
ihres  Wesens  und  ihrer  Erscheinungsformen. 

«)  Unter  dem  etwas  alterthümlichen ,  im  heutigen  Sprachge- 
brauch selten  gewordenen,  aber  ganz  guten  Namen  „Schätzungen'' 
kann  man  mit  Rau  (I,  §.  292)  diejenigen  Steuern  zusammenfassen, 
welche  bestimmten  einzelnen  Personen  aufgelegt  werden  auf 
Gruud  bestimmter  Thatsachen  ihrer  individuellenLebens-, 
Besitz-  und  Erwerbsverhältnisse  und  der  in  diesen  That- 
sachen sich  äussernden  Steuerfähigkeit.  Nach  Thatsachen 
der  Lebensverhältnisse  ergeben  sich  allgemeine  oder  partielle  Kopf- 
steuern (z.  B.  bloss  für  die  männliche  oder  für  die  Bevölkerung 
über  einem  gewissen  Alterj,  Familien-,  Herdsteueru,  reine  Personal- 
steuern. Nach  Thatsachen  des  Besitzes  oder  Erwerbs,  Einkommens 
u.  s.  w.  werden  Schätzungen  unter  dem  besonderen  Namen  von 
allgemeinen  und  partiellen  Vermögens-,  Kapital-,  Grund-,  Haus-, 
Gewerbe-,  Ertrags-,  Einkommen-,  Erbschaftssteuern  aufgelegt.  In 
vielen  der  letzten  Fälle  knüpft  die  Besteuerung  an  den  Process 
des  Erwerbs  oder  der  Gewinnung  des  Einkommens,  der 
Production  des  einzelwirthschaftlichen  Reinertrags  an.  Mit  Rück- 
sicht darauf  lassen  sich  Schätzungen  dieser  Art  auch  wohl  wie  in 
§.  334  Erwerbs-  (allenfalls  auch Productions-)  Steuern  nennen, 
im  Gegensatz  zu  der  folgenden  Kategorie. 

ß)  Verbrauchssteuern  (auch  Verzehrungs-,  Consum- 
tions-,  Aufwands-,  Verwendungs steuern  genannt),  richtiger 
indessen  zunächst  noch  genereller  als  Gebrauchssteuern  zu  be- 
zeichnen, sind  nemlich  umgekehrt  Steuern,  welche  sich  an  den 
Process    der   Verwendung    oder   Benutzung   des   Vermögens 

A.  Wagnftr,  Fiuan/.wiäSf;us>:li:ift.     It.  11 


162  3.  B.    2.  K.   Besteuerung.   Terminologie.    §.  336,  337. 

für  Zwecke  der  Bedürfnissbefriedigung  und  namentlich  an  die 
Verausgabung  des  EinkommcDS  knüpfen.  Sie  treffen  dalier 
nicht  im  Voraus  bestimmte  einzelne  Personen,  sondern  jeden  Be- 
liebigen dann,  aber  auch  nur  dann,  wenn  er  eine  bestimmte 
Verwendung  oder  Benutzung  des  Vermögens  oder  eine  bestimmte 
Ausgabe  macht,  an  welche  das  Gesetz  eine  Steuer  anscbliesst. 
Wichtigere  Beispiele  sind:  die  Wohnungs-  (Mieth-)  Steuer  des 
Hausbewohners,  die  sogen.  Luxussteuern  für  einen  Besitz  oder  für 
eine  Einkommenverwendung,  welche  einen  gewissen  grösseren  oder 
aparten  Aufwand  darstellen  (Wagen-,  Schmuck-,  Hunde-,  Bedienten- 
steuern u.  dgl.  m.);  besonders  aber  die  im  engeren  Sinne  passend 
allein  sogenannten  Verbrauchssteuern  auf  Nahrungs-  und  Genuss- 
mittel, wie  Mehl,  Brot,  Fleisch,  Salz,  Getränke,  Tabak,  Zucker  und 
andere  Colonialwaaren ,  sowie  auf  einige  andere  Artikel,  auch  auf 
Roh-  und  Hilfsstoffe  zur  Verarbeitung,  wie  Brenn-  und  Baumaterial, 
auf  Artikel  für  höhere,  selbst  für  geistige  Bedürfnisse,  wie  Papier, 
Kaleuder  u.  v.  a.  m. 

In  einem  theils  gleichen,  theils  sehr  ähnlichen  gegensätzlichen 
Sinne  werden  öfters  in  der  Praxis,  im  populären  Sprachgebrauch 
und  auch  von  einzelnen  Theoretikern  statt  der  Ausdrücke  „Schätzun- 
gen" und  „Verbrauchssteuern"  die  Ausdrücke  „directe"  und  „in- 
d  i  r  e  c  t  e  "  Steuern  gebraucht.  Das  unterbleibt  aber  besser  (§.  338) 
und  wird  auch  nicht  genügend  dadurch  gerechtfertigt,  dass  die 
Schätzungen  zumeist  (aber  nicht  ausschliesslich)  nach  der  Er- 
hebungsart directe,  die  Verbrauchssteuern  gleichfalls  nur  zumeist 
indirecte  sind. 

§.  337.  —  e)  Ertrags-,  Verkehrs-  und  Einkommen- 
steuern. Auch  diese  schon  in  §.  334  berührte  Unterscheidung  ist 
hier  noch  etwas  weiter  zu  characterisiren. 

Die  Eintheilung  beruht  auf  der  Verschiedenheit  des  Ver- 
fahrens, welches  man  einschlägt,  um  die  Steuerschuldigkeiten 
richtig  zu  ermitteln,  d.  h.  verhältnissmässig  oder  den  Erwerbsver- 
hältnissen entsprechend. 

«)  Bei  den  (allgemeinen)  Ertragssteuern  geht  man  auf 
die  Hauptquellen  der  einzelwirthschaftlichen  Keinerträge  zurück 
und  sucht  im  Anschluss  an  diese  Quellen,  als  dieObjecte,  ohne 
Rücksicht  auf  das  wirthschaftende  Subject  und  dessen  specielle 
Thätigkeit,  jedesmal  den  Totalbctrag  des  Reinertrags  einer  solchen 
Quelle  in  einer  einzelnen  Wirthschaft  zu  ermitteln,  auf  mancherlei 
verschiedene,  in  der  modernen  Besteuerung  oft  auf  ausserordentlich 
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complicirte  Weise.  Wegen  dieses  Anschlusses  au  die  Objecte, 
welche  deu  Ertrag  gebeu,  kauu  man  diese  Steuern  auch  Object- 
steuern  nennen.  In  der  älteren  wie  in  der  modernen  Besteuerung 
geboren  namentlich  drei  solche  Steuern  hierher:  die  Grundsteuer 
(besonders,  aber  nicht  ausschliesslich,  von  landwirthschaftlich  be- 
nutztem Boden,  als  Theil  von  ihr  oder  auch  als  besondere  Steuer 
eine  Wald-,  eine  llausÜächen-,  auch  eine  Gefällsteuer  von  den 
Zeheut-  und.  ähnlichen  Gefällen  des  Grundherrn),  die  Gebäude- 
oder Haussteuer  des  Eigenthümers  (im  Unterschied  von  der 
Haus-  oder  Wohnungssteuer  des  Bewohners),  die  Gewerbe- 
steuer (woneben  auch  eine  besondere  Bergwerk-,  Actienge- 
sellschafts-,  Eisenbahnsteuer  vorkommt).  Ihnen  reiht  sich 
als  eine  vierte  allgemeine  Ertragssteuer  die  Leihzins  Steuer  (von 
der  Rente  verliehener  Kapitalien,  auch  im  engsten  Sinn  ,, Kapi- 
talsteuer" genannt),  ferner  mitunter  auch  eine  Arbeits  Steuer  auf 
den  Reinertrag  der  Arbeit  schlechtweg  (directeLohn-,  auch 
Besoldungssteuer)  an.  Doch  liegt  hier  der  Uebergang  zur  Ein- 
kommensteuer nahe  und  ist  die  Lohn-  und  Besoldungssteuer,  wie 
auch  die  Steuer  vom  Ertrage  der  Arbeit  in  selbständigen  liberalen 
Berufen  und  wie  die  Leihzinssteuer  öfters  nur  als  ein  Glied  der 
Einkommensteuer  vorhanden. 

fi]  Die  Verkehrs  steuern  (L.  Stein)  sind  den  eben  be- 
sprochenen Ertragssteuern  verwandt  und  können  neben  ihnen 
wohl  specielle  Ertragssteuern  genannt  werden.  Sie  suchen 
nemlich  ebenfalls  ohne  Rücksicht  auf  die  sonstige  Lage  des  wirth- 
schaftenden  Subjects  nach  dem  „Reinertrag"  und  fuhren  ihn  auf 
die  einzelnen  Acte  des  Verkehrs  oder  Erwerbs  zurück,  durch 
welche  er  entsteht.  Sie  treffen  daher,  in  dieser  Hinsicht  ähnlich 
wie  die  Verbrauchssteuern,  jeden  Beliebigen  alsdann,  aber 
auch  nur  dann,  wenn  er  einen  bestimmten  solchen  einzelnen  Act  zu 
Erwerbszwecken  und  dabei  dann  muthmasslich  entweder  unmittelbar, 
oder  mittelbar  einen  Gewinn  macht,  der  einem  Ertrag  analog  ist. 
Die  Verkehrssteuern  knüpfen  sich  deshalb  namentlich  an  die  ein- 
zelnen Geschäfte  des  Verkehrs,  besonders  an  die  Verträge 
und  die  damit  in  Verbindung  stehenden  Urkunden,  an  Kauf 
und  Verkauf,  Creditgeschäfte  u.  s.  w.  an.  Man  hat  sie  auch  als 
„Steuern  für  den  Erwerb  von  Rechten*'  (v.  Hock)  be- 
zeichnet, ein  in  der  Regel  zutreffender  Name. 

y)  Die  Einkommensteuern  endlich  suchen,  dem  ökonomischen 
Begriff  und  Wesen  des  Einkommens  gemäss,  die  Besteuerung  un- 
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mittelbar  an  das  (gesammte)  „Einkommen"  eines  Subjeets  anzu- 
knüpfen, das  Reinerträge  u.  s.  w.  als  sein  Einkommen  zusammen- 
fasst.  Sie  sind  insofern  recht  eigentlich  Personal- und  S üb ject- 
steueru.  Die  allgemeinen  Einkommensteuern  treffen  gewöhnlieh 
jede  Art  Einkommen,  einerlei  welches  sein  Ursprung.  Sie  sind 
Einkommensteuern  im  strengeren  Sinne,  wenn  das  Einkommen  in 
seinem  Betrage  wenigstens  ungefähr  beziffert  wird  (in  Geld  u.  s.  w.), 
um  die  Steuer  nach  der  Höhe  des  Einkommens  umzulegen ;  im 
weiteren  Sinne,  wenn  die  ökonomischen  Verhältnisse  der  Personen 
nach  gewissen  allgemeinen  Merkmalen,  der  gesammten  Lebenslage, 
des  Berufs,  Stands  u.  s.  w.  festgestellt  und  danach  abgestufte  Steuer- 
beträge aufgelegt  werden  (sogen.  Klassen  steuern). 

§.  338.  —  3)  Nach  der  Erhebungsar t  oder  nach  dem  Ver- 
fahren, welches  man  anwendet,  um  von  den  zu  besteuernden 
Personen  die  Steuer  wirklich  zu  erlangen,  unterscheidet  man 
directe  und  indirecte  Steuern. 

a)  „Richtet  sich  die  Forderung  geradezu  an  die  Personen, 
welche  man  belasten  will,  so  sind  solche  Steuern  unmittelbar 
erhobene,  directe.  Hier  ist  der  Steuerzahlende  zugleich  der 
Belastete.'^ 

h)  „Werden  Steuern  von  Personen  gefordert,  die  sie  nach  der 
Absiebt  (oder  der  Voraussicht)  der  Staatsgewalt  nicht  selbst  tragen, 
sondern  von  den  zu  Besteuernden  sich  ersetzen  lassen  sollen,  so 
sind  es  mittelbar  erhobene,  vorgeschossene  oder  in- 
directe Steuern.  Man  setzt  hierbei  voraus,  dass  derjenige,  welcher 
die  Zahlung  an  die  Staatscasse  leisten  muss,  im  Stande  sein  werde, 
die  wie  einen  Vorschuss  entrichtete  Summe  auf  diejenigen  liberzu- 
wälzen,  welche  man  zu  besteuern  beabsichtigt.  Wenn  der  Ver- 
käufer einer  Waare  eine  Steuer  vorschiesst  und  den  Vorschuss  in 
dem  um  die  Steuer  erhöheten  Preis  wieder  einzieht,  so  tritt  er 
zwischen  die  zu  besteuernden  P^inzelnen  und  die  Staatscasse  in  die 
Mitte  und  erscheint  als  Werkzeug  der  Steuererhebung."  (Rau,  §.  293.) 

Die  Schätzungen  werden  meistens  direct  erhoben,  die  Ver- 
brauchssteuern dagegen  grösstentheils  indirect,  weil  es  sich  hier 
um  eine  Besteuerung  von  Waaren  zu  handeln  pflegt  und  es  dabei 
„gewöhnlich  leichter  ist,  die  Steuer  von  den  Verkäufern  (bez.  Pro- 
ducentenj  als  von  den  viel  zahlreicheren  Käufern  entrichten  zu 
lassen.  Es  ist  daher  üblich  geworden,  die  Verbrauchssteuern  in- 
directe, die  Schätzungen  directe  zu  nennen.  Dies  ist  jedoch 
nicht  richtig,   denn   es  giebt  Fälle,   in   denen  diese  Namen   nicht 
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zutreffend  siud.  Mau  kaim  Scbatzuugeii  naeliweiscn,  welche  indirect 
erhoben  werden,  z.  B.  wenn  der  Pachter  und  Miether  die  Grund- 
nnd  Haussteuer  für  den  Eigenthümer  auslegt  und  sie  bei  der  Zins- 
zahlung abrechnet,  und  es  können  bei  einer  und  derselben  Schätzung 
beide  Erhebungsarten  vorkommen,  z.  B.  bei  der  Gefäll-  und  Zins- 
renten- oder  Leihzinssteuer,  die  bald  beim  Gläubiger,  bald  beim 
Schuldner  erhoben  werden  kann.  Noch  häufiger  sind  Beispiele 
direct  erhobener  Verbrauchssteuern,  z.  B,  die  Wohn-  oder  Mieth- 
steuer  des  Hausbewohners  (die  man  umgekehrt  auch  indirect,  nem- 
lich  durch  Vermittlung  des  Hauseigenthümers  erheben  kann),  ge- 
wisse Luxussteuern,  Steuern  auf  Hunde,  Pferde,  Wagen,  Abgaben 
vom  Weinkaufe,  beim  Schlachten,  beim  Einbringen  zoll-  oder  accise- 
pflichtiger  Waaren  für  den  eigenen  Hausgebrauch  u.  s.  w."  (z.  Th. 
nach  Rau  §.  294). 

Die  wichtigsten  Arten  indirecter  Verbrauchssteuern  sind  die 
Grenzzölle  (besonders  die  Einfuhrzölle);  die  in  Form  von 
Thor  abgaben  u.  dgl.  beim  Eingang  in  die  Gemeinden  (Städte) 
auf  Staats-  wie  auf  Commuualrechuung  erhobeneu  Steuern  von 
mancherlei  Artikeln  (Octrois,  Aufschläge,  Accisen, 
„Mautheu");  die  meistens  beim  inländischen  Producenten 
erhobenen  Steuern  („inländische  oder  innere  Verbrauchs- 
steuern", im  Unterschied  von  den  Einfuhrzöllen,  ebenfalls  Accisen, 
Aufschläge,  genannt)  von  Getränken  (Wein,  Bier,  Branntwein, 
auch  beim  Wirth  erhoben),  von  Mehl,  Fleisch,  Salz,  von 
Zucker,  Tabak  und  Tabakfabrikaten,  früher  von  vielen 
anderen  Artikeln;  die  in  Form  von  Monopolien  erhobenen 
Steuern  (Salz,  Tabak,  Pulver).     S.  unten  §.  478  ff. 


Erste  Abtheilung. 
Allgemeine  Steuerlelire. 

Vgl.  Kau,  Fin.  I,  §.  247 — 296.  —  Wesentlich  von  derselben  Gnindanschauung 
aus  wie  ich  hier,  wenn  auch  mit  manchfach  abweichender  Behandlung  und  verschie- 
denen Resultaten,  hat  nur  L.  v.  Stein  in  seiner  Fin.wiss.  die  allgemeine  Steuer- 
lehre ebenfalls  stark  in  den  Vordergrund  geschoben,  in  d.  3.  Aufl.  bes.  S.  297 — 400 
(„allgemeiner  Theil",  dem  dann  auch  der  ,, besondre"  von  den  einzelnen  Steuern 
handelnde  Theil  folgt),  4.  A.  I,  396,  431,  d.  si)ec.  Steuerlehre  jetzt  in  B.  II.  Ich 
vermochte  mich  Stein's  Schematismen  und  Kategorieen,  sowie  seiner  gerade  hier  überaus 
liiinstlichen  und  m.  E.  oft  willkührlichen  und  irreführenden  Terminologie  nicht  oft 
anzuschliessen.  Dabei  verkenne  ich  jedoch  auch  hier  nicht  die  grosse  Anregung, 
welche  Stein  in  s.  allgem.  Steuerlehre  für  eine  tiefere  Auffassung  der  Besteuerung 
gegeben  hat,  und  die  vielfachen  geistvollen  Bemerkungen  über  die  Zusammenhänge 
der  Besteuerung  mit  den  geschichtlichen,  politischen,  gesellschaftlichen  Verhältnissen. 
Unsere  Hauptdilferenz  liegt  wohl  in  der  Auffassung  der  Volkswirthschaft  und  des  ihr 
zu  Grunde  liegenden  Rechts.  Mir  scheint,  dass  der  bahnbrechende  Verfasser  des 
„Social,  u.  Communism.  im  heut.  Frankreich"  hier  in  seiner  Theorie  der  Volkswirthsch. 
noch  nicht  die  gerade  seiner  eigenen  Lehre  m.  E.  mit  Nothwendigkeit  entspringende 
Auffassung  der  heutigen  Volkswirthschaft  u.  ihres  Privatrechtssystems  gewonnen  hat. 
Auch  ihm  geht  die  Volkswirthsch.  noch  zu  sehr  im  privatwirthsch.  System  auf,  sind 
die  Privateigenthums-  und  die  gesellschaftl.  Classenordnung  noch  etwas  zu  Absolutes 
(Vgl.  Fin.  3.  Aufl.  S.  314  ff.,  321  ff.).  Sein  Kapitalbegriff  ist  m.  E.  ebenfalls  unhaltbar. 
Ich  beziehe  mich  für  alle  solche  Differenzpuncte  auf  die  Erörterungen  in  meiner 
„Grundlegung". 

Die  übrigen  Systematiker  der  Fin.wiss.  stehen  in  der  formellen  Behandlung  des 
Gegenstands  Rau  nahe.  Hervorzuheben  wegen  guter  Bemerkungen  in  der  allgem. 
Steuerlehre  sind  v.  Malchus,  Fin.  I,  §.  32  —  38  (auch  f.  ältere  Liter.),  ümpfen- 
bach,  Fin.  I,  §.  45—74,  v.  Hock,  ölientl.  Abgaben,  §.  1 — 18,  dem  ich  mich  mehrfach 
angeschlossen  habe.  Von  Aelteren  sonst  z.  B,  v.  Jacob,  Staatsfm.wiss.  I,  §.  451 — 514; 
Fulda,  Fin.  §.  136—152;  Schön,  Grands,  d.  Fin.  Kap.  5  u.  6;  Pfeiffer,  Staatseinn. 
II,  Thl.  6;  Bergius,  Fin.  2.  A.  §.  36;  Garnier,  Fin.  eh.  4  u.  ff.;  Leroy- 
Beaulieu,  Fin.  I,  livre  2,  eh.  2  u.  ff  —  Aus  der  Liter,  über  Besteuerung:  Murhard, 
Besteuer.,  1.  Abth.  J.  G.  Hoff  mann,  Lehre  v.  d.  Steuern,  Abschn.  I,  S.  1  —  94. 
Maurus,  mod.  Besteuer.,  bes.  Kap.  1,  i)ass.  auch  7  u.  8.  Parieu,  impüt  vol.  I. 
Jetzt  bes.  A.  Held,  EinLsteuer,  Kap.  2,  4 — 6 ;  Fr.  J.  N  eu  m  an  n ,  progress.  Eink.steuer, 
passim.  Auch  die  Gutachten  des  Vereins  f.  Soc.polit.  über  Personalbcsteuer.  (Schriften 
Nr.  3,  1S73),  bes.  dasj.  v.  Nasse,  passim.  —  S.  ferner  den  Abriss  in  Schäffle's 
gesellsch.  System,  2.  A.  S.  531  fl'.,  3.  A.  II,  S.  403  li: 

In  allen  Arbeiten  über  Besteuerung  im  Allgem.  spielen  die  sogen.  Grundregeln 
für  die  (moderne)  Besteuerung  eine  grosse  Rolle.  Gern  hat  sieh  die  Erörterung  an 
die  Formulirang  dieser  Regeln  durch  Ad.  Smith  (wealth  of  nations,  b.  V,  eh.  2, 
Sect.  2)  angeschlossen.  Die  fremde  nat.ökon.  u.  finanz.  theoret.  Literatur  ist,  wie  schon 
bemerkt  wurde ,  bes.  in  ihrer  allgemeinen  Steuerlehre  über  eine  Paraphrase  dieser 
Smith'schen  Sätze  kaum  hinausgekommen.  Vgl.  z.  B.  selbst  J.  St.  Mill,  polit.  üekon., 
B.  V,  eh.  2.  —  Dass  die  Regeln  thcilweise  auch  nicht  absolute  sind,  sondern  von 
liistorisch  -  relativen  Verhältnissen  abhängen,  wurde  nicht  immer  genügend 
beachtet.    Ein  einseitiger  Rationalismus  hat  hier  oft  das  Räsonncment  der  Theoretiker 
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zu  sehr  beherrscht.  Ebenso  wurde  öfters  üboreehen,  dass  mit  der  einfacTicn  axioma- 
tischen  Hiustellung  der  Regehi,  namentlich  der  Gcrechtigkeitspostulate  der  Allgemeinheit 
und  Gleichmässigkeit  der  Steuern,  wenig  gewonnen  ist.  Die  theoretische  Schwie- 
rigkeit beginnt  erst  bei  der  Feststellung  des  Begrilis  eines  solchen  Ausdrucks,  wie 
„Ällgemeinheif  und  „Gleichmässigkeit"  und  die  in  der  Theorie  zu  untersuchende 
practische  Schwierigkeit  beginnt  erst  bei  der  Verwirklichung  des  bezüglichen 
Postulats  in  der  Steuerpraxis.  Deswegen  verlangen  gerade  solche  Kegeln  eine  sehr 
eingehende  Erörterung.  Dabei  ist  wieder  der  Zusammenhang  mit  anderen  Puncten 
der  allgemeinen  Steuerlehre  festzuhalten,  was  auch  meist  nicht  genügend  geschehen  ist. 

Für  diesen  Theil  der  Steuerlehre  ist  im  üebrigen  entscheidend  die  Auf- 
fassung von  der  Volkswirthschaft,  ihrer  Organisation,  ihrer  Bildung  erst 
durch  das  privat-  und  gemein wirthschaftliche  System  zusammen,  die  Auffassung 
des  wirthschaftlicheu  Yerkehrsrechts.  namentlich  des  Eigenthumsrechts  u.  s.  w.  Ich 
beziehe  mich  daher  auch  hier  vornemlich  auf  die  Schriften  desjenigen  Autors,  mit 
dem  ich  mich  in  Betreti"  dieser  entscheidenden  Puncte  am  Meisten,  und  überhaupt  fast 
durchweg,  in  Einklang  befinde,  Schaf fle's,  namentlich  sein  gesellschaftl.  System 
(u.  A.  bes.  2.  Aufl.  §.  200 — 220),  u.  nunmehr  auch  auf  manche  Partieen  seines  neuen 
grossen  Werks  .,Bau  u.  Leben  des  socialen  Körpers",  speciell  z.  B.  lY,  224  If.  Meine 
eigene  Auffassung  der  einschlagenden  Puncte  aus  der  allgemeinen  Volksw.sch. lehre 
s.  bes.  in  meiner  „Grundlegung",  namentl.  Kap.  .S  u.  4,  auch  5  passim.  Ich  muss 
diese  Auffassung  gerade  für  die  allgem.  Steuerlehre  hier  als  bekannt  voraussetzen, 
•weil  vielfach  nur  Consequenzen  daraus  für  das  Steuerwesen  zu  ziehen  sind. 

In  der  folgenden  ersten  Abtheiluug  sind  nun  möglichst  consequent  alle  haupt- 
sächlichen Principienfragen  im  systematischen  Zusammenhang 
behandelt  worden.  Dadurch  wird  auch  Manches  vorweggenommen ,  was  Andere, 
mehrfach  auch  Kau,  erst  in  der  speciellen  Lehre  erörtern.  Der  von  mir  eingeschla- 
gene Weg  hat  m.  E.  auch  in  formeller  Hinsicht  den  Vorzug.  Er  ist  aber  nach  meiner 
Auffassung  der  Sache  aus  inneren  Gründen  nothwendig  geboten.  Denn  nur 
so  ist  es  möglich,  die  Entscheidung  der  Streiffragen  tiefer  zu  begründen,  indem 
man  diese  Fragen  eben  selbst  in  Zusammenhang  mit  den  Grundverhältnissen  der  Volks- 
wirthschaft und  der  Rechtsordnung  bringt  und  die  verschiedene  Entscheidung  als  eine 
Folge  der  Verschiedenheit  dieser  Verhältnisse  nachweist.  Wie  wenig  Kau  noch  eine 
solche  Einsicht  gewonnen  hatte,  ergiebt  sich  z.B.  aus  der  Bemerk,  in  §.  259,  Noted: 
dass  die  Streitfrage  über  progressive  Steuer  u.  s.  w.  „bei  der  allgem.  Einkommensteuer 
(im  spec.  Theil)  abgehandelt  werde,  weil  man  gerade  bei  dieser  Schätzung  jene 
Steigerung  bes.  empfohlen  iabe". 


Erster  Hauptabschnitt. 
Princip,  Wesen  uud  Entwicklung  der  Besteuerung. 

§.  339.  Einleitung.  Die  hierhergehörigen  Gegenstände  sind 
folgende  vier: 

1)  Die  Beziehungen  der  Besteuerung  zur  ganzen  Organisation 
der  Volkswirthschaft,  daher  auch  zur Eigenthumsordnung, 
besonders  soweit  diese  die  sachlichen  Productionsmittel,  den  Boden 
und  das  Kapital,  betrifft,  sowie  zur  Erwerbsordnung. 

2)  Die  Beziehungen  der  Besteuerung  zur  politischen  Ver- 
fassung, zur  Rechtsordnung  zwischen  Staatsoberhaupt  oder  Re- 
gierung und  Volk,  und  zum  politischen  Sfändewesen. 

3)  Die  Beziehungen  der  Besteuerung  zu  den  wirthschaft- 
licheu Interessengruppen,  und 
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4)  diejenigen  zu  den  gesellschaftlichen  oder  socialen 
Klassen,  insbesondere  zu  den  besitzenden  und  nicht-be- 
sitzenden. 

Diese  vier  verschiedeneu  Beziehungen  umfassen  alle  Kämpfe 
der  Praxis  um  die  Besteuerung,  alle  geschichtlichen  Entwicklungen 
und  gesetzlichen  Veränderungen  der  letzteren  und  alle  theoretischen 
Controversen  über  sie.  Aus  jenen  vier  Beziehungen  ergeben  sich 
dann  viererlei  Einflüsse  auf  die  Besteuerung  und  deren  Entwicklung. 

Sowohl  diese  Einflüsse  wie  jene  Beziehungen  hängen  aber  je 
unter  sich  zusammen.  Veränderungen  auf  der  einen  Seite  werden 
regelmässig  bewirkt  durch  solche  auf  einer  anderen  Seite  und 
wirken  ihrerseits  wieder  auf  letztere  zurück.  Die  allgemeinste  und 
eingreifendste  Bedeutung  für  die  Gestaltung  der  Besteuerung  hat 
wohl  die  Organisation  der  Volkswirthschaft  und  die  Eigenthums- 
und  Erwerbsordnung.  Dadurch  wird  wesentlich  die  ökonomische, 
sociale  und  politische  Structur  des  Volkslebens  selbst  wieder  be- 
dingt. Veränderungen  in  dieser  Organisation  führen  nothwendig 
zu  entsprechenden  Veränderungen  der  inneren  politischen  Lage 
und  der  socialen  Verhältnisse.  Aber  auch  hier  besteht  eine  Wechsel- 
wirkung :  die  innere  politische  Verfassung,  die  Gruppirung  der  wirth- 
schaftlichen  Interessen,  die  sich  daraus  entwickelnde  Parteiung  und 
der  Interessengegensatz  der  besitzenden  und  nicht -besitzenden 
Klassen,  d.  h.  der  eigentlich  sociale  Gegensatz,  wirken  ihrerseits 
wieder  auf  die  volkswirthschaftliche  Organisation  und  auf  die 
Eigenthums-  und  Erwerbsordnung  zurück.  Das  Verständniss  der 
Geschichte  der  Besteuerung  und  die  Aufstellung  richtiger 
Entwicklungsziele  der  letzteren  in  bestimmten  Geschichtsperioden 
hängen  von  der  Erkenntniss  dieser  Zusammenhänge  ab. 

Die  Besteuerung  ist  hiernach  auch  keine  blosse  Finanzange- 
legenheit, am  Wenigsten  bloss  eine  Sache  der  Finanztechnik.  Sie 
ist  vielmehr  zugleich  stets  eine  socialpolitische,  politische  und  volks- 
wirthschaftliche Angelegenheit  höchster  Bedeutung  und  hängt  mit 
der  öffentlichen  und  mit  der  Privatrechtsordnung  enge  zusammen. 
Das  darf  auch  die  Finanzwissenschaft  niemals  ausser  Acht  lassen.  ^) 

In  den  folgenden  beiden  Abschnitten  werden  von  diesem  Stand- 
puncte  der  Auffassung  aus  die  beiden  ersten  der  genannten  Be- 
ziehungen und  Einflüsse  behandelt.  Die  Beziehungen  der  Besteue- 
rung   zu    den    wirthschaftlichen    Interessengruppen   —  vornemlich 

')  S.  Wagner,  Fin.  I,  §.  2ß. 
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innerhalb  der  besitzenden  Klassen  selbst  *-  und  zu  den  socialen 
Klassen  treten  besonders  in  den  einzelnen  Arten  der  Besteuerung 
hervor.  Sie  werden  deshalb  besser  erst  im  zweiten  und  dritten 
Hauptabschnitt  näher  mit  verfolgt  werden. 


1.  Abschnitt. 

Die    Besteuerung:    in    ihren    Beziehun«'en    zur    Ornanisation    der 
Volkswirtliscliaft,  sowie  zur  Ei&enthunis-  und  Erwerbsordnung'. 

Ein  entsprechender  Abschnitt  fehlt  bei  Kau  u.  den  bisher.  Finanzschriftstellern. 
Auch  bei  Stein  kaum  einzelue  hierher  gehörige  sporadische  Bemerkungen.  Der 
w-is.<?enschaftliche  Socialismus  hat  dagegen  diesen  Zusammenhang  zwischen  Besteuerung 
und  Organisation  der  Volkswirthschaft  wohl  erkannt,  so  u.  A.  Eodbertus.  S.  u.  S.  192 
Note  34.  Desgl.  Schaf rie,  der  von  der  Steuerwirthschaft  mit  Kecht  sagt,  sie  wiegt  in 
der  liberalen  Periode  vor,  während  die  ,, unmittelbare  Vorwegnahme  des  finanzgesetzlich 
bestimmten  Staatsbedarfs  aus  dem  Ertrage  gesellschaftlicher  Collectivproduction  den  Haus- 
halt des  vollendeten  Socialistenstaates  characterisiren  müsste" ;  Socialer  Körper  IV.  224. 

§.  340.  Für  diese  Beziehungen  ist  das  Recht,  Steuern  zu 
erheben,  die  wirkliche  Durchführung  der  Besteuerung  und 
die  Entwicklung  der  letzteren  zu  unterscheiden.^) 

I.  Das  Recht  der  Besteuerung  an  sich,  d.h.  das  Recht, 
in  den  Steuern  Zwangs  beitrage  für  allgemeine  „öffentliche" 
Zwecke  und  Aufgaben  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungs- 
körper —  oder,  in  der  volkswirthschaftlichen  Terminologie,  der 
jjZwangsgemeinwirthschaften"  —  von  den  untergebenen 
Einzelwirthschaften  zu  erheben,  findet  seine  principielle  Be- 
gründung in  der  absoluten  Nothwendigkeit  und  damit 
im  Existenzrecht  des  Staats  und  des  z wangsgemein- 
wirthschaft liehen  Systems.  Daraus  folgt,  dass  die  Begrün- 
dung dieses  Rechts  gar  nicht  in  die  Finanzwissenschaft,  sondern 
nach  der  ökonomischen  Seite  und  nach  dem  Zusammenhang  mit 
der  Eigenthums-  und  Erwerbsordnung  in  die  volkswirthschaftliche 
Grundlegung ,  -)  nach  der  politischen  und  öffentlich  rechtlichen 
Seite  in  die  allgemeine  Staatslehre  und  Politik^)  und  nach  der 
philosophischen  Seite  in  die  Rechtsphilosophie^)  gehört.  Hier  im 
System    der    politischen   Oekonomie    ist    der  Zusammenhang  des 


')  Unr  der  erste  Punct  wird  gewöhnlich  in  den  Finanzwerken  berührt. 

-)  Vgl.  Grundlegung  §.  1.5S. 

^)  Vgl.  z.  B.  Bluntschli,  allgem.  Staatsrecht  an  d.  in  d.  Vorbem.  S.  14S  gen. 
Stellen.  K.  A.  Zachariä,  D.  Staats-  u.  Bundesrecht,  2.  Aufl.  Gott.  1854,  II,  §.218. 
(iierke,  Genoss.r.  II,  §.  27,  29. 

*)  Vgl.  z.  B.  Stahl,  Trendelenburg,  Ahrens  an  den  in  der  Vorbemerkung 
S.  148  gen.  Stellen. 
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ßesteueriingsrechts  und*  der  Durchführung  und  Entwicklung  der 
Besteuerung  mit  der  Organisation  der  Volkswirthschaft  und  be- 
sonders mit  der  Ausbildung  und  Function  des  zwangsgemeinwirth- 
schaftliclien  Systems  am  Wichtigsten.  Auf  die  Erörterungen  hier- 
über im  1.  Bande  des  ganzen  Lehrbuchs,  in  der  „Grundlegung", 
ist  daher  hier  Bezug  zu  nehmen.  Was  dort  entwickelt  wurde,  ist 
aber  hier  als  bekannt  vorauszusetzen.^) 

II.  —  §.  341.  Die  wirkliche  Durchführung  der  Besteue- 
rung. Sie  wird  zunächst  und  zumeist  von  der  jeweilig  be- 
stehenden Organisation  der  Volkswirthschaft,  namentlich  von 
der  jedesmaligen  Combination  des  privat-  und  des  gemein- 
wirthschaftlichen  Systems  bestimmt.  Mit  einer  jeden  Organisation 
der  Volkswirthschaft  und  mit  einer  jeden  solchen  Combination 
dieser  beiden  Hauptsysteme  —  neben  welchen  übrigens  auch  die 
Function  des  sogen,  „caritativen"  Systems  gerade  hier  von  Be- 
deutung ist*^)  —  hängt  eine  bestimmte  Gestaltung  der  Rechts- 
ordnung, insbesondere  der  E  igen thumsord  nun  g  für  die 
sachlichen  Productionsmittel  —  Boden  und  Kapital  — 
und  eine  bestimmte  Vertheilung  der  letzteren  als  eigentliches 
Privateigenthum  an  die  Privatwirthschaften  und  als  „öffent- 
liches "  Eigeuthum  an  die  Zwangs  gemein  wirthschaften  (Staat, 
Gemeinde  u.  s.  w.)  zusammen.  Daraus  ergiebt  sich,  ob  und  in 
welchem  Umfange  eine  Besteuerung  überhaupt  eintritt  oder 
ra.  a.  W. :  ob  die  Kosten  der  eigenartigen  Pro  du  ctionswirth - 
Schaft,  welche  der  Staat  und  jede  andere  Zwangsgeraeinwirthschaft 
als  Hersteller  von  Leistungen  u.  s.  w.  repräsentirt,  überhaupt  in 
der  Rechtsform  von  Steuern  erscheinen. 

Solche  Productionskosten  des  Staats,  der  Gemeinde  sind 
selbstverständlich  bei  jeder  früheren  und  künftigen,  bei  jeder  denk- 


•'')  Vornemi.  auf  Kap.  3  u.  den  dort.  Abschnitt  10  v.  zwangsgemeinwirtbsch.  System, 
dann  auf  Kap.  4  der  Grundleg.  1.  Aufl.  u.  dieselben  Partieen  in  Abth.  1  der  2.  Aufl. 
ist  zu  verweisen.  —  Vgl.  Stein,  Fin.  3.  Aufl.  S.  297  ff.  Die  correlative  Begründung 
der  Steuerpflicht  des  Einzelnen  hat  auch  die  Finanztheoretiker  beschäftigt.  Sie 
haben  gewöhnlich  die  herrschende  Lehre  vom  Staat  dabei  verwcrthet ;  so  wird  früher 
diese  Pflicht  auf  die  Vortheile  im  Staatsverband,  nam.  auf  den  Schutz  des  Staats 
fiir  (Person  und)  Eigenthum  zurllckgefulirt,  das  „Assecuranzprincip"',  oder,  in  ver- 
wandter Anschauung,  die  Auffassung  der  Steuer  als  „Tausch'"  des  Einzelnen. 
Diese  Auffass.  ist  mit  Recht  auch  in  der  Finanzwiss.  jetzt  ziemlich  beseitigt.  Darüber 
unten  im  Abschn.  v.  d.  „Gleiclimässigkeit  der  Besteuerung"  §.  419.  S.  bes.  Held, 
Eink.st.  Kap.  II,  nebst  d.  literargcschichtl.  >«achweisen  S.  39  11'. 

*)  üeber  dies  System  s.  (irundleg.  §.  110,  147  IF.  Die  caritat.  Leistungen  z.  B. 
der  Kirche  können  „öH'entliche"  Unterstützung  mit  „öffentlichen",  d.  h.  durch  Steuern 
beschallten  Mitteln  in  grossem  Umfang  entbehrlich  machen,  wie  dies  die  katholische 
Kirche  des  Mittelalters  und  selbst  der  Neuzeit  beweist.     S.  unten  §.  344. 
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baren  Organisatiou  der  Volkswirthschaft  vorbanden.  Sie  sind  inso- 
fern „  n  a  t  ü  r  1  i  c  b  e  "  oder  „  v  o  1  k  s  w  i  r  t  b  s  c  b  a f  1 1  i  c  b  e  "  Kosten,  — 
eine  absolute,  rein  ökonomisebe  Kategorie  des  Wirtbscbafts- 
lebens  und  specicU  der  Finanzwirtbscbatt.  Bloss  als  Steuern 
kommen  diese  Kosten  aber  nur  in  bestimmten  gescbicbtlicben 
Pbasen  der  Organisation  der  Volkswirtbscbaft,  der  Recbtsordnung 
llir  die  sacblicben  Productionsmittel  und  der  Vertbeilung  der 
letzteren  vor.  Nemlicb  nur:  wenn  der  Grund  und  Boden  und  die 
Materialkapitalien  ausscbliesslicb  im  Privateigentbum  der  Privat- 
wirtbscbaften  steben  und  demnacb  die  Organisation  der  Volks- 
wirtbscbaft in  der  materiellen  Wirtbscbaftsspbäre,  bei  der  Production 
der  Sachgüter,  eine  rein  privat wirthscbaftlicbe  ist.  Je  nachdem 
eine  bestimmte  Volkswirthschaft  mehr  oder  weniger  diesen  Be- 
dingungen entspricht,  also  z.  B.  in  grösserem  oder  geringerem 
Umfange  öffentliches  Grund-  und  Kapitaleigentbum  (älteres  und 
neueres  Domanium,  Privaterwerbsanstalten  und  Gebühreuzweige 
des  Staats)  vorbanden  ist,  erscheinen  jene  Kosten  der  staatlichen 
Productionswirthscbaft  auch  in  anderen  Recbtsformen ,  nemlicb  als 
Privaterwerb  aus  Renten  u.  s.  w. ,  als  Gebühren.  Danach  richtet 
sich  dann  der  relative  Umfang  der  Besteuerung,  im  Verbältniss 
zum  Gesammteinkommen  des  Staats. 

Die  Besteuerung  ist  daher  keine  absolute,  keine  rein 
ökonomische  Kategorie  des  Wirthscbaftslebens  und  der  Finanz- 
wirthschaft,  sondern  eine  historisch-rechtliche  Kategorie.  Die 
Voraussetzung  wirklicher  Besteuerung  oder  das  Princip  des 
Bezugs  von  Steuern  Seitens  der  Zwangsgemeinwirthschaften 
ist  das  Reebtsinstitut  des  Privateigenthums  an  sach- 
lichen Productionsmitteln,  besonders  am  Boden,  und  der 
thatsächlicb  ganz  oder  doch  überwiegend  erfolgte  Ueb ergang 
des  Bodens  und  des  Materialkapitals  an  die  Privatwirth- 
8C haften.  Die  Erkenntniss  dieses  Zusammenhangs  der  Besteuerung 
mit  den  Organisationsfragen  der  Volkswirthschaft  und  den  Eigen- 
thumsverbältnissen  ist  zur  Klarstellung  der  einschlagenden  ökono- 
mischen, finanziellen  und  socialen  Probleme  entscheidend.'^)  Es 
wird  dadurch  auch  der  Schlüssel  zum  Verständniss  einer  wichtigen 
Seite  der  Entwicklungsgeschichte  der  Besteuerung  geliefert. 

")  Diese  Auffassung  ist  dem  Wissenschaft!.  Socialismus  zu  verdanken  u.  findet  sich 
besonders  bei  Kodbertus  u.  Schäffle.  Bei  Stein,  Fin.  3.  A.  S.  310  ff.  tritt  sie 
in  den  Abschnitten  über  die  geschieht!.  Epochen  der  Besteuerung  nicht  hervor,  woraus 
sich  seine  zu  enge  Fassung  der  „socialen  Gestalt  der  Steuerfrage"  in  der  jetzigen 
Epoche,  S.  321  ff.  mit  erlilärt.     Ebenso  noch  in  der  4.  A.  I,  414  ff. 
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III.  —  §.  342.  Die  Entwicklung  der  Besteuerung. 
Auch  sie  wird  in  den  grossen  Grund zügen  vorherrschend  von  der 
Entwicklung  der  Organisation  der  Volkswirthschaft,  der  Combination 
des  gemein-  und  iirivatwirthsehaftlichen  Systems  und  den  damit 
zusammenhängenden  Puncten,  der  Eigenthumsordnung  und  der 
Vertheilung  des  Grund-  und  Kapitaleigenthums  an  Privat-  und  an 
Zwangsgemein wirthschaften,  bestimmt.  Die  inneren  politischen 
Verhältnisse,  die  Landesverfassung  und  das  Ständewesen,  die 
Kämpfe  der  wirthschaftlichen  Interessengruppen  des  privatwirth- 
schaftlichen  Systems  und  die  socialen  Klassenkämpfe  der  Besitzen- 
den und  Nichtbesitzenden,  beherrschen  die  Entwicklung  mehr  nur 
im  Einzelnen,  in  den  Phasen,  und  begünstigen  oder  erschweren 
diejenige  Entwicklung  der  Besteuerung,  welche  von  den  Entwick- 
lungstendenzen der  Organisation  der  Volkswirthschaft  gerade  ver- 
langt wird.  Aber  auf  die  Dauer  machen  sich  doch  diese  letzteren 
Tendenzen   stets  geltend,   wenn   überhaupt  ein  Fortschritt  erfolgt. 

A.  In  primitiven  Volkszuständen ,  im  „unentwickelten" 
Staate  und  in  der  überwiegend  natural  wirthschaftlichen 
Phase  der  Volkswirthschaft  fehlen  Steuern  ganz  oder  fast  ganz. 
Sie  erscheinen  nur  etwa,  wie  in  der  älteren  germanischen  Geschichte, 
als  „freiwillige",  wenngleich  vielleicht  durch  die  Sitte  schon 
mehr  oder  weniger  gebotene  „Beiträge"  an  das  Oberhaupt,  den 
Fürsten  u.  s.  w.,  anfangs  meist  nur  bei  besonderen  Gelegenheiten, 
als  Ehrengaben  bei  Festen  u.  dgl.  m. ,  als  Beihilfen  in  Nothlagen. 
Ausserdem  kommen  bei  schon  etwas  entwickelteren  Verhältnissen 
Steuern,  und  zwar  auch  Schätzungen  der  Bürger  nur  etwa  als 
ausserordentliche  Einnahme,  für  besondere  Bedürfnisse,  nament- 
lich Krieg,  vor,  wie  das  Tributum  in  Rom.  Das  Fehlen  all- 
gemeiner und  erheblicher  Steuern  als  einer  regelmässigen 
Einnahmequelle  erklärt  sich  in  dieser  früheren  Periode  der  Völker- 
geschichte aus  den  obwaltenden  Verhältnissen  und  Bedürfnissen 
und  wird  nicht  als  Mangel  empfunden.  Die  Volkswirthschaft  ist 
in  dieser  naturalwirthschaftlichen  Phase  ganz  überwiegend  privat- 
wirthschaftlich ,  die  Staats-  und  sonstige  „öffentliche  Thätigkeit", 
wie  die  „öffentlichen"  und  die  Gemeinbedürfnisse,  und  damit  auch 
der  Finanzbedarf  sind  äusserst  geringfügig.  Soweit  letzterer  aber 
vorliegt,  kann  er  leicht  ohne  Steuern  bestritten  werden,  deren  Er- 
hebung ohnehin  bei  vorherrschender  Naturalwirthschait  technisch 
besonders  schwierig  ist.  Noch  ist,  wenn  auch  vielleicht  Privat- 
eigenthum  an  Boden  sich  schon  eingebürgert  hat,   ein  erheblicher 
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Theil  des  ßodeus  „örteutliclies"  Eigentimm,  zur  Veii'ügnng  des 
Fürsten,  der  Htammes-,  Siedelungs-  Gemeinschaft,  der  Stadt  und 
des  Stadtstaats  ii.  s.  w.,  oder  der  Fürst  hat  selbst  grösseres  Grund- 
eigenthiim.  Tlieils  aus  der  Eigenbewirthschaftung  dieses  Bodens, 
theils  aus  der  Vergebung  desselben  an  Private  zur  Nutzung  gegen 
Dienste  und  Naturalabgaben,  später  auch  schon  gegen  Geldabgaben, 
wird  ein  t"ür  gewöhnlich  ausreichendes  Einkommen  zur  Bestreitung 
des  „öftentlichen''  Aufwands  gewonnen.  Der  liest  des  Finanzbedarfs 
wird  durch  mancherlei  gebührenartige  Einnahmen,  für  die  richterliche, 
polizeiliche  Thätigkeit,  durch  Vermögeusstrafen  u.  s.  w.  gedeckt.  Die 
regelmässig  besonders  wichtige  Finanzlast  des  entwickelteren  Staats, 
diejenige,  welche  aus  dem  Wehr  w es en  hervorgeht,  fehlt  ursprüng- 
lich in  Friedenszeit  oder  wird  von  den  einzelnen  Dienenden  grösten- 
theils  selbst  direct  getragen.  ]\[aii  kann  diese  älteste  Finanzepoche 
daher   wohl  als  die  vorherrschend    domauiale  bezeichnen.^) 


^  üeber  die  ursprünglicheu  Finanzverhältnisse  der  antiken  Staaten  ist  fast  nichts 
bekannt,  weil  die  geschichtlichen  Aufzeichnungen  erst  von  Perioden  berichten,  in 
welchen  bereits  eine  grössere  Entwicklung  eingetreten  ist.  Die  „domaniale"  Periode, 
in  welcher  öffentliche  Ländereien  des  Staats,  der  Gemeinden  und  Tempel,  Viehweiden, 
Forsten,  auch  Ackerland,  Häuser,  Salzwerkc,  Gewässer,  Bergwerke  durch  Verpachtung 
nutzbar  gemacht  werden,  ragt  in  den  griech.  Staaten,  spec.  in  Athen,  in  die  spätere 
geschichtlich  bekannte  Zeit  hinein.  S.  Böckh,  Staatshaush.  d.  Ath.,  2.  A.  S.  414  (f.; 
über  den  Character  der  Staatseinkünfte  der  griech.  Freistaaten  im  Allgem.  eb.  S.  408  II'. 
Bei  Anlage  von  Colonieon  u.  bei  Eroberungen  fremden  Gebiets  wurde  wohl  ein  Theil 
des  Bodens  für  den  Staat  zurückbehalten  und  dann  verpachtet.  S.  Buchsenschütz, 
Bes.  u.  Em'erb  im  griech.  Alterth.,  S.  6."^  if.  —  In  Rom  waren  zur  republikan.  Zeit 
die  sogen,  vectigalia,  d.  h.  die  Abgaben  von  dem  in  Staatseigenthum  befindlichen 
Boden,  die  Haupteinnahme  des  aerarium,  auf  welche  der  regelmässige  Etat  basirt  war. 
Bei  den  Eroberungen  wurde  die  Domäne  immer  wieder  vermehrt,  indem  ein  bedeu- 
tender Theil  i^meist  V'^,  auch  Vj,  "'/s  und  selbst  Alles)  des  eingezogenen  Lands  zu  ihr 
geschlagen  wurde.  Hiervon  wurde  wieder  ein  Theil  für  den  Staat  reservirt  und  von 
ihm  eigens  verwaltet  oder  verpachtet.  In  Italien  ist  indessen  beim  Schluss  der  repnbl. 
Zeit  die  ital.  Domäne,  soweit  sie  in  cultiv.  Ackerland  bestand,  in  Privatbesitz  über- 
gegangen ,  da  die  Einkünfte  aus  den  Provinzen  die  ältere  Einnahme  aus  dieser  ital. 
Domäne  entbehrlich  machten.  Eine  directe  Steuer  für  die  regelmäss.  Bedürfnisse 
fehlt  in  der  republ.  Zeit.  Nach  Marcjuardt,  röm.  Staatsverwalt.,  II,  156,  157,  145, 
147  ff.  Ueber  den  älteren  Character  des  tributum  als  ausserordentl.  Vermögenssteuer 
der  röm.  Bürger  f.  ausserord.  Bedürfnisse,  wie  Kriegskosten  u.  Truppensold,  s.  eb. 
S.  157.  —  Bei  den  Germanen  in  d.  ältesten  uns  bekannten  Zeit  bezieht  der  König 
bereits  jährliche  „Gaben"  des  Volks.  Diese  haben  sich  dann  für  die  freien  Volks- 
genossen in  die  spätere  Zeit  hinein  erhalten.  Im  fränk.  Reich  der  Merovinger  und 
noch  in  die  caroling.  Zeit  hinein  bringen  die  Gaue,  die  Grossen,  die  kirchl.  Immuni- 
täten in  bestimmten  Zeiten  im  Jahre  dem  Könige  Ehrengaben,  dona,  über  weiche  in 
der  carol.  Zeit  schon  Vereinbarungen  mit  dem  König  erfolgen,  so  dass  der  Character 
der  Steuer  mehr  hen'ortritt.  üeber  diese  im  Einzelnen  u.  in  d.  Entwicklung  vielfach 
unsicheren  Verhältnisse  s.  bes.  G.  Waitz,  D.  Verf.gesch.  II,  2.  Aufl.,  S.  55.3  Ü'.,  über- 
haupt das  Kap.  7.  Danach  ist  Einzelnes,  was  in  den  Lehrbüchern  der  ßechtsgeschichtc, 
auch  von  Eichhorn,  aufgestellt  wird,  zu  berichtigen.  Auch  Waitz  vermag  aber 
vielfach  nur  nachzuweisen,  dass  die  bisher.  Annahmen  unsicher  oder  gewisse  Thesen 
zu  sehr  verallgemeinert  sind.  Zu  festen  Resultaten  kommt  er  nicht  immer.  Für  die 
nach-carol.  Zeit  v.  0.— 12.  Jahrh.  s.  Waitz,  VIII,  22.3  ff.,  377  ff.     Vgl.  sonst  Eich- 
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B.  —  §.  343.  Die  Weiterentwicklung  ist  aber  bei  allen 
wirklich  fortschreitenden,  daher  zu  höherem  Staatsleben  gelangenden 
Völkern,  zumal  bei  eigentlichen  Culturvölkern,  wie  denjenigen  des 
antiken,  mittelalterlichen  und  modernen  Europas  —  und  mit  diesen 
und  ihren  Abkömmlingen  in  anderen  Welttheilen,  America  voran, 
haben  wir  es  hier  im  Weiteren  allein  zu  thun  —  dieselbe:  immer 
mehr  „Gemeinbedürfnisse"  ^)  treten  hervor,  werden  als  „öffentliche" 
anerkannt;  immer  complicirtere  Verhältnisse  des  privatwirthschaft- 
lichen  Verkehrs  entfalten  sich  und  verlangen  nicht  nur  eine  Controle 
und  Regelung,  sondern  immer  mehr  eine  Unterstützung  des  Staats, 
der  Gemeinde  und  ähnlicher  Körper;  immer  höhere  und  zugleich 
schwieriger  zu  erfüllende  Anforderungen  werden  in  Bezug  auf 
Rechtsschutz  von  Person,  Eigenthum,  Verkehr,  auf  nationale  und 
staatliche  Sicherheit  und  Selbständigkeit  und  selbst  in  Bezug  auf 
das  Gefühl  dieses  Rechtsschutzes  und  dieser  Sicherheit  gestellt, — 
ein  neues  und  wahres  „Culturbedürfniss'^  Alles  dieses  führt  zu 
einer  sich  regelmässig  auch  verwirklichenden  Tendenz  nach  Aus- 
dehnung und  intensiverer,  feinerer  Gestaltung  der  „öffentlichen^' 
Thätigkeit  des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.,  m.  a.  W. :  die  Ge- 
mein wir  th  seh  aft,  durch  diese  wichtigsten  Glieder  vertreten, 
ringt  sich  zu  immer  grösserer,  vielfältigerer  und  reiferer  Thätigkeit 
durch,  indem  sie  ganz  neue  Aufgaben  ausführt  oder  alte  Gebiete 
der  Privatwirthschaft  an  sich  nimmt.  Darin  vollzieht  sich  eine 
Veränderung  in  der  Organisation  der  Volkswirthschaft 
und  in  der  Combinatiou  des  privat- und  (z wangs-)  gemein- 


horn,  D.  Staats-  und  Eeclitsgesch. ,  .5.  A.,  I,  675  fl'..  überli.  §.  171.  Walter, 
D.  Kechtögesch.,  2.  Aufl.,  I,  132.  Zöpfl,  D.  Eechtsgesch.,  -I.A.,  11,  220.  Im  fränk. 
Reich,  unter  d.  Carolingern  u.  später  iin  D.  Reich  ist  die  domaniale  Epoche  durchaus 
vorherrschend.  Das  königl.  Domanialgut  liefert  den  grössten  Theil  der  Einkünfte 
(Eichhorn  a.  a.  0.  f.  d.  Ende  d.  9.  Jahrhund.).  Im  ehemal.  röm.  Reichsgebiet 
erhalten  sich  aber  die  röm.  Steuern  auch  unter  den  german.  Herrschern,  bes.  die  röm. 
(jrundsteuer.  Sie  scheint  meistens  zu  einer  Realla.st  geworden  zu  sein  und  traf  dann 
auch  den  Boden,  der  von  Romanen  an  Deutsche  gelangte.  Auch  hier  ist  aber  Vieles 
sehr  unsicher.  Vgl.  AVaitz,  II,  564  11'.,  579  fl. ,  bes.  über  die  verwickelte  Frage  der 
Fortdauer  der  röm.  Steuern.  Die  Kopfsteuer  traf  nur  die  Romanen.  Versuche,  sie  auf 
Franken  auszudehnen,  fehlen  nicht,  scheinen  aber  vereitelt  zu  werden.  Waitz,  II,  57s. 
Steuerart.  u.  grundherrl.  Abgaben  verschmelzen  vielfach,  so  dass  der  Character  späterer 
Grundzinse  u.  s.  w.  oft  nicht  genau  zu  bestimmen  ist.  —  In  den  Gemeinden,  auch 
den  Städten  hängt  die  Entwicklung  der  Steuern  mit  der  Entstehung  der  Ge- 
meinde oder  Stadt  zusammen.  Alte  deutsche  Dorfgemeinden  haben  regelmässig  Gemcin- 
cigenthum  an  einem  grösseren  oder  geringeren  Theil  des  Bodens  u.  Nutzungen  daraus 
auch  für  die  Gemeindezwecke  selbst.  Daher  bedarf  es  hier  keiner  oder  erst  später 
der  Steuern.  Anders  in  solchen  Städten,  die  sich  nicht  aus  der  Dorfgemeinde  ent- 
wickelten. Ein  interess.  Beispiel  ist  Basel,  dessen  Gcmeindcwirthsch.  von  Anfang 
an  wesentlich  auf  Steuereinnahmen  basirt  war.  Schön  b er g,  Basels  Fin.verh.  S.  14  11'. 
")  Ueber  diesen  Begriff  s.  Grundlegung  §.  13!)  If. 
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wirthscbat'tlicheu  Systems,  absolut  und  relativ  zu  Guusteu  des 
letzteren.*'*)  Die  finanzielle  Folge  dieser  Veränderung  ist 
aber  eine  Steigerung  des  Finanzbedarfs  und  die  Deckung 
desselben  wird  die  Voraussetzung  für  die  Verwirklicbung 
dieser  Gestaltungen.  (§.  345) 

Besonders  wiebtig  aucb  für  die  tinanzielle  Seite  dieser  Verhält- 
nisse sind  zwei  Momente:  Die  Webr Verfassung  und  der  niebr 
oder  weniger  natural-  oder  geldwirtbscbaftlicbe  Zustand 
der  Volkswirtbsebaft. 

1)  Von  ersterer  hängt  nicht  nur  die  Höbe  des  Finanzbedarfs, 
sondern  auch  der  Umstand  ab,  ob  und  wie  weit  das  Webrwesen 
überhaupt  den  Finanzbedarf  und  speciell  den  regelmässigen 
Finanzbedarf  berührt.  Letzteres  geschieht  im  AVesentJichen  nur 
bei  eigentlichen  Soldherren  oder  in  Zeiten  der  Soldzahlung  (im 
Kriege  selbst  u.  s.  w.),  also  nicht,  wenn  die  Mannschaft  sich 
selbst  unterhalten  muss  oder  wenn  Dritte  (Lehensträger  ibre  Leute, 
Contiugentssteller  ihr  Contingeut  u.  dgl.  m.)  für  die  Unterhaltung 
statt  des  Staats  eintreten.  Auch  speciell  der  Stand  der  militäri- 
schen Technik  —  selbst  wieder  ein  wichtiges  Moment  für  die 
Gestaltung  der  Wehrverfassuug  —  in  Betreff  des  Personals  und 
Materials  ist  von  Einfluss:  nur  bei  besonderer  längerer  Schulung 
der  Leute  und  bei  der  Ausstattung  der  Heere  u.  s.  w.  mit  künst- 
licheren Angriffs-  und  Vertbeidigungswaffen  und  Mitteln  (maschi- 
nelle Technik  u.  dgl.  auch  hierj  führt  das  Wehrweseu  zu  einem 
eigenen  grösseren  regelmässigen  Finanz  bedarf,  auch  schon 
im  Frieden.  Bekannte  Verhältnisse  im  entwickelteren  altrömischen 
und  seit  der  Erfindung  des  Schiesspulvers  im  modernen  Heerwesen 
dienen  als  Belege  hierfür.  Der  finanzielle  Einfluss  grade  des 
modernsten  Heerwesens,  das  selbst  wieder  zugleich  ein  Product 
moderner  Technik  ist,  wurde  schon  im  1.  Bande  dargelegt:  Er- 
örterungen, welche  auch  für  die  Entwicklung  des  Finauzbedarfs 
und  der  Besteuerung  wichtig  sind.") 


")  Grundlegung  §.  120,  §.  154  ff.,  bes.  Ka}).  4,  Abschn.  3  vom  ,, Gesetz  der 
wachsenden  Ausdehn,  der  Staatsthätigkciten".  Auch  das  cl).  im  Abschn.  4  erörterte 
Vorwalten  des  Prä7entir[jrincips  im  entwickelten  Staat  wirkt  in  der  Kichtung,  den 
Finanzbedarf  regelmässiger  zu  machen  und  ihn  zu  steigern,  wodurch  wieder  die 
Nothwendigkeit  entsteht,  dass  die  Besteuerung  aus  einer  unrcgelmässigcn,  z.  B.  nur 
in  Kriegsfällen  eröffneten,  zu  einer  regelmässigen  Einnahme  wird. 

")  Wagner,  Fin.  I,  §.  111—120  über  Militärökonomik.  —  Den  Einfluss  der 
Wehrverfassung  auf  das  Finanz-  und  Steuerwesen  hat  namentlich  Lang  in  s.  histor. 
Entwicklung  der  teutschen  Steuerverfassung  seit  den  Garolingern  bis  auf  unsere  Zeit 
179.^)  nachzuweisen  gesucht.     Er  stellt  den  Satz  auf:  ..jede  Veränderung  im  System 
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2)  Im  naturalwirthschaftlichen  Zustande  der  Volks- 
wirthschaft  ist  eine  umfassendere  Thätiglseit  der  staatlichen  und 
communalen  Gemeinwirthschaft  weder  Bedürfniss,  noch  finanziell 
angemessen  durchzuführen.  Erst  die  Geld  wir  thschaft  wird, 
wie  innerhalb  des  privatwirthschaftlichen  Systems,  so  zwischen 
diesem  und  dem  gemeinwirthschaftlicheu  die  ökonomisch-technische 
Grundlage  der  Arbeitstheilung.  Denn  unter  dem  Gesichts- 
punct  der  letzteren  muss  auch  jede  Combination  zwischen  diesen 
beiden  Systemen  aufgefasst  werden,  wenn  die  Arbeitstheilung  sich 
hier  auch  nicht  „fr ei'',  sondern  „zwangsweise''  entwickelte^) 
Mit  der  Geldwirthsehaft  treten  immer  mehr  Gemeinbedürfnisse  auf 
und  wild  die  Nothwendigkeit  wie  andrerseits  die  Möglichkeit  der 
Dazwischenkunft  der  Gemeinwirthschaft  in  das  privatwirthschaft- 
liche  System  und  die  theilweise  Verdrängung  des  letzteren  durch 
jene  immer  allgemeiner.  Damit  wird  die  Geldwirthsehaft  also  erst 
die  Voraussetzung  jener  dargelegten  Veränderung  in  der  ganzen 
volkswirthschaftlichen  Organisation. 

C.  —  §.  344.  Einfluss  von  Centralisation  und  Deceu- 
tralisation  im  gemeinwirthschaftlichen  System.  Diese 
typischen  Grundzüge  der  Entwicklung  lassen  sich  in  der  Geschichte 
aller  fortschreitenden,  aller  Culturvölker  nachweisen,  insbesondere 
in  der  Geschichte  der  Volkswirthschaft  und  der  gesammten  öffent- 
lichen Verwaltung.  Sie  treten  natürlich  nur  nicht  immer  gleich- 
massig  deutlich  hervor  und  die  einzelnen  Vorgänge  gestalten  sich 
nach  Zeitaltern  und  Völkern  manchfach  verschieden.  Einen  äusser- 
lichen  Hauptunterschied,  welcher  auch  für  das  Finanzwesen  und 
speciell  für  die  Besteuerung  wichtig  ist,  macht  die  überwiegend 
centralistische  oder  de  centralis  tische  Richtung  im  Ge- 
meinwesen. 

1)  Wo  die  erstere  vorwaltet,  lassen  sich  jene  typischen  Grund- 
züge der  Entwicklung  leichter  erkennen,  so  im  altrömischen  Staat 
der  späteren  Zeit  der  Republik  und  unter  den  Kaisern,  und  in  den 

der  Auflagen  oder  dem  Steuerwesen  ist  zuerst  in  einer  vorausgegangenen  Veränderung 
des  Kriegswesens  ganz  sicher  zu  suchen",  S.  4,  und  unterscheidet  dann  die  Systeme 
des  Heerbanns,  der  Lehenmiliz,  der  besüldeten  Haustruppen,  der  besoldeten  Keichs- 
armec,  der  beständigen  Kreis-  und  Executiönssoldaten.  Die  Erklärung  für  diesen  Zu- 
sammenhang findet  er  in  dem  gemeinsamen  Hauptzweck  von  Soldaten  und  Steuern: 
Sicherheit.  Schon  a  priori  ist  ein  solcher  Zusammeiiliang  im  Allgemeinen  wohl  zuzu- 
geben. Der  Militäraufwand  ist  immer  eine  der  wichtigsten  Staatsausgaben,  unbedingt 
die  wichtigste  vor  der  iiöhercn  Entfaltung  des  Cultur-  und  Wohlfahrtszwecks.  Im 
Einzelnen  wird  aber  die  Entwicklung  docli  noch  von  anderen  Factorcn  bestimmt,  was 
bei  Lang  um  seiner  Tliese  Willen  zu  sehr  zurücktritt. 
'■-)  Grundlegung  §.  ]<>2. 
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moderueii  europäischen  Staaten  seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters, 
inbegrit^en  die  deutscheu  Territorien.  Hier  ist  es  namentlich  die 
Staatsthätigkeit,  welche  von  allen  „öflfeutlichen"  Thätigkeiten 
extensiv  und  intensiv  am  Meisten  wächst,  und  der  Staatstinauz- 
bedart"  nimmt  daher  auch  am  Gleisten  zu. 

2)  Wo  eine  grössere  Staatsbildung  unterbleibt,  oder  wo  im 
Staate  die  Ceutralisation  nicht  so  stark  zur  Ausbildung  kommt, 
da  treten  jene  Grundzüge  der  Entwicklung  weniger  scharf  und 
sichtbar  hervor,  sie  fehlen  aber  doch  auch  hier  nicht.  So  bei  den 
liclleneu,  wo  diese  Entwicklung  auf  die  Einzelstaaten  im  Wesent- 
lichen beschränkt  bleibt  und  auch  hier  nicht  überall  weit  gedeiht. 
So  überhaupt  im  ganzen  Mittelalter,  in  welchem  man  das  Vor- 
handensein einer  solchen  Entwicklung  und  schon  einer  solchen 
Entwicklungstendenz ,  bekannten  geschichtlichen  Erscheinungen 
gegenüber,  wohl  selbst  bestreiten  möchte.  Dennoch  wäre  das  ein 
Irrthum.  Allerdings  lösen  sich  die  grossen  Reiche,  voran  das 
fränkische  und  in  einem  tausendjährigen  geschichtlichen  Process 
das  Deutsche  Reich,  das  characteristischste  Beispiel  hierfür,  in  eine 
lose  Verbindung  fast  selbständiger  autonomer  grösserer  und  kleinerer 
Territorialherrschaften  auf.  Diese  übernehmen  für  länger,  wie  bei 
uns  und  in  Italien,  für  kürzer,  wie  in  Britannien,  Frankreich, 
Spanien,  die  „öfifentlichen"  Functionen  des  „Staats".  Dem.  „Reiche" 
bleibt  zeitweise  davon  wenig  oder  nichts,  daher  auch  wie  im  alten 
Deutschen  Reich  eigentlich  gar  kein  Finanzbedarf  des  Reichs  als 
solchen  mehr.  Aber  innerhalb  der  einzelnen  Territorien,  auch  in 
Deutschland  immer  mehr  seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters,  dann 
in  den  Städten  vielfach  schon  von  noch  früherer  Zeit  an,  macht 
sich  dieselbe  Entwicklungstendenz  vermehrter  und  reicherer  öffent- 
licher „geraeinwirthschaftlicher"  Thätigkeit  geltend. 

Es  würde  dies  schon  im  Mittelalter  noch  mehr  der  Fall  gewesen 
sein,  wenn  nicht  damals  die  eigenthümlich  grossartige  Stellung 
und  Function  der  Kirche  und  der  kirchlichen  Anstalten 
(Klöster,  Stiftungen  u.  s.  w.)  dem  ,,caritativen  System"  eine  unge- 
wöhnliche Ausdehnung  verschafft  hätte  und  dadurch  ein  erheblicher 
Theil  des  nationalen  Bodens  und  Kapitals  gewissen  öffentlichen 
Zwecken  und  Gemeinbedürfnissen  in  der  Rechtsform  des  kirchlichen 
Vermögens  zur  Verfügung  gestellt  worden  wäre.  Mit  der  Sprengung 
der  mittelalterlichen  katholischen  Kirche  durch  die  Reformation 
und  die  sie  begleitenden  Ereignisse  musste  denn  auch  im  16.  und 
17.  Jahrhundert  gleich  auf  einmal  eine  förmlich  sprungweise  grosse 

A.  Wa^iiPr,  Finnnzwiasfnsi'liaft.     IT.  12 
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Ausdehnung  der  „öffentlichen"  Thätigkeiten  der  Staaten,  Territorien, 
Gemeinden  erfolgen  (Polizei,  Armenwesen,  Schulwesen  u.  a.  m.), 
am  Meisten   natürlich  zunächst  in   den    protestantischen   Ländern. 

Die  allmälige  Vergrösserung  der  Territorien,  ihre  Ausbildung 
zu  eigentlichen  Staaten,  die  Unterdrückung  der  localen  autonomen 
Körper,  die  neue  Wehrverfassung  u.  A.  m.  haben  dann  auch  hier 
die  Centralisation  mehr  hervortreten  lassen.  Der  Finanzbedarf  für 
öffentliche  Zwecke  nahm  die  Form  des  Staatsfinanzbedarfs  au. 
Durch  die  Bildung  neuer  Staatsformen  wie  des  einheitlichen  Italiens, 
des  Deutschen  Keichs  hat  diese  Entwicklung  in  unseren  Tagen 
auch  hier  dieselben  Erscheinungen  politischer  und  finanzieller  Art 
wie  schon  länger  in  den  anderen  Staatsgebieten  Europas  her- 
vorgerufen. 

'S)  Noch  jetzt  bestehen  aber  nach  der  verschiedenen  politi- 
schen Organisation  der  Reiche  und  Staaten,  besonders  nach  dem 
Maasse  der  Entwicklung  der  Selbstverwaltung  der  kleineren  räum- 
lichen Körper  bemerkenswerthe  Verschiedenheiten  im  Wirkungs- 
kreise der  einzelnen  Glieder  des  zwangsgemeinwirthschaftlichen 
Systems,  woraus  sich  dann  entsprechende  Verschiedenheiten  des 
Finanzbedarfs  und  der  Besteuerung  ergeben.  Die  Verhältnisse  der 
Reichs-,  Landes-  oder  Staats-,  Provinzial-,  Kreis-,  Gemeindefinanzen 
u.  s.  w.  .und  die  darauf,  besonders  die  auf  das  betreffende  Steuer- 
wesen sich  beziehenden  Streitfragen  finden  dadurch  ihre  Erklärung. 
Bei  strafferer  Centralisation  im  ganzen  Staatswesen  und  geringerer 
Entwicklung  der  Selbstverwaltung,  daher  beschränkterer  Sphäre 
der  Selbstverwaltungskörper  betrifft  die  extensive  und  intensive 
Entfaltung  der  öffentlichen  Thätigkeit  und  folgeweise  die  Steige- 
rung des  Finanzbedarfs  mehr  den  Staat  als  die  anderen  Körper: 
daher  der  characteristische  Unterschied  zwischen  Einheitsstaat  und 
Bundesstaat,  zwischen  Frankreich  und  den  meisten  continentalen 
Staaten  einer-,  Grossbritannien  andrerseits,  zwischen  der  bisherigen 
Lage  in  den  deutschen  Staaten",  besonders  in  Preussen,  und  der 
demnächstigen  nach  erfolgreich  durchgeführter  Decentralisation  der 
Verwaltung  und  nach  Herstellung  vermehrter  Selbstverwaltung.  Je 
nachdem  kann  hier  bei  einem  einzelnen  Gliede  der  Reihe  auch 
wohl  in  Folge  von  Uebertragung  gewisser  Functionen  auf  ein 
andres  Glied  statt  der  üblichen  Ausdehnung  eine  Einschränkung 
der  öffentlichen  Thätigkeit  und  des  daraus  entstehenden  Finanz- 
bedarfs eintreten,  z.  B.  für  die  Einzelstaaten  bei  der  ersten  Bildung 
und  allmüligeu  Erweiterung  eines  Bundesstaats,  so  im  neuen  Deut- 
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sehen  Reich,  ^^)  oder  l'ür  den  Staat  bei  der  Organisation  der  Selbst- 
verwaltimg. Aber  die  Functionen  des  ganzen  zwangsgemeinwirth- 
schaftlicben  Systems  und  damit  der  Finanzbedarf  für  dasselbe 
erweitern  sich  dennoch.     Und  das  ist  hier  das  Entscheidende. 

D.  —  §.  345.  Einwirkung  des  vermehrten  Finanzbe- 
darfs auf  die  Art  der  finanziellen  Deckung.  Die  somit 
nachgewiesene  Entwicklung  ist  an  die  Voraussetzung  gebunden, 
dass  der  vermehrte  Finanzbedarf  seine  richtige  finan- 
zielle Deckung  finde  (§.  343).  Diese  Voraussetzung  ist  eine  um 
so  unbedingtere,  je  mehr  der  zwangsgemeinwirthschaftliclie  Bedarf 
eben  Finanz  bedarf  wird,  d.  b.  nicht  oder  nicht  mehr  durch  unent- 
geltliche oder  von  Dritten  unentgeltlich  gestellte  (Natural)-Dienste 
gedeckt  wird,  wie  in  älteren  Wehrverfassungeu ,  im  Ehrenamts- 
system u.  dgl.  m.  Die  Entwicklung  der  Volkswirthschaft,  die  An- 
forderungen an  die  Beschaffenheit  der  Leistungen  des  gemein- 
wirthschaftlichen  Systems  (berufsmässige  Ausbildung,  technische 
Schulung  der  Arbeitskräfte  u.  s.  w^)  machen  diese  directen  Dienst- 
leistungen für  den  Staat,  die  Gemeinde  unzulänglich.  Es  ver- 
wandelt sich  daher  der  ,, öffentliche  Bedarf'  immer  vollständiger 
in  Finanz  bedarf. 

Auch  die  Deckung  des  letzteren  hängt  dann  wieder  eng  mit 
der  Organisation  der  Volkswirthschaft,  der  Eigenthumsordnung  und 
der  thatsächlichen  Vertheilung  des  nationalen  Bodens  und  Kapitals 
zwischen  den  Privatwirthschaften  und  den  Zwangsgemeinwirth- 
schaften  zusammen.  Die  allgemeine  Entwicklung  besteht  darin, 
dass  für  den  gesteigerten  Bedarf  die  alten  Einnahmequellen  nicht 
mehr  ausreichen,  um  so  weniger,  als  diese  Quellen  sich  selbst 
meistens  sehr  vermindert  haben,  weil  der  Boden  immer  mehr  in 
das  volle  Privateigenthum  der  Privatwirthschaften  übergegangen 
ist  und  diesen  die  Erwerbsthätigkeiten  in  der  materiellen  Wirth- 
schaftssphäre  fast  allein  übei'lassen  sind,  ihnen  daher  dann  auch 
das  Materialkapital  der  Nation  immer  ausschliesslicher  gehört. 
Diese  Entwicklung  zeigt  sich  im  Alterthum,  im  Mittelalter  und  in 
der  Neuzeit.    Sie  tritt  im  Finanzwesen  des  Staats  und  der  kleinereu 


*')  Dies  lässt  sich  auch  finanzstatistisch  verfolgen  an  dem  Wachsthum  des  Etats 
des  Norddeutschen  Bundes  und  des  Deutschen  Reichs  einer-,  der  Einzelstaaten  anderer- 
seits. Letztere  sind  von  grossen  Ausgabezweigen  entbiirdet  worden ,  namentlich  vom 
Militäretat,  u.  haben  gleichzeitig  einen  Theil  ihrer  alten  Bedeckungsmittel,  bes.  Zölle 
u.  innere  Verbrauchsteuern,  an  das  Keich  abgetreten :  nur  der  finanzielle  Ausdruck  für 
die  stärkere  politische  Centralisation.  Aehnlich ,  nur  in  geringerem  Grade ,  die  Ent- 
wicklung in  der  Schweiz  und  ihren  Kantonen. 

12* 
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Körper  in  der  absoluten  und  relativen  Abnahme  des  älteren  Privat- 
erwerbs deutlich  hervor,  trotz  steigender  Ausgaben,  wie  dies  im 
1.  Bande  bereits  dargelegt  worden  ist.  ^*) 

Die  anderweite  finanzielle  Deckung  wird  dann  stets  über- 
wiegend oder  selbst  ausschliesslich  in  der  Besteuerung  gefunden: 
diese  ist  das  Hauptmittel  zur  Ausführung  der  sich  immer  mehr 
erweiternden  Zwecke  des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems 
bei  vorwaltend  rein  privatwirthschaftiicher  Organi- 
sation der  materiellen  Production  und  bei  der  hiermit 
verbundenen  Vorherrschaft  des  Privateigenthums  der 
Privatwirthschaften  an  Productionsmitteln.  Die  Entwick- 
lung der  Besteuerung  wird  daher  regelmässig  durch  zwei  wirth- 
schaftliche  und  rechtliche  Momente  bestimmt:  die  Ent- 
faltung des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems  und  gleich- 
zeitig die  Verdrängung  der  öffentlichen  Körper,  besonders  des 
Staats,  aus  dem  Eigenthum  an  Productionsmitteln,  vor  Allem  am 
Boden,  und  aus  dem  Gebiet  der  Sachgiiterproduction.  Wo  dieses 
letztere  Verhältniss  besteht,  da  ist  es  wenigstens  auf  die  Dauer 
stets  unvermeidlich,  dass  die  Ausdehnung  des  gemeinwirthschaft- 
lichen  Systems  mit  vermehrter  Besteuerung  verbunden  ist. 
Die  Finanzepoche  vorherrschender  oder  fast  alleiniger  Steuer- 
wirthschaft,  welche  für  die  moderne  staatsbürgerliche  oder  libe- 
rale Periode  characteristisch  ist  und  an  die  Stelle  der  domanialen 
Epoche  rückte,  hängt  daher  auch  mit  dem  Uebergang  fast  alles 
Bodens  ins  volle  Eigenthum  der  Privaten  und  mit  dem  fast  aus- 
schliesslich privaten  Gewerbebetrieb  eng  zusammen.  Die  unge- 
heure VermehruDg  der  Besteuerung  ist  in  dieser  Hinsicht  die  Con- 
sequenz  des  individualistischen  Wirthschaftssystems  und  seiner 
Rechtsbasis. 

E.  —  §.  346.  Auswege  statt  der  Besteuerung.  Wo  die 
Besteuerung  aus  anderen,  besonders  politischen,  socialen,  recht- 
lichen Gründen  aber  nicht  oder  nicht  entsprechend  vermehrt  werden 
kann,  und  dennoch  der  Drang  nach  Entfaltung  der  Gemeinwirth- 
scliaft  vorhanden  ist,  da  zeigt  die  Finanzgeschichte  zwei  Aus- 
wege: entweder  verschafft  man  dem  Staate  u.  s.  w.  wieder 
mehr  Eigenthum  an  Productionsmitteln,  damit  Gelegenheit 
zu  neue m  P r  i  \-  a  t  e  r  w e  r  b  oder  zur  Einrichtung  g e  b  ü  h  r  e  n  a  r  t  i  g  c  r 
Zweige;    oder    man   sucht   ausserordentliche   Hilfsquellen   zu 

'*)  Wagner,  Kiri.   f,  iUicli  2,  Kap.   1,  Absdin.  .">  S.  Mt)  11'.,  bes.  §.  lält,   1,J7. 
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eröffneu   imd  behandelt  deren  Ertrag  als  regchuiLssigc  (ordent- 
liche) Einnahme. 

1)  Der  erste  Weg  ist  in  einem  besonders  wichtigen  und 
interessanten  Falle  im  Kegalieuwesen  des  späteren  Mittelalters 
und  der  Uebergangszeit  des  16.  bis  18.  Jahrhunderts  beschritten 
worden,  besonders  in  der  Form  der  gewerblichen  Monopole 
im  Wohltahrts-  und  Polizeistaat  dieser  letzten  Periode.  Aehnliche 
Tendenzen  kehren  neuerdings  hier  und  da  wieder  unter  dem 
Drange  steigenden  Finanzbedarts  und  bei  besonderen  Schwierig- 
keiten, letzteren  durch  gewöhnliche  Steuern  zu  decken  (deutsches 
Tabakmonopol-Project).  Die  Ausbildung  grosser  moderner 
Wirthschaftsanstalten  im  Gebiete  des  Verkehrswesens 
und  sonst,  welche  dann  nach  dem  privatwirthschaftlichen  oder 
nach  dem  Gebührenprincip  verwaltet  werden,  gehört  ebenfalls  mit 
hierher,  wenn  sie  auch  zunächst  und  zumeist  allgemeine  volkswirth- 
schaltliche,  nur  nebenbei  finanzielle  Zwecke  verfolgt.  Die  syste- 
matische Entwicklung  des  ganzen  Gebühr enwesens  endlich  geht 
auch  mit  aus  dem  finanziellen  Streben  hervor,  die  einmal  als 
nothwendig  erkannten  gemeinwirthschaftlichen  Zwecke  ohne  oder 
mit  nur  theilweiser  Zuhilfenahme  der  Besteuerung  ausführen  zu 
können.  Die  Ausdehnung  des  modernen  Gebtihrenwesens  und  die 
Einrichtung  neuer  Wirthschaftsanstalten  der  gedachten  Art  (Staats- 
Eisenbahnen !)  ist  mit  einer  Ucbertragung  von  Grund-  und  Kapital- 
eigenthum  in  bedeutendem  Maasse  an  den  Staat  und  an  die  Selbst- 
verwaltungskörper verbunden.  Die  wichtigen  socialpolitischen  und 
finanziellen  Folgen  davon  sind  klar.  Alle  bezüglichen  Seiten  der 
Frage  sind  in  früheren  Abschnitten  dieses  Werks  aber  bereits 
behandelt  worden,  ^^j  Ueber  das  ebenfalls  schon  früher  berührte 
Regalienwesen  ist  dagegen  hier  noch  Einiges  hinzuzufügen  (§.  347). 

2)  Der  zweite  Weg,  die  Eröffnung  ausserordentlicher 
Hilfsquellen,  erscheint  in  der  Finanzgeschichte  wieder  als  ein 
doppelter:  man  wälzt  einmal  die  Last  des  heimischen  Staats- 
wesens möglichst  auf  Fremde,  entweder  in  der  Form  von  Con- 
tributionen,  Tributen,  Beiträgen  u.  dgl.  auf  sonst  wenigstens  nominell 
unabhängige  Völker,  auf  „Bundesgenossen''  u.  s.  w.,  oder  mittelst 
ausbeutender  Provinzialverwaltung  auf  die  dem  eigenen  Staate 
angegliederten  Provinzen :  Beides  besonders  im  Alterthum  mehrfach 
zu  einem  förmlichen  „System"  ausgebildet,  namentlich  im  römischen 

'^1  S.  das  vorige  Kapitel  von  den  Gebühren  in  diesem  Bande  und  die  Lehre  vom 
Privaterwerb,  bes.  vom  Communications-  und  Transportwesen  im  1.  Bande. 
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Keiche.  Sodann:  man  hilft  sich  solange  als  möglich  mit  Staats- 
schulden Vermehrung  statt  der  erforderlichen  Steuervermehrung, 
—  die  moderne  Methode,  welche  dann  im  Fall  von  Bankerott, 
Zinsreduction  u.  s.  vp.  bei  auswärtigen  Schulden  auf  die  ältere 
3Iethode  einer  Abwälzung  der  heimischen  Finanzlasten  auf  die 
Fremde,  bei  einheimischen  Schulden  auf  die  Ausbeutung  eines 
Theils  der  besitzenden  Classen  zu  Gunsten  des  Staats  hinaus- 
kommt, i'^)    S.  §.  349. 

§.  347.  —  1)  Das  Finanzregalienwesen  ist  bereits  im 
1.  Bande  und  in  der  Gebührenlehre  berührt  worden.  ")  Die  Regali- 
sirung  dient  nach  den  früheren  Erörterungen  vielfach  als  Be- 
steuerungsform und  ist  in  dieser  Hinsicht  später  noch  besonders 
zu  untersuchen.  Auch  wenn  man  sich  früher  in  der  Praxis  und 
Theorie  nicht  über  diese  Wirkung  eines  Regals  als  Steuer  klar 
war,  so  ist  dieselbe  impl leite  in  der  Verwaltung  der  Regalien, 
besonders  der  sogen,  gewerblichen  (Finanzmonopole)  regelmässig 
beabsichtigt  gewesen  und  auch  wirklich  eingetreten.  Denn  bei 
der  Selbstverwaltung  wie  bei  der  Verpachtung  dieser  Regalien,  bez. 
Monopole  war  die  leitende  Richtschnur,  die  Preise  der  Producte 
in  der  Art  der  Monopolpreise  höchstmöglich  anzusetzen ,  d.  h.  so 
hoch,  dass  die  Verwaltung  den  grössten  Gesammtgewinn  bezog. 
Der  Zweck  der  Regalisirung  oder  Monopolisirung  war  darauf  ge- 
richtet, durch  Ausschluss  der  Concurrenz  andren  Producenten  dies 
zu  ermöglichen.  Der  Gewinn  sollte  so  über  die  Höhe  des  gewöhn- 
lichen, freien  Gewerbsgewinns  gesteigert  werden.  Dies  wurde 
auch  regelmässig  erreicht,  und  dieses  Plus,  dieser  dem  Vorrecht 
oder  Ausschlussrecht  zu  verdenkende  Extragewinn  ist  Steuer. 
Selbst  wenn  beim  Ansatz  der  Preise  der  Monopolartikel  auf  eine 
gewisse  Schonung  der  Consumenten  Rücksicht  genommen  und 
die  Preise,  welche  ohne  eigenen  Nachtheil  des  Fiscus  etwa  noch 
hätten   gesteigert  werden   können,   absichtlich  unterhalb  des  mög- 


^^)  Man  könnte  etwa  noch  als  an  einen  dritten  Ausweg  an  die  athenischen 
Liturgie en,  die  römischen  Aufwendungen  der  höheren  Beamten  für  öffentliche 
Zwecke,  wie  Spiele,  Bauten  u.  s.  w.  denken.  Indessen  fallen  die  ersteren  doch  unter 
den  Steuerbegriff.  Sie  stellen  eine  Art  Extrabesteuerung  der  Reicheren  dar,  womit 
sich  der  Gesichtspunct  einer  zugleich  ehrenvollen  Leistung  für  das  Gemeinwesen  wohl 
verträgt.  Vgl.  Böckh,  Staatshaushalt  Athens,  L  09'i  ff.;  eb.  S.  7Ü0  über  die  ausser- 
ordentliche Liturgie,  die  Tri e rare  hie,  d.  h.  die  Hüstung  und  Resorgung  der  Kriegs- 
schiffe auf  Privatkosten,  aber  meist  mit  Betheiligung  des  Staats.  Die  ädilicischen  und 
ähnliche  Verwendungen  in  Rom  hängen  mit  dem  Ehrcnamtscharacter  des  Beamten- 
thums  zusammen. 

")  Kau-Wagner,  Fin.  L  §.  101  ff.,  109  ff.;  Wagner,  Fin.  I,  §.  141,  145—147. 
Dann  oben  Kap.  1,  §.  2S2,  2S3.  Eb.  über  Milnze  §.  209  ff.,  Post  §.  .S08  ff.,  Telegr.  §.313. 
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liehen  Maximums  gebaltcu  wurden,  wie  allerdings  vielfach  beim 
Salz,  so  sollte  doch  der  Monopolpreis  hoch  genug  bleiben,  um 
einen  Extragewi nu  erzielen  zu  können,  welcher  immer  noch 
als  Steuer  erscbeiut.  Insofern  kann  die  Fiuanzregalisirung  nicht 
als  ein  Ausweg  bezeichnet  werden,  den  man  zur  Vermeidung 
der  Besteuerung  beschritt.  Bei  allen  Regalien  mit  wirklicher 
Steuer  Wirkung  —  also  mit  Ausschluss  der  Regalien  im  Ge- 
b  üb  reugebiete,  wo  die  Regalisirung  nur  dazu  dient,  die  Vor- 
nahme der  Leistungen  durch  den  Staat  zu  erleichtern  und  die 
gute  Beschaftenheit  dieser  Leistungen  zu  verbürgen,  —  ist  diese 
Steuerwirkung  so  sehr  das  die  Sache  Characterisirende  und  regel- 
mässig auch  das  practisch  Wesentliche,  dass  die  Auffassung  der 
betreffenden  Einnahmen  als  Steuern  wohl  richtig  ist  und  dem- 
gemäss,  nach  den  früheren  genaueren  Erörterungen  im  1.  Bande, 
die  Behandlung  dieser  Einnahmen  im  finanz wissenschaftlichen  System 
in  die  Steuerlehre  gehört.  ^^'*) 

Hiermit  steht  es  aber  nicht  in  Widerspruch,  einen  gemischten 
ökonomischen  und  rechtlichen  Character  der  G  es  am  mt  einnähme 
aus  einem  gebührenartigeu  und  steuerartigen  Regal  anzuerkennen: 
ein  Theil  des  Reinertrags  ist  pr i va t wir thschaft liebes  Ein- 
kommen für  den  Staat  als  Rechtssubject  der  betreffenden  Unter- 
nehmungen, vornemlich  Zins  und  Rente  aus  Kapitalien  und  Grund- 
besitz, auch  Gewerbsgewinn.  Auch  ist  es  bei  der  Einrichtung  und 
Fortführung  eines  Finanzregals  der  mehr  oder  weniger  klar  be- 
wusste  Zweck,  vermittelst  der  Regalisirung  zugleich  solches  privat- 
wirthschaftliche  Einkommen  dem  Staate  zu  übertragen.  Es  ist 
gelegentlich  selbst  die  Idee  vertreten  worden,  dass  dies  die  Haupt- 
sache oder  sogar  die  alleinige  Wirkung  des  Regals,  bez.  Monopols 
sei,  z.  B.  beim  Tabakmonopol,  wobei  also  die  Steuerwirkung  ganz 
verkannt  oder  nur  als  geringfügig  erachtet  wird.^'-')  So  einseitig 
und  meistens  unrichtig  dies  ist,  so  sind  es  doch  solche  Auffassungen, 
welche  geschichtlich  in  der  Entwicklung  der  Finanzregalien  mit- 
wirkten und  selbst  heute  noch  bei  ihrer  Empfehlung  mitspielen. 


'*;  Rau-Wagner,  lin.  I,  §.  116;  Wagner.  Fin.  I.  §.  147.  Anders  Eau,  der 
die  ,.Einkiinfte  aus  Hoheitsrechten"  inclus.  der  g-ewerbl.  Finanzregalien,  wie  Salz, 
Tabak,  als  selbständige  Einnahmeart  neben  den  Privaterwerb,  die  Gebühren  und 
die  Steuern  stellte.  Die  eingehende  Begründung  der  Abweichung  von  Rau  gab  ich 
im  1.  Bande,  bes.  in  d.  2.  Aufl.  Buch  2,  Kap.  1,  Abschn.  1. 

'^)  Die?e  Auffassung  deutlich  bei  Fürst  Bismarck  in  den  Reichstagsdebatten  von 
1S7&  über  die  Tabakbesteuerung:  die  socialistische  Identificimng  von  Steuer  u.  Kapital- 
u.  Unternehmergewinu. 
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Für  das  richtige  Verständniss  des  Zusammenhangs  solcher 
Finanzfragen  und  speciell  der  Entwicklungsgeschichte  der  Ein- 
nahmen mit  der  Organisation  der  Volkswirthschaft,  mit  der  Eigen- 
thums-  und  Erwerbsordnung  und  mit  der  Vertheilung  des  Eigen- 
thums  an  Productionsmitteln  unter  Privat-  und  öftentlichen  Wirth- 
schaften  sind  selbst  solche  einseitige  Auffassungen  beachtenswerth. 
Der  richtige  Kern  darin  ist  aber  von  allgemeiner  Bedeutung  für 
das  Verständniss  der  Finanz-  und  Steuergeschichte  und  der  Ge- 
schichte der  Volkswirthschaft. 

§.  348.  Soweit  jene  älteren  Finanzregalien  wirklich  vorwiegend 
oder  allein  finanziellen  Zwecken  dienten,  bildet  ihre  Entwicklung 
den  Uebergang  von  der  älteren  vorherrschend  doma- 
uialen  zu  der  neueren  Periode  vorherrschender  Steuer- 
wirthschaft  des  Staatsfinanzwesens,  Die  grundherr- 
schaftlichen Regale  entwickeln  sich  zuerst,  in  Verbindung  mit 
gewissen  Anschauungen  des  Patrimunial-  und  Feudalstaats  in 
Betreff  des  ganzen  Bodens  des  Landes.  Die  Regalien,  welche 
sich  auf  die  Benutzung  der  Gewässer  beziehen,  schliessen 
sich  an.  Die  gewerblichen  Regalien  und  Finanzmonopole 
folgen  besonders  seit  dem  16.  und  17.  Jahrhundert,  nach  bedeuten- 
derer Entwicklung  des  Gewerbewesens,  des  Volks -Einkommens 
daraus,  überhaupt  des  Verkehrs,  und  in  Zusammenhang  mit  den 
Ideen,  Rechtsansprüchen  und  bald  auch  Rechten  der  Staatsgewalt 
in  der  absolutistischen  Uebergangsperiode  vom  Feudalstaat  zum 
modernen  Staate.  2'') 

Die  treibende  Potenz  war  die  Entwicklung  der  öffentlichen 
Thätigkeit  des  Staats,  —  m.  a.  W.  das  Hervordrängen  der  Gemein- 
wirthschaft.  Der  Weg  der  Finanzregalien  wurde  aber  durch  den 
Umstand  gewiesen,  dass  Boden,  Kapital  und  Gewerbsthätigkeit 
grossentheils  private  geworden  waren.  Der  Weg  der  eigentlichen 
Besteuerung,  welcher  allerdings  ungefähr  gleichzeitig  mit  dieser 
Entwicklung  der  Regale  auch  immer  mehr  und  immer  consequenter 
beschritten  wurde,  bot  für  die  Deckung  des  ganzen  erforderlichen 
Mehrbedarfs    noch    zu   viel   Schwierigkeiten,      Die    besonders    für 


'■"')  Den  Einfluss  auch  der  wirthschat'tlicliea,  tinanzielleii  u.  polit.  Tlieoretiker,  dann 
der  Romanisten  auf  diese  Entwicklung?  weist  Koscher  iu  s.  Gesch.  d.  D.  Nat.ök.  näher 
nach.  Kap.  8,  v.  Eindrängen  des  wälschcn  Kegalismus,  bes.  §.  39  S.  159  (s.  d.  Citat 
aus  Koscher  in  Wagner,  Fin.  I,  §.  141  Note  19).  ,,In  die  deutschen  Finanzen  ist 
<ler  Regalismus  viel  später  und  im  Ganzen  auch  weniger  tief  eingedrungen"  (als  in  die 
fremden),  Eb,  S.  164.  Es  hängt  dies  auch  mit  der  z.  Th.  dem  Ständewesen  zu  ver- 
dankenden grösseren  Erhaltung  des  territorialen  Domaniums  zusammen. 
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directe  Öteueru  erforderliche  Mitwirkung  der  Stände,  die  Opposition 
der  bevorrechteten  Stände  und  die  Privilegien  der  letzteren  in 
Bezug  auf  Steuerfreiheit,  die  Autonomie  der  Städte  und  deren 
Zoll-  und  ähnliche  Privilegien  mehr;  namentlich  aber  auch  die 
eigentlich  steuertechnischen  Schwierigkeiten  bei  der  Anlegung 
tlirecter  und  iudirccter  Steuern,  welche  man  aus  Mangel  an  Er- 
lahruugen,  au  tüchtigen  Beamten  und  bei  der  allgemeinen  UnvoU- 
kommenheit  des  Behiirdenwesens  noch  nicht  zu  überwinden  wusste; 
ferner  die  Consurationsverhältnisse  der  Bevölkerung,  besonders  der 
unteren  Classen,  welche  die  Erhebung  allgemeiner  Verbrauchs- 
abgaben reichlichen  Ertrags  nur  erst  theilweise  gestatteten,  dies 
Alles  hemmte  vom  16.  bis  18.  Jahrhundert,  hier  mehr,  dort  weniger, 
die  genügende  Entwicklung  der  eigentlichen  Besteuerung. 

Um  so  mehr  half  man  sich  durch  das  Finanzregalsystem, 
später  besonders  durch  die  gewerblichen  Regale  und  Finanzmono- 
pole, Gestaltungen,  welche  ohnehin  der  bevormundenden  Wirth- 
schafts-,  besonders  der  Gewerbepolitik  und  der  allgemeinen  inneren 
Politik  des  sich  emporringenden  absolutistischen  Staats  und  des 
Wohlfahrts-  und  Polizeistaats  entsprachen.  Durch  Ueberlassung 
der  Ausnutzung  der  Kegale  an  Dritte  gegen  Abgaben  oder  durch 
Verpachtung  der  Finanzmonopole  überwand  man  die  Schwierig- 
keiten, welche  sich  aus  der  UnvoUkommenheit  der  Staatsverwaltung 
ergaben.  Mehr  und  mehr  bildeten  sich  aber  dann  diese  Regalien 
zu  Formen  der  Besteuerung  aus,  z.  B.  die  Abgaben  beim 
Bergregal  zu  Bergwerksteuern,  die  Finanzmonopole,  z.  B.  das  Tabak- 
monopol zu  Formen  der  indirecten  Verbrauchsbesteuerung  u.  s.  w. 
In  dieser  Hinsicht  w^erden  wir  den  Regalien  später  in  verschiedenen 
Abschnitten  der  Steuerlehre  wieder  begegnen. 

Hier  genügt  es,  die  wichtige  Stellung  characterisirt  zu  haben, 
welche  die  Finanzregalien  in  der  Entwicklungsgeschichte  des 
Finanzwesens  der  neueren  Völker  einnehmen.  Indem  sie  sich 
zwischen  die  domaniale  und  die  reine  Steuerperiode  schieben, 
vereinigen  sie  Elemente  beidei-,  daher  des  Privaterwerbs  und  der 
Steuer,  letzteres  später  immer  mehr,  in  sich.  Sie  sind  aber  stets 
zugleich,  wenn  auch  zunächst  finanziellen  Zwecken  dienend,  von 
bemerkenswerthem  Einfluss  auf  die  Organisation  der 
Volkswirthschaft  und  auf  die  Rechtsordnung  und  die 
Vertheilung  des  Eigenthums  an  J'roductionsmitteln, 
daher  auf  das  private  Erwerbsleben.  Denn  in  ihnen  liegt 
iraplicite  zugleich   der  Versuch,    theils  hemmend,    theils  rUck- 
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bildend  in  die  Entwicklung  rein  privatwirthschal'tlicher  Organi- 
sation der  Sachgüterproduction  und  in  den  damit  zusammenhängen- 
den Uebergang  alles  Bodens  und  alles  Materialkapitals  in  das 
volle  Privateigenthum  einzugreifen.  Insofern  enthält  in  der  That 
jedes  Regal  und  Fiuauzmonopol,  neben  seinen  finanziellen,  beson- 
ders seinen  Steuerwirkungen,  „ein  gutes  Stück  Principienfrage" ^^) 
für  die  volkswirthschaftliche  Organisation  und  für  die  allgemeine 
wirthschaftliche  Rechtsordnung,  besonders  für  die  Eigenthums- 
ordnung:  ein  selten  genügend  beachteter  Zusammenhang.  M.  a.  W. 
die  Regalisirung  ist  bei  ihrer  ersten  Einführung  eine  Form 
der  Entziehung  von  Privateigenthum  an  Productionsmitteln  und 
von  dem  damit  verbundenen  Einkommen  aus  Renten  und  Gewerbs- 
gewinn zu  Gunsten  gemeinwirthschaftlicher  Entwicklung;  bei  ihrer 
Fortdauer  wird  die  Regalisirung  ein  rechtlicher  Vorbehalt 
von  Eigenthum  an  Productionsmitteln  und  von  daraus  fliessendem 
Einkommen  für  den  Staat  zu  Ungunsten  der  privatwirthschaft- 
lichen  Entwicklung,  daher  auch  des  Privatkapitals.  Deshalb  auch 
die  Feindschaft  der  Smithischen  Nationalökonomie  gegen  die 
Regalien,  denn  diese  stemmen  sich  den  „wirthschaftsfreiheitlichen" 
Forderungen  der  Schule  und  der  „liberalen  Periode"  mächtig 
entgegen. 

§.  349.  —  2)  (S.  0.  §.  346.):  Ausserordentliche  Hilfs- 
mittel zur  Deckung  ordentlicher  Ausgaben.  Die  Ausführung 
grosser  öffentlicher  Ausgaben  des  Staats  ohne  entsprechende  Zu- 
hilfenahme der  Besteuerung  ist  eine  so  bemerkenswerthe  geschicht- 
liche Thatsache,  dass  der  zweite  der  oben  erwähnten  Auswege, 
die  Benutzung  ausserordentlicher  Hilfsmittel,  hier  noch  eine  beson- 
dere Betrachtung  verdient. 

a)  Die  erste  Form,  im  Wesentlichen  also  das  System  der 
Ueberwälzung  der  einheimischen  Staatslasten  auf  die 
Fremde,  erscheint  nach  unseren  heutigen  politischen,  sittlichen 
und  rechtlichen  Anschauungen  freilich  vielfach  fast  ähnlich  ver- 
werflich wie  etwa  das  Institut  der  Unfreiheit.  Die  ökonomischen, 
socialen  und  finanziellen  Folgen  solcher  Verhältnisse  wollen  deshalb 
aber  doch  unbefangen  geprüft  werden.  Sie  sind  in  so  wichtigen 
weltgeschichtlichen  Beispielen,  wie  etwa  im  Tributsystem  des 
athenischen   Staats 2^)   oder   vollends   in    der   provinzialen  Aus- 


")  S.  Pierstorff  über  die  Tabaksteuerlitcr.  in  Ilildebrand's  Jahrb.  1878  I,  S.  ^28. 
-■-)  Böckh,  Staatshausb.  d.  Ath.   I,  520,    Tribute  „die  bei  Weitem  bedeutendste 
Eiiinahino  des  ath.  Staats".     S.  oben  S.  13. 
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beiitung  des  römischen  Staats  bedeutsam  genug.-'')  Konnte 
doch  dank  diesem  System  und  trotz  der  ungeheuren  Staatsthätig- 
keit,  ja  der  förmlichen  Ernährung  und  rnterhaltung  des  ärmeren 
Theils  des  römischen  Volks  durch  den  Staat,  der  römische  Bürger 
und  bald  ganz  Italien  von  directen  Steuern  im  Wesentlichen  Jahr- 
hunderte lang  befreit  bleiben.-*)  Auch  im  I\Iittelalter  und  in  der 
Neuzeit  haben  aber  wenigstens  zu  Zeiten  solche  Verhältnisse  nicht 
gefehlt  und  Tribute  besiegter  Völker,  Abgaben  unterworfener  Neben- 
länder u.  dgl.  immer  wieder  die  practisch- finanzielle  Bedeutung 
des  Vae  victis  bewiesen.  -•')  Am  Meisten  System  gebracht  wurde 
in  solche  Beziehungen  zwischen  dem  leitenden  Hauptvolke  eines 
Staats  und  den  abhängigen  Völkern  durch  ausbeutende  Colo- 
nial Verwaltung,  wie  sie  im  modernen  Colonialwesen  selten 
ganz  gefehlt  hat.  Wenn  auch  gewöhnlich  nicht  directe  Steuer- 
beiträge der  Colonieen  bezogen  wurden,  so  fand  doch  auch  eine 
finanzielle  Ausbeutung  durch  Handels-  und  Zollpolitik  des 
Mutterlands  statt  oder  die  Colonie  ward  wie  ein  grosses  Doma- 
ninm  bewirthschaftet,  wobei  es  ohne  solche  Ausbeutung  auch  nicht 
abging.  Ein  wichtiges  Beispiel  liefern  noch  jetzt  die  indischen 
Colonieen  der  Niederlande.  2*^)  Endlich  bieten  auch  solche  Ver- 
hältnisse Aehnlichkeit,  wo  die  Vertheilung  der  Staatslasten  in 
einem  grösseren  Staatsgebiete,  z.  B.  pro\inzenweise,  sehr  ungleich 
ist:  die  überbürdeten  Provinzen  erscheinen  hier  für  den  Betrag 
der  Ueberlastung  auch  ökonomisch  und  finanziell  zu  Gunsten  der 
übrigen  ausgebeutet.  Daran  ändert  sich  nichts,  wenn  eine  solche 
Verschiedenheit   der   Belastung   auch  nicht  bewusste   Absicht  ist, 

^  ilarquardt,  röm.  Staatsverwalt.  II,  175  ff. 

-*}  Eb.  S.  171  ff.  Nichterhebung  des  Bürger  -  Tributum  seit  1(17  vor  Christus, 
gleiche  Steuerfreiheit  für  ganz  Italien  seit  89  v.  Chr.  So  Marquardt  mit  Savigny, 
Huschke.  Rudorff,  Mominsen  u.  A.  m.  Anderer  Ansicht  Walter  u.  nam. 
Rodbertus  in  Hildebr.  Jahrb.,  der  zu  wesentlich  andren  Resultaten  gelangt.  Nach 
ihm  ist  das  Bürgertribut,  nach  allerdings  länger  bestandener  gänzl.  Steuerfreiheit  der 
Römer,  i.  J.  711  d.  St.  (43  v.  Chr.)  wieder  eingeführt  worden.  Z.  Gesch.  d.  Tribut- 
steuera ,  bes.  Jahrb.  IV,  40S  ff.  Am  Ende  d.  3.  Jahrhund,  nach  Christus  wurde  das 
Prorinzialtributum  in  ganz  Italien  eingeführt,  üeber  die  Getreidevertheilung  u.  deren 
Kosten  s.  u.  A.  Marquardt.  IL  106  ff.  Die  Ansichten  von  Rodbertus  über  den  Zu- 
sammenhang zwischen  ital.  Landbau,  Entstehung  des  Colonats,  Getreideeinfuhr  u.  s.  w. 
weichen  von  denen  der  philolog.  Historiker  vielfach  ab.  Endgiltig  entschieden  sind 
alle  diese  Fragen  wohl  noch  nicht.     Vgl.  Grundlegung  2.  Aufl.,  §.  211,  Note  12. 

^)  Deckung  der  französ.  Kriegskosten  unter  Napoleon  I.  regelmässig  durch 
Contributionen  n.  s.  w.  S.  z.  B.  über  die  Leistungen  des  besiegten  Preussen  an 
Frankreich  Duncker,  Ztschr.  f.  Preoss.  Gesch.  1S71,  auch  in  der  Preuss.  Statist. 
Ztschr.  1S71  S.  .^74. 

^)  Im  niederländ.  Budget  für  1870  sind  an  ..Zuschüssen  der  Colon. verwalt." 
veranschlagt  10-S5,  1877  9-97  M.  fl. 
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sondern   uiir   aus   den  thatsächlielien ,   geschichtlich  überkommenen 
Steuerverhältnissen  hervorgeht.  -') 

Dem  Grade  nach  sind  natürlich  die  ökonomischen  und  finan- 
ziellen Folgen  in  diesen  verschiedenen  Fällen  verschieden,  im 
Priucip  sind  sie  gleichartig.  Die  wirthschaftlichen  Güter,  die  Arbeits- 
producte,  welche  alle  solche  „Beiträge"  u.  s.  w.  schliesslich  dar- 
stellen, nehmen  für  das  empfangende  Gemeinwesen  und  Volk  ganz 
oder  theilweise  —  letzteres  unter  Abrechnung  der  staatlichen  Gegen- 
leistungen, welche  die  tributären  Länder  von  dem  herrschenden 
doch  meistens  in  mancherlei  Form,  vor  Allem  in  der  Gewähr  der 
Rechtsordnung,  erhalten  —  die  Xatur  von  „freien"  Gütern  an.^^) 
Die  Yertheihmg  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens  des 
ganzen  betreffenden  Gebiets  wird  sich  dabei  gewöhnlich  sehr  zu 
Gunsten  des  empfangenden  und  zum  Nachtheil  des  gebenden  Landes 
gestalten.  Zugleich  wird  die  gesammte  wirthschaftliche  Arbeitslast 
in  derselben  "Weise  verschoben.  Die  Folge  ist  ein  wenigstens  rela- 
tives Zurückbleiben  der  Wirthschafts-  und  Culturentwicklung,  selbst 
eine  Verkümmerung  hier,  eine  raschere  und  bedeutendere  Ent- 
wicklung dort,  namentlich  ein  grösserer  Aufschwung  der  eigent- 
lichen feineren  Cultur,  freilich  aber  auch  eine  bedenklichere  Ver- 
geilung  und  Verüppiguug  des  öffentlichen  und  des  Privatlebens, 
vor  Allem  unter  den  Classen,  welche  au  der  Spitze  des  Staats 
stehen,  überhaupt  aber  unter  den  besitzenden  und  bisweilen  selbst 
bis  herab  zu  den  unteren  Classen  des  herrschenden  Volks.  Athen 
und  Eom  sind  für  die  Glanz-  und  Schattenseiten  solcher  Zustände 
die  ewig  typischen  Beispiele.  Unverkennbare  Analoga  finden  sich 
in  den  Mutterländern  grosser  Colonialreiche  (Grossbritannien!)  und 
in  Staaten  mit  systematischer  Ausbeutung  der  Provinzen  (Türkei!) 
auch  in  der  moderneu  Welt.  Die  Folgen  selbst  solcher  vorüber- 
gehender, aber  wegen  ihrer  Grossartigkeit  gewaltig  einwirkender 
Ereignisse,  wie  der  „Fünf  Milliarden -Contribution"  Frankreichs  an 
Deutschland,  bieten  ebenfalls  einige  Aehnlichkeit.^^) 

-'')  Mindestens  Spuren  solcher  Verhältnisse  in  den  meisten,  allmälig  durch  Ver- 
bindung verschiedener  Gebiete  entstandenen  Grossstaaten,  selbst  wenn  später  allgemeine 
Steuerreformen  durchgeführt  worden  sind.  So  sind  z.  B.  mehrfach  die  zufälligen 
alten  Grundsteuerschuldigkeiteu  noch  in  den  neuen  Katastersystemen  mit  berücksichtigt 
worden,  selbst  in  Frankreich.  Provinzielle  Ausgleichung  der  Grundsteuer  in 
Preussen  erst  1S61. 

-*)  Wie  mit  Rücksicht  auf  solche  Verhältnisse  der  Begriff  „freies"  und  „wirth- 
schaftlichcs"  Gut  überhaupt  ein  relativer  ist,  s.  Grundleg.  §.  9  („sociale"  Auffassung). 

■^®)  Darlegung  u.  Kritik  dieser  Folgen  in  Wagner,  Keichsfin.wesen,  in  Holtzen- 
dorff's  Jahrb.  d.  D.  Reichs,  III,  23(j  if.  (1S74).    S.  auch  mein  Referat  über  d.  Literatur 
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Auf  die  Dauer  mitehte  es  kaum  zweifelhaft  seiu,  dass  die 
ökonomisclieu,  socialen  uud  tiuanzielleu  Folgen  solcher  Verschiebung 
der  Kosten  oder  Lasten  des  heimischen  Gemeinwesens  auf  die 
Fremde  auch  für  das  empfangende  Land  und  Volk  überwiegend 
nachtheilig  sind,  die  Besteuerung  daher  doch  den  Vorzug  verdient. 
Ohnehin  ist  die  Grundlage  solcher  Verhältnisse,  die  überlegene 
Macht,  naturgemäss  eine  unsichere  und  nicht  allzu  dauerhafte.  Mit 
ihrem  Zusammenbruch  fehlen  die  Deckungsmittel  des  Bedarfs, 
während  die  Bedürfuisse  zunächst  meistens  geblieben  sind.  Die 
eigene  Besteuerung  im  erforderlichen  Umfange  ist  selten  möglich, 
jede  Vermehrung  der  Besteuerung  schon  höchst  drückend.  Nur  zu 
leicht  wird  daher  das  ganze  Staatswesen  zusammenstürzen. 

§.  350.  —  b)  Die  zweite  Form  der  ausserordentlichen  Hilfs- 
mittel zur  Deckung  ordentlicher  Ausgaben  ohne  Besteuerung,  das 
beständige  Schuldenmachen  für  „chronische  Deficite'' 
auch  in  der  „ordentlichen  Gebahrung"  verbietet  sich  mit  der  Zeit 
freilich  von  selbst,  weil  es  nicht  mehr  durchzuführen  ist.  Vom 
Standpuncte  der  Finanzwissenschaft  und  rationeller  Finanzpolitik 
muss  es  nach  den  Erörterungen  im  l.  Bande  unbedingt  verworfen 
werden.  Dennoch  spielt  es  leider  in  der  Praxis  der  modernen 
Welt,  zumal  der  neuesten  Zeit,  eine  nur  zu  grosse  und  zu  verhäng- 
nissvolle Rolle,  selbstverständlich  nicht  im  eigentlichen  Sinne  „be- 
ständig", aber  doch  verhältnissmässig  längere  Perioden  hindurch. 
Bei  einigermassen  solider  Finanzverwaltuug  wird  wenigstens  die 
Vermehrung  der  Besteuerung  zum  Behufe  der  Zinszahlung  möglichst 
in  gleichem  Schritte  gehen.  Aber  selbst  dies  ist  nicht  immer  leicht 
zu  erreichen  und  öfters  in  der  Finanzgeschichte  neuerer  Staaten 
lange  Zeit  hindurch  unterblieben  oder  doch  nicht  genügend  ge- 
schehen. Mitunter  aber  hat  es  selbst  an  ernstlichen  Versuchen  in 
dieser  Pachtung  gefehlt,  so  dass  sich  bis  zu  dem  unvermeidlichen 
Zusanmieubruch  die  öffentliche  Schuld,  zumal  die  Papiergeldschuld, 
schliesslich  lawinenartig  vermehrte,  allerdings  meistens  in  Kriegs- 
und Revolutionszeiten,  aber  nicht  ausschliesslich,  sondern  wirklich 
mit  zur  Deckung  ordentlicher  Ausgaben,  wie  1848  ff.  in  Oesterreich, 
1859  ff.  in  Italien,  in  der  Türkei.^")     Längere  Zeit  Hess  sich  dies 

betr.  die   französ.   Kriegskostenentscliädignng  (Bamberger,   Sötbeer  u.  A.  m.)   in 
Hildebr.  n.  Conrad's  Jahrb.  f.  Nat.ökon.  JS74. 

^^)  Wichtigere  Beispiele  aus  der  neueren  Finanzgeschichte  sind:  Frankreich  in 
der  ersten  Zeit  der  Revolution  während  der  Assignatenwirthschaft ;  die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerica  während  des  Bürgerkriegs  ISßl — 6.5  (s.  v.  Hock,  amer. 
Fin.  S.  4.^7  ff.;    eb.  S.  ÖOl  tl.  über  das  schliesslich  ganz   zusammcnbrcfliendc  Finanz- 
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wohl  durchl'ühreu ,  einmal  einfach  durch  Vermehrung  des  Staats- 
oder Bankpapiergelds,  das  uneinlösbar  geworden  und  den  Zwangs- 
curs  führte,  bis  zur  rettungslosen  Entwerthung  desselben.^i)  Dann 
aber  auch  unter  leidiger  speculativer  Vermittlung  des  modernen 
Bankthums  durch  die  Vermehrung  der  verzinslichen  Schuld.  Die 
Aussicht  auf  grossen  Provisionsgewinn  und  auf  andere  materielle 
und  „ideelle"  Vortheile  war  für  dieses  Bankthum  lockend  genug.  Und 
die  Möglichkeit,  in  geeigneten  Zeitpuucten  die  neuen  Staatspapiere 
trotz  alles  Misscredits  im  Publicum,  selbst  mit  Gewinn  gegen  den 
Uebernahmscurs,  abzusetzen,  stellte  sich  lange  genug  immer  wieder 
ein  oder  ward  durch  künstliche  Manoeuvres  hervorgerufen.  Die 
Geschichte  der  türkischen,  ägyptischen,  mancher  stid-  und  mittel- 
americanischen  Anleihe-Emissionen  auf  dem  europäischen  Markt 
liefert  eine  Fülle  interessanter  Thatsachen,  wie  solche  Staaten  ihre 
„öffentlichen  Aufgaben"  auch  ohne  Besteuerung  Jahre  lang  finanziell 
zu  bestreiten  wussten.^^) 

Man  muss  in  solchen  Fällen  freilich  die  eigenthümliche  Lage 
berücksichtigen ,  in  welche  gerade  in  unserer  Zeit  die  Staaten  der 
kleineren  und  ärmeren  Völker  versetzt  sind.  Sie  machen  an  sich 
selbst  ähnliche  Ansprüche,  wie  die  Staaten  grosser  und  reicher 
Völker  und  werden  durch  die  internationale  Concurrenz  in  poli- 
tischen, militärischen  Dingen  und  in  Culturbestrebungen  fast  ge- 
nöthigt,  möglichst  gleichen  Schritt  in  den  „öffentlichen  Aufwen- 
dungen"  zu   halten.     Ihre  eigene  volkswirthschaftliche  Leistungs- 


wesen der  südstaatl.  Conföderation) ;  Oesterreich  in  d.  französ.  Eevol.zeit  bis  1811 
und  wieder  1813 — 1810  (s.  Wagner,  z.  Gesch.  u.  Kritik  d.  österr.  Baucozettelperiodo. 
Tüb.  Ztschr.  1861  u.  1863,  u.  A.  Beer,  Fin.  Oesterr.s,  Prag  1877,  Kap.  1—3),  dann 
wieder  1848  — 1868  (s.  Wagner,  Art.  Oesterreichs  Staatshaushalt  in  Bluntschli's 
Staatswörterb.  YII,  ders.  Oesterr.  Fin.  seit  d.  Frieden  v.  Villafranca  in  „Uns.  Zeif 
ls(J3,  Beer  a.  a.  0.  Kap.  6 — ü);  Ungarns  Fin.  seit  18(58  (s.  Horu,  Ungarns  Fin. 
Wien  1874);  Italiens  Fin.  seit  1859  bis  in  die  letzten  Jahre  (s.  d.  Annuar.  financ); 
Kussland  bes.  im  Krimkriege  (s.  Ooldmann,  d.  russ.  Papiergeld,  Kiga  186(i, 
Wagner,  d.  russ.  Pap.wahr.,  Kiga  1868,  bes.  Kap.  8)  und  wieder  im  letzten  Orient. 
Kriege  (für  denselben  an  5ü0  Mill.  Rubel  neues  Papiergeld  „zeitweise"  emittirt,  zu 
730  Mill.  K.  altem,  meist  noch  aus  dem  Krimkriege  herrührenden  hinzugetreten); 
Spanien  seit  langer  Zeit;  die  Türkei  seit  dem  Pariser  Frieden  von  1856  bis  zum 
letzten  Kriege  (darüber:  d.  türk.  Fin.  bis  1873,  Ber).  1873,  —  nicht  im  Buchhandel). 

•'")  Der  Werth  des  Conföderatioiispapiergeldes  in  America  schwand  schliesslich 
gänzlicli  dahin.  Aber  auch  in  weniger  extremen  Fällen  erweist  sich  die  Deckung  der 
Ausgaben  mit  Papiergeld  scliliesslich  unthunlich,  wenn  der  Curs  immer  mehr  weicht. 
Charact.  Beispiel:  österr.  Bancozettel  ]'508 — 11.  Die  Menge  stieg  von  500  auf  1060 
Mill.  fl.,  der  Giirs  von  224  auf  800—960  Ü.  B.  Z.  f.  100  11.  S. ! 

•'-)  S.  G.  Colin  in  d.  Tüb.  Ztschr.  1876  u.  1877  über  d.  auswärt.  Anleihen  an 
d.  Londoner  Börse,  „ein  Beitrag  z.  Lehre  v.  Unternehmergewinn",  bes.  XXXII,  41411'., 
bes.  über  südameric.  Emissionen,  üeber  Aegypten:  hist.  fin.  de  l'Egypte  depuis 
Said  Pascha  1854—76,  Par.  1878. 
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l'äbigkcit  ist  dazu  aber  zu  gering.  Die  unvenueidlichc  Folge  ist 
dann  das  Scluildenniaeheu  fast  um  jeden  Preis,  so  lange  es  geht, 
namentlich  die  Aufnahme  auswärtiger  Schulden.  Die  neuere  Fiuanz- 
geschichte  mancher  ost-  und  südeuropäischen  und  süd-  und  mittel- 
americanischen  Staaten  tindet  hierin  theilweise  ihre  Erklärung  und 
immerhin  einige  Entschuldigung. 

Die  finanzielle  und  volkswirthschaftliche  Beurtheilung  dieser 
Staatsschuldenpolitik  gehört  erst  in  die  spätere  Lehre  von  den 
Staatsschulden.  In  dem  practisch  besonders  wichtigen  Falle  der 
auswärtigen  Anleihe  sind  die  Folgen  für  das  abborgendc  Land 
ähnliche  wie  bei  der  obigen  Ausbeutung  des  Auslands  durch  Tribute. 
Zeitweilig  wird  eine  künstliche  Blüthe  erreicht,  die  aber  gewöhnlich 
schon  schlimme  Seiten  genug  zeigt,  Verschwendung  (iffentlicher 
Gelder  u.  s.  w.  Mit  der  Stockung  der  Zinszahlung,  welche  letztere 
oft  nur  aus  neuen  Anleihen  bestritten  wurde,  erfolgt  der  Zusammen- 
bruch, welcher  dem  w^eiteren  Schuldeumacheu  freilich  zunächst  ein 
jähes  Ende  macht.  Das  Ausland  hat  dann  das  Nachsehen,  einen 
definitiven  Kapitalverlust,  der  leider  zumeist  die  Mittelclasseu  trifft, 
welche  sich  die  fremden  Papiere  haben  aufhängen  lassen  oder 
durch  die  Reclame  veranlasst  wurden,  sie  zu  kaufen. =^^)  Die  Folge 
ist  alsdann  gleichzeitig  eine  ungünstigere  Vertheilung  des  Volks- 
vermögens unter  den  ökonomischen  Bevölkerungsclassen  des  aus- 
leihenden Landes.  Ein  besonders  characteristisches  Beispiel  liefert 
das  Schulden wesen  der  Türkei  seit  dem  Pariser  Frieden  von  1856. 

F.  —  §.  351.  Die  schliessliche  Nothwendigkeit  eigent- 
licher Besteuerung.  Alle  diese  Auswege  zur  Vermeidung  der 
Besteuerung  bei  einer  Vermehrung  der  öffentlichen  Bedürfnisse 
bilden  nach  dem  Vorausgehenden  nur  Ausnahmen  in  der  finanz- 
geschichtlichen Entwicklung.  Sie  können  nur  zeitweise  unter  be- 
sonderen Umständen  beschritten  werden  oder  gehen,  wie  im  Fall 
der  Finanzregalien,  in  Besteuerung  über.  Insofern  tritt  schliesslich 
doch  stets  die  Nothwendigkeit  eigentlicher  Besteuerung,  bez.  einer 
Vermehrung  der  letzteren,  ein,  soweit  nicht  etwa  grosse  neue  privat- 
wirthschaftliche  und  Gebührenzweige  gegründet  werden  können, 
welche  dem  Staate,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  direct  Einkommen  aus 
Grund-  und  Kapitaleigenthum  und  aus  gewerblichen  Thätigkeiten 
zuführen. 

Die  Entwicklung  der  Besteuerung,  namentlich  die  That- 
sache,  dass  überhaupt  und  in  immer  grösserem  Umfange  Steuern 

^'>  S.  Cohn  a.  a.  O. 
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eintreteu  müssen,  ist  demnach  in  der  That  ursächlich  zurück- 
zuführen auf  die  Entwicklungstendenz  des  (zwangs-) 
gemeinwirthschaftlichen  Systems  bei  ausschliesslichem 
oder  stark  vorwaltendem  Privateigenthum  der  Privatwirth- 
schaften  an  den  sachlichen  Productionsmitteln  (§.  345). 

Gr.  —  §.  352.  Die  Art  und  Weise  der  Entwicklung  der 
Besteuerung  oder  die  Ausbildung  des  pr actischen  Steuer- 
systems und  der  St  euer  arten.  Sie  hängt  zunächst  auch  wieder 
von  der  Gestaltung  der  Volkswirthschaft  und  zwar  nunmehr 
speciell  von  derjenigen  des  privatwirthschaftlichen  Systems 
ab.  Diese  Gestaltung  aber  wird  wieder  durch  rechtliche  Momente, 
die  Einrichtung  der  Privateigeuthums-  und  Erwerbsord- 
nung und  der  ganzen  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  für 
jenes  System  bedingt  und  steht  mit  der  Vertheilung  des  Eigen- 
thums  an  sachlichen  Productionsmitteln,  Boden  und 
Kapital,  unter  den  Privatwirthschaften  selbst  in  enger  Verbindung. 
Davon  hängt  dann  wieder  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens 
unter  den  Privatwirthschaften  wesentlich  mit  ab. 

In  Folge  dieser  Zusammenhänge  und  Causalverhältnisse  muss 
auf  eine  Veränderung  in  der  Gestaltung  des  privatwirth- 
schaftlichen Systems  regelmässig  eine  Veränderung  in  der 
Art  der  Besteuerung  folgen.  Bezügliche  Tendenzen  zeigt  die 
Steuergeschichte  auch  allgemein.  Dies  kann  aber  erst  imten  im 
3.  Hauptabschnitt  (§.  438  ff.)  näher  nachgewiesen  werden.  ^■^) 


^*)  Den  inneren  Zusammenliang  zwischen  den  Veränderungen  im  privatwirthscli. 
System  und  den  Arten  der  Besteuerung  hat  besonders  Kodbertus  in  s.  Aufsätzen 
zur  Geschichte  der  röm.  Tributsteuem  dargelegt,  —  ein  sonst  kaum  beachteter,  auch 
von  den  Historikern  gewöhnlich  übersehener  Gesichtsi^unct.  Kodbertus  zeigt,  wie 
die  Auflösung  der  alten  Wirthschaftseinheit  des  Oikos  durch  vermehrte  Arbeits- 
theilung  bei  eintretender  freier  Concurrenz  und  beginnender  schärferer  Trennung  von 
städt.  u.  ländl.  Arbeit  ursächlich  auf  Veränderungen  in  den  Steuern  einwirkte.  Er 
fuhrt  den  unterschied  zwischen  antiken  u.  modernen  Steuerprincipien  auf  den  Unter- 
schied in  den  pripatwirthschaftlichen  Verhältnissen  zurück.  S.  bes.  Hildebr.  Jahrb. 
IV.  342  If. — 350,  4U3  ff.  (^wegen  der  Verbindung  v.  Fabrikation  mit  der  Kohproduction 
in  derselben  Wirthschaft  ist  das  provinz.  Bodentribut  keine  reine  Grundsteuer, 
sondern  zugleich  eine  Besteuerung  des  gewerbl.  Kapitalgewinns,  S.  407^;  V,  137  11. 
(..Verfall  des  Oikos,  Auflösung  des  einen  sich  selbst  genugenden  antiken  Haushalts  in 
eine  mehr  qualitative  Vertheilung  des  Nationalvermögens"',  unter  dem  Einfluss  des 
Freihandels  bei  voller  „Ruhe  u.  Ordnung-'  in  d.  bdrgerl.  Gesellsch.  in  den  ersten  Jahr- 
hunderten der  Kaiserzeit,  S.  139),  26S  If..  280  11.,  2i)l,  297,  299  ü'.,  307  (nothwendiger 
Hinzutritt  andrer  Steuern  zum  Bürgertribut,  als  sich  die  „productionswirthsch.  Einheit 
d.is  Hauses"  auflöste  und  das  eine  Bürgertribut  nicht  mehr  ..alle  verschiedenartigen 
Vermögensbcstandtheile  u.  Erwerbszweige"  traf,  S.  311),  VUI,  S3  ff.,  125,  3S7  i^Be- 
förderung  der  localen  Scheidung  der  Kohproductions-  u.  Fabrik.arbeiten  durch  das  zur 
Bluthe  kommende  Colonatsystem ;  Ein  wirk,  auf  d.  Besteuer.  S.  38S;  besondre  höhere 
Besteuerung  des  Fabrikatiouskapitals  durch  ein  höheres  tributum  capitis  f.  d.  artificcs, 
S.  393,  395.  als  für  gewöhnliche  Haus-  und  Feldsclaven). 
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Nicht  nur  in  die  Entwieklunp;  der  Besteuerung  überhaupt, 
sondern  auch  in  diejenige  der  Steuer  arten  greifen  ferner  die 
wirthschaft liehen  und  die  socialen  Parteiungen  mehr  oder 
weniger  entscheidend  ein.  Es  entstehen  dadurch  in  der  Praxis 
um  gewisse  Steuerarten  wirthschaftliche  und  sociale  Steuer- 
kämpfe, deren  jeweiliges  Ergebniss  dem  ganzen  Steuersystem 
oft  das  characteristische  Gepräge  aufdrückt.  Näher  wird  auch 
hierauf  erst  später  einzugehen  sein.  Zur  vorläufigen  Orientirung 
mögen  folgende  Bemerkungen  genügen. 

1)  Unter  dem  Einfluss  der  Entwicklung  des  privat wirthschaft- 
licheu   Systems   und    der  Erwerbs-    und   Besitztheilung    desselben 
bilden    sich    wirthschaftliche   Interessengegensätze   der 
verschiedenen  Erwerbs-  und  Besitzkreise  der  besitzen- 
den Classen   aus.     Dahin   gehören   namentlich   die   Gegensätze 
zwischen  Grundbesitz  und  beweglichem  Kapitalbesitz  und  zwischen 
Land  und  Stadt;  zwischen  Gross-  und  Kleinbesitz  dort,  Hausbesitz 
und  Gewerbebetrieb  hier;  zwischen  Kentenbezug  aus  Verpachtung, 
Vermiethung  und  Verleihung  von  Kapital  und   selbst  erworbenem 
Gewerbsgewinn;   zwischen  Gross-  und  Kleinindustrie,   Fabrik  und 
Handwerk;   zwischen  Handel   und  Gewerbe;   zwischen   materieller 
Production  und   liberalem   Beruf  (Beamte  u.   s.  w.)   und  ähnliche 
Fälle  mehr.     Es  ist  hier  immer  die  Veränderung  der  Arbeits- 
theilung  und  der  damit  stets  zusammenhängenden,   theils  zu  ihr 
führenden,    theils    wieder    durch   sie    hervorgerufenen   Th eilung 
der  Besitzkategorieen  und  Einkommenarten  mitbestimmend 
für  die  Arten  der  Besteuerung  und  für  die  Veränderungen  darin. 
Jeder  ökonomische  Erwerbs-,   Berufs-  und  Besitzstand   und  jeder 
daraus  hervorgehende   politische  „Stand"  sucht  die  Steuerlast  dem 
anderen  Stande  zuzuwälzen,  indem  er  solche  Steuerarten  begünstigt, 
welche  nicht  ihn,  sondern  diesen  anderen  Stand  vorzugsweise  treffen: 
der  Städter   ist   der   ländlichen   Grundsteuer,    der  Landmann    den 
städtischen  Steuern,   der  Gewerbe-,   Kapitalrenten-,   Einkommen-, 
Börsensteuer  u.  s.  w.   günstig.     So   ergeben   sich   zwischen  diesen 
„Ständen"   die  wirth schaftlichen  Steuerkämpfe,   welche  einen 
grossen  Theil  der  Steuergeschichte  der  Völker  bilden.   Diese  Kämpfe 
berühren  sich  vielfach  mit  den  eigentlich  politischen,  zwischen  den 
verschiedenen  politischen   Ständen    geführten  (§.  359  ff.)    und   mit 
den   socialen  Steuerkämpfen,   decken   sich   aber  mit  beiden   nicht 
völlig.     Auch  in  Betreff  ihrer  ist  der  enge  Zusammenhang  mit  der 

A.  \Va<'ner.  Finaii7.wissens«;baft.     II.  lo 
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Gestaltung  des  privat wirtb schaftlichen  Systems^  seiner  Rechtsordnung 
für  Erwerb  und  Besitz  und  seiner  Einkommen-  und  Vermögens- 
yertheilung  nicht  zu  übersehen. 

2)  Vielfach  noch  schärfer  treten  sich  die  Interessen  der 
besitzenden  und  der  nicht-besitzenden  Classen  gegenüber. 
Jene  Classen  suchen  auf  diese  die  Steuerlast  besonders  in  der 
Form  der  sogen,  indirecten  Verbrauchsbesteuerung  von  Gegen- 
ständen eines  allgemeineren  Verbrauchs  in  der  ganzen  Bevölkerung 
und  in  den  unteren  Ständen  zu  wälzen,  sobald  diese  Kreise  in 
etwas  verbesserter  Lebensweise,  namentlich  im  Consum  von  sogen. 
Luxusnahrungsmitteln  und  Getränken,  einigermassen  eine  grössere 
wirthschaftliche  Leistungsfähigkeit  zeigen.  Und  umgekehrt  tritt 
mit  der  Emaucipation  der  unteren  Classen  bei  diesen  das  Streben 
hervor,  diese  Verbrauchsteuern  zu  vermindern,  weil  sie  die  kleinen 
Leute  relativ  schwerer  als  die  wohlhabenden  Classen  belasten; 
sowie  durch  stärkere  Besteuerung  des  Besitzes,  durch  directe 
Steuern,  progressive  Einkommensteuern,  Erbschaftssteuern  u.  s.  w. 
der  grösseren  Steuerfähigkeit  der  besitzenden  und  der  Classen 
höheren  Einkommens  die  Steuerlast  zuzuwälzen.  Um  so  mehr 
und  um  so  bewusster  tritt  dies  Streben  hervor,  je  mehr  sich 
Privatreichthum  ausbildet  und  bei  Einzelnen  coucentrirt  und  je 
mächtiger,  neben  oder  statt  eigenen  ökonomischen  Verdiensts, 
„Coujunctur"  und  „Glück"  hierbei  eingreifen.  Diese  Interessen- 
gegensätze führen  dann  zu  den  eigentlich  socialen  Steuerkämpfen, 
welche  begreifhcher  Weise  in  unseren  Tagen  schärfer  als  noch 
je  in  der  Geschichte  hervortreten,  ^-'j  Auch  hier  ist  jetzt  nur  daran 
zu  erinnern,  dass  diese  Kämpfe  in  volkswirthschaftlicher 
Beziehung  eben  das  Product  der  Entwicklung  des  privat- 
wirthschaftlichen  Systems,  seiner  Rechtsordnung  und 
der  auf  dieser  Grundlage  sich  vollziehenden  Einkommen-  und 
Vermögensvertheilung  sind.^") 


•■""')  Vgl.  Schmoller  in  Holtzend.-ßrentauu's  Jaliib.  1S77,  S.  113.  Stein,  Fin. 
ir,  414  fi:,  4.  A. 

^®)  Die  gescliiclitliclie  Entwicklung  der  Besteuerung  (iberliauiJt  und  der  einzelnen 
Steuerarten  laust  sich  iiiclit  wohl  weiter  trennen,  als  es  liier  geschehi'n  ist.  Genaueres 
daher  erst  im  "!.  llaiiptahs'linitt,  Absclin.  2  i;.   \:'^  II'. 
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2.  Abschnitt. 


Die  Besteueiuiii»'  in   ihrer  Beziehiiii!»-  y.ur  iniicieii  Verfassun«'  niid 
zum  politiM'heii  Stiiiidewesen. 

Ein  bezüglicher  Abschnitt  fehlt  bei  K  a  u.  Einzelne  Bemerkung-en  passiin ,  z.  B. 
§.  249  Note  a.  Bei  dem  engen  Zusammenhang  der  Entwickliing  dei  Besteuerung  mit 
der  polit.  Verfassung  ist  ein  solcher  Abschnitt  aber  auch  in  der  Finanzwissenschaft 
unentbehrlich.  Vgl.  Stein.  Fin.  3.  A.  „Recht  d.  Steuer  u.  Gesell,  d.  Steuerwesens" 
S.  310  tf..  4.  A.  I.  402  tf..  500  If.  Vornemlich  gehört  die  Literatur  der  Geschichte 
des  öf  f  en  tl.  K  echts  u.  diejenige  des  positiv  en  Staatsrechts  hierher,  nament- 
lich die  deutsche  (^s.  oben  S.  149  die  Citate  in  Rubrik  Vu.VD;  aus  jener  Geschichte 
bes.  die  Entwicklung  der  Parlamente  in  den  eigentl.  Staaten,  der  Laudstände  in  den 
deutschen  Territorien,  des  parlam.  u.  stand.  Steuerbewilligungsrechts  speciell.  Im 
alten  Deutschen  Reich  sind  auch  die  Wahlcapitulationen  zu  erwähnen.  S.  z.  B.  über 
die  deutschen  Verhältnisse:  Eichhorn,  D.  Staats-  u.  Rechtsgesch.  5.  Aufl.  u.  A, 
II,  §.  300,  III,  §.  423  {f.  (üb.  d.  Entsteh,  der  landständ.  Verfass.,  Lit.  darüber  S.  227), 
j.  427,  43S,  IV.  §.  477  (Wahlcapit.  Karl  V.,  Reichssteuern  nicht  ohne  Bewilligung 
der  G  Kurfürsten  ausschreiben),  §.  537;  §.  546,  547  (landständ.  Steuerbewill.  in  den 
Territorien  im  16.  u.  17.  Jahrb.);  §.  595,  596  (landständ.  Steuerbewill.  wird  nach  d. 
30j.  Kriege  durch  die  steigende  Macht  der  Landeshoheit  hcrabgedrückt) ;  §.  616  (Ver- 
fassung der  D.  Lande  nach  Auflös.  d.  Reichs).  —  Walter,  D.  Rechtsgesch.,  2.  Aull,, 
Bonn  1S57,  §.  127,  269  ff..  304  tf.,  359.  366,  370—372.  —  Zöpfl,  D.  Kechtsgesch.. 
4.  Aufl..  1S72.  K,  §.  40  (bes.  Nr.  III,  S.  220),  §.  50,  §.  54  (d.  Landtage  in  d.  Territ. 
bis  z.  14.  Jahrb.;  über  Steuerbewill,  S.  2SS),  §.  75.  —  G.  ÄVaitz  pass.  in  den  Ab- 
schnitten über  Finanzwesen  in  s.  D.  Verf.gcsch.,  bes.  II  (2.  A.  1870)  Kap.  7  (merov. 
Zeit),  IV  (1.  A.  1S61)  Kap.  6  <carol.  Zeit),  VIII  (1878)  Kap,  15  (9.-12.  Jahrb.).  — 
K.  A.  Zachariä,  D.  Staats-  u.  Bundesrecht,  2.  A.,  bes.  v.  d.  landständ.  Verfassung 
d.  Deutschen  Bundesstaaten  I.  536  11'.  (Lit.  daselbst);  dann  II,  474  fi'.  von  d.  Steuern 
u.  d.  Besteuerungsrecht  in  d.  D.  Staaten,  bes.  über  d.  geschichtl.  Entwicklung  dieses 
Rechts  S.  479  ff.  —  Aus  d.  SpeciaUit.,  welche  die  Entwicklung  der  Steuern  in  Verbind, 
mit  d.  öffentl.  Recht  genauer  behandelt,  s.  die  oben  S.  149  If.  genannten  Monographieen 
resp.  Aufsätze  v.  Kries  (Schlesien),  Hoffmanu  (Fin.wes.  v.  Würtemb.  z.  Anf.  d. 
16.  Jahrb.,  Tüb.  1840),  Falke  (Kur-Sachsen i ,  Zeumer  (Städtesteuern);  auch  die 
Schriften  v.  Hüll  mann.  Lang,  die  Aufs.  v.  Vockc,  G.  Sc  hm  oll  er  (d.  Epochen 
d.  preuss.  Fin.polit.);  dsgl.  die  Werke  über  d.  Gesch.  d.  Landstände,  so  Unger,  Gesch. 
d.  D.  Landstände,  2  B.,  Hann.  1844,  \i.  a.  m.  (Spec.lit.  darüber  f.  d.  einzelnen  D.  Staaten 
bei  Zachariä  a.  a.  0.,  537  ff.),  üebcr  Preussen's  jetz.  öff.  Kecht  der  Steuerbewillig, 
(mit  Rückbl.  auf  d.  alten  landständ.  Verfassungen)  v.  Rönne,  prss.  Staatsrecht,  3.  A. 
I,  §.  3,  4,  §.  6S — 70.  Ueber  d.  geltende  Reichs fin.recht  v.  Rönne,  Staatsrecht 
d.  D.  Kelchs,  2.  A.,  II,  1.  Abth.  S.  65  ff.  u.  in  d.  zu  erwartenden  3.  B.  v.  Laband's 
Staatsr.  d.  D.  Reichs  (ders.  darüber  in  Hirth's  Ann.  d.  D.  Reichs,  VI,  405).  Dogmat. 
u.  principiell  üb.  d.  Natur  der  Steuerverwillig.  u.  des  Finanzgesetzes  Fricker,  Tüb. 
Ztschr.  1861,  XVII,  636  ff.,  üb.  d.  posit.  D.  Recht  daselbst  S.  681  ff'.  —  Ueber  Eng- 
land s.  Gneist,  engl,  Verw.recht  2.  A.  I,  §.  12  (normann.  Zeit),  S.  277,  287  (magna 
Charta),  S.  280.  326  ff",  (reichsständ.  Zustimmung  z.  d.  Steuern);  heut.  Recht  II,  §.  62, 
63,  68.  —  Im  Text  handelt  es  sich  nicht  um  die  Darstellung  des  Steuerbewilligungs- 
rechts u.  seiner  geschichtl.  Entwicklung  an  u.  für  sich,  sondern  nur  um  die  Darlegung 
des  Zusammenhangs  dieses  Rechts  mit  der  Entwicklung  der  Besteuerung. 

I.  —  §.  353.  Die  Anordnung  der  Besteuerung.  Die 
Besteuerung  als  eine  Zwangsleistung  von  SachgUtern  oder  Geld 
•Seitens  der  Bevölkerung  an  den  Staat,  an  die  übrigen  öffentlichen 
Körper  oder  deren  Repräsentanten  (Fürst,  Regierung,  Obrigkeit) 
erhält  ihre  formelle  Regelung  durch  die  innere  politische 
Verfassung.     Unter   letzterer  wird  hier   zunächst  das  anerkannte 
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Rechtsverhältniss  zwischen  der  Staatsgewalt  und  der  Bevölkerung 
des  Landes  verstanden,  weiter  auch  die  rechtlich  anerkannte 
(politisch-)  ständische  Gliederung  der  Bevölkerung.  Nach  dieser 
Verfassung  richtet  sich  die  Rechtsform,  in  welcher  überhaupt  eine 
Besteuerung  für  „öffentliche  Bedürfnisse"  angeordnet  wird, 
aber  von  der  Verfassung  hängt  auch  der  Begriff  „öffentliches 
Bedürfniss"  ab.  Die  Verfassung  ist  daher,  nach  der  Organisation 
der  Volkswirthschaft ,  ein  weiteres  entscheidendes  Moment  für  die 
Entwicklung  der  Besteuerung  und  für  die  Gestaltung  der  letzteren, 
daher  auch  für  die  Ausdehnung  der  Besteuerung  unter  der  Be- 
völkerung, für  das  Steuersystem  und  die  Steuerarten.  In  diesen 
Beziehungen  ist  die  verfassungsmässige  ständische  Gliederung 
besonders  wichtig. 

Sucht  mau  zunächst  die  ausserordentliche  Mannigfaltigkeit 
der  geschichtlichen  Verhältnisse  in  Bezug  auf  die  Anordnung 
der  Besteuerung  auf  typische  Grundzüge  zurückzuführen,  so  lassen 
sich  deren  nach  den  massgebenden  politischen  Verfassungen  wohl 
drei  Hauptformen  unterscheiden.  Nur  kommen  diese  Formen 
natürlich  selten  ganz  rein  zur  Erscheinung,  sie  gehen  in  einer 
Menge  von  Varietäten  in  einander  über.  Immerhin  tritt  aber  in 
den  zu  einer  jeden  dieser  Hauptformen  gehörigen  Fällen  ein 
leitendes  Princip  hinreichend  deutlich  hervor,  welches  eine 
solche  Eintheilung  zu  machen  gestattet.  In  Kürze  lassen  sich 
diese  drei  Rechtsformen  der  Anordnung  der  Besteuerung  bezeichnen 
als  „Auflegung"  der  Besteuerung  Seitens  der  Staatsgewalt, 
als  „vertragsmässige  Regelung"  und  als  „verfassungs- 
mässige Bewilligung"  der  Besteuerung. 

A.  —  §.  354.  Die  Auflegung  der  Besteuerung.  Die  Ver- 
fassungen sind  einmal  solche  mit  politischer  Rechtlosigkeit 
der  Bevölkerung.  Hier  erfolgt  die  Anordnung  der  Besteuerung 
einseitig  durch  Auflegung  Seitens  der  Staatsgewalt  (des  Fürsten). 
Die  Steuern  können  hier  in  einem  engeren  Sinne  des  Worts  A  u  f - 
lagen  genannt  werden.  Hierhin  gehört  die  Besteuerung  in  eigent- 
lichen Despotieen,  wie  besonders  denen  des  Alterthums  und 
asiatischer  Reiche  von  Altersher  bis  in  die  Gegenwart  (Türkei). 
Ferner  die  Besteuerung  in  absoluten  Monarchieen,  wie  denen 
des  modernen  Europas  nach  der  Besiegung  der  Stände  und  der 
Beseitigung  der  ständischen  Mitwirkung  bei  der  Besteuerung  seit 
dem  17.  Jahrhundert  bis  in  unsere  Tage  hinein.  Partiell  hat 
denselben  Character  die  Besteuerung  i)olitisch-rechtloser  Provin- 


Auflegung-  der  Besteuerung:.  197 

cial  bevölkeruug,  wie  z.  B.  im  altröiuischen  Keiche,  oder  der 
Colonialbevölkeriing  Seitens  des  Mutterlands.  Dasselbe  gilt  von 
der  Besteuerung  politiseh-reehtloser  Volksclassen,  neben  solchen 
Classen,  welche  etwa  rechtlich  steuerfrei  sind,  oder  nach  einem 
der  beiden  andern  Systeme  der  Anordnung  besteuert  werden,  z.  B. 
von  der  Besteuerung  der  unteren  Landbevölkerung  im  Unterschied 
von  Adel,  Geistlichkeit  und  Städten  im  europäischen  Mittelalter 
und  in  der  Uebergaugszeit  seit  dem  16.  Jahrhundert,  Avenn  auch 
die  häutig  bestehende  Abhängigkeit  dieser  Landbevölkerung  (Hinter- 
sassen) von  den  bevorrechteten  Ständen  etwa  für  die  letzteren 
Avieder  zu  einer  Mitwirkung  bei  der  Staatsbesteuerung  ihrer  Unter- 
gebenen geführt  hat.  ^) 

Diese  einseitig  „aufgelegte"  Besteuerung  bringt  natürlich  leicht 
besondere  Gefahren,  der  Härte,  des  Uebermaasses,  der  Ungerechtig- 
keit mit  sich.  Die  schlimmsten  Missbräuche  solcher  Art  zeigt  die 
Steuergeschichte  auch  bei  diesen  „Auflagen".  Indessen  sind  solche 
Missbräuche  doch  nicht  unbedingt  die  nothwendige  Folge  dieses 
Systems  der  Anordnung  der  Besteuerung.  Wo  sie  besonders 
schreiend  gewesen  sind ,  wie  in  Despotieen ,  in  ausgebeuteten  Pro- 
vinzen, ist  weniger  diese  Art  der  Anordnung,  als  der  allgemein 
mangelhafte  Rechtszustand  daran  schuld. 

In  geordneten  Staaten,  wie  sie  die  neuere  absolute 
Monarchie  darstellt,  verdankt  man  dieser  „Auflegung"  der  Be- 
steuerung sogar  grosse  Fortschritte.  Diese  Staatsform  war  es 
vornemlich,  welche  in  den  letzten  Jahrhunderten  die  beiden  grossen 
Grundsätze  der  Gerechtigkeit  in  der  Besteuerung  (365,  3'J6  ff.),  die 
Allgemeinheit  und  die  Gleichmässigkeit,  mehr  und  mehr 
verwirklicht  hat.  wenn  auch  die  geschichtlich  überkommene  Steuer- 
verfassung des  ständischen  Staats  und  das  herkömmlich  Bestehende 
hier  noch  vielfach  Schwierigkeiten  in  Bezug  auf  Steuerfreiheiten 
und  Privilegien  machte,  welche  die  absolute  Monarchie  noch  nicht 
vollständig  überwinden  konnte.  ^)  Die  letztere  hat  sich  auch  hier 
öfters  grosse  Verdienste  um  die  unteren  Classen  durch  die  Durch- 
führung des  Grundsatzes  der  staatsbürgerlichen  Gleichheit  erworben. 
Der  ihr  oft,  wenn  auch  nicht  selten  mit  Uebertreibungen ,  nach- 
gerühmte Vorzug,   dass   sie  kein  Interesse  habe,   eine  Volksclasse 


*)  Eichhorn  11,  S.  460. 

■^)  Vgl.  Seh  moller  a.  a.  0.  S.  56  fl'.,  namentlich  S.  59  über  den  Generalhui'eu- 
schoss.  der  unter  Friedr.  WUh.  I.  in  Ostpreussen  an  d.  Stelle  der  bisherigen  v.  platten 
Lande  gezahlten  Steuern  trat  und  schon  damals  zu  „einer  relativ  gerechten  gleich- 
massigen  Steuerbelegung  der  ländlichen  Wirthschaften"  führte. 
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vor  der  anderen  zu  begünstigen,  bewährte  sich  hier.  Und  selbst 
eine  gewisse  Schonung  der  allgemeinen  Steuerkraft  ist  im  eigenen 
Interesse  der  Monarchie  wohl  erfolgt. 

Anderseits  sind  wieder  in  Despotieen  bei  der  „Auflegung" 
der  Besteuerung  die  Grundsätze  der  Allgemeinheit  und  Gleich- 
mässigkeit  nicht  immer  massgebend  geworden.  Auch  bei  völliger 
politischer  Rechtlosigkeit  des  ganzen  Volks  und  demnach  für  alle 
Classen  fehlendem  Recht  der  Mitwirkung  bei  der  Besteuerung  ist 
doch  gewöhnlich,  wenn  auch  nicht  dem  Despoten  selbst  gegenüber, 
so  doch  in  der  Bevölkerung  eine  ständische  Gliederung  durch  Recht 
und  Sitte  anerkannt  gewesen  und  hier  auch  vom  Herrscher  geachtet. 
Die  höheren  Stände  wurden  bevorrechtete  und  haben  auch  in  der 
Steuerverfassung  der  Despotie  Befreiungen  und  Begünstigungen 
erfahren,  die  eben  nur,  zum  Unterschied  von  dem  folgenden  System 
der  Anordnung  der  Besteuerung,  kein  „Recht"  dem  Despoten  gegen- 
über bildeten.  Bei  der  grossen  Macht  der  „Sitte"  auch  in  solchen 
Ländern  und  bei  der  vielfachen  Interessengemeinschaft  des  Herrn 
und  der  bevorrechteten  Stände  bedeutete  der  Mangel  eines  solchen 
„Rechts"  indessen  nicht  so  viel.  Die  Steuerbegünstigung  war  doch 
von  nachhaltigem  Werth. 

Unter  den  geschichtlichen  Beispielen  dieser  Anordnung  der 
Besteuerung  in  der  Form  der  „Auflegung"  Seitens  der  Staatsgewalt 
allein  nimmt  neben  der  Steuerverfassung  der  modernen  Monarchie 
diejenige  des  altrömischen  Reichs  in  der  Kaiserzeit  die 
Aufmerksamkeit  auch  für  die  Finanzwissenschaft  besonders  in 
Anspruch.  Diese  Steuerverfassung  nähert  sich  durch  die  allgemeine 
Ausdehnung  der  directen  Personal-  und  Grundsteuer  und  durch 
die  Art  ihrer  Anordnung  immer  mehr  den  Steuerverfassungen  der 
orientalischen  Despotieen.  Aber  sie  verwirklichte  doch  auch  die 
Grundsätze  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  mehr  und 
mehr  und  erinnert  mit  ihren  Katastrirungen ,  Steuerrollen  und 
Erhebungsarten  an  die  Steuerreformen  des  modernen  ,, aufgeklärten 
Despotismus"  seit  dem  17.  und  18.  Jahrhundert,  wo  auch  Alles 
möglichst  „rationell"  gestaltet  wird.  Hier  wie  in  so  Manchem  ist 
das  altrömische  Kaiserreich  ein  Vorbild  der  modernen  Grossstaaten.  =*) 


'')  S.  Marquardt  IL  198  ö'.  üb.  d.  Steuerrefoniieu  unter  Augustus,  u.  217  ü'.  unter 
Diocletian  u.,  auch  hier  vielfach  abweichend,  Rodbortus  über  d.  röm.  Tributsteuern 
in  Hild.  Jahrb.  a.  a.  0.  Das  Streben  nach  gleichinässigerer  Vertheilung  der  Steuerlast 
unter  die  einzelnen  Grundbesitzer  und  Bevrohner  ist  leitendes  Princip.  Im  Einzelnen 
Vieles  unsicher,  auch  von  Rodbertus  wohl  nicht  immer  das  Richtige  getrolfen. 


Vcrtiaü,-siu;issij;e  Ixogeluiig-.  \[)[) 

B.  —  ij.  3ö5.  Die  vertrag:smässige  KcgcluDg  der  Be- 
steuerung. 80  lässt  sich  wohl  richtig  die  Anordnung  der  Besteuerung 
in  VerlassungszustUnden  bezeichnen,  wie  sie  dem  ständischen  Staate 
des  germanisch -romanischen  ^litteUiiters  eigen  waren.  Ein  oiltentlich- 
rechtliches  Moment  in  der  Besteuerung,  eine  Verpflichtung  des  Voliss, 
Steuern  zu  leisten ,  fehlt  zwar  auch  hier  niemals  völlig.  Aber  es 
tritt  das  Alles  zurück  gegen  die  gewissermassen  privatrechtliche 
Auttassung  und  Behandlung  der  Beziehungen  zwischen  der  Staats- 
gewalt (dem  Fürsten)  und  dem  Volke.  Die  Vermischung  des 
Staats-  und  Hof- Haushaltes,  die  Verpflichtung  des  Landesherrn, 
diese  beiderlei  Ausgaben  zunächst  aus  seinem  Domanium  und  aus 
den  gebühreuartigen  Einnahmen  bei  der  Ausübung  der  Hoheits- 
rechte zu  bestreiten,  Hessen  eine  klare  i^flicht  zur  Steuerzahlung 
nicht  leicht  aufkommen.  Reichen  die  gewöhnlichen  Einnahmen 
aus  diesen  Quellen  nicht  aus  oder  treten  besondere  Nothfälle  u.  dgl., 
wie  Krieg,  Gefangenschaft  des  Landesherrn,  ein,  so  wird  zwar 
eine  Verpflichtung  des  Volks,  Steuern  zu  gewähren,  von  der  Staats- 
gewalt geltend  gemacht  und  vom  Volke,  bez.  von  den  Ständen 
auch  in  gewissem  Umfange  anerkannt.  Darin  liegt  das  auch  hier 
mitspielende  öffentlich  -  rechtliche  Moment,  welches  dann  in  weiterer 
Entwicklung  zu  der  dritten  Anordnungsform,  der  verfassungsmässigen 
Bewilligung,  geführt  hat.  Aber  sogar  in  Zeiten  der  Kriegsnoth, 
wo  bei  deutlich  mit  vorhandenem  Interesse  des  Volks,  bez.  der 
Stände  selbst  noch  am  Ersten  dieser  öffentlich-rechtliche  Character 
der  Besteuerung  hervortritt,  erfolgt  doch  die  Anordnung  der  letzteren 
zwischen  der  Staatsgewalt  einer-  und  den  Ständen,  dem  Adel,  der 
Geistlichkeit,  den  Städten  andrerseits  wie  in  einem  freien  Vertrage, 
und  vollends  in  anderen  Fällen,  wo  es  sich  mehr  um  die  Deckung 
normaler  Ausgaben  oder  unbestritten  um  fürstliche  Angelegenheiten, 
z.  B.  um  Tilgung  und  Verzinsung  von  Schulden  handelt  —  deren 
Aufnahme  im  oder  mit  im.  Landesinteresse  etwa  nur  ein  Motiv 
der  Steuerforderung  abgiebt  —  wird  wie  zwischen  zwei  freien 
Vertragschliessenden  über  die  Gewährung  der  Steuer  zwischen  dem 
Landesherrn  und  den  Ständen  verhandelt.  So  wird  ausdrücklich 
eine  Verpflichtung  der  Stände  abgewiesen,  die  Steuer  nur  als 
Zeichen  des  guten  Willens  hingestellt,  dies  Rechtsverhältniss  und 
diese  Auffassung  auch  vom  Landesherrn  anerkannt  und  für  die 
Steuer  gedankt.  Die  Steuer  wird  nach  Umfang,  Art,  Zeitdauer 
genau  bestimmt  und  als  vorübergehende  Massregel  bezeichnet. 
Bedingungen,  wie  Bestätigung  von  Rechten,  Gewährung  von  Privi- 
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legien  und  Freiheiten,  werden  gestellt  und  zugesagt,  Versprechungen 
ausbedungen.  Der  Zweck  wird  festgesetzt,  wenigstens  im  Allge- 
meinen, wenn  auch  der  Ertrag  der  einmal  bewilligten  Steuer  nach 
dem  für  die  Ausgabenverwaltiing  bestehenden  Finanzrecht  der 
Zeit  dem  Fürsten  mitunter  ohne  weitere  Controle  zu  verwenden 
überlassen  wird.  In  Allem  der  Vertragsgesichtspunct  des  do  ut 
des,  keine  Identität  zwischen  Staats-  und  Volksinteresse  und  keine 
eigentlich  rechtliche  Verpflichtung  zur  Steuerleistung  behufs 
Deckung  des  ganzen  Finanzbedarfs,  ^) 

Die  politische  Voraussetzung  einer  solchen  Anordnung  der  Be- 
steuerung war  ein  noch  wenig  entwickeltes  Staatsleben,  daher  ein 
geringer  Finanzbedarf.  Die  ökonomisch-finanzielle  Voraussetzung 
war  das  Vorhandensein  andrer  Einnahmen,  aus  Domänen  u.  s.  w., 
Gebühren,  welche  wenigstens  für  gewöhnlich  in  der  Hauptsache 
ausreichten.  An  einzelnen  Einnahmen  eigentlichen  Steuercharacters, 
welche  von  dieser  vertragsmässigen  Gewährung  unabhängig  waren, 
hat  es  dabei  auch  nicht  immer  gefehlt:  ältere  feste  Steuern  vom 
Grund  und  Boden,  vom  Hause,  welche  ein  für  allemal  zu  leisten 
waren  und  als  eine  Verpflichtung  von  Altersher  anerkannt  wurden, 
über  welche  hinaus  dann  aber  um  so  weniger  eine  Steuerpflicht 
bestand. 

Im  Einzelnen  sind  die  Verhältnisse  manchfach  verschieden, 
der  ganze  mittelalterliche  Reichthum  an  individuellen  Gestaltungen 
tritt  auch  hier  hervor.  Je  nach  der  Stellung  des  Königthums  zum 
Land  und  Volk,  nach  der  Entwicklung  des  Lehenswesens  und  der 
Ausbildung  mehr  oder  weniger  selbständiger  Territorialherrschaften 
aus  dem  ursprünglichen  Patrimonialgebiet  und  dem  damit  ver- 
wachsenden Lehensgebiet  treten  weitere  Unterschiede  nach  Land 
und  Zeit  hervor.  Der  Uebergang  zur  dritten  Anordnungsform  der 
Besteuerung,   zur  verfassungsmässigen  Steuerbewilligung,  gestaltet 

*)  S.  einzelne  Beispiele  aus  Brandenb.  1342,  Salzb.  1327,  Oberbaiern  1302,  1307 
bei  Rau,  Fin.  I,  Note  a  zu  §.  249.  —  Eichhorn  II,  §.  300  (bes.  über  d.  Bete), 
III,  §.  426,  IV,  547.  üeber  d.  Begrill'  „Bede"  oder  „Bitte"  s.  bes.  Zeunier  a.  a.  0. 
S.  36  fl'. ;  von  ,. bitten"  herrührend ,  früh  mit  Steuer  identiscli ,  auf  den  Ursprung  der 
Besteuerung  in  d.  Territorien  hinweisend  (die  Ableitung  des  Worts  v.  bieten,  gebieten, 
bei  Lang,  oder  von  Bäte,  gleich  Hülfe,  bei  Moser,  ist  aufzugeben),  lat.  precaria, 
precatio,  precatura,  petitio,  s.  Waitz,  Verf.gesch.  VIII,  394  IF.  Nach  Zeumer  sind 
die  Beden  u.  Steuern  überh.  nicht  wesentlich  zu  unterscheiden,  sie  wären  ursprünglich 
meist  private  Unterstützungen  der  Herren  gewesen,  später  durch  Verknüpfung  mit  der 
'ierichtsbarkeit  u.  Landeshoheit  öirentlich-rechtlicher  Natur  geworden,  eine  Auffassung, 
die  Waitz  VIII,  308  nicht  allgemein  liilligt.  —  Bes.  lehrreich  sind  die  Verhandlungen 
in  Sachsen,  bei  Falke  a.  a.  0.,  und  in  Schlesien,  bei  Kries  a.  a.  0.,  z.  B. 
Kries  S.  5,  23  fl'.  (die  Biersteucr  v.  1546  soll  nach  Ablauf  d.  bestimmten  Zeit  „ganz 
todt  u.  alle  sein"),  wo  die  Belege  für  die  leitenden  Grundzüge  der  Gestaltung  im  Text. 
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sich  danach  verschieden.  Die  Reichs-  und  Laudessteuern  erhalten 
früher  und  deutlicher  den  öflfentlich- rechtlichen  Character  aufge- 
prägt, als  die  Tcrritorialsteuern.  Jene  werden  aber  auch  nament- 
lich in  Deutschland  mit  dem  Verfall  der  Reichsgewalt  unwichtiger, 
letztere  mit  der  Ausbildung  und  Verselbständigung  der  Territorial- 
herrschaften immer  wichtiger  und  häufiger,  so  dass  bei  ihnen  jenes 
vertragsmässige  Feilschen  um  die  Gewährung  der  Steuern  practisch 
erklärlich  wird. 

§,  356.  Besonders  characteristisch  erscheint  diese  zweite  Form 
der  Anordnung  der  Besteuerung  im  Steuer  wesen  der  deutschen 
Territorien.  Hier  entwickelt  sich  im  engen  Zusammenhang  mit 
den  Bedürfnissen  und  fürstlichen  Gesuchen  nach  Steuern  und  mit 
den  Verhandlungen  darüber  die  landständische  Verfassung.  An- 
fänglich und  in  manchen  einzelnen  Fällen  noch  bis  ins  17.  und 
18.  Jahrhundert  hinein  zeigt  sich  hier  deutlich  das  geschilderte 
Verhältniss  der  vertragsmässigen  Regelung  der  Steuern,  zu  deren 
Bewilligung,  wenn  überhaupt,  so  nur  sehr  unbestimmt  eine  Art 
öifentlich-rechtlicher  Verpflichtung  anerkannt  wird.  Nur  soweit  es 
sich  in  den  Territorien  um  reichs-  und  kreisverfassungsmässige  oder 
auf  den  Reichstagen  bewilligte  Steuern  handelt,  wird  im  Allge- 
meinen, wenn  auch  mit  manchen  Weiterungen,  eine  solche  Ver- 
pflichtung Seitens  der  Landstände  zugegeben  und  besteht  sie  auch 
wenigstens  formell  nach  dem  Reichsrecht.  ^)  [Der  Haupttheil  der 
sogen,  nothwendigen  Steuern  des  älteren  Reichsrechts. ^)]  Bei 
der  Schwäche  der  Reichsgewalt,  der  Verwickeltheit  und  Strittigkeit 
des  Reichsrechts,  der  oftmaligen  Renitenz  der  Landesfürsten  und 
städtischen  Obrigkeiten  selbst')  hatte  diese  öifentlich-rechtliche  Ver- 
pflichtung auch  in  diesen  Fällen  nicht  immer  die  erforderliche 
practische  Bedeutung.  Um  so  weniger  aber  wurde  darüber  hinaus 
für  die  eigentlichen  Territorial-  und  für  die  landesherrlichen  Be- 
dürfnisse eine  Verpflichtung  zur  Steuerbewilligung  eingeräumt, 
wenn  es  auch  nach  der  Landesverfassung  gewöhnlich  einige  sogen, 
noth wendige  Steuern,  wie  z.  B.  die  Fräulein-  oder  Prinzessin- 
steuer für  die  Ausstattung  sich  vermählender  fürstlicher  Töchter, 
gab.     Die  übrigen  Steuern  für  die  Landesbedürfnisse  waren  daher 


"•    Eichhorn  IV,  §.  5.^7,  .547;  Zachariä  II,  §.  219,  S.  482,  483. 

«)  Zachariä,  §.  221. 

')  So  z.  B.  machen  in  Sachsen  die  Stände  Schwierigkeiten,  selbst  die  Tiirken- 
steuer  in  d.  Form  des  „gemeinen  Pfennigs"  zu  zahlen,  weil  ihr  Kurfürst  diese  Hilfe 
nicht  selbst  mitbewiUigt  habe.     Falke,  Tüb.  Ztschr.  B.  .31  S.  117. 
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sogen,  „freiwillige".^)  Für  sie  hat  sich  jene  vertragsmässige 
Regelung  zwischen  Fürst  und  Ständen  länger  erhalten.  ^) 

Erst  mit  dem  immer  weiteren  Verfall  des  Reichs  und  dem 
üebergang  von  Staatsfunctionen  von  ihm  auf  die  Territorien,  mehr 
noch  mit  der  unvermeidlichen  Ausdehnung  der  öffentlichen  Thätig- 
keit,  welche  die  Folge  der  Entwicklungen  vom  15.  bis  17.  Jahr- 
hundert war  und  den  Finanzbedarf  ungemein  steigerte,  tritt  das 
öffentlich-rechtliche  Moment  in  der  Besteuerung  vor  jenem  privat- 
rechtlichen Moment  immer  mehr  hervor.  Damit  kommt  die  dritte 
Form  der  Anordnung  der  Besteuerung  zum  Durchbruch.  Aber  wie 
die  deutschen  Territorien  überhaupt  doch  bis  zum  Untergang  des 
Reichs  noch  immer  nicht  ganz  volle  Staaten  geworden,  so  blieb 
auch  der  landständischen  Steuerverfassung,  wo  dieselbe  nicht  der 
fürstlichen  Omnipotenz  gewichen  war,  etwas  von  dem  alten  Cha- 
racter  gewahrt.  Die  Besteuerung  war  in  der  Theorie  der  deutschen 
Cameralisten  des  18.  Jahrhunderts  immer  noch  eine  anomale,  eine 
Ausnahme  bildende  Einnahmeart '"^j  und  in  der  landständischen 
Praxis  nicht  minder,  obwohl  sie  meistens  schon  regelmässig  bestand 
und  die  Bewilligung  auf  Zeit  immer  mehr  zu  einer  Formalität 
herabsank. 

Auch  in  manchen,  übrigens  in  den  verschiedenen  Territorien 
öfters  verschiedenen  und  im  Laufe  der  Zeit  sich  verändernden 
Einzelheiten  der  älteren  landständischen  Verfassung  tritt  der  Cha- 
racter  einer  quasiprivatvertragsmässigen  Regelung  der  Besteuerung 
öfters  besonders  prägnant  hervor.  So  wenn  jeder  Stand  für  sich 
eine  Steuersumme  bewilligt,  keine  Majorität  von  zwei  Curien  gegen 
die  dritte  entscheidet,  die  Stände  vielmehr  durch  Pactiren  unter 
einander  sich  bewegen,  die  Last  in  bestimmtem  Verhältniss  auf  sich 


®)  Zachariä  II,  4iJ'J.  —  In  England  nach  d.  magna  charta  Zustimm.recht  sämmtl. 
Kronvasallen  zum  „Lehenhilfsgeld",  auxiliuin,  mit  Ausnahme  der  3  herkömml.  Ehren- 
u.  Nothfälle  (Ritterschlag  des  Sohns,  Ausstatt,  d.  Tochter,  Auslös.  aus  Gefangensch.). 
(ineist  I,  280. 

®)  Noch  nach  dem  30jähr.  Kriege  war  das  Streben  nach  reichsgesetzlicher  Ajicf- 
kennung  eines  unbeschränkten  Besteuerungsrechts  der  Landesherrschaft,  wonach 
die  Landstände  u.  üntertlianen  auch  die  Mittel  zur  Besti-eitung  der  eigentlichen  Landes- 
Husgaben  in  grösstem  Umfang  auf  Begehr  darzubringen  schuldig  sein  sollten,  nicht 
durchzusetzen.  Der  Kaiser  verweigerte  einer  bezüglichen  Ausdehnung  des  Eeichs- 
abschieds  v.  HJ54  §.  ISO  in  einer  Eesolution  v.  1671  seine  Zustimmung,  ö.  darüber 
Eichhorn  IV,  §.  547,  Zachariä  IL  §•  219  S.  485. 

'")  So  sagt  z.  B.  Justi.  Syst.  d.  Fin.wes.,  Halle  1766,  S,  349,  350,  allerdings 
wcsentl.  aus  einem  pol  it.  Standpuncte  urtheilend:  Abgaben.  Steuern.  Schätzungen 
sollten  dem  Fürsten  nicht  auf  beständig,  sondern  nur  jährlich  bewilligt  werden.  Sic 
seien  deshalb  „im  eigentl.  u.  ursprüngl.  Verstände"  nicht  zu  den  ordentl.  Einkünften 
des  Staats  zu  rechnen. 
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ZU  uelmieu:  wenn,  wie  gewühulich,  ohne  landesherrliche  Organe 
die  Erhebung  der  Steuer  erfolgt,  und  dann  jeder  Stand  seine  über- 
nommene Sohuhligkeit  selbst  repartirt  ui\d  den  Gcsammtbetrag 
abführt. 

Oew«"dinlich  sind  es  Schätzungen  oder  sogen,  directe 
Steuern ,  Personal- ,  Einkommen- ,  Vermögen- ,  Grundsteuern ,  bei 
welchen  die  ständische  Mitwirkung  unentbehrlich  ist.  Bei  manchen 
sogen,  indirecten  Verbrauchsteuern,  im  heutigen  finanzwissenschaft- 
lichen Sinne  des  Worts,  namentlich  bei  den  verschiedenen  Arten 
Zöllen,  welche  bald  mehr  Gebühr,  bald  mehr  Steuer,  bald  Beides 
vereint  sind,  gingen  die  selbständigen  Befugnisse  des  Landesherrn 
weiter  und  wurde  das  Recht,  solche  Abgaben  aufzulegen,  auf 
kaiserliche  Ermächtigung  zurückgeführt  oder  aus  den  allgemeinen 
Hoheitsrechten  des  Landesherrn  abgeleitet.  ^^)  Doch  findet  wenig- 
stens bei  allgemeinen,  auch  im  Territorium  selbst  erhobenen 
indirecten  Verbrauchsteuern,  wie  bei  den  seit  dem  15.  und  16.  Jahr- 
hundert häufigeren  allgemeinen  Tranksteuern  und  „Ziesen"  (Acci- 
sen)^-)  auf  verschiedene  Lebensmittel,  Gegenstände  des  gewöhn- 
lichen Marktverkehrs  und  Kaufmannswaaren,  besonders  in  früherer 
Zeit  eine  ständische  Bewilligung  statt.  ^^)  Die  Territorialherrschaft 
hat  sich  aber  hier  mehrfach  früher  und  vollständiger  als  bei  den 
directen  Steuern,  besonders  nach  dem  30jährigen  Kriege,  bei  diesen 
Abgaben  von  dieser  ständischen  Mitwirkung  frei  gemacht;  mit  ein 


*'i  Das  Zollrecht  wird  iu  der  älteren  Auffassung,  wie  sie  im  deutscheu  Keiclis- 
staatsrecht  rechtliche  Anerkennung  gefunden,  nicht  zum  Bestcuerungsrecht  gerechnet. 
Es  bildete  bis  1S06  ein  kais.  Keservatrecht,  das  nur  kraft  kaiserl.  Verleihung  oder 
unvordenklichen  Herkommens  von  Keichsständen  und  anderen  Berechtigten  ausgeübt 
werden  konnte.  Zachariä  II,  §.  229  S.  547.  Vergl.  indessen  die  Streitigkeiten 
zwischen  dem  Landesherrn  u.  den  Ständen  Schlesiens  über  d.  Einfuhr,  des  Grenzzolls 
1556  u.  ff.  in  Schlesien,  Kries  S.  72  ff.  Genaueres  bei  Falke,  Gesch.  d.  Deutschen 
Zollwesens.  S.  auch  v.  Thüna,  Reichszollrecht  zur  Zeit  u.  nach  d.  Grundsätzen  des 
Sachsenspiegels.  Hildebr.  Jahrb.  XII.  1869,8.26.  Der  Ertrag  der  Zölle  u.  des  Geleits 
gehörte  zum  landesherrl.  Kammergut.     Zachariä  II,  §.  209  S.  421. 

*^i  Der  Name  stammt  von  incisio,  incisura  ab  u.  deutet  auf  die  uralte  Verrech- 
nungsart  des  „Kerbens".  Incisio,  auch  tallia.  früher  für  Bede  gebrauclit,  also  für  eine 
directe  Steuer,  später  für  eine  Consumtionsabgabe.  Vergl.  Näheres  bei  Hüllmann, 
D.  Fin.gesch.  im  Mittelalter,  S.  VH  ff.     Auch  Waitz.  VIII,  395. 

^')  Z.  B.  stand.  Bewilligung  einer  Biersteuer  in  Schlesien  an  den  König  im 
16.  Jahrh.,  aber  bei  der  Verwaltung  von  vornherein  die  stand.  Mitwirkung  beschränkter 
als  bei  den  sogen.  Schatzungssteuem.  Kries  a.  a.  0.  S.  63  ff.,  mit  näherer  Ausführ, 
über  d.  Entwickl.  u.  d.  Verlust  des  stand.  Einflusses  bei  dieser  Steuer.  —  Bewillig, 
einer  sehr  ausgedehnten  Ziese  (Getränke,  Getreide,  Feld-  u.  (iarten fruchte,  Marktvieh, 
alle  Erzeugnisse  und  Arbeitsstoffe  der  Handwerke)  Seitens  der  Stände  in  Sachsen, 
Falke  (Tüb.  Ztschr.  3U,  400  ü.),  in  143S  u.  später  mehrfach,  bes.  Tranksteuer  (Wein, 
Bier i;  im  16.  Jahrh.  desgleichen. 
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Grund  für  die  nunmehrige  grössere  Entwicklung  der  indirecten 
Verbrauchsteuern.  ^^) 

C.  —  §.  357,  Die' verfassungsmässige  Steuerbewilli- 
gung. So  wird  hier  die  Anordnung  der  Besteuerung  genannt, 
wenn  die  Bevölkerung  persönlich  und  politisch  frei  und  dazu  be- 
rechtigt ist,  das  Steuerwesen  selbständig  oder  in  Verbindung  mit 
der  Staatsgewalt  zu  regeln,  aber  wenn  anderseits  auch  im  Bedarfs- 
fall eine  öffentlich-rechtliche  Verpflichtung  zur  Steuer- 
bewilligung anerkannt  ist  und  eigentlich  für  selbstverständlich  gilt, 
nur  dass  auch  das  Vorhandensein  des  Bedarfsfalls  selbst  dabei  der 
Entscheidung  der  Bevölkerung  unterliegt.  Die  Voraussetzung  dieser 
Art  der  Anordnung  der  Besteuerung  ist  die  im  Volksbewusstsein 
anerkannte,  im  öffentlichen  Recht  zur  Geltung  gelangende  Iden- 
tität des  Staats-  und  Volksiuteresses  und  daraus  resultirend 
einer  Steuerpflicht.  Die  Besteuerung  erscheint  hier  als  noth- 
wendige  Bedingung  der  Erfüllung  der  Staatszwecke  und  damit  der 
Lebensaufgaben  des  Volks  selbst.  In  der  Besteuerung  schafft  und 
gewährt  sich  das  Volk  also  seine  eigenen  Lebens-  und  Gedeihens- 
bedingungen. Eben  hierin  liegt  auch  der  Grund  zu  einer  öffent- 
lich-rechtlichen Verpflichtung,  die  einmal  erforderlichen  Steuern  zu 
bewilligen,  und  die  Unzulässigkeit  eines  eigentlichen  Steuer ver- 
weigerungsrechts  in  einem  anderen  als  formellen  Sinne. 

Die  verfassungsmässige  Steuerbewilligung  ist  die  Form  der 
Anordnung  der  Besteuerung  bei  freien  Culturvölkern  mit  entwickel- 
tem oder  doch  sich  entwickelndem  öffentlichen,  insbesondere  Staats- 
leben. Ihre  specielle  Form  ist  nach  der  Form  der  politischen  Ver- 
fassung verschieden.  Aber  der.  Gedanke,  dass  die  Besteuerung 
frei  anerkannte  Bedingung,  nicht  des  Staatslebens  an  sieb,  sondern 
des  letzteren  um  des  Volkslebens  willen  und  deswegen  eine 
öffentlich-rechtliche  Verpflichtung  des  Volkes  gegenüber  dem  Staate 
sei,  geht  überall  erkennbar  hindurcb.  Die  Städte-Republiken  des 
Alterthums,  besonders  die  Demokratieen,  die  modernen  Staaten  mit 
republikanischer  und  constitutionell-monarchischer  Verfassung  sind 
die  wichtigsten  Beispiele  von  verfassungsmässiger  Steuerbewilligung. 

'■*)  Vgl.  V.  Inama-Sternegg,  Accisestreit  im  17.  u.  IS.  Jahrh. ,  Tüb.  Ztschr. 
XXI,  515  fl'.,  527.  —  Gliemann.  Einfuhr,  d.  Accise  in  Preussen,  eb.  1873.  175. 
In  Brandenb.  1641  aiigem.  Accise  noch  nach  Landtagsbeschluss ,  eb.  S.  193.  Nach 
zeitweil.  Aufliebung  Wiedereinfuhr,  u.  Neuordnung  165S.  1667,  16S0,  im  Wesentl.  mit 
immer  weiterer  Zurückdrängung  der  stand.  Mitwirkung  dabei,  auch  in  Betr.  der  Ver- 
waltung, die  in  den  Städten  aus  der  städtischen  mehr  zur  landesfürstlichen  wird. 
Ulicuiann  S.  208. 
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Die  niittelaltcrlichen  selbständigen  städtischen  Gemeinwesen 
bieten  verwandte  Ersebeimingen.  Der  reichsständiscbe  Staat  des 
Mittelalters  und  das  Territorium  mit  landständiscber  Verfassung 
sind  regelmässig  auf  dem  Uebergang  von  jener  älteren  mehr  pri- 
vatrecbtlieben  Regelung  zu  dieser  neueren  verfassungsmässigen  Be- 
willigung der  Besteuerung  begriffen.  Die  Entwicklungsgeschichte 
der  ständischen  Mitwirkung  an  der  Besteuerung,  namentlich  auch 
in  den  deutschen  Territorien,  bildet  daher  einen  besonders  belehren- 
den Fall  der  hier  mitspielenden  Factoren. 

Im  Priucip  macht  es  keinen  Unterschied,  ob  das  ganze  Volk 
unmittelbar  die  Steuer  bewilligt,  wie  mitunter  in  reinen  Democra- 
tieeu.  oder  ob  dieses  verfassungsmässige  Recht,  wie  die  sonstige 
Mitwirkung  an  der  Gesetzgebung ,  durch  Vertreter  ausgeübt  wird ; 
ebenso  wenig,  ob  Volkssouveränetät  im  vollen  Sinne  anerkannt  ist 
oder  die  Staatsgewalt  als  ein  selbständiger  Factor  neben  dem  Volk 
oder  der  Volksvertretung  steht;  auch  nicht,  ob  die  Verfassung  eine 
republikanische  oder  constitutionell-monarchische;  noch  ob  sie  eine 
ständische  ist  und  der  Beschluss  von  Volkstheilen ,  z.  B.  politisch 
bevorrechteten  Ständen  oder  von  Volksvertretungen,  welche  auf 
Grund  eines  Wablcensus  (Vermögen,  Steuer)  gebildet  sind,  das 
ganze  Volk  bindet.  In  allen  diesen  Fällen,  von  der  alten  land- 
ständischen Verfassung  mit  ihrer  späteren  Entwicklung  des  Steuer- 
bewilliguugsrechts  an  bis  zu  den  modernen  Verfassungen  mit  all- 
gemeinen directen  Volkswahlen  und  bis  zum  schweizerischen  Refe- 
rendum, ist  der  obige  Gedanke,  dass  die  Besteuerung  Staats-,  weil 
Volksinteresse  und  deshalb  eine  allgemeine  Pflicht  sei,  der  leitende. 
Er  ringt  sich  z.  B.  in  der  älteren  deutschen  landständischen  Ver- 
fassung trotz  aller  Schwierigkeiten,  welche  die  eigenthümliche  Ver- 
wickeltheit  der  politischen  Verhältnisse  bietet,  und  aller  Cautelen, 
mit  welchen  die  Stände  den  älteren  Standpunct  der  „freiwilligen" 
Gewähr  der  Steuer  festzuhalten  suchen,  dennoch  hindurch.  Das 
ältere  Steuerverweigerungsrecht  wird  practiscb  obsolet  und  eine 
blosse  Formalität. 

„Der  Durchbruch  des  Gedankens  der  Steuerpflicht  ist  ein 
ungeheurer  sittlicher  und  geistiger  Fortschritt.  Welche  Abstraction, 
einem  unpersönlichen  Wesen  ohne  jede  genaue  Abrechnung  im 
Einzelnen  einen  freiwilligen  (Vj  Antheil  an  allem  Einkommen  der 
Staatsbürger  zu  gönnen!  Welch  sittliches  Vertrauen,  welche  com- 
plicirte  Organisation  setzt  das  voraus.  Kein  Wunder,  dass  die 
Völker  Jahrhunderte   lang   gegen   diesen  Gedanken  sich  gesträubt, 
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dass  sie  ihn  jetzt  noch  entfernt  nicht  ganz  begrifien  haben  und 
daher  so  vielfach  noch  mit  den  finanziellen  Mitteln  und  Formen 
älterer  Zeiten  wirthschaften  müssen"  (G.  Schmoller). ^^) 

§.  358.  Die  Entwicklung  des  landständischen  Steuer- 
bewilligungsrechts in  Deutschland  zeigt  sich  zuerst  in 
mancherlei  thatsächlichen  Verhältnissen ,  nach  und  nach  auch  in 
der  Gestaltung  des  öffentlichen  Rechts  selbst.  Die  gewährten 
Steuern  bürgern  sich  immer  mehr  als  bleibende  Einrichtung  ein. 
Eine  eigene  Verwaltung  und  ein  besonderes  Cassenwesen  wird  für 
sie  geschaffen  und  wird  eine  bleibende  Institution:  die  land- 
ständische Steuerverwaltung,  bei  gewissen  Steuern  auch  die  ständi- 
sche Erhebung,  ständische  Ausschüsse  zur  Controle,  ständische 
Schatzcollegien ,  eine  besondere  Landessteuercasse,  in  welche 
unter  ständischer  Verwaltung  die  Steuererträge  fliessen  und  aus 
welcher  die  bestimmten  Ausgaben  bestritten  werden,  neben  der 
Kammercasse,  welche  die  Domanial-  und  Regaleinnahmen  be- 
zieht. ^'^)  Die  speciellen  Bedingungen  bei  der  Steuerbewilligung 
werden  zwar  lange  nach  Möglichkeit  von  den  Ständen  in  der 
früheren  Weise  beibehalten,  aber  nicht  nur  wegen  der  Schwächung 
der  ständischen  Macht  gegenüber  der  Regierung,  sondern  nach  der 
Natur  der  neuen  Staatsverhältnisse  werden  sie  practisch  bedeutungs- 
loser und  von  der  Regierung  mit  Erfolg  bei  einer  immer  grösseren 
Reihe  von  Ausgaben,  welche  eben  öffentliche  Zwecke  betreffen, 
bekämpft.  Sie  werden  eine  Formalität  und  verschwinden  endlich. 
Es  bildet  sich  schliesslich  die  Anschauung  einer  Verpflichtung  zur 
Steuerbewilligung  aus  und  findet  auch  im  öffentlichen  Recht  ihre 
Anerkennung.  So  wird  namentlich  seit  dem  17.  Jahrhundert  in 
den  deutschen  Territorien  den  Ständen  ein  Recht,  die  in  Ermange- 
lung andrer  Einkünfte  zur  Deckung  der  Landesbedürfnisse  noth- 
w endigen  Steuern  zu  verweigern,  mehr  und  mehr  abgesprochen. 


^^)  Schmoller  im  Jahrb.  d.  D.  Reich,  1877  S.  112.  Vgl.  überhaupt  hier  den 
Schluss  dieser  Abhandl.  S.  104 — 114.  —  üeber  d.  Entwiclil.  d.  Besteuerung  in  dem 
mittelaltcrl.,  bes.  deutschen  stiidt.  Ge  mein  wesen ,  als  einer  wahrhaft  öffentlich- 
rcchtl.  Abgabeart  s.  Gierko  a.  a.  0.  II,  6i)S  u.  d'.,  bes.  in  d.  Citat  bei  Schönberg, 
Bas.  Fin.  S.  11.  Vgl.  überhaupt  Gierke's  ganzes  Kap.  4  in  B.  II,  über  die  Stadt- 
persönlichkeit, bes.  §.  27,  28,  29.  Bei  dem  engeren  Intercssenkreis  der  Stadt  war 
natürlich  die  Anerkennung  eines  ,,öüentlichen"  Bedürfnisses  und  einer  offen tlich- 
rechtlichen  Stcuerp  flicht  hier  viel  leichter  und  ist  früher  erreicht  worden  als 
im  Staate. 

"')  Davon  ist  sclion  im  1.  Bande  bei  der  Domünenlehre  geliandelt.  ßau  5.  Aufl. 
i^.  92,  93,  Rau-Wagner  §.  120,  121,  Wagner  §.  154.  S.  auch  Zachariil 
II,  §.  210,  220,  bes.  S.  495,  §.  227.    Eichhorn  III,  255. 
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Die   Kcichsgericlitc    sollten    in    solchem    Fall   die   Einwillig-iing   er- 
gänzen. '") 

Den  vorläutigen  Abschluss  hat  die  Entwicklung  des  Öteuer- 
bewilligungsrechts  in  Deutschland  in  den  neuen  landständi- 
schen Verfassungen  dieses  Jahrhunderts  erhalten.  Im 
Einklang  mit  der  hier  dargelegten  Auffassung  gehen  „alle  neueren 
Vertassungsurknnden  von  dem  Grundsatze  aus,  dass  die  Unter- 
thanen  und  resp.  die  Stände  die  Mittel  zur  Deckung  der  Staats- 
bedürfnisse  zu  gewähren  verpflichtet  seien,  insoweit  sie  nicht 
aus  den  vorhandenen  dazu  bestimmten  Mitteln  (Staatsgütern, 
Domänen)  zu  bestreiten  sind.  "Sie  erkennen  daher  kein  Steuer- 
bewilligungsrecht in  dem  Sinne  an,  dass  die  für  den  Staatsbedarf 
nothwendigen  Steuern  auch  willkürlich  verweigert  werden 
könnten  und  sprechen  dies  meistens  indirect  auch  dadurch  aus, 
dass  sie  den  Ständen  verbieten,  die  Bewilligung  der  Steuern  mit 
einer  Bedingung  zu  verbinden,  welche  nicht  den  Zweck  und  die 
Verwendung  derselben  selbst  betrifft."  (H.  A.  Zachariä.)^^)  Die 
Voraussetzung  für  die  Steuerbcwilligung  ist  dann  aber,  iti  Ueber- 
einstimmuDg  mit  dem  jetzigen  deutschen  Staatsrecht,  dass  zuvor 
das  Bedürfniss  anerkannt  sein  muss,  d.  h.  dass  die  Aus- 
gabe als  nothwendig  und  andere  Deckungsmittel  als  nicht  vor- 
handen oder  als  nicht  ausreichend  nachgewiesen  werden.  Das 
Steuerbewilligungsrecht  steht  daher  hier  mit  der  Vorlage  des  Aus- 
gabe- und  des  gesammten  Einnahmeetats  an  die  Volksvertretung 
in  Verbindung.  Namentlich  haben  die  deutschen  Ständekammern 
demnach  auch  bei  der  Feststellung  der  Domanialein- 
nahmen  aller  Art  mitzuwirken  und  verschwindet  in  der  Conse- 
quenz  der  modernen  Staatseinheit  und  Finanzeinheit  die  ehemalige 
Trennung  zwischen  Kammer-  und  Landessteuercasse,  wie  dies  im 
1.  Bande  schon  erörtert  worden  ist.^^) 

Dem  richtigen  finanzwissenschaftlichen  Begriff  der  Steuer  ent- 
spricht es  auch,  dass  sich  das  Steuerbewilliguugs-  und  Mitregulirungs- 
recht  des  Volks,  bez.  seiner  Vertreter  auf  alle  unter  diesenBe- 
griff  „Steuer "    fallenden   Arten    von  Abgaben    bezieht, 

'')  Zachariä  II,  ;;.  222  S.  502,  freilich  in  einem  gewissen  Widerspruch  mit 
der  kaiserl.  Eesolution  v.  lt»71,  s.  o.  Note  9. 

»«)  Zachariä  H,  §.  222  S.  505. 

*®)  An  d.  in  Note  lü  gen.  Stellen,  üeber  die  Besteuerung  nach  neuerem  und 
jetzigem  Deutschen  Staatsrecht  u.  über  den  Umfang  des  Steuerbewilligungsrechts  der 
Landstände  s.  Zachariä  II.  §.  222  u.  223.  Ueber  das  (z.  Th.  etwas  abweichende) 
p  reu  SS.  verfass.mäss.  Kocht  v.  Rönne,  preuss.  Staatsr.  I,  1.  Abtli.  >?.  Ofl.  70, 
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daher  namentlich  nicht  nur,  wie  früher  öfters,  auf  die  sogen. 
directen  Steuern,  sondern  auch  auf  alle  die  verschiedenen  in- 
directen  Steuern,  darunter  solche,  welche,  wie  das  Zollrecht, 
nach  dem  älteren  ßechtsbegritf  nicht  zum  Steuerrecht,  sondern 
zum  sogen.  Kammergut  gehörten.  Das  ist  im  neueren  deutschen 
Staatsrecht  auch  anerkannt,  2°)  Am  Langsamsten  und  wenigstens 
in  der  Praxis  noch  heute  nicht  immer  vollständig  ist  dieser  Grund- 
satz bei  den  Gebühren  und  Regalien  zur  Geltung  gelaugt. 
Es  erklärt  sich  dies  auch  aus  dem  rechtsgeschichtlicben  Zusammen- 
hang des  Geh  Uhren  Wesens  und  der  Regalien  mit  dem  Kammergut 
und  mit  der  Ausübung  von  Hoheifsrechten  und  heute  noch  aus  der 
Verbindung  dieser  Einkünfte  mit  der  allgemeinen  Staatsverwaltung. 
Im  Princip  ist  aber  auch  hier  stets  die  Bewilligung  der  Volksver- 
tretung zu  verlangen  und  in  allen  wichtigeren  Fällen,  bei  den 
Gerichts-,  Verkehrsgebühren  (Posttaxen,  Eisenbahntarife, ^^)  Tele- 
graphentaxen), bei  den  Regalien,  welche  nur  Steuerform  sind  (Salz, 
Tabak)  erfolgt  auch  die  Mitwirkung  dieser  Vertretung  bei  der 
Regelung  der  Taxen,  In  allen  anderen,  auch  den  zahlreichen 
untergeordueten  Fällen  bei  einzelnen  Verwaltungszweigen  muss  das 
Recht  zur  alleinigen  Regelung  der  Taxen  im  Verordnungswege 
durch  die  Staatsgewalt  auf  Ermächtigung  der  Volksvertretung  zu- 
rückgeführt werden. 

Es  bedarf  keiner  weiteren  Ausführung,  dass  die  verfassungs- 
mässige SteuerbewilligUDg  für  unsere  Rechts-  und  Culturstaaten  die 
einzige  zulässige  Form  der  Anordnung  der  Besteuerung  ist.  Auch 
die  Finanzwissenschaft  hat  zu  betonen,  dass  diese  Form  die 
relativ  grösste  Bürgschaft  für  die  gute  Ordnung  des  Staatshaus- 
haltes und  für  die  richtige  Durchführung  der  Besteuerung  bietet, 
mehr  wie  auch  in  der  besten  absoluten  Monarchie  die  Form  der 
„Auflegung".     (§.  354.) ^^'j 

Die  Handhabung  der  verfassungsmässigen  Steuerbewilligung 
hängt  von  der  speciellen  Verfassungsform  ab.  Sie  ist  daher  nach 
letzterer  sehr  verschieden  und  von  verschiedener  practischer  Be- 
deutung für  die  Finanzen.  Darauf  näher  einzugehen,  ist  hier  in- 
dessen nicht  die  Aufgabe. 

-")  Zacbariä,  11,  ')\2. 

"-')  Es  sind  hier  inelir  verwaltungstechnische  Verhültnisse ,  bes.  im  GiUeiTerkehr, 
welche  in  der  Praxis  öfters  noch  die  Reg-elung  der  Taxen  im  Verordnungs-  statt  im 
(jesetzeswegc  beibelialten  liessen.  '  Ueber  Tost  n,  Telegraphie  s.  d.  vorige  Kapitel. 

")  S.  Wagner,  Fin.  I,  §.  9,  11. 
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11.  —  vj.  35i>.  Die  Besteuerung  und  die  ständische 
Gliederung  der  Bevöliieruug.  Der  Ausdruck  „ständische 
Gliederung"  wird  hier  im  weiteren  Sinne  genommen  und  umfasst 
daher  sowohl  die  Person  als  tands  Verhältnisse,  die  Unfrei- 
heit mit  ihren  verschiedenen  Abstufungen  und  die  Freiheit,  als  auch 
die  politischen  Standesverhältnisse  unter  den  Freien.  Nament- 
lich sind  die  verschiedenen  bevorrechteten  Stände  von  der 
übrigen  Bevölkerung,  sowie  besonders  die  Stände,  welchen  allein 
eine  Mitwirkung  bei  der  Besteuerung  zusteht,  von  den  anderen 
Volksclassen  zu  unterscheiden. 

A.  Unfreie  im  vollen  Sinne,  Sclaven,  sind  als  unpersön- 
lich und  ohne  vermögensrechtliche  Fähigkeit  nicht  unmittelbar 
steuerptlichtig.  Wohl  aber  kann  ihr  Herr  für  sie  besondere  Steuern, 
nach  ihrer  Zahl  und  Gattung,  zu  entrichten  haben,  wie  dies  vor- 
gekommen ist.  '^^) 

B.  Unfreie  minderen  Grads,  Leibeigene,  Hörige,  Schollen- 
pfiichtige  u.  s.  w.,  können  doch  der  Staatsgewalt  gegenüber  zugleich 
als  Unterthanen  gelten  und  dann  auch  direct  gegen  sie  steuer- 
ptlichtig sein.  Sind  sie  auf  dem  Boden  des  Grundherrn  angesiedelt 
und  diesem  zu  Diensten  und  zu  Grundabgaben  von  dem  ihnen 
überlassenen  Boden  verpflichtet,  so  unterliegen  sie  gewöhnlich  nur 
mittelbar  der  öffentlichen  Besteuerung.  Die  letztere  triflft  zunächst 
den  Grundherrn  als  solchen  und  dieser  vertheilt  die  Last  weiter 
auf  seine  Hörigen  oder  erhöht  deren  sonstige  Abgaben  zu  diesem 
Zweck.  24) 


-')  In  Athen  „scheint  eine  Besteuerung  der  Sclaven  selbst  stattgefunden  zu 
•haben ;  diese  wäre  dann  die  einzige  unmittelbare  u.  regelmässige  Besteuerung  von 
einem  TheUe  des  Vermögens  der  Bürger  ausser  den  Liturgien".  Böckh  I,  448.  — 
Auch  in  Rom  hat  der  Herr  für  den  Sclaven  zu  zahlen  u.  zwar  —  wenigstens  in  der 
späteren  Zeit  —  keine  gleiche  Koi^fabgabe,  sondern  eine  nach  dem  Werth  der  Sclaven 
abgestufte.  Marquardt,  röm.  Staatsverwalt.  II,  229;  Kodbertus  in  Hildebr.  Jahrb. 
VIII,  393.  —  In  Nordamerica  sind  Steuern  auf  die  Sclaven  auch  durch  die  Union 
beabsichtigt  gewesen  17S9.  s.  Adams,  Tub.  Ztschr.  1S79,  S.  72S. 

**)  Letzteres  Verhältniss  scheint  in  der  späteren  Kaiserzeit  in  Kom  bestanden  zu 
haben,  wo  die  Colonen  den  wichtigsten  Theil  der  Kopfsteuerpflichtigen  bildeten, 
ihre  Kopfsteuer  vom  Herrn  des  Guts  zugleich  mit  der  Grundsteuer  eingezahlt,  aber 
wieder  von  ihnen  eingetrieben  wurde.  Mar([uardt  II,  236.  -  Im  mittelalterl.  stand. 
Staat  werden  die  Unfreien  (ein  damals  ohnehin  so  schwankender  Begrifl',  mit  manchen 
Abstufungen!)  wie  andre  „Unterthanen"  mitbesteuert.  Der  Keichsbesteuerung,  z.  B. 
im  1.5.  Jahih.  dem  „gemeinen  Pfennig"  unterliegen  auch  die  Unterthanen  der  Keichs- 
stände  unmittelbar  (Eichhorn  III,  168.  320).  Mit  der  steigenden  Entwicklung  der 
Territorialgewalt  werden  aber  nur  die  ßeichsunmittelbareu  besteuert.  Ihr  sogen.  Sub- 
collectationsrecht  gilt  dann  gegenüber  allen  ihren  Untergebenen.  Zachariä  II,  4S2. 
Beispiele  allgemeiner  Vermögens-  u.  Personalsteuern  Cmit  Abstufung  nach  Ständen) 
sind  die  Reichssteuer  des  „gemeinen  Pfennigs'  von  1431   (1.5 jähr.  Leute  1   Blaghart 

A.  Wagoer,  Kinan/.wissensiOiaft.    II.  14 
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C.  Unter  den  Freien  scheiden  sich  zunächst  wieder  die 
Einheimischen,  die  Bürger  oder  Unterthanen,  von  den  Fremden. 
Die  Stenerpflicht  betrifft  als  staatsbürgerliche  Pflicht  nur  die 
ersteren.  Die  Besteuerung  wird  aber  in  der  Form  von  Schutz- 
geldern u.  dgl.  auch  gern  auf  die  Fremden  ausgedehnt,  sobald 
dies  nach  den  thatsächlicheu  Verhältnissen,  daher  vor  Allem  nach 
der  Zahl  und  dem  Wohlstand  der  Fremden  practisch  ist  fz.  B. 
griech.  Alterthum^^')].  Im  Laufe  der  modernen  Steuerentwicklung 
hat  sich  eine  immer  allgemeinere  und  vollständigere  Besteuerung 
der  Fremden  ausgebiklet,  wie  unten  bei  der  Erörterung  des  Grund- 
satzes der  Allgemeinheit  der  Besteuerung  näher  nachgewiesen 
werden  wird  (§.  408).  ^g) 

D.  —  §.  360.  Am  AVichtigsten  ist  für  uns  wieder  die  Be- 
trachtung des  mittelalterlichen  ständischen  Staats  und 
seiner  Fortsetzung  in  den  Uebergangstaatsformen  bis  zur  Gegen- 
wart, speciell  in  den  deutschen  Territorien.^^)  Hier  tritt 
namentlich  der  Gegensatz  der  mit  dem  Steuerbewilligungsrecht 
ausgestatteten  Stände,  —  gewöhnlich',  aber  nicht  immer  die  be- 
kannten drei,  Prälaten,  Ritterschaft,  Städte ^^)  —  zu  den  „Hinter- 
sassen" dieser  Stände,  vor  Allem  ihren  Bauern,  dann  zu  den 
„Kammerbaueru"  auf  den  landesherrlichen  Domänen  und  zu 
etwaigen  sonstigen,  meistens  in  den  Landständen  nicht  vertretenen 
„freien  Leuten",  Bauerschaften -^)  u.  s.  w.  auch  für  das  Steuer- 
wesen als  practisch  wichtig  hervor.  Einige  Analogie  bietet  sich 
in  dem  Steuerbewilligungsrecht  eines  Volks  nicht  nur  für  sich, 
sondern  auch  für  unterworfene  Länder  (antike  Staaten),   für  Colo- 


Kopfgeld,  V.  200  H.  u.  darüber  ^/.,  fl. ,  v.  1000  fl.  u.  darüber  1  ii.  Steuer)  u.  später, 
die  „Türkensteuern"  d.  1(5.  Jahrh."  Vgl.  Laug,  180;  Falke,  Tüb.  Ztscbr.  XXX, 
408,  430  (Sachsen,  1481,  1542);  Oberleitner,  österr.  Flu.  u.  Kriegswes.  unter 
Ferdin.  I.,  Wien  1859,  S.  Iß  (Türkenst.  v.  1523).  In  den  Städten:  s.  Schönberg, 
Basel's  Fin.,  ganz  generelle,  alle  Stände  umfassende  Personalsteuern,  verbunden 
mit  Vermögenssteuern,  z.  B.  1446,  S.  202,  207. 

"-^)  So  das  athenische  und  auch  wohl  sonst  in  griech.  Städten  vorkommende 
Metoikion  oder  Schutzgeld  der  ansässigen  Fremden,  das  jeder  Fremde  nach  einer 
l)estimmten  Zeit  des  Aufenthalts  zahlen  musste;  in  Athen  12  Drachmen  jährlich. 
Befreiungen  kamen  vor.     Böckh  I,  445 — 44S. 

-^)  Wichtiger  als  für  die  Staatsbesteuerung  ist  die  Frage  der  Besteuerung  der 
..Fremden"  („Forensen")  noch  für  die  Gemeinden.  S.  §.  410,  Ursprüngliche  Be- 
schränkung der  Stenerpflicht  in  den  Städten  auf  die  städtischen  Bürger,  diese  Pflicht 
eine  Folge  des  Bürgerrechts.     Gierke  II,  698. 

■-■')  Vgl.  bes.  Eichhorn  und  Zachariä  an  den  in  der  Vorbem.  gen.  Stellen, 

-8)  Vgl.  Eichhorn  III,  247.     Zachariä  I,  54S.     In  Tirol  z.  B.  4  Stände. 

'^^}  Solche  freie  Leute,  bes.  ganz  freie  Bauerschaften,  konnten  nicht  willliürlich 
besteuert  werden,  z.  B.  in  Holstein.  Für  sie  hatten  die  Landstände  kein  Steuer- 
bcwilligiingsrecht.     Zachariä  I,  549,  II,  4i)5. 
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nieen  u.  (h^\.  m.  (z.  H.  ehemalige  schweizerische  „gemeine 
Herrschaften"). 

Aach  die  älteren  politischen  Standesverhältnisse  •''^)  haben  regel- 
mässig eine  ökonomische  Basis:  wirthschaftliche  Verhältnisse, 
namentlich  Besitz-  und  Erwerbsverschiedenheiten  der  Bevölkerung 
und  bezügliche  Satzungen  der  wirthschaftlicheu  Rechtsordnung, 
der  Eigeuthums  -  und  Erwerbsordnung  liegen  ihnen  mit  zu  Grunde. 
Und  umgekehrt  diese  politischen  Staudesverhältnisse  iühren  wieder 
zu  verschiedenen  wirthschaftlicheu  Berufen  und  demgemäss  zur 
Divergenz  der  wirthschaftlicheu  Interessen. 

Die  bevorrechteten  Stände  speciell,  zunächst  der  erste  und 
zweite  Stand,  höhere  Geistlichkeit  und  Adel  im  älteren  ständischen 
Staatswesen,  sind  in  ökonomischer  Hinsicht  vorwiegend  die  Eigen- 
thiimer  des  nationalen  Grund  und  Bodens,  besonders  der  ländlichen 
Grossgüter,  die  Bezieher  der  Grund-  und  Kapitalrente.  Die  Grund- 
rente fällt  ihnen  auch  vermittelst  des  Zehnten  und  anderer  Grund- 
abgaben von  dem  ihnen  nicht  rein  privateigenthümlich  gehörenden 
Boden  mit  zu.  Die  Kapitalreute  beziehen  sie  aus  Leihkapitalien, 
welche  sie  aus  ihrem  Kenteneinkommen  bildeten  und,  wie  die 
Geistlichkeit,  durch  Schenkungen,  Stiftungen  u.  s.  w.  erhielten. 
Der  dritte  Stand,  die  Städte  des  Mittelalters  und  der  folgenden 
Jahrhunderte  bis  auf  unsere  Zeit,  nehmen  wenigstens  in  ihren 
bevorrechteten  Classen  (Patriciat,  Geschlechter)  und  in  ihrem 
Vollbürgerthum  (zünftlerische  Handwerksmeister  u.  s.  w.)  ebenfalls 
an  dem  Bezug  der  Grund-  und  Kapitalrente  Theil,  als  städtische 
Haus-  und  auch  als  ländliche  Grundbesitzer,  als  Kapitalverleiher. 
Sodann  haben  sie  ein  mehr  oder  weniger  umfangreiches  Rechts- 
monopol und  mindestens  ein  factisches  Monopol  des  Gewerbs- 
betriebs, des  Handels,  des  Geldgeschäfts  und  beziehen  daraus,  im 
Wesentlichen  ausschliesslich,  den  durch  die  monopolistische  Stellung 
oft  gesteigerten  Gewerbsgewinn  nebst  der  durch  die  eigene  Ver- 
wendung des  Kapitals  im  Geschäft  erworbenen  Kapitalrente.  Die 
drei  Stände  des  älteren  ständischen  Staats,  welche  gewöhnlich 
allein  das  Steuerbewilligungsrecht  haben,  sind  daher  die  Haupt- 
repräsentanten der  „besitzenden  Classen"  Jenes  Zeitalters, 
namentlich    der    reichere    und   in   jeder    Hinsicht    unabhängigere 


I 


^)  Vgl.  Schaf fle,  Socialer  Körper  L  2'J9  fi'.,  III,  90  ff.  Er  fasst  das  Stände- 
vesen  als  Schichtung  nach  Berufsunterschieden,  das  Classenwesen  als  Schichtung  nach 
Besitz  u.  Nichtbesitz,  innerhalb  des  Besitzes  nach  Besitzgrösse  u.  Besitzart  auf.  Die 
Auffassung  im  Text  steht  damit  nicht  in  Widerspruch. 

14* 
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Theil  dieser  Classen.  Die  beiden  ersten  Stände  vertreten  dann 
wieder  vornemlich  das  Interesse  des  ländlichen,  besonders  des 
Grossgrundbesitzes  und  der  ländlichen  Rohproduction,  der  dritte 
Stand  dasjenige  des  mobilen  Kapitals,  der  Stoifveredlung  und 
des  Handels. 

Den  drei   Ständen   stehen  die   Bauern,   die   Hintersassen   auf 
den  Gütern  der  bevorrechteten  Stände,  die  Kammerbauern ^^),  dann 
die  eigentlichen  unteren  „arbeitenden  Classen'^,  welche  keinen  Grund- 
besitz in  Land  und  Stadt  und  keinen  selbständigen  städtischen  Ge- 
werbebetrieb haben,  die  Masse  der  Taglöhner  u.  s.  w.,  gegenüber. 
Die  Bauern  auf  eigenem  und  selbst  die  gegen  Dienste  und  Abgaben 
auf  fremdem  Boden  angesiedelten  Bauern  lassen  sich  zwar  noch  zu 
den  „besitzenden  Classen"  der  Periode  des  ständischen  Staats  rechnen. 
Aber  ihre  Grundrente  theilen   sie  im  Zehnten  und   den  mancherlei 
Abgaben   mit   dem  Grundherrn    und  der  Kirche   und  die  kleineren 
Bauern  sind  überwiegend  nur  noch  Bezieher  von  selbst  verdientem 
Arbeitseinkommen.    Letzteres  ist  in  der  Form  des  vertragsmässigen 
Arbeitslohns   die  alleinige   ökonomische  Basis  des  Taglöhnerstands 
und  der  Gewerbsgesellen   u.   s.  w.     Die  nicht  mit  dem  Steuerbe- 
willigungsrecht  ausgestatteten  Stände   sind   daher  doch  die  Haupt- 
vertreter  der   „nicht-besitzenden'^   Classe   oder   des   ärmeren 
und   abhängigeren   Theils   der    besitzenden  Classe    des   Zeitalters. 
Der  Gegensatz  zwischen  „besitzenden'^  und  „nicht-besitzenden" 
oder  zwischen   vornemlich  Renteneinkommen   und   Arbeitslohn  be- 
ziehenden Classen    ist    die   eigentliche   Grundlage   des    socialen 
Classengegensatzes.     Dieser  letztere  tritt  aber  im  ehemaligen 
ständischen  Staatswesen  überhaupt  und  auch  auf  dem  Besteiierungs- 
gebiet  nur  ausnahmsweise  als  solcher  hervor.     Man  muss  nur  nicht 
übersehen,  dass  sowohl  dieser  sociale  Gegensatz  wie  derjenige  der 
wirthschaftlichen   Berufs-    und   Erwerbsinteressen,    des   ländlichen 
Grundbesitzes   und   des   städtischen  Kapitals   hinter   dem   die  Zeit 
noch    fast    allein    beherrschenden    politischen   Classengegensatz 
schon  verborgen  liegt.     Die  Steuerkämpfe  haben  daher  zwar  noch 
kaum   einen   socialen  Anstrich  und  auch  noch   nicht  so  deutlich 
aasgeprägt  den   Character  des  wirthschaftlichen   Interessenkampfs 
zwischen  Stadt  und  Land,  Grundbesitz  und  mobilem  Kapital,  Roh- 

^*)  In  den  älteren  deutschen  landstand.  Verfassungen  kommt  den  Landständen  ein 
Stcuerbewilligangsrecht  für  diese  Insassen  der  landesherrl.  Aemter  niclit  zu.  Meistens 
hängt  aber  aucli  hier  die  Rechtmässigkeit  der  Besteuerung  davon  ab,  dass  die  Stände 
.dlgemein  die  Xothwendigkcit  der  Steuer  anerkannt  hatten.  Zachariä  I,  §.  U)S  am 
Sohlubs,  S.  ö')0. 
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production  und  Ötofl\  eredlung,  sondern  sie  tragen  vorwiegend  einen 
politischen  Character,  Sie  drehen  sich  um  die  von  der  Regie- 
rung zngeniuthete  Uebernabme  von  Steuern  überhaupt  und  um 
deren  Vertheilung  unter  die  bevorrechteten  Stände.  Diese  suchen 
sich  dann  die  Last  gegenseitig  zuzuschieben,  wobei  jene  wirth- 
schaftlichen  Interessengegensätze  doch  schon  mehr  hervortreten. 
Im  Uebrigen  gilt  es  allen  drei  Ständen,  namentlich  den  zwei  ersten, 
Prälaten  und  Ritterschaft,  als  selbstverständlich,  dass  die  vom  Stande 
übernommene  Steuer  alsdann  möglichst  mit  auf  die  eigenen  Unter- 
thaueu.  Hintersassen,  die  Bauern  u.  s.  w.  gewälzt  wird.  Dies 
wird  auch  im  öffentlichen  Recht  anerkannt:  nachdem  in  Deutsch- 
land die  rechtsgeschichtliche  Entwicklung  dahin  geführt  hatte,  die 
Reichssteuern  nur  auf  die  Reichsunmittelbarcn  zu  legen,  erhielten 
diese  die  Befiigniss,  ihre  Unterthanen  entsprechend  herbeizuziehen 
(„SubcoUectationsrecht"  der  Reichsstände),  und  wesentlich  ebenso 
ging  es  bei  den  Landständen  in  Betreff  der  bewilligten  Landes- 
steuern. ^') 

Die  Besteuerung  des  ständischen  Staats  hat  dadurch  doch 
schon  eine  wichtige  social  politische  Wirkung,  indem  sie 
die  nichts  oder  wenig  besitzenden  Classen  besonders  be- 
lastet, die  besitzenden  Classen  verhältnissmässig  schont. 
Nur  hat  diese  Periode  diese  Wirkung  theils  nicht  voll  erkannt, 
theils  als  nothwendig  und  berechtigt  hingenommen.  Erst  die 
folgende  Periode  des  modernen  Staats,  in  welcher  wir  noch  mitten 
inne  stehen,  hat  die  volle  Erkenntniss  dieses  Sachverhalts  gewonnen 
und  in  der  Theorie  schon  vielfach,  wenn  auch  noch  nicht  allgemein, 
in  der  Praxis  wenigstens  hie  und  da  begonnen,  daran  Anstoss  zu 
nehmen  und  nach  Verbesserungen  zu  suchen. 

In  der  älteren  ständischen  Periode  des  Steuerwesens  geht  das 
Streben  dann  auch  vornemlich  nur  etwa  darauf,  zwischen  den 
bevorrechteten  Ständen  die  Grundsätze  der  Allgemeinheit 
und  der  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  mehr  zu  verwirk- 
lichen: wenn  der  eine  Stand  mitsteuert,  soll  es  auch  der  andere, 
und  möglichst  in  richtigem  Verhältniss,  wobei  aber  immer  das 
Herkommen  eine  Richtschnur  mit  abgiebt,  ■'^)     In  der  späteren  Zeit 


^2)  Zachariä  II,  §.  219,  S.  482,  483,  Eiclihorn  IV,  306.  Die  Ritterschaft 
erhält  ihre  Steuerfreiheit  um  so  leichter,  je  bereitwilliger  sie  das  Uir  zugemuthete 
Steuerquantum  von  ihren  Cnterthanen  einhebt.     S.  Zachariä,  II,  .520. 

^')  Allerdings  bezieht  sich  das  Verlangen  der  Rcichsgesetze ,  dass  bei  der  Ver- 
theilung der  Steuer  auf  die  Unterthanen  „Gleichheit  gehalten"  werde  (z.  B.  R.  A.  v. 
1542  bei  d.  Turkensteuer ,    bei  Eichhorn  IV,  306)   nicht  nur   auf  die  Vertheilung 
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der  absoluten  Monarchie  werden  beide  Grundsätze  schon  mehr 
individualistisch,  nemlich  in  Bezug  auf  die  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen, zu  verwirklichen  gesucht.  2^)  In  der  neueren  und 
neuesten  Zeit,  in  der  socialen  Epoche  der  Besteuerung,  wie  man 
sie  nennen  kann,  bestrebt  man  sich,  die  richtige  Verhältnissmässigkeit 
der  Besteuerung  mit  Rücksicht  auf  die  individuelle  Leistungs- 
fähigkeit, welche  vom  Besitze  und  von  der  Art  des  Erwerbs 
mit  abhängt,  herbeizuführen  (§.  425  ff.).  Mit  nach  diesem  Gesichts- 
punct  erfolgt  jetzt  die  Prüfung  der  bestehenden  Steuern  auf  ihre 
Wirkungen  und  die  Forderung  von  Reformen  im  Steuerwesen:  ein 
Gesichtspunct,  der  dem  ständischen  Staate  noch  fehlt. 

E.  —  §.  361.  Steuerfreiheiten  —  als  Folge  von  Standes- 
verhältnissen. 

Die  ständischen  Verhältnisse  der  Bevölkerung  sind  sehr  häufig 
auch  die  Ursache  von  Steuerfreiheiten  gewisser  Stände,  daher  ihrer 
Mitglieder,  von  der  Besteuerung  überhaupt  oder  von  bestimmten 
Arten  von  Steuern  gewesen. 

1)  Hierher  gehört  schon  der  Fall,  dass  der  vollfreie  Bürger 
wenigstens  von  directen  persönlichen,  d.  h.  auf  der  Person 
als  solcher  haftenden  Abgaben  frei  bleibt.  Es  entspricht  dies 
der  Auffassung  von  der  persönlichen  Freiheit  in  vielen  Zeitaltern, 
so  im  classischen  Alterthum,  bei  den  Griechen  und  Römern,  und 
im  Mittelalter,  besonders  bei  den  Deutschen.  ^^)    Die  Personalsteuer 


unter  den  drei  Ständen,  sondern  auch  auf  diejenige  unter  den  ünterthanen  der  Stände. 
Aber  in  der  Praxis  hing  die  Ausführung  doch  ganz  von  den  Ständen  selbst  ab.  Auch 
bei  den  Landessteuern  war  es  ebenso.  Eine  unmittelbare  Besteuerung  der  Hintersassen 
der  Stände  durch  die  Landesregierung  Hess  sich  kaum  durchführen.  Zachariä 
II,  524,  bes.  die  Noten.  —  üeber  die  Entwicklung  der  „Stadtsteuern",  welche  die 
Städte  dem  König  zu  leisten  hatten,  in  Deutschland  s.  Gierke  II,  711  u.  Zeumer 
a.  a.  0.  S.  59  ff.  Die  Stadt  als  Körperschaft  Avird  besteuert,  die  Vertheilung  der 
Steuer  auf  ihre  Bürger  ist  ihre  innere  Angelegenheit. 

■''*)  So  bei  d.  Grundsteuerreformen  des  18,  Jahrb.,  z.  B.  in  (Jesterreich. 

^■^)  ,, Unter  aUen  Abgaben  widerstreiten  nicht  nur  im  Allgem.,  sondern  auch  nach 
den  Grundsätzen  der  Alten  keine  mehr  dem  Gefühl  der  Freiheit  als  persönliche  Steuern; 
in  Athen  war  es  anerkannt,  dass  nicht  vom  Körper,  sondern  vom  Vermögen  gesteuert 
werden  müsse :  aber  auch  das  Vermögen  der  Bürger  wurde  nur  im  Nothfall  besteuert, 
oder  unter  einer  ehrenvollen  Form."  Böckh,  I.  407.  —  Aehnlich  in  Korn  die 
persönl.  Abgabe  ein  Zeichen  der  (polit.)  Unfreiheit,  am  Schimpflichsten  die  gleiche 
Kopfsteuer  der  asiat.  Dcspotieen.  Alle  Provinzialen  zalilen  im  röm.  Reich  ein  tributum 
capitis,  das  als  Zeichen  ihrer  Unfreiheit  gilt.  Marquardt,  II,  791.  —  Auch  ,,den 
Deutschen  erschien  die  Verpflichtung  zur  Kojtfstcuer  als  eine  Minderung  der  persönl. 
Freiheit".  „Es  gehört  zum  Wesen  der  wahren  Freiheit,  dass  einer  nicht  in  d.  öffentl. 
Steuerrollen  steht;  es  wird  ausdrücklich  als  eine  Aufhebung  derselben  bezeichnet, 
wenn  er  dem  öffentl.  Tribut  unterworfen  wird."  So  in  d.  meroving.  Zeit  d.  fränk. 
Reichs.  Waitz,  II,  577.  Auch  im  carol.  Reich  galt  „der  Grundsatz,  dass  der  Freie 
weder  von  seinem  Lande  ,  noch  von  seiner  Person  eine  öffentl.  Abgabe  zu  entrichten 
habe,  als  Regel".     Waitz,  IV,  96. 
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gilt  ab  ^lerkuial  der  UiilVeilicit  üdcr  doch  des  leblciiden  vollen 
Staatsbürgerrechts,  wie  im  Fall  der  Besteuerung  der  Provinzialen 
im  römischen  Keicbe,  der  Komancn  in  den  älteren  gcrmaniscben 
Keicben  auf  ebemals  römischem  Reichsgebiet.  Das  IStrebcn ,  auch 
Freiheit  von  Grundabgaben  liir  den  in  vollem  Eigenthum  des 
freien  Bürgers  stehenden  Boden  zu  erlangen  oder  zu  erhalten,  ist 
eine  mitunter  gezogene  weitere  Consequenz  dieser  Auffassung  der 
liersönlicben  Freiheit.  ■'•'■) 

2)  Eine  zweite  Art  Steuerfreiheiten  bezieht  sich  auf  die  be- 
vorrechteten Stände  unter  der  freien  Bevölkerung.  Diese  Steuer- 
freiheiten spielen  wiederum  im  ständischen  mittelalterlichen  Staat 
und  in  den  aus  ihm  hervorgegangenen  Staatswesen  der  Uebergangs- 
periode  bis  zur  Gegenwart  eine  wichtige  Rolle.  •''^)  Es  ist  dabei 
aber  nach  dem  rechtlichen  Ursprung  und  der  ökonomischeu  Be- 
deutung dieser  Freiheiten  ein  Unterschied  zu  beachten. 

a)  Die  Steuerfreiheit  kann  eine  solche  des  Standes  als 
solchen  und  eine  wahre  (reelle)  Steuerfreiheit  von  Anfang  an 
sein,  der  keine  andere  ökonomisch  messbare  Leistung  des  Standes 
und  der  zu  diesem  gehörigen  Person  entspricht :  auch  im  ständischen 
Staat  mehr  ein  Ausnahmefall.  Beispiele  sind  die  Personalfreiheit 
der  Geistlichen  von  allen  öffentlichen  Lasten  schon  seit  der  christ- 
lichen Zeit  des  altrömischen  Reichs ;^^)  die  Zollfreiheit  von  Rittern, 
Pfaffen  und  deren  Gesinde  im  deutschen  Reich  im  Mittelalter 
(Sachsenspiegel). 

b)  Die  Steuerfreiheit  kann  sodann  zunächst  nur  eine  schein- 
bare („nominelle")  sein,  indem  sie  als  Compensation  für  ander- 
weit zu  leistende  öffentliche  Dienste  gewährt  ist.  Dahin 
gehört  der  practisch  wichtigste  Fall:  die  Steuerfreiheit  der 
Ritterschaft  auch  für  ihr  Vermögen,  besonders  für  ihren 
Grundbesitz  im  ständischen  Staat,  weil  die  Ritterschaft  persön- 
lich und  mit  ihren  Knechten  den  militärischen  Dienst  selbst  leisten 
musste.    Diese  Steuerfreiheit  war  an   sich  berechtigt,   solange  der 

^'')  „Auch  eine  Steuer  v.  eigenen  Grund  u.  Boden  ist  den  Deutschen  ursprünglidi 
unbekannt."  Daher  fraglich ,  ob  d.  röm.  Grundsteuer  im  frank.  Reich  auf  deutsclic 
Grundbesitzer  angewandt  worden.  S.  darüber  Näheres  bei  Waitz  II,  579  ff.,  Eich- 
horn I,  675,  Zöpfl  II,  220,  Walter  I,  131.  —  üeber  die  „Allgemeinheit" 
städt.  Personalsteucrn  in  Basel  s.  Schönberg  a.  a.  (). 

3^)  Vgl.  Eichhorn  I.  §.  95,  114,  II,  §.  329,  III,  426,  IV,  547;  Zachariä 
II,  §.  225,  226.  Er  unterscheidet  Steuerfreiheiten  unter  Berufung  auf  gewisse,  dem 
gemeinen  Eecht  entnommene  Exemtionsprivilegieii ,  ferner  solche,  welche  sich  auf 
andere  schon  begründete  als  Aequivalent  geltende  Verpflichtungen  stützen,  endlich 
solche,  welche  auf  spccieller  Zusicherung  oder  Verleihung  der  Freiheit  beruhen. 

"'")  In  verschiedenem  l'mfang  zur  Geltung  gelangt.     S.  Eichhorn  a.  a.  0. 


216   3.B.  2.  K.  I.A.  AUg.  Steiierl.    1.  H.-A.  2.  A.  Bezieh,  z.  Stäudcwes.  §.361,;{ß2. 

Ritterdienst  wirklich  geleistet  wurde  ^^)  und  die  ökonomische  Last 
desselben  ungefähr  der  Steuerlast  der  anderen  Classen,  auch  der 
nicht  persönlich  dienenden  Unterthanen,  gleich  kam.  Sie  wurde 
nur  öfters  schon  nicht  aus  diesem  Rechtsgrunde,  sondern  als  Adels- 
vorrecht möglichst  weit  und  übertrieben  ausgedehnt,**')  Einiger- 
massen analoge  Fälle  fehlen  übrigens  auch  in  der  Neuzeit  nicht, 
so  die  Steuerfreiheit  oder  die  Vergünstigungen  öffentlicher  Beamten 
bei  gewissen  Steuern,  namentlich  Personalsteuern  [Einkommen- 
steuer *i)];  gewisse  Steuerfreiheiten  des  activen  Militärs.  *2) 

c)  Eine  Steuerfreiheit  der  vorausgehenden  Art  kann  endlich 
ganz  oder  theilweise  eine  wahre  werden,  wenn  die  ihr  als  Corre- 
lat  und  innerer  Berechtigungsgrund  dienende  anderweite  öffentliche 
Leistung  ganz  oder  theilweise  aufgehoben  oder  obsolet  wird.  So 
ist  es  in  Folge  der  Umgestaltung  der  Wehrverfassung  mit  der 
alten  ritterschaftlichen  Steuerfreiheit  gegangen:  die  Ritterdienste 
hörten  auf,  die  Steuerfreiheit  blieb  trotzdem  bestehen  oder  es  trat 
wenigstens  nicht  die  volle  sonstige  Besteuerung  ein.  Erst  dadurch 
wurde  die  Rechtsgleichheit,  der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  und 
Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  verletzt,  jene  Steuerfreiheit  ein 
wahres  Privileg.  Daher  die  lebhafte  Opposition  gegen  die  Grund- 
steuerfreiheit der  Rittergüter  besonders  in  der  neueren  liberalen 
Periode  der  staatsbürgerlichen  Gleichheit:  Steuerkämpfe,  welche 
in  Deutschland  bis  in  die  unmittelbare  Gegenwart  hineinragen  und 
gewöhnlich  mit  der  gesetzlichen  Aufhebung  dieser  alten  Steuer- 
freiheiten endeten.  Ein  Hauptbeispiel  nt)ch  aus  jüngst  vergangener 
Zeit  ist  die  preussische  Grundsteuerregelung  von  1861.*^) 

Uebrigens  kann  eine  solche  ehemals  scheinbare  Steuerfreiheit, 
auch  wenn  die  ihr  entsprechende  anderweite  Leistung  bestehen 
bleibt,  unter  Umständen  wenigstens  theilweise  zu  einer  wahren 
werden,  nemlich  in  dem  Falle,  dass  diese  Leistung  unveränderlich 


^^)  Und  nicht  eine  privatrechtl.  Verpflichtung-  aus  dem  Lehendienstverhältniss  war. 
Zachariä  II,  .527. 

*°)  Audi  die  Kitterschaft  hat  sich  nicht  immer  von  Steuern  freihalten  können, 
bes.  von  ausserord.  Steuern ,  die  aber  dann  vollends  den  Cliaracter  der  Freiwilligkeit, 
als  donum ,  behalten  sollten.  Beispiele  bei  Falke  a.  a.  0.,  Eichhorn,  III,  241), 
IV,  558.     Pcrsonalbesteucrung  auch  der  Edlen  in  Städten  s.  Schön  borg  a.  a.  0. 

■**)  So  in  Preussen  im  Allg.  nur  Belegung  der  öffentl.  Beamten  mit  der  halben 
Communalsteuer. 

■*'-)  Nach  d.  Deutschen  Reichsmilit.ges.  v.  2.  Mai  1874  ist  das  Militäreinkommen 
der  Personen  des  ünterofficier-  u.  Gemeinenstands  (im  activen  Heer)  u.  im  Fall  der 
Mobilmachung  das  Militäreinkommen  aller  Angehörigen  des  act.  Heers  bei  d.  Veran- 
lagung, bez.  Erhebung  von  Staatssteuern  ausser  Betracht  zu  lassen,  §.  46. 

")  Näheres  u.  iui  Abschn.  v.  d.  Allgemeinheit  der  Besteuerung.  §.  41  (J. 
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ist,  während  die  ihr  iirspriiuglich  entsprechende  sonstige  Besteue- 
rung immer  grösser  wird.  Diese  Entwicklung  trat  schon  im  1(>.  und 
17.  Jahrhundert  ziemlich  allgemein  ein  und  bewirkte,  dass  die  wegen 
der  Ritterdienste  gewährte  Steuerfreiheit  schon  damals  zu  einer  par- 
tiell wirklichen  Steuerfreiheit  wurde. 

Im  modernen  Staat  sind  die  älteren  persönlichen  ötandes- 
privilegien  im  Steuerwesen  und  die  sonstigen  wahren  Steuerfrei- 
heiten immer  allgemeiner  beseitigt  worden  und  grundsätz- 
lich werden  keine  neuen  gewährt:'^*)  eine  Consequenz  des 
politischen  Princips  der  staatsbürgerlichen  Gleichheit,  das 
in  der  Besteuerung  in  den  beiden  „Postulaten  der  Gerechtigkeit", 
in  den  Grundsätzen  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  der 
Besteuerung  zur  Geltung  gelangt.  Bei  der  Erörterung  namentlich 
des  ersten  dieser  Grundsätze  wird  von  den  Steuerfreiheiten  noch 
weiter  zu  handeln  sein  (§.  404).  Auch  den  scheinbaren  oder  nomi- 
nellen Steuerfreiheiten,  welche  an  sich  nicht  mit  der  Forderung 
der  Allgemeinheit  der  Besteuerung  in  Widerspruch  stehen,  ist  die 
Gegenwart  aus  politischen,  stcuertechnischen  und  ökonomischen 
Gründen  meistens  abgeneigt,  so  dass  auch  sie  immer  mehr  ver- 
schwinden (Beseitigung  von  persönlichen  Portofreiheiten,  Aufhebung 
oder  Beschränkung  der  Steuerfreiheiten  der  Beamten  u.  s.  w.). 

F.  —  §.  362.  Verschwinden  der  politischen  und  Her- 
vortreten der  wirthschaftlichen  und  socialen  Steuer- 
kämpfe. Auch  in  allen  anderen  Beziehungen  sind  im  heutigen 
Staate  der  modernen  Culturvölker  absichtliche  directe  Begünsti- 
gungen ohnehin  ja  meist  verschwundener  persönlich  und  politisch 
bevorrechteter  Stände,  aber  auch  etwa  noch  vorhandener  Reste  von 
solchen  im  Steuerrechte  weggefallen.  In  dieser  Hinsicht  ist  der 
Grundsatz  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  im  Wesentlichen 
durchgeführt.     Damit  ist   der   ehemalige   grosse  Einfluss   der  Per- 


**")  Näheres  über  d.  Aufhebung  der  Steuerfreiheiten  in  Deutschland  bei  Zachariä, 
II,  §.  226.  Auch  über  d.  Verfahren  dabei  u.  über  d.  Entschädigungsfrage  s.  u.  §.  416. 
Gewisse  Vorrechte  blieben  nach  der  Deutschen  Bundesacte  den  Mediatisirten  (aucli 
nach  1866  noch).  Partic.rechtl.  sind  frei  die  ;Mitglieder  d.  regierenden  Familie  v.  <i. 
Personalsteuern  (so  in  Preussen  v.  d.  Einkommensteuer).  —  Die  Steuerfreiheit  des  für 
öfientl.  u.  wohlthät.  Zwecke  dienenden  Vermögens,  der  Kirchen,  Schulen  etc.  ist  anders 
zu  beurtheilen.  Auch  sie  besteht  nicht  allgemein  mehr,  z.  B.  nicht  immer  für  die 
Realstenern.  Ihre  Gewährung  ist  eigentlich  ein  (verhüUter)  Staatsbeitrag  f.  d.  Zwecke 
jener  Anstalten.  S.  §.  413.  —  Die  Besteuerung  der  werbenden,  Ertrag  gebenden  Staatsgüter 
unterbleibt  gewöhnlich,  ist  aber  aus  Gründen  des  ßechnungswesens  zu  billigen,  s.  u. 
§.  413.  Schwierigkeiten  macht  bei  diesen  Gütern  u.  bei  denen  der  anderen  ähnlichen 
Körper  (Gemeinde  u.  s.'  w.)  die  Auseinandersetzung  zwischen  Staat  und  Communen 
und  deren  Steuersystemen.     S.  u.  §.  412.  414. 
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sonalstands-  und  der  politischen  Standesverhältnisse  auf  die  Be- 
steuerung und  besonders  auf  die  Vertheilung  der  Steuerlast  be- 
seitigt und  das  politische  Princip  der  staatsbürgerlichen  Gleichheit 
aller  Angehörigen  des  Volkes  hier  wie  in  den  meisten  politischen 
Verhältnissen  zum  Siege  gelangt.  Eine  wichtige  Epoche  der 
Steuergeschichte  ist  abgeschlossen. 

Um  so  mehr  treten  aber  jetzt  erst  die  wirthschaftlichen 
und  die  socialen  Steuerkämpfe  in  den  Vordergrund.  Psycholo- 
gisch und  politisch  begreiflich :  denn  nach  der  Herstellung  der  per- 
sönlichen und  politischen  Gleichheit  der  Bevölkerung  erschien 
vollends  jede  Ungleichheit  der  Besteuerung  als  Unrecht,  während 
dieselbe  früher  mit  der  Ungleichheit  der  ständischen  Verbältnisse 
in  einer  gewissen  Uebereinstimmung  gestanden  hatte.  ^''')  Die  be- 
stehende Besteuerung  wie  jedes  neue  Steuerproject  werden  daher 
jetzt  eifrig  von  den  wirthschaftlichen  Interessengruppen  und  von 
den  socialen  Parteien  darauf  hin  geprüft,  ob  sie  nicht  thatsäch- 
lich  dem  Rechtsgrundsatz  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit 
der  Besteuerung  widersprechen.  In  den  theoretischen  Controversen 
wie  in  den  practischen  Steuerkämpfen  tritt  der  Streit  um  die  Steuer- 
arten, directe  und  indirecte,  Einkoramen-  und  Verbrauchsbesteue- 
rung, einzelne  Arten  der  Ertragssteuern  u.  s.  w.  immer  schärfer 
hervor.  Denn  diese  verschiedenen  Steuerarten  verwirklichen  ja 
erst  die  Besteuerung.  In  ihnen  alsdann  Verstösse  gegen  die  Allge- 
meinheit und  Gleichmässigkeit  zu  vermeiden,  ist  die  practische  Auf- 
gabe, deren  richtige  Lösung  auch  bei  voller  Anerkennung  jener  Ge- 
rechtigkeitspostulate  so  schwierig  und  so  strittig  ist  (§.  451  ff.). 

Wir  stehen  gegenwärtig  in  Theorie  und  Praxis  in  diesen 
Kämpfen  noch  mitten  inne.  Ueberwiegend  sind  es  bisher  noch 
die  Streitigkeiten  unter  den  wirthschaftlichen  Interessen- 
gruppen der  besitzenden  Classen  selbst  —  eine  Art  häuslichen 
Streits  der  letzteren  — ,  welche  dem  Kampf  ihr  Gepräge  auf- 
drücken: Interessengegensätze  von  Stadt  und  Land,  Grundbesitz 
und  mobilem  Kapital  u.  s.  w.,  wie  sie  oben  (§.  352)  skizzirt  wurden. 
Die  ländliche  Grundsteuer  einer-,  die  Besteuerung  des  mannigfachen 
städtischen  Erwerbs  andrerseits,  die  Ertragsbesteuerung  und  die 
Einkommenbesteuerung    stehen    hier    im    Vordertreften    der    Dis- 


*•'')  Auch  hier  ist  der  Einüuss  der  errungenen  iioli tischen  Gleichheit  auf  die 
Forderung  grösserer  wirtlischaftlicher  u.  socialer  Gleichheit  unverkennbar.  Eine  Seite 
der  soc.  Frage,  die  namcntlicli  v.  Scheel  in  s.  Soc.  Frage,  Jena  1872,  hervorhebt. 
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cussion. "')  Schon  jetzt  aber  t'elilt  es  nicht  an  Anzeichen,  dass 
diese  Fragen  bald  hinter  jene  eigentlich  socialen  Steuer- 
probleme mehr  zurück  treten  werden,  welche  mit  der  Wahl 
zwischen  directer  Einkommen-  und  indirecter  Verbrauchsbesteuc- 
rung  zusammenhängen  und  Proportionalität  oder  Progression  des 
Steuerfusses,  Gleich-  oder  Höherbesteuerung  des  fundirten  Ein- 
kommens, Vermögens-  und  Erbschaftsbesteuerung  neben  der  Ein- 
kommeubesteuerung  betrefl'en:  die  ,,sociale  Frage"  will  auch 
auf  dem  Steuergebiet  zum  Austrag  gebracht  werden.  Eine  eigent- 
lich sociale  Epoche  der  Besteuerung  beginnt.'*') 

Auf   alle  diese  Puncte  wird   im   zweiten   und   dritten   Haupt- 
abschnitt mit  einzugehen  sein. 


**1  Die  Umgestaltung  im  privatwirthsch.  System  ist  für  dies  Alles  entscheidend. 
S.  oben  §.  352  und  daselbst  in  Note  .34  über  die  Auffassung  v.  Rodbertus.  Diese 
findet  z.  B.  in  der  neueren  europ..  auch  speciell  der  deutschen  Geschichte  der  directen 
Steuern  ihre  volle  Bestätigung:  mehr  u.  mehr  tritt  neben  d.  alten  Grundsteuern  eine 
selbständige  Haus-,  Gewerbe-,  Kapitalrenten-.  Einkommensteuer  u.  s.  w.,  weil  sich  eben 
ilie  ehemals  vorwaltende  Wirthschaftseinheit  des  ländl.  Grundbesitzers  auflöst  oder 
neben  ihr  andere  Wirthschafts-  u.  Erwerbseinheiten  entstehen.  Aehnliche  Entwicklung 
vermuthlich  jetzt  in  Russland,  wo  die  hauptsächl.  directe  Steuer,  die  Kopfsteuer, 
eben  überwiegend  eine  bäuerliche  Grundeinkommen-Besteuerung  ist.  Näheres  §.  438  ff. 

*^,)  Im  Ergebniss  ebenso  Stein  3.  A.  S.  321  ff..  4.  A.  I,  414  ff.  und  Schmoller, 
Epochen  d.  preuss.  Fin.pol.  S.  113. 


Zweiter  Hauptabschnitt. 
Oberste  Grnndsätze  der  Besteuerung. 

Vgl.  Kau  I,  §.  250—266:  „Entwickelung  der  obersten  Besteuerungsgrundsätze", 
Ableitung  der  Eegel  der  Allgemeinheit  und  Gleichförmigkeit,  dann  des  BegriSs  der 
Steuerfähigkeit,  Erörterungen  über  die  Steueniuelle.  Die  fehlende  Unterscheidung  des 
rein  finanziellen  und  des  socialijolitischen  Standjjuncts ,  dann  des  einzel-  und  volks- 
wirthschaftlichen  präjudicirt  den  Eesultaten  der  Erörterung.  Darauf  untersucht  Kau 
die  „volkswirthsch.  Wirkungen  der  Steuern",  §.  2ö7  —  275,  darunter  bes.  die  üeber- 
wälznng,  d.  h.  Lehren,  die  unten  bei  den  „volkswirthsch.  Steuerprincipien"  von  mir 
behandelt  werden.  Einzelnes,  was  ich  in  die  Untersuchung  über  die  Steuerprincipien 
ziehe,  findet  sich  bei  Eau  auch  in  dem  Abschn.  von  der  ..Einriebt,  d.  Steuerwesens" 
und  im  2.  Bande  in  den  Einleitungen  zu  den  Steuergattungeu. 

Die  Hauptrolle  in  den  finanzwiss.  Erörterungen  über  die  Steuerprincipien  spielen 
seit  lange  die  vier  sogen.  Steuerregeln  oder  Grundsätze  (maxims)  v.  A.  Smith.  Sie 
lauten  im  Original  i  B.  V  eh.  2  part  2  im  Anfang) : 

1.  The  subjects  of  every  State  ought  to  contribute  towards  the  support  of  the 
government  as  nearly  as  possible,  in  proportion  of  their  respective  abilities, 
that  is.  in  proportion  to  the  revenue  which  they  respectively  enjoy  under  the 
protection  of  the  State.  Also  Besteuerung  der  Unterthanen  im  Verhältniss  zu  ihrer 
Leistungsfähigkeit  (wie  Asher  11,  .846  wohl  nicht  unrichtig  übersetzt),  d.h.  zu 
ihrem  Einkommen,  das  sie  unter  dem  Schutze  des  Staats  gemessen:  ein 
Grundsatz  für  die  gerechte  Steuervertheilung  oder  die  sogen.  Kegel  der  Gleich - 
mässigkeit.  Letztere  wird  hier  ohne  Weiteres  in  der  verhältnissmässigen  Besteue- 
rung des  Einkommens  gefunden,  auch  der  Grund  dafür  sogleich  in  dem  „Schutz"' 
des  Staats  für  das  Einkommen  angegeben.  Mit  diesem  sogen.  Grundsatz  werden  aber 
die  Schwierigkeiten  nur  theils  umgangen,  theils  durchhauen,  nicht  gelöst,  er  enthält 
ausserdem  in  seiner  Erläuterung  eine  blosse  petitio  principii.  Dennoch  ist  er  von 
zahllosen  Nachfolgern  immer  einfach  angenommen  und  paraphrasirt  worden ! 

2.  The  tax  which  each  individual  is  bound  to  pay  ought  to  be  certain  and  not 
arbitrary.  The  time  of  paymeut,  the  manner  of  jiayment,  the  t^uantity  to  be  paid 
ought  all  to  be  clear  and  piain  to  the  contributor  and  to  every  other  person:  der 
sogen.  Grundsatz  der  ..Bestimmtheit"  der  Besteuerung. 

3.  Every  tax  ought  to  l)e  levied  at  the  time  or  in  the  manner,  in  which  it  is 
most  likely  to  be  convenient  for  the  contributor  to  pay  it:  der  Grundsatz  der 
..Bequemlichkeit". 

4.  Every  tax  ought  to  be  so  contrived  as  both  to  take  out  and  to  keep  out  of 
the  pockets  of  the  poeple  as  little  as  possible,  over  and  above  what  it  brings  into 
the  public  treasury  of  the  State:  der  Grundsatz  der  „billigen  Erhebungskosten", 
unter  letzteren  die  unmittelbaren  und  mittelbaren,  die  eigentlichen  und  uneigentlichen 
Kosten  (s.  Wagner,  Fin.  L  §.  94,  !(5')  verstanden. 

Die  drei  letzten  Grundsätze  sind  solche  der  rationellen  Steuer  Verwaltung  oder 
wie  man  sie,  eine  tredende  Bezeichnung  v.  liock's  etwas  verallgemeinernd  (öffentl. 
Abgaben  S.  27)  nennen  kann:  es  sind  Grundsätze  der  Logik  im  Steuerwesen. 

Vgl.  über  diese  Sätze  z.  B.  Mill,  pol.  Oek..  B.  5,  K.  2;  Leroy-Beaulieu 
I,  131  ir.;  Bergius  S.  404  if.  (er  nennt  die  Kegeln  mit  Mill  „classisch");  Stein 
l,  42.S,  4.  Aufl.,  der  vollkommen  richtig  sagt:  die  4  Regeln  seien  nicht  so  sehr  im 
System  des  Stcuerwesens  begründet,  als  eben  die  erste  Formulirung  des  Staatsbürger- 
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liehen  SteiK'i-sysiem<;  auch  ..durfte  es  kaum  etwas  Unkkreres  geben,  als  was  Smith 
in  seinem  ersten  Satz  sag:c";  am  Eingehendsten  noch  neuerdings  A.  Hold,  Einkümmen- 
steuer  S.  OS  li'.,  der  mit  Keeht  nur  bei  der  ersten  Smith'schen  Regel  tlieoret.  Schwierig- 
keiten anerkennt  u.  dann  die  in  dieser  Kegel  geforderte  ..proportionale  Besteuerung  des 
Einzeleinkommens'-  kritisirt  u.  lierichtigt,  den  Grundsatz  der  ..Allgemeinheif  der 
Besteuerung  aus  Smith  s  Satz  ableitet,  aber  das  Verlangen,  dass  die  Steuer  des  Einzelneu 
in  gleicher  Proportion  /.u  der  Grösse  seines  Einkommens  stehen  müsse,  niclit  gerecht- 
fertigt findet.  Bei  Held  S.  121  ü".  auch  eine  gute  Uebei-sicht  über  die  Literatur  der 
Steuerprincipien,  mit  dem  Nachweis,  dass  Smith  auch  hier  Vorläufer  in  der  Auf- 
stellung solcher  Kegeln  hatte  (Justi,  Bergius,  Vauban)  und  speciell  über  die 
Beurtheilung,  die  Smith's  Kegeln  in  d.  Liter,  gefunden.  Vgl.  ferner  noch  Neumann, 
progr.  Eink.steuer.  S.  75  tf. 

Die  neuere  deutsche  Wissenschaft  ist  dann  auch  über  A.  Smith  hinaus  geschritten, 
indem  sie  das  Problem  der  Steucrvertlicilung  tiefer  erfasste  u.  gründlicher  behan- 
delte u.  den  ersten  Smithschen  (jnindsatz  als  viel  zu  vag  u.  zweideutig  erkannte.  Denn 
das  gerade,  was  A.  Smith  hier  ohne  Weiteres  als  selbstverständlich  annimmt,  ist  so 
fraglich.  Bes.  wichtig  sind  Held  u.  Neumann  a.  a.  0.  ErstiTcr  S.  95  11'.,  iH{)  ir. 
formulirt  drei  Regeln  der  Steuervertheilung  (S.  121):  L  „Allgemeinheit  der  Steuern, 
d.  h.  Jeder,  der  ein  Einkommen  hat,  soll  Steuer  zahlen",  mit  richtigen,  aber  noch 
nicht  ausreichenden  Ausführungen  über  die  Schwierigkeiten  der  Verwirklichung  dieser 
scheinbar  so  einfachen  Regel  u.  mit  richtiger  Unterscheidung  der  Staats-  u.  Communal- 
steuern  dabei.  —  H.  ., Gleichheit  der  Steuern,  d.  h.  das  Einkommen,  das  in  verschie- 
denen Productionszweigen  erworben  wird,  soll  ohne  Rücksicht  auf  die  Art  seiner 
Quelle  gleichmässig  besteuert  werden".  —  ein  viel  zu  vager  u.  in  dieser  Form  kaum 
haltbarer  Satz.  IH.  „Möglichste  Schonung  des  Nationalwohlstands  und  seines  Auf- 
schwungs durch  beständige  Rücksicht  auf  die  emporstrebenden  ärmeren  Classcn  und 
auf  die  kapitalvermehrenden  reicheren  Stände",  welche  Regel  mit  der  „socialen  Frage" 
zusammenhänge  S.  143  ff.:  gewiss  eine  richtige  Auffassung,  die  aber  Held  in  seiner 
Neigung  zu  Compromissen  auch  in  der  Theorie  nicht  zu  den  richtigen  Conseijuenzen 
verwerthet,  bei  manchen  treffenden  Ausfuhrungen  im  Einzelnen.  Für  meine  vielfachen 
Abweichungen  von  Held  muss  ich  mich  auf  den  Text  selbst  beziehen.  Ich  kann 
u.  A.  auch  Held's  Abstinenz  in  Bezug  auf  das  Streben  nach  ,.gerechter"  Besteuerung 
nicht  für  richtig  halten.  S.  darüber  auch  noch  s.  Gutachten  über  Personen besteucrung 
(in  d.  Sehr.  d.  Ver.  f.  Soc.pol.  HI).  Das  ist  nur  eine  Einseitigkeit  in  entgegengesetzter 
Richtung  von  der  bisherigen,  wo  fast  nur  die  „Gerechtigkeit"  erstrebt  wurde. 

In  der  principiellen  Erörterung  m.  E.  schärfer  und  klarer  als  Held  und  in  der 
Polemik  gegen  denselben  meistens  im  Recht  hat  Neumann  das  Problem  der  Steuer- 
vertheilung auch  im  Ganzen  wohl  erheblicher  gefördert  als  Held.  S.  nam.  Kap. 
2 — 4  s.  progress.  Eink.steuer,  eine  sachlich  vielfach  vortreffliche  Erörterung  bei 
äusserster  Formlosigkeit  und  grossem  Mangel  der  Systematik,  was  auf  die  Klarheit  der 
Ergebnisse  öfters  nachtheilig  eingewirkt  hat.  Bes.  wichtig  u.  im  Wesentlichen  gewiss 
richtig  ist,  dass  Neumann  die  Principien  der  „Besteuerung  nach  den  Vortheilen" 
(dem  „Interesse")  und  „nach  der  Leistungsfähigkeit"  beide  als  relativ  berechtigt 
anerkennt.  Das  zweite  Princip  ist  das  massgebende  für  die  eigentliche  Besteuerung, 
das  erste  für  das  Gebührenwesen  u.  Verwandtes.  Neumann  vcrtheidigt  jenes  geschickt 
gegen  Schmoller,  Nasse,  Held  u.  A.  und  beweist,  dass  dies  Princip  nicht,  wie 
Smith  meint,  in  der  Besteuerung  nach  dem  Einkommen  aufgehe  u.  dass  in  der  Praxis 
der  Staats-  nnd  Communalbesteuerung  andere  die  Leistungsfähigkeit  beeinflussende 
Momente  schon  vielfach  berücksichtigt  würden.  Er  zieht  dann  aus  dem  Princip  der 
Leistungsfähigkeit  den  Schluss  zu  Gunsten  der  Progression  des  Steuerfusses 
und  einige  weitere  Consequenzen.  In  den  Resultaten  stimme  ich  grossentheils  mit 
Neumann  überein,  in  der  Motivirung  nur  theilweise.  Auch  bei  Neumann  fehlt  die 
Unterscheidung  des  einzel-  u.  volks wirthsch.  Standpuncts  (die  Polemik  in  dieser 
Beziehung  gegen  Held  ist  verfehlt.  S.  102;  u.  des  rein  finanziellen,  der  „staatsbürger- 
lichen" Wirthschafts-  und  Rechtsperiode  entsprechenden  einer-,  des  socialpolitischen 
Standpuncts  anderseits,  eine  Unterscheidung,  ohne  welche  man  nicht  zur  Klarheit 
kummt.  Sie  hängt  aber  mit  den  Grundfragen  der  Rechtsordnung  in  der  Volkswirthschaft 
zusammen,  über  die  auch  Neumann  hinweg  sieht.  Vgl.  über  Neumann's  Buch  auch 
Held's  Recension  in  HUdebr.  Jahrb.  B.  24  S.  62  fl'.,  deren  Ausführungen  gegen  N. 
ich  nur  zum  kleinsten  TJieil  für  riclitig  halten  kann. 
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unter  der  sonstigen  bieher  gehörigen  neueren  Literatur,  die  sich  um  die  Klärung 
der  Principienfragen  Verdienste  erworben,  ist  bes.  noch  Nasse  in  s.  Gutachten  über 
Personalbesteuer,  zu  nennen,  dem  ich  in  der  Zurückstellung  des  Princips  gerechter 
Steuervertheilung  (S.  2)  beistimme,  worin  kein  Widerspruch  mit  der  obigen  Bemerkung 
gegen  Held  liegt. 

Am  Selbständigsten,  aber  gerade  hier  oft  nicht  glücklich  hat  wieder  Stein  die 
bezüglichen  Fragen  behandelt,  s.  4.  A.  I,  346  fl;,  442  ff.  Richtig  bleibt  besonders  die 
historisch-relative  Auffassung  der  Steuerprincipien  u.  Postulate.  Aber  in  seiner 
an  sich  ganz  berechtigten  Neigung,  die  Praxis  zu  rechtfertigen,  gelangt  Stein  selbst, 
der  doch  immer  nach  principieller  Erfassung  strebt,  hier  durchaus  nicht  zu  klaren 
Principien.  Was  er  z.  B.  über  sociale  Besteuerung  sagt  (S.  448  ff.),  ist  ganz  richtig 
(trotz  der  ängstlichen  Verwahrung  gegen  einen  Missbrauch  mit  dem  progressiven 
Steuerfuss  S.  452),  aber  die  Formulirung  S.  450  bleibt  mir  unverständlich,  die  Motivi- 
rung  dieser  Formel  schief:  die  „höchst  vage  Vorstellung  vom  progressiven  Steuerfuss 
müsse  nemlich  in  die  ganz  bestimmte  ('? !)  Formel  aufgelöst  werden :  dass  die  Pro- 
gression des  Steuerfusses  identisch  sein  soll  mit  derjenigen  Progression  der  Kapital- 
bildungskraft jeder  Kapitalseinheit,  welche  durch  die  Vervielfältigung  der  letzteren 
erzeugt  wird.'" 

Natürlich  hat  sich  fast  jede  theoret.  Arbeit  über  Besteuerung  auch  mit  den  leiten- 
den obersten  Grundsätzen  beschäftigt.  Die  genannten  enthalten  wohl  das  Wichtigste 
darüber.  Zu  nennen  sind  ausserdem  etwa  noch:  v.  Jacob,  Fin.  §.  460  ff.  (Grund- 
sätze d.  Gerechtigk. ,  —  u.  A.  Gleichh.  oder  Ebenmaass  in  d.  Vertheilung  so ,  dass 
Jeder  in  dem  Maasse  mit  Abgaben  belegt  wird ,  als  er  an  dem  Gemeinwohl,  das  der 
Staat  dadurch  hervorbringt,  Theil  nimmt  — ;  ferner  der  Nationalökonomie  —  nament- 
lich nur  reine  Einkommenbesteuerung  — ;  endl.  der  Fin.wissenschaft).  —  v.  Malchus, 
I,  §.  33  If.  (Postulate  der  austheilenden  Gerechtigkeit:  Allgemeinh.,  Gleichh.,  Grösse).  — 
Murhard,  Besteuer.  67  ff.,  87  11'.  —  J.  G.  Hoffmann,  Steuern  pass.  S.  29  ff'., 
37  ff.  —  ümpfenbach,  Lehrb.  I,  105  ff.  (Grundgesetz:  Jeder  nach  seiner  Beitrags- 
fähigkeit, was  die  Anforderungen  der  Allgemeinh.,  Gleichmässigk.,  Vertheil.  d.  Steuern 
nach  d.  reinen  Einkommen  enthalte).  —  Laspeyres,  Art.  Staatswirthsch.  im  Staats- 
wörterb.  X,  106  ff.  —  v.  Hock,  öff.  Abgaben  §.  1  ff.  (viel  Treffendes).  —  Eisen- 
hart, Kunst  d.  Best.  S.  5  ö.  —  Maurus,  Best.  Kap.  7.  —  Ferner  Schmoller  in 
d.  Abh.  über  Einkommen  in  d.  Tüb.  Ztschr.  1863;  eine  bes.  für  d.  volkswirthsch. 
Principien  der  Besteuerung  wichtige  Arbeit,  die  anderen  (jrundsätze  werden  nur 
gelegentlich  berührt.  Endlich  die  verschiedenen  Gutachten  über  Personalbesteue- 
rung (187.3). 

Die  Abweichungen  in  meiner  eigenen  folgenden  Darstellung  von  Rau  und  den 
Aelteren  u.  auch  von  Stein,  Neumann,  Nasse,  Held  u.  anderen  Neueren  be- 
treffen zum  Theil  die  Steuerprincipien  selbst  u.  die  daraus  —  bes.  für  das  Steuer- 
system —  abzuleitenden  Folgerungen,  zum  Theil  u.  im  (ianzen  mehr  noch,  nam. 
auch  gegenüber  den  genannten  neueren  Theoretikern,  die  Motivirungen  der  auf- 
gestellten Grundsätze  u.  Postulate.  Der  Grand  der  Abweichung  liegt  in  der  von  mir 
für  nothwendig  gefundenen  Zurückführung  der  Steuerprincipien  auf  die 
Principien  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  und  in  der  damit  in 
Verbindung  stehenden  Unterscheidung  des  einzel-  und  des  volkswirth- 
scJiaftlichen  sowie  des  Standpuncts  des  Systems  der  freien  Concurrenz 
einer-,  einer  „socialpolitischen"  Regelung  der  freien  Concurrenz  u. 
der  Vermögens-  u.  Einkommensvertheilung  anderseits.  Meiner  wieder- 
holt hervorgehobenen  Auffassung  gemäss  ist  ein  solches  Vorgehen  auch  in  der  Finanz- 
wissensch.  und  speciell  in  der  Steuerlehre  geboten.  Die  Begründung  dafnr  u.  mit- 
hin fiir  Vieles  im  folgenden  Hauptabschnitt  liegt  daher  auch  wieder  in  meiner  „volks- 
wirthsch. Grundlegung",  auf  die  ich  mich  hier  von  Neuem  beziehe  (bes.  Kap.  2 — 4 
d.  1.  Abth.  d.  2.  Ausg.). 

Die  einseitige  Betonung  gerechter  Steuervertheilung  haben  schon  Nasse, 
Held  u.  A.  mit  Recht  der  bisherigen  Lehre  von  den  Steuerprincipien  zum  Vorwurf 
gemacht.  Die  von  mir  sogenannten  finanzpolitischen,  aber  auch  die  volks- 
wirthschaftlichen  Steuerprincipien  müssen  vielmehr  den  Rücksichten  aufgerechte 
Steuervertheilung  vorangehen.  Denn  bei  jenen  handelt  es  sich  um  die  Bedingungen 
für  die  Existenz  u.  für  das  Gedeihen  der  Gemeinschaft,  bei  der  Steuervertheilung 
vor  Allriii    um    das  Interesse    der  Einzelnen.     Die  Gemeinschaft   ist  das  Höhere. 
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Es  ist  auch  nicht  üblich,  in  der  \\eise,  wie  ich  es  tliue,  von  .Jinanzpolitisclicn" 
u.  von  „volkswirtlischat'tlicheii"  Steuer  „princip  ieu"  zusprechen,  welche  neben  die- 
jenigen der  Gereohtigkeit  u.  der  Verwaltung  treten.  Aber  hier  liat  wohl,  wie  öfters, 
nur  die  an  A.  Smith  anknüpfende  Tradition  nachgewirkt  u.  eine  andere  formelle  Be- 
handlung veranla>st.  Es  liegt  kein  (irund  vor,  die  Lehren  über  die  richtige  volks- 
u.  einzelwirthschaftl.  Steuer<iuelle,  über  die  Wahl  der  Steu(!rartcn  u.  die  üeberwälzung 
nicht  auch  zu  Stfucrprincipien  zu  formuliren.  Erst  dadurch ,  dass  das  geschieht  u. 
dass  gleichfalls  die  zwingenden  Anforderungen  der  Finanzwirthschaft  an  das  Steuer- 
weson  ähnlich  als  „Principien"  gef;\sst  werden  ,  welche  für  die  Einrichtung  der  Be- 
steuerung mit  bestimmend  sein  müssen,  rücken  auch  die  (ierechtigkeits-  u.  die  Vcr- 
waltungsprincipien  in  die  richtige  zweite  Stelle. 

In  Bitreir  der  „Gerechtigkeit"  in  der  Besteuerung  befinde  ich  mich,  was  die 
Gnindanschauung  u.  die  Motivirung  anlangt,  mit  allen  bisherigen  Theoretikern  in 
Widerspruch,  auch  mit  Stein,  Xeuniann.  Hier  gilt  es  eben  m.  E.  die  historische 
Anschauung  in  die  Beweisfulirung  hinein  zu  tragen  u.  demgemäss  zu  zeigen ,  dass 
die  ..gerechte  Steuervertheilung"  sich  nothwendig  ändert  mit  den  Kechtsgrund- 
lagen  der  Volkswirthschaft  u.  der  Gesellschaft  u.  mit  der  Beurtheilung  dieser 
Grundlagen  im  "\' o  1  k s  b  e  w  u s  s  t  s  e  i  n.  Die  .,  G 1  e  i  c  h  m  ä  s  s  i  g k  c  i  t '"  der  Besteuerung 
wird  deshalb  anders  verstanden  in  der  ., ständischen",  anders  in  der  „staats- 
bürgerlichen", anders  in  der  beginnenden  „socialen"  Epoche  des  Steuer- 
wesens, u.  ganz  folgerichtig,  ^"ur  bei  dieser  Auffassung  hissen  sich  die  end- 
losen Streitigkeiten  über  proportionale  u.  progressive  Besteuerung,  gleiche  oder  ver- 
schiedene Besteuerung  des  fundirten  u.  nicht  fundirten  Einkommens ,  Steuerfreiheit 
des  ,. Existenzminimums" .  indirecte  Verbrauchs-.  Kapital-.  Erbschaftssteuern  u.  s.  w. 
überhaupt  schlichten;  weil  nur  so  die  getroffene  Entscheidung  auf  die  Principien 
der  Rechtsordnung  zurückgeführt  wird.  Bei  dem  bisherigen  Verfahren  der  Beweis- 
fulirung überzeugt  ja  auch  Niemand  den  andern  und  Behauptung  steht  gegen  Be- 
hauptung, z.  B.  dass  nur  die  proportionale  oder  nur  die  progressive  Besteuerung 
die  .,gleichmäs>ige"  sei.  die  Alle  wollen.  Gerade  Stein  lag  es  besonders  nahe,  zu 
dieser  Auffassung  zu  gelangen ,  aber  er  bleibt  eben  überhaupt  (trotz  der  Ausführ.  I, 
414  ff.")  doch  zu  sehr  in  der  Idee  stecken  ,  als  sei  die  ., staatsbürgerliche"  Periode 
das  Endglied  der  socialen  u.  ökonomischen  Entwicklung  der  civilisirten  Völker. 
Auch  Held  u.  selbst  Neu  mann,  sogar  v.  Scheel  (progress.  Besteuer.  Tüb.  Ztschr. 
B.  31,  S.  273l  welcher  letztere  dieser  meiner  AuUassung  am  Nächsten  steht  und 
bereits  von  einem  „socialpolitischen"'  Maassstabe  der  Besteuerung  spricht,  dem 
der  ..rechnerische"  weichen  müsse  (S.  292),  wären  zu  festeren  Ergebnissen  gelangt, 
wenn    sie  diese   .,historische"  Anschauung  gehabt  hätten.     S.  nam.  unten  §.  390  if. 


1.  Abschnitt. 
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I.  —  §.  363.  Bedeutung  solcher  oberster  Grundsätze 
der  Besteuerung.  Als  Richtschnur  für  die  Einrichtung  der  Be- 
steuerung hat  die  Finanz  Wissenschaft  eine  Reihe  von  obersten 
Grundsätzen  aufzustellen  ,  welche  dann  zu  p  r  a  c  t  i  s  c  h  e  n 
Postulaten  der  Steuerpolitik  werden.  Sie  muss  dabei  eine 
doppelte  Rücksicht  nehmen,  einmal  auf  die  Bedürfnisse 
der  Finanz  wirthschaft,  des  Staats  wie  der  übrigen  öffentlichen 
Körper  (Gemeinden  u.  s.  w.),  sodann  auf  die  zu  besteuernde  Be- 
völkerung. Jene  obersten  Grundsätze  hat  die  Wissenschaft  da- 
her mit  aus  dem  Wesen  der  Finanzwirthschaft  und  aus  den 
Wirkungen  der  Besteuerung  auf  die  Bevölkerung  abzuleiten. 
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Solehe  Grimdsätze  lassen  sich  aber  schon  für  die  Theorie 
nicht  immer  als  absolute  hinstellen.  Mehrere  von  ihnen  sind  viel- 
mehr wesentlich  zeitlich-  und  örtlich-relativer  Art  und 
hängen  mit  den  gegebenen  Cultur-  und  Wirthschaftsverhältnisseu, 
mit  den  jeweiligen  Volksanschauungen  und  mit  dem  Zustande 
des  Rechtsbewusstseins  und  des  öffentlichen  Rechts  zusammen, 
verändern  sich  daher  auch  mit  diesen  Momenten:  sind  mit  einem 
Worte  zum.  Theil  nicht  rein  logische,  sondern  historische 
Kategorieen.  ^)  Das  ist  von  der  Wissenschaft  nicht  immer  genügend 
beachtet  worden.  Nicht  jeder  einzelne  Grundsatz  ferner  kann 
immer  für  sich  allein,  getrennt  von  den  anderen  massgebend  sein, 
sondern  verschiedene  derselben  sind  oft  neben  einander  zu  be- 
folgen. Daraus  ergiebt  sich  aber  dann  gewöhnlich  die  Nothwendig- 
keit  einer  Modification  des  einzelnen  Princips  bei  seiner  Anwendung. 
Auch  darauf  hat  schon  die  Theorie  Rücksicht  zu  nehmen  und  deshalb 
von  vornherein  die  Zulässigkeit  solcher  Modificationen  zuzugeben. 
Es  folgt  daraus  abermals,  dass  die  obersten  Besteueruugsgrundsätze 
meist  nur  eine  relative  Bedeutung  besitzen.  Auch  hier  hat  sich 
die  Finanzwissenschaft  nicht  immer  vor  einem  zu  weitgehenden 
Absolutismus  ihrer  Forderungen  gehütet. 

Einzelne  Grundsätze  ergeben  sich  so  sehr  aus  dem  Wesen  der 
Sache  und  aus  den  notorischen  Steuerwirkungen,  dass  sie  in  der 
Steuerpraxis  niemals  ganz  unbeachtet  bleiben  konnten,  lange  vor 
jeder  theoretischen  Formuliruug.  Der  Fortschritt  hat  dann  nur  in 
der  Ableitung  dieser  Grundsätze  als  ausdrückliche  Richtschnur  für 
die  Praxis  und  in  dem  Bemühen  dieser  letzteren  um  eine  strengere 
Befolgung  dieser  Richtschnur  bestanden.  Mit  der  Entwicklung 
der  Finanztheorie  sind  die  Grundsätze  zur  genaueren  Formulirung, 
tieferen  Begründung  und  schärferen  Bestimmtheit  gebracht,  und  in 
dieser  Beziehung  immer  weiter  zu  gelangen,  ist  die  Aufgabe  der 
fortschreitenden  Wissenschaft.  Dadurch  wurden  und  werden  jene 
Principien  immer  geeigneter,  der  Praxis  zur  Leitung  zu  dienen. 
Die  bestehende  Praxis,  daher  namentlich  die  geltende  Steuergesetz- 
gebung und  deren  Wirkung  auf  die  Bevölkerung  ist  an  ihnen  zu 
prüfen.  Die  Grimdsätze  selbst  sind  aber  auch  ihrerseits  stets  von 
Neuem  auf  ihre  Bewährung  und  —  auf  ihre  Durchführbarkeit 

')  Hier  wie  so  oft  verdanke  ich  den  Anregungen  der  Kodbertus'schen  Be- 
trachtungsweise des  Wirthschafts-  u.  Gescilschaftslcbens  die  m.  E.  richtige  Auliassung: 
einer  der  wahrliaft  „historischen"  Nationalökonomen,  der  niclit  in  der  Weise  ein- 
seitiger Specialisten  den  Wald  vor  lauter  Bäumen  übersieht. 
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an  der  Praxis  zu  prüfen.  So  allein  erfolgt  die  erspriessliche 
Weehsehvirkiiug  zwischen  Wissenschaft  und  Praxis  und  wird  das 
Ziel  einer  gerade  hier  bei  der  Aufstellung  oberster  Besteuerungs- 
grnndsätze  für  die  Praxis  arbeitenden  Wissenschaft,  wie  der 
Finanz  Wissenschaft,  soweit  als  möglich  erreicht.  Angesichts  der 
in  der  Praxis  sich  oft  kreuzenden  Anforderungen,  welche  aus  den 
einzelneu  Grundsätzen  hervorgehen,  und  der  Grösse  der  im  Leben 
zu  überwindenden  Widerstände  muss  die  Wissenschaft  sich  nur 
abermals  in  ihren  Ansprüchen  auf  N'erwirklichung  ihrer  Postulate 
l)escheiden:  sie  kann  jene  Grundsätze  nur  als  Ziel  hinstellen,  dem 
man  sich  in  der  Praxis  möglichst  nähern  soll.  Wie  weit 
letzteres  gelingt,  das  hängt  oft  gar  nicht  von  finanziellen  Momenten, 
wie  z.  B.  der  Einrichtung  des  Steuerwesens,  der  Steuerarten,  dem 
P>hebungsmodus  u.  s.  w.  ab,  sondern  wieder  von  den  gegebenen 
Wirthschafts-,  Cultur-  und  Rechtsverhältnissen.  Nur 
mit  der  meist  von  ganz  anderen  Factoren  bedingten  Veränderung 
dieser  Verhältnisse  lassen  sich  dann  gewisse  Steuerprincipien,  z.  B. 
das  der  Allgemeinheit,  der  Gleichmässigkeit,  der  geringen  Er- 
hebungskosten, überhaupt  oder  besser  verwirklichen.  Jene  ge- 
gebenen Verhältnisse  des  Lebens  sind  sogar  nicht  selten  so  mächtig, 
dass  sie  zu  Einrichtungen  der  Besteuerung  nöthigen,  welche  an  sich 
unvermeidlich  einen  grösseren  Verstoss  gegen  bestimmte  Steuer- 
principien mit  sich  bringen,  als  andere  Einrichtungen,  die  aber 
erst  eine  ganz  andere,  höhere  Culturstufe  des  Volks  oder  Entwick- 
lung des  Rechtsbewusstseins  voraussetzen.  Man  muss  z.  B.  viel- 
leicht eine  Steuerart  wählen,  welche  höhere  Erhebungskosten  macht 
und  ungleichmässiger  die  Volksclassen  und  Einzelnen  belastet,  weil 
in  der  gegebenen  Lage  nur  so  der  erforderliche  Steuerbetrag  auf- 
zubringen ist  (Fall  der  indirecten  Verbrauchsteuer  statt  directer 
F^inkommensteuer)  oder  weil  andre  Schwierigkeiten  bei  andren 
Steuern  nicht  zu  überwinden  sind,  z.  B.  die  richtige  Ermittelung 
des  Einkommens  bei  der  Einkommensteuer. 

Mit  solchen  Zugeständnissen  verlieren  die  obersten  Steuer- 
principien der  Finauzwissenschaft  nicht  ihren  Werth  und  wird 
natürlich  auch  nicht  ein  „Princip"  sanctionirt,  dass  die  Abweichung 
von  jenen  obersten  Sätzen,  weil  oft  unvermeidlich,  auch  unschädlich 
sei.  Es  wird  vielmehr  nur  den  gegebenen  Lebensverhältnissen  als 
einem  einmal  immer  mitsprechenden,  mitunter  entscheidenden 
Factor  Rechnung  getragen.  Die  Finanzwissenschaft,  speciell  die 
Steuerlehre  hat  auch  dies  nicht   immer  genügend  gethan.     Das  ist 

A.   \V:igii>-r.   riQaiizwi  =  ->:ns.hult.    11.  lö 
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ihr  mit  Kecht  nicht  selten  von  der  Praxis  vorgeworfen  worden: 
sie  erschien  dieser  zu  doctrinär.  Anderseits  darf  aber  die  Theorie 
auch  verlangen,  dass  man  in  der  Praxis  die  Abweichung  von 
obersten  Steuergrundsätzen,  deren  Richtigkeit  allgemein  anerkannt 
wird,  nicht  so  leicht  nehme,  wie  es  oft  geschieht.  Namentlich 
spricht  die  Praxis,  wenn  sie  gewisse  Postulate,  z.  B,  das  der 
Gleichmässigkeit,  verwirklichen  soll,  oft  ohne  genügenden  Beweis 
von  „unüberwindlichen  Schwierigkeiten",  während  vielleicht  zu 
deren  Beseitigung  gar  kein  ernstlicher  Versuch  gemacht  worden 
ist  oder  aus  andren,  nicht  oder  nicht  ausreichend  gerechtfertigten 
Rücksichten  ein  solcher  unterbleibt.  Im  modernen  Rechts-  und 
Culturstaat  sollte  und  in  der  bereits  beginnenden  „socialen"  Epoche 
des  Steuerwesens  wird  auch  ein  derartiger  Vorwand  immer  mehr 
abgewiesen  werden.  ^) 

So  hat  sich  die  Theorie  allerdings  vor  dem  Doctrinarismus 
absoluter  Principien  und  Postulate  der  Praxis  gegenüber  zu  hüten. 
Sonst  verliert  sie  ihren  Einfluss  auf  die  Praxis,  Fiscalismus  und 
Routine  grassiren  um  so  mehr.  Die  Praxis  aber,  welche  ohne 
Noth  die  obersten  Steuergrundsätze  vernachlässigt,  erschwert  ihre 
eigenen  Aufgaben  und  sinkt  zu  gemeiner  Routine  herab.  ^) 

IL  —  §.  364,  Die  Steuerprincipien  und  das  Steuer- 
system. —  Die  obersten  Steuerprincipien  haben  die  practische 
Steuerpolitik  namentlich  bei  der  Wahl  der  einzelnen  Steuern 
und  bei  der  Aufstellung  des  ganzen  Steuersystems  zu 
leiten.  .Jede  Steuer  ist  an  diesen  Principien  zu  prüfen  und  mög- 
lichst diejenige  zu  wählen,  welche  unter  den  gegebenen  Umständen 
die  meiste  Aussicht  bietet,  den  hiernach  zu  stellenden  Anforde- 
rungen am  Besten  zu  entsprechen  oder  —  womit  man  sich  nur  zu 

^)  Ein  Beispiel  liefert  oft  die  Einkommensteuer,  deren  richtige  Gestaltung 
überhaupt  oder  deren  progressiver  Stcuerfuss  wenigstens  für  „undurchfülirbar"  gilt. 
Völlige  Genauigkeit  wird  man  freilich  niclit  erreichen.  Aber  eine  hinlängliche  wolil, 
sobald  man  eben  nicht  Anstand  nimmt,  bes.  den  wohlhabenden  Glassen  gegenüber 
mit  ;dem  Zweck  auch  die  .Mittel  zu  wollen  u.  die  sich  bietenden  Mittel,  wie 
strenge  Controle,  auch  beim  Erbgang,  Declar.zwang,  Strafen,  Oelientlichkeit  wirklich 
anzuwenden.  Widersprüche,  wie  z.B.  in  der  preuss.  Steuerpraxis,  möglichst  richtig 
das  Einkommen  schätzen  zu  sollen,  aber  ,, nicht  in  die  persönl.  Verhältnisse  eindringen" 
zu  dürfen  —  wasch'  mir  den  Pelz,  aber  mach'  mich  nicht  nass  —  sind  freilich 
unhaltbar.  Aber  Steuerergebnisse  einer  solchen  Praxis  sind  aucli  kein  Beweis  für 
die  ündurchfülirbarkcit  eines  Steueqnüncips  oder  einer  Steuerart. 

")  Kein  Geringerer  als  Hock  hat  seinem  Werk  über  die  öffentl.  Abgaben  ein 
Motto  vorgesetzt,  das  gerade  in  der  Gegenwart  auf  diesem  Gebiete  den  Tiraden  der 
practischen  Verä(;hter  der  Theorie  unter  d(iii  Staatsmännern  entgegengerufen  werden 
kann,  das  Wort  Koyer-Collard's:  „Die  Theorie  als  überflüssig  erklären  heisst  den 
Hochmuth  Jiaben ,  mau  brauche  nicht  zu  wissen,  was  man  sagt,  wenn  man  spricht, 
und  was  man  thut,  wenn  man  handelt." 
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Ott  begnügen  muss  -  am  Wenigsten  zu  widersprechen.  Wegen 
der  Verschiedenheit  dieser  Anforderungen  und  wegen 
der  practischen  Schwierigkeit,  dieselben  mit  einander 
zu  vereinen,  erweist  sich  auch  eine  einzige  Steuer  zur 
Aufbringung  des  ganzen  Steuerbedarfs  von  vorneher- 
ein nicht  geeignet,  vielmehr  erscheint  eine  zweckmässige 
Verbindung  mehrerer  v  e  r  s  c  h  i  e  d  e  n  a  r  t  i  g  e  r  S  t  e  u  e  r  u  oder 
ein  eigentliches  Steuersystem  hier  richtiger,  mit  dem  leiten- 
den Gesichtspunct,  dadurch  dem  Ziel  einer  möglichsten  Verwirk- 
lichung aller  massgebenden  Postulate  nahe  zu  kommen. 

Grosse  Schwierigkeiten  liegen  hier  stets  vor.  Die  geschicht- 
lieh überkommene  Besteuerung  unserer  Culturstaaten  setzt  sich 
regelmässig  aus  einer  grösseren  Anzahl  einzelner  Steuern  zu- 
sammen. Von  der  Verwirklichung  aller  obersten  Steuerprincipien 
ist  darin  gewöhnlich  keine  Rede,  wenn  auch  öfters  einzelne  Ver- 
änderungen oder  „Reformen^'  vorgenommen  worden  sind,  um  eines 
oder  das  andere  Postulat  zu  verwirklichen,  z.  R.  um  die  Allge- 
meinheit oder  Gleichmässigkeit  besser  herzustellen,  gewisse  volks- 
wirthschaftlich  nachtheilige  Wirkungen  einzelner  Steuern,  z.  B. 
Verkehrsstörungen,  Hemmungen  technischer  Fortschritte,  zu  be- 
seitigen, Erhebungskosten  zu  vermindern  u.  dgl.  m.  Ein  Steuer- 
system stellt  diese  Besteuerung  trotzdem  nicht  dar,  wenn  man 
unter  diesem  Ausdruck  eine  richtige  Combination  von  verschiedenen 
Steuern  zur  Verwirklichung  der  obersten  Besteuerungsprincipien 
versteht.  In  der  Regel  begnügt  sich  die  Praxis  damit,  dass  ihre 
Besteuerung  das  wichtigste  Postulat  erfüllt,  den  Bedarf  zu 
decken,  und  nicht  gar  zu  arg  gegen  die  andren  Postulate  ver- 
stösst,  mindestens  nicht  so,  dass  in  dieser  Hinsicht  zu  laute  Klagen 
der  Bevölkerung,  z.  B.  wegen  verletzter  Gleichmässigkeit,  ertönen. 

Die  Theorie  wird  dann  zwar  mit  Recht  weitere  Verbesserungen 
angeben  und  verlangen  müssen  und  die  rationelle  Praxis  wird  die 
Berechtigung  dazu  nicht  läugnen.  Jedoch  hat  die  Theorie  hierbei 
zweierlei  Einwände  zu  beachten,  welche  die  Praxis  oftmals  erhebt. 

1)  Einmal  kann  die  Besteuerung  in  ihrer  ursprünglichen  An- 
lage sehr  mangelhaft  sein  und  richtigen  und  wichtigen  Postulaten 
widersprechen.  Aber  der  lange  Bestand  hat  hier  doch  vielleicht 
viele  Mängel  ausgeglichen.  Man  hat  sich  an  die  Besteuerung  ge- 
wöhnt und  das  thut  hier  viel.  Es  kann  auch  wirklich,  nemlich 
mittelst  der  sogen.  Ueberwälzung,  eine  genügende  Ausgleichung 
der   ursprünglichen  Ungleichmüssigkeit   eingetreten   sein.     Oder  es 
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ist  dies  vermeintlich  geschehen,   in  den  Augen  der  Betheilig 
ten,   was  die  öffentliche  Meinung  auch  beruhigt.    Man  wird  sich 
deswegen  in  der  Praxis  öfters  mit  Recht  bedenken,  an  einem  alt 
bestehenden  Steuerwesen  viel  zu  rütteln. 

2)  Anderseits  bringen  auch  die  besten  neuen  Steuern, 
selbst  wenn  sie  nicht  den  Gesammtbetrag  der  Steuern  erhöhen, 
sondern  nur  anders  vert heilen  sollen,  unvermeidlich  neue 
Störungen,  einen  neuen  Druck  mit  sich.  Dies  selbst  in  dem 
Falle,  dass  sie  in  der  That  gewisse  Postulate,  z.  B.  die  Gleich- 
mässigkeit,  genauer  verwirklichen.  Um  so  mehr  aber  in  dem  viel 
häufigeren  Falle,  dass  die  entgegenstehenden  Schwierigkeiten,  der 
Eigennutz,  die  Unbildung  der  Besteuerten,  die  beschränkte  Leistungs- 
fähigkeit der  Steuerbehörden  u.  s.  w.,  doch  wieder  nicht  genügend 
überwunden  werden  können.  So  ist  abermals  die  Theorie  zur  Vor- 
sicht bei  ihren  Reformfordenmgen  ,, behufs  besserer  Verwirklichung 
der  obersten  Steuerprincipien"  zu  ermahnen. 

Es  ergiebt  sich  hieraus  die  freilich  auch  wieder  nur  relative 
Richtigkeit  des  oft  angeführten  Satzes:  „jede  alte  Steuer  ist 
gut,  jede  neue  schlecht.''^)  Ein  Satz,  welcher  in  Folge 
einer  zu  grossen  Werthlegung  auf  die  Ueberwälzung  in  der  Praxis 
öfters  missbraucht  worden  ist  (§.  383  ff.),  aber  doch  einen  beachtens- 
werthen  Kern  enthält. 

Für  die  Finanzwissenschaft  folgt  aus  dem  Vorausgehenden 
von  Neuem  die  Lehre,  die  practische  Bedeutung  mancher  an  sich 
durchaus  richtigen  obersten  Besteuerungsgrundsätze  nicht  doctrinär 
zu  überschätzen ,  weil  eben  die  Verwirklichung  dieser  Grundsätze 
im  Steuerwesen  zu  schwierig  ist. 

in.  —  §.  365.  Uebersicht  der  Principien.  —  Die  ober- 
sten Grundsätze  der  Besteuerung  und  practischen  Postulate  der 
Steuerpolitik,  welche  in  den  nächsten  Abschnitten  erörtert  werden, 
sind  neun  an  der  Zahl  und  bilden  nach  den  für  sie  massgeben- 
den Gesichtspuncten  vier  Gruppen.  Die  Erläuterung  der  tech- 
nischen Ausdrücke,  welche  im  Folgenden  für  die  einzelnen  Prin- 
cipien gewählt  sind,   findet  in  den  betreffenden  Abschnitten  statt. 

I.    Finanzpolitische  Principien: 

1)  Ausreichendheit  der  Besteuerung. 

2)  Beweglichkeit  der  Besteuerung. 

*)  So  namentl.  zuerst  formulirt  von  Canard,  Grunds,  d.  polit.  Üekon.  aus  dem 
Französ.  v.  Volk,  Augsb.  1824,  S.  174,  in  Verbindung  mit  einer  viel  zu  weitgebenden 
Theorie  der  Steuerüberwälzung,  wie  ilhnlich  v.  Prittwitz,  Theorie  d.  Steuern,  S.  lOOtf, 
Weiteres  über  Oanard's  Lehre  bei  Kau  in  d.  Noten  zu  Fin.  1,  §.  270  ü'. 
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II.  Volkswirthscliaft liehe  Principien  : 

3)  Wahl  richtiger  iSteuerquellen,  d.  li.  iusbesoudere  Er- 
örterung der  Frage,  ob  die  Besteueriiug  n  u  r  aus  dem  Einzel-  und 
Volkseinkommen  oder  auch  aus  dem  Einzel-  und  Volksver- 
mögen,  bez.  -Kapital  schöpfen  darf  und  ob  und  wie  hier  volks- 
nnd  einzelwirthschaftlicher  Standpunet  zu  unterscheiden  sind. 

4)  Berücksichtigung  der  Wirkungen  der  Besteuerung,  ins- 
besondere der  verschiedenen  Steuer  arten  auf  die  Steuer- 
zahler und  generelle  Lntersuchung  der  sogen.  U  eher  wälzung 
der  Steuern. 

III.  Principien  der  Gerechtigkeit  oder  der  gerechten 
S  t  e  u  e  r  V  e  r  t  h  e  i  1  u  n  g. 

5)  Allgemeinheit  und 

6)  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung. 

IV.  St  euer  verwaltungs  principien  (oder  Principien  der 
Logik  im  Besteuerungswesen). 

7)  Bestimmtheit  der  Besteuerung. 

8)  Bequemlichkeit  derselben. 

9)  Streben  nach  möglichst  geringen  Erbcbungs- 
kosten  der  Steuern. 

Die  finanzpolitischen  Principien  folgen  aus  den  Bedürfnissen 
der  Finanzwirthschaft.  Es  ist  nicht  üblich,  sie  unter  die  obersten 
Bestouerungsgrundsätze  zu  stellen,  aber  es  ist  dies  durchaus  noth- 
wendig  und  sie  gehören  sogar  an  die  Spitze,  namentlich  auch 
V  0  r  die  Principien  der  Gerechtigkeit.  Gewöhnlich  hat  sich  die 
Finanzwissenschaft  in  dieser  Lehre  nur  mit  diesen  letzteren  und 
mit  den  Steuerverwaltungsprincipien  befasst.  Dieselben  entsprechen 
im  Wesentlichen  den  von  Adam  Smith  aufgestellten  Steuer- 
regeln (s.  0.  S.  220).  Die  Principien  der  Gerechtigkeit  sind  Grund- 
sätze für  die  gerechte  Vertheilung  der  Steuerlast  im  Volke. 
Auch  die  volkswirthschaftlichen  Steuerprincipien  beziehen  sich  mit 
auf  das  Problem  richtiger  Steuervertheilung  den  einzelnen  Besteuer- 
ten gegenüber.  Sie  betreffen  ausserdem  aber,  was  noch  wichtiger 
ist,  weil  es  sich  dabei  um  Interessen  der  Gemeinschaft,  nicht 
nur  der  Einzelnen  handelt,  Grundfragen  des  Verhältnisses  der  Be- 
steuerung zur  Volkswirthschaft,  Die  Steuerverwaltungsprincipien 
folgen  aus  Begriff  und  Zweck  der  Besteuerung  und  geben  für 
Fragen  der  Einrichtung  und  Ausführung  derselben  mit  die  Richt- 
schnur an. 
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Die  aufgeführten  Principien  haben  zum  Theil  die  Natur  von 
Axiomen,  wie  besonders  die  drei  Grundsätze  der  Bestimmtheit, 
Bequemlichkeit  und  des  Strebens  nach  möglichst  geringen  Er- 
hebungskosten, d.  h.  sie  sind  eigentlich  mit  Begriif  und  Wesen 
der  Besteuerung  gegeben,  ohne  weitere  Begründung  zu  bedürfen. 
Von  den  beiden  Principien  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit 
gilt  dies  zwar  nicht  unbedingt,  weil  die  Ansichten  über  das,  was 
hier  „gerecht"  ist,  nicht  absolute,  allgemein  -  menschliche  sind, 
sondern  zeitlich  und  örtlich  veränderliche,  wechselnd  mit 
den  Cultur-  und  Rechtsverhältnissen  des  Volks.  Für  das  heutige 
Zeitalter  persönlicher  Freiheit  und  „staatsbürgerlicher"  (politischer) 
Gleichheit  und  für  das  in  demselben  waltende  Volksbewusstsein 
nehmen  aber  auch  diese  beiden  Principien  die  Natur  von  Axiomen 
an,  die  mit  dem  Begriff  der  persönlichen  und  politischen  Freiheit 
und  Gleichheit  gegeben  sind.  Sie  kamen  daher  auch  mit  dem 
Durchbruch  der  „liberalen"  staatsbürgerlichen  Periode  in  der 
Theorie  sofort  (A.  Smith),  in  der  Praxis  allmählich  immer  allge- 
meiner und  schärfer  zur  Geltung.  ^) 

Die  Aufstellung  und  Formulirung  dieser  axiomatischen  Prin- 
cipien und  practischen  Postulate  ist  deshalb  auch  leicht.  Um  so 
weniger  darf  sich  die  Theorie,  vollends  wenn  sie  der  Praxis  den 
Weg  weisen  will,  damit  begnügen.  Die  Schwierigkeit  fängt 
erst  an,  wenn  das  einfache  Princip  und  Postulat  in  der 
Theorie  seinen  genauen  und  klaren  Inhalt  und  Umfang 
erhalten  und  in  der  Praxis  durchgeführt  werden  soll. 
Hier  muss  die  Finanzwissenschaft  viel  mehr  specialisiren  und 
casu istisch  verfahren,  als  sie  bisher  gewöhnlich  gethan  hat,  wenn 
ihre  Lehre  von  den  obersten  Steuerprincipien  wissenschaftlich  und 
practisch  werthvoll  werden  soll.  Sie  setzt  sich  sonst  dem  Vorwurf 
der  Aufstellung  blosser  Trivialitäten  oder  Selbstverständlichkeiten 
nicht  mit  Unrecht  aus.  Kommt  sie  aber  dieser  erweiterten  und 
dann  zum  Theil  ziemlich  schwierigen  Aufgabe  nach,  so  kann  ihre 
Lehre  von  den  Steuerprincipien  als  ein  sehr  wichtiger  Theil 
der  ganzen  Steuerlehre  zu  gelten  den  Anspruch  machen.  In  Folge 
dieser  unserer  Auffassung  von  der  hier  vorliegenden  wissenschaft- 
lichen Aufgabe  nehmen  freilich  die  folgenden  Erörterungen,  be- 
sonders über  die  Principien  der  Volkswirthschaft,  der  Gerechtigkeit 
und  der  Steuerverwaltung,  eine  viel  grössere  Ausdehnung  an,  als 

"*)  Vgl.  stein  I,  407  «:,  411. 
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in   ilcn  meistcu  tbeoretisohcn  l{chaiullunj;eu  dieser  l'uncte,   Kau 's 
Lehrbuch  inbegriften. 

Die  drei  ersten  der  obigeu  Kategorieen  und  die  sechs  -ersten 
Principieu  werden  in  den  folgenden  Abschnitten  dieses  Hauptab- 
schnitts erörtert.  Aus  den  genannten  drei  Steuerverwaltungsprin- 
cipien  folgen  für  einen  wesentlichen  Theil  der  gesammten  Steuer- 
verwaltung die  Normen.  Bei  dem  engen  Zusammenhang  aller 
\'erhältnisse  und  Einrichtungen  der  Steuerverwaltung  erscheint  es 
zweckmässig,  die  nähere  Erörterung  der  Grundsätze  7 — 9,  insbe- 
sondere der  aus  ihnen  hervorgehenden  Consequenzen,  mit  der  Be- 
handlung der  allgemeinen  Grundsätze  für  die  Steuerverwaltung  im 
vierten  Hauptabschnitt  zu  verbinden. 


2.  Abschnitt. 
I.    Die  üiianzpolitisehen  Steuerpriiu-ipien. 

Die  richtige  Würdigung  dieser  Principieu  ist  von  der  richtigen  Auffassung  des 
Staats  als  des  Hauptorgans  der  Gemein wirthschaft  abhängig.  Auch  hier  hat  die 
Finanzw'issenschaft  an  die  grundlegenden  Lehren  der  Nationalökonomie  anzuknüpfen, 
s.  meine  Grundleg.,  1.  Abth.  Kap.  3,  bes.  §.  118,  140  fi'.,  150,  154—160  ff.  u.  Kap.  4. 

Erst  in  der  neueren  organischen  Staatslehre,  im  Gegensatz  zu  der  früheren 
individualistischen  und  zur  Theorie  vom  Staatsvertrag  ist  es  möglich,  wie  das 
Steuerrecht  selbst,  so  auch  die  Bedeutung  der  finanzpolitischen  Principien  und  deren 
Vorrang  vor  allen  anderen  richtig  zu  begründen.  Vgl.  die  zutreffenden  Ausführungen 
von  A.  Held,  Eink.st.  Kap.  2.  bes.  S.  25  ff.  und  Nasse  in  dem  Gutachten  über 
Personalbesteuerung  im  Anfang.     Auch  unten  §.  418,  419. 

Die  folgenden  Erörterungen  sind  zugleich  eine  richtige  Consequenz  der  im 
1.  Bande  der  Fin.wiss.  gegebenen  Theorie  der  Deckung  des  Finanzbedarfs, 
Rau- Wagner,  S.  198  U'.  u.  bes.  2.  Aufl.  §.  50  ff.  Die  Begründung  für  das  Folgende 
ist  daher  auch  z.  Th.  an  diesen  Sti:llen  schon  gegeben. 

I.  —  §.  366.  Stellung  dieser  Grundsätze  an  der 
Spitze.  Die  finanzpolitischen  Steuerprincipien  der  Ausreichend- 
heit und  Beweglichkeit  der  Besteuerung  folgen  aus  dem  Wesen 
der  Finanzwirthschaft  und  aus  dem  obersten  Postulat,  welches  für 
öffentliche  Haushalte,  insbesondere  für  den  Staatshaushalt,  aufzu- 
stellen ist:  dass  nemlich  die  Einnahme  durch  die  Höhe  des  Bedarfs 
bestimmt  und  letzterer  durch  jene  gedeckt  werden  muss.  ^)  Sie 
sind  auch  an  die  Spitze  aller  theoretischen  Steuerprincipien  und 
der  Steuerpostulate  der  Praxis  zu  stellen.  Denn  nicht,  wie  die 
Smith'sche  nationalökonomische  Schule  ihrem  individualistischen 
Standpunct  gemäss  lehrt,  „Gerechtigkeit  gegen  den  Einzelnen", 
nicht  der  Grundsatz   der  Allgemeinheit  und  der  Gleichmässigkeit 


^  S.  Band  I,  1.  Aufl.  §.  82,  2.  A.  g.  51. 
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der  Besteuerung,  sondern  Erfüllung  der  Bedingungen  des 
im  Staate  und  den  übrigen  öffentlichen  Körpern  er- 
folgenden Gemeinschaftslebens  ist  die  oberste  Regel: 
„Beschaffung  der  Mittel  für  die  Erhaltung  des  Staats  und  für  die 
Erfüllung  seiner  Zwecke  — "  (Nasse).  ^)  Die  Begründung  dieser 
Auffassung  liegt  in  der  Lehre  von  den  Zwangsgemeinwirthschaften 
und  speciell  von  der  höchsten  Form  derselben,  vom  Staate,  wofür 
hier  auf  die  Erörterungen  in  der  „Grundlegung^'  Bezug  zu  nehmen 
ist.  Die  Auffassung  von  „höhereuRechtderGemeinschaft" 
ist  in  letzter  Linie  eine  Consequenz  der  socialrechtlichen,  statt  der 
individualrechtlichen  Behandlung  der  Wissenschaften  von  Recht, 
Staat  und  Wirthschaft. 

Es  handelt  sich  aber  hier  keineswegs  um  einen  principiellen 
Punct  von  bloss  theoretischer  Bedeutung,  sondern  um  einen  Punct 
von  grosser  Tragweite  auch  für  die  Praxis,  wie  sich  sofort 
aus  der  näheren  Erörterung  der  beiden  finanzpolitischen  Grund- 
sätze ergiebt, 

IL  —  §.  367.  Sinn  und  Bedeutung  der  beiden 
Principien. 

1)  Unter  dem  Grundsatz  der  „Ausreichendheit"  der  Be- 
steuerung ist  zu  verstehen,  dass  die  letztere  den  in  einer  Finanz- 
periode gegebenen  Finanzbedarf  muss  decken  können, 
soweit  anderweite  Deckungsmittel  dafür  fehlen  oder 
unzulässig  sind.  Die  Besteuerung  hat  ihre  Aufgabe  gegenüber 
der  ordentlichen  Ausgabe  erst  nach  dem  Privaterwerb  und  den 
Ueberschüssen  der  Gebührenzweige:  sie  muss  den  Rest  dieser  Aus- 
gabe, welcher  nach  der  Benutzung  dieser  beiden  anderen  ordent- 
lichen Einnahmen  noch  übrig  bleibt,  decken.  Die  etwa  sonst  in 
Betracht  kommenden  Mittel,  nemlich  die  Eingänge  aus  Veräusserung 
von  öffentlichem  Vermögen  und  aus  der  Benutzung  des  Credits, 
sind  nach  der  im  1.  Bande  entwickelten  Theorie  der  Bedarfsdeckung 
principiell  zur  Bestreitung  ordentlicher  Ausgaben  ausgeschlossen.-") 
Bei  ausserordentlichen  Ausgaben  sind  diese  beiden  Mittel 
zwar  bedingt  zulässig,  soweit  dies  von  der  Natur  und  den  Wir- 
kungen der  Ausgaben   abhängt.*)    Aber   die   wirkliche  Benutzung 

■-)  Gutacliten  üb.  Pers.best.  S.  2,  zugleich  mit  der  richtigen  Beschränk,  des  Satzes. 
Aehnlich,  aber  zu  weitgehend  in  d.  Zurückschieb,  des  Gerechtigkeitspostulats  Held, 
eb.  S.  24,  wogegen  wieder  Neu  mann,  progr.  Steuer  S.  106,  zu  stark  reagirt,  wenig- 
stens wenn  seine  Ausdrücke  wörtlich  genommen  werden.  Die  richtige  Mitte  hält  Nasse. 

^)  B,  I  1.  A.  §.  82  f.,  2.  A.  §.  59. 

■'i  Ebendaselbst. 


Rcileutuiii^'  dcv  liiiaii/iliulit.  i'niuiiiicii.  233 

iianieiillic'b  des  Credits  ist  doch  auf  bestimmte,  practisch  uiclit 
immer  vorliegende  Fälle  zu  bescliriinkeu.  Dann  muss  auch  die 
„Ausreichendbeif'  der  Besteuerung  mit  zur  Deckung  der  ausser- 
ordentlichen Ausgabe  einer  Finanzperiode  verlangt  werden.'') 
Endlich  ist  auch  hier  der  im  1.  Bande  behandelte  Fall  in  Betracht 
zu  ziehen,  dass  der  Staatscredit  gegenüber  Ausgaben,  für  welche 
er  eventuell  benutzt  werden  darf,  nicht  willfährig  genug  ist  oder 
zu  theuer  kommt.  Hier  hat  nach  dem  Früheren  einmal  der  Staats- 
schatz seine  berechtigte  Function,  sodann  aber  muss  auf  „  Extra - 
steuern",  wohl  besonders  auf  gewisse  Einkommensteuern  und  Ver- 
mögenssteuern (alleDfalls  in  Form  von  Zwaugsanleihen),  namentlich 
auf  solche,  welche  die  vermögenderen  Classen  treffen,  zurück- 
gegriffen werden  können.  Die  Besteuerung  muss  daher  so  einge- 
richtet werden,  dass  sie  eventuell  auch  für  diesen  practisch  wichtigen 
Fall  (Kriegszeiten  I)  „ausreichend"  ist. '^) 

2)  Der  Grundsatz  der  „Beweglichkeit"  der  Besteuerung 
bedeutet,  dass  die  letztere  mindestens  solche  Bestandtheile  oder 
Arten  enthalten  muss,  welche  sich  dem  Wechsel  des  Finanz- 
bedarfs bez.  dem  Wechsel  der  von  diesem  durch  Steuern  zu 
bedeckenden  Quote  anpassen  und  die  etwaigen  Ausfälle 
anderer  Steuern  und  anderer  Deckungsmittel  (wie  nament- 
lich der  privatwirthschaft liehen  Einnahmen)  ersetzen  können. 
Gegenüber  dem  „Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung  der  Staats-, 
bez.  der  öffentlichen  Thätigkeiten"  ^)  muss  nach  diesem  Grundsatz 
namentlich  die  Fähigkeit  der  Besteuerung,  steigende  Erträge 
zu  liefern,  verlangt  werden.^)  Gegenüber  den  Schwankungen 
des  Finanzbedarfs,  des  Reinertrags  der  privatwirthschaftlichen  und 
der  Gebührenzweige  und  des  Ertrags  einzelner  Steuerarten,  sowie 
gegenüber  dem  vorher  erwähnten  Falle,  dass  die  Benutzung  des 
Staatscredits  unmöglich  oder  zu  theuer  ist,  muss  die  Besteuerung 
ferner  die  Fähigkeit  der  Anpassung  an  diese  Verhältnisse  be- 
sitzen.^)    Fehlt   ihr  die  erforderliche  Beweglichkeit,   so   kann  ent- 

5)  Eb.  —  Begnind.  in  d.  folg.  §§. 

«)  Eb.  1.  A.  §.  83,  83  c,  2.  A.  §.  Ö4,  (j6. 

. ')  Eb.  ].  A.  §.  1  Note  a,  2.  A.  §.  36  u.  bes.  Grundleg.  I.  u.  2.  A.  Kap.  4  Absclin.  .1 
(in  d.  2.  Ausg.  Kap.  4  in  d.  1.  Abth.). 

^)  Gesetzlich  ganz  stabile  Steuern .  z.  B.  Grundsteuern  nach  dem  System  des 
stabilen  Katasters  'Frankreich,  Ttesterreich)  oder  für  unbegrenzte  Dauer  im  Gcsammt- 
ertrage  fixirte  Steuern  (preuss.  Grundsteuer  von  10  Mill.  Thlr.  für  die  alten  Provinzen, 
fest  „contingentirte"  Classensteuer  von  42  Mill.  M.)  sind  daher  im  Widerspruch  mit 
dem  obigen  Grundsatz. 

^)  Die  neueste  Finanzgeschichte  der  deutschen  Staaten  mit  ihrem  grossen  alten 
und    neuen  Domanium   liefert  in  Folge   des  Einflusses  der  politischen  u.  wirthschaftl. 
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weder  der  Finanzbedarf  nicht  die  vom  Staatsleben  verlangte  Gestalt 
annehmen  oder  er  wird  auf  eine  schädliche  Weise,  namentlich 
durch  Schuldaufnahme  gedeckt,  ^'^)  Rasch  wachsende  chronische 
Deficite  sind  dann  die  unvermeidliche  Folge.  ^^)  Der  Staatsbanke- 
rott, d.  h.  die  Abschüttelung  der  Zinsen  der  Schuld  oder  eines 
Theils  davon,  lässt  sich  schliesslich  nicht  immer  vermeiden.  ^2) 

in.  —  §.  368.  Anwendung  der  finanzpolitischen 
Principien.  Die  Grundsätze  der  Ausreicliendheit  und  Beweglich- 
keit der  Besteuerung  müssen  daher  bei  der  Einrichtung  der  Ge- 
sammtbesteuerung  besonders  l)eaclitet  werden.  Die  Anforderungen, 
welche  in  dieser  Hinsicht  aus  ihnen  abzuleiten  sind,  gestalten  sich 
nach  den  gegebenen  Verhältnissen  eines  öffentlichen  Haushalts 
verschieden;  so  nach  der  Höhe  des  Bedarfs  überhaupt,  nach  dem 
Vorhandensein  und  der  Beschaffenheit  anderer  Einnahmen,  nach 
der  Sicherheit,  den  öffentlichen  Credit  benutzen  zu  können  u.  s.  w. 
Die  Deckung  des  ganzen  Steuerbedarfs  durch  eine  einzige  Steuer, 
mehrfach  als  theoretisches  Postulat  aufgestellt,  widerstreitet  auch 
anderen  Besteuerungsgrundsätzen,  namentlich  denen  der  Gerechtig- 
keit: sie  steht  aber  ebenso  mit  den  beiden  finanzpoliti- 
schen Grundsätzen  in  Widerspruch.  Die  letzteren  sind  für 
die  Anordnung  des  Steuersystems  und  die  Wahl  der  Steuer- 
arten und  selbst  für  die  Erhebungsformen  und  den  Veran- 
lagungsmodus bei  einer  einzelnen  Steuerart  besonders  wichtig. 
Dabei  werden  sich  leicht  Conflicte  mit  anderen  Steuerprincipien, 
so   mit   denen   der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit,   mit  dem 

Vorgänge  seit  1870  auf  den  Ertrag  einzelner  Steuerarten  u.  Zweige  des  Privaterwerbs 
(Berg-  u.  Hüttenwerke,  Forsten,  Eisenbahnen)  reiche  Belege  für  diese  Sätze.  Gerade 
unserem  grossen  staatlichen  Privaterwerb  gegenüber  ist  unser  Steuersystem  viel  zu 
unbeweglich.  So  war  z.  B.  im  preuss.  Haushalt  nach  dem  Anschlag,  der 
immer  mit  Kücksicht  auf  die  Ergebnisse  des  oder  der  vorausgehenden  Jahre  aufgestellt 
wird,  der  Ertrag  der  „Stempelsteuer"  (incl.  Erbschaftsst.,  die  früher  damit  verbunden) 
1870—76  u.  1.  Apr.  1877—80:  MiH.  M.  20-;i3,  21-0,  21-0,  30-0,  .^0-0  (Spcculationli, 
27-0,  27-0,  26-3,  26-3,  25'0,  wovon  in  den  letzten  Jahren  noch  ein  wachsender  Antheil 
auf  d.  Erbschaftssteuer  kam.  Der  Voranschlag  f.  d.  Reinertr.  des  Bergw.-,  Hütten- 
u.  Salinenwesens  Preussens  war  1870  —  70:  13-4,  13-2,  16-6,  21-3,  27-6,  28-0,  18-3, 
1.  Apr.  1877  —  80  l.rS,  13-4,  11-9  Mill.  M. :  ganz  die  Curve  der  Conjunctur  der 
betr.  Industrie!  Die  wirklichen  Erträge  schwankten  sogar  noch  mehr:  1872  35, 
1873  .57,  1879  9  Mill.  M. ! 

")  Selbst  in  Preussen  trat  diese  Nothwendigkeit  seit  1879  sofort  ein!  Und  die 
finanz.  Hemmnisse  für  die  Entwicklung  des  Staatslebens  (Verschiebung  der  Projectc 
der  ,, Verstaatlichung"  von  Privatbahnen,  Unterrichtsgesetz  mit  seiner  Voraussetzung 
bedeutender  Staatszuschüsse)  machten  sich  wenigstens  zeitweise  ebenfalls  geltend. 

*^)  Das  lehrt  die  Finanzgeschichte  Oesterreichs  von  1848  an,  wo  man  die 
Steuern  dem  Bedarf  nicht  folgen  lassen  konnte,  z.  Th.  wegen  der  inhärenten  Stabilität 
des  directen  Steuersystems. 

^'^)  Mittel-  u.  südamcric.  Staaten  u.  die  Türkei  liefern  neueste  Beispiele. 
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Grimdsatz  iiie(lrii!:er  Erhebungskosten  und  mit  den  volkswirth- 
schaftlichen  Postulaten  ergeben.  In  solcben  Fällen  sind  nach 
Möglichkeit  die  erforderlichen  Rticksichten  zu  nehmen,  Comj3romisse 
bei  der  Einrichtung  des  Steuerwesens  und  der  AVahl  der  Steuer- 
arten und  Erhebungst'ormen  einzugehen.  Die  Nothwendigkeit  der 
Deckung  des  Bedarfs  wird  indessen  den  finanzpolitischen  l*rinci- 
pien  doch  die  entscheidende  Bedeutung  verschaffen. 

Bei  der  Betrachtung  der  einzelnen  Steuerarten  und  Erhebungs- 
formen u.  s.  w.  ist  später  näher  darzulegen,  wie  weit  dieselben 
den  Grundsätzen  der  Ausreichendheit  und  Beweglichkeit  der  Be- 
steuerung entsprechen.  Einige  Bemerkungen  darüber  sind  zur 
Orientirung  schon  hier  am  Platze.  Sie  beschränken  sich  aber 
auf  die  Hauptkategorieen  der  Besteuerung.^^) 

1)  Die  sogen,  indirecten  Verbrauchssteuern  auf  Gegen- 
stände des  Massenconsums  wachsen  im  Ertrage  im  Ganzen  mit 
der  Vermehrung  der  Bevölkerung,  dem  steigenden  Wohlstande 
und  der  Verbreitung  der  betreffenden  Consumtionssitte.  Sie  eignen 
sich  insofern  für  die  Finanzwirthschaft  fortschreitender  Culturvölker, 
deren  Finanzbedarf  stetig  wächst.  Aber  sie  schwanken  im  Ertrage 
nach  den  Verhältnissen  des  Volks-  und  Staatslebens  und  nach 
wirthschaftlichen  Conjuncturen,^*)   entsprechen  daher  in  einzelnen 

^')  Die  folgenden  Sätze  sind  deductiv  und  inductiv  gewonnen.  In  letzterer  Hin- 
sicht hat  namentlich  die  Finanzstatistik  Dienste  zu  leisten.  Nur  kann  man  auch 
hier  mit  ihr  allein  nicht  zu  brauchbaren  Resultaten  kommen  u.  muss  sich  hüten, 
die  Erfahrungen  eines  Landes  oder  einer  Periode  zu  sehr  zu  verallgemeinern.  Die 
einzelnen  Sätze,  z.  B.  über  di(;  indirecten  Verbrauclissteuern,  sind  ferner  noch  weiter 
nach  einzelnen  Arten  der  Steuern  u.  nach  Steuerobjecten  zu  specialisiren.  So  muss 
die  Bewegung  der  Zolleinnahmen  natürlich  etwas  verschieden  sein,  je  nachdem  es  sich 
um  Zölle  auf  wichtige  Nahrungsmittel ,  auf  Colonialwaaren ,  auf  feinere  Luxusartikel 
handelt;  ferner  je  nachdem  in-  und  ausländ.  Producte  (Tabak,  Zucker)  neben  u.  statt 
einander  consumirt  u.  versteuert  werden.  Zur  genaueren  Prüfung  der  folgenden  Sätze 
bedürfte  es  eines  grossen  statist.  Apparats,  den  zusammenzubringen  die  Aufgabe 
einer  eigenen  finanzstatist.  Monographie  wäre.  Bis  jetzt  felilen  systematische  statistischi; 
Untersuchungen  dieser  Art,  deren  Ausführung  namentlich  jüngeren  Privatstatistikern 
hiermit  empfohlen  werden  mag.  Bei  der  Verschiedenheit  der  Productions-  und  Con- 
Bomtionsverhältnisse  der  einzelnen  Länder  sowie  der  Besteuerung,  der  Höhe  der  Steuer- 
sätze u.  s.  w.  selbst  dürfen  nur  die  für  ein  Land  gefundenen  Thatsachen  u.  statistischen 
Kegelmässigkeiteu  (,.Gesetze")  nicht  ohne  Weiteres  auf  ein  andres  Land  übertragen 
werden.  Gewisse  allgemeine  Ergebnisse  vermag  die  vergleichende  Statistik  a))er 
immerhin  festzustellen.     Im  Folgenden  handelt  es  sich  nur  um  Beispiele. 

")  Bei  einer  genauen  statist.  Untersuchung  muss  natürlich  den  Veränderungen  in 
den  betr.  Tarifen,  z.  B.  im  Zolltarif  Rechnung  getragen  werden.  Amtl.  statist. 
Arbeiten  dieser  Art  existiren  z.  B.  für  England,  ältere  Daten  daraus  u.  A.  in 
Porter's  progr.  of  the  nation  (Ausg.  v.  1847,  S.  493  ff.i.  Neuere  in  d.  Statist,  ab- 
stracts.  z.  B.  in  d.  Zus.stell.  f  ISGl  —  75,  Lond.  ]S7(;,  p.  15  ff.  Die  rohe  Zolleinn. 
Gr.-Brit.  u.  Irlands  schwankte  zw.  1861—75  zw.  24'03  Mill.  Pf.  St.  in  1S(J3  u.  19-3 
in  1875,  nur  bei  grösseren  Tarifänder.  um  mehr  als  S^/o  jährlich.  In  dieser  Periode 
sind  für  14'57  Mill.  Pf.  Zölle  aufgehoben  oder  ermässigt,  nur  für  2(1,1)00  Pf  neu  auf- 
gelegt. —  Viel  stärkere  Schwankung  im  Deutschen  Zollverein.     Hier  hängt  die 
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Zeitpimcten  dem  Grundsatz  der  Ausreichendheit  nicht  und  sind 
auch  nicht  beweglich  genug,  plötzliche  Ausfälle  in  andren  Ein- 
nahmen und  plötzliche  stärkere  Steigerungen  des  Bedarfs  zu 
decken.  ^^)  Gerade  für  solche  Fälle  bedürfen  sie  daher  der  Er- 
gänzung durch  andere  Steuern,  besonders  durch  Einkommen- 
und  eventuell  durch  Vermögenssteuern.^*^) 

2)  Die  sogen,  allgemeinen  Ertragsteuern  liefern  nach 
den  Quellen,  die  sie  treffen,  und  nach  der  Art  ihrer  Veranlagung 
bei  massiger  Höhe  eine  besonders  sichere  Einnahme  und  dienen 
insoweit  gut  zu  Fundirung  eines  Theils  der  öffentlichen  Ausgaben. 
Aber  sie  sind  ihrer  Natur  nach  sehr  schwer  beweglich,  ver- 
tragen nach  ihrer  Veranlagung  häufig  keine  einfache  procentweise 
Erhöhung,  weil  sie  dann  zu  einer  reellen  Kapitalbesteuerung  zu 
führen  drohen,  und  eignen  sich  daher  nicht  als  Haupteinnahme 
von  Finanzwirthschaften  mit  rasch  wachsendem  Bedarf.  Ebenso 
wenig  zur  Deckung  plötzlicher  Ausfälle  an  andren  Einnahmen 
oder  plötzlichen  Mehrbedarfs.  Sie  müssen  deswegen  hier  durch 
andere  Steuerarteu  ergänzt  werden.^') 

Bewegung  der  Rübenzuckerproduction  und  Steuer  mit  der  Zolleinnahme  aus  Zucker 
etwas  zusammen.  Die  Bruttoeinnahme  an  Zöllen  war  1869 — 77  in  Mill.  M. :  79-7, 
S5-Ö,  95-7,  122-5,  134-9,  11.5-3,  120-S.  121-1,  107  (kleine  Abweich.  d.  Zahlen  zw. 
provis.  u.  defin.  Abrechu.).  Auch  hier  deutlich  der  Einfluss  der  aufsteigenden  Con- 
junctur  u.  der  Krise.  Dabei  seit  1S71  der  Beitritt  v.  Els.-Lothr.  Da  die  Erhebungs- 
kosten u.  s.  w.  ziemlich  stabil  bleiben  (c.  11-5  Mill.  M.) .  so  schwanken  die  Netto- 
erträge naturlich  noch  mehr.  Vergleiche  zw.  directen  u.  indirecten  Steuern  in  Bezug 
auf  die  Elasticitiit  u.  s.  w.  der  Einnahmen  daraus  stellt  Leroy-Beaulieu  an 
I,  eh.  4,  bes.  p.  220  H'.  Die  Schlüsse  S.  227,  dass  die  Erträge  der  indirecten  Steuern 
in  kritischen  Zeiten  abnehmen,  aber  nicht  so  viel  als  man  meint,  enthalten  schon  eine 
zu  grosse  Generalisation  u.  werden  durch  die  Daten  nicht  genügend  belegt.  —  üeber 
Ocsterr.  Daten  in  de  Mulinen,  lin.  de  l'Autr.  f.  186S — 71.  —  Stärker  schwankt 
unter  d.  Einfluss  des  Wechsels  der  Rubenernte  u.  der  Handelsconjuncturen  der  Ertrag 
der  Rübenzuckersteuer.  S.  d.  reichhalt.  stat.  Daten  und  Tabellen  in  v.  Kaufmann, 
die  Zuckerind..  Bcrl.  1S7S.  Im  D.  Zollverein  war  z.  B.  nach  den  Monatsheften  der 
Reichsstatistik  der  Bruttoertrag  1S72— 76  37-9,  44-9,  57-7,  51-6,  68-3;  1.  Apr.  1876 
bis  78  57-1,  65*5  Mill.  M.,  wogegen  begreifl.  Weise  der  Ertrag  der  inländ.  Salzsteuer 
des  Reichs  nur  um  wenige  Procente  schwankte  in  1872—76  zw.  33-1  u.  34-4  Mill.  M. 

^^)  Einmal  nemlich  sind  aus  mancherlei  Gründen  sofortige  Tarifändenmgen  bei 
Zöllen,  Accisen  u.  s.  w.  misslich  u.  sodann  nützen  sie  auch  nicht  immer  mit  Sicherheit 
sofort.  Denn  die  Spcculation  anticipirt  z.  B.  Erhöhungen  und  führt  noch  rasch  nach 
dem  alten  Tarif  Waarcn  ein  (wie  im  grossen  Umfang  im  J.  1879  in  Deutschi.,  auch 
in  der  Schweiz)  u.  da  der  höhere  Finanzbedarf  oft  in  kritische  Zeiten  fällt,  wo  Handel 
und  Consum  abnehmen,  nützt  die  Erhöhung  auch  sonst  nicht  entsprechend. 

^*)  Das  hat  z.  B.  Russland  in  den  letzten  Jahren  zu  seinem  Schaden  wahr- 
genommen, als  dur  Orient.  Krieg  u.  der  schlechte  Ours  des  Papierrubels  die  Einfuhr 
und  die  Zolleinnahme  zeitweise  sehr  verminderte,  gerade  in  der  Periode  höchsten 
Bedarfs.  Bei  den  deutschen  Steuerreformplänen  des  Fürsten  Bismarck  wird  dies 
ebenfalls  viel  zu  sehr  übersehen. 

")  Belege  liefert  die  Finanzstatistik  in  der  grossen  Stabilität  der  Einnahmen 
aus  den  Ertragsteuern  in  unseren  Staaten,  bei  gleich  bleibendem  Steuersatz,  so  in 
Frankreich,  Oesterrcich  und  den  deutschen  Staaten.     Zwischen  den  verschiedenen  Er- 
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8)  Die  eigeutliebcn  Einkommensteuern  (und  ähnlicli  all- 
gemeine Vermögenssteuern)  bieten  besondere  Schwierigkeiten 
lür  die  gleichmässige  Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten 
der  einzelnen  Steuerptiicbtigen.  Absolut  sehr  grosse  Beträge 
(■■»t^entlicben  Bedarfs  lassen  sich  daher  mit  diesen  Steuern  schwer 
erheben,  weil  die  Ungleicbmässigkeit  in  der  Belastung  der  Einzel- 
nen bei  dem  dann  erforderlichen  hohen  Steuerfuss  bald  unerträglich 
wird.  Auch  wird  der  Steuerdruck  bei  solchen  Sätzen  leicht  zu 
emptindlich.  Hiernach  eignen  sich  diese  Steuern  finanzpolitisch, 
wenigstens  für  den  gegenwärtigen  sittlichen  Zustand  unserer  Cultur- 
völker,  mehr  nur  zu  Ergänzungs steuern,  bleibend  neben 
anderen  Steuern,  welche  den  Haupttheil  des  Bedarfs  decken,  zeit- 
weilig, wenn  andere  Hilfsmittel  versiegen,  als  Ersatz  letzterer. 
Sie  entsprechen  dann  recht  wohl  den  beiden  finanzpolitischen 
l^rincipien,  namentlich  dem  Grundsatz  der  Beweglichkeit  und 
bilden  passend  das  mobile  Element  im  Steuersystem  mit  einem 
Steuerfuss,  welcher  nach  dem  Bedarf  wechselt.  ^^)  So  können  mit 
ihnen  plötzliche  Bedarfssteigerungen  gut  gedeckt  werden,  wo 
die  etwaigen  Ungleichmässigkeiten  und  das  Gefühl  des  Steuer- 
drucks weniger  Bedenken  erregen,  weil  die  Höhe  des  Satzes  selbst 
leicht  verändert  werden  kann  und  etwa  nur  ein  vorübergehender 
Extrabedarf  vorliegt.  Diese  Steuern,  besonders  allgemeine  Ver- 
mögenssteuern der  wohlhabenderen  Theile  der  besitzenden  Classe, 
sind  daher  namentlich  auch  in  Staatsnothlagen,  Kriegszeiten 
u.  dgl.  passend,  um  hier  als  „Extrasteuern''  die  mangelnde 
oder  die  zu  theure  Hilfe  des  Staatscredits  zu  ersetzen,  die  Deckung 
des  Bedarfs  sicher  zu  stellen  und  die  Last  auf  die  kräftigsten 
Schultern  zu  legen,  i'-*)     Eventuell  dürfen  sie  in  solchen  Fällen  die 

tragssteuem  bestehen  aber  wieder  kleine  Unterschiede  in  dieser  Hinsicht.  Die  agrarische 
Grundsteuer  reiner  Agricultnrstaaten  u.  der  Exportländer  von  Agrarproducten  schwankt 
in  ihren  Ergebnissen  femer  mehr,  unter  dem  Einfluss  der  Ernte,  der  Handels- 
conjuntturen,  zumal  wenn  die  Steuer  hoch  ist.  Da  bleiben  dann  grössere  Rückstände. 
Ein  Beispiel  liefert  etwa  Ungarn. 

'*)  So  wird  es  mit  der  Einkommensteuer  principiell  mit  Recht  in  England  ge- 
halten. Zwischen  1 'iß  1—7.5  sind  fast  jährlich  Veränderungen  des  Steuerfasses  erfolgt. 
Er  war  für  das  voll  besteuerte  Einkommen  ISt')!— 63  9  d.,  später  6,  4,  5,  zuletzt  3 
und  2  d.  pr.  Pf.  St.,  also  resp.  zwischen  3-75  und  c.  0-83 "/o,  der  Ertrag  schwankte 
zwischen  10-92  u.  4-11  Mill.  Pf.  Auch  in  der  preuss.  Einkommen- u.  Classciisteuer 
(soweit  letztere  bleibt)  ist  wohl  nach  einem  solchen  wechselnden,  im  jedesmaligen 
Etat  festgestellten  Steuerfuss  zu  streben.  Schon  jetzt  sollte  doch  wenigstens  das  kleine 
Deficit  im  Ordinarium  durch  Zuschläge  zur  Einkommensteuer  u.  bes.  zu  deren 
höheren  Stufen  gedeckt  werden,  statt  dass  man  auch  dafür  Schulden  aufnimmt  und 
dauernd  die  Finanzen  mit  deren  Zinsen  belastet. 

*')  Zu  dieser  Motivirung  der  Einkommensteuern  u.  s.  w,  auf  die  Besitzenden 
gelangt  auch  Held,  Eink.st.   Kap.  ß  u.  7.     Dsgl.  ^V;umann  passim. 
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Form  von  Zwangsanleihen  annehmen.  Als  fester  Bestandtheil 
des  Steuersystems  geben  sie  bei  fortschreitenden  Völkern  steigende 
Erträge,  weil  Bevölkerung,  Volks-  und  Einzeleinkommen  und  Ver- 
mögen wachsen  und  der  Öteuermechanismus  sich  allmählich  ver- 
bessert. ^°)  Gleiches  lässt  sich  im  Allgemeinen  von  der  Erbschafts- 
steuer sagen. 

4)  Die  sogen.  Verkehrssteuern,  vom  Besitz  Wechsel  u.  s.  w., 
öfters  in  Stempelform  erhoben,  steigen  im  Ertrage  ebenfalls  mit 
der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft.  Sie  schwanken  darin  aber, 
mitunter  noch  mehr  als  die  Verbrauchssteuern,  nach  wirthschaft- 
lichen,  politischen  Conjuncturen.  2^)  Es  fehlt  ihnen  daher  die  ge- 
nügende Beweglichkeit,  sich  dem  Wechsel  des  Finanzbedarfs 
anzupassen. 

Auch  je  nachdem  es  sich  um  Staats  steuern  und  um  Com- 
munalsteuern  handelt,  ergeben  sich  bei  den  erwähnten  einzelnen 
Steuerkategorieen  einige  Unterschiede  in  Bezug  auf  die  nach  den 
beiden  finanzpolitischen  Principien  zu  fordernde  Anpassung  an 
den  Bedarf.  Steuern,  deren  Ertrag  stark  von  wirthschaftlichen 
Conjuncturen  beeinflusst  wird,  sind  z.  B.  als  Hauptbesteuerung 
für  Communen  noch  weniger  geeignet  als  für  den  Staat. 
Denn  in  letzterem  wird  der  störende  Einfluss  einer  ungünstigen 
Conjunctur  gewöhnlich  mehr  als  in  einer  Commune,  z.  B.  einer 
Industriestadt  (Besteuerung  der  Actiengesellschaften!) -2)  durch  an- 
derweite günstige  Verhältnisse  ausgeglichen  werden. 

Der  grosse  Einfluss  der  Erhebungsform  auf  die  Höhe  des 
Ertrags  und  daher  auf  das  Maass,  in  welchem  die  „Ausreichend- 
heit" der  Steuer  erreicht  wird,  zeigt  sich  namentlich  bei  gewissen 
Verbrauchssteuern,  z.  B.  bei  der  Zucker-  und  Branntweinbesteuerung, 
je  nachdem  Rohstoff-  oder  Fabricatbesteuerung  besteht,  bei  der 
Tabakbesteuerung,  je   nach  der  Besteuerung  in  Monopolform  oder 


-")  Daftlr  liefern  die  Ergebnisse  der  preuss.  Einkommensteuer  (vom  Einkommen 
über  3000  M.)  auch  in  den  letzten  Jahren  den  Beleg.  Im  Etat  v.  1875  (dem  ersten 
nach  der  Steuen-ef.  v.  1873  in  Bez.  auf  Mahl-  u.  Schlachtsteuer  u.  s.  w.)  stand  die 
class.  Eink.st.  mit  28-05,  in  d.  v.  1.  Apr.  1878-79  mit  30-86,  und  1879—80  mit 
31-35  Mill.  M. 

^^)  S.  die  Daten  über  Preussen  in  Note  9  oben.  Auch  der  Ertrag  der  Kcichs- 
Wechsolstempelsieuer  ist  in  den  letzten  Jahren  gesunken. 

'^'^1  Das  hat  sich  z.  B.  in  den  rh(;ini sehen  Städten  in  den  letzten  Jahren 
gezeigt,  wo  die  schlecliti;  Lage  der  Gesellscliaften  deren  Steuerertriige  verminderte, 
was  dann  mitunter  um  so  mehr  die  directe  Besteuerung  der  Bevölkerung  zu  erhöhen 
zwang.  Vgl.  d.  stallst.  Daten  bei  W.^gner,  Verh.  d.  Ver.  f.  Soc.pol.  1«77,  z.  B. 
Witten  S.  72. 
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mittels*!  andrer  Stciiertbnnen.'-"')  Aehnlioli  ist  die  \  cr{ininj:;uiig; 
bei  directen  Einkommen-  und  Vermögenssteuern  aui  den  Ertrag 
von  Einfluss,  z.  B.  ob  Schätzung  durch  Dritte  oder  Selbstschätzung 
mit  entsprechenden  Controlen  und  Strafbestimmungen  (sogen. 
Declaratiouszwang),  Alle  diese  Momente  verlangen  bei  der  Ein- 
richtung der  Besteuerung  aufmerksamste  Beachtung,  was  soviel 
besagt,  als  dass  die  beiden  finanzpolitischen  Principien  stets  mit 
zur  Richtschnur  dienen  müssen. 


3.  Abschnitt. 
II.    Dil'  volkswirthschaftlicheii  Piincipien, 

A.    Wahl  der  Steuerquelle, 

Hier  zeigt  sich  vor  Allem  der  Mangel  einer  streng  folgerichtig-en  Unterscheidung 
des  einzel-  n.  des  volkswirthsch.  Standptincts  in  Bezug  auf  die  Erörterungen  über 
die  Wahl  der  Steucriinelle,  Eink.-  u.  Yermögensbesteuer.  v.  Einfluss,  auch  noch 
bei  den  neuesten  u.  besten  Autoren  wie  Stein,  Neu  mann,  Held,  die  im  Ganzen 
wohl  wichtigste  hierhergehörige  Arbeit,  diejen.  von  Schmoller  in  der  Tüb.  Ztschr. 
1S63  nicht  ausgenommen.  Neumann  weist  hier  sogar  den  Begriff  National- 
einkommen, National  kapital  als  etwas  Selbständiges  ab,  progr.  Eink.st.  102  ff., 
was  die  Klärung  der  einschlagenden  Fragen  der  Volkswirthschaftslehre  u.  hier  speciell 
der  Steuerlehre  nicht  fördert.  Ich  schliesse  mich  auch  hier  wieder  der  Betrachtungs- 
weise von  Rodbertus  an.  Ohne  abstractcs  Denken  ist  gerade  in  diesen  Puncten 
der  Steuerlehre  nicht  zur  Klarheit  zu  kommen.  Für  die  Grundbegriffe  „Ertrag",  „Ein- 
kommea",  ,, Vermögen",  Volks-,  Einzel-,  Privateink.  u.  Verm.  u.  s.  w.  beziehe  ich  mich 
auf  meine  „Grundlegung",  §.  23 — 31,  S2 — 8S. 

Für  Dogmengeschichtliches  u.  Prinripielles  s.  namentl.  S ch moller  a.  a.  0.,  bes. 
S.  26  ff.  Aus  d.  allgem.  nat.ök.  Liter,  sind  bes.  Hermann  u.  Ricardo  für  die  Ein- 
kommenlehre, Preis-  u.  Kostentheorie,  die  damit  zusammenhängende  Ueberwälzungs- 
theorie  wichtig.  S.  sonst  die  literar.  Nachweise  an  der  Spitze  dieses  Hauptabschnitts 
S.  220  ff.  Speciell  handelt  vom  Gegenstand  des  folgenden  Abschnitts  Rau.  I,  §,  2.")4  ff., 
V.  Hock  §.  9,  Stein.  I.  396  ff,  43S  ff.  4SI  ff,  bes.  A.  Held,  Eink.st.  Kap.  4,  passim 
auch  die  folgenden  Kapitel;  ebenfalls  passim  Neumann,  progr.  Einkommensteuer. 

I.  —  §.  369,  Einleitung.  Steuerquelle  ist  nach  der 
früheren  Begriffsbestimmung  (§,  330)  derjenige  Güter-,  bez.  Werth- 
betrag,  aus  dem  die  Steuer  reell  entrichtet  (getragen,  gezahlt) 
wird  und  genau  zu  unterscheiden  von  der  Bemessungsgrundlage 
oder  dem  Steuerobject. 

Möglicher  Steuerquellen  giebt  es  drei:  das  Einkommen, 
bez.  der  Ertrag  (Reinertrag);  das  als  Productionsmittel  dienende, 
bez.  das  Rente  gebende  Vermögen,  d,  h.  das  Kapital;  endlich 


**)  Bei  der  Tabakbesteuerung  hängt  die  Ergiebigkeit  fast  in  erster  Linie  von  der 
Steuerform  ab.  Mit  dem  Monopol  wetteifert  nur  die  americ.  Stempel -Steuerform. 
Vgl.  Mayr,  Tab.mon. ;  M.  Molil.  Reichstab.reffie,  l'sTS  ;.  Felser  jn  Hüth'sAnn.  1878. 
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das  Gebrauchs  vermögen:  aus  den  zu  jeder  dieser  drei  Kate- 
gorieen  gehörigen  Sachgütern ,  bez.  den  beim  Absatz  ihre  Stelle 
vertretenden  Geldsummen  kann  möglicher  Weise  eine  Steuer  in 
der  Art  entrichtet  werden ,  dass  sich  der  bezügliche  Güter-  oder 
Werthbetrag  um  die  Steuer  vermindert. 

Für  die  richtige  Wahl  zwischen  diesen  drei  Steuerquellen  ist 
es  nun  von  principaler  und  trotzdem  meistens  übersehener  Be- 
deutung, auch  hier  streng  zu  unterscheiden  den  einzel-,  bez. 
privatwirthschaftlichen  und  den  volksAvirthschaftlichen  Stand- 
punct  der  Beurtheilung,  besonders  in  Bezug  auf  die  Kapitalbesteue- 
rung; ferner  den  rein  finanziellen  und  den  socia  Ipoliti- 
schen  Gesichtspunct  in  der  Besteuerung;  endlich  ist  auch  auf  den 
Zweck  der  Verwendung  des  Steuererti-ags  Rücksicht  zu  nehmen. 
Manche  Irrthümer  und  einseitige  Urtheile  und  Forderungen  der 
Theorie  wären  vermieden  worden,  wenn  man  diese  Unterscheidungen 
beachtet  hätte.  Manche  Streitfragen  lösen  sich  einfach,  wenn  mau 
in  der  hier  näher  dargelegten  Weise  unterscheidet  und  zugleich 
Steuerquelle  und  Steuer obje et  oder  Bemessungsgrundlage  scharf 
auseinander  hält. 

II.  —  §.  370.  Die  volkswirthschaftlichen  Steuer- 
quellen. Die  normale  volkswirthschaftliche  Steuerquelle  ist 
das  Volks-  oder  Nationaleinkommen,  d.  h. ,  dem  allge- 
meinen, auch  hier  anwendbaren  Begriff  des  Einkommens  gemäss, 
der  einem  Volke  in  einer  Periode  (Jahr)  zur  \'erfügung  stehende 
Güter-  bez.  Werthbetrag,  welcher  allenfalls  in  dieser  Periode  voll- 
ständig verzehrt  werden  könnte,  ohne  dass  das  frühere  National- 
vermögen vermindert  wird.  Auf  die  Dauer  kann  und  darf  die 
Besteuerung  nur  aus  dieser  Quelle  des  Volkseinkommens  schöpfen. 
Ein  öfteres  oder  vollends  ein  beständiges  Zurückgreifen  auf  das 
Volksvermögen  oder  das  Nationalkapital  würde  sich 
wegen  der  eintretenden  Verminderung  des  letzteren  bald  von  selbst 
verbieten.  Mit  den  betroffenen  Einzel-  oder  Privatwirthschaften 
würde  auch  die  ganze  Volkswirthschaft  zurückkommen  und  schliess- 
lich ruinirt  werden,  die  Volkszahl  abnehmen. 

Eine  Besteuerung  des  Nationalkapitals,  d.  h.  des 
(werbenden)  Vorraths  an  sachlichen  Productionsmitteln  oder  des 
Kapitals  im  rein  ökonomischen  Sinn  im  Gegensatz  zum  Kapital- 
besit/.   im  historisch-rechtlichen  Sinne,  ^)  führt  nothwendig  zu  einer 

')  S.  d.  unterscheid,  in  d.  Grundleg.  2.  A.  S.  '60  u.  §.  2Jj. 
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Einschränkung  der  l'roduction  und  zu  einer  harten  Reductiou  der 
Bedürfuissbelriedigung  des  Volks,  Solange  solche  Folgen  nicht 
wirklich  eintreten,  wird  auch  der  hier  angenommene  Fall  nicht 
vorliegen,  d.  h.  die  Besteuerung  wird  eben  noch  nicht  das  National- 
kapital reell  trctlen,  sondern  ans  dem  Volkseinkommen  gedeckt 
werden.  Regelmässig  werden  die  unteren  arbeitenden  Classen  den 
schwersten  Druck  emptinden,  in  unvermeidlicher  Lohnverkürzung, 
welche  nur  etwa  dadurch  etwas  wettgemacht  wird,  dass  die  Ver- 
wendung' des  .Steuerertrags  z.  B,  für  Kriegszwecke,  Truppenunter- 
haltung, auch  diesen  Classen  wieder  zu  Gute  kommt.  Dann  wird 
sich  aber  hinterher  um  so  mehr  die  Lage  derselben  verschlimmern. 
Auch  die  Ergänzung  und  Neubeschaffung  stehenden  Kapitals  muss 
ins  Stocken  gerathen,  was  dann  weiter  die  Production  lähmt, 
Practisch  wird  eine  solche  Besteuerung  zunächst  nur  das  um- 
laufende Kapital  treffen.  Würde  sie  gar  auf  das  stehende 
Kapital,  einschliesslich  des  im  Boden  steckenden,  fallen,  so 
wäre  dasselbe  von  seinen  Eigenthümern  zu  Schleuderpreisen  zu 
veräussern,  um  Zahlungsmittel  zu  erlangen.  In  irgend  grösserem 
Umfang  Hesse  sich  dies  nicht  einmal  erreichen ,  es  müsste  denn 
etwa  an  Auslände  r  verkauft  werden ,  was  in  solcher  Sachlage 
auch  nur  in  Ausnahmefällen  zu  erwarten  ist.  Die  Flucht  der 
Besteuerten,  das  einfache  Verlassen  von  Grund  und  Boden,  Haus 
und  Hof  und  Werkstatt,  die  Verödung  von  Land  und  Stadt 
wäre  die  unausbleibliche  Folge  (Colonenflucht  im  späteren  Alter- 
thuml). 

In  dieser  Weise  würde  eine  Besteuerung  wirken,  welche  an- 
dauernd das  Nationalkapital  mehr  oder  weniger  mit  träfe. 
Die  formelle  Einrichtung  und  Veranlagung  dieser  Besteuerung  ist 
hier  gleichgültig.  Es  wird  sich  dabei  nicht  sowohl  um  eine  nomi- 
nelle Vermögens-  oder  Kapitalbesteuerung  handeln,  obwohl  die- 
selbe vielleicht  auch  vorliegt,  als  vielmehr  um  die  Gesammtbe- 
steuerung  in  ihrer  schliesslichen  Wirkung  nach  der  Höhe,  die 
sie  im  Ganzen  erreicht,  vielleicht  in  der  Form  hoher  Einkommen-, 
Ertrags  ,  Verkehrs-,  Verbrauchsbesteuerung, 

Die  „Schonung  des  Vermögens  und  Kapitals",  das 
V^erdict  gegen  (eigentliche)  Vermögens-  und  Kapital- 
steuern ist  denn  auch  ein  allgemeiner  richtiger  und  hochwichtiger 
Satz  der  neuern  Steuertheorie  -  und  ein  Postulat  der  rationellen 
Praxis    seit    der    Entwicklung    der    Wissenschait    der   Politischen 

A.   Wafjuer,  Kinanzwissensi'haft.    11.  lü 
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Oekonomie  und  der  Erkeuntniss  der  Function  des  Kapitals  in  der 
Voliiswirthscliaft,  speciell  im  Productiousprocess.  -) 

Aber  zweierlei  darf  doch  nicht  übersehen  werden ,  wie  es 
meistens  geschehen  ist.  Einmal  hat  auch  schon  die  Theorie  die 
Berechtigung  von  wirklichen  Ausnahmefällen  von  der 
Regel,  dass  das  Nationalvermögen  und  Kapital  nicht  mit  zu  be- 
steuern sei,  anzuerkennen.  Und  zweitens  darf  nicht,  wie  gewöhn- 
lich geschieht,  eine  reelle  Besteuerung  des  Einzel-  oderPrivat- 
kapitals,  —  in  der  Form  nomineller  Vermögens-  oder  Kapital- 
steuern oder  in  der  Form  anderer,  aber  in  der  Wirkung  auf  reelle 
Vermögensbesteuerung  hinauskommenden  Steuern  —  ohne  Weiteres 
mit  einer  reellen  Besteuerung  des  Nationalkapitals  identifi- 
cirt  und  mit  den  Gründen,  welche  gegen  diese  letztere  sprechen, 
abgewiesen  werden. 

A.  —  §.  371.  Reelle  Besteuerung  des  Volks  Ver- 
mögens. Ausnahmefälle,  wo  auch  die  wirkliche  Mitbesteuerung 
des  Volksvermögens  und  Kapitals  gerechtfertigt,  weil  unvermeid- 
lich sein  kann,  liegen  in  grossen  Staat snothlagen  vor,  wie 
z.  B.  in  gewissen,  für  das  Volks-  und  Staatsleben  gebotenen  Kriegen 
(,, Befreiungskriege'',  „Einigungskriege",  —  die  concreten  Beispiele 
der  Geschichte  sind  bekannt).  Wie  hier  ,,ein  Volk  sein  Alles  setzt 
an  seine  Ehre"  und  den  letzten  Mann  stellt,  so  wahrlich  auch  den 
letzten  Groschen.  Die  Rücksicht  auf  die  Schonung  des  Volksver- 
mögens muss  hier  ebenso  wie  diejenige  auf  die  Schonung  des 
Bodens  der  einzelnen  Volksangehörigen  selbst  den  höheren  Rück- 
sichten auf  die  Erhaltung  der  Existenz,  der  Selbständigkeit  und 
der  Ehre  des  Volks  und  Staats  weichen  -  und  ist  bei  Völkern 
und  Staaten,  welche  des  Erhaltens  werth  waren,  auch  immer  ge- 
wichen: „Gut  und  Blut"  wurde  rücksichtslos  geopfert,  aber  auch 
bereitwillig  dargebracht. 

Nur  kann  und  darf  eben  ein  solcher  Zustand  der  Besteuerung 
nicht  andauern,  nicht  normal  werden,  so  wenig  wie  der 
Kriegszustand.  Vermag  ein  Staat  auf  die  Dauer  nicht  ohne 
eine  Besteuerung  der  geschilderten  AVirkung  auszukommen,  so  be- 
weist er  dadurch  die  Unmöglichkeit  seines  Regierungssystems, 


-)  So  auch  liau  I.  §.  255:  „Sclionung  des  Kapitals  eines  Volks  ist  also  eine 
nothwemlig'e  Anforderung-  an  jedes  Sttiuersystem."  I'reilich  übersieht  auch  Ivau  die 
AusnahrnetJÜle  u.  idi-ntilicirt  wii-  fast  allr  bisln-r.  Schriftsteller  Privat-  u.  Xationalkapital. 
S.  u.  Nute  »>. 
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oder  selbst  seine  Lebensini tähigkeit,  mindestens  aber  die  Un- 
haltbaikeit  seiner  Finanzlage.  Die  finanzielle  Kadicalcur  ist 
dann  im  letzteren  Fall  unvermeidlich  ein  wenigstens  partieller  Staats- 
bankerott,  von  dem  es  freilich  auch  zweifelhaft  bleibt,  ob  er  noch 
genügend  hilft.  Leider  ist  nicht  zu  läugnen,  dass  die  beständige 
S  c h  u  1  d e  n  V  e  r  m  e  h  r  u  n  g  für  Zwecke,  durch  welche  nicht  wieder 
ein  Reuteueinkommen  des  Staats  beschafft  oder  wenigstens  die  Pro- 
ductivität  der  nationalen  Arbeit  wirklich  gesteigert  wird,  in  vielen 
Staaten,  zu  einer  bereits  ausserordentlichen,  sich  immer  noch  steigern- 
den Höhe  der  Gesammtbesteuerung  geführt  hat,  um  jene  Schulden 
zu  verzinsen.  30,  40,  50  Procent  der  ordentlichen  Einnahmen  sind 
dann  vielleicht  hierfür  zu  verwenden,  während  die  eigentlich  pro- 
ductiven  Staatsthätigkeiten  gleichzeitig  etwa  nur  kümmerlich  erfüllt 
werden  können.  Eine  Besteuerung  solchen  Umfangs  für  solche 
Zwecke  droht  allerdings  auch  zur  Besteuerung  des  Nationalkapi- 
tals zu  werden,  wenn  etwa  die  Staatsgläubiger  noch  grossentheils 
Ausländer  sind  und  in  der  Fremde  die  Rente  beziehen.  Symptome 
solcher  Verhältnisse  zeigen  sich  wohl  mitunter  in  Nothzuständen 
des  Grundeigenthums  in  Land  und  Stadt,  bei  enormer  Höhe  der 
Ertrags-  und  Verkehrssteuern.  ^) 

B.  —  §.  372,  Xothwendige  Unterscheidung  zwischen 
reeller  Besteuerung  des  National-  und  des  Einzel- 
kapitals. Die  Verwerfung  der  Besteuerung  des  National- 
kap itals  schliesst  nicht  ohne  Weiteres  diejenige  der 
Besteuerung  des  Einzel-  oder  Privatkapitals  in  sich. 
Es  ist  ein  verhängnissvoller  Fehler  der  meisten  Finanztheoretiker, 
dass  sie  hier  nicht  genügend,  oft  gar  nicht  unterscheiden.  Dieser 
Fehler  war  aber  freilich  die  nothwendige  Folge  davon,  dass  der 
Doppel  begriff  von  Vermögen  und  Kapital,  der  rein  ökonomische 
und  der  historisch-rechtliche,  verkannt  oder  allgemeiner  ausgedrückt, 
der  Volks-  und  einzelwirthschaftliche  Standpunct  hier,  wie  auch 
sonst,   vermengt  wurde.     Die  Folgen  dieses  Fehlers  wurden  noch 


'j  Vgl.  schon  die  Ausführung  im  1.  Bande,  Kau- Wagner  1.  Aufl.  I,  §.  :{6 — 37a 
und  2.  Aufl.,  §.  64  über  das  Verhältniss  des  Finanzbedarfs  zum  Volkseinkommen.  — 
Es  ist  schwer  zu  sagen ,  ob  die  Klagen ,  welche  bes.  in  ungünstigen  Zeiten ,  bei  ge- 
druckten Productenjjrcisen  u.  dgl.,  in  Theilen  von  (Jesterreieh.  Italien  über  die  „üner- 
triiglichkeit'-  des  Steuerdrucks  wohl  ertönt  sind  ,  volle  Begründung  haben.  Die  ernst- 
liebste  Erwägung  verdienen  sie  jedenfalls,  zumal  wenn  die  Steuern  in  so  hohem  Betrage 
für  Schuldzinsen  des  Staats  verwendet  werden  müssen.  In  Westösterreich  absorbirt 
der  jährl.  Schuldetat  (ohne  die  Zinssubventionen  der  Eisenbahnen  u.  s.  w.)  jetzt  wieder 
>■.  40",,  der  gesammten  ordentl.  Nettoeinnahme,  in  Italien  desgl.  c.  44"/^. 

IG* 


244  3R-  ^-K-  lA.  Allg.  Steuert.   2.H.-A.  ?..  A.  Volksw.sch.  Principien.    §.372. 

dadurch  verschlimmert,  dass  zugleich  bei  Ausdrücken  wie  „Ver- 
mögenssteuer", „Kapitalsteuer''  die  Steuer  quelle  und  das  Steuer- 
0  b  j  e  c  t  öfters  verwechselt,  also  die  Doppel  bedeutung  dieser  Aus- 
drücke tibersehen  wurde;  ferner  weiter  noch  dadurch,  dass  auch 
der  wenigstens  mögliche  Doppelzweck  der  Besteuerung,  der 
rein  finanzielle  und  der  socialpolitische ,  tibersehen  oder  ohne  ge- 
nauere Begründung  nur  der  erste  für  zulässig  befunden  und  end- 
lich der  Zweck  der  Verwendung  des  Steuer ertrags  ganz 
unbeachtet  gelassen  wurde.  Nur  diese  logischen  Verstösse  erklären 
es,  dass  mitunter  ohne  Weiteres  die  Vermögens-  und  Kapital- 
besteuerung mit  solchen  Gründen  verworfen  worden  ist,  welche  nur 
gegen  die  reelle  Besteuerung  des  v  o  1  k  s  wnrthschaftlichen  Kapitals 
gelten,  z.  B.  die  Erbschafts-  und  gew^isse  Verkehrssteuern,  und 
dass  sich  überhaupt  in  der  Behandlung  dieser  Puncte  viel  Ver 
wirrung  in  der  Theorie  und  unsicheres  Schwanken  in  der  Praxis 
einstellte. 

1)  Ueber  die  Verwechslung  von  Steuer  quelle  und  Steuer- 
beraessungsobject  braucht  nach  dem  Früheren  (§.  330)  nichts 
Weiteres  gesagt  zu  werden.  Die  meisten  in  der  Praxis,  zumal  in 
normalen  Zeiten,  vorgekommenen  Vermögens-  oder  Kapitalsteuern 
dieses  oder  eines  ähnlichen  Namens  sind  nur  nominelle,  nicht 
reelle  Steuern  dieser  Art  und  sollen  jenes  in  der  Regel  ausdrück- 
lich nach  der  Absicht  des  Gesetzgebers  auch  nur  sein.  Sie  sind 
meistens  nur  Formen  der  Einkommenbesteuerung  und  sind 
als  solche  zu  würdigen.  Es  kann  sich  also  bei  ihnen  nur  darum 
handeln ,  festzustellen ,  ob  sie  nicht  doch  unter  Umständen  nach 
ihrer  Veranlagung,  Erhebung,  Höhe  und  schliesslichen  Wirkung 
in  eigentliche  Vermögens-  und  Kapitalsteuern  übergehen.  Das 
wird  bei  allgemeinen  nominellen  Vermögenssteuern  schon  wegen 
der  üblichen  Niedrigkeit  des  Satzes  selten  der  Fall  sein,  diese 
wirken  vielmehr  in  der  Kegel  als  Einkommensteuern,  eventuell  als 
etwas  höhere  für  Renteneinkommen  u.  dgl.  m.  Dagegen  wirken 
Erbschaftssteuern,  gewisse  in  Stempel-  und  ähnlicher  Form  er- 
hobene Besitzwechselabgaben  und  einzelne  andere  Verkehrssteuern 
nach  ihrer  Veranlagungs- ,  Erhebungsart  und  oftmals  vorkommen- 
den Höhe  (Erbschaftssteuer  für  die  entfernteren  Verwandten,  hohe 
Steuer  von  Uebergängen  des  Grundeigenthums  im  Kauf)  allerdings 
häufig,  vielleicht  sogar  regelmässig  als  Besteuerung  des  einzel-  oder 
privatvvirthschaftlichen  Vermögens,  bez.  des  Kapitals  derjenigen 
Wirthschaft,    welche   diese    Steuern    zahlt.     Ob    und    wie  weit  sie 
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trotzdem  zu  billigon  sind ,  das  hängt  dann  von  den  l'olgeudcn  Er- 
wägungen ab,  welebe  zuglcieb  ergeben,  dass  die  '\'er\verfuug  solcher 
Steuern  noch  keineswegs  in  derjenigen  der  oben  besprocheneu 
\'erniögeussteuern  nothwendig  enthalten  ist.  Für  die  Entscheidung 
im  coucreteu  Fall  der  Praxis  kommt  auch  der  Character  des 
ganzen  Steuersystems  (Anerkennung  socialpolitischer  Gesichts- 
puncte  oder  nicht)  und  die  Stellung  dieser  Steuern  in  diesem  System 
mit  in  Betracht.  Soweit  endlich  nach  dem  Früheren  in  Ausnahme- 
fällen überhaupt  reelle  Steuern  auf  das  Nationalvermögen  ge- 
rechtfertigt sind,  können  Vermögens-  und  Kapitalsteuern  der  genann- 
ten Art ,  welche  eventuell  solche  Wirkung  haben ,  sogar  eben  des- 
wegen eine  passende  Steuerform  sein. 

2)  Das  allgemeine  Verdict  gegen  Vermögens-  und  Kapital- 
steuern ,  z.  B.  gegen  Erbschaftssteuern ,  weil  sie  „das  Vermögen, 
das  Kapital  angriifeu^',  ist,  auf  Steuern  dieser  Art  bezogen,  welche 
zunächst  das  einzehvirthschaftliche  Vermögen  u.  s.  w.  treffen,  des- 
halb nicht  richtig,  weil  eine  solche  Steuer  noch  nicht  nothw^endig 
mit  dem  Einzelkapital  auch  das  Nationalkapital  vermindert,  sondern 
eventuell  nur,  direct  oder  indirect,  ein  (Privat -Eigenthums-)  Recht 
an  Partikeln  des  Nationalvermögens  von  einem  auf  andere  Wirth- 
schafts-  und  Rechtssubjecte  überträgt.  Ob  und  wieweit  dies 
thatsächlich  geschieht,  hängt  einmal  von  der  Verwendung 
des  Steuerertrags  ab,  zweitens  von  den  directen  und  iudirecten 
Weiterwirkungen  der  betreffenden  Besteuerung,  namentlich  für  die 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  auf  die  Einzelnen  und  für 
die  Bildung  von  Privatvermögen  oder  Privatkapital,  welche  diese 
Einzelnen  vornehmen.  Ob  und  wieweit  durch  Steuern  eine  solche 
Vermögensübertragung  bewirkt  oder  selbst  als  Ziel  der  Steuer- 
politik hingestellt  werden  darf,  das  hängt  von  der  Beurtheilung 
der  bestehenden  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  Ver- 
mögens, daher  besonders  von  der  Beurtheilung  der  Rechtsord- 
nung ab,  auf  welcher  sich  diese  Vertheilung  vollzieht,  —  für  die 
Gegenwart:  das  moderne  System  der  freien  Concurrenz.  —  Da- 
nach richtet  sich  auch  wieder  das  Urtheil  darüber,  ob  und  wie 
weit  es  zulässig  oder  selbst  geboten  ist,  durch  die  Besteue- 
rung in  die  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung  einzugreifen, 
ra.  a.  W.  ob  neben  dem  rein  finanziellen  (fiscalischen)  auch 
ein  socialpolitischer  Zweck  der  Besteuerung  anzuerkennen 
ist.  Alle  diese  zuletzt  berührten  Fragen  sind  nicht  in  der  Finanz- 
wissenschaft,   sondern   im   grundlegenden   Theil   des  Systems   der 
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Politischen  Oekonomie  zu  entscheiden.*)  Die  Finanzwissenschaft 
oder  die  Steuerlehre  hat  nur  die  bezüglichen  Ergebnisse  herüber 
zu  nehmen,  und  zwar  nur  zum  Theil  hierher  in  die  Erörterung 
über  die  volkswirthschaftlicheu  Principien,  zum  grösseren  Theil  in 
die  Erörterung  über  die  Grundsätze  der  Gerechtigkeit  im  Steuer- 
wesen (§.  397  ff,).  Die  Frage  einer  Besteuerung  mit  socialpolitischen 
Wirkungen  oder  selbst  mit  solchen  Zwecken  ist  zwar  eine  volks- 
wirthschaftliche,  auch  das  Productionsinteresse  berührende  Frage 
von  grosser  Bedeutung,  Aber  noch  mehr  ist  sie  doch  eine  Frage 
der  Besteuerungs-Gerechtigkeit. 

C.  —  §.  373.  Frage  der  reellen  Besteuerung  des 
Einzelvermögens.  Eine  eigentliche  Vermögens-  und  Kapital- 
steuer, welche  reell  das  private  Vermögen  des  Besteuerten  trifft, 
also,  wenigstens  zeitweilig,  es  vermindert  —  einerlei  wieder  ob  es 
zugleich  eine  nominelle  Vermögenssteuer  ist  oder  ob  eine  andere 
Art  Steuern  einzeln  oder  im  Ganzen  diese  Wirkung  hat  —  vermag 
nun  in  der  That  unter  Umständen  wohl  das  Nationalvermögen 
in  seinem  Betrage  unverändert  zu  lassen  und  nur  dessen  Ver- 
theilung  umzugestalten. 

1)  So  wenn  der  Steuerertrag,  nach  der  im  1.  Bande  in  der 
Lehre  vom  öffentlichen  Bedarf  festgestellten  Terminologie,  für 
privatwirthschaftliche,  aber  auch  für  staatswirthschaft- 
liehe  Kapitalanlagen  verwendet  wird.  ^)  Ankäufe  von  Feldgütern, 
Forsten,  Bergwerken,  Eisenbahnen,  Neuanlagen  von  letzteren  und 
von  einzelnen  Anstalten  des  Gebührenwesens,  Landesmeliorationen, 
Wegebauten,  Hafenbauten,  Flusscorrectionen  u.  s.  w.  u.  s.  w.,  welche 
aus  Steuerfonds  bewerkstelligt  werden;  Reformen,  Organisa- 
tionen im  Gebiete  der  verschiedenen  Zweige  der  öffentlichen  Ver- 
waltung (Neubewaffnung  des  Heeres,  Schiffsbauten,  „Retablisse- 
ment'^  nach  Kriegen,  Bauten  aller  Art  u.  A.  ni.),  welche  gleichfalls 
aus  Steuern  bestritten  werden,  sind  bekannte  Beispiele  im  modernen 
Staate.  Wenn  wir  Staatseisenbahnen  in  gleicher  Weise  aus  ordent- 
lichen Einnahmen  oder  Steuererträgen  herstellten,  wie  es  mit  den 
Landstrassen  grossentheils  geschehen  ist,  so  würde  sich  hand- 
greiflich zeigen,  dass  eine  privat wirthschaftlich  als  Kapitalsteuer 


*)  Das  habe  ich  auch  in  meiner  Grundlegung  zu  thun  versuclit,  in  Kaji.  2  der 
1.  Aufl.  §.  94  — 104,  und  noch  schärfer  und  principieller  in  der  2.  Aufl.  in  dem 
.5.  Hauptabschn.  S.  134  l\\  „Der  Bedarf  oder  die  Einkommenlehre  vom  Vertheilungs- 
standpunct  betrachtet."  Im  Text  oben  wird  an  diese  Erörterungen  angeknüpft,  die- 
selben können  aber  hier  nicht  wiederholt  werden. 

'')  B.  I  1.  Aufl.  §.  41  b  S.  72,  2.  Aufl.  §.  5.5. 


I\Oilli'  In-iti-iimin;;  ilos  Eiti/.olvormömMis,  217 

autziila-ssjciule  Bestcueruug-  volks  wirthsclial'tlicli  diesen  Charaeler 
nicht  uotlnveiulig  an  sich  trüge.  Die  neuen  Staatsbahnen  repräsen- 
tirten  eben  nur  eine  andere  An  1  age  des  Nationalkapitals,  eben- 
so wie  neue  Privatl)ahnen ,  welche  mit  Privatkapital  gebaut  sind, 
dies  thuu. 

2)  Die  gleiche  Wirkung  einer  blossen  U  eher  tragung  von 
Privatvermögen  oder  Privatkapital  zwischen  den  Einzelwirthschaften 
einer  Volkswirthschaft  kann  nun  wenigstens  auch  die  Besteuerung 
des  Privatvennögens  u.  s.  w.  haben,  wenn  daraus  eine  entsprechende 
Veränderung  der  Höhe  der  Privateinkonimen,  speciell  nach  der 
Höhe  der  darin  enthaltenen  freien  Einkommen*^)  und  der  Stärke 
der  Sparfähigkeit,  welche  wieder  von  der  Höhe  des  freien  Ein- 
kommens abhängt,  hervorgeht.  Eine  solche  Wirkung  wird  um  so 
leichter  ermöglicht,  wenn  etwa  gleichzeitig  mit  dem  Ertrage  dieser 
Steuern  Leistungen  hergestellt  werden,  welche  überwiegend  den 
unteren  ärmeren  Classeu  zu  Gute  kommen,  deren  wirthschaftlichc 
Leistungsfähigkeit  erhöhen  u.  s.  w.  (Schulwesen!).  Würde  z.  B. 
eine  hohe  und  schwer  empfundene  Lohnbesteuerung  (in  der  Form 
directer  Arbeitslohnsteuern  oder  indirecter  Verbrauchssteuern  auf 
^rassenconsumptibilien)  durch  eine  Vermögensbesteuerung  des 
reicheren  Theils  der  besitzenden ,  überwiegend  Grund-  und  Kapi- 
talrenten und  Conjuncturengewinne  beziehenden  Classen  ersetzt, 
so  ist  es  sehr  wohl  möglich  und  sogar  wahrscheinlich ,  in  einigem 
Umfange  selbst  gewiss,  dass  durch  die  hier  eintretende  Verände- 
rung der  freien  Einkommen  und  der  wesentlich  durch  diese  be- 
dingten Sparfähigkeit  trotz  dieser  Vermögensbesteuerung 
theihveise  wenigstens  keine  proportionale,  vielleicht  über- 
haupt keine  Verminderung  des  Nationalvermögens, 
sondern  nur  eine  veränderte  Vertheilung  desselben  mehr 
kleine,  weniger  grosse  Privatvermögen  —  sich  ergeben  würde. 
In  die  Sparcassen  würde  etwa  fliessen,  was  sonst  an  die  Etfccten- 
börse  zur  Anlage  oder  zur  Speculation  gelangte. 

Die  Beurtheilung  eines  solchen,  wenigstens  möglichen, 
Resultates  einer  Vermögenssteuer  hängt  nun  freilich  ausser  von 
Erwägungen,  welche  vom  Standpuncte  der  Gerechtigkeit  aus  an- 
zustellen sind,  auch  noch  von  weiteren  volkswirth schaftlichen 
Erwägungen  ab.  Allgemein  in  der  Theorie,  wie  im  concreten 
Falle  in  der  Praxis  genügt  die  blosse  Möglichkeit  eines  solchen 


*')  üeber  diesen  Begriti :  Grundlegung  §.  S.5 ;  ßosclicr,  Syst.  I,  §.  145. 
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Ergebnisses  nicht,  es  muss  vielmehr  auch  der  Grad  der  Wahr- 
scheinlichkeit zu  ermitteln  gesucht  und  mit  danach  das  Für 
oder  Wider  entschieden  werden.  Ferner  ist  auch  vom  volkswirth- 
schaftlichen  Standpunct  aus  der  weitere  Einfluss  einer  solchen 
Besteuerung  auf  die  allgemeine  Vermögens-  und  Kapitalbildung 
und  -Vertheilung  zu  beachten ,  die  Rückwirkung  auf  die  Lage  der 
reicheren  Classen  und  wiederum  die  Rückwirkung  dieser  Lage 
auf  das  wirthschaftliche  und  persönliche  Verhalten  dieser  Classen. 
Es  können  Bedenken  auftauchen,  ob  eine  solche  Besteuerung,  weil 
sie  in  die  einmal  bestehende  Vermögensvertheilung  eingreife,  nicht 
rechtlich  und  socialpolitisch  nachtheilige  Consequenzen  mit  sich 
bringe,  welche  auch  im  Gesa  mm  t Interesse  des  Volks  und  der 
Volkswirthschaft  zu  scheuen  sind.  Alle  solche  Erwägungen  lenken 
vielleicht  mit  Recht  von  solchen  Steuern  ab.  Aber,  was  für  unsere 
Jetzige  Betrachtung  das  Entscheidende  ist,  aus  solchen  anderen 
Gründen,  nicht  aus  dem  gewöhnlich  allein  betonten  sogenannten 
„rein  volkswirthschaftlichen"  Grunde,  dass  die  Vermögens- 
steuer verwerflich  sei,  weil  sie  „das  Nationalvermögen  (Kapital) 
angriffe."  Denn  das  ist  wie  gesagt  nicht  immer  ihre  nothwen- 
dige  Wirkung. 

Auch  abgesehen  von  der  Frage,  ob  sich  principiell  ein  Ein- 
griff in  die  Vertheilung  des  Vermögens  durch  Steuern  recht- 
fertigen lasse,  darf  endlich  doch  nicht  übersehen  werden,  dass  der 
gewöhnliche  Ursprung  des  Privatvermögens  und  Kapitals  in  dem 
früheren  Einkommen  des  Eigenthtimers  liegt  und  dass  hier  im 
Grunde  genommen  die  Besteuerung  des  privaten  Eink  ommens 
ebenso  in  die  Bildung  und  Vertheilung  des  Privat  Vermögens 
eingreift  wie  die  Vermögensbesteuerung.  Wenn.  z.  B.  eine  be- 
stimmte Person  oder  Kategorie  von  Personen  nach  dem  bisherigen 
Steuersystem  rechtlich  oder  nach  der  mangelhaften  Ausführung 
der  Besteuerung  factisch  keine  oder  keine  genügenden 
Steuern  zahlt,  oder  wenn  überhaupt  die  Gesammtbesteuerung 
rechtlich  und  factisch  ungleich  die  Einzelnen  trifft  —  und 
wo  und  wann  that  sie  es  nicht!  —  so  wird  dadurch  natürlich  die 
Höhe  der  freien  Einkommen  der  Einzelnen,  folgeweise  wieder  die 
Sparfähigkeit  und  schliesslich  die  Grösse  der  neu  gebildeten  Privat- 
vermögen und  Privatkapitalien  beeinfiusst.  Im  einen  Fall  wird  sich 
ein  Minus,  im  anderen  ein  Plus  ergeben,  welches  gerade  auf  die 
das  Einkoramen  als  Steuerquellc  treffende  Besteuerung  zurückzu- 
iiihren  ist.     Auch  darnach  erscheint,   von  allen  anderen,   aus  dem 
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Wesen  der  privatwirthschaftlichen  Einkommen-  und  Vcrmögens- 
vertheilung  entnommenen  Rechtfertignngsgrilnden  abgesehen,  die 
Verni  ögeusbesteuerung,  welche  nun  in  dieses  Phis  und  Minus 
corrigireud  eingreift,  rein  aus  dem  Besteuerungsgesichtspuncte 
betrachtet,  sehr  wohl  zulässig.'^) 

D.  —  §.  374.  Ergebnis«  in  Bezug  auf  die  Wahl  der 
Steuerquelle.  Aus  den  bisherigen  Erörterungen  folgt:  die  nor- 
male volkswirthschaftliche  Steuerquelle  bildet  das  National- 
einkommen, vorbehaltlich  gewisser  Ausnahmefälle,  in  welchen 
auch  auf  das  Nationalvermögen  bez.  Nationalkapital  zurück- 
gegrififen  werden  muss  und  darf,  welches  sonst  möglichst  zu  schonen 
ist.  Aus  letzterem  Satz  folgt  aber  noch  nicht,  dass  auch  die 
Besteuerung  des  Einzel-,  bez.  Privat  Vermögens  oder  Kapitals 
nur  in  jenen  Ausnahmefällen  zulässig,  mithin  im  Uebrigen  auch 
nur  das  Einzeleinkommen  die  richtige  Steaerquelle  sei.  Viel- 
mehr ist  zwar  das  Einzel  e  ink  onim  en  allerdings  auch  die  haupt- 
sächliche, aber  selbst  vom  bloss  volkswirthschaftlichen ,  ge- 
schweige, wie  sich  zeigen  wird,  vom  socialpolitischen  und  Ge- 
rechtigkeitsstandpuncte  nicht  die  allein  normale  Steuerquelle, 
wie  dies  wohl  vom  Nationaleinkommen  gesagt  werden  kann. 
Neben  dem  Einzeleinkommen  darf  auch  das  Einzel  vermögen 
oder  Privatkapital  als  eine  normal  berechtigte  Steuerquelle 


'^  Ein  practisches  Beispiel,  welches  dem  im  Text  hypothetisch  angenommenen 
genau  entspricht,  liefert  die  neuere  Geschichte  der  preuss.  directen  Einkommen- 
Itesteuerung.  Bis  zur  Einfuhrung  der  classificirten  Einkommensteuer  im  J.  1851  bestand 
in  Preassen  als  directe  Personalsteuer  des  Staats  nur  die  Classensteuer,  deren  höchste 
Steuersätze  in  der  obersten  Classe  4S,  96  u.  144  Thlr.  für  den  Haushalt  waren.  Die 
reichste  Familie  zahlte  nur  ein  solches  niedriges  Maximum.  Durch  die  Keform  vom 
.1.  1S51  (Ges.  V.  1.  Mai)  trat  die  Einkommensteuer  hinzu,  die  alles  Einkommen  über 
1000  Thlr.  mit  annähernd  8"/o  belegte.  Angenommen,  eine  Familie  hatte  von  jetzt 
an  100  Thlr.  mehr  an  Einkommensteuer  zu  zahlen,  als  in  den  vorausgegangenen 
.^0  Jahren  an  Classensteuer  u.  weiter  angenommen,  sie  hatte  diese  bisher  jährlich  an 
Steuer  ersparten  100  Thlr.  regelmässig  kapitalisirt ,  so  ist  es  klar,  dass  sie  das  der- 
massen  ersparte  „Kapital"  nur  dem  Mangel  in  der  bisherigen  Gesetzgebung  zu 
verdanken  hatte.  Von  1851  an  hätte  man  dann  vom  Standpunct  dieser  Familie  aus 
der  neuen  Einkommensteuer  auch  den  Vorwurf  machen  können,  dass  sie  im  Grunde 
auf  das  Kapital  der  Familie  falle,  weil  sie  dessen  bisherige  regelmässige  Zunahme 
um  100  Thlr.  verhindere.  —  Im  Gesetz  v.  1851  blieb  noch  ein  festes  absolutes  Steucr- 
maximnm  far  alles  Einkommen  über  240,000  Thlr.  hinaus  mit  7200  Thlr.  bestehen. 
Erst  durch  die  Novelle  von  1873  wurde  bestimmt,  dass  für  jede  weitere  20,000  Thlr. 
Einkommen  hierüber  hinaus  je  OOO  Thlr.  Steuerplus  zuwachsen.  Im  .1.  lST(j  sind 
12  Personen  hiervon  betroflen  worden,  die  507.000  M.  Steuern  zu  zahlen  hatten,  gegen 
259,200  M.  nach  dem  Ges.  v.  1851.  Dieses  Plus  von  307,800  M.  wäre  vermuthlich 
sonst  dem  „Kapital"  dieser  Personen  hinzugewachsen,  jetzt  wurde  die  Summe  auf  den 
Staat  übertragen.  Könnte  man  hier  nicht  auch  von  dem  ..Nachtheil"  der  Kapital- 
steuer reden  I 
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bezeichuet  werden,   für   deren   zulässige  Beanspruchung  dann   nur 
die  Fälle  genauer  nachzuweisen  sind.  ^^) 

III.  —  §.  375.  Weiteres  in  Bezug  auf  reelle  Be- 
steuerung des  Einzelvermögens.  Auf  die  Frage,  in  welchen 
Fällen  das  Einzelvermögen  als  Steuerquelle  benutzt  werden  darf 
und  werden  sollte,  geben  die  vorausgehenden  Erörterungen  theil- 
weise  schon  eine  Antwort.  Diese  Antwort  wird  im  weiteren  Ver- 
laufe, besonders  in  den  Abschnitten  von  den  Grundsätzen  der 
Gerechtigkeit  und  vom  Steuersystem,  vervollständigt  werden.  Die 
reelle  Vermögensbesteuerung  ist  in  einer  Hinsicht  verwandt 
mit  der  sogenannten  Progressivbesteuerung,  d.  h.  der  relativ 


**)  Dies  Ergebniss  widerspricht  der  bisher  üblichen  Lehre  allerdings  wesentlich, 
und  ganz  begreiflich,  da  diese  Lehre  Privat-  u.  Nationalkapital  gewöhnlich  identificirt. 
So  sagt  z.B.  Jacob  L  §•  462  :  ,. die  Nationalökonomie  verlange,  dass  weder  die  ganze 
Summe  der  zu  fordernden  Abgaben  das  Stamm-  oder  werbende  Vermögen  der  Nation, 
noch  die  jedem  Einzelneu  aufgelegte  Abgabe  dessen  Stamm-  oder 
werbendes  Vermögen  antaste,  sondern  dass  sie  von  dem  reinen  Einkommen 
bezahlt  werden  können."  —  Breite  Ausführung  gegen  die  Besteuerung  des  Stamm- 
vermögens mit  Herbeiziehung  einer  Menge  anderer  Autoren  bei  Murhard,  Bcsteuer. 
S.  196  ff.  Ebenso  abweichend  Kau  L  §•  2.5.5  ff.,  aber  mit  einer  Beweisführung,  die 
eben  nur  in  Bezug  auf  das  Nationalkapital  richtig  ist.  Hock,  öff.  Abg.  §.  7,  ver- 
kennt nicht  die  bedingte  Zulässigkeit,  auf  das  Nationalvermögen  in  der  Besteuerung 
zurückzugreifen,  aber  hält  dem  Einzelnen  gegenüber  daran  fest,  dass  die  Steuer  nur 
einen  Theil  seines  freien  Einkommens  betragen  dürfe,  S.  33.  ümpfenbach  L  S.  107, 
111  fi'.  unbedingt  gegen  Steuer  auf  das  Stammvermögen.  Held,  Eink.st.  S.  54  tf,  173 
giebt  auch  eine  reelle  Besteuerung  des  Einzelkapitals  zu,  geht  aber  auf  die  Frage 
nicht  genauer  ein.  Neumann,  progr.  Eink.st..  weist  bei  seiner  Empfehlung  einer 
Vermögenssteuer  zum  Zweck  stärkerer  Besteuerung  des  fundirten  Einkommens  die 
oberflächlichen  Tiraden  von  Murhard,  Lotz,  M.  Wirth  ab,  aber  doch  nur.  indem 
er  sagt,  eine  nach  dem  Vermögen  bemessene  Steuer  brauche  noch  keineswegs  dem 
Vermögens  stocke  entnommen  zu  werden  (S.  1S9  II'.).  Mit  dieser  Keplik  ist  der  Frage 
aber  noch  nicht  Genüge  geschehen,  was  freilich  auch  nicht  möglich  ist,  wenn  Unter- 
scheidungen zwischen  National-  und  Privatkapital  u.  s.  w.  für  müssig  erklärt  werden. 
Sehr  richtig  weist  dagegen  Schmollor,  Tüb.  Ztschr.  XIX,  32  ff.,  44  nach,  dass  „das 
(iebot  der  unversehrten  Kapitalerhaltung  keine  Kegel  für  die  Vertheilung  der  Steuern 
gebe"  und  dass  man  überhaupt  (wie  auch  Mi  11  bemerkt,  der  B.  5,  Kap.  2,  §.  7  meint, 
dass  Steuern ,  welche  auf  das  Kapital  fallen ,  an  sich  nicht  nothwendig  verwerflich 
seien),  gar  nicht  bestimmen  könne,  ob  eine  Steuer  ganz  auf  das  Einkommen  und  gar 
nicht  auf  das  Kapital  falle.  Auch  Seh  moller  hält  aber,  im  Anschluss  an  seine 
Untersuchung  über  das  Einkommen,  daran  fest,  dass  „die  Gesammtsumme,  welche  der 
Einzelne  an  verschiedenen  Steuern  zahlt,  ungefähr  seinem  Einkommen  entsprechen  soll, 
nicht  die  einzelne  Steuer,  sondern  das  Steuersystem  solle  sein  Maass  am  Ein- 
kommen hal)en",  S.  54.  Wird  dies  wörtlich  genommen,  so  ist  im  Princip  die  reelle 
Besteuerung  des  Privatvermögens  ausgeschlossen,  wenn  man  ja  amh  Schmoller, 
Schäffle  u.  A.  ganz  darin  beistimmen  kann,  wie  flüssig  Einkommen  u.  Vermögen 
im  Verhältniss  zu  einander  seien.  —  Stein 's  Stellung  zu  diesen  Fragen  ist  mir  nicht 
klar  geworden.  Seine  willkürlich  abweichende  Terminologie  und  seine  sonderbare 
Auffassung  des  Kapitals  hindern  ihn  jedenfalls,  zu  der  klaren  Unterscheidung  von 
National-  und  Privatkapital  zu  kommen  und  die  Besteuerung  als  ein  doch  wenigstens 
mögliches  (wenn  auch  vielleicht  zu  verwerfendes)  Mittel  der  Kegelung  der  Ver- 
theilung des  Nationalkapitals  an  die  Einzelnen  scharf  mit  ins  Auge  zu  fassen. 
S.  I,  438  ff..  458  ff. 
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liöheren  Hesteneriiiig  des  griisseren  Einkommens  und  mit  der 
stärkeren  Besteuerung  des  sogen,  fundirten,  aus  Hesitzreulen  lier- 
riibrenden  Einkommens  und  bildet  namentlich  in  einem  ,,sociaI- 
politischen"  Steuersystem  ein  drittes  coordinirtes  Glied 
dieser  beiden  Steuerarteu.  Sic  lindet  dann  ihre  Rechtfertigung 
und  richtige  Anwendung  im  liabmen  eines  solchen  S^'Stems  nach 
den  für  dasselbe  massgebenden  Gesichtspuncten.  Darauf  wird  in 
den  vorgenannten  Abschnitten  mit  eingegangen  werden,  besonders 
in  dem  Abschnitt  vom  zweiten  Grundsatz  der  Gerechtigkeit,  von 
der  Gleichmässigkeit  (§.  417  ff.).  An  dieser  Stelle  gentigt  es  vor- 
läufig Folgendes  hervorzuheben. 

Für  die  Frage  der  reellen  Vermögensbesteuerung  —  Letzteres 
heisst  jetzt  und  im  Weiteren  regelmässig  die  Besteuerung  des 
Einzel-  oder  Privatvermögens,  im  Unterschied  von  derjenigen 
des  Volks  Vermögens  und  umfasst  begrifflich  die  Kapital- 
besteuerung mit  —  ist  nun  öfters  der  Ursprung  des  Vermögens, 
sodann  der  Zweck  desselben,  endlich  auch  wohl  wieder  die  Ver- 
wendung des  Steuerertrags  zu  unterscheiden.  Danach  gestaltet 
sich  auch  vom  Standpuncte  des  volkswirthschaftlichen  Pr o d u  et  io n s- 
interesses  das  Urtheil  über  die  Vermögensbesteuerung  verschieden. 
Schlüsse  und  Forderungen,  welche  vom  Standpuncte  des  volks- 
wirthschaftlichen Vertheilungs-  und  social  politischen  Inte- 
resses aus  gezogen  werden,  werden  dadurch  theils  unterstützt, 
theils  berichtigt. 

A.  —  §.  376.  Die  Vermögensbesteuerung  und  der 
Ursprung  des  Vermögens.  In  Hinsicht  des  Ursprungs 
des  Privatvermögens  erweist  sich  gerade  auch  für  Steuerfragen, 
zumal  für  solche  der  Vermögensbesteuerung,  die  früher  schon 
hervorgehobene  Unterscheidung  zwischen  dem  im  eigentlichen 
Sinne  „ökonomisch  verdienten",  aus  eigener  Arbeit  und 
Ersparung  herrührenden  und  dem  ohne  eigene  persönliche  Leistung 
.,zufällig''  erlangten  Vermögen  oder  Vermögenswerth  so  wichtig 
(§.  333.).^)  Besonders  ist  bei  der  zweiten  Kategorie  der  Con- 
junc tu ren gewinn,  der  Spielgewinn  und  die  Erbschaft 
auch  für  die  Steuerfragen  hervorzuheben. 

1)  Gerade  im  Werthe  des  Privatvermögens  (Grund- 
und  Hauseigenthum,  stehen  de  Kapitale  der  Production, 

®)  Die  genauere  Begründung  dieser  Unterscheidung  in  meiner  Grundleg.,  bes. 
in  d.  2.  Aufl.,  §.  63— Sl.  oder  2.  Hauptabschn.  über  ,.d.  Leben  der  Einzelwirthsch.  in 
der  Volkswirthsch.-',  S.  SO  ti'. 
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Werthpapiere)  kommt  die  Conjunctur  eminent  zur  Geltung: 
häufig  und  andauernd  auch  Werth  erhöhend.  Der  ihr  zu  ver- 
dankende Werthzuwachs,  ebenso  wie  der  Spielgewinn  und  die 
Erbschaft,  sind  an  sich  und  ihren  Beträgen  nach  oft  besonders 
geeignete  Steuerquellen.  Ob  und  wieweit  sie  als  solche  benutzt 
werden  sollen,  wird  sich  mit  Recht  in  erster  Linie  nach  der  Be- 
urtheiluug  der  socialökonomischen  Bedeutung  jener  drei  Verhält- 
nisse richten.  Nach  der  in  der  „Grundlegung"  näher  begründeten 
Theorie  bildet  namentlich  der  Conjuncturengewinn  ein  Object, 
welches  durchaus  nicht  als  Steuerquelle  unbenutzt  gelassen  werden 
darf.  ^*^)  Auch  das  volkswirthschaftliche  Productionsinteresse  spricht 
nicht  gegen  eine  Besteuerung  dieser  Quelle.  Bei  dem  Conjunc- 
turengewinn macht  allerdings  häufig  die  Ausscheidung  desselben 
von  dem  „normalen",  der  hineinverwandten  eigenen  Arbeit  und 
dem  hineingesteckten  eigenen  Kapital  entsprechenden  Werth  im  Ge- 
sammtwerth  eines  Werthobjects  (Grundstücke,  Gebäude)  Schwierig- 
keiten. Diese  lassen  sich  aber  mit  der  für  alle  solche  Verhältnisse 
genügenden  Genauigkeit,  einzeln  für  jedes  Object  oder  nach  Sche- 
maten  kategor ieen weise,  lösen,  um  den  ungefähren  Betrag  des 
Conjuncturenwerths,  welcher  als  Steuerquelle  (und  eventuell  zugleich 
als  Bemessungsgrundlage)  gelten  muss,  festzustellen. 

2)  Beim  Spielgewinn  (Lotterie)  gelegentlich,  bei  der  Erb- 
schaft allgemeiner  hat  die  Praxis  diese  Quellen  auch  bereits 
besteuert.  Die  Theorie  kann  dies  nur  rechtfertigen.  Sie  hat  die 
Aufgabe,  die  Erbschaftssteuer  noch  principieller  socialökonomisch 
zu  begründen,  indem  sie  sie  in  organische  Verbindung  mit  dem 
ganzen  Erbrecht  bringt  und  in  ihr  eigentlich  nur  einen  Erbantheil 
des  Staats,  als  höchsten  Vertreters  der  Volksgemeinschaft,  sieht, 
wie  dies  in  neueren  wissenschaftlichen  Arbeiten  mit  Erfolg  ge- 
schieht, ^^j  Die  Einwendungen,  welche  vom  Standpunct  des  Pro- 
ductionsinteresses  häufig  gegen  die  Erbschaftssteuer  gerichtet 
werden,  weil  dieselbe  vermeintlich  die  Bildung  des  „Kapitals" 
gefährde,  sind  wenigstens  einer  solchen  Steuer  gegenüber  hinfällig, 
welche  sich  bei  der  gerechtfertigten  principielleu  Festhaltung  des 
Erbrechts  selbstverständlich  in  vernünftigen  Schranken  halten  und 
angemessen    geordnet   sein    muss.     Sie   beruhen    ausserdem   öfters 

^")  Für  die  Conjunctureiisewiime  bahu  ich  das  in  der  (jrundleg.  schon  ausgeführt, 
§.  76  Note  8  in  beiden  Auflagen.     S.  unten  §.    J7.'!  ti'. 

")  Vortrefil.  bes.  in  v.  Scheel's  Erbschaftssteuern  u.  Erbrechtsreform,  2.  Aufl. 
Jena  1878;  s.  auch  dess.  volkswirthsch.  Bemerk,  z.  Reform  des  Erbrechts,  in  Hirth's 
Annalen   1877  S.  97. 
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wieder  auf  der  unrichtigen  Idcntilieirung  von  National-  und  Privat- 
kapital. Von  massigen  Erl)schaftssteuern,  auch  bei  Erbschaften 
unter  nächsten  Verwandten,  und  zum  Theil  gerade  bei  ihnen, 
lUsst  sich  sogar  annehmen,  dass  sie  die  Sparsamkeit  eher  befördern. 

B.  —  §.  377.  Die  Vermögensbesteuerung  und  der 
Zweck  des  Vermögens.  Nach  dem  Zweck  des  Vermögens 
ist  vor  Allem  wieder  Gebrauchs  vermögen  und  Kapital,  in 
ersterem  eventuell  weiter  Verbrauchs-  und  Nutz  vermögen,  in 
letzterem  u  m  1  a  u  f e  u  d  e  s  und  stehendes  Kapital  auch  für  die 
Steuerfragen  zu  unterscheiden. 

Nach  dem  richtig  erweiterten  Einkommenbegriff  muss  über- 
haupt der  „Genuss*'  bez.  selbst  die  blosse  „Genussmöglichkeit", 
welche  aus  dem  Nutzverraögen  gezogen  werden  können,  mit  im 
„Einkommen"  angeschlagen  werden.  ^2)  Das  führt  folgerichtig 
auch  bei  blosser  Einkommenbesteuerung  zu  einer  entsprechenden 
Berücksichtigung  dieses  „Einkommentheils"  in  der  Steuer. 

1)  Eine  Vermögensbesteuerung  des  Gebrauchs  Vermögens  ist 
sonst  gewöhnlich  nur  eine  Form  der  Einkommen-  (eventuell  der 
progressiven  Einkommen-)  Besteuerung,  wobei  das  Vermögen 
beabsichtigtermassen  und  thatsächlich  nicht  Steuerquelle,  sondern 
Steuerobject  f Bemessungsgrundlage)  ist.  Ausnahmefälle,  wo  eine 
solche  Steuer  eine  eigentliche  Vermögenssteuer,  das  Vermögen 
Steuerquelle  wird,  sind  indessen  nicht  unmöglich  und  z.  B.  in 
Kriegssteuern  auf  oder  aus  Silbergeräth  vorgekommen.  Auch  kann 
eine  Besteuerung  des  Gebrauchsvermögens,  speciell  z.  B.  wieder 
des  Nutzvermögens,  wie  etwa  des  Bodens  von  Parks,  Jagdgründen, 
wohl  die  Tendenz  verfolgen,  als  eigentliche  Vermögenssteuer  oder 
wenigstens,  was  ja  annähernd  dasselbe  ist,  als  besonders  hohe 
Einkommensteuer  mit  zu  wirken,  um  eine  im  allgemeinen  Interesse 
gelegene  nutzbarere  Verwendung  des  Vermögens  (Bodens)  herbei- 
zuführen. Die  Berechtigung  und  Zweckmässigkeit  einer  solchen 
Steuer  ist  wieder  nach  allgemeinen  socialökonomischen  Gesichts- 
puncten  zu  prüfen. 

2)  Für  eigentliche  allgemeine  Kapitalsteuern,  welche  einen 
Theil  des  Privatkapitals  und  zwar  des  wirklich  „eigens  erwor- 
benen" Kapitals  einer  besteuerten  Person  auf  den  Staat  übertragen, 

^'^)  Grundleg.  §.  84.  Nam.  Schmoller,  Lehre  v.  Eink.,  Tüb.  Ztschr.  186.'i  S,  .53. 
Hält  man  diesen  Eink.begriff  fest,  so  ist  Neumann's  Motiviruiig  besonderer  Ver- 
mögenssteuern zur  Besteuerung  von  Vermögensanlagen  in  Luxnssachen  u.  dgl.  keine 
ausreichende  princip.  Begründung,  progr.  Eink.st.  S.  186,  236.  Man  kann  sich  dafür 
nur  auf  die  steuertechnische  (Opportunität  berufen. 
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ist  auf  die  früheren  Beiuerkuiigeii  über  die  bedingte  Berechtigung 
auch  solcher  Steuern  Bezug  zu  nehmen.  Die  im  nächsten  §.  fol- 
gende Ausführung  über  eigentliche  Besteueriing  des  Privatvermögens 
bei  gewissen  Zwecken  der  Verwendung  des  Steuerertrags  betrifft 
vornemlich  diese  „Kapitalsteuern". 

3)  „Partielle"  Vermögenssteuern  (§.  488  ff".),  welche  auf 
einzelne  Theile  des  Gebrauchsvermögens  (Luxusartikel)  oder 
des  Kapitals  einer  Wirthschaft  gelegt  werden,  sind  sonst  wiederum 
regelmässig  nur  nominelle  Vermögens-,  reelle  Einkommen- 
( Ertrags-  u.  s.  w.)  Steuern.  Auch  sie  können  eventuell  die  Tendenz 
verfolgen,  die  Einkommenverwendung  und  die  Vermögensanlage 
von  gewissen  Richtungen  abzulenken. 

C.  —  §.  378.  Die  Vermögensbesteuerung  und  die 
Verwendungszwecke  des  Steuer  er  t  rag  s.  Nach  solchen 
Zwecken  sind  für  die  volkswirthschaftliche  Beurtheilung  der  Zu- 
lässigkeit  der  eigentlichen  Vermögensbesteuerung  wohl  folgende 
drei  zu  unterscheiden:  die  Verwendung  zur  Deckung  der  laufen- 
den öffentlichen  Ausgaben,  besonders  des  sogen.  Ordina- 
riums;  die  Verwendung  zur  Deckung  von  Ausgaben  für  ausser- 
ordentliche Staatskatastrophen,  besonders  für  Kriege; 
die  Verwendung  zu  Ausgaben  für  grosse  Reformen  im  Staats- 
und Wirthschaftswesen ,  besonders  für  solche  zur  Hebung  der 
unteren  Classen  des  Volks.  ^^) 

1)  Für  den  ersten  Zweck  wird  stets  zuerst  und  zumeist  die 
Einkommenbesteuerung  dienen  müssen.  Die  Mitbenutzung  von 
eigentlichen  Vermögenssteuern  hierfür  wird  sich  nach  dem  Character 
und  der  Zusammensetzung  des  ganzen  Steuersystems  zu  richten 
haben,  namentlich  wieder  danach,  ob  und  wie  weit  socialpolitische 
Gesicbtspuncte  in  der  Besteuerung  anerkannt  werden. 

2)  Für  Kriegs-  und  ähnliche  Zwecke  darf  dagegen  die  Ver- 
mögensbesteuerung, besonders  der  reicheren  Classen,  mit  in  den 
Vordergrund  geschoben  werden.  Durch  sie  kann  hier,  wo  es  sich 
regelmässig  um  schwere  materielle  Opfer  des  Volks  handelt,  die 
Last  derselben  sehr  passend  auf  die  kräftigsten  Schultern  gelegt 
werden.  Diese  Kreise  vermögen  auch  den  wirklichen  Rückgang 
ihres  Vermögens  noch  leichter  zu  verschmerzen  und  ihn  bei  ihrem 

*•'')  Die  ganze  Frage  bat  einige  Aehnlichkeit  mit  der,  ob  statt  gewöhiil.  Steuern 
Staatsscliulden  zur  Dcekung  des  Finanzbedarfs  benutzt  werden  dürfen.  Auch  hier  ist 
nach  der  Verwendung  der  Ausgabe  zu  specialisiren.  Die  dritte  im  Text  genannte 
Verwendung  kann  unter  den  Begriff  einer  staatswirtlisdi.  Kapitalanlage  fallen.  S.  Finanzw. 
I,   1.  A.  §.  41a  in,  §.  !>2e  If.,  2.  A.  §.  55,  58  11. 
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höheren  Kinkoiuiucn  iiiul  ihrer  günstigeren  ökonomisciien  Lage 
durch  vermehrte  Sparsamkeit  und  grössere  Productivität  noch  am 
Ehesten  wieder  ausi^ugleichcn.  Namentlich  kann  hier  die  Ver- 
mögensbesteueruug,  ebenso  wie  eine  hohe  Einkommenbesteuerung, 
auch  in  wiinschenswerther  Weise  die  Aufnahme  von  Staatsschulden 
entbehrlicher  machen. ^') 

3)  Ebenso  würde  der  dritte  Verwendungszweck,  wenn  er 
von  entsprechendem  Erfolge  begleitet  sein  soll,  gerade  reelle  Ver- 
mögenssteuern auf  die  Besitzenden  rechtfertigen.  Es  würde 
dadurch  öfters  nur  ein  Theil  dessen,  was  diese  Classen  für  sich 
durch  Druck  auf  die  Löhne,  durch  Ausnutzung  von  Conjuncturen, 
die  ihnen  gewöhnlich  allein  möglich  ist,  an  Vermögen  (Kapital) 
erworben  haben,  auch  häufig  nur  ein  Theil  dessen,  was  aus  Zeiten 
andrer  Rechtsordnung  (der  l'nfreiheit  des  unteren  Volks,  der  Privi- 
legien, der  Beschränkung  der  freien  Concurrenz  zu  Ungunsten  der 
Arbeiter  u.  s.  w.)  herrührt,  den  unteren  Classen  in  solcher  Form 
zurückgegeben. ^•■')  Eine  reelle  Verminderung  des  Nationalver- 
mögens brauchte  bei  richtiger  Verwendung  solchen  Steuerertrags 
zu  Reformen,  welche  die  Productionskraft  und  Productionslust  jener 
Classen  heben  und  ihnen  durch  veränderte  Vertheilung  des  Ein- 
kommens grössere  freie  Einkommen  und  damit  vermehrte  Spar- 
t^ähigkeit  zuführen,  durchaus  nicht  die  Folge  einer  solchen  Ver- 
mögensbesteuerung zu  sein.^^) 

IV.  §.379.  Das  Einkommen  als  Steuerquelle.  Die 
hauptsächliche  normale  einzel wirthschaftliche  Steuerquelle 
bleibt  indessen  doch  immer  das  Einzel einkommen.")  In  der 
reellen  Besteuerung  desselben  verwirklicht  sich  auch  meistens  zu- 
gleich die  richtige  Benutzung  der  normalen  volks wirthschaftlichen 
Steuerquelle,   des  Nationaleinkommens.     Wie  zu  diesem  Zweck 


")  Held 's  Beweisführ.  f.  höhere  Besteuer.  der  reicheren  Classen  statt  der  Auf- 
nahme von  Staatsschulden  gilt  hier  speciell  auch  für  den  im  Text  hesprochenen  Fall. 
S.  s.  EinLst.  S.  1.50  ff. 

'^)  liier  hiingt  die  Frage  mit  den  Verhältnissen  der  geschichtlichen  Bildung  des 
Privatkapitals  und  des  privaten  Gnindeigenthums  zusammen.  S.  meine  Grundleg. 
§.  300  If.,  315  ff. 

*^)  Stein's  (I,  399)  Betonung  der  nothwendigen  Reproductivität  aller  Steuern 
in  den  Leistungen  des  Staats,  —  eine  Lehre,  welche  für  uns  keiner  besondern  Aus- 
führung bedarf,  da  sie  eine  blosse  Consequenz  unserer  Auffassung  der  Volkswirthschaft 
als  der  organischen  Verbindung  der  Gemein-  u.  Privatwirthschaft  ist,  —  lässt 
sich  hier  speciell  auf  den  im  Text  besproclienen  Fall  anwenden. 

")  So  auch  Kau,  L  §•  257.  „Die  Steuerfähigkeit  d.  Bürger  beruht  hauptsächlich 
auf  ihrem  Einkommen  u.  d.  Steuern  sollen  soviel  als  möglich  nacli  d.  Verhältn.  des 
Einkommens  vertheilt  werden'  — :  Rau's  dritter  Hauptgrundsatz  des  Steuerwesens 
nach  der  „Allgemeinheit"  und  ..Gleichförmigkeit". 
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der  Einkommeubegriff  zu  fassen  ist,  das  hat  die  Finanzwisseuschaft 
aus  der  theoretischen  Nationalökonomie  zu  entnehmen.  ^^)  Die  Con- 
sequenzen  für  die  Einrichtung  derjenigen  Besteuerung,  welche  die 
Benutzung  des  Einzel-  und  Nationaleinkommens  als  Steuerquelle 
durchführen  will,  sind  alsdann  in  dem  späteren  Hauptabschnitt 
vom  Steuersystem  und  von  den  Hauptarten  der  Besteuerung  und 
in  der  speciellen  Steuerlehre  zu  ziehen. 

An  dieser  Stelle  ist  aber  noch  auf  einen  verhängnissvollen 
Irrthum  hinzuweisen,  welcher  in  der  Steuertheorie  in  Bezug  auf 
das  „Einkommen",  insbesondere  auf  das  Nationaleinkommen  als 
Steuerquelle  wieder  namentlich  in  Folge  der  unklaren  Vermengung 
des  einzel-  und  volkswirthschaftlichen  Standpuncts  entstanden 
ist.  Auch  Bau  ist  davon  nicht  frei  geblieben.  Die  Berichtigung 
dieses  Irrthums  ist  bereits  in  der  „Grundlegung"  vorgenommen 
worden,  auf  deren  nähere  Ausführungen  über  Ertrag,  Kosten  und 
Einkommen  und  über  die  Anwendung  dieser  Kategorieen  auf  die 
Einzel-  und  die  Volkswirthschaft ,  den  Einzelnen  und  das  Volk 
hier  Bezug  zu  nehmen  ist.  ^") 

A.  —  §.  380.  Das  Einzeleinkommen  als  Steuer- 
quelle. Zunächst  hat  man  ein  „reines  Einkommen"  des 
Einzelnen  construirt,  welches  wenigstens  da,  wo  das  Einkommen 
aus  Lohn  und  Gewer  bsver  dienst,  im  Unterschied  zu  Grund- 
und  Kapitalreute,  herrühre,  sich  erst  nach  Abzug  des  noth- 
wendigen  („körperlichen")  und  sogar  des  „standesmässigen"  Unter- 
haltsbedarfs ergebe  (Bau).  Auch  dieser  Abzugsposten  wurde  zu 
den  „Erwerbskosten"  gerechnet  und  erst  dies  „reine"  Einkommen 
sollte  die  Steuerquelle  sein:-"'j  eine  Theorie  der  sogen.  „Ueber- 
schussbesteuerung",  wie  sie  Neuere  dagegen  polemisirend  ge- 
nannt haben.  Jenes  „reine"  Einkommen  würde  beim  Lohnarbeiter 
und  kleineren  Gewerbsmann  oft  Null  oder  fast  Null  betragen.  Bei 
dem  Renteneinkommen  wird  von  Bau  und  Anderen  die  Zulässig- 
keit  eines  solchen  Abzugspostens  dagegen  bestritten.  Indessen  ist 
gegen  diesen  Abzug  auch  bei  dem  Einkommen  aus  Lohn  und  Ge- 
werbsverdienst einzuwenden,  dass  an  und  für  sich  auch  die 
Steuerzahlung,  die  Bedingung  für  die  Leistungen  der  Zwangs- 
gemeinwirthschaften ,    vor  Allem    des   Staats,    zum   nothwendigen 

1»)  S.  Note  12. 

'")  Auch  hierüber  bes.  Schmoller's  gen.  Abhandl.,  meine  Grundleg.  §.  82 — bh. 

-")  S.  Rau,  Fin.  L  §.  259  fl'.  und  die  Replik  gegen  Schäffle  und  Schmoller 
eb.  S.  447.  Auch  Rau,  Volksw.sch.l..  8.  Aufl.,  §.  245  tf.  Dagegen  meine  Giundleg. 
§.  83,  b8,  Schmoller  a.  a.  ().  S.  38. 
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Ausgubcbetraix  gelutrt  und  diese  Leistungen  mit  in  den  „notli- 
wendigen  Unterbaltungsbedarf"'  Jeder  Person  eingereebnet  ^Yerden 
müssen.  Ob  den  Personen  mit  blossem,  zumal  niedrigem  Arbeits- 
einkommen, speciell  den  blossen  Lobnempi ungern  (Arbeitern)  trotz- 
dem Steuerfreibeit  oder  eine  Erleicbterung  in  der  Besteuerung  zu 
gewäbren  ist,  muss  nacb  anderen  Klicksichten  entschieden  werden: 
p  r  i  n  c  i  p i  e  1 1  aus  dem  Wesen  der  reellen  ,,  E  i  n  k  o  m  m  e  n  "besteue- 
rung  folgt  es  nicht.-')  Es  hat  sich  wohl  namentlich  danach  zu 
richten,  ob  neben  dem  rein  tinanziellen  ein  socialpolitischer  Gesichts- 
pimct  als  berechtigt  anerkannt  wird.  Als  Frage  vom  „steuerfreien 
Existenzminimum"  und  von  der  richtigen  Gleichmässigkeit  der 
Besteuerung  wird  darauf  in  den  Abschnitten  von  den  Postulaten 
der  Gerechtigkeit  mit  eingegangen  werden  (§.  405). 

Hier,  wo  es  sich  nm  Feststellung  der  Steuerq  uelle, 
noch  nicht  um  die  Regeln  für  die  Steuervertheilun  g  handelt, 
mnss  das  ganze  Einkommen  einer  Person  als  die  richtige 
( e  i  n  z  e  1  wirthschaftliche)  S  t  e  u  e  r  q  u  e  1 1  e  bezeichnet  werden.  Dies 
ist  auch  beim  Arbeiter  und  Gewerbsmann  bereits  „reines^'  Ein- 
kommen (eine  beim  „Einkommen"  überhaupt  besser  zu  vermeidende, 
auf  den  „Ertrag'*  als  Gegensatz  zum  Kohertrag  zu  beschränkende 
Unterscheidung).  Dies  Einkommen  besteht  vornemlich  in  dem 
Reinertrag  der  bezüglichen  Ertragsquelle  (Arbeit,  Unternehmung, 
Besitz),  d.  h.  in  dem  Werthrest  des  Rohertrags,  welcher  nach 
Abzug  der  Gewinnungskosten  bleibt.  Diese  „Kosten"  umfassen 
die  „natürlichen"  oder  ,,volkswirthschaftlichen",  welche  für  Nie- 
manden ein  Einkommen  bilden,  und  die  das  Einkommen  solcher 
Dritter,  welche  mit  ihrer  Arbeit  oder  ihren  Productionsmitteln 
bei  der  Ertragsgewiunung  betheiligt  sind,  bildenden  „Kosten". 
Diese  letzteren  ,, Kosten"  sind  aber  dann  wieder  die  Steuerquelle, 
weil  eben  das  „Einkommen"  dieser  dritten  Personen  und  Inder 
That  nur  (einzelwirthschaftlich)  „Kosten"  für  Jenen,  welcher  sie 
aus  dem  Ertrage  seiner  Unternehmung  u.  s.  w.  bestreiten  muss, 
nicht  im  volkswirthschaftlichen  Sinne  „Kosten"  für  das  Volk 
als  Ganzes.  ^^) 

B.  —  §.  381.  Das  Volkseinkommen  als  Steuerquelle. 
Wegen  Mangels  dieser  Unterscheidungen   sind   nun  noch  grössere 


-*)  So  auch  Schmoll  er  a.  a.  0. 

-*)  üeber  die  „Kosten"  nach  diesen   verschied.  Gesichtspuncten  (irundleg.  §,  S2, 
's:},  hes.  in  der  2.  Auflage. 

A.   Wagner,   KiDiinzwisseii<iliaft..     tl.  17 
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Irrtliümer  binsichtlicli  der  Steiierquelle  eustanden,  welche  im 
Volkseinkommen  liegt.  Die  wahre  Steuerquelle  ist  hier  der  das 
Volkseinkommen  bildende  Reinertrag  der  V o  1  k s wirthschaft, 
welcher  sich  nach  Abzug  bloss  der  natürlichen  oder  volks- 
wirthschaltlichen  Kosten  vom  Rohertrage  ergiebt.  Man  hat  aber, 
in  Consequenz  der  soeben  berichtigten  Auffassung  des  „reinen'' 
Einkommens  als  einzelwirthschaftlicher  Öteuerquelle,  auch  hier  ein 
„reines"  V^olk seinkommen  construiren  und  dies  als  Steuer- 
quelie  bezeichnen  wollen,  welches  sich  erst  nach  Abzug  des 
Lebensbedaris  (körperlichen  und  standesgemässen  Unterhalts- 
bedarfs) der  Arbeiter  und  Unternehmer  ergebe. 

So  entsteht  implicite  wieder  die  Lehre  von  jeuer  „Ueber- 
schussbesteuerung",  wo  die  volkswirthsch ältliche  Steuerquelle 
wesentlich  nur  in  Zins,  Rente  und  (höherem)  Unternehmergewinn 
der  Einzelwirthschaften  bestände.  Die  Consequenz  dieser  Ansicht 
wäre  z.  B.,  dass  bei  einem  sehr  allgemeinen  und  erheblichen 
Steigen  der  Arbeitslöhne  und  der  ähnlichen  Einkommen  der  kleinen 
Unternehmer  auf  Kosten  des  Kapital-  und  sonstigen  Unternehmer- 
gewinns jene  v  o  1  k  s  wirthschaftliche  Steuerquelle  immer  geringer 
würde.  Und  ein  solches  Steigen  ist  doch  als  möglich  zuzugeben; 
es  handelt  sich  ja  bei  „Lohn"  und  „Kapitalgewinn"  überhaupt 
nur  um  die  Formen,  in  welchen  sich  der  volkswirthschaftliche 
Reinertrag  als  Einzeleiukommen  unter  die  bei  der  Production 
betheiligten  Personen  und  Eigeuthümer  der  Productionsmittel  ver- 
tlieilt.  In  jener  hier  angegriffenen  Lehre  wird  aber  selbst  der 
standesgemässe"  Unterhaltsbedarf  des  Arbeiters  und  Gewerbsmanns 
als  Abzugsposten  augesehen.  Die  hier  gezogene  Consequenz  zeigt 
practisch  die  Unhaltbarkeit  der  „Ueberschussbesteuerung". 

Auch  wissenschaftlich  ist  die  ihr  zu  Grunde  liegende  Auf- 
fassung aber  nach  dem  Entwickelten  unrichtig.  Gerade  das,  was 
hier  als  Abzugsposten  zur  Gewinnung  eines  fälschlich  soge- 
nannten „reinen"  Volkseinkommens  betrachtet  wird,  ist  normal  der 
llauptp Osten  des  Volkseinkommens  selbst:  eine  um  so  höhere 
Quote  desselben,  je  weniger  ungleichmässig  sich  das  Volksein- 
kommen und  Volksvermögen  (Grundl)esitz,  Kapital!)  im  Volke 
vertheilt.  Die  practische  Unmöglichkeit,  diesen  Hauptposten  des 
^V)lkseinkon^mens  ganz  steuerfrei  zu  lassen,  zeigt  sich  u.  A.  in 
der  bei  den  modernen  Völkern  allgemein  verbreiteten  hohen  Ver- 
brauchsbesteuerung wichtiger  Lebens-  und  Genussmittel.  Es  ist 
nur   eine  Inconscfinenz   der  Vertreter   der  Ucbcrschussbestcucrung, 
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wenn    sie   sok-he  Steuern   von    ihrem  Standijuncte  aus  nicht  uuhe- 

dingt    verwerten,    was    sie    meistens    nicht   thun ,  aber  eigentlich 
thun  mUssten. ") 


4,  Abschnitt. 
II.    Volkswirrhseliattliclic  Piiiuipini. 

B.    Berücksichtigung  der  Wirkungen  der  Besteuerung,  insbesondere 

der  verschiedenen  Steuerarten,  auf  die  Steuerzahler  und  allgemeine 

Lehre  von  der  Steuerüberwälzung. 

Wie  im  Text  gezeigt  wird,  hat  man  es  hier  vornemlich  mit  Problemen  zu  thun, 
welche  Specialfälle  der  allgemeinen  nationalökonomischen  Lehren  von  der  Verthei- 
luiig  des  Nationaleinkommens  als  Einzeleinkommcn  an  die  Subjecte  der 
Einzflwirthschafteu  und  von  der  Bildung  der  Kosten  und  Preise  der  Sach- 
giiter  u.  Dienstleistungen  betreuen.  Es  ist  daher  zunächst  auf  die  bezügliche 
Literatur  zu  verweisen.  Die  bedeutendsten  hierhergehörigen  Arbeiten  über  Einkommeu- 
vertheilung,  Kosten-  u.  Preistheorie  rühren  von  Kicardo  u.  Hermann  her,  deren 
bezügliche  Lehren  ein  bleibender  Gewinn  der  nat.ök.  Wissenschaft  geworden  sind. 
S.  bes.  Ricardo,  Princ,  Kap.  1  u.  2;  Hermann,  staatswirthsch.  Untersuch.,  2.  A. 
Abh.  6  —  9.  Wenn  auch  mit  einzelnen  Modificationen,  so  doch  im  Ganzen  nberein- 
stimmend  mit  diesen  Autoren  haben  die  neuereu  Theoretiker  diese  Lehren  dargelegt. 
S.  u.  A.  Mill,  Grunds.  B.  2,  Kap.  ;),  4.  9—16,  Buch  3,  Kap.  1—5.  —  Rau,  Volks- 
wirthschaftslehre.  S.  Aufl.  I.  S.  191  fl'.  oder  V).  Buch:  „Yerthcilung".  —  Röscher. 
System  I,  14.  Aufl.  B.  2.  Kap.  2  u.  B.  3.  —  Schäffle,  gesellsch.  Syst.,  3.  Aufl.  L 
§.  91  ff.,  II,  §.  2SÜ  li.  —  V.  Maugoldt,  Grondr.,  2.  Aufl.  v.  Kleinwächter,  §.  62 
bis  74,  §.  S5— 133.  —  Ausserdem  auch  passim  Schäffle,  Theor.  d.  ausschliessenden 
Absatzverhältnisse,  Tüb.  Ztschr.  1S67  u.  selbständig.  —  Ueber  das  ganze  Verthei- 
lungsproblem  mit  Rücksicht  auf  die  Rechtsbasis,  auf  der  es  sieb  realisirt,  und 
auf  die  socialpolit.  Seite  s.  ebenfalls  Schäffle,  passim  auch  im  Soc.  u.  Kapitalisu). 
u.  im  Soc.  Körper,  dann  Rodbertus.  z.  Erkenntn.  uns.  staatswirthsch.  Zustände  u. 
..Sociale  Frage"  1S75,  u.  meine  Grundleg.,  bes.  Kap.  2  u.  3  (in  der  2.  Aufl.  iu  der 
1.  Abth.)  u.  Kap.  5  leb.  Abth.  2).  ilan  muss  sich  für  die  üeberwälzungslehre  die 
Rechtsbasis  des  Verkehrs,  bei  uns  heutzutage  also  die  „freie"  Eigenthums-  und 
\'ertragsordunug,  beständig  ebenso  vergegenwärtigen,  wie  die  technischen  und  ökono- 
mischen Bedingungen  der  Production. 

Die  Anwendung  der  Lehi"sätze  der  theoret.  Nationalökonomie  über  Vertheilung, 
Kosten  u.  Preis  auf  die  einschlagenden  Puncte  der  Steuerlehre,  d.  h.  vor  Allem  auf 
den  Haupttheil  der  Üeberwälzungslehre  ist  in  der  Literatur  theils  wieder  in  den  allge- 
meinen nat.ök.  Werken,  theils  in  den  besondere»  Schriften  über  Finanzwissenschaft 
und  Besteuerung  erfolgt.  Aus  dem  ersten  Zweige  sind  bes.  zu  nennen:  A.  Smith, 
Wealth  of  nations,  b.  V,  eh.  2,  part  2.  —  Ricardo,  Princ,  eh.  9  — IS  u.  29  (das 
Schärfste  und  Bedeutendste  in  Bezug  auf  Ueberwälzungsverhältnisse).  —  Mill,  b.  V, 
eh.  2 — ').    Diese  wie  viele  andere  englische,  französ.  u.  Italien.  Autoren  behandeln  in 

-")  Rau  war  ein  Hauptvertreter  der  hier  berichtigten  Stouertlieorie.  Er  hat  die 
Auffassung  von  Schäffle  u.  Schmoller,  welcher  letztere  sich  namentlich  an  den 
Hermann'schen  Einkommenbegrift' anschloss  u.  dessen  Consequenzen  für  die  Steuer- 
lehre am  Schärfsten  zog,  in  d.  Bemerk.  S.  447  der  S.  Aufl.  nicht  widerlegt.  S.  aucli 
für  die  ganze  Streitfrage  noch  Held.  Eink.st.  Kap.  4.  —  Das  volle  Verständniss  für 
alle  diese  Puncte  erhält  man  erst,  wenn  man  mit  Rodbertus  vom  Begrill'  des 
Nationaleinkommens  ausgeht  und  in  Lohn.  Zins.  Rente  nur  die  durch  das  Recht 
bestimmten  Antheile  an  diesem  Einkommen  erkennt.  Vgl.  Rodbertus,  zur 
Erk<^nntniss  unserer  staatswirthsch.  Zustände.   1S12. 
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ihren  Untersuchungen  über  Besteuerung  und  bes.  über  die  einzelnen  Steuerarten  mit 
Vorliebe,  mitunter  fast  ausschliesslich  die  üeberwälzungsfragen.  So  u.  A.  auch 
Canard  a.  a.  0.  S.   J45. 

Die  fiaanzwiss.  Schriften  berühren  natürl.  die  üeberwälzung  alle,  nur  mehr  oder 
weniger  scharf  u.  eingehend.  Hervorzuheben  sind:  Rau,  I,  §.  267 — 274,  bes.  klar 
u.  in  den  Resultaten  wohl  richtig.  —  Pfeiffer,  Staatseinnahmen,  II,  78 — 98.  — 
(jar  zu  dürftig:  ümpfenbach  I,  §.  6t5.  —  Eine  gute  Terminologie,  die  ich  grossen- 
theils  angenommen  habe,  u.  treffende  Bemerkungen  bei  Hock,  Abg.,  §.15  u.  16.  — 
J.  G.  Hoffmann,  L.  v.  d.  Steuern,  S.  57  If.  —  Parieu,  impot,  I,  60  if.  (gut).  — 
Leroy-Beaulieu,  Fin,  I,  19ü,  722  (sogen,  incidence.  rcpercussion,  diffusion).  — 
Die  umfassendste,  mir  bekannt  gewordene  neuere  Arbeit,  eine  kritische  Revision  der 
ganzen  Lehre,  ist  A.  Held 's  Aufs.  „z.  Lehre  v.  d.  Üeberwälz.  d.  Steuern",  Tüb. 
Ztschr.  1868  (^XXIV),  S.  421—495.  Held  beginnt  nur  mit  einer  m.  E.  nicht  zutreffen- 
den Polemik  gegen  die  Lehre  von  den  Productionskosten  als  der  Grundlage  der  Preis- 
und  üeberwälzungstheorie  (wie  ähnl.  sonst,  z.  B.  in  seinem  Grundriss  2.  A.).  Er  be- 
trachtet auch  nur  die  eine  Seite  der  Frage:  die  üeberwälzung  in  der  Richtung  auf 
Herstellung  grösserer  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung.  Sie  kann  auch  in  umgekehrter 
Weise  wirken  (§.  3S7).  Darin,  dass  Stein  doch  im  Grunde  nichts  Neues  lehre, 
ferner,  dass  die  Lohnbesteuerung  meist  nicht  uberwälzbar  sei,  stimme  ich  mit  ihm 
überein.  Vgl.  darüber  auch  Held,  Eink.st.,  S.  145.  Das  Resultat  Held 's  in  dem  Aufs. 
ist  wesentlich  negativ,  wie  er  selbst  sagt,  S.  495  (auch  455):  wenn  das  Geständniss, 
man  könne  eine  bestimmte  Antwort  nicht  geben,  einer  bestimmten,  aber  falschen  Ant- 
wort niclit  vorzuziehen  wäre.  Diese  Resignation  geht  doch  etwas  zu  weit:  für  gewisse, 
den  Verliältnissen  der  Praxis  angepasste  hypothetische  Fälle  lassen  sich  immerhin 
gewisse  allgemeine  Regeln  aufstellen,  für  deren  Modificationen  mau  wiederum  die 
wichtigeren  Voraussetzungen  formuliren  kann.  —  Einzelne  Berührungen  der  üeber- 
wälzungsprobleme  vielfach  in  den  Schriften  über  Steuern,  auch  bei  Schmoller  a.  a.  0., 
in  dem  vorzüglichen  Aufsatz  von  Helfer  ich  über  die  bad.  Kapitalrentensteuer,  Tüb. 
Ztschr.  1846. 

Eine  besondere  Stellung  nimmt  endlich  wieder  Stein  in  diesen  Lehren  ein, 
I,  493  fr.  Kach  ihm  ist  „die  Lehre  von  der  sogenannten  üeberwälzung  der  Steuern 
eine  der  wunderlichsten  Begriffsverwirrungen,  die  es  wohl  je  in  der  Wissenschaft  ge- 
geben hat",  S.  497.  Man  könnte  geneigt  sein,  mit  diesem  nemlichen  Satze  Stein's 
eigene  Lehre  zu  characterisiren.  Stein  rechnet  die  Steuern  zu  den  Erstehungskosten 
jeder  Production ;  jeder  Einzelne  zahle  daher  im  Kaufobject  die  Steuern,  welche  das- 
selbe dem  anderen  kostete.  So  trete  an  die  Stelle  der  unklaren  üeberwälzung  der 
Steuern  der  klare  Begriff  der  Production  derselben.  Vgl.  unten  §.  394.  Stein  über- 
sieht hier  nur  ganz  das  eigentliche  Problem  bei  der  üeberwälzung.  Der  triviale 
Satz,  dass  die  Gesammtsumme  aller  Steuern  alljährlich  als  Mehrwerth  vom  Volke 
wirklich  producirt  werden  muss  und  der  an  sich  richtige  und  bedeutsame,  aber 
gar  nicht  hierhergehörige  Satz,  dass  der  Werth  der  Verwendung  der  Steuer  (der  Ver- 
waltung) wieder  gleich  sein  muss  dem  Betrage  der  Steuer,  diese  beiden  Sätze  haben 
mit  der  Ueberwälzungsfrage  gar  niclits  zu  tlnin.  Die  ganze  Theorie  Stein's  droht 
sich  liier  im  Kreise  herum  u.  nimmt  Möglichkeiten,  dass  eine  Steuer  vom  Einen 
auf  den  Anderen  überwälzt  wird,  sofort  für  Wirklichkeiten  (S.  493,  4!t4,  498), 
womit  das  eigentliche  Problem  umgangen  wird.  Dies  besteht  darin,  die  Bedingungen 
festzustellen,  unter  denen  überhaupt  u.  in  dem  u.  dem  Maasse  eine  üeberwälzung  von 
Steuern  zwischen  verschiedenen  Steuer-,  Wirtlischafts-  u.  Rechtssubjecten  eintreten  kann. 
Dabei  hält  sich  Stein  nicht  auf.  Auch  die  Kritik  S.  497 — 498  ist  ungewöhnhch  ober- 
flächlich. Er  wirft  z.  B.  dem  auch  hier  sehr  klaren  Hock  Confusion  vor  und  fragt, 
was  man  sich  bei  seinen  Begriffen  von  Fortwälzung,  Abwälzung  u.  s.  w.  eigentlich 
denken  könne.  Doch  gewiss  mehr  als  bei  dem  „grossen  (sie)  Resultate",  dass  „jede 
Steuer  von  Jedem  auf  Jeden  überwälzt  werde",  S.  494 ! 

So  leicht,  wie  Stein  es  thut,  darf  die  Ueberwälzungsfrage  nicht  genommen  werden. 
Darin  liegt  aucli  ein  gefährliches  Präcedens  dci'  Tlieorie  gegenüber  der  Praxis  u.  dem 
Optimismus  der  besitzenden  Classcn.  In  unseren  neueren  Steuerreformplänen  spielt 
die  Ausdehnung  der  indirecten  Verbrauchssteuern  auf  Massenconsumptibilien  eine 
wichtige  Rolle.  Die  Ueberwälzungsfrage  ist  hier  von  grösster  practischer  Bedeutung. 
Leider  ist  sie  in  weiten  und  massgebenden  Kreisen  ausserordentlich  optimistisch  auf- 
gefasst   worden,    in    eiii<M-  Weise,    wie  jedenfalls    die    ubjective   Wissenscliaft    «-s  niclit 
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billigen ,  böndeiii  mit  ihri'n  wohl  begründeten  Sätzen  leiclit  widerlegen  kann.  Der 
grösste  Thoil  der  sachlichen  Ausführungen  Lassall e's  in  s.  Vertheidigungsrede 
„die  indirecte  Steuer  u.  die  Lage  der  arbeitenden  Classen"  (Zürich,  1808)  ist  nur  zu 
begrtlndet ,  als  dass  man  ihnen  mit  solchen  „Beweisführungen",  wie  denen  Stein's, 
oder  mit  den  blossen  „Annalimen"  der  alle  Theorie  verachtenden  ,.Practiker"  etwas 
anhaben  könnte. 

Exacte  statistische  L'ntersuchungeli  auf  diesem  Gebiete  fehlen  fast  ganz. 
Sie  sind  aber  auch  sehr  scliwierig  u.  bei  der  Fülle  der  einwirkenden  u.  sich  kreuzen- 
den Eiufliisse,  die  eliminirt  u.  isolirt  werden  müssen,  kaum  in  dem  Grade  der  Voll- 
kommenheit möglich,  der  in  methodischer  Hinsicht  für  einen  wirkliclien 
Erfahrungsbeweis  gefordert  werden  müsste.  Die  Aufgabe  ist  auch  hier  dieselbe 
wie  in  Bezug  auf  die  statistische  Verfolgung  des  Zusammenhangs  zwischen  Preis 
und  Kosten.  Doch  ist  jetzt,  wo  man  Seitens  der  Statistiker  diesen  Problemen  mehr 
Aufmerksamkeit  zu  widmen  beginnt,  vielleiclit  einiger  Krfolg  zu  hoffen,  so  bes.  was 
die  Aufdeckung  des  wirklich  im  concreten  i'all  eingetretenen  Einflusses 
von  Veränderungen  im  Steuersätze  von  Verbrauchssteuern  auf  die  Waarenpreise  an- 
langt. Zu  nennen  ist  schon  jetzt  die  sorgfältige  u.  metliodisch  feine  Arbeit  des  auf 
diesem  Gebiete  so  verdienten  Et.  Laspeyres  über  den  Eiufluss,  welchen  die  Auf- 
hebung der  preuss.  Mahl-  und  Schlachtsteuer  in  schlesischen  Städten  gehabt,  in  der 
Oesterr.  Statist.  Monatschr.  IST",  wo  ein  günstiger  Einfluss  dieser  viel  besprochenen 
Massregel  auf  die  Preisbewegung  ermittelt  wurde. 

Irrthümlich  ist  es  übrigens,  aus  dem  ^langel  exacter  Erfahrungsbeweise  in  der 
Ueberwälzungslehre  überhaupt  einen  Schluss  gegen  die  Beweiskraft  der  deductiv 
gewonnenen  Sätze  dieser  Lehre  abzuleiten,  z.  B.  in  der  Frage  der  Lohnbesteuerung  u.  dgl. 
Eine  solche  Statist.  Untersuchung  kann  vielleicht  zeigen,  dass  in  einem  gegebenen 
Falle  die  Erscheinungen  andere  als  nach  der  üeberwälzungstheorie  sind  und  dadurch 
beweisen,  dass  man  in  den  Hypothesen,  unter  welchen  man  deducirte,  oder  in  den 
Schlüssen,  welche  man  zog.  in  diesem  Falle  Fehler  gemacht  hat,  woraus  dann 
auch  für  andere  Fälle  die  Nothwendigkeit  einer  Berichtigung  des  Verfahrens 
folgt.  Aber  das  richtige  methodische  Verfahren  der  Deduction  lässt  sich  auch  unab- 
hängig von  solcher  Controle  recht  wohl  feststellen  u.  ausführen  u.  die  dabei  gewonnenen 
Sätze  dürfen  auf  Anerkennung  Anspruch  machen.  Jedenfalls  muss  derjenige,  der  sie 
überhaupt  oder  der  ihre  Giltigkeit  iin  concreten  Falle  bestreitet,  die  Beweislast 
übernehmen  u.  sich  nicht  auf  ganz  un methodische  ,, Beobachtungen"  oder  auf 
blosse  optimistische  „Annahmen"  berufen,  die  beide  hier  gar  keinen  Werth  haben. 

I.  —  §.  382.  Einleitung.  Nur  die  BestimAung  der  ße- 
messungsgrundlage  oder  des  »Steuerobjects  (in  diesem 
Sinne)  und  demgemäss  die  Bestimmung  der  Person,  welche  zu- 
nächst die  Steuer  auslegt  (zahlt),  des  Steuerzahlers,  liegt  in 
der  Macht  der  das  Steuerrecht  ausübenden  öffentlichen  Gewalt; 
gar  nicht  —  bei  ganz  freiem  Verkehr  —  und  auch  nur  in  be- 
grenztem Maasse  —  bei  gewissen  rechtlichen  Beschränkungen  des 
Verkehrs  —  die  Bestimmung  der  Steuerquelle  oder  der  Person, 
welche  die  Steuer  schliesslich  aus  ihrem  Einkommen  oder  Ver- 
mögen trägt,  des  Steuerträgers,^)  In  Betreff  dieses  letzteren 
kann  die  öffentliche  Gewalt  nur  Wünsche  hegen  oder  Voraus- 
setzungen machen  und  durch  die  Einrichtung  der  Besteuerung, 
besonders  durch  die  Wahl  der  Steuerarten  und  Steuerobjecte  darauf 
hinzielen,  dass  sich  diese  Wünsche  und  Voraussetzungen  mit  mehr 
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oder  weniger  AYabrscheinlichkeit  erfüllen.  Welches  Einzelein- 
kommeu  oder  Vermögen  und  in  welchem  Maasse  dasselbe  aber 
schliesslich  die  eigentliche  Steuerquelle  einer  bestimmten  Steuer 
oder  m.  a.  W.  welche  bestimmte  Person  und  in  welchem  Betrage 
dieselbe  schliesslich  Steuerträger  wird,  das  entscheidet  sich  durch 
Verkehrsprocesse,  welche  man  unter  dem  Namen  „Steuer- 
überwälzung'' zusammenfasst.  — 

IT.  —  §.  383.  Wesen  der  Steuerüberwälzung.  Letztere 
ist  die  Wirkung  einer  Reaction  der  erfolgten  oder  zugemutheten 
Steuerzahlung  auf  den  Steuerzahler.  Dieser  wird  vielfach  streben? 
die  Steuerlast  wegzuwälzen,  indem  er  sein  Einkommen,  daher 
regelmässig  seine  Productionsthätigkeit  erhöht  oder  die  aus- 
gelegte Steuer  auf  Andere  schiebt.  Dies  Streben  verwirklicht 
sich  dann  im  Verkehr  als  Steuerüberwälzung  und  diese  äussert 
sich  in  gewissen  Veränderungen  der  Production  und  Vertheilung 
in  der  ganzen  Volkswirthschaft.  Die  Besteuerung  selbst  aber  ver- 
theilt  sich  alsdann  schliesslich  nach  Steuerquellen  und  Steuer- 
trägern vielfach  ganz  anders  als  ursprünglich  nach  Steuerobjecten 
und  Steuerzahlern.  Diese  schliessliche  Vertheilung  ist 
das  Wesentliche.  Sie  eben  soll  den  richtigen  volkswirthschaft- 
lichen  und  den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit,  hier  speeiell  der 
Gleichmässigkeit  entsprechen.  Die  wichtige  Aufgabe  für  die 
Theorie  und  Praxis  der  Besteuerung  besteht  daher  darin,  möglichst 
sicher  zu  ermitteln ,  welche  Wirkungen  ein  Steuersystem  und  ein- 
zelne Steuerai*ten  in  Bezug  auf  diese  durch  die  Ueberwälzung  er- 
folgende Vertheilung  der  Steuerlast  ausüben.  Mit  nach  dem  Er- 
gebniss  dieser  Ermittlung  mu.'JS  dann  wieder  die  Einrichtung  des 
Steuersystems,  die  Wahl  der  Steuerarten  und  Steuerobjecte  ge- 
troffen werden,  —  immer  innerhalb  der  früher  besprocheneu 
Grenzen  (§,  363),  in  welchen  überhaupt  auf  diesem  Gebiete  be- 
stimmte Principien  nur  zur  Richtschnur  genommen  werden  können. 
Denn  andere  Principien,  wie  namentlich  die  finanzpolitischen  und 
solche  der  Steuerverwaltung  und  sonstige  Umstände  machen  es 
vielleicht  nothwendig,  sich  über  die  Bedenken  auch  in  Betreff  der 
Ueberwälzung  bei  bestimmten  Steuerarten  hinweg  zu  setzen.  Wo 
dies  geschieht,  muss  man  sich  aber  wenigstens  dieser  Thatsache 
und  ihrer  Folgen  bewusst  werden,-')  und  um  dies  zu  thun,  die 
Ergebnisse  der  Steuerüberwälzung  kennen. 

^  Das  ist  doch  auch  das  Mindeste,  was  in  Bezug  auf  die  indirecten  Verbrauchs- 
steuern  zu  fordern  ist,  was  aber  leider  ein  bequemer  Optimismus  vermeidet. 
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II i .  vj.  '664.  Theoretische  r  C  h  a  r  a  c  t  c  r  der  U  e  b  c  r  - 
wälz  u  ngs Probleme.  In  den  wichtigsten  Fällen  der  Ueber- 
wälzung  handelt  es  sich  nun  um  einige  Grnndprobleme  der 
allgemeinen  Lehre  von  der  Vertheilung  und  vom 
Preise.  Preise  von  Sachgütern,  Dienstleistungen,  Ertrags-  und 
Einkomoienbeträge  erfahren  gewisse  Veränderungen  durch  Ver- 
änderungen, welche  die  Besteuerung  unmittelbar  oder  mittelbar  in 
den  bezüglichen  Verhältnissen  von  .Vngebot,  Nachtrage  und  Pro- 
ductionskosten  hervorruft.  Die  Theorie  der  Ueberwälzung  der 
.Steuern  wird  hier  zur  Einkommen-  und  Preistheorie  in  bestimmtem 
Fall,  unter  den  durch  die  Veranlagung  der  Besteuerung  gegebenen 
Voraussetzungen.  Die  betrefltenden  Puncte  der  Theorie  sind  hier 
aus  der  allgemeinen  Volkswirthschaftslehre  in  die  Finanzwissen- 
schaft  herüber  zu  nehmen.  Auch  die  allgemeinen  Voraus- 
setzungen in  Bezug  auf  die  wirthschaftliche  Rechtsordnung  sind 
für  die  Ueberwälzungstheorie  zunächst  dieselben  wie  für  die 
Theorie  der  Einkommenvertheilung  und  Preisbildung:  es  wird 
Privat  eigen  thum  auch  an  den  Productionsmitteln  (Boden 
und  Kapital),  Vertragsfreiheit  und  freie  wirthschaft- 
licheConcurrenz  vorausgesetzt.  Die  vielfachen  Abweichungen 
der  geschichtlichen  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  von  diesen 
Annahmen  sind  nur  auch  bei  den  Fragen  der  Ueberwälzung  nicht 
zu  vergessen.  Um  den  Einfluss  einer  Steuer,  welche  in  eine  be- 
stimmte Gestaltung  der  Production  und  Vertheilung  in  der  Volks- 
wirthschaft  neu  eintritt,  zu  verfolgen,  wird  ferner  zunächst  von  der 
Voraussetzung  eines  erreichten  Gleichgewichtszu- 
stands der  Gewinne,  Löhne,  Preise  u.  s.  w,  auszugehen, 
daher  u.  A.  öfters  auch  anzunehmen  sein,  dass  die  frühere 
Besteuerung  durch  Ueberwälzung  bereits  gleich  massig  ge- 
worden sei.^) 

In  der  Ueberwälzungslehre  sind  dann  zunächst  Ges taltun gs- 
tendenzen  nach  der  Methode  der  Deduction  abzuleiten.  Wie 
auch  in  der  Einkommen-  und  Preislehre  müssen  darauf  zur  Er- 
gänzung, Controle  und  Berichtigung  Beobachtungen 
angestellt  werden:  einmal  in  Bezug  auf  die  Voraussetzungen, 
von   denen   man  bei  der  Deduction  ausging,   ob  und  wie  weit  sie 


")  S.  obeu  d.  Yorljeiü.  S.  260.  Die  Einwäudc  Held 's  Tüb.  Ztschr.  XXIV.  423 
-iiid  hier  unrichtig,  während  ümpfenb ach  1,  1-53,  Note,  von  der  Finanzivissenschaft 
zu  viel  Passivität  verlangt. 
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zutreffeu,  sich  modificiren  u.  s.  w.,  z.  B.  was  die  Rechtsorduung 
anlangt;  sodann  in  Bezug  auf  die  abgeleiteten  W i r k u n g e n ,  also 
auf  die  Ueberwälzungstendenzen,  ob  und  wie  weit  diese  sich  that- 
sächlich  realisirt  haben. 

Gerade  in  den  Ueberwälzungsfragen  begegnet  man  hier  aber 
ganz  besonderen  Schwierigkeiten.  Auf  die  wirkliche  Vertheilung 
der  Steuerlast,  daher  auf  die  wirkliche  Ueberwälzung  äussern 
zahlreiche  verschiedenartige  und  complicirte  Verhältnisse  als  Ur- 
sachen oder  Bedingungen  ihren  Einfluss.  Diese  Verhältnisse  lassen 
sich  nicht  alle  genügend  ermitteln  noch  ihr  Einfluss  im  Voraus 
feststellen,  so  dass  die  Grundlage  des  deductiven  Verfahrens  immer 
eine  mehr  oder  weniger  mangelhafte  bleibt.  Die  betreffende  that- 
sächliche  Verkehrsgestaltung  in  Bezug  auf  Preise,  Einkommen- 
beträge u.  s.  w. ,  welche  als  AVirkung  aufzufindender  Ursachen 
beobachtet  werden  muss,  ist  das  Product  aller  der  mitspielenden 
Momente,  von  welchen  die  Steuer  nur  eines  ist.  Auch  die  um- 
fassendsten und  sorgfältigsten  Beobachtungen  gestatten  bloss  eine 
mangelhafte  Isolirung  der  einzelnen  Ursachen  und  vollends  eine 
unsichere  Messung  des  Einflusses  einer  jeden,  auch  der  Steuer. 
Die  Grundlage  des  inductiven  Verfahrens  bleibt  daher  ebenfalls 
sehr  mangelhaft.  Wie  so  oft  machen  sich  aber  die  Anhänger  der 
Deduction  und  Induction  diese  inhärenten  Mängel  ihres  Verfahrens 
nicht  immer  unbefangen  klar.  Die  Nothwendigkeit  einer  Er- 
gänzung beider  Operationen  bei  allen  Problemen  des  pr ac- 
tischen Steuerwesens  und  der  Steuerpolitik,  bei  welchen  es  sich 
um  muthmasslich  eingetretene  oder  eintretende  Ueberwälzungen 
handelt,  ergiebt  sich  eben  aus  diesen  Mängeln.  Nur  darf  man 
sich  nicht  darüber  täuschen,  dass  auch  eine  Vereinigung  des 
deductiven  und  inductiven  Verfahrens  die  Schwierigkeiten  nur 
theilweise  löst.  Vielfach  muss  man  sich,  wie  in  der  Nationalöko- 
nomie überhaupt,  in  der  Praxis  und  vollends  in  der  allgemeinen 
theoretischen  Untersuchung  mit  der  Deduction  nothgedrungen  be- 
gnügen, d.  h.  gewisse  Gestaltungstendenzen  unter  den  und  den 
Voraussetzungen  ableiten:  nicht,  weil  dies  an  und  für  sich  aus- 
reichte, sondern  weil  man  bei  diesem  Verfahren  doch  mit  dem 
universellsten  psychologischen  Factor,  dem  wirth- 
schaftlichen  Selbstinteresse,  rechnet  und  weil  die  Schwierig- 
keiten, zu  sichereren  „positiven"  Ergebnissen  zu  gelangen,  zu 
gross  sind.      „Exacte  Forschung''  im  strengen  Sinne   ist  zwar 
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auch  hier  die  Aufgabe,  al)er  -  nur  so  weit  sie  möglich  ist  und 
sie  ist  nur  annähernd,  in  begrenztem  Umfange,  in  einzelnen  Fällen 
möglich.  *) 

IV.  —  §.  385.  Die  Ueberwälzung  als  Mittel  zur  Her- 
stellung der  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung.  In 
Bezug  auf  die  Ueberwälzung  macht  sich  ziemlich  allgemein  eine 
eigenthüniliche  optimistische  Illusion  geltend,  wenn  diese 
auch  denen,  welche  sich  übrigeus  vollkommen  bona  tide  verfahrend 
tlerselben  schuldig  machen,  gewöhnlich  nicht  klar  wird.  Sie  zeigt 
sich  besonders  in  dem  Satz,  der  ja  einen  richtigen  Kern  enthält, 
dass  „jede  alte  Steuer  gut,  jede  neue  schlecht  sei"'')  und  in  der 
Beruhigung,  welche  man  in  Bezug  auf  ein  mangelhaftes,  ungleich- 
massiges  Besteuerungssystem  in  der  Annahme  findet,  dass  sich 
die  Mängel  und  Ungleichmässigkeiten  desselben  schon  durch 
Ueberwälzung  ausgleichen  würden.  Man  nimmt  uemlich  als  sicher 
an,  durch  Ueberwälzung  werde  eine  „gleichmässige",  insofern 
eine  „gerechte"  Besteuerung  hergestellt,  setzt  daher  überhaupt 
nur  bei  ungleichmässiger  Besteuerung  (nach  der  ersten  Anlage) 
eine  umfassende  Function  der  Ueberwälzung  voraus  und  sieht 
diese  Function  nach  muthmasslich  hergestellter  Gleichmässigkeit 
der  Besteuerung  für  beendet  an.  Eine  solche  Auffassung  hängt 
mit  gewissen  optimistischen  Annahmen  der  Theorie  der  freien 
Concurrenz  in  Bezug  auf  die  Vertheilung  des  Einkommens  und 
die  Preisbildung  zusammen:  als  ob  die  freie  Concurrenz,  und  nur 
sie,  aber  sie  in  der  That  ausreichend,  eine  richtige  und  gerechte 
Vertheilung  u.  s.  w. ,  eine  den  ökonomischen  Leistungen  der  Be- 
theiligten entsprechende  Vertheilung  verbürge.  '^)  In  den  wichtig- 
sten Fällen  der  Ueberwälzung  handelt  es  sich  gleichfalls  um  eine 
solche  Ausgleichungsfunction  der  freien  Concurrenz  im  Process  der 
Vertheilung  der  Steuerlast,  und  die  Annahme  ist  nun,  das  die 
Concurrenz  hier  nur  in  der  Richtung  auf  gleichmässige 
Vertheilung  dieser  Last  hinwirke. 

Allein  man  muss  hier  doch  scharf  unterscheiden.  In  einer 
wichtigen  Kategorie  von  Fällen  hat  die  Ueberwälzung  allerdings 
die  Tendenz ,   unter   den   im  privatwirthschaftlichen  System   wirk- 


*)  S.  auch  oben  Vorbem.  S.  261.  Auf  diese  Fragen  ivomine  ich  erst  im  2.  Bande 
meiner  Allgem.  Volkswirthschaftslehre ,  in  dem  Kapitel  von  der  Methode,  nüher  zu 
sprechen.  Ich  beziehe  mich  vorläufig  auf  meine  Abh.  „Statistik'"  im  Bluntsclili'schea 
Staatswörterbuch  B.  10. 

^)  S.  oben  §.  864.  Kau  I.  §.  274,    Ganard  S.  174. 

'=    Grund  leg.  §.  126  H. 
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sanien  Impulsen  auf  eine  gleichmässige  oder  clocli  gleiclimässigerc 
Vertheiliing  ungleichraässiger  Steuern  hin  zu  wirken.  Aber  diese 
Kategorie  umfasst  keineswegs  alle  vorkommenden  Fälle.  Vielmehr 
giebt  es  eine  andere  Kategorie,  wo  die  Ueberwälzung  möglicher 
Weise  gerade  nach  den  Verhältnissen  des  privatwirthsehaftlichen 
freien  Verkehrs  vorhandene  Ungleichmässigkeit  der  Besteuerung 
noch  steigert  oder  vorhandene  Gleichmässigkeit  aufhebt.^) 

A.  —  §.  386.  Hinwirken  der  Ueberwälzung  auf 
Gleichmässigkeit  der  Besteuerung.  Die  erste  Reihe  von 
Fällen,  die  von  der  Finanztheorie  in  der  Ueberwälzungslehre  meist 
allein  beachtete,  begreift  alle  diejenigen,  in  welchen  mit  einiger 
Sicherheit  eine  Einwirkung  des  ökonomischen  Gesetzes  der  Ge- 
wi n  n  a  u  s  g  1  e  i  c  h  u  n  g  vorausgesetzt  werden  kann.  Unter  Annahme 
freier  Concurrenz  besteht  das  Streben  nach  dieser  Gewinnaus- 
gleichung in  den  verschiedenen,  frei  zugänglichen  Unternehmungen 
in  der  That.  Es  verwirklicht  .sich  durch  Ab-  und  Zufluss  der 
Kapitalien  aus  und  in  die  Unternehmungen,  eventuell  unter  Ver- 
mittlung des  Credits,  durch  entsprechende  Einschränkung  und 
Ausdehnung  der  Productiou  und  Consumtion,  des  Angebots  und 
der  Nachfrage  und  durch  die  daraus  resultirenden  Reactionen  auf 
die  Preise.  Eine  ungleichmässige  Besteuerung  tritt  nun  als  ein 
neues  Element  in  diesen  Process  der  Gewiunausgleichung ,  stört 
die  bereits  erfolgte  Ausgleichung  und  fordert  gewissermassen  die 
Ausstossung  dieses  Elements  durch  jene  Reihe  von  Verkehrsvor- 
gängen, durch  welche  schliesslich  wieder  eine  Gewinnausgleichung 
herbeigeführt  wird. 

Bei  den  allgemeinen  Ertragssteuern,  regelmässiger  bei  den 
üblichen  Verkehrs-  und  Verbrauchssteuern  und  einigen  anderen, 
welche  einzelne  Steuerobjecte  aus  einer  grösseren  Anzahl  heraus- 
heben, tragen  sich  solche  Verkehrsvorgänge  zu.  Die  indirecten 
Verbrauchssteuern  auf  einzelne  Consumptibilien,  wie  z.  B.  die 
inländischen  ,  beim  Producenten  erhobenen  Steuern  auf  Getränke, 
Salz,  Mehl,  Fleisch,  Tabak,  Zucker  u.  s.  w.,  ferner  die  Zölle  sind 
besonders  wichtige  Beispiele.  Hier  wird  denn  auch  der  Ueber- 
wälzungsprocess  in  der  Regel  nur  bis  dahin  andauern,  dass  durch 
entsprechende  Preissteigerung  der  besteuerten  Artikel  u.  s.  w.   die 


')  Das  ist  aucli  in  der  Literatur  der  Frage,  soweit  icli  sehe,  ganz  unbeachtet 
geMieben.  In  der  Nationalökonomie  der  Theorie  der  freien  Concurrenz  freilich  nicht 
zu  verwundern. 
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(icwinnsiitze  besteuerter  und   niclit   besteuerter   oder  niii:;leii'b   bo- 
.stenerter  Gewerbe  sich  ausj^egliohen  haben. 

Allein  selbst  bei  dieser  ersten  Reihe  von  Fällen  wird  die  Aus- 
irleichung  der  Steuerlast  durch  den  Process  der  Ueberwälzung  und 
Gewinuausgleichung  nur  unter  einer  Voraussetzung  eintreten:  dass 
nemlich  die  in  Betracht  kommenden  Ooneurrenten  sich  einiger- 
niassen  wirthschaft lieh  an  Kriitten  gleich  stehen  und 
in  ähnlicher  Lage  sind  namentlich  in  Bezug  auf  die  pr ac- 
tische Möglichkeit  und  Leichtigkeit,  die  Unternehmung 
einzuschränken,  aufzugeben.  Kapital  und  Arbeitskraft  herauszu- 
ziehen. Diese  Voraussetzung  tritft  niemals  genau  zu:  eben  des- 
wegen wird  die  Ueberwälzung  nicht  immer  zu  wirklich  gleich- 
massiger  Steuervertheilung  führen.  Namentlich  sind  es  oft  die 
schwächeren  Elemente,  welche  im  Concurrenzkampf  die  Steuer 
behalten  werden,  die  die  stärkeren  zu  iiberwälzen  vermögen.  Mit- 
unter wird  sich  ferner  nur  dadurch  eine  Ausgleichung  aer  Gewinne 
und  der  Besteuerung  vollziehen .  dass  der  betreffende  Verkchrs- 
process  zu  definitiven  Wertheinbussen  oder  Werthherabsetzungen 
besonders  der  stehenden  Kapitale  um  den  Betrag  der  kapitalisirten 
Steuer  führt  und  alsdann  diese  reducirten  Ka])italwerthe  der  Be- 
rechnung zu  Grunde  gelegt  werden.  So  kann  es  besonders  bei 
den  allgemeinen  Ertragssteuern,  der  Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe-, 
auch  bei  gewissen  Fällen  der  Leihzinssteucr  (Couponsteuer)  kommen, 
sowohl  in  Bezug  auf  Ungleichmässigkeiten  dieser  Steuern  unter 
einander,  als  auf  solche  bei  den  einzelnen  Steuerobjecten  und 
Steuerzahlern  innerhalb  jeder  dieser  Steuern,  Der  neue  Erwerber 
(Käufer,  Erbe)  ist  dann  nicht  mehr  übersteuert,  weil  beim  Kauf 
und  Erbgang  eine  solche  Neuregelung  der  Kapitalwerthe  erfolgt 
ist.  Aber  desto  bedenklicher  ist  die  Wirkung  der  Besteuerung 
auf  die  Rechtsvorgänger:  es  vollzieht  sich  hier  eben  eine,  mei.>t 
ganz  ungleichmässige  reelle  Vermögens  besteuerung. 

B.  —  §.  387.  Hinwirken  der  Ueberwälzung  auf  Un- 
gleich m  ä  s  s  i  g  k  e  i  t  der  P)  e  s  t  e  u  e  r  u  n  g.  In  einer  zweiten 
Kategorie  von  Fällen  fehlen  aber  überhaupt  die  bei  der  ersten 
doch  mehr  oder  weniger  zutreffenden  Voraussetzungen  für  eine  wirk- 
lich auf  Gleiehmässigkeit  hinwirkende  Steuerüberwälzung  grössten- 
theils  oder  gänzlich.  Die  unter  dem  Druck  der  Concurrenz  sich 
geltend  machende  Ueberwälzung  führt  entweder  nur  durch  höchst 
bedenkliche  Vorgänge,  ähnlich  wie  bei  dem  eben  erwähnten 
Beispiel  der  Ertragssteuern,  welche  zu  Vermögenssteuern  werden, 
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ZU  einer  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung;  oder  statt  der  Gleich- 
mässigkeit  ergiebt  sich  nur  eine  verstärkte  IJngleichmässig- 
keit  aus  einem  niemals  endenden  Ueberwälzungsprocesse.  Beide 
Eventualitäten  drohen  besonders  bei  einer  Besteuerung  der 
unteren  arbeitenden  Classen  durch  directe  Lohn-  (Ein- 
kommen-) und  durch  indirecte  Verbrauchssteuern  auf  Massencon- 
sumptibilien.  Die  Fälle  werden  dann  den  vorhin  schon  erwähnten 
ähnlich  und  es  ist  auch  dasselbe  Reguliruugsprincip,  das  sich  da- 
bei geltend  macht:  die  im  Concurrenzkampf  schwächeren  Ele- 
mente vermögen  die  Steuern,  durch  welche  sie  zunächst  getroffen 
werden,  nicht  zu  überwälzen  und  erhalten  eher  von  den  Steuern 
Andrer,  der  Stärkeren,  noch  etwas  auf  sich  tiberwälzt.  Diese 
Wirkungen  aber  können  sich  durch  die  gewöhnlichen  Verkehrs- 
processe,  welche  bei  freier  Concurrenz  die  Vertheihmg  und  Preis- 
bildung, daher  hier  speciell  die  Lohn-  und  Gewinnsthöhe  und  die 
Preise  der  oesteuerten  Artikel  regeln,  recht  wohl  vollziehen.  Das 
hat  die  Theorie  viel  zu  wenig  beachtet  und  das  eben  ist  die  oben 
gerügte  optimistische  Illusion.  An  dem  wichtigsten  hierherge- 
hörigen Falle,  an  der  hohen  Besteuerung  des  gewöhnlichen  Arbeits- 
lohns, wird  später  dargelegt  werden,  wie  grausam  hier  der  Opti- 
mismus ist,  sich  auf  „gerecht  ausgleichende"  Wirkung  der  Ueber- 
wälzung  zu  verlassen:  entweder  erfolgt  die  letztere  hier  überhaupt 
trotz  der  darauf  hindrängenden  Verkehrsgestaltungen  nicht  oder 
sie  erfolgt  unter  Vorgängen,  welche  schlimmer  als  das  Uebel  der 
ungleichen  Besteuerung  selbst  sind.    S.  §.  510  ff. 

V.  —  §.  388.  Eintheilung  der  Steuern  mit  Rücksicht 
auf  die  Ueberwälzuug.  Eine  solche  Eintheilung  ist  die  in  der 
Einleitung  über  die  Terminologie  (§.  338)  schon  besprochene  in 
directe  und  indirecte  Steuern.^) 


*)  Ich  halte  an  dieser  üblichen,  auch  von  Kau  vertretenen  Auffassung  der  Bc- 
grifle  , .directe"  und  „indirecte"  Steuern  fest.  Anders  Hoffmann,  Steuern,  S.  69  II'. 
und  wieder  ganz  verschieden  L.  Stein.  I,  455  H'.  Ersterer  nennt  Steuern  auf  den 
Besitz  directe.  auf  Handlungen  indirecte:  gezwungen  und  gegen  den  Sprach- 
brauch, auch,  wie  Hoffmann 's  Darlegung  zeigt,  nur  mittelst  verschiedener  Fictionen 
durchführbar.  Sein  Einwand  gegen  die  übliche  Auffassung,  dass  ncnilich  manche 
sogen,  indirecte  Steuern  direct  getragen  würden,  z.  B.  die  vom  Consumenten  selbst 
gezahlte  Verbrauclissteucr,  beruht  auf  der  eben  unzulässigen  Identificining  von 
indirectcn  und  Ver))rauchssteuern:  —  es  giebt  nur  „vorwiegend  in  direct  er- 
hobene Verbrauchssteuern".  Stein  nennt  völlig  willkürlich  directe  Steuern  die, 
deren  Subject  der  Besitzer  eines  bestimmten  Kapitals,  deren  Object  das  vom 
Kapital  getrennt  und  selbständig  dastehende  u.  berechnete  Einkommen  aus  demselben 
oder  die  selbständig  gesetzte  Steuerquelle  ist,  die  hier  als  finanzieller  Reinertrag  des 
Kapitals  erscheint  (S.    45S);  indirecte  Steuern  sind  ihm  dagegen  die  auf  die  Arbeit 
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1)  Directe  iSteuern  sind  solche,  wo  nach  der  Voraussicht, 
bez.  nach  der  Absicht  des  Gesetzgebers  der  Steuerzahler  auch 
der  Steuerträger  ist,  wo  also  eine  Ueberwälzung  auf  Andere 
nicht  vorausgesetzt  oder  gar  gewünscht,  mitunter  selbst  gesetzlich 
verboten  und  mit  Strafen  bedroht  wird. 

2)  Indirecte  Steuern  sind  umgekehrt  solche,  wo  der  Steuer- 
zahler voraussetzungsweise  nicht  der  Steuerträger  ist  oder  selbst 
absichtlich  es  nicht  sein  soll,  sondern  wo  eine  Ueberwälzung  auf 
Andere  vorausgesetzt  und  gewünscht,  ja  ebenfalls  wohl  selbst 
durch  Gebot  zu  erreichen  gesucht  wird. 

In  beiden  Fällen  fragt  es  sich,  ob  und  inwieweit  diese  Voraus- 
setzungen, dort  die  wirkliche  Belastung  des  Steuerzahlers  und 
die  Xichtüberwälzung,  hier  die  Nichtbelastung  des  Steuerzahlers, 
die  Ueberwälzung  und  damit  die  reelle  Besteuerung  Dritter  erreicht 
werden.  Wenn  auch  die  indirecten  Steuern  überwiegend  und  öfters 
vollständig  tiberwälzt,  die  directen  häufiger  nicht  tiberwälzt  werden, 
so  kommen  doch  in  Folge  der  Vielgestaltigkeit  der  Wirkungen 
der  Besteuerung  auf  den  Verkehr  mancherlei  Ausnahmen  vor.  Der 
Gesetzgeber  darf  sich  daher  nicht  dabei  beruhigen,  dass  die  directen 
und  indirecten  Steuern  schon  von  denjenigen  getragen  werden 
würden,  welche  er  besteuern  will.  Er  muss  vielmehr  auch  hier 
die  allgemeine  Theorie  der  Ueberwälzung  berücksichtigen  und  die 
Sätze  dieser  Theorie  an  der  Erfahrung  im  concreten  Fall  zu 
prüfen  suchen.  Er  darf  aber  auch  ebensowenig  die  Wechselfälle 
des  Ueberwälzungsprocesses  ganz  ignoriren  und  es  dem  Verkehr 
kurzweg  überlassen,  die  Steuerträger  zu  bestimmen:  eine  ganz 
principlose  Routine. 

VI.  —  §.  389.  Arten  und  Formen  der  Ueberwälzung. 
Die  Ueberwälzung  umfasst  zwei  Hauptarten,  von  denen  die 
zweite  wieder  in  zwei  besondere  Formen  zerfällt.  Dieselben 
lassen  sich  mit  technischen  Namen,  welche  von  Hock-')  herrühren, 
bezeichnen  als  Abwälzung  einer-.  Fort-  und  Rückwälzung 
andrerseits.  In  beiden  letzteren  Fällen  kann  auch  noch  von 
Weit  er  wälzung  gesprochen  werden,  d.  h.  von  einer  Fort-  oder 
Rückwälzung  Seitens  dessen,  auf  welchen  eine  Steuer  zunächst 
fort-  oder  rückgewälzt  worden  ist,  auf  Dritte,  Vierte  u.  s.  w. 


in  ihrer  Gonsumtion  (S.  464),  —  wo  er  dann  gleich  selbst  mit  sich  in  Widerspruch 
kommt,  wenn  er  die  ..Genosssteuern"  als  die  wahren  indirecten  Steuern  auf  die 
..Besitzenden"  auffasst  fS.  46S). 

'    Ho  eil,  fiff.  Abgaben  S.  9f>  ff.     Meim;  Ausfuhrung  z.  Th.  etwas  abweichend. 
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A.  A  b  wälzuiig  ist  der  wirthschaftliche  Process,  durch  welchen 
ein  bestimmter  Steuerbetrag  auf  eine  grössere  Anzahl  Steuerobjecte, 
einen  grösseren  Ertrag,  ein  grösseres  Einkommen  oder  Vermögen 
vertheilt  und  dadurch  wenigstens  relativ,  im  Verhältniss  zum 
Einkommen  u.  s.  w.  verringert  wird.  ^^)  Sie  geht  daher  beim 
Einzelnen  und  im  ganzen  Volke  aus  grösserer  Productions- 
thätigkeit,  welche  durch  die  Besteuerung  selbst  angeregt  wird, 
hervor,  kann  aber  auch,  unabhängig  von  solcher  Anregung',  bloss 
die  begleitende  Folge  allgemeiner  technisch- ökonomischer  Pro- 
ductionsfortschritte,  mitunter  selbst  von  blossen  Preisveränderungen 
der  besteuerten  Objecte  bei  stabilen  Steuersätzen  sein.  Bei  der 
Abwälzung  werden  also  die  Steuerzahler  und  Steuerträger  er- 
leichtert und  zwar  nicht,  wie  in  den  folgenden  Fällen,  auf 
Kosten  andrer  Steuerträger. 

B.  Fort-  und  Rückwälzung  sind  dagegen  Ueberwälzungen, 
durch  welche  Steuerzahler  und  eventuell  bisherige  Steuerträger 
ihre  Steuer  ganz  oder  theilweise  auf  Dritte  schieben.  Hier 
wird  dann  der  Unterschied  zwischen  Steuerzahler  und  Steuerträger, 
Steuerquelle  und  Steuerobject  practisch  wichtig. 

1)  Die  Fortwälzung  ist  nun  die  Ueberwälzung  in  der  Rich- 
tung vom  ersten  Steuerzahler  und  eventuell  ersten  Steuerträger 
zu  einem  anderen  Steuerträger.  Sie  geht  daher  regelmässig  vor 
sich  vom  Angebot  zur  Nachfrage,  vom  Producenten  eines  besteuer- 
ten Artikels  zum  Consumenten,  bez.  überhaupt  dem  Käufer  des- 
selben, vom  Unternehmer  einer  besteuerten  Unternehmung  zum 
Kunden  der  letzteren  oder  zum  beschäftigten  Arbeiter,  vom  direct 
besteuerten  Arbeiter  zu  seinem  Arbeitgeber  oder  zum  Käufer  der 
Arbeitsproducte.  Fortwälzung  wird  demnach  vorausgesetzt 
bei  den  indirecten  Steuern,  z.  B.  bei  den  Einfuhrzöllen,  den 
inneren ,  beim  Producenten  erhobenen  Verbrauchssteuern ;  es  IVägt 
sich  wieder,  wie  weit  diese  Annahme  richtig  ist.  Fortwälzung 
erfolgt  eventuell  aber  auch  gegen  die  Voraussetzung  bei 
directen  Steuern,  so  bei  gewissen  Ertrags-,  auch  bei  Personal - 
und  Einkommensteuern. 

Die  Fortwälzung  wird  zur  Weite rwälzung,  wenn  die  Steuer 
von  denjenigen,  auf  welche  sie  fortgewälzt  worden  war,  nun  Dritten, 

'")  Hock  bczciclinct  als  die  eine  Fonii  der  Al)wälziiiig-  den  Sclimuggel,  als 
die  zweite  Form,  d.  Abw.  im  engeren  Sinne,  die,  wo  „die  Steuer  auf  irgend  ein 
unpersönliches  Element  übertragen  wird ,  so  dass  sie  in  ihren  Wiikungcn  auf  das 
N'olkseinkommen  ganz  verschwindet".  Sie  sei  bei  allen  Steuern  mit  Ausnahme  der 
Einkommensteuer  durehzunihren.     S.  9S,  99. 
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von  diesen  \'ierten  u.  s.  w,  znj;eschüben  wird,  z.  I>.  der  Zoll  wird 
vom  Grosskautmauu,  welcher  die  Waare  einführt,  gezahlt  und  im 
Preise  auf  den  Zwischenhändler,  von  diesem  ebenso  auf  den  Klein- 
händler, von  diesem  auf  den  Gastwirth,  von  diesem  auf  den 
Gast  gewälzt. 

'2)  Die  Rückwälzung  erfolgt  umgekehrt  in  der  Richtung  von 
der  durch  fortgewälzte  Steuer  erst  zum  Steuerträger  gewordeneu 
Person  zurück  auf  den  ersten  Fortwälzenden  (und  eventuell  durch 
diesen  und  wegen  dieser  Rückwälzung  auf  Andre).  Sie  geht 
daher  vor  sich  von  der  Nachfrage  zum  Angebot,  vom  Consumenten 
des  im  Preise  entsprechend  gestiegenen  Artikels  zu  dessen  Produ- 
centen,  vom  Kunden  und  Arbeiter,  auf  welche  Steuern  fortgewälzt 
worden  waren,  zum  Unternehmer,  vom  Miether,  dem  eine  Haus- 
steuer des  Vermiethers  ziigewälzt  war,  auf  den  Vermiether  u.  s.  \y. 

Stehen  zwischen  dem  ersten  Fortwälzenden  und  dem  Rück- 
wälzenden mehrere  Zwischenglieder,  wie  z.  B.  zwischen  dem 
Grosskaufmaun  und  dem  Consumenten  eines  bezollten  Artikels, 
so  kann  die  Rückwälzung,  welche  sich  vom  Rückwälzendeu  zu 
seinem  ersten  Vordermann,  von  diesem  zum  nächsten  u.  s.  w.  voll- 
zieht, wieder  als  Weiter  wälzung  bezeichnet  werden. 

Für  alle  diese  Arten  der  Ueberwälzung  lassen  sich  nun  einige 
allgemeine  Regeln  deductiv  aus  der  Untersuchung  der  Wirksamkeit 
der  im  Verkehr  einwirkenden  Umstände  ableiten  und  durch  die 
Erfahrung  bestätigen.  Diese  Regeln  specialisiren  und  moditiciren 
sich  dann  für  die  einzelnen  Arten  der  Steuern,  z.  Th.  auch  der 
Steuerobjecte,  der  Erhebungsformen  u.  dgl.  m.  Hier  handelt  es 
sich  nur  um  die  Aufstellung  der  allgemeinen  Regeln.  Die  Ver- 
hältnisse der  Ueberwälzung  bei  einzelnen  Steuern  werden  dabei 
nur  als  Beleg  und  Beispiel  augeführt.  Weiteres  darüber  gehiirt 
in  die  specielle  Steuerlehre. 

VII.  —  §.  390.     Regeln  lür  die  Ueberwälzung.^') 

A.  Abwälzung,  In  Bezug  auf  sie  gilt,  dass  die  Besteuerten, 
„wenn  und  soweit  es  ihnen  gelingt,  ihre  Einkünfte  durch  ver- 
stärkte Leistungen  im  Gebiet  der  Erwerbsthätigkeit  um  den  Steuer- 
betrag oder  um  einen  Theil  davon  zu  vergrössern,  keinen  anderen 
Xachtheil  von  der  Steuer  haben,  als  dass  sie  mehr  Zeit  und  Kraft 
aufwenden  müssen."  '=*)  Führt  die  Besteuerung  selbst  zu  einem 
solchen  Streben   nach  Abwälzung,   so   kann  sie  einzel-  und  volks- 

")  Vgl.  ausser  Rau  §.   2ti7  11.  u.  Hock  bes.  Parieu  I.  (i'.i. 
'")  Rau  I.  §.  26S. 
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wirthschaftlicli  sogar  Vortheile  mit  sich  bringen,  vorausgesetzt,  dass 
Zeit  und  Kraft  der  Besteuerten  nicht  übermässig  angespannt  oder 
anderen  berechtigten  nicht-wirthschaftlichen  Interessen  nicht  zu  sehr 
entzogen  werden.  Gewisse  Steuern  haben  nun  in  der  That  die 
Wirkung,  zu  ökonomisch-technischen  Productionsiortschritten  die 
Besteuerten  (Steuerzahler)  anzuspornen.  Wenn  dann  Producte  mit 
einem  geringeren  Aufwand  von  Arbeit,  worein  sich  schliesslich  alle 
Kosten  auflösen,  besonders  mit  kleineren  „natürlichen"  Kosten  ^^) 
gewonnen  werden,  so  kann  die  Abwälzung  einzel-  und  volkswirth- 
schaftlich  ein  erheblicher  Gewinn  werden,  der  bei  dem  Urtheil 
über  eine  Steuerart  und  Erhebungsform  sehr  wohl  mit  berück- 
sichtigt werden  muss. 

Die  Abwälzung  kann  vor  sich  gehen  durch  Vergrösserung 
und  Verbesserung  des  Products  bei  gleichem  Arbeits-  und 
Kapitalaufwand  oder  bei  einem  solchen,  welcher  in  geringerem 
Grade  steigt  als  sich  das  Product  vergrössert  und  verbessert;  ferner 
bei  gleicher  Menge  und  Güte  des  Products  durch  Ersparung 
am  Arbeits-  und  Kapitalaufwand,  mithin  an  den  Pro- 
duc tionskosten  oder  durch  grössere  Ersparung  hieran  als  einer 
etwaigen  Verminderung  der  Menge  und  Güte  des  Products  ent- 
spricht. Es  häügt  dabei  von  dem  Verhältniss  ab,  in  welchem  sich 
Kosten  und  Preise  der  Producte  proportional  verändern  oder  nicht, 
wie  sich  alsdann  die  Vortheile  der  Productionsfortschritte  zwischen 
dem  Besteuerten  einerseits  und  der  als  Käufer,  Arbeiter  u.  s.  w. 
an  der  Production  und  an  der  Consumtion  der  Producte  direct 
und  indirect  mitbetheiligten  Bevölkerung  anderseits  vertheilen  : 
jedenfalls  hat  die  Volks wirthschaft  als  Ganzes  betrachtet 
einen  Gewinn.  Der  Besteuerte  aber  vermindert  relativ  für  sich 
und  für  die  Gesammtheit  des  Volks  die  Steuerlast. 

Hierher  gehörige  Fälle  können  sein: 

1)  Hinwirkungen  der  Gesammtbesteuerung  der  Einzelneu 
wie  des  ganzen  Volks  auf  gesteigerte  Thätigkeit  nach  den  beiden 
vorhin  genannten  Richtungen,  besonders,  wenn  solche  Besteuerung 
hoch  und  etwa  auch  drückend  veranlagt  ist  (Vermögenssteuer). 
Bei  der  Verwickeltheit  der  einschlagenden  Verhältnisse  ist  freilich 
ein  genauer  Beweis  für  eine  solche  Wirkung  der  Besteuerung  nie- 
mals möglich,  aber  es  lassen  sich  doch  Thatsachen  feststellen, 
welche   diese  Wirkung  mehr  oder  weniger  wahrscheinlich  machen 

")  Grundleg.  §.  83. 
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können.  Von  vorneherein  ist  dieselbe  auch  nicht  unwahrschein- 
lich unter  gewissen  Umstünden  und  ihr  thatsächliches  Vorhunden- 
sein  ist  hie  und  da  behauptet  worden.  ^*) 

2)  Wichtiger  sind  solche  Fälle,  wo  eine  bestimmte  einzelne 
Steuer  oder  S  t  e  u  e  r  e  r  h  e  b  u  n  g  s  a  r  t  notorisch  zu  gewissen  Pro- 
ductionsfortschritten  antreiben ,  durch  welche  die  Last  vermindert 
werden  kann.  Hier  lässt  sich  das  üb,  Wie  und  Wie  viel  der 
eingetretenen  Abwälzung  auch  öfters  ziemlich  sicher  controliren 
und  auf  ganz  bestimmte  ökonomisch-technische  Fort- 
schritte, sei  es  bei  der  Gewinnung  eines  grösseren  und  besseren 
Products,  sei  es  bei  der  Ersparung  an  Kosten,  zurückführen. 
Derartige  Fälle  liegen  vor  Allem  bei  solchen  indirecten  Verbrauchs- 
steuern vor,  welche  beim  Producenten  nach  der  Menge  des  Roh- 
stoffs oder  nach  Betriebsmerkmalen,  aus  denen  auf  die 
Rohstotfmenge  geschlossen  werden  kann  und  im  Steuerrecht  ge- 
schlossen wird,  erhoben  werden.  Die  wichtigsten  Beispiele  der 
neueren  Steuertechnik  liefern  gewisse  Formen  der  Branntwein-, 
Bier-,  Zuckerbesteuerung. ^^)  Verwandt  sind  ähnliche  Erschei- 
nungen bei  Ertrags  steuern,  besonders  bei  solchen  mit  fest- 
bleibenden (stabilen)  und  hohen  Steuersätzen,  welche  ebenfalls 
dazu  anreizen  können,  die  Steuerlast  durch  Steigerung  der  Er- 
träge verhältnissmässig  zu  vermindern.^-) 

An  und  für  sich  kann  eine  solche  Wirkung  der  Besteuerung 
dem  Staate  nur  erwünscht  sein,   denn  auch  der  eigentlich  volks- 

"i  M' Gull  och,  taxation,  p.  6  tf. :  ohne  den  französ.  Krieg  und  die  erhöhete 
Besteuerung  würde  das  Kapital  der  Briten  nicht  grösser  geworden  sein,  als  es  unter 
diesen  Umständen  geworden  (V,  Handelssuprcmatie ,  Fortschritte  der  maschinellen 
Technik  u.  s.  w.  haben  doch  wohl  mehr  geleistet). 

'■^)  Näheres  in  d,  spec.  Steuerlehre.  S.  Hock  S.  100.  Leber  Zucker,  v.  Kauf- 
mann Zuckerindustrie.  Nach  Hock  nahm  man  in  Oesterreich  1S36  an,  dass  aus 
einem  Eimer  Maische  mehliger  Stelle  (Getreide,  Kartoffeln)  2'/2"  iUkohol,  1S49  4", 
1S5G  ö" ,  1S62  in  grossen  gut  geleiteten  Brennereien  7 — T^l^"  erzeugt  werden.  Bei 
der  Kübenzuckerproduction  ging  man  um  1840  in  Deutschland  von  der  Annahme  aus: 
aus  20  Centner  frischer  Kuben  1  Centn.  Rohzucker.  Durch  Bau  zuckerhaltigerer 
Kuben  u.  durch  technische  Fortschritte  in  der  Fabrication  sank  der  erforderliche 
Betrag   an  Rohstoff  immer  mehr,   jetzt  braucht  man  11—12  Centn,  u.  noch  weniger. 

^"j  Hier  sind  freilich  andere  umstände,  (s.  §.  -i'.n)  die  mit  der  Besteuerung 
nicht  zusammen  hängen ,  wie  allgemeine  Veränderungen  der  Preise ,  Absatzverhält- 
nisse. Coltursysteme,  dann  sjjecieUe  techn.  Fortschritte  noch  wichtiger,  so  in  den  auch 
von  Hock  angeführten  Beispielen:  engl.  Landtaxe  v.  WM)  war  anfangs  207oi  -Glitte 
des  19.  Jahrh.  '.j— -^"/o  \'^"i  Reinertrag  (M'Culloch  S.  .58);  die  französ.  Grund- 
steuer sank  reell  in  diesem  Jahrh.  v.  20  auf  8"/o  (Hock,  Fin.  Frankr.  S.  142);  die 
üsterr.  Grundsteuer,  im  Normalsatz  v.  tfi^iy  (1824)  wurde  um  1860  dunhschnittlich 
nur  auf  G",,,  angenommen;  die  neue  preussische  von  1S61  ff.  von  nominell  über  9"i„ 
ist  reell  wohl  nur  höchstens  halb  so  hoch  im  Durchschnitt.  In  solchen  Fällen  spielt 
aber  auch  die  gleich  anfänglich  zu  niedrige  Einschätzung  mit. 

A     Wj.'MPi-.  rin:.n/wiss.-pi-i.liutt.     [|.  18 
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wirthschaftliche  Reinertrag  steigt  dadurch.  Aber  iu  einer  Hin- 
sicht hat  die  Sache  auch  ihre  Bedenken.  Dazu  im  Staude, 
eine  solche  Abwälzung  zu  bewerkstelligen,  sind  die  Steuerzahler, 
z.  B.  die  Producenten  jener  indirect  besteuerten  Artikel,  durchaus 
nicht  in  gleichem  Maasse.  Sie  gelingt  allein  oder  wenigstens 
vorzüglich  nur  den  „befähigteren  Elementen",  namentlich  ausser 
den  wirklich  ökonomisch  und  technisch  geschickteren  und  thätigeren 
Steuerzahlern  denjenigen  von  ihnen,  welche  über  grössere  Kapi- 
talien verfügen  und  alle  erforderlichen  technischen  Verände- 
rungen des  Betriebs  leichter  durchführen  können.  Im  Ganzen  ist 
daher  der  Grossbetrieb  besonders  im  Stande,  solche  Abwälzungen 
zu  bewirken.  Ja,  ein  gewisser  grösserer  Umfang  des  Betriebs  ist 
mitunter  die  Voraussetzung  des  Erfolgs  der  Betriebsänderungen 
in  dieser  Richtung  und  die  Besteuerung  begünstigt  daher  die 
ohnehin  vielfach  bestehende  Tendenz  zum  Grossbetrieb.  ^') 
Dies  hat  nun  aber  nicht  nur  manche  andere  Nachtheile;  es  führt 
auch  zu  einer  reellen  Ungleichheit  der  Besteuerung.  Die 
Kleinbetriebe  werden  verdrängt  oder  müssen  einen  Theil  der  Steuer, 
die  sie  vielleicht  nur  auslegen  und  fortwälzen  sollten,  wirklich 
auf  sich  nehmen.  ^^)  Eine  solche  Wirkung  in  Bezug  auf  die  Be- 
steuerung kann  nur  durch  eine  beständige  Neuregelung  der 
Grundlagen  der  Steuer,  wobei  jedem  betreffenden  Productionsfort 
schritt  sorgfältig  und  casu istisch  nachgegangen  wird,  compen- 
sirt  werden.  Allein  ein  solches  Verfahren  hat  wieder  manche 
andere  Bedenken  und  thatsächlich  meist  unüberwindliche  steuer- 
technische Schwierigkeiten.  Wie  so  oft  im  Steuerwesen  bringt  daher 
auch  die  Abwälzung  wieder  manches  neue  Dilemma  mit  sich.^^) 

3)  In  zahlreichen  Fällen  endlich  kann  der  Steuerdruck  zu 
Abwälzungen  gar  nicht  führen,  so  wenn  Zeit  und  Arbeitskraft 
schon  hinlänglich  angespannt  sind  —  wobei  man  es  freilich  mit 
ausserordentlich  elastischen  Verhältnissen  zu  thun  hat  — ;  oder 
wenn  es  an  Kapital  für  eine  vergrösserte  Production  oder  an  Ab- 
satz für  mehr  Producte  fehlt;  oder  wenn,  wohl  oder  übel,  die 
Mehrzahl  der  Besteuerten  einmal  nicht  zu  den  erforderlichen  Fort- 


'•)  Grundleg.  §.  137.  Bei  der  Spiritus-  u.  Zuckerindustrie  begünstigen  zumal 
gewisse  Steuerformen  den  Grossbetrieb  entschieden. 

'*)  Die  hier  sich  ergebenden  Missverhiiltnisse  hat  man  mitunter  selbst  im  Steuer- 
recht  berücksichtigen  müssen.  So  zahlen  nach  d.  norddeutschen  Branntweinsteuer- 
gesetzgebung  kleine  ländliche  Brennereien  unter  gewissen  Bedingungen  nur  ^  g  des 
Normalsatzes  der  Steuer. 

^")  Das  wild  v.  Huck  ii.  A.  nicht  genügend  berücksichtigt. 
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schritten  befähigt  ist.  Man  wird  sich  namentlich  in  Ländern  mit 
starker  Anspannung  der  Steuerschraube,  vollends  wenn  die  Steuer- 
erträge grossentheils  zur  Verzinsung  von  Staatsschulden  (etwa  gar 
im  Ausland  betindlicher)  und  zur  Bestreitung  des  Militäraufwands 
dienen,  hüten  müssen,  sich  hier,  wie  es  wohl  geschieht,  auf  den 
..Sporn"  der  Besteuerung  zur  Abwälzung  zu  verlassen.  Die 
Steuer  kann  hier  auch  umgekehrt  bei  den  kleinen  Leuten  (länd- 
lichen Grundbesitzern  u.  s.  w.)  vollends  jeden  Schatiensmuth 
lähmen,  den  Stumpfsinn  noch  steigern  und  somit  die  Production 
eher  noch  vermindern.  „Uebersteuerte''  Länder  und  Volksclassen 
zeigen  wohl  solche  Symptome  der  Wirkungen  der  Besteuerung. 

§.  391.  Mit  der  vorausgehend  erörterten  Abwälzung  ist  eine 
andere  Art  derselben  nicht  zu  verwechseln,  wenn  dieselbe  auch 
im  Effecte  das  gleiche  Resultat  für  den  Besteuerten  mit  sich  führen 
kann:  uemlich  die  thatsächli  che  Abwälzung  stabiler  Steuern 
in  Folge  allgemeiner  reeller  Vermehrung  der  dergestalt  besteuerten 
Erträge  (Einkommen  u.  s.  w.)  oder  in  Folge  gewisser  Preis- 
erhöhungen der  für  den  Geldwerth  der  Erträge  und  Einkommen 
massgebenden  Producte.  llieher  gehören  namentlich  gewisse  Vor- 
gänge bei  rechtlich  oder  thatsächlich  stabilen  Ertragssteuern, 
besonders  bei  der  Grund-  und  Gebäude-,  auch  bei  der  Ge- 
werbesteuer, wenn  feste  Steuersummen  auf  die  Ertragsquellen 
gelegt  sind.  Die  Ertragssteigerung  mit  oder  ohne  Mitwirken  des 
besteuerten  Rechtsinhabers  der  Steuerquelle  (Steigen  des  land- 
wirthschaftlichen  Bodenertrags,  der  Grundrente,  der  Miethrente), 
die  Preissteigerung  der  Bodenproducte  (Getreide,  Vieh)  führen  hier 
für  den  Besteuerten  zu  einer  reellen  relativen  Verminderung  seiner 
Steuerlast,  d.  h.  zu  einer  theilweisen  Abwälzung  der  Steuer.  Bei 
älteren  Grundsteuern  und  selbst  bei  neueren  nach  stabilem  Kataster 
ist  diese  Wirkung  öfters  in  grossem  Umfange  eingetreten,  was  bei 
der  Beurtheiluug  solcher  Steuern  ins  Gewicht  fällt.  Im  ganzen 
Steuersystem  entstehen  alsdann  gerade  durch  diese  Art  der  Ueber- 
wälzung  Ungleichmässigkeiten,  welche  ihre  Abstellung  in 
Reformen  der  betreffenden  Steuern  oder  in  anderweiten  Ergänzungen 
und  Umgestaltungen  des  Steuersystems  finden  müssen.  ^^) 

-"j  S.  die  Beispiele  ia  Note  16.  Stärkere  Veränderungen,  bez.  Ermässigungen 
der  reellen  Steuersätze  treten  in  relativ  kurzer  Zeit  noch  bei  Gebäudesteuern  mit 
einer  Yeranlagungsart  wie  z.  B.  die  preussische  in  rasch  fortschreitenden  Städten  ein. 
Dadurch  wird  dann  diese  Steuer  als  Staatssteuer  selir  ungleichmässig:  niedriger 
iii  Städten,  die  im  AufschwTing  begriffen  sind,  als  in  stagnirenden  Orten  oder  als  auf 
dem  platt'-n  Lande,  wie  man  in  Preussen  sieht. 
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B.  —  §.  392.  Fortwälzung.  =^\)  Hierfür  gilt  die  Regel: 
die  Steuer  wird  vom  Steuerzahler  oder  erstem  Steuerträger  dann 
und  in  dem  Maasse  und  um  so  leichter  fortgewälzt,  als  der- 
selbe bei  dem  in  Betracht  kommenden  Angebot  eine  Ein- 
schränkung vornehmen  kann,  in  Folge  deren  ein  nunmehr 
kleineres  Angebot  der  gleichen  Nachfrage  gegenüber  steht.  Bei 
Steuern,  welche  vom  Vorstand  einer  Unternehmung  gezahlt  werden, 
handelt  es  sich  daher  um  eine  entsprechende  Productionsein- 
schränkung,  die  voraussichtlich  nicht  sofort  von  anderer  Seite 
durch  grössere  Production  oder  Zufuhr  wieder  aufgewogen  wird. 
Bei  Personalsteuern,  wie  z.  B.  auf  den  Arbeitslohn  entscheidet 
sich  die  Fortwälzung  danach,  wie  das  Arbeitsangebot  reell  ver- 
mindert wird. 

Massgebend  sind  nun  hier  dreierlei  Beihen  von  Umständen : 
ökonomisch-technische  Verhältnisse  der  betheiligten  Unter- 
nehmuDgen,  Gewerbe,  Ertragsquellen  u.  s.  w. ;  persönliche  und 
persönlich-ökonomische  Verhältnisse  der  betheiligten  Steuer- 
zahler ;  endlich  die  Verhältnisse  der  wirthschaftlichenEechts- 
ordnung  in  ihrem  Einfluss  auf  die  Möglichkeit  einer  reellen  An- 
gebotsverminderung. 

1)  Nach  ihrer  ökonomisch-technischen  Einrichtung  sind 
diejenigen  Unternehmungen  u.  s.  w.  begünstigt,  welche  vornemlich 
mit  umlaufenden,  diejenigen  in  erschwerter  Lage,  welche  vor- 
nemlich mit  stehenden  Kapitalien  (wozu  hier  auch  Grund- 
stücke und  Häuser  zu  rechnen  sind)  produciren.  Daher  ist 
die  Fortwälzung  leichter  und  sicherer  —  von  vorübergehen- 
den Conjuncturen-Rückschlägen  abgesehen  —  im  Handel,  auch, 
wenigstens  soweit  dieser  Punct  entscheidet,  noch  im  Handwerk, 
schwerer  in  der  Fabrikation,  vollends  in  der  Bodenpro- 
duction,  beim  Grund-  und  Hausbesitz.  Wichtig  kann  dabei 
auch  noch  die  speci fisch  technische  Natur  der  sachlichen 
Productions mittel  (Kapitalien)  und  die  ökonomisch-technische 
Natur  der  Producte  selbst  werden.  Die  Fortwälzung  ist  um  so 
schwerer,  je  mehr  ein  Productionsmittel  nur  zu  einer  oder  wenigen 
bestimmten  Productionen  dienlich",  daher  je  fester  es  an  die  bis- 
herige Production  gebunden  ist,  z.  B.  im  Falle  von  Maschinen, 
von  Gebäuden  für  bestimmte  Betriebe  (Fabriken,  Mühlen),  von 
Grundstücken  für  bestimmte  Einzelzwecke  (Bergwerksboden),  und 

-')  Zuui  'l'lieil    iui  Anschluss   an  Parieu   a.   a.  ().     Kau,    I,    §.  2r)y  II'. ,    Hock 

s.  yi  11. 
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imigckcliit.  Die  Fortwälzuug;  ist  ferner  nni  so  srliwcrcr,  je  weniger 
iocal  gebunden  die  l'rodiiction  ist,  je  leichter  sich  der  Bedarf 
anders  woher,  eventuell  zum  alten  Preise,  versorgen  kann,  je  mehr 
das  betret^'endc  Bedürfniss  eine  Einschränkung  verträgt,  aufschieb- 
bar ist.  sieh  durch  Surrogate  befriedigen  lässt,  je  transportfähiger 
nach  ihrer  Beschatfenheit  und  ihrem  Werthe  die  Producte,  je 
besser  die  Comnuinicationsmittel  sind,  und  umgekehrt.  Eine  Fort- 
wälzung von  Steuern  wird  daher  z.  B.  dem  Landwirth,  Bergmann, 
Forstwirth  besonders  schwierig,  zumal  bei  technisch  hoch  ent- 
wickeltem Communicationswesen  (Dampf!),  ^^j  Die  Fortwälzung 
hängt  endlich  noch  ab  von  der  nach  den  einzelnen  Betrieben  sehr 
verschiedenen  Schwierigkeit  oder  Leichtigkeit,  unter  den  Produ- 
centen  ein  gemeinsames  gleichartiges  Vorgehen  in  Bezug 
auf  die  Regelung  der  Production  und  des  Angebots  zu  bewirken.  '^■^) 
In  der  Landwirthschaft  kann  davon  bei  der  gewöhnlichen  Lage 
der  Besitz-  und  Betriebsverhältnisse  kaum  jemals  die  Rede  sein, 
fast  ebenso  wenig  im  Handwerk,  eher  in  einzelnen  in  grossen 
Unternehmungen  concentrirten  Fabrikations-  und  Handelszweigen. 
Deiters  werden  aber  auch  hier  die  wirthschaftlich  kräftig- 
sten Unternehmer,  welche  am  Leichtesten  die  für  eine  umfassende 
Fortwälzung  erforderlichen  Massregeln  durchführen  könnten,  gerade 
eine  Sonderstellung  einzunehmen  für  das  ihnen  Vortheilhafteste 
halten.  Die  etwaige  Productionseinschränkung ,  zu  der  Andere 
greifen  oder  genöthigt  werden,  kommt  ihnen  dann  noch  zu  Gute, 
Die  besteuerten  Arbeiter  vermögen  vollends  selten  der  Besteuerung 
gegenüber  ein  gleichartiges  Verfahren,  das  die  Fortwälzung  der 
Steuer  gestattet,  einzuschlagen  (§.  511).  Da  nun  immer  alle  diese 
verschiedenen  Momente  zusammen  wirken,  in  derselben  Richtung 
oder  sich  kreuzend,  so  ist  ein  bestimmtes  Ergebniss  der 
Fortwälzungstendenz  a  priori  kaum  festzustellen ,  a  posteriori  aus 
der  Erfahrung  bei  der  grossen  Verwickeltheit  solcher  Processe 
nicht  sicher  zu  constatiren.  Um  so  weniger,  da  die  zweite  und 
dritte  Kategorie  von  Umständen  gleichzeitig  mitwirkt. 

2)  Auch    die    persönlichen   Verhältnisse   der  Steuerzahler 
sind  von  bedeutendem  Einflüsse,  weil  sich  danach  grossentheils  die 


**)  Die  practischen  Verächter  der  Theorie  in  unseren  gegenwärtigen  Steuer- 
debatten haben  trotzdein  die  eigene  Theorie  aufgestellt,  dass  bei  uns  der  Preis  der 
Bodenproducte  durch  —  die  Grundsteuer  gesteigert  werde!  Das  „Bodenlose"  dieser 
Theorie  weist  Conrad  im  Vorwort  zu  Kreinp,  Einfl.  d.  Ernteausfalls,  Jena  1879 
S.  IV.  mit  Recht  scharf  al». 

-^)  Eau  I,  §.  269  hebt  dies  bes.  hervor. 
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Ausführbarkeit  einer  Einschränkung  des  Angebots,  einer  Aenderung 
des  Gewerbes,  Berufs,  der  Kapitalanlage  u.  s.  w.  richtet.  Sowohl 
der  allgemeine  Bildungsstand  als  die  specielle  Berufs-  oder  Fach- 
fähigkeit der  Betheiligten  kommt  in  Betracht,  ermöglicht,  erleichtert, 
erschwert  den  Wechsel  des  Berufs  u.  s.  w.  oder  macht  ihn  un- 
möglich. Auch  die  persönlich-ökonomische  Lage,  die  Fähig- 
keit, länger  oder  kürzer  oder  gar  nicht  den  laufenden  Erwerb 
(Einkommen,  Lohn)  zu  entbehren,  u.  a.  dgl.  m.  spielt  dabei  mit. 
Die  Arbeiter,  die  „kleinen  Leute",  die  kleinen  Gewerbetreibenden 
sind  auch  in  dieser  Beziehung  für  den  Concurrenzkampf ,  den 
dieser  wie  jeder  Ueberwälzungsprocess  darstellt,  meist  schlecht 
ausgerüstet  (§.  511). 

3)  Endlich  ist  die  wirthschaftliche  Rechtsordnung  von 
wesentlich  mit  entscheidender  Bedeutung:  so  z.  B.  im  Gewerbe,  ob 
und  wie  weit  Gewerbe freiheit  oder  ein  beschränkendes  Gewerbe- 
recht, Zunftwesen,  Realgerechtigkeiten,  Concessionswesen  u.  s.  w. 
besteht;  wie  es  sich  mit  dem  Zug  recht  und  dem  Nieder- 
lassungsrecht verhält,  auch  mit  Aus-  und  Einwanderungs- 
recht; wie  das  Vertragsrecht,  Zinsrecht  u.  s.  w.  gestaltet  ist. 
Denn  danach  richtet  sich  grossentheils  wieder  die  Möglichkeit, 
diejenigen  Massregeln  vorzunehmen,  von  denen  die  Fortwälzung 
abhängt.  Das  freiere  Gewerberecht  erleichtert,  das  beschränken- 
dere erschwert  diese  Massregeln. 

Man  muss  sich  alle  diese  Umstände  vergegenwärtigen,  welche 
sich  im  practischen  Leben  ja  noch  tausendfach  compliciren,  um 
das  sichere  Vertrauen  auf  die  Fortwälzung  von  Steuern 
in  der  in  Aussicht  genommenen  Weise,  z.  B.  bei  den 
indirecten  Verbrauchssteuern  schliesslich  auf  den  Consumenten,  min- 
destens als  ein  oft  wenig  begründetes  bezeichnen  zu  können,  vollends 
das  Vertrauen  darauf,  dass  so  eine  „gerechte",  „gleichmässige" 
Besteuerung  hergestellt  werde.  Man  wird  nur  zugestehen  können, 
dass  wenigstens  nach  den  ökonomisch -technischen  und  den  Rechts- 
verhältnissen in  der  modernen  Volkswirthschaft  die  richtige  und 
vollständige  Fortwälzung  von  indirecten  Verbrauchssteuern 
der  üblichen  Art,  Einfuhrzöllen,  inneren  Steuern,  Accisen  u.  s.  w. 
immer  noch  leichter,  daher  wahrscheinlicher  ist,  als  die 
Fortwälzung  von  Steuern ,  welche  den  Arbeitslohn  treffen ,  von 
Ertrags-,  Einkommensteuern.  Die  Grundsteuer  wird  wohl  nur 
ganz  ausnahmsweise  durch  Steigerung  des  Productenpreises  auf 
den  Consumenten  fortgewälzt  werden  können. 
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C.  -  i;.  oi'o.  K  iickwä  Izung.-')  Im  AUgciuciuen  erscheinen 
bei  ihr  diejenigen  Lmstände  als  günstig,  welche  sich  für  die  Fort- 
wälzung als  ungünstig  erwiesen,  und  umgekehrt.  In  Ueberein- 
stimmung  hiermit  ist  die  Regel  aufzustellen :  die  Rückwälzung 
gelingt  d a n n  und  in  d e m  i\I a a  s s e  und  u m  s o  1  e i c h t e r ,  als 
die  dabei  in  Betracht  kommende  Nachfrage  eine  Verminderung 
erlaubt  und  verträgt,  so  dass  nunmehr  eine  kleinere  Nachfrage 
einem  gleichen  Angebot  gegenüber  steht.  Im  Einzelnen  zeigt 
sich  hier  wieder  Alles  von  Einfluss,  was  vorher  bei  der  Fort- 
wälzung dargelegt  wurde.  Speciell  mag  noch  hervorgehoben 
werden,  dass  bei  den  für  etwaige  Rückwälzung  typischen  Fällen 
der  Besteuerung  einzelner  Verbrauchsgegenstände,  durch  Zölle, 
innere  Steuern,  directe  sogen.  Luxussteuern  u.  dgl.  m.,  von  Seite 
des  Consumenten,  daher  der  Nachfrage,  wesentlich  die  Natur 
des  betretienden  Bedürfnisses,  die  Ersetzbarkeit  des  einen, 
besteuerten  Befriedigungsmittels  durch  andere  nicht  besteuerte 
Artikel  (Surrogate)  mit  entscheidet.  Die  Steuer  auf  nothwendigc 
und  nicht  ersetzbare  Consumptibilien  wird  schwerer,  die- 
jenige auf  entbehrliche  und  ersetzbare  leichter  rückgewälzt. 
Daher  z.  B.  öfters  eine  leichte  Rückwälzung  gewisser  Luxussteuern 
auf  den  Producenten  der  betretfenden  Objecte.  Ob  und  wie  weit 
dann  der  betretfende  durch  die  Rückwälzung  getroffene  Producent 
die  Steuer  endgiltig  tragen  muss  und  welches  überhaupt  die 
Weiter  Wirkungen  solcher  rückgewälzten  Steuer  sein  werden, 
dafür  sind  wieder  alle  die  Umstände  mitbestimmend,  welche  die 
Fortwälzung  mit  reguliren.  Eigenthümlich  kann  sich  bei  Häuser- 
steuern, die  auf  den  Miether  fortgewälzt  werden,  der  Rückwälzungs- 
process  gestalten.  Besonders  schwierig  wird  gewöhnlich  die 
Rückwälzung  von  Steuern  Seitens  der  Arbeiter  und  der  „kleinen 
Leute"  überhaupt  sein  (§.  511):  die  Bedingungen  dafür,  also 
z.  B.  für  die  Rückwälzung  von  indirecten  Verbrauchssteuern,  welche 
auf  diese  Classen  fortgewälzt  sind  (Salz-,  Tabak-,  Biersteuern, 
manche  Zölle),  sind  die  nemlichen  wie  für  die  Fortwälzung  directer 
Lohn-  und  dgl.  Steuern.  Auch  hier  schätzt  man  die  Schwierig- 
keiten für  die  Rückwälzung  der  Besteuerung  des  Arbeiters  auf 
Arbeitgeber  und  auf  (wohlhabendere)  Consumenten  der  Arbeits- 
producte  oft  viel  zu  gering  und  bewegt  sich  in  einem  bequemen, 
aber  unzulässigen  Optimismus,   oder  —  will   sich   darin  bewegen, 


-*)  Hock  S.  96  ff.     Paricu  a.  a.  0.     Kau  dgl. 
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obgleich  gerade  hier  die  Theorie  recht  wohl  im  Stande  ist,  die 
Umstände  anzugeben,  welche  vorliegen  müssten,  wenn  eine  be- 
hauptete Rückwälzung  erfolgen  sollte,  und  sich  leicht  nachweisen 
lässt,  wie  wenig  wahrscheinlich  oder  wie  bedenklich  der  Eintritt 
dieser  Umstände  ist.    Darüber  Näheres  unten  in  §.  511. 

D.  —  §.  394.  Auch  für  die  Weit  er  wälz  un  gen  endlich,  zu 
welchen  sich  die  Fort-  wie  die  Rückwälzung  gestalten  kann, 
lässt  sich  eine  allgemeine  Regel  aufstellen:  je  mehr  nemlich 
die  ganze  Lage  desjenigen,  auf  welchen  eine  Steuer  fort-  oder 
rückgewälzt  worden  ist,  der  Lage  des  ersten  Fort-  und  Rück- 
wälzenden gleicht,  desto  wahrscheinlicher  und  gleichartiger 
ist  die  betreffende  Weiterwälzung  und  so  fort.  In  dieser  Weise  wird 
also  z.  B.  die  Weiter-  Fortwälzung  von  Einfuhrzöllen  auf  die 
verschiedenen  Nachraänner  des  einführenden,  zollbezahlenden 
Grosskaufmanns  bis  schliesslich  zum  Consumenten  des  bezollten 
Artikels  ziemlich  gleichmässig  zu  erwarten  sein.  Im  Uebrigen 
gestalten  sich  diese  Weiterwälzungen  ganz  nach  Maassgabe  der 
Umstände,  welche  bei  der  Fort-  und  Rückwälzung  zur  Sprache 
gebracht  worden  sind.  Sie  führen  dazu,  dass  die  Wirkungen  einer 
Steuer  in  immer  weiteren  Kreisen  von  Personen ,  welche  irgendwie 
im  Verkehr  mit  dem  ersten  Steuerzahler,  als  Consumenten  der 
Producte,  Leistungen  desselben  u.  s.  w. ,  stehen,  sich  in  erhöhten 
Preisen  dieser  Producte  geltend  machen.  Der  ursprüngliche 
Steuerbetrag  eines  Steuerzahlers  kann  sich  auf  diese  Weise  mit- 
unter in  immer  kleinere  Theile  auflösen,  die  sich  wie  Productions- 
kostenpartikel  auf  die  Preise  der  Sachgüter  und  Leistungen,  auf 
die  Sätze  der  Zins-,  Mieth-,  Pachtrenten  u,  s.  w.  zu  legen  suchen. 

Ob  und  wie  weit  dies  freilich  in  Wirklichkeit  geschieht, 
lässt  sich  nicht  allgemein  angeben.  Die  Verhältnisse  der  Con- 
currenz  und  alle  die  manchfachen  Umstände,  welche  im  Voraus- 
gehenden berührt  worden  sind,  bestimmen  dies  mit.  Man  kann 
die  Möglichkeit  einer  solchen  allgemeinen  Weiterwälzung  einer 
Menge  von  Steuern  im  freien  Verkehr  und  die  Tendenz  dazu  bei 
den  meisten  einzelnen  von  einer  Steuer  betroffenen  Personen  nicht 
bestreiten.  Es  lässt  sich  hieraus  auch  ein  gewisses  Hinstreben 
des  Verkehrs  auf  gleichmässige  Vertheilung  der  Steuerlast  ableiten. 
Aber  viel  zuweit  geht  eine  neuere  Doctrin,  dass,  weil  jeder  Be- 
steuerte ein  solches  Streben  verfolge  und  seine  Steuern  als  Pro- 
ductionskosten  seiner  Güter  und  Leistungen  auffasse,  nun  auch 
daraus  das  sichere  Resultat  hervorgehe:  „jede  Steuer  werde 
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^•  0 n  Je d o ni  a u f  jede n  ü b c r w ä  1  z t ,  indem  Jede r  die  Steuern, 
die  er  zahlt,  nur  für  den  anderen,  der  sein  Product  brauclit,  aus- 
legt, um  sie  ihm  in  irgend  einer  Weise  aufzurechnen."  (L.  Stein).  2'') 
Dabei  wird  einfach  die  Unsumme  von  practischen,  aber  in  der 
Theorie  wenigstens  kategorieenweise  grossentheils  leicht  aufzu- 
findenden Schwierigkeiten  übersehen,  die  sich  einer  solchen  „all- 
gemeinen L'eberwälzung"  entgegenstellen.  Durch  die  „gesammte 
wirthschaftliche  Thätigkeit  einer  Nation"  muss  selbstverständlich 
die  „Gesammtsumme  aller  Steuern  wirklich  producirt"  w^erden. 
Das  Volk  oder  die  Volkswirthschaft  als  Ganzes  ist  unter  allen 
Umständen  (von  Besteuerung  des  Auslands  abgesehen)  die  Trägerin 
dieser  Steuerlast  und,  wie  immer  die  erste  Anlegung  der  Steuer 
erfolge,  wer  immer  erster  Steuerzahler  sei:  durch  den  Verkehr 
tritt  erst  die  endgiltige  „Steuervertheilung"  unter  die  einzelnen 
Volksangehörigen  ein.  Aber  dieser  „steuervertheilende  Verkehrs- 
process"  ist  nichts  Anderes  als  die  von  jener  Doctrin  seltsamer 
Weise  selbst  „begrifflich  abgethane"  Steuerüberwälzung.  Von 
dieser  nun  gilt  das  früher  Gesagte.  Wäre  es  anders,  warum 
sollte  sich  Theorie  und  Praxis  auch  um  die  Wahl  der  Steuer- 
arten und  Steuerobjecte  sonst  so  abmühen? 

VIII.  —  §.  395.  Das  Ergebniss  der  Erörterungen  über 
die  Ueberwälzung  ist  demgemäss  das  folgende:  dieselbe  erfolgt 
in  der  That  im  Verkehr  vielfach,  aber  doch  häufig  nur  unter 
grossen  Schwierigkeiten,  welche  mitunter  gar  nicht  zu  überwinden 
sind.  Auch  ist  es  nicht  möglich,  die  Wirkungen  im  Voraus  all- 
gemein sicher  festzustellen  oder  nachträglich  zu  ermitteln.  Eine 
Bürgschaft  dafür,  dass  durch  Ueberwälzung  eine  nachtheilige 
und  ungleichmässige  Besteuerung  sich  richtig  vertheile, 
wenn  auch  erst  nach  und  nach,  lässt  sich  daher  nicht 
geben.  Eine  Rechtfertigung  alter  Steuern  gegenüber  neuen  mit 
dem  Hinweis  auf  die  günstigen  Folgen  eingetretener  Ueberwälzung 
ist  somit  nicht  allgemein  möglich  und  auch  im  speciellen  Fall 
wegen  der  Verwickeltheit  des  Causalnexus  auf  diesem  Gebiete 
sehr  schwierig  und  unsicher.  Man  darf  desshalb  in  Bezug  auf 
gewünschte,  gemuthmasste  und  selbst  auf  wahrscheinliche  Ueber- 
wälzungen  nicht  zu  optimistisch  sein.  Vielmehr  hat  man  die 
Aufgabe,  die  Besteuerung  von  vorneherein  möglichst  so  einzu- 
richten, dass  sie  den  Grundsätzen  der  Volkswirthschaft  und  der 
Gerechtigkeit  entspricht. 

'^)  S.  oben  Vorbein.k.  S.  260  über  Stein 's  Lehre. 
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Dies  Ergebniss  ist  besonders  für  die  Bildung  des  Steuer- 
systems, die  Wahl  der  einzelnen  Steuern,  Steuerobjecte 
und  Steuererhebungsarten  wichtig. 


5.  Abschnitt. 

III,    Die  I*iincipieii  der  Gerechtigkeit  oder  der  fferechten 
Steiiervertheilniio, 

A.    Ueber  gerechte  Steuervertheilung  im  Allgemeinen. 

S.  oben  die  Vorbemerkungen  zu  diesem  ganzen  Hauptabschn.  S.  220  —  224, 
in  Bezug  auf  d.  Literatur,  auf  deren  Kritik  u.  auf  die  Abu'eichuugen  meines  eigenen 
Standpuncts  u.  der  Behandlungsweise  der  Streitfragen,  welche  daraus  hervorgeht. 

In  der  ausdrücklichen  Einräumung  des  Vorrangs  der  iinanzi^olit.  u.  auch  der 
voltswirthschaftlichen  Steuei'principien  vor  denjenigen  der  Gerechtigkeit  stimme  ich 
mit  Xasse,  Held  u.  A.  überein.  Daraus  folgt  aber  nicht,  wie  Held  anzunehmen 
scheint,  dass  die  „Gerechtigkeit"'  in  der  Besteuerung  überhaupt  ein  untergeordnetes 
Moment  sei.  Das  wird  auch  nicht  dadurch  begründet ,  dass  es  „ein  einfaches  all- 
gemein anerkanntes  u.  allgemein  anwendbares  Princip  der  Gerechtigkeit  nicht  gebe, 
wie  schon  der  nie  zu  schlichtende  Streit  darüber  beweise,  ob  dem  Steuersystem  im 
(janzen  die  Proportion  oder  die  Progression  zu  Grunde  liegen  müsse''  (Held,  Gut- 
achten über  Pers.besteuer.  S.  24,  vgl.  auch  ders.  in  Conrad's  Jahrb.  1S78,  II. 
236  ff. ,  u.  über  „Gerechtigkeit"  in  d.  Volkswirthsch.  überhaupt  in  s.  Grundriss  f. 
Vorles.  üb.  Nat.ök.  2.  A.  S.  71).  Ganz  richtig  sagt  dagegen  Nasse  (Gutacht.  eb. 
S.  2):  ,.Daraus  (dass  neml.  die  gerechte  Steuervertheilung  nicht  der  erste,  alles 
Andere  beherrschende  Gesichtspunct  sei)  darf  man  aber  freilich  nicht  anderseits,  wie 
es  auch  in  neuerer  Zeit  nicht  selten  geschehen  ist,  die  Folgerung  ziehen,  dass  der 
(lesetzgeber  der  Rücksicht  auf  gleichmässige  Steuervertheilung  sich  entschlagen  dürfe 
u.  dass  die  Frage,  was  ist  gleichmässige  Steuervertheilung,  eine  massige  sei.  Viel- 
mehr sind  wir  durchaus  der  Ansicht,  dass  überall,  wo  nicht  die  Erhaltung  oder 
die  Zwecke  des  Staats  bestimmte  Forderungen  stellen  —  [auch  hier  räumt  Held, 
Gutacht.  S.  24,  zu  viel  ein,  wenn  er  sagt,  die  Frage  nach  den  wirthschaftlichen 
Interessen  der  Gesammtheit  der  ünterthanen.  der  einzelnen  Stände  (?)  u.  des  Fiscus 
müsse  immer  in  den  Vordergrund  geschoben  werden".]  —  Gleichmässigkeit 
in  der  Steuervertheilung  herrschen  muss  u.  weisen  daher  die  Frage  nach 
dem  Princip  gleichmässiger  Steuervertheilung  keineswegs  von  uns  ab,  denn  ohne 
einen  solchen  festen  Richtungspun  c  t  würde  nicht  abzusehen  sein,  wie  man 
eine  bodenlose  Willkür  vermeiden  wollte."  S. '  auch  Neumann,  progr. 
Eink.st.  S.  100,  wo  mit  vollstem  Recht  in  Bezug  auf  das  Gerechtigkeitsproblem  u. 
Held's  Einwände  gesagt  wird :  .,was  der  Gesetzgeber  von  uns  verlangen  kann ,  ist, 
dass  wir  uns  aus  principiellen  (jründen  fiir  bestimmte  principielle  Ziele  aus- 
sprechen. Die  Ausführung  bleibt  natürlich  Sache  derjenigen,  die  das  Maass  der 
Ausführungsmöglichkeit  nach  den  betreffenden  Verhältnissen  beurtheilen  können. 
Aber  in  der  Idee  das  Ziel  suchen,  das  Ideal  construiren,  das  ist  uns  [d.  h. 
der  Theorie]  überlassen  u.  daran  haben  wir  fort  .u.  fort  zu  arbeiten." 

Was  Held's  weiteren  Einwand  mit  dem  Mangel  eines  einfachen  anerkannten 
und  anwendbaren  Princips  der  Gerechtigkeit  anlangt,  so  ist  es  eben  hier  die  Aufgabe, 
die  den  „historischen"  Nationalökonomen  bes.  nahe  liegen  müsste,  alle  diese  Fragen 
der  gerechten  Steuervertheilung  aus  dem  historischen  Standpuncte  aufzufassen  und 
ferner  das  Problem  gerechter  Steuervertheilung  in  Zusammenhnng  mit  demjenigen 
gerechter  Vertheilung  des  Nationaleinkommens  zu  bringen.  Ich  beziehe  mich 
für  den  ersten  Punct  auf  die  Vorbem.  oben  S.  223,  für  den  zweiten  auf  die  auch 
für  die  Steuerlehre  grundlegenden  Erörterungen  in  meiner  „Grundlegung",  bes.  im 
2.  Kap.  (d.  1.  Ausg.,  Kap.  2  d.  1.  Abth.  d.  2.  Ausg.)  über  „den  Bedarf  u.  die  Ein- 
kommenlehre vom  Vertheilungsstandpuncte"  §.  U4  fi.,  über  die  „Conjunctur"  §.  76  fl'.. 


Kiiiloitung-.  283 

über  flio  Eigeiithuiiisordining-  u.  iiber  Kapital-  u.  Giuiuicigeuthum  im  5.  Kap.  (^oder 
2.  Abth.  der  2.  Ausg.).  Durch  diese  Auffassung  ergiebt  sicli  eine  theilwcise  ver- 
scLiedeue  Motivirung  /.  R.  der  Steurrpiogression .  der  liüliercii  Besteuerung  des 
fundirten  Einkommens,  der  eventuellen  Freilassung  dos  „Existenzminimums",  abweicliend 
auch  von  Autoren,  wie  Neumann,  sogar  v.  Scheel,  mit  denen  ich  sonst  vielfach 
übereinstimme.  Nur  diese  Auffassung  ermöglicht  es  aljer  m.  E.  auch  zu  einer  tieferen 
u.  festereu  Begründung  gewisser  (Jevechtigkeitspostulate  u.  deren  Coiisequenzen  in  der 
Besteuerung  zu  gelangen  u.  Kelds  u.  A.  Vorwurf  der  Willkür  abzuweiseu.  Fiir  den 
Kernpunct  der  folgenden  Abschnitte  beziehe  ich  mich  daher  auch  auf  die  genannten 
Partieen  meiner  ..Grundlegung",  was  ich  u.  A.  gegenüber  der  Kritik,  welche  diese 
Abschnitte  linden  mögen,  ausdrücklich  hervorhebe. 

Die  Kechtsphilosophen,  die  g-erade  die  Gereihtigkeitspriucipieu  in  der  B('- 
>tenerung  vor  Allem  hätten  klären  müssen,  kommen  auch  hier  über  vage  Allgemein- 
heiteu  nicht  hinaus  und  verratlien  überall  den  Mangel  nationalökon.  Verständnisses. 
S.  die  liter.  Angaben  oben  S.  14S.  Die  Vertreter  der  theor.  Politik  haben  die 
Fragen  gleichfalls  nicht  erheblich  gefördert,  diejenigen  des  positiven  öffentl. 
Rechts,  dann  die  Historiker  beruhreu  höchstens  einmal  eine  solche  Principienfrage, 
deren  genauere  Erörterung  ja  auch  ausserhall)  ihrer  Aufgabe  liegt. 

Die  Nationalökonomen  und  Finanz-  oder  Stcuertheorotiker  haben  sich 
zwar  regelmässig  mehr  oder  weniger  eingehend  und  scharf  mit  diesen  Fragen  ausein- 
andergesetzt, aber  bei  der,  ihnen  (mit  wenigen  neuesten  Ausnahmen,  wie  zuniTheil 
Stein,  Schmoller,  v.  Scheel)  mangelnden  histor.  Auffassung  ii.  bei  der  gleich- 
falls fehlenden  Behandlung  dieser  principiellen  Fragen  der  Steuerlchre  im  Zusammen- 
hang mit  der  Lehre  von  der  Einkommenvertheilung  und  der  wirthschaftl. 
Rechtsordnung  sind  sie  nicht  zu  festen  Ergebnissen  gelangt.  Gewöhnlich  steht 
Behauptung  gegen  Behauptung,  z.  B.  in  der  Controverse  in  Bezug  auf  die  „Gleichheit 
der  Opfer".  Aus  d.  nat.ök.  Liter,  kann  ich  daher  fast  nur  auf  Schmoller's  Grundfr. 
V.  Recht  M.  Volkswirthsch. ,  bes.  Abschn.  IV.  auch  V  i^S.  94)  verweisen ,  wo  freilich 
die  Erörterung  zu  aphoristisch  bleibt.     Vgl.  sonst  noch  Mill,  B.  5,  K.  2. 

Aus  der  finanz.  Lit.  s.  die  Citate  in  d.  Vorbem.  zu  den  früheren  Abschnitten, 
speciell  bes.  Rau  l,  §.  250  ff.  (mit  liter.  Daten  über  einige  Autoren  in  den  Noten); 
Umpfenbach  l,  104,  IIS  ff'.;  Pfeiffer.  Staatseinn.  H,  16,  dann  Kap.  li  —  7; 
Stein  L  402  fl'.,  414  ff..  447  ff.,  4SI  ff.;  Held,  Eink.st.  Kap.  5  u.  bes.  d.  Liter.revue 
daselbst  S.  121  ff.;  Neu  mann,  progr.  Eink.st.  Kap.  4;  Nasse  u.  z.  Th.  die  anderen 
Gutachten  über  Personenbesteuerung  passim;  v.  Scheel,  progress.  Best.,  Tub.  Ztschr. 
B.  31  S.  27.3;  Schmoller,  preuss.  Fin.pol.  im  Jahrb.  d.  D.  Reichs  1S77  S.  110. 
114  ff.;  der  consequente  Standpunct  der  Theoretiker  des  Systems  d.  freien  Concurrenz 
uam.  bei  Faucher  u.  anderen  deutschen  Freihändlern,  s.  o.  S.  146.  Auch  neueste 
französ.  Autoren,  wie  Lcroy-Beaulieü  L  131  fl'.,  wissen  d.  Theorie  d.  Progressiv- 
steoer  nur  als  eine  „sentimentale  et  non  pas  rationelle"  zu  characterisiren. 

§.  396.  Einleitung.  „Was  ist  das  Gerechte?'^  Diese 
Urfrage  des  denkenden  Menschen  könnte  auch  an  die  Spitze  der 
Erörterungen  über  die  Principien  der  Gerechtigkeit  in  der  Be- 
steuerung gestellt  werden.  Sie  eingehend  philosophisch  zu  beant- 
worten, dazu  ist  natürlich  hier  nicht  der  Ort.  Es  ist  nur  daran 
zu  erinnern ,  dass  alle  Schwierigkeiten  der  Beantwortung  jener 
allgemeinen  Frage  hier  in  der  Erörterung  der  speciellen  Frage 
wiederkehren.  Merkwürdiger  Weise  ist  dies  selbst  in  der  Wissen- 
schaft nicht  immer  empfunden  worden.  Es  wären  sonst  nicht 
manche  sehr  bestreitbare,  mindestens  nur  sehr  relativ  wahre  Sätze 
über  die  „gerechte'^  Besteuerung  ohne  Beweis  aufgestellt  und  dann 
mit  diesen  Sätzen  wie  mit  Axiomen  und  unmittelbar  in  der  Praxis 
anwendbaren   Lehren   operirt   worden.     Man  hätte   in   Streitfragen 
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auch  öfters  eingesehen,  dass  man  sich  nicht  verständigen  könne, 
weil  man  schon  im  Ausgangspimct,  in  der  Grimdanschauung  be- 
züglich der  „Gerechtigkeit"  in  der  Besteuerung  differire  und  des- 
halb nothwendig  in  den  ConsequenzeUj  in  der  Aufstellung  bestimmter 
„Gerechtigkeitsforderungen"  für  die  Besteuerung  gleichfalls  aus- 
einander gehen  müsse.  Für  unsere  Zwecke  in  der  Finanzwissenschaft 
und  in  der  Steuerlehre  ist 'es  nun  vor  Allem  nothwendig,  genügt 
es  aber  auch,  sich  über  folgende  drei  Puncte  klar  zu  werden; 
nemlich  einmal  über  die  historische  Relativität  der  „Steuer- 
Gerechtigkeit",  ferner  über  die  Abhängigkeit  des  Urtheils 
bezüglich  der  letzteren  von  dem  Urtheil  über  unser 
privatwirthschaftliches  Concurrenzsystem  (§.397 — 399) 
und  endlich  über  den  Einfluss  von  Arbeitstheilung  und  Technik 
auf  die  Anwendung  der  Gerechtigkeitspostulate  (§.  400). 

I.  Relativität  der  Steuer-Gerechtigkeit. 

Auch  das  „Gerechte",  wie  alles  „Sittliche"  überhaupt, 
ist  nichts  Absolutes,  sondern  etwas  zeitlich  (historisch) 
und  örtlich  Relatives,  durch  die  Cultur  des  Volks  Bedingtes. i) 
Von  der  „Gerechtigkeit"  in  der  Besteuerung  gilt  das  in  besonderem 
Maasse.  Wir  dürfen  daher  auch  nicht  unsere  moderne  Anschauung 
zum  allgemein  giltigen  Maassstab  anderer  Zeiten  und  Völker  nehmen. 
Die  ehemaligen  ständischen  Steuerfreiheiten  und  Privilegien  z.  B. 
stehen  im  Einklang  mit  den  gesammten  Rechtsverhältnissen  jener 
Zeit,  mit  der  eigenthümlichen  ständischen  Gliederung  der  Be- 
völkerung, Sie  sind  für  jene  Periode  nicht  kurzweg  „ungerecht" 
zu  nennen,  selbst  in  dem  Falle,  wo  es  sich  um  wahre  Steuer- 
freiheiten (§.  361)  handelte.  Wir  fassen  jetzt  die  Frage  der  „ge- 
rechten" Besteuerung  nur  für  unsere  moderne  Cultur-  und  Rechts- 
periode ins  Auge,  Hier  können  wir  in  der  That  die  Grundsätze 
der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  als  Axiome 
der  Gerechtigkeit  in  unserem,  modernen  Sinne  betrachten, 
welche  mit  unserem  Begritl'  der  persönlichen  und  politischen 
(staatsbürgerlichen)  Freiheit  und  Gleichheit  gegeben  sind.  Aber 
nicht  nur  bleiben  auch  hier  grosse  Schwierigkeiten  bei  der  An- 
wendung dieser  einfachen  Axiome  auf  die  practischen  Steuer- 
probleme  bestehen:    es    ist    öfters   auch    in    der   blossen   Theorie 

')  Für  die  Begründung  dieser  „These",  die  mit  der  lierrschenden  Etiiiii  allerdings 
in  dirertein  Widerspruch  steht,  erlaul)e  ich  mir  auf  den  in  Aussicht  stehenden  2.  Band 
V.  Ihering's  „Zweck  im  Recht"  zu  verweisen.  Diese  „historische"  Auffassung 
ist  m.  E.  auch  eine,  freilich  von  AI.  v.  (Jttingen  nicht  gezogene  Gonsequcnz  der 
„Social-Ethik"  statt  der  blossen  Individual-Ethik. 
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schwierig,  die  richtige  uud  cousecjueiite  Anwendiiug  zu  bezeichueu. 
Ja,  noch  mehr,  auch  weuu  die  ,. Gerechtigkeit'^  der  beiden  Axiome 
an  sich  für  unsere  Periode  feststeht,  kann  sich  doch  noch  häufig 
ein  vStreit  darüber  erheben,  welche  Anwendung  der  Sätze  nun 
die  „gerechte''  sei.  So  bei  dem  immerhin  noch  einfacheren  und 
leichter  anwendbaren  Princip  der  Allgemeinheit,  vollends  aber  bei 
demjenigen  der  Clleichmässigkeit.  Bei  diesem  fragt  sich  eben 
wieder:  was  ist  die  „gerechte'*  Gleichmässigkeif?  AVorin  die 
Ansichten  in  mehr  als  einer  Hinsicht  auseinandergehen  und  nicht 
ohne  tieferen  Grund.  Von  besondrer  Bedeutung  ist  auch  hierbei 
namentlich  der  folgende  Punct. 

II.  —  §.  397.  Die  gerechte  Steuer vertheilung  im  Zu- 
sammenhang mit  der  Function  des  privatwirthschaft- 
lichen  Concurrenzsystems  betrachtet.  Das  Urtheil  über 
das,  was  „gerechte"  Besteuerung  oder  Steuervertheilung  sei  uud 
was  diese  dann  verlange,  daher  auch  über  die  richtige  Anwendung 
der  Grundsätze  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  der  Be- 
steuerung wird  nemlich  wesentlich  bedingt  von  der  Beurtheilung 
der  bestehenden  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung, 
wie  sie  sich  unter  dem  geltenden  Kechte  der  freien  Con- 
currenz  im  privatwirthschaftlichen  System  bildet:  daher 
bei  der  heutigen  persönlichen  Freiheit,  bei  dem  nicht  ausschliesslich, 
aber  weit  überwiegend  vorhandenen  Privateigenthum  der  Privat- 
wirthschaften  an  den  sachlichen  Productionsmitteln,  an  Boden  und 
Kapital,  und  bei  der  Vertragsfreiheit. 

A.  Wer  dieses  System  als  das  unbedingt  richtige  und 
allein  gerechte  betrachtet ,  wie  die  liberale  Oekonomik  der 
physiocratisch-Smith'schen  Schule  es  thut,  der  muss  folgerichtig 
auch  die  bestehende  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung,  das 
Product  dieses  Systems,  als  ganz  allein  richtig  und  gerecht  an- 
sehen, —  eine  Consequenz,  welche  die  schärferen  Denker  der 
Schule  auch  gezogen  und  bestimmt  formulirt  haben.  ^)  Für  den, 
der  also  urtheilt,  ist  aber  dann  auch  die  bestehende  Einkommen - 
und  Vermögensvertheilung  eine  nicht  weiter  zu  discutirende  That- 
sache,  welche  an  sich  und  mit  allen  ihren  ökonomischen  und 
socialen  Consequenzen  hingenommen  werden  muss.  Eine  dieser 
Consequenzen  ist  nun,  dass  ein  und  derselbe  Ausgabebetrag  den 
Personen  mit  verschiedener  Höhe  und  verschiedenen  Quellen   des 

*)  Grundleg.  §.  117,  121  fi.,  126.  129,  1.S4,  mit  d.  liter.  Noten,  bes.  in  d.  2.  AuH, 
S.  22iJ,  240. 
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Einkommens  und  überhaupt  in  verschiedener  ökonomischer  Lage 
einen  verschiedenen  Druck  verursacht  oder  umgekehrt,  dass  die 
Leistungsfähigkeit  dieser  Personen  nach  diesen  ökonomischen  Mo- 
menten dem  gleichen  Ausgabebetrag  gegenüber  verschieden  ist. 
Für  die  Besteuerung  ergiebt  sich  dann  die  Consequenz,  dass 
sie  an  der  als  richtig  und  gerecht  geltenden  Einkommen-  und 
Vermögensvertheilung  an  sich  möglichst  nichts  ändern  soll.  Die 
Besteuerung  wird  daher  hier  folgerichtig  auf  den  Zweck  der 
Deckung  des  Finanzbedarfs  streng  beschränkt  und  der 
früher  hervorgehobene  und  in  diesem  Werk  gerechtfertigte  „social- 
politische^'  Zweck  der  Besteuerung  wird  abgewiesen. 

Die  Consequeuzen  dieses  Standpuncts  für  die  Auffassung  der 
„Gerechtigkeit"  in  der  Besteuerung  und  für  die  Postulate  der 
Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  sind  dann  in  Kürze  die 
folgenden^): 

1)  Die  Allgemeinheit  wird  wörtlich  genommen,  daher 
ist  insbesondere  jeder  Staatsangehörige,  einerlei  ob  sein  Ein- 
kommen gross  oder  klein,  ob  Renten-  oder  Arbeitseinkommen  u. s.w. 
im  Princip  steuerpflichtig.  Keine  Steuerfreiheit  des  sogen.  Existenz- 
minimums (§.  405). 

2)  Die  Gleichmässigkeit  wird  als  „gleiche  Verhältnis s- 
mässigkeit  der  Steuer  zum  Einkommen"  aufgefasst,  d.  h. 
im  Princip  soll  ein  Jeder  die  gleiche  Quote  Steuer  von 
seinem  Einkommen  entrichten:  „Proportional "Besteuerung 
oder  der  gleiche  Procentsatz  von  allem  Einkommen,  also 
Abweisung  der  „Progressiv"-Besteuerung  d.  h.  des  stärker 
als    das    Einkommen   steigenden   Steuerfusses    für    grösseres 

"Hinkommen.  Auch  gleiche  Besteuerung  des  Arbeits-  und 
llenteneinkommens  und  Schonung  des  einzelwirthschaftlichen 
Vermögens-  und  Kapitalbesitzes,  daher  Beschränkung  der  Be- 

■"')  Am  Characteristisclistcn  u.  am  Meisten  pöintirt  treten  diese  Consequenzen  wohl 
bei  einzelnen  Rednern  auf  den  volkswirthschaftl.  Congressen  herror,  so  bei 
Fauch  er,  Michaelis,  Wolff  u.  A.  m.  Vgl.  die  Debatten  im  7.  Congr.  1867  zu 
Hamburg  über  Staats-  u.  Gemeindesteuern,  in  d.  volksw.  Viertelj.schr.  1867  B.  3,  im 
Danziger  Congr.  1872  über  Schulgeld,  eb.  1872,  B.  3.  Die  blosse  (selbst  proportio- 
nale, nicht  progressive)  Einkommensteuer  wird  hier  gelegentlich,  weil  sie  eine  Ver- 
letzung des  Princips  von  Leistung  und  Gegenleistung  sei,  als  „communis tisch" 
oder  als  „dicht  an  die  Grenze  des  Communismus"  streifend  bezeichnet.  Aehnlich  in 
l'rankreich  (selbst  nach  1871  noch!)  Thicrs.  S.  die  gut  ausgewählten  Oitate  bei 
Neumann  S,  66  11'.,  212  11'.  Neumann  übersieht  nur,  dass  diese  Anschauungen 
streng  consequente  auf  dem  Boden  der  Rechtsordnung  der  „staatsbürgerlichen" 
Periode  u.  nach  der  Theorie  der  freien  Concurrenz  sind.  —  Die  einzelnen  Sätze 
im  Text  linden  ihre  Erläuterung  und  Kritik  in  den  späteren  Abschnitten. 
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steuenniii-  auf  die  Quelle  des  Einzel- E  i  n  k  o  ni  ni  c  n  s.  V e r  m ö g  e n  .s  - 
und  Kapital  steuern  (wenigstens  als  Kegel,  also  von  abnormen 
Zeitverhältnissen  abgesehen)  daher  nicht  als  eigentliche  (reelle) 
solche  Steuern,  welche  das  \'erin(»geu  bez.  Kapital  des  Einzelnen 
vermindern,  sondern  nur  eventuell  als  nominelle  Vermögens- 
steuern, welche  bloss  Formen  der  Einkommensteuer  sind. 
Streng  folgerichtig  auch  die  Ablehnung  jener  Begründung  der 
Progressivbesteuerung  des  grösseren  Einkommens  und  der 
höheren  Besteuerung  des  Kenteneinkommens  mit  dem  Hinweise 
auf  die  „grössere  Leistungsfähigkeit''  der  Bezieher  dieses  Ein- 
kommens oder  auf  den  „geringeren  Druck",  das  „kleinere 
Opfer'',  des  gleichen  Steuerbetrags  für  diesen  Einkommenbezieher 
im  Vergleich  zum  ärmeren:  denn  diese  allerdings  unbestreitbaren 
Thatsachen  der  grösseren  Leistungsfähigkeit  und  des  geringeren 
Steuerdrucks  sind  wieder  nur  Consequenzen  der  bestehenden 
Einkommen-  und  Vermögensvertheilung ,  an  welcher  nichts  ver- 
ändert werden  soll  und  darf,  eben  solche  Consetiuenzen  wie  die 
vorerwähnte,  dass  der  gleiche  Ausgabebetrag  Personen  ungleichen 
Einkommens  verschieden  trifft.*)  Die  Progressivbesteuerung  und 
die  höhere  Besteuerung  des  Renteneinkommens  ist  vielmehr  hier 
nicht  principiell  an  sich,  sondern  nur  zur  Ausgleichung 
etwaiger  umgekehrt  progressiv  wirkender  Besteuerung  des 
kleinen  und  des  blossen  Arbeitseinkommens  (z.  B.  in  Folge 
starker  Verbrauchsbesteuerung)  zu  rechtfertigen,  —  freilich  hier 
auch  vom  Standpunct  „gerechter'',  d.  h.  hier  wahrer  Proportio- 
nalbesteuerung zu  verlangen. 

Der  mit  diesen  Ausführungen  vorläufig  wohl  genügend  er- 
läuterte Gesichtspunct  bei  der  Besteuerung  mag,  zum  Unterschied 
von  dem  folgenden,  der  rein  finanzielle  oder  fiscalische 
genannt  werden.  Die  Gerechtigkeit  der  gezogenen  Folgerungen 
für  die  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  ist 
nicht  anzufechten,  wenn  man  die  Prämisse  zugiebt:  die  Richtig- 
keit und  Gerechtigkeit  der  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung 
im  privatwirthschaftlichen  System  der  freien  Concurrenz.  Die 
Consequenzen  stehen  und  fallen  mit  der  Prämisse. 

B.  —  §.  398.  AViederum  bloss  unter  Bezugnahme  auf  die 
eingehenden    Erörterungen   über    dieses   System    der    freien    Con- 

*)  Eben  deshalb  erscheint  auch  mir  von  diesem  Standpuncte  aus  Neu  mann 's, 
Scheel's  u.  A.  „Begründung"  der  Progrcssivbestenerung,  so  riclitig  sie  an  sich  ist, 
nicht  beweiskräftig  und  der  Einwand  der  Gegner  nicht  unriclitig. 
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currenz  in  der  „Grrundlegimg'' ,  Erörterungeu ,  welche  hier  nicht 
wiederholt  werden  können,  ist  jedoch  diese  Prämisse,  jedenfalls 
wenigstens  in  dieser  Allgemeinheit,  wie  die  liberale  Oekonomik  sie 
aufstellt,  nicht  als  richtig  anzuerkennen.  Die  Behauptung  der 
Schule,  dass  die  bestehende  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung 
richtig  und  gerecht  und  allein  richtig  und  gerecht  sei,  weil  sie 
das  Product  der  freien  Concurrenz,  ist  eines  Theils  eine  petitio 
principii,  anderen  Theils  ignorirt  sie  völlig  denEinfluss  der 
geschichtlich  überkommenen,  in  das  System  der  freien 
Concurrenz  als  „wohlerworbene  Rechte"  herüber  genommenen, 
aber  auf  ganz  anderer  Rechtsbasis  entstandenen  Privat  -  Besitz- 
verhältnisse. ^)  Die  Consequenz,  welche  für  die  Besteuerung  ge- 
zogen wird,  dass  jene  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung  ein 
Noli  me  tangere  sein  müsse,  ist  daher  in  dieser  principiellen 
Allgemeinheit  unrichtig.  Es  darf  vielmehr  noch  ein  zweiter 
Gesichtspunct  neben  dem  rein  finanziellen  für  die  Besteuerung 
aufgestellt  werden:  der  socialpolitische,  kraft  dessen  die 
Steuer  nicht  nur  Mittel  zur  Deckung  des  Finanzbedarfs,  sondern 
zugleich  ein  solches  Mittel  dazu  ist,  welches  in  die  bei  freier 
Concurrenz  entstandene  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung 
corrigirend  mit  eingreift.*^)  Es  hat  dies  namentlich  in  der 
Weise  zu  geschehen,  dass  zwischen  ökonomischem  „Verdienen" 
und  „Gewinnen  aus  Conjuncturen"  möglichst  unterschieden 
wird  —  ein  practisch  schwieriges  Problem  bei  der  Flüssigkeit  der 
Grenzen  dieser  zwei  Erwerbe,  aber  ein  in  dem  practisch  genügen- 
den Maasse  nicht  unlösbares  Problem  (§.  473  ff.).  Es  ist  ferner  auch 
im  gewöhnlichen  ökonomischen  Erwerbsprocess  der  Erwerb  aus 
Arbeit  und  der  Rentenbezug  (Grund-  und  Kapitalrente)  mehr 
zu  unterscheiden  und  die  Thatsache  zu  berücksichtigen,  dass  der 
grössere  Erwerb  und  die  Vermögensbildiing,  welche  er  ermöglicht, 
regelmässig  neben  der  persönlichen  Leistung  das  Mitspielen  des 
Factors  „Glück"  im  grösseren  oder  geringeren  Maasse  bedingt. 
Weiter  kann  erst  von  diesem  socialpolitischen  Standpuncte,  nicht 
schon  von  dem  finanziellen  aus,  jene  an  sich  unbestreitbare  That- 
sache der  grösseren  Leistungsfähigkeit  des  höheren  vor  dem 
geringeren  ebenso  wie  des  Renten-  vor  dem  Arbeitsein- 
kommen in  der  Besteuerung  gerechte  Beachtung  finden.  Und 
endlich   rechtfertigt    sich    von    diesem   Standpuncte   aus   auch    die 

')  (iiunillc-    S.    124,   12.j,  2!!!)  II.,  .'ilr!  ll.,  :)(i;)  IC. 
")  (uuiRlleg.  g.  '.i'J,   105,  bes.  in  il.  2.  Aull. 
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principielle  Begiiiistij;ung"  der  C lassen  mit  kleinem  und 
unsicherem  und  blossem  Arbeits  einkommen  in  der  Be- 
steuerung, z.  B.  mittelst  gewisser  Steuerbefreiungen;  Massregeln, 
welche  dann  nothwendig  auf  eine  höhere  Besteuerung  der  wohl- 
habenderen Classen  hinauslaufen,  aber  socialpolitisch  ebenso  ge- 
rechtfertigt sind,  wie  die  bereits  so  vielfach  erfolgende  Herstellung 
ötfentlicher  Einrichtungen  für  die  unteren  Classen  (z.  B.  im  Schul- 
wesen) ohne  deren  entsprechende  Belastung,  nur  aus  allgemeinen 
ötfentlichen  Mitteln. 

Die  Consequenzeu  dieses  socialpolitischen  Standpuncts  für  die 
Postulate  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  sind  im  Einzelnen 
etwa  die  folgenden. 

1)  Die  Allgemeinheit  wird  nicht  wörtlich  genommen,  auch 
nicht  für  die  Staatsangehörigen.  Es  kann  vielmehr  die  Befreiung 
der  Personen  mit  kleinem,  namentlich  Arbeitseinkommen  von  Steuern 
überhaupt  oder  von  gewissen  Steuern  (z,  B.  directen  Einkommen- 
steuern) eintreten  (sociale  Forderung  der  Steuerfreiheit  des 
Existenzminimums).  Und  zwar  wird  eine  Steuerfreiheit  hier  nicht 
nur,  wie  selbstverständlich  ist,  zur  Ausgleichung  anderer  höherer 
Steuern,  sondern  an  sich  gerechtfertigt,  um  die  „kleinen  Leute" 
ökonomisch  reell  zu  entlasten. 

2)  Die  Gleichmässigkeit  wird  hier  verstanden  als  „Be- 
steuerung möglichst  im  Verhältniss  zu  der  in  stärkerer 
Progression  als  das  absolute  Einkommen  (und  Vermögen) 
steigenden  wirthschaftliehen  Leistungsfähigkeit."  Da- 
her hier  die  principielle  Forderung  der  Progressivbesteue- 
rung des  höheren  Einkommens,  d.  h.  der  stärker  als  dies  Ein- 
kommen steigenden  Besteuerung  und  Abweisung  der  blossen 
P rop ortion albesteuerung.  Ferner  höhere  Besteuerung  des 
fundirten  oder  Rente  neinkommens  (oder  kurzweg  des  Besitz - 
einkommens)  als  des  Arbeitseinkommens.  Zu  diesem  Zweck 
demnach  abermals  eventuell  Progression  mit  Unterscheidung  der 
Einkommenquelle,  oder  neben  der  sonstigen,  insbesondere  auch 
der  gewöhnlichen  Einkommenbesteuerung  noch  ergänzende 
eigentliche  Luxus-  oder  allgemeine  Vermögens-  bez.  Kapital- 
steuern,  diese  z  u  n  ä  c  h  s  t  als  Formen  höherer  Einkommensteuer. 
Weiter  Streben  nach  solchen  Steuern  oder  nach  solcher  Einrichtung 
allgemeiner  Steuern,  mittelst  deren  die  Extrabesteuerung  des  zu- 
fälligen, persönlich  ökonomisch  „unverdienten",  aus  „Conjunc- 
turen  gewinnen"  u.  s.  w.  herrührenden  Ervverbs  getroffen  wird 

A.  Waguer,  Fiuauzwisäeuschaft.     II.  19 
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(gewisse  Besitzwechselsteuern,  Börsensteuern  u.  dgl.  §.473  ff.).  Streng 
genommen  erscheint  auch  die  Erbschaftssteuer  nur  von  diesem 
zweiten,  socialpolitischen  Standpuncte  aus  genügend  gerechtfertigt. 
Denn  die  ganze  Eigenthums-  und  Erbordnung  wird  hier  nicht  als 
etwas  Selbstverständliches,  vom  Staate  im  Grunde  Unabhängiges 
angesehen,  wie  in  der  Grundanschauuug  der  liberalen  Oekonomik, 
sondern  wesentlich  als  Product  der  rechtsbildenden  Thätigkeit  der 
im  Staate  repräsentirten  Volksgemeinschaft.  Endlich  können  hier 
auch  eigentliche  (reelle)  Vermögens-  und  Kapitalsteuern, 
welche  nicht  bloss  das  Einkommen  treffen,  ernstlich  in  Frage 
kommen,  wie  denn  die  Erbschaftssteuer  schon  eine  solche  ist. 

Die  grundsätzliche  Rechtfertigung  dieses  socialpolitischen 
Besteuerungsgesichtspuncts  und  seiner  practischen  Consequenzen 
für  die  von  ihm  aus  „gerechte"  Einrichtung  der  Besteuerung  ge- 
hört nicht  in  die  Finanz  Wissenschaft,  sondern  in  den  grund- 
legenden Theil  der  National-  oder  Socialökonomie. 

§.  399.  Für  die  hier  behandelte  Frage  von  der  „Gerechtig- 
keit" der  Besteuerung  oder  genauer  gesagt  der  Steuervertheilung 
ist  nun  besonders  zu  beachten,  dass  es  von  jedem  der  beiden 
Gesichtspuncte  aus,  dem  rein  finanziellen  und  dem 
socialpolitischen,  eine  „gerechte"  Besteuerung  giebt, 
die  sich  freilich  wesentlich  verschieden  gestaltet.  Viele  wichtige 
Streitfragen  würden  sich  sehr  vereinfacht  haben,  wenn  man  sich 
darüber  klar  gewesen  wäre.  Von  jedem  dieser  Gesichtspuncte  aus 
gelangt  man  daher  auch  zu  einem  zwar  verschiedenen,  aber 
einheitlichen,  streng  logisch  folgerichtigen  und  ratio- 
nellen, der  Gerechtigkeit  entsprechenden  Steuersystem. 

Unser  bestehendes  Steuerwesen  in  den  Culturländern  und 
unsere  bisherige  Steuertheorie  stehen,  dem  Character  unserer 
„staatsbürgerlichen"  Periode  gemäss,  im  Wesentlichen  auf 
dem  rein  finanziellen  Standpuncte,  aber  —  doch  schon  nicht  mehr 
ausschliesslich.  Vielmehr  finden  sich  bereits  in  der  Praxis  einige 
Einrichtungen,  welche  eigentlich  in  Widerspruch  mit  diesem  Stand- 
puncte sind,  z.  B.  gewisse  Rücksichten  auf  ungleiche  Leistungs- 
fähigkeit auch  bei  gleichem  Einkommen,  Progressivscalen  (oder 
wie  sie  neuerdings,  aus  Scheu  vor  dem  Princip,  wohl  genannt 
werden:  Degressivscalen)  bei  Einkommensteuern,  Spielgewinnst- 
steuern  und  Aehnliches,  sehr  allgemein,  aber  einzeln  manchfach 
verschieden  Erbschaftssteuern.  Auch  in  der  Finanzwissenschaft 
sind    solche  Einrichtungen    gebilligt   und    öfters  verlangt   worden. 
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Indessen  die  conseiiuenteren  Practiker  und  Theoretiker,  weklie 
dem  fcjysteni  der  freien  Coneurreuz  einmal  anhängen,  haben  sieh 
dagegen  verwahrt  und  z.  B.  gewisse  Folgerungen  aus  dem  Priucip 
der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  als  ungerecht  und 
als  „Etappen  zum  8oeialismus  und  Communismus^'  verworfen. 
Wenn  trotzdem  Praxis  und  Theorie  solche  ,,socialistische  Vellei- 
täten'*  immer  mehr  begehen ,  so  liegt  darin  implicite  die  Aner 
kennung,  dass  der  rein  finanzielle  Steuergesichtspunct  allein  fUr 
sich  nicht  mehr  haltbar  ist,  sondern  einer  Berichtigung  durch  den 
socialpolitischen  bedarf.  Diejenigen,  welche  dies  bestreiten  und 
doch  für  Progressivbesteuerung,  Erbschaftssteuern  u.  dgl.  m.  prin- 
cipiell  —  also  nicht  nur  zum  Ausgleich  umgekehrter  Progressiv- 
besteuerung der  unteren  Classeu  durch  Verbrauchssteuern  u.  s.  w.  — 
plaidiren,  möchten  sich  der  Consequenzen  dieser  ihrer  Forderungen 
nicht  ganz  klar  ge\vorden  sein. ')  So  reicht  z.  B.  die  Begründung 
der  Progressivbesteuerung  des  höheren  Einkommens  als  eine  Forde- 
rung der  Gerechtigkeit  nicht  aus,  wenn  sie  nur  mit  dem  Hinweis 
auf  die  grössere  wirthschaltliche  Leistungsfähigkeit  dieses  Ein- 
kommens, auf  den  höheren  Betrag  des  „freien"  Einkommens,  auf 
die  Thatsache  geführt  wird,  dass  bei  höherem  Einkommen  eine 
kleinere,  bei  niedrigerem  eine  grössere  Quote  auf  den  nothwendigen 
Bedarf  des  Einzelnen  oder  der  Familie  verwendet  werden  muss: 
Alles  ganz  richtige  und  wichtige  Facta,  aber  für  die  Besteuerungs- 
frage nicht  entscheidend,  weil  sie  blosse  Consequenzen  der  be- 
stehenden Einkommen-  und  Vermögensvertheilung  und  des  privat- 
wirthschaftlichen  Verkehrssystems  sind. 

Richtiger  ist  das  offene  Zugeständniss,  dass  dersocial- 
politische  .Standpunct  auch  hier  in  der  Besteuerung 
l»rincipiell  berechtigt  ist.  Er  ringt  sich  aber  auch  unabhängig 
von  der  Stellung  der  Theorie  im  Volksbe\vusstsein  und  daher  in 
der  Besteuerung  zur  Geltung  empor,  wie  sich  aus  manchen  An- 
zeichen ergiebt.  Es  bestätigt  sich  dadurch  nur  wieder  der  Eintritt 
einer  neuen,  der  „socialen  Phase"  der  Besteuerung,  welche 
durch  die  ganze  moderne  Entwicklung  der  Culturvölker  bedingt 
ist.  Unvermeidlich  erlangt  dadurch  die  Frage,  was  in  der  Be- 
.steuerung  „das  Gerechte"   sei,   eine  andere   Antwort,   als  in   der 

')  So  doch  auch  selbst  Neu  mann,  wenn  er  auf  der  anderen  Seite  gegen  Held 
und  dessen  (allerdings  mit  dessen  sonstiger  Steuertheorie  kaum  vereinbaren)  These 
polemisirt.  dass  durch  die  Besteuerung  der  Gegensatz  zwischen  den  socialen  Ständen 
^.' mildert  werden  soUe.     Progr.  St.  S.  !I9  (womit  S.  104  nicht  in  Einklang). 

ly* 
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bisherigen  ,, Periode  der  staatsbürgerlichen  Freiheit  und  Gleichheit'^, 
in  welcher  die  Antwort  auf  jene  Frage  selbst  wieder  anders  als 
in  der  vorhergehenden  „ständischen  Periode''  lautete.  Der  ganze 
Begriff  der  „Gerechtigkeit"  verändert  sich  und  offen- 
bart sich  damit  überhaupt  wieder  als  ein  historischer 
Begriff.  Je  mehr  es  geschieht  und  im  Volksbewusstsein ,  daher 
im  Rechtsgefühl  der  Nation  zur  Geltung  kommt,  desto  grössere 
Veränderungen  in  der  Besteuerung,  bez.  in  der  Steuervertheiluug 
werden  eintreten,  um  die  Postulate  der  Allgemeinheit  und  Gleich- 
mässigkeit  in  der  neuen  Weise  zu  verwirklichen.^) 

In  den  folgenden  Abschnitten  über  Allgemeinheit  und  Gleich- 
mässigkeit  der  Besteuerung  wird  wie  schon  in  den  früheren  Er- 
örterungen über  Einkommen-  und  (eigentliche)  Kapitalbesteuerung 
der  Abschnitte  von  den  volkswirthschaftlichen  Steuerprincipien 
stets  der  rein  finanzielle  und  der  socialpolitische  Gesichts- 
punct  für  die  Verwirklichung  der  Gerechtigkeit  in  der  Besteuerung 
unterschieden  werden. 

III.  ~  §.  400.  Der  Einfluss  der  Entwicklung  der 
privatwirthschaftlichen  A r bei tstheilung  und  der  Tech- 
nik auf  die  Anwendung  der  Principien  der  Allgemein- 
heit und  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung.^) 

Bei  der  practischen  Verwirklichung  der  beiden  Postulate  der 
Gerechtigkeit  muss  endlich  auf  die  eintretenden  Veränderungen  in 

**)  S.  Stein  I,  414  fl'..  Schmoll  er,  preuss.  Finanzepochen  S.  113,  die  nur  beide 
die  Frage  m.  E.  noch  etwas  zu  klein  und  nur  in  Beziehung  auf  einzelne  Steuer- 
fragen (Steuerfreiheit  des  Existenzminimums,  Kampf  gegen  indir.  Besteuer.,  progress. 
Steuerfuss),  nicht  im  Zus.haug  mit  dem  ganzen  Process  der  Einkommenvertheilung 
und  der  historischen  Veränderung  der  Kechtsbasis  dafür  auffassen.  —  Ganz  schwach 
u.  unwissenschaftlich  ist  es  natürlich,  mit  dem  grossen  Haufen  blinder  Antisocialisten 
die  „bedenklichen"  Steuerforderungen  in  Bezug  auf  indirecte  Verbrauchssteuern, 
Steuerprogression,  Vermögenssteuer  u.  s.  w.  dem  „Socialismus"  zur  „Schuld"  zu 
schieben,  etwa  gar  einzelnen  „Socialisten"  u.  deren  ,. Agitation".  Vielmehr  handelt 
es  sich  eben  auch  hier  wie  im  Socialismus  überhaupt  um  gewisse  Anschauungen  und 
Forderungen,  die  mit  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Besitz-  und 
Erwerbsverhältnisse  und  nicht  minder  mit  der  wachsenden  Einsicht  in  den 
Zusammenhang  der  ökonomischen  Dinge,  nani.  auch  in  denjenigen  von  „Kecht"  und 
.,Wirthschaft"  nothwendig  entstehen.  In  letzterer  Hinsicht  sind  die  Klagen  wider  den 
..Doctrinarismus"  derjenigen,  welche  den  „unbedeutenden  Lasten"  der  indirecten  Ver- 
brauchssteuern Nachtheile  zuschreiben  und  Abhilfe  in  gewissen  Steuerreformen  ver- 
langen, gerade  so  berechtigt,  wie  etwa  die  Klagen  es  wären,  dass  die  gewonnene 
Einsicht  der  modernen  Naturforscher  über  die  (iefahren  der  ,.im  Kleinen,  aber  täglicli 
wirkenden"  elementaren  Lebensbedingungen  der  Bevölkerung  (Luft,  Wasser,  Licht, 
Nahrungsmittel -Qualität)  immer  wieder  von  Neuem  die  Innere  Verwaltung,  speciell 
die  Sanitätspolizei,  zu  ,, unbequemen"  Keformmassregeln  nöthigen. 

")  Ein  bisher  noch  sehr  wenig  beaclitcter  Punct.  Am  Besten ,  Schärfsten  und 
Geistvollsten  wieder  Kudbertus  in  s.  Aufsätzen  über  Nat.ökoii.  des  class.  Altcrtliums. 
S.  0.  §.  352  Note  34.   Näheres  erst  im  3.  Hauptabschnitt  vom  Steuersystem,  §.  439  ff. 
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der  A 1"  b  c  i  t  s  t  h  e  i  1  u  n  g  und ,  vielfach  im  Zusammcuhang  damit, 
in  der  Technik  der  Productiou  Rücksicht  genommen  werden. 
Die  Besteuerung  hat  sich  demgemäss  immer  zu  verändern,  um 
gerecht  zu  werden  oder  zu  bleiben:  eine  besonders  schwierige 
Aufgabe.  Wie  zu  diesem  Zweck  zu  verfahren  ist,  muss  in  der 
Lehre  von  der  Bildung  und  Entwicklung  des  Steuersystems  und 
der  i'^teuerarteu  näher  erörtert  werden.  Hier  genügt  es,  einige 
Hauptpuucte  mehr  beispielsweise  hervorzuheben.  Es  ist  dabei  an 
den  Satz  in  §.  352  anzuknüpfen,  dass  das  Steuersystem  mit  der 
Gestaltung  des  privatwirthschaftlichen  Systems  zusammenhängt. 
Je  einfacher  die  Wirthschaftsverhältnisse,  je  weniger  ent- 
wickelt die  Arbeitstheilung,  je  mehr  eine  einzige  oder  wenige  wirth- 
schaftliche  Beschäftigungen  von  allen  Familien  betrieben  werden 
und  je  gleichmässiger  dabei  die  Technik  ist,  desto  einfacher  kann 
auch  die  Besteuerung  sein,  ohne  gegen  die  beiden  Grundsätze  der 
Gerechtigkeit  wesentlich  zu  Verstössen.  Gleiche  Personalsteuern, 
gleiche  Grundsteuern  für  gewisse  agrarische  Einheiten  entsprechen 
hier  einigermassen  diesen  Grundsätzen,  Die  Einkommen-  und  Ver- 
mögensverschiedenheit ist  nicht  so  bedeutend  bei  der  Masse  der 
berechtigten  Volksgenossen.  Ausser  dem  Ackerbau  werden  kaum 
andere  Gewerbe  selbständig  berufsmässig  betrieben;  Rohstoff- 
erzeugung und  Verarbeitung  („Fabrikation")  sind  in  Einer  Wirth- 
schaftseinheit  verbunden  (antike  Oikenwirthschaft ,  mittelalterliche 
und  noch  neuere  Bauernwirthschaft,  ehemalige  Frohnhofwirthschaft). 
Die  Productionstechnik  ist  im  Ganzen  bei  Allen  die  gleiche,  z.  B. 
im  Ackerbau,  daher  eine  wesentliche  Verschiedenheit  des  Verhält- 
nisses von  Roh-  und  Reinertrag  in  den  einzelnen  Wirthschaften ; 
nur  nach  Bodengüte,  was  leichter  annähernd  berücksichtigt  werden 
kann.  Das  Nationaleinkommen  vertheilt  sich  noch  in  verhältniss- 
mässig  einfacher  Weise  als  Einzeleinkomraen.  Namentlich  kann 
eine  rohe  allgemeine  Grundsteuer  diese  Einkommen  relativ  leicht, 
sicher  und  genügend  gleichmässig  treffen.  Die  weite  Verbreitung 
solcher  Steuern  (neben  etwaigen  Personalsteuern,  die  sich  bei  ge- 
wissen Glasseuabstufungen  mit  der  Grundsteuer  verbinden  können) 
in  älteren  Zeiten  und  in  Ländern  auf  der  Stufe  des  „Agricultur- 
staates",  die  lange  Dauer  dieser  Steuern  ohne  wesentliche  Ver- 
änderung und  das  Fehlen  anderer  directer  Steuern  erklärt  sich 
gewiss  auch  mit  daraus,  dass  eine  derartige  Besteuerung  nicht  all- 
zu sehr  den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  widerspricht. 
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Mit  der  Auflösung  der  alten  Wirthschaftsverhältnisse  und  mit 
der  Entwicklung-  der  Productionstechnik  wird  das  anders.  So  im 
Alterthum  mit  der  Auflösung  der  agrarisch-industriellen  und  selbst 
-mercantilen  Wirtbschaftseinheit  des  Oikos  (mit  Sclavenbetrieb), 
damals,  im  Mittelalter  und  vollends  in  der  Neuzeit  mit  der  Trennung 
ländlicher  und  städtischer  Arbeit,  mit  der  Trennung  von  Rohstoif- 
gewinnung,  Stoffverarbeitung  und  Handel  und  mit  der  iVusbildung 
selbständiger  Berufe  dafür  sowie  mit  der  weiteren  Berufsarbeits- 
theiluug  innerhalb  der  Gewerbe,  des  Handels,  mit  dem  Empor- 
kommen selbständiger  liberaler  (Erwerbs-)  Berufe,  auch  mit  der 
Scheidung  von  „Ka}3ital  und  Arbeit^'.  Hier  wird  neben  der  ein- 
fachen alten  Grundsteuer  eine  weitere  Reihe  von  directen  Ertrags- 
und Personal-  oder  Einkommensteuern  und  selbst  von  indirecten 
Verbrauchssteuern  nothwendig,  um  das  Einkommen  anderer  Classen 
als  der  Grundeigenthümer  und  Bauern  zu  treffen.  Das  verlangt 
auch  die  Gerechtigkeit,  denn  jetzt  zersplittert  sich  das 
Nationaleinkommen  in  immer  mehr  verschiedenartigere  Einzelein- 
kommen, es  difterenzirt  sich  qualitativ  und  (juantitativ  stärker. 
Die  Geschichte  der  Steuerarten,  z.  B.  im  altrömischen  Kaiserreich 
wie  in  der  Neuzeit,  liefert  auch  den  Beleg  für  diese  Tendenz  nach 
Specialisirung  der  Besteuerung  in  Folge  der  Speciali- 
sirung  der  Erwerbsberufe.  Die  Entwicklung  der  Technik 
und  die  verschiedene  Technik  in  ein  und  demselben  Gewerbe, 
namentlich  auch  beim  Ackerbau  (Ackerbausysteme),  bei  ver- 
schiedenen Wirthschaftern  macht  aber  ferner  die  eine  einfache 
Steuer,  z.  B.  die  alte  Hufensteucr,  oder  die  Flächen-Grundsteuer 
unzulässig,  gerade  auch  vom  Standpuncte  der  vertheilenden  Ge- 
rechtigkeit aus.  Daher  hier  die  Steuerreformen,  z.  B.  die  feineren 
Katastersysteme  der  Grundsteuer,  der  Classenschematismus  der 
Gewerbesteuer. 

Je  weiter  diese  ökonomische  und  technische  Entwicklung  geht, 
desto  weniger  reicht  daher  eine  einfache  Besteuerung,  etwa  gar 
durch  eine  „einzige  Steuer'^  aus,  um  die  beiden  Postulate  der  Ge- 
rechtigkeit zu  erfüllen ;  desto  mannigfaltiger  und  wechselnder  muss 
vielmehr  die  Besteuerung  werden.  Die  Steuergeschichte  bestätigt 
diesen  Satz  auch  durch  ihre  Thatsachcn.  Derselbe  ist  im  wahren 
Sinne  des  Worts  „realistisch"  begründet.  Er  steht  freilich  in 
Widerspruch  mit  manchen  modernen  Anschauungen  und  Forde- 
rungen  in    Bezug  auf  möglichste  „Einfachheit"   der   Besteuerung. 
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Eine  solche  Einlaehhcit  scheitert  ohnehin  au  den  steuertechuischeu 
Schwierigkeiten  und  am  Finanzhcdarl"  des  entwickelten  Gemein- 
weseus.  Sie  würde  aber  voUeuds  in  unserer  heutigen  Gestaltung 
des  privatwirthschat'tlichen  Systems  auch  der  Gerechtigkeit 
nicht  entsprechen. 

6.  Abschnitt. 

III.    Die  Principieii  der  Gere(liti«keit  oder  der  gerechten 
Steuer\ertheiluii^. 

B.    Die  Allgemeinheit  der  Besteuerung. 

Die  ..AUgemeiiiheif  der  Besteuerung  ist  von  den  neueren  Finanztheoretikern 
gewöhnlich  ausdrücklich  neben  der  „Gleichmässigkeit"  als  Princip  und  Postulat  der 
Gerechtigkeit  aufgestellt  worden,  z.  B.  von  Eau  I,  §.  250,  von  ümpfeabach  I,  105. 
Aber  meistens  hat  mau  sich  bisher  damit  begnügt,  die  nächst  liegenden  Consequenzen 
für  die  Besteuerung  aller  Staatsbürger  aus  dem  Princip  zu  ziehen,  ohne  sich  der 
weiteren  grossen  Schwierigkeiten  einer  consequeuten  Durchführung  desselben  schon  in 
der  Theorie,  geschweige  in  der  Praxis,  auch  nur  klar  bewusst  zu  werden.  So  wird 
denn  nur  etwa  die  gesetzliche  Steuerfreiheit  bevorrechteter  Stände  verworfen  u.  deren 
gesetzliche  Beseitigung  verlangt.  Auch  dabei  wird  aber  übersehen,  dass  man  es  hier 
gerade  nur  mit  einer  Kechtsforderung  in  der  „Staatsbürger!.  Periode"  beim  üebergang 
aus  der  „ständischen'"  zu  thun  hat.  Ebenso  wird  etwa  die  Frage  der  Freiheit  der 
ärmeren  Classen  von  gewissen,  namentlich  von  directen  Personalsteuern  aus  dem 
fjesichtspunct  der  Billigkeit  u.  der  steuertechn.  Zweckmässigkeit  erörtert.  Eine  tiefere 
Auffassung  dieser  Frage  vom  historischen  u.  socialpolitischen  Standpuncte  aus  unter- 
bleibt gleichfalls.  In  der  „allgemeinen"  Steuerlehre  fehlt  somit  bisher  eine  genügende 
Untersuchung  des  Princips  der  Allgemeinheit  grösstentheils ,  selbst  bei  den  neuesten 
und  besten  Autoren,  wie  bei  Stein,  Das  ist  aber  ein  Mangel,  welcher  durch  das 
gelegentliche  Eingehen  auf  die  Frage  bei  einzelnen  Steuern  in  der  „specielleu" 
Steuerlehre  nicht  gehörig  ersetzt  wird. 

Begreiflich  wird  dieser  Mangel  in  der  Theorie  allerdings  durch  die  Sachlage, 
welche  bis  vor  Kurzem  in  der  Praxis  bestand,  me  dies  im  Text  des  §.  401  näher 
dargelegt  wird.  Erst  in  specifisch  m o d e r n e n  Verhältnissen  wurde  die  rationelle 
und  consequente  Durchführung  des  Princips  so  schwierig  u.  strittig.  Erst  jetzt  liegf. 
daher  hier  ein  eigentliches  Problem  auch  für  cUe  Theorie  vor.  Namentlich  der 
internationale  Personenverkehr,  das  Erwerbsgesellschaftswesen,  der  locale  Personen- 
verkehr, die  Auflösung  der  alten  Gemeindeordnungen,  die  eigenthümliche  Stellung 
der  „Forensen".  der  juristischen  Personen  in  der  Commune  u.  A.  m.  führten  hier 
Fragen  der  richtigen  Besteuerung  mit  sich,  welche  auch  in  der  Theorie  oft  schwierig 
genug  zu  entscheiden  waren.  Ohne  Zweifel  kann  nun  Manches  nur  im  concreten  Fall, 
für  die  Besteuerung  eines  bestimmten  Landes,  u.  nur  für  bestimmte  einzelne  Steuern 
endgiltig  richtig  entschieden  werden.  Es  hat  deshalb  auch  seine  guten  Gründe,  dass 
noch  gegenwärtig  bezügliche  Erörterungen  meistens  nur  in  der  speciellen  Steuer- 
lehre u.  namentlich  für  gewisse  besondere  Verhältnisse,  wie  für  das  Communal- 
steuerwesen  und  in  Bezug  auf  die  Gesellschaften,  angestellt  werden.  Ein  Ver- 
sach einer  eingehenderen  zusammenfassenden,  principiellen  Behandlung 
aller  einschlagenden  Fragen  in  der  allgemeinen  Steuerlehre,  wie  ich  ihn  in  diesem 
Abschnitte  unternehme .  ist  m.  W.  bisher  in  d.  finanzwiss.  Systemen  noch  nicht 
angestellt  worden.  Im  j'-tzigen  Stadium  der  Entwicklung  der  Wissenschaft  u.  der 
Steuerpraxis  darf  er  aber  m.  E.  nicht  mehr  unterbleiben.  Es  handelt  sich  dabei 
dann  aber  in  der  That  um  die  folgerichtige  Durchführung  des  Princips  der  „All- 
gemeinheit", unter  das  alle  jene  Einzelfragen  zu  subsumiren  sind. 

Von  diesem  Gesichtspunct  aus  ist  mit  Recht  A.  Held  in  s.  Eiak.st.  S.  1.S7— 143 
an   diese  Fragen   herangetreten,  indem  er  dabei  die  Staats-  u.  die  Communalbesteue^ 
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rimg  und  verschiedene  Kategorieen  von  Steuersubjecten  in  jeder  von  beiden  unter- 
scheidet. Der  Zweck  seines  Werks  brachte  eine  eingehendere  Erörterung  dieser 
Puncte  nicht  mit  sich. 

Sonst  ist  bes.  auf  die  Communalsteuerliteratur ,  nam.  auf  die  Schriften  über 
das  Communalsteuerwesen  einzelner  Länder  u.  über  die  Einrichtung  einzelner  directer 
Steuern,  wie  der  Ertrags-  und  Einkommensteuern  für  die  Commune,  ferner  auf  die 
Erörterungen  über  die  Besteuerung  der  Erwerbs-,  nam.  der  Actiengesellschafteu 
in  d.  Literatur  zu  verweisen.  In  der  Commune  (der  Ortsgemeinde  wie  den  grösseren 
Selbstverwalt.körpern,  Kreis,  Bezirk,  Provinz)  ergeben  sich  bei  der  Durchführung  der 
Ertrags-  u.  der  Einkommensteuern  Conflicte  mit  anderen  Communen  u.  für  den  Be- 
steuerten droht  Doppelbesteuerung.  Bei  der  Actiengesellschaft  ist  die  Ver- 
schiedenheit des  Domicils  der  Gesellschaft  u.  des  Wohnsitzes  der  Actionäre ,  dann 
das  Vorhandensein  von  Zweigniederlassungen  Ursache  schwieriger  Controversen  der 
Besteuerung.  Stein  behandelt  auffallender  Weise  diese  Fragen  in  s.  allg.  Theil,  im 
„Steuerwesen  der  Selbstverwaltung"  (I,  547 — 568)  nicht,  nur  kurz,  mit  Berühr,  der 
Frage  der  Besteuer.  der  Gesellschaften  u.  Vereine  in  s.  Lehre  v.  Steuersubject.  4.  A. 
I,  434  ff.  Bes.  lehrreich  sind  manche  Ausführungen  in  den  Zehn  Gutachten  des  Ver- 
eins f.  Soc.polit.  über  d.  „Communalsteuerfrage" ,  (Nr.  XII,  Lpz.  1877),  z.  Th.  in 
näherer  Anknüpf,  an  d.  preuss.  Verhältnisse,  wo  nach  der  Gestaltung  des  Staats-  u. 
Communalsteuerrechts  die  Streitfragen  über  Besteuer..  d.  Forensen,  Jurist.  Personen 
einschliesslich  d.  Gesellschaften  u.  s.  w.  bes.  verwickelt  sind.  Am  Werthvollsten  f.  die 
principielle  Seite  der  Controversen  ist  das  vortreffl.  Gutachten  v.  Nasse,  S.  269  ff., 
über  d.  preuss.  Verhältnisse  auch  das  v.  Ernst  Meier,  bes.  S.  100  ff.  Ich  habe  in 
den  Thesen  meines  Keferats  über  d.  Comm.st.frage  Stellung  zu  den  Fragen  genommen, 
s.  d.  Verhandl.  d.  Ver.  f.  Soc.polit.  in  1877,  (Nr.  XIV)  These  12  (S.  24),  u.  darüber 
im  Keferat  S.  17  ,  eingehender  in  d.  selbständ.  Ausgabe  meines  ausgearb.  Eeferats. 
„Die  Comm.st.frage"  (Lpz.  1878)  S.  35  unter  Nr.  VIII.  S.  auch  das  Eeferat  des 
damal.  Corref  Bürgermeister  W  e  g  n  e  r ,  Verhandl.,  bes.  S.  50.  lieber  jene  Gutachten, 
auch  in  Betr.  des  hiehergehör.  Puncts,  Neumann,  im  Jahrb.  d.  D.  Reichs,  1877, 
S.  589fr.,  bes.  über  Nasse  S.  597.  Aus  d.  Liter,  üb.  Communalbest.  s.  auch  die 
principiell  scharfe  Sehr.  v.  E.  Fried berg,  d.  Besteuer.  d.  Gemeinden,  Berl.  1877, 
V.  Bilinski's  Gem.besteuer.  Lpz.  1878,  den  preuss.  Communalsteuergesetzentwurf 
V.  1877,  nebst  begleitender  Denkschr.  (darüber  u,  A.  Friedberg.  a.  a.  0.  S.  96  ff.), 
z.  B.  in  d.  Ausgabe  v.  0.  Kotze,  Berl.  1877.  Auch  d.  anonyme  Sehr.  ,.z.  Entw. 
eines  Ges.  üb.  Comm.steu.  u.  s.  w.",  Lpz.  1878.  —  üeber  „die  Besteuer.  d.  Actien- 
gesellschafteu in  Verbind,  mit  d.  Gem.besteuer,",  s.  K.  Dietzels  Schrift  unter 
diesem  Titel.  Köln,  1859. 

Im  folgenden  Abschnitt  kommt  nur  der  Stand2)unct  der  allgemeinen  Steuer- 
lehre zur  Geltung,  daher  handelt  es  sich  wieder  nur  um  die  principielle  Er- 
örterung der  Fragen,  nicht  um  die  Entscheidung  derselben  in  der  bisherigen  Gesetz- 
gebung. Darauf  wird  auch  hier  nur  gelegentlich  u.  beispielsweise  eingegangen. 
Weiteres  darüber  gehört  nach  der  Systematik  dieses  Werks  erst  in  d.  specielle 
Steuerlehre.  In  principieller  Hinsicht  ist  dann  wieder  die  Unterscheidung  des  rein- 
finanziellen  u.  des  socialpolitischen  Standpuncts  von  öfters  durchgreifender 
Bedeutung ,  so  in  der  Frage  von  der  Steuerfreiheit  des  ..Existenzminimums".  Mehr- 
fach ist  im  Folgenden  auch  an  Abschn.  3  liber  d.  Steuerquelle  anzuknüpfen. 

I.  —  §.  401.  Das  Problem.  Der  Grundsatz  der  Allgemein- 
heit der  Besteuerung  wird  jetzt  für  die  gegenwärtige  Zeit  der 
modernen  Culturvölker  in  Betrachtung  gezogen,  also  für  die  „staats- 
bürgerliche" Periode  der  persönlichen  und  politischen  Freiheit 
und  Gleichheit  der  ganzen  Bevölkerung,  im  Unterschied  von  der 
früheren  „ständischen"  Periode.  Es  ist  dabei  aber  überall 
Bezug  auf  die  Consequenzen  des  socialpolitischen  Besteuerungs- 
Standpuncts  und  auf  die  „sociale"  Epoche  der  Besteuerung  zu 
nehmen,  in  die  wir  eintreten. 
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Der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  erscheint  in  der  staatsbürger- 
lichen Periode  für  die  Staatsangehörigen  (Staatsbürger)  selbst  als 
ein  keines  weiteren  Beweises  bedürftiges  Axiom.  Bei  der  An- 
wendung des  Princips  kann  daher  der  Ausgangspunet  in  dem 
Satze  genommen  werden,  dass  die  Besteuerung  eine  allgemeine 
staatsbürgerliche  Pflicht  sei  und  als  solche  zunächst  die 
(selbständigen)  physischen  Personen,  welche  Staatsbürger 
sind,  treffen  müsse.  Dieser  Satz  ist  auch  der  Kern  des  modernen 
Besteuerungsrechts.  Bei  der  Durchführung  des  Princips  der  All- 
gemeinheit muss  die  Besteuerung  aber  gerade  um  „gerecht''  zu 
sein  und  um  sich  den  verwickelten  Verhältnissen  des  Lebens  an- 
zupassen, u.  A.  namentlich  auch,  um  die  Bedingungen  wirthschaft- 
licher  Concurrenz  möglichst  gleich  zu  stellen,  vielfach  über  jenen 
Kreis  von  Personen  hinausgreifen.  Mehr  und  mehr,  theils  aus 
fiscalischer  Tendenz,  theils  in  der  Consequenz  des  Princips,  ist  das 
Besteuerungsrecht  auch  so  vorgegangen.  Anderseits  verlangt  das 
practische  Leben  hie  und  da  auch  Einschränkungen  der  Be- 
steuerung innerhalb  des  Kreises  der  Staatsangehörigen  physischen 
Personen,  also  insofern  einen  mehr  oder  weniger  weiten  Verzicht 
auf  die  Durchführung  des  Grundsatzes  der  Allgemeinheit,  theils 
aus  steuertechnischen  Rücksichten,  theils  aus  politischen  und  wirth- 
schaftlichen  Gründen,  mitunter  auch  um  der  Gerechtigkeit  willen. 
Das  moderne  Besteuerungsrecht  ist  auch  solchen  Forderungen  mehr- 
fach nachgekommen.  Insbesondere  kann  der  social  politische 
Steuergesichtspunct  zu  gewissen  Einschränkungen  der  All- 
gemeinheit der  Besteuerung  führen,  namentlich  zu  einer  Steuer- 
freiheit, wenigstens  von  gewissen  Steuern,  für  die  unteren  nicht- 
besitzenden (arbeitenden)  Classen,  im  Interesse  der  ökonomischen 
Schonung  derselben.  Anforderungen  dieser  Art  haben  sich  in  der 
Wissenschaft  schon  mehrfach  gezeigt  und  hie  und  da  auch  im 
Steuerrecht  bereits  Geltung  erlangt.  Sie  werden  in  der  Zukunft 
immer  mehr  hervortreten,  wenn  die  Berechtigung  des  socialpoliti- 
schen  Standpuncts  im  Volksbewusstsein  mehr  zum  Durchbruch 
kommt  und  die  „sociale''  Epoche  der  Besteuerung  neben  der  „staats- 
bürgerlichen" Platz  greift.' 

Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich  von  Neuem,  dass  die  wissen- 
schaftliche und  practische  Schwierigkeit  in  der  richtigen  und 
gerechten  Anwendung  des  Grundsatzes  der  Allgemeinheit  liegt 
und  mit  der  blossen  Auf-  oder  Hinstellung  desselben  noch  wenig 
gewonnen  ist.     (§.  363.)     Unvermeidlich  muss  bei  der  Anwendung 
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casuistisch  verfahren  werden.  Das  Princip  der  Allgemeinheit 
ist  auf  die  einzelnen  Kategorieen  von  Fällen,  welche  nach  den 
gegebenen  Wirthschafts-  und  nach  den  allgemeinen  Lebensverhält- 
nissen unserer  heutigen  Culturvölker  gebildet  werden  müssen,  mit 
logischer  Consequenz  anzuwenden.  Dabei  muss  auf  die  practischen 
Schwierigkeiten  und  anderweiten  Bedenken  und  auf  die  berechtigt 
erscheinenden  socialpolitischen  Forderungen  bei  der  Durchführung 
gebührend  Rücksicht  genommen  werden.  Jede  Abweichung  von 
der  an  sich  logisch  richtigen  Consequenz  des  Princips  ist  dem- 
gemäss  genügend  zu  begründen. 

Die  Theorie  und  die  Praxis  haben  sich  bisher  diese  sehr 
schwierigen  Aufgaben  zu  leicht  gemacht.  Die  erstere  hat  gewöhn- 
lich nur  den  Grundsatz  der  Allgemeinheit  hingestellt  und  einige 
der  nächst  liegenden  Consequenzen  daraus  gezogen,  wobei  dann 
auch  wohl  diese  oder  jene  in  Frage  kommende  Ausdehnung  oder 
Einschränkung  der  Anwendung  des  Princips  erörtert  wurde.  Der 
Mangel  einer  scharfen  Unterscheidung  des  rein  finanziellen  und 
des  socialpolitischen  Standpuncts  hat  hier  meistens  gehindert,  zur 
Klarheit  zu  kommen.  Geschichtlich  erklärt  und  entschuldigt  sich 
die  ungenügende  Behandlung  des  Problems  in  der  Theorie  indessen 
cinigermassen  aus  den  Verhältnissen  des  Lebens.  Vor  der  grossen 
modernen  Personenbewegung,  wesentlich  mit  der  Folge  der  neuen 
Communicationen,  bei  der  ehemaligen  weit  grösseren  Stabilität  der 
Menschen,  vor  der  Entwicklung  des  internationalen  Personen-  und 
Kapitalienverkehrs,  vor  der  neueren  Entfaltung  der  Industrie,  der 
Bildung  der  Erwcrbsgesellschaften,  vor  der  Umgestaltung  der  alten 
festen  bürgerlichen  Ortsgemeinde  in  eine  blosse  Einwohnergemeinde 
von  lose  oder  gar  nicht  mit  dem  Wohnort  näher  verbundenen  Per- 
sonen u.  s.  w.  handelte  es  sich  eben  vornemlich  bei  der  Durch- 
führung des  Princips  der  Allgemeinheit  in  Staat  und  Gemeinde 
um  die  Besteuerung  der  im  Inland  und  in  der  Heimathsgemeinde 
lebenden  physischen  Personen,  bez.  Staats-  und  Genieindean- 
gehörigen. 

Die  Praxis  zeigt  ein  buntes  Chaos  von  Bestimmungen 
ohne  festes  und  richtig  durchgeführtes  Princip,  im 
Staatssteuer-  wie  im  Comniunalsteucrrecht.  Neuerdings,  ent- 
sprechend der  grösseren  Verwickeltheit  des  Wirthschaftslebens, 
namentlich  in  Staaten  mit  starkem  Finanzbedarf  und  drohendem 
Deficit  offenbart  sich  die  deutliche  Tendenz,  die  Staats-  und  Com- 
munalstcuerpflicht    möglichst    weit    auszudehnen,    auf   alle 
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erreichbaren  phvsiselien  l^ersonen,  Wirthschaftsarten,  Einkomnicn. 
So  z.  B.  die  immer  energiscliere  Besteuerung-  der  Ausländer  im 
Staate,  der  Fremden  (Forensen)  in  der  Gemeinde,  des  aus  dem 
Auslande  kommenden  und  mehr  noch,  weil  leichter  zu  ermitteln, 
des  in  das  Ausland  gehenden  Einkommens  (Couponsteuer  I),  der 
Erwerbsgesellschat'ten  neben  den  physischen  Personen  u.  s.  w. 
Aber  bei  dieser  Ausdehnung  leitet  oft  mehr  der  blosse  Fiscalismus, 
als  das  Gerechtigkeitspostulat  der  Allgemeinheit  und  als  die  strenge 
Conscijuenz  in  der  Durchführung  der  einmal  bestehenden  Steuern. 
In  der  Praxis  fehlt  es  denn  auch  nicht  an  schwierigen  Contro- 
versen  auf  diesem  Gebiete,  selbst  bei  der  Anwendung  der  öfters 
einer  verschiedenen  Auslegung  fähigen,  weil  zu  allgemein  gehaltenen 
Bestimmungen  der  Steuergesetze,  vollends  bei  Fragen  de  lege  ferenda, 
z.  B.  über  die  Einrichtung  der  Communalbesteucrung.  über  die 
Vermeidung  sogen.  Doppelbesteuerung  der  Ausländer  und  Forensen, 
über  Besteuerung  der  Erwerbsgesellschaften  u.  A.  m.  ^)  Der  Maugel 
genügender  theoretischer  Vorbereitung  dieser  auf  die  Anwendung 
des  Grundsatzes  der  Allgemeinheit  sich  beziehenden  Fragen  macht 
sich  fühlbar. 

Angesichts  dieser  Sachlage  und  der  fehlenden  wissenschaft- 
lichen Vorarbeiten  ist  die  Aufgabe  in  diesem  Abschnitt  materiell 
und  formell  eine  besonders  schwierige,  zumal  eine  monographische, 
ganz  ins  Einzelne  gehende  Behandlung,  welche  eigentlich  nöthig 
wäre,  an  diesem  Ort  ausgeschlossen  ist.  Manches  kann  auch  erst 
in  der  speciellen  Steuerlehre  erörtert  werden.  An  dieser  Stelle 
handelt  es  sich  um  einen  Versuch,  die  hauptsächlichen 
Folgerungen  aus  dem  Grundsatz  der  Allgemeinheit 
systematisch,  ohne  zu  grosses  Detail,  zu  entwickeln  und 
dieselben  zu  möglichst  bestimmter  principi  eller  For- 
mulirung  zu  bringen.  Dabei  wird  derjenige  Zustand  zum 
Ausgangspunct  genommen,  welcher  sich  im  persönlichen  Leben 
und  in  der  Volkswirthschaft  unserer  heutigen  Culturvölker  im 
privatwirthschaftlichen  System  der  freien  Concurrenz,  daher  unter 
dem  Einfluss  der  modernen  liberalen  Social-  und  Wirthschafts- 
gesetzgebung  gebildet  hat.  Mehrfach  ist  bei  der  Erörterung  der 
Folgerungen   aus   dem   Grundsatz  der  Allgemeinheit  die   Staats- 

*)  Vgl.  u.  A.  die  Controverscn  inPrcusscn,  in  vielen  Erörterungen  der  in  der 
Vorbein,  erwälinten  Literatur,  bes.  im  Anächluss  au  d.  dort  genannten  Entwurf  eines 
•Jornm. Steuergesetzes. 
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und  die  Communalbesteuerung  zu  unterscheiden.  Im  Folgenden 
werden  die  betreffenden  Fragen  vornemlich,  aber  nicht  ausschliess- 
lich, für  die  ers t er e  untersucht.  Manches  Einzelne  in  Betreff  der 
Communalsteuer  muss  für  spätere  Abschnitte,  besonders  für  die 
specielle  Steuerlehre  zurückgestellt  werden. 

IL  —  §.  402.  Schematismus  der  Durchführung.  Den 
Erörterungen  über  die  Anwendung  des  Grundsatzes  der  Allgemein- 
heit lässt  sich  folgendes  Schema  zu  Grunde  legen: 

A.  Die  Staatsbesteuerung  der  physischen  Personen  oder 
ihrer  Wirthschaften :  der  Individual-  und  Familienwirth- 
schaften,  bez.  der  selbständigen  Wirthschaf tshäupter, 
d.  i.  der  Familienhäupter  und  der  für  sich  lebenden  Ein- 
zelnen.    Hier  sind  zu  unterscheiden: 

1)  Staatsangehörige. 

a)  Im  Inlande  lebende,  bez.  regelmässig  wohnende. 

b)  Im  Auslande  wohnende. 

2)  Ausländer,  welche  im  Inlande 

a)  wohnen,  d.  h.  sich  dauernd,  oder 

b)  reisen,  d.  h.  sich  vorübergehend  aufhalten. 

Ein  analoges  Schema,  mit  Unterscheidung  der  „Einheimi- 
schen" („Ortsangehörigen",  „Domicilirten")  und  der  Ortsfremden 
lässt  sich  für  die  Communalbesteuerung  aufstellen.  Die  Schei- 
dung der  Kategorieen  wird  aber  durch  die  Gestaltung  des  bezüg- 
lichen Ortsbürger-,  Heimaths-  und  Niederlassungsrechts  beeinflusst, 
daher  etwas  veränderlich. 

B.  Die  Besteuerung  anderer  Wirthschaften,  nemlich  von 
juristischen  Personen,  gewissen  Ervverbsgesellschaften ,  be- 
sonders Actiengesellschaften ,  Corporationen,  gewissen  Vereinen, 
auch  der  Zwangsgemein  wirthschaften  selbst,  nemlich:  des 
Staats  in  der  Communal-,  der  Gemeinde  in  der  Staats-, 
Provinzial-,  Kreisbesteuerung  und  in  derjenigen  der  anderen 
Gemeinde  u.  s.  w. 

Für  die  Staatsbesteuerung  sind  auch  hier  mitunter  in-  und 
ausländische  solche  Wirthschaften  (z.  B.  Actiengesellschaften)  zu 
unterscheiden.  Ebenso  für  die  Communalbesteuerung  (i.  w.  S.) 
orts-,  bez.  kreis-,  provinzialangehörige  und  fremde,  d.  h. 
solche,  welche  anderswo  ihr  Domicil  haben. 

C.  Die  Besteuerung  des  Einkommens  der  Personen  schlecht- 
weg, mit  folgender  genauerer  Casuistik: 
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1)  Das  Eiukomnien  der  im  Inlande  wohnenden  (bez. 
domicilirteu )  Staatsani^ebürigen  aus  dem  Inlande,  —  der 
Xormalfall. 

2)  Das  Einkommen  derselben  Personen  aus  dem  Aus- 
lände, —  z.  B.  Zinsbezug  aus  der  Fremde  (internationale 
Werthpapiere!). 

3)  Das  Einkommen  der  im  Ausland  wohnenden  Staats- 
angehörigen aus  dem  Inlande,  z.  B.  Rentenbezug  des 
einbeimischen,  aber  „absentiistischen"  Grundbesitzers  (Irland, 
England,  Russland  I). 

4)  Das  Einkommen  der  im  Ausland  wohnenden  Staats- 
angehörigen aus  dem  Aus  lande,  -  z.  B.  des  deutschen 
Kaufmanns,  der  in  America  etablirt  ist,  aber  Reichsangehöriger 
blieb. 

5)  Das  Einkommen  der  im  Inlande  wohnenden  Ausländer 
aus  dem  Inlande  —  z.  B.  der  eben  erwähnte  Fall,  vom  america- 
nischen  Standpuncte  aus. 

6)  Das  Einkommen  derselben  Personen  aus  dem  Aus- 
lände, —  z.  B.  der  Fall  englischer  und  russischer  „Absen- 
tiisten"  bei  uns. 

7)  Das  Einkommen  der  im  Auslande  wohnenden  Aus- 
länder aus  dem  Inlande,  —  z.  B.  der  inländische  Zinsbezug 
solcher  Fremden  aus  unseren  Staatspapieren. 

Alle  diese  Fälle  spielen  im  neueren  Besteueruugsrecht  eine 
Rolle.  Mehrfach  hat  man  nach  allen  diesen  Seiten  die  Besteuerung 
auszudehnen  gesucht.  Es  bleibt  nur  der  Fall  übrig:  Besteuerung 
des  Einkommens  der  im  Ausland  wohnenden  Ausländer  aus 
dem  Auslande,  —  ein  Einkommen,  das  die  heimische  Be- 
steuerung gewöhnlich  nicht  treffen  kann,  aber  doch  mitunter  zu 
treffen  sucht  und  gelegentlich  wirklich  trifft,  z.  B.  wenn  Einfuhr- 
zölle von  ausländischen  Waaren  theilvveise  vom  fremden  Produ- 
centen   oder  Verfrachter  (Eisenbahn,   Schiffer)   getragen  werden,-) 

Für  einzelne  Steuern  ist  diese  Casuistik  mitunter  noch  weiter 
zu  führen,  z.  B.  in  Bezug  auf  „Reisende". 

"^)  In  den  neuesten  deutschen  Zollreformen  spielte  eine  solche  Möglichkeit, 
deren  VerwirUichung  unter  gewissen  Umständen  nicht  unbedingt  zu  bestreiten  ist, 
sogar  eine  gewisse  Kolle  in  der  Beweisführung ,  so  bei  der  Frage  des  Getreide-,  bes. 
des  KoggenzoUs,  Seitens  der  Regierangsvertreter  in  d.  parlament.  Debatten  v.  lb"8 — 79, 
selbst  in  amtl.  Actenstücken.  So  heisst  es  in  dem  Bismarck'schen  Finanzprogr.  v.  1.3.  Dec. 
1 S7S :  in  gewissen  Fällen  werde  der  ausländisclie  Producent  den  Zoll  ganz  oder  theil- 
weise  auf  sich  nehmen  müssen. 
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Ein  analoges  Schema  lässt  sich  wieder  für  die  Commiinal- 
besteuernng  aufstellen.  Es  ist  practisch  oft  noch  wichtiger,  weil 
der  Personen-  und  Kapitalienverkehr  innerhalb  des  heimischen 
Staats,  zwischen  den  Provinzen,  Kreisen,  Gemeinden  gewöhnlich 
noch  lebhafter  als  der  betreffende  internationale  Verkehr  ist. 
Einige  der  schwierigeren  Controversen,  z.  B.  über  die  Besteuerung 
der  „Forensen",  liegen  gerade  hier. 

D.  Besteuerung  der  inländischen  Ertragsquellen  für 
die  Erträge,  welche  wirklich  oder  vermeintlich  aus  ihnen  fliessen 
oder  fliessen  können.  Hier  hat  man  es  mit  den  sogen.  Ertrags - 
steuern  zu  thun,  wo  die  Rücksicht  auf  die  den  Ertrag  beziehende 
Person  ganz  oder  grossentheils  zurückzutreten  vermag.  Bei  den 
beiden  reinen  Real  steuern  dieses  Systems,  der  Grund-  und 
Gebäudesteuer,  ist  die  Allgemeinheit  der  Steuer  in  der  Staats- 
besteuerung, einerlei  ob  es  sich  um  In-  oder  Ausländer  handelt, 
und  gewöhnlich  auch  in  der  Communalbesteuerung,  mögen  die 
Eigenthümer  Ortsangehörige  oder  Ortsfremde  sein,  kaum  strittig. 
Zur  Frage  kann  die  Steuerfreiheit  kleiner  Ertragsquellen  (z.  B. 
bei  Grundbesitz,  namentlich  bei  Häusern)  kommen.  Für  die  Ge- 
werbesteuer gestalten  sich  die  Verhältnisse  zwar  nicht  ganz 
gleich,  aber  doch  ähnlich  wie  bei  den  genannten  Realsteuern. 
Schwierigkeiten  entstehen  für  die  Communalbesteuerung,  z.  B. 
bei  einem  Gewerbebetriebe,  welcher  sich  über  mehrere  Gemeinden 
erstreckt,  dann  bei  dem  Gewerbebetrieb  durch  Actiengesell- 
schaften  u.  dgl.  m.  Bei  der  Kapitalrenten  st  euer  ist  es  leichter, 
anzugeben,  welche  Anwendung  der  Grundsatz  der  Allgemeinheit 
principiell  finden  sollte,  als  diese  Anwendung  nun  durchzuführen. 
Bei  der  Staats-  wie  der  Communalbesteuerung  ergeben  sich  hier 
dem  „fremden"  Eigenthümer  der  Renten -Ertragsquelle  gegenüber 
manche  Schwierigkeiten. 

Statt  oder  neben  diesen  Ertragssteuern  kann  aber  auch 
noch  eine  Einkommensteuer  bestehen,  welche  die  Erträge  bei 
den  diese  als  Einkommen  beziehenden  Personen  treffen  will. 
Dann  kommt  wieder  das  unter  C  aufgestellte  Schema  von  Fällen 
zur  Anwendung. 

E.  Endlich  ist  noch  die  (nominelle  wie  reelle)  Vermögens- 
besteuerung hervorzuheben.  Soweit  das  Vermögen  hier  in 
Ertrags<iuellen  besteht.  Jedenfalls  die  practisch  wichtigsten 
Fälle,    trifft    das    unter    der   vorii^-en    Biibrik    Bemerkte    zu.      Die 
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licsteuening;  des  blossen  Gebranchsvermögeiis  ist  zu  untergeordnet, 
als   dass  sie   hier  noch   besonders  berücksichtigt  werden  niüsste.^j 

Im  Folgenden  werden  nun  der  Reihe  nach  die  Fälle  der 
ersten  und  damit  gleich  in  Verbindung  diejenigen  der  dritten,  da- 
rauf die  Fälle  der  zweiten  Kategorie  erörtert.  Die  Fälle  der 
vierten,  bez.  tiiutten  Kategorie  kommen  nur  nebenbei  mit  zur 
Sprache,  was  für  unsere  Zwecke  an  dieser  Stelle  genügt. 

111.  —  §.  403.  Die  Durchführung  des  Princips  der 
Allgemeinheit  der  Besteuerung. 

Das  vorausgehende  Schema  deutet  bereits  au,  wie  das  Princip 
der  Allgemeinheit  nicht  durchgeführt  werden  kanu,  nemlich  nicht 
vermittelst  einer  einzigen,  wie  immer  denkbaren  Steuer,  mag  es 
sich  um  die  Staats-  oder  um  die  Communalbesteuerung  handeln 
(§.  380).  Eine  solcbe  „einzige  Steuer''  kann  sich  vollends  nicht 
der  heutigen  Persouenbewegung,  dem  Landes-  und  Ortswechsel  der 
Menschen,  den  modernen  wirthscbaftlichen  Verhältnissen,  der  Ver- 
wicklung der  Eigenthumsvertbeilung  und  der  mauchfachen  obliga- 
torischen \'erbindungen  unter  den  einzelnen  Bewohnern  eines 
Landes  und  dieser  wieder  mit  Ausländern  anpassen.  Sie  würde 
daher  ebenso  sehr  den  Forderungen  der  Gerechtigkeit  wie  den- 
jenigen der  Volkswirthschaft  widersprechen.  Es  ist  wichtig,  dies 
auch  hier,  wo  es  sieh  um  die  Verwirklichung  eines  Postulats  der 
Gerechtigkeit  handelt,  zu  constatireri. 

In  der  Staats-  wie  in  der  Communalbesteuerung  kann  viel- 
mehr eine  auch  nur  annähernde  Verwirklichung  der  „Allgeraein- 
heit" —  und  damit  muss  man  sieb  in  der  Praxis  stets  begnügen  — 
bloss  durch  eine  Combination  verschiedenartiger  Steuern 
zu  einem  einheitlichen  Steuersystem  erreicht  werden. 
Letzteres  muss  sich  der  grossen  Beweglichkeit  des  Personen-  und 
Kapitalienverkehrs  im  heutigen  „privatwirthschaftlichen"  System 
der  Volkswirthschaft  anpassen,  sich  demgemäss  auch  immer 
wieder  entsprechend  verändern.  Zu  dem  Zweck  hat  es  namentlich 
aus  Steuern  zu  bestehen,  welche  sich  eilierseits  mehr  an  das 
Subject,  an  die  Einkommen  beziehende  und  Ausgaben 
machende  Person,  anderseits  mehr  an  das  Object,  an  die  Er- 
tragsquelle, daher  namentlich  an  die  verschiedenen  Besitz - 
arten,  welche  Renten  geben  —  Boden,  Häuser,  Gewerbe,  Leih- 
kapitalien —   anknüpfen.     Eine  Combination   von   sogen.  Er- 

-/  Im  folg.  Haufitabsclin.  v.  Steuersystem  kommt  sie  zur  Sprache.  §.  4'5>>,   ibü,  4mJ. 
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trags-,  uamentlich  Real  steuern  mit  Personal-,  Einkommen- 
und  Verbrauchssteuern  ist  daher  auch  zur  Durchführung 
des  Postulats  der  Allgemeinheit  (wie  nicht  minder  der 
Gleichmässigkeit)  der  Besteuerung  geboten.  Ein  solches  com- 
plicirtes  Steuersystem  hat  freilich  viele  Mängel,  welche  ein  ein- 
laches und  vollends  eine  einzige  Steuer  nicht  besässe.  Aber  wie 
es  allein  geeignet  ist,  den  ganzen  wachsenden  Staats-  und  Communal- 
hedarf  zu  decken,  so  ist  es  auch  durch  die  Gestaltung  unserer 
Volks wirthschaft,  unserer  Besitzverhältnisse  und  unseres  Personen- 
verkehrs unvermeidlich  geworden  und  immer  noch  das  leidlich  ge- 
rechteste. Darüber  muss  man  sich  auch  in  der  Theorie  klar 
werden. 

A.  —  §.404.  Die  Staatsbesteuerung  der  physischen 
Personen.  1)  Insbesondere  der  im  Inland  wohnenden 
Staatsangehörigen,  und  zwar  unter  Voraussetzung  des  ersten 
Falls  der  dritten  Kategorie  des  Schemas:  die  Besteuerung  des 
im  Inland  erworbenen  Einkommens  dieser  Personen. 

Die  Besteuerung  aller  Staatsangehörigen  ist  für  unsere  „staats- 
bürgerliche" Periode  im  Princip  und  in  der  Praxis  entschieden: 
die  Besteuerung  ist  anerkannte  und  möglichst  befolgte  Regel.  Die 
Theorie  hat  die  Besteuerung  hier  gegenüber  den  geschichtlich  über- 
kommenen Steuerfreiheiten  gewisser  bevorrechteter  Classen  und 
Personen  der  ständischen  Periode  gefordert  und  begründet.*)  Die 
Praxis,  d.  h.  das  öttentliche  Steuerrecht  hat  das  Postulat  im  Wesent- 
lichen  durchgeführt  und    die   alten   Steuerfreiheiten  aufgehoben.^) 


*)  So  implicite  in  Suiith's  erster  Steuerregel.  Schon  Bodinus,  de  republ. 
p.  974,  sagte  von  solchen  Befreiungen:  ijuid  enim  aljsurdius?  (Bei  Rau  §.  250 
Note  d).  Characteristisch  für  Zeit  u.  Land  Sonnenfels'  scharfer  Angriff  auf  die 
Steuerfreiheiten  des  Adels  u.  bes.  der  „Klerisei",  Grunds.  III,  167  If.  S.  18(5:  „Der 
Schluss  aus  Allem  ist,  dass  es  von  Seite  des  Klerus  eine  üngercchtigk.  gegen  den 
Staat  u.  die  Bürger  s.  würde,  die  Steuerfreiheit  zu  fordern:  von  Seite  des  Staats  aber 
eine  Verletzung  des  allen  Bürgern  gleichschuldigen  Schutzes,  solchen  Forderungen 
Gehör  zu  geben."     S.  auch  Biersack,  Besteuer.  Anhang  S.  241  (aus  1835). 

®)  Ueber  die  Missverliältnisse  und  Schwierigkeiten  im  ehem.  Deutschen  Reich 
Pütter,  histor.  Entwickl.  d.  heut.  Staatsverfass.  d.  t.  Reichs  II,  200.  —  Ueber  d. 
neueren  Aufhebungen  v.  Steuerfreiheiten,  eine  Folge  des  „Strebens,  den  theoretisch 
allgemein  anerkannten  staatsrechtlichen  (irundsatz  einer  gleichen  Vertheilung  der 
Staatslasten  auch  zur  prac  tischen  Anerkennung  zuführen",  s.  K.  A.  Zachariä, 
D.  Staats-  und  Bundesrecht,  2.  A.  II,  5.31  II.  In  verschied.  Rheinbund  Staaten 
erfolgte  d.  Aufheb.  der  Steuerfreiheiten  durch  landesherrl.  Edict  u.  ohne  Entschädig. 
180Ü  ir.  In  Preussen  wurde  durch  d.  Edict  v.  27.  Oct.  ISIO  das  Princip  gleicher 
Besteuer.  u.  der  Unzulässigk.  von  Exemtionen  ausgesprochen.  Von  1810  an  haben 
dann  ,,d.  neu eren  Verfassungen  den  (irunds.  gleicher  Besteuer.  fast  durchgängig 
anerkannt  u.  in  Folge  davon  d.  Aufheb.  d.  früher  gesetzl.  bestandenen  Steuerfrei- 
heiten, sowie  die  Unzulässigk.  neuer  (selbst  gesetzlicher)  Exemtionen  ausgesprochen 
odiT  die  schon  früher  geschehene  Aufhebung   bestätigt."      Zacliariä  S.  532,  wo  die 
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Zu  unterscheiden  sind  wieder,  wie  oben  in  ij.  3t)l,  wahre 
(reelle)  Steuerfreiheiten,  denen  keine  andere  eiuigermassen  der 
Steuer  ökonomisch  gleich werthige  öffentliche  Leistung  entspricht 
und  scheinbare  (formellei,  bei  welchen  dies  der  Fall  und  wo 
daher  eine   anderweite   öt^eutliche  Ausgabe  erspart   werden   kann. 

a)  Bei  den  wahren  Steuerfreiheiten  ist  die  Nothwendigkeit 
der  Aufhebung  nach  unserem  heutigen  Rechtsbewusstsein  nicht 
strittig.  Es  kann  sich  nur  fragen,  ob  und  wie  weit  eine  wahre 
Steuerfreiheit  vorliegt  und  wie  bei  deren  Beseitigung  vorzugehen 
ist.  Bei  der  ersten  Frage  handelt  es  sich  um  objective  Feststellung 
des  Thatbestandes,  was  kaum  Schwierigkeiten  bietet,  da  die  That- 
sache  einer  der  fehlenden  Steuer  gleichwerthigen  anderweiten  öffent- 
lichen Leistung  offenkundig  sein  muss.  Nicht  principiell,  aber 
wohl  in  Betreff  der  Durchführung  bieten  nur  die  Fälle  mehr 
Schwierigkeit,  wo  eine  einstens  scheinbare  Steuerfreiheit  durch 
Wegfall  der  Compensations- Leistung  oder  durch  Verminderung  des 
Werths  der  letzteren  oder  durch  allgemeine  andervveite  Steuerer- 
hühung  ganz  oder  theilweise  zu  einer  wahren  Steuerfreiheit  ge- 
worden ist.  Hier  kann  die  lange  Dauer  des  Verhältnisses  aus 
politischen  und  sonstigen  Gründen  etwa  eine  gewisse  Berück- 
sichtigung verlangen,  freilich  nur  nach  Grundsätzen  der  Billigkeit, 
nicht  des  strengen  Rechts. 

Practisch  wichtig  ist  meistens  nur  die  alte  Steuerfreiheit  des 
einst  wehrdienstpflichtigen  ritterschaftlichen  u.s.w.  Grundbesitzes 
nach  Fortfall  der  Wehrdienstleistung.  Hier  handelt  es  sich  wesent- 
lich um  eine  Frage  der  vierten  der  obigen  Kategorieen,  der 
Ertrags-,  bez.  Realbesteuerung  und  um  die  Allgemeinheit  der 
Grundsteuer,  denn  die  Steuerfreiheit  ist  eine  reale  geworden, 
welche  auf  dem  Boden  ruht,  keine  personale  mehr,  welche  sich 
nach  dem  Eigenthümer  richtet.     Davon  unten  in  §.  416. 

Die  zu  verlangende  Beseitigung  wahrer  Steuerfreiheiten  hat 
principiell  im  Wege  des  gesetzlichen  Zwangs,  nicht  des 
Vertrags  zu  geschehen,  da  es  sich  um  unzweifelhaft  öffentlich - 
rechtliche  Verhältnisse   handelt.     Die   Entschädigungsfrage   ist 


betr.  Verf.artikcl  citirt  sind.  Ueber  Preussen  s.  Verf.urk.  Art.  101,  v.  Rönne, 
preus3.  Staatsr.  3.  A.  I,  1.  Abth.  S.  444,  2.  Abth.  S.  239  ff.  Gänzlich  befreit  von 
Staatssteuern  u.  Abgaben  sind  d.  Mitglieder  d.  K.  Hauses  u.  d.  hohenz.  Fürstenfamilie, 
T.  Class.-  u.  Eiüii.st.  die  Mitglieder  der  1866  entthronten  Dynastieen.  Ferner  bestanden 
nach  d.  Deutschen  Bundesacte  v.  IblJ  u.  nach  partic.  Gesetzen  im  Anschluss  daran 
Befreiungen  f.  d.  ehemal.  Mediatisirten,  worin  später  aber  Veränderungen  ein- 
getreten sind.     S.  Könne  a.  a.  Ü.  S.  240  ff.  Zachariä  II,  536  ff. 

A.  Wagner,  Finanzwissenschaft.    II.  20 
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meist  auch  nur  bei  der  Ertragsbesteueruug  practisch.  Bei  der 
Aufhebung  etwaiger  Personalsteuer-  und  Verbrauchssteuer -Freiheiten 
wird  auch  aus  blossen  Billigkeitsgrüuden  nur  ausnahmsweise  davon 
die  Rede  sein,  z.  B.  öffentlichen  Beamten  gegenüber,  welche  C  o  m  - 
m  u  n  a  1  Steuerfreiheit  geniessen,  wo  Gehaltserhöhung  zur  Frage 
kommen  kann.^) 

b)  Scheinbare  Steuerfreiheiten,  welchen  eine  der  sonstigen 
Steuer  äquivalente  Leistung  entspricht,  sind  auch  in  unserer  staats- 
bürgerlichen Periode  principiell  nicht  verwerflich.  So  z.  B. 
als  Belohnungsform  für  öffentliche  Verdienste,  als  Bezahlungs- 
oder Gehalts  form  für  öffentliche  Beamte,  als  Beitrags  form  zum 
Zweck  der  Unterstützung,  Sie  finden  sich  auch  noch  bis  in  die 
neueste  Zeit  hie  und  da,  besonders  bei  einzelnen  Arten  von  Steuern 
und  Abgaben,  z,  B,  Einkommensteuerfreiheit  der  Beamten,  Militärs, 
Taxfreiheit  oder  Taxermässigung  bei  der  Benutzung  öffentlicher 
Anstalten  (Post,  Eisenbahnen)  für  gewisse  Kategorieen  von  Personen 
(Beamte,  Abgeordnete  zu  den  Volksvertretungen). 

Indessen  sind  solche  Privilegien  gewöhnlich  nicht  zweck- 
mässig. Sie  bilden  eine,  wenn  auch  nur  scheinbare  Durch- 
brechung des  Grundsatzes  der  Allgemeinheit  der  Besteuerung, 
welche  mitunter  in  den  Kreisen  der  Besteuerten  missverstanden 
wird  und  Anstoss  erregt.  Finanziell  erscheint  weder  die  öffentliche 
Einnahme  noch  der  Jlnauzbedarf  im  wahren  Betrage,  was  zu 
Täuschungen  Anlass  giebt.  Die  Oekonomie  der  Benutzung  öffent- 
licher Anstalten  u,  s,  w,  leidet  leicht  unter  der  Taxfreiheit,  Zwischen 
der  Steuerfreiheit  und  der  Compensationsleistung,  z,  B,  des  Beamten, 
ist  auch  die  richtige  Verhältnissmässigkeit  schwer  herzustellen  und 
noch  schwerer,  wegen  der  eintretenden  Veränderung  auf  beiden 
Seiten,  zu  erhalten.  Daher  sind  auch  die  scheinbaren  Steuer- 
freiheiten mit  Recht  immer  meh  r  beseitigt  worden,  z,  B, 
die  Portofreiheiten  gewisser  Classen  und  Personen,  die  Einkommen- 
steuer-Freiheiten der  Beamten.') 

Die  Staatsbesteuerung  der  Staatsbeamten  durch  Unter 
Stellung  der  letzteren  unter  die  allgemeinen  Steuern  oder  durch 
Bildung  besondrer  Steuern,  bez.  Abtheilungen  von  Steuern  für  sie 

*)  In  Staatsrecht!.  Beziehung  ist  eine  allgem.  Steuerfreih.  ganzer  Stände, 
weil  hier  nicht  vom  Begrill'  eines  wohlerworbenen  Kechts  zu  reden  ist,  ohne  Ent- 
scliädig.  gerechtfertigt,  anders  bei  einem  spuriali  titulo  für  ein  bestimmtes  Subject 
begründeten  wirkl.  Privileg.     Ziichariii  II,  535. 

')  In  Dcutscliland  hat  die  Bewegung  v.  Ib48  mehrfach  darauf  mit  hingewirkt, 
so  in  Betr.  der  Bescliränkungeii  der  Freiheit  von  d.  Glassensteuer  in  Preussen. 
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(Besoldiingssteuer)  findet  nichts  desto  weniger  mitunter  noch  jetzt 
aus  Oppor  t  u  nitätsgründen  und  selbst  principiell  ihre 
Anfechtung:  es  sei  zwecklos  und  vermehre  nur  die  Geschäfte 
unnütz,  mit  der  anderen  Hand  wieder  zu  nehmen,  was  man  mit 
der  einen  gegeben,  ja  es  sei  rechtswidrig,  den  stipulirten  Gehalt 
durch  die  Steuer  zu  kürzen.  Der  erste  Einwand  kann  eine 
gewisse  Berechtigung  haben,  aber  durch  Abzug  der  Steuer  gleich 
von  der  Gehaltsratc  bei  deren  Auszahlung  Uisst  sich  die  Sache 
sehr  vereinfachen.  Auch  kann  eben  doch  die  Stpuer  nicht  immer 
stabil  bleiben ,  was  bei  der  Gewährung  der  Freiheit  in  richtigem 
Maasse  angenommen  werden  mtisste.  Der  zweite  Einwand  beruht 
aber  auf  einem  völligen  Missverständniss:  die  Gehaltszahlung  und 
die  Besteuerung  erfolgen  auf  Grund  ganz  verschiedener 
Rechtstitel,  dort  handelt  der  Staat  als  Arbeitgeber  nach  dem 
Staatsdiener -Vertrag,  hier  als  Finanzgewalt  gegenüber  dem  Staats- 
bürger. An  diesem  Verhältniss  ändert  sich  dadurch,  dass  hier  der 
Arbeitgeber  und  die  Finanzgewalt  in  der  Staatspersönlichkeit 
zusammmenfallen ,  nichts.  ^)  Zu  bemerken  ist  übrigens  noch,  dass 
die  Begünstigung  des  Staatsbeamten  durch  niedrigere  Besteue- 
rung, z.  B.  im  Steueranschlag  für  die  Einkommensteuer,  nicht  noth- 
wendig  ein  Steuerprivileg  enthält,  sondern  oft  sogar  principiell 
verlangt  werden  muss,  weil  das  Einkommen  des  Beamten  offen 
dem  ganzen  Betrage  noch  vorliegt,  das  der  anderen  Bürger  nicht, 
und  letzteres  daher  gewöhnlich  nicht  zum  vollen  gesetzlichen  Satze 
getroffen  wird. 

Auch  die  Aufhebung  formeller  Steuerfreiheiten  hat  in  der 
Regel  im  Wege  des  gesetzlichen  Zwangs  zu  geschehen,  je- 
doch ohne  unbedingt  Verträge  darüber  auszuschliessen.  Eventuell 
müssen  die  Grundsätze  des  Enteignungs rechts  dabei  befolgt 
werden.  Namentlich  kann  eine  Entschädigung  geboten  sein,  z.  B. 
bei  der  Aufhebung  von  Steuerfreiheiten  der  Beamten,  wenn  die 
Thatsache  der  Steuerfreiheit  als  eine  (wenigstens  stillschweigendej 
Vertragsclausel  gelten  muss.  Besondere  Schwierigkeit  würde  in 
unseren  Staaten  wohl  nur  die  Aufhebung  vertragsmässiger 
Steuerfreiheiten  für  Staatsschuldzinsen  machen,  da  sich  hier  der 
•Staat    im   Anleihecontract   auch    als   Finanzgewalt  gebunden    hat. 


**)  Gleichwohl  hat  —  Fürst  Bismarck  im  Parlament  die  Staatsbesteuerung  der 
Beamten  noch  neuerdings  angegriffen  u.  sie  sogar  mit  der  Couponsteuer  der  Staats- 
üiläubiger   verglichen  .  ■ —  die    übrigens   auch   principiell  zu  rechtfertigen  ist  (§.  4ü9). 
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§.  405,  Insbesondere  von  der  Steuerfreiheit  des  sog. 
Existenzminimums.  Eine  Durchbrechung  des  Grundsatzes  der 
Allgemeinheit  der  Besteuerung  kommt  bei  uns  sonst  nur  noch  für 
Personen,  bez.  Familienhäupter  mit  einem  Einkommen,  das  einen 
gewissen  niedrigen  Betrag  nicht  überschreitet,  zur  Er- 
wägung: die  Frage  der  sogen.  Steuerfreiheit  des  Existenz- 
Minimums.  An  ihr  lässt  sich  gut  die  Noth wendigkeit  der 
Unterscheidung  der  beiden  Steuer-Gesichtspun  cte,  des 
rein  finanziellen  und  des  socialpoiitischen,  zeigen,  wenn 
man  zur  Klarheit  kommen  will.^) 


®)  Diese  Frage  hat  seit  länger  u.  bis  in  d.  neueste  Zeit  in  der  Theorie  viel 
Staub  aufgewirbelt,  —  vielleicht  mehr,  als  sie  werth  war.  Sie  wird  daher  in  den 
neueren  Arbeiten  über  SteueriJriucipieu  von  Schmoller,  Held,  Neumann,  Stein 
u.  A.  m.  berührt.  Eine  eigene  kleine  Monograjjhie  darüber  ist  d.  Leipz.  Dissert. 
V.  H.  Schmidt  aus  Livland:  „die  Steuerfreiheit  d.  Existenzminimums.  Ein  Beitr. 
z.  Theorie  d.  Eink.steuern" ,  Lpz.  1877.  S.  in  dieser  fleiss.  Arbeit  d.  Specialliteratur 
der  Frage.  Das  Ergebniss  ist  S.  73 :  „das  steuerfreie  Existenzminimum  erscheint  als 
die  nothwendige  Cousequenz  des  in  einem  höheren ,  wahrhaft  ethischen  Standpuncte 
begründeten  Princips  der  Besteuerung  nach  d.  wirkl.  Leistungsfähigkeit,  als  der 
materielle  Ausdruck  für  diesen  höheren  ethischen  Massstab,  als  d.  Mittel  z.  annähern- 
der Erreichung  einer  wahrhaft  gerechten,  „opfergleichen"  Besteuerung."  üeber  die 
pract.  Anwend.  eb.  S.  74 ,  wo  denn  u.  A.  die  indirecten  Steuern  auf  unentbehrl. 
ünterhaltsmittel  ganz  folgerichtig  verworfen  werden.  Speciell  ist  d.  Frage  neuerdings 
bes.  bei  d.  Reformen  der  Einkommensteuer  in  Preussen  u.  Sachsen  mit  Bezug 
auf  eine  Freiheit  gewisser  kleiner  Einkommen  von  dieser  Steuer  (in  Preussen  der 
Classenst.)  erörtert.  Darüber  z.  B.  die  früher  gen.  Gott.  Diss.  von  P  euck  er .  Gott.  1877. 
Resultat  ders.:  „Die  Steuerfreiheit  gewisser  Staatsbürger  bei  der  Personalsteuer  ist 
höchst  wunschenswerth  u.  nothwendig."  S.  42.  In  Preussen  sind  denn  auch  durch 
d.  Ges.  V.  25.  Mai  IS'H  die  Personen  mit  einem  Einkommen  v.  140  Thl.  von  der 
Classensteuer  befreit  worden.  —  In  diesen  wie  in  den  anderen  Arbeiten  steht  nur 
wieder,  wie  so  oft,  Behauptung  gegen  Behauptung,  ohne  dass  der  Eine  den  Anderen 
überzeugt,  weil  man  die  Frage  nicht,  wie  es  doch  den  histor.  Nationalökonomen 
(Schmoller.  auch  S  tei  n,  Neu  mann  .  Held)  nahe  gelegen  hätte,  eben  historisch 
auffasst  u.  sie  demgemäss  verschieden  vom  verschiedenen  Rechts staiidpunct  aus 
und  nach  der  diesem  letzteren  zu  Grunde  liegenden  Gesammtanschauung  vom  \\'irth- 
schaftsleben  entscheidet.  In  der  ständischen  Periode  war  gerade  die  Besteue- 
rung der  ..kleinen  Leute",  als  eines  Theils  der  misera  contribuens  plebs,  des  pauvre 
gent  corveable  et  taillable  nach  den  Anschauungen  u.  dem  Recht  der  Zeit  geboten. 
In  der  staatsbürgerlichen  Periode  war  diese  Besteuerung  ebenfalls  eine  richtige 
Consequenz  der  staatsbürgerl.  Freiheit  u.  Gleichheit  u.  zugleich  der  an  sich  richtigen 
Auffassung  des  Staats.  In  der  socialen  Periode  bleibt  diese  Auffassung  bestehen, 
aVjer  die  nicht  bloss  proportional  verschiedene  wirthschaftliche  Leistungs- 
fähigkeit der  verschieden  hohen  Einkommen  wird  erkannt  und  daraus  wird  dann  für 
die  Besteuerung  die  Consequenz  gezogen,  gewisse  kleine  Einkommen  steuerfrei  zu 
lassen  oder  sie  niedriger  und  die  grösseren  Einkommen  progressiv  zu  besteuern. 
Die  Frennde  und  die  Gegner  der  Steuerfreiheit  des  Existenzminimums  stellen  eben, 
wenn  auch  in  der  Regel  ohne  sich  dessen  klar  bewusst  zu  sein,  auf  verschiedenen 
Standpuncten  der  Rechtsanschauung,  trellen  sich  aber  gerade  deswegen  mit  ihren 
Einwürfen  nicht.  Sie  vereäumen  es,  ihre  principielle  Entscheidung  der  Frage  selbst 
nur  als  eine  Consequenz  dieses  verschiedenen  Standpuncts  hinzustellen.  Ich  kann  von 
diesem  Vorwurf  selbst  Stein  u.  Schmoller  nur  theilweise  ausnehmen.  Ersterer  in 
s.  Fin.wiss.  I,  HS,  Letzterer  in  d.  Aufs,  über  d.  Epochen  d.  prenss.  Fin.pol.  am 
Schluss  (noch   nicht  in  d.  Aufs,  in  d.  Tub.  Ztschr.  über  Einkommen).      Neumann's 
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In  unseren  geschichtlich  iihcrkümnieueu  coniplicirten  Steuer- 
systemen, wo  eine  Reihe  ganz  verschiedener  Steuern  verbunden 
sind,  ist  die  Frage  für  gewisse  Steuern  überhaupt  in  der  Praxis 
mlissig,  nemlich  liir  die  indireeten  Verbrauchssteuern. 
Die  Einrichtung  und  Tecliuik  derselben  lässt  persönliche  Be- 
freiungen jener  Art  nicht  zu.  Soweit  die  betreffenden  Personen, 
selbst  die  ärmsten,  überhaupt  die  besteuerten  Artikel  consumiren 
(Salzl),  werden  sie^iit  besteuert,  müssen  nur  eventuell  in  Almosen 
oder  Lohn  die  Entschädigung  dafür  mit  enthalten.  Die  principiellen 
Anhänger  der  Steuerfreiheit  des  Existenzminimums  in  der  Theorie 
müssteu  vor  Allem  dann  die  das  kleine  Einkommen  treffenden 
indireeten  Verbrauchssteuern  verwerfen,  wozu  sie  aber  nur  selten 
den  Muth  gefasst  haben. 

Bei  den  anderen  Steuern  sind  die  Personal-,  besonders  die 
Einkommen-  und  anderseits  die  Ertrags  steuern  zu  unter- 
scheiden. Letztere,  als  zunächst  auf  dem  Object  haftend,  gestatten 
auch  nur  schwierig  Befreiungen,  doch  kommen  dieselben  wohl 
für  gewisse  Minimalerträge,  bez.  Werthe,  z.  B.  der  Häuser,  des 
llentenbezugs,  vor.  Practisch  wichtig  und  überhaupt  ernstlich 
strittiger  ist  die  Frage  nur  bei  den  Personal  steuern,  besonders 
solchen,  welche  nach  ihrer  Anlage  das  kleine  persönliche  Ein- 
kommen mittreffen  können  und  hier  meistens  mit  als  directe 
Arbeitslohnsteuern  fungiren.  An  dieser  Stelle  handelt  es  sich 
nicht  um  die  steuertechnische  Zweckmässigkeit  solcher  Steuern, 
(neben  oder  statt  deren  iudirecte  Verbrauchssteuern  in  Frage 
kommen  und  in  der  Praxis  meistens  bestehen),  sondern  um  die 
p  r  i  n  c  i  p  i  e  1 1  e  Beurtheilung  aus  dem  Gesichtspunct  der  G  e  - 
rechtigkeit. 

Auch  wenn  die  Frage  nur  vom  rein  finanziellen  Gesichtspunct 
betrachtet   wird,    kann    sie    bloss  mit    Rücksicht    auf    das 


Beweisführ,  (progr.  Eiuk.st.  Kap.  3)  ist  hier  wie  sonst  durchaus  zutrettend,  aber  den 
dejuer,  z.  B.  die  folgerichtigen  Denker  der  Deutschen  Freihandelsschule,  die  Faucher, 
Michaelis  nicht  überzeugend,  weil  diese,  von  ihrem  Standpunct  aus  mit  Recht,  in 
solchen  „socialen"'  Kucksichten  einen  Widerspruch  mit  Principien  der  Eigenthums- 
und  Erwerbsrechtsordnung  der  staafsbürgcrl.  Periode  finden.  —  Bei  dieser  Unklarheit 
der  Theoretiker  hat  auch  die  specielle  Erklärung  des  Einzelnen  gegen  oder  für  die 
Freiheit  d.  Exist.miii.  keine  besond.  Wichtigkeit.  Ich  verweise  auf  Schmidt  a.a.O. 
und  bemerke  nur.  dass  Kau  I,  §.  2.iS.  25!),  wenn  auch  in  Consequenz  einer  falschen 
Einkommenlehre,  implicite  für  die  Freiheit  bei  Lohn-  ii.  (iewerbsverdienst  ist;  auch 
Umpfenbach,  I,  121  H.  für  Freih.  des  Exist.minim..  Mill  B.  V,  K.  2  §.  2  fl'.  dgl. 
'je gen  diese  Freiheit  Schmoller,  Tüb.  Ztschr.  B.  19  a.  a.  Ü.  pass.,  bes.  S.  35  H'., 
Held.  Eink.st.  S.  104  tf..  Nasse,  Gutacht.  S.  5.  —  Bei  Neu  mann  S.  8.S  ff.  manches 
legislative  Material  über  die  Entscheidung  der  Frage  in  der  Praxis. 
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ganze  b  estehende  Steuersystem  beantwortet  werden.  "Wenn 
die  „kleinen  Leute"  schon  durch  Verbrauchssteuern  getroffen  werden, 
was  von  der  Art  der  letzteren,  von  ihren  Wirkungen,  der  Ueber- 
wälzung  u.  s.  w.  abhängt,  so  kann  eine  Freilassung  von  directen 
Personalsteuern  vielleicht  deswegen  nothwendig  sein,  um  die 
Gleichmässigkeit  in  der  Gesammtbesteuerung  zwischen  diesen  und 
den  wohlhabenderen  Personen  herzustellen.  Massgebend  für  die 
Entscheidung  der  Frage  ist  daher  auch  die  Höhe  der  verschie- 
denen Steuern.  In  Steuersystemen,  welche  nothwendige  Consump- 
tibilien  der  unteren  Classen  (Salz!)  und  verbreitete  Genussmittel 
derselben  (Getränke,  Kaffee,  Tabak  u.  s.  w.)  besteuern,  möchte 
daher  die  Personal. Steuerfreiheit  dieser  Classen  meistens  gerecht 
sein,  gerade  auch  nach  dem  Verhältniss  blosser  Proportional- 
besteuerung, wie  sie  vom  rein  finanziellen  Standpunct  aus  zu 
fordern  ist  (§.  397).  Oder  aber,  wenn  ausserdem  die  unteren 
Classen  directe  Personalsteuern  zahlen,  so  muss  um  so  mehr  die 
p  rogressive  Personal-,  bez.  Einkommenbesteuerung  der  wohl- 
habenderen Classen  verlangt  werden,  wiederum  nur,  um  im  Ganzen 
wenigstens  die  Proportionalbesteuerung  zu  verwirklichen. 

Rein  abstract,  ohne  Beziehung  zur  sonstigen  Besteuerung 
beurtheilt,  ist  dagegen  vom  rein  finanziellen  Standpunct  die 
principielle  Steuerfreiheit  des  kleinen  Einkommens  abzu- 
lehnen. Auch  die  Steuer  gehört  nach  richtiger  Auffassung 
des  Staats  und  der  öffentlichen  Thätigkeiteu  zu  den  „uothwen- 
digen  Ausgaben",  oder  zum  „noth wendigen  Productions- 
aufwand",  die  der  „kleine  Mann"  so  gut  als  andere  solche 
Ausgaben  zu  bestreiten  hat.  Es  ist  dann  nur  die  Steuerfreiheit 
der  eigentlich  Armen,  d.h.  der  öffentlichen  Almosenempfänger 
zu  gewähren. 

Wesentlich  anders  muss  dagegen  die  Entscheidung  der 
Frage  von  dem  zweiten  Steuergesichtspunct,  vom  social  poli- 
tischen aus  lauten.  Hier  darf  aus  Rücksicht  auf  die  geringere 
ökonomische  Leistungsfähigkeit  u.  s.  w.  das  kleine  Einkommen 
personalsteuerfrei  sein,  um  die  Leute  zu  schonen  -  und 
wäre  selbst  eine  weitere  Freiheit  von  anderen  Steuern,  wenn  sie 
nur  durchiührbar  wäre,  zu  rechtfertigen.  .Je  mehr  sich  die  Be- 
rechtigung des  socialpolitischen  Standpuncts  im  Volksbewusstsein 
Bahn  bricht,  also  die  „sociale"  wirklich  an  Stelle  der  „staats- 
bürgerlichen" Periode  tritt,  desto  nielir  wird  die  Freiheit  der 
kleinen     Leute    wenigstens    von    directen    Personalsteuern 
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erfolgcu  imd  das  Vcr  b rauch ss tcu c r sy s  tcni  nach  solchen 
Kiieksichten  verändert  (Anlhebiinj;  von  Steuern  aul"  nothwendigc 
Lebensmittel!)  und  durcli  andere  Steuern  auf  die  besitzenden 
Classeu  ergänzt  werden:  gerade  weil  dies  Jetzt  als  ge- 
recht erscheint  (§.  528  -öoO). 

Ein  Specialfall  der  allgemeinen  Frage  ist  die  Freiheit  gewisser 
Personen  „wegen  Arniuth"  von  gewissen  Gebühren.  Sie  besteht 
namentlich  für  Gerichtskosteu  und  lässt  sich  hier  allgemein 
rechtfertigen. 

ij.  40G.  —  2)  Besteuerung  der  im  Inland  wohnenden  Staats- 
angehörigen für  ihr  Einkommen  aus  ausländischen  Quellen 
(Nr.  2  der  Kategorie  C.  in  §.  402).  Dieser  Fall  ist  das  Correlat 
des  hernach  unter  Nr.  4.  zu  betrachtenden.  Es  handelt  sich  regel- 
mässig um  Renten  -  Einkommen  aus  Kapitalanlagen  in  der 
Fremde,  in  Grundbesitz,  Gewerbebetrieben,  Werthpapieren,  u.  s.  w. 
Im  Inlande  ist  dies  Einkommen  möglichst  durch  die  heimische 
Steuer  zu  erfassen  und  zwar  für  den  ßetrag  nach  Abzug  der 
etwaigen  fremden  Steuern.  ^^)  Der  heimische  Staat  hat  gewöhnlich 
mindestens  kein  besondres  Interesse,  diese  Kapitalanlagen  seiner 
Angehörigen  im  Ausland  zu  begünstigen.  Nur  ist  die  Aufgabe 
steuertechnisch  schwierig,  weil  schon  die  Thatsache,  vollends  der 
Betrag  solches  Einkommens  schwer  zu  ermitteln  sind.  Verbrauchs- 
steuern sind  zur  Erfassung  mit  geeignet.  Wenn  hier  eine  Doppel- 
besteuerung erfolgt,  so  ist  es  eher  Sache  des  Auslands,  als  des 
Inlands,  im  Interesse  des  Besteuerten  und  des  Hereinziehens  von 
Kapitalien  die  Steuer  zu  erlassen:  auch  nur  eine  Klugheits-,  keine 
Gerechtigkeitsforderung.  In  Betreff  von  Verträgen  über  Vermeidung 
von  Doppelbesteuerung  gilt  das  unter  Nr.  4  Gesagte. 

§.  407.  —  3)  Besteuerung  der  im  Ausland  wohnenden 
Staatsangehörigen,  —  mit  Voraussetzung  des  gewöhnlichen 
Falles  (Nr.  4  der  Kategorie  C.  in  §.  402),  dass  sie  dort,  also 
aus  ausländischen  Quellen,  ihr  Einkommen  erwerben. 

Die  Frage  ist  wesentlich  nur  für  eine  Art  Steuern  practisch :  für 
die  Personal-,  bez.  Einkorn menbesteuerung  solcher  Personen. 


**)  Zu  weit  geht  daher  in  der  Freilass.  z.  B.  d.  preuss.  Eiak.st.ges.  v.  1.  Mai  18.51 
§.  17,  wonach  das  Eink.  preuss.  Staatsangehöriger  aus  ihrem  im  Ausland  gelegenen 
Grundeigenthnm  von  d.  classif.  Eink.steuer  ganz  frei  ist,  wenn  d.  Nachweis  geführt 
wird,  dass  sie  wegen  jenes  Grundeigenthums  im  Ausland  einer  gleichartigen 
Steuer  unterliegen.  Aehnlich  geht  zu  weit  das  bad.  Kap.rcntst.gesetz,  wenn  es  das 
im  Ausland  besteuerte  Einkommen  aus  Kapitalien  (also  z.  B.  durch  d,  österr.  Coupon- 
steuer i  frei  lässt. 
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Eine  solche  Besteuerung  lässt  sich  principiell  rechtfertigen 
und  besteht  hie  und  da  auch.  Denn  die  betreffenden  Staatsan- 
gehörigen, welche  unter  dieser  Bedingung  der  Steuerzahlung 
freiwillig  ihr  altes  Staatsbürgerreeht  beibehalten ,  werden  dies  aus 
Vortheil  oder  aus  Patriotismus  thun  und  können  dann  auch  der 
Steuerpflicht  unterliegen,") 

Aber  unbedingt  zu  fordern  ist  die  Besteuerung  hier  doch 
nicht.  Eher  möchte  in  der  Regel  der  Verzicht  auf  sie  dem 
heimischen  Staate  zu  empfehlen  sein.  Denn  einmal  wird  sonst 
Doppelbesteuerung  derselben  Person  meist  nicht  vermieden  und 
leicht  besonders  hart,  wenn  der  fremde  Staat  ähnliche  Steuern 
erhebt  und  den  Ausländer  hierbei  mit  Recht  nicht  frei  lässt.  Und 
sodann  fehlen  dem  heimischen  Staat  gewöhnlich  die  Mittel,  alle 
seine  steuerpflichtigen  Angehörigen  im  Auslande  aufzufinden  und 
vollends,  sie  gleichmässig  zu  besteuern.  Die  Besteuerung  wird 
daher  auf  diese  Personen  sehr  ungleich  ausgedehnt  werden. 
Völkerrechtliche  Verträge  zwischen  den  betheiligten  Staaten  über 
die  Besteuerung  solcher  Personen  könnten  in  Frage  kommen,  weil 
beide  Staaten  vielleicht  daran  interessirt  sind,  diese  Personen  in 
ihrem  Aufenthalt  und  Erwerb  nicht  durch  die  Steuer  empfindlich 
zu  stören. 

4)  Besteuerung  der  im  Ausland  wohnenden  Staatsange- 
hörigen in  Bezug  auf  ihr  Einkommen  aus  inländischen  Quellen 
(Fall  3  der  Kategorie  C.  in  §.  402.):  das  Correlat  von  obiger  Nr.  2. 
(§.406).  Dies  Einkommen  ist  regelmässig  Rente  aus  einheimischem 
Grund-  und  Kapitalbesitz,  eventuell  auch  Gewerbsgewinn  bei  der 
Betheiligung  von  inländischen  Unternehmungen,  incl.  Erwerbsgesell- 
schaften, ferner  Ruhegehalt  u.  dgl.  von  pensionirten  Beamten, 
Wittwen.  Der  seltene  und  practisch  schwer  greifbare  Fall,  dass 
dies  Einkommen'  gewöhnliches  Arbeitseinkommen  ist  (z.  B.  aus 
schriftstellerischer  Thätigkeit),  kann  hier  unbeachtet  bleiben. 

Die  Besteuerung  Seitens  des  heimischen  Staats  ist  hier  wichtiger 
und  practisch  leichter  zu  verwirklichen  als  im  vorausgehenden  Fall. 
Sie  besteht  auch  vielfach  und  hat  in  der  Neuzeit  bei  der  Grösse 
des  internationalen  Personenverkehrs  und  bei  vermehrtem  „Absen- 
tiismus" von  Grundbesitzern,  Kapitalisten,  Actionären,  Pensionären 

")  So  ist  die  Steuerpflicht  norinirt  in  §.  16  des  preuss.  Gesetzes  v.  1.  Mai  1851 
für  die  Eink.st. :  u.  zwar  einerlei,  ob  d.  Eink.  aus  in-  oder  ausländ.  Quellen  herrührt. 
S.  die  Fin.min.rescripte  bei  Meitzen,  Vorschriften  über  die  u.  s.  w.  Eink.st.,  Berl. 
Jb70,  S.  41  IL 
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im  Ausland  öfters  zu  Erörterungen  und  schon  zu  einer  eigenen 
gesetzlichen,  bez.  völkerrechtlichen  Kegeluug  geführt.  Denn  gerade 
hier  trat  leicht  Doppelbesteuerung  seitens  der  beiden  be- 
theiligten Staaten  ein,  daher  Interessenconflicte  zwischen  ihnen 
und  Beschwerden  des  Besteuerten.  Ein  einfaches  Princip 
lässt  sich  aber  nicht  aufstellen.  Zwischen  den  betreffenden 
Staaten  erscheinen  auch  nicht  einmal  immer  unbedingt, 
sondern  nur  unter  gewissen  Umständen  Compromisse, 
daher  Verträge  über  die  Besteuerung  solcher  Personen  erwünscht. 
Der  einzelne  Staat  wird  sich  nemlich  zu  dieser  Frage  verschieden 
stellen  je  nach  seiner  Autfassung  des  „Absentiismus"  und  sich 
dann  von  der  einheimischen  Besteuerung  durch  die  Beschwerde 
über  Doppelbesteuerung  seines  Angehörigen  auch  nicht  immer 
abhalten  lassen  dürfen.  Im  Uebrigen  wird,  wenn  Doppelbesteuerung 
vermieden  werden   soll,   nach  Steuerarten   zu  unterscheiden  sein. 

Die  Abwesenheit  der  Absentiisten  hat  für  das  Inland  öko- 
nomische und  sociale  Nachtheile.  *^)  Eine  besondere  Rücksicht 
auf  diese  Personen  durch  Gewährung  von  Steuerfreiheit  ist  schon 
deswegen  nicht  geboten,  auch  nicht,  wenn  denselben  dann  wegen 
der  auswärtigen  Steuer  Doppelbesteuerung  droht.  Umgekehrt  kann 
sogar  eine  specielle  Besteuerung  wegen  des  Absentiismus  ernst- 
lich in  Frage  kommen.  Dies  um  so  mehr,  weil  der  heimische 
Staat  immer  einen  Steuerentgang  erleidet,  nemlich  an  Verbrauchs- 
steuern, auch  an  manchen  Verkehrssteuern  und  Gebühren.  Rück- 
sichten auf  die  Besteuerten  zu  nehmen  hat  weniger  der  ein- 
heimische Staat,  welcher  einen  Theil  seines  Volkseinkommens 
von  den  besser  situirten  Classen  seiner  Angehörigen  im  Ausland 
verzehrt  werden  sieht,  als  der  fremde  Staat  zu  nehmen,  welcher 
am  Aufenthalt  solcher  Personen  in  seinem  Gebiet  ökonomisch 
interessirt  sein  kann. 

Staatsverträge  über  die  Besteuerung  dieser  Personen  werden 
daher  auch  eigentlich  nur  in  zweiter  Linie  aus  Rücksicht  auf 
die  zu  Besteuernden,  in  erster  Linie  aus  einem  allgemeinen 
Interesse  der  betheiligten  Staaten  hervorgehen.  Sie  sind  deshalb 
kaum  allgemein  zu  erwarten,  sondern  nur  zwischen  Staaten,  welche 
sich  als  eine  Gemeinschaft  betrachten  oder  welche  Grund  haben, 
gegeneinander  besondre  Rücksichten  zu  nehmen.  So  liegt  die 
Sache    in   Bundesstaaten    und    hier   sind    daher   Verträge  der 


'^)  S.  über  die  Frage  meine  (jrundleg.  §.  2ö'ö. 
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Einzelstaaten,  bez.  Bimdesgesetze  über  die  Doppelbesteuerung  an- 
gebracht. Ein  Beispiel  haben  wir  aus  Deutschland  in  dem  Gesetz 
des  Norddeutschen  Bundes  vom  13.  Mai  1870.  Es  ist  kaum  zu 
erwarten j  dass  sich  die  Grundsätze  dieses  Gesetzes,  welche  für 
Deutschland  wohl  die  richtigen  sind  und  bei  Verträgen  über 
Doppelbesteuerung  angesichts  unserer  Steuersysteme  kaum  anders 
gefasst  werden  können,  allgemeiner  zwischen  ganz  fremden 
Staaten  einbürgern.  Ein  Land  ohne  entwickeltes  Ertragssteuer- 
system und  mit  vielen  reichen  Absentiisten  würde  sich  sonst  in 
einer  üblen  Lage  befinden. 

Nach  dem  leitenden  Princip  des  genannten  deutschen  Gesetzes 
ist  bei  einer  vertragsmässigen  Regelung  der  Besteuerung  zwischen 
zwei  Staaten  die  persönliche  und  die  Realbesteuerung  zu 
unterscheiden.  Jene  richtet  sich  im  Wesentlichen  nach  dem 
Wohnort  —  also  Besteuerung  nur  seitens  des  „Auslands''  — , 
diese  nach  der  Lage  der  betreffenden  Ertragsquelle,  —  also 
Grund-,  Kapitalbesitz  und  Gewerbebetrieb  nur  im  Inlande  be- 
steuert. Gewisse  weitere  Modificationen,  bei  Einkommenbesteuerung 
neben  der  Ertragsbesteuerung,  bei  der  Besteuerung  von  Zahlungen 
aus  Staatscassen  (Pensionen  u.  s.  w.),  werden  sich  wie  in  Deutsch- 
land nach  den  concreten  Verhältnissen  richten  müssen.  ^^) 

§.  408.  —  5)  Besteuerung  der  Ausländer,  welche  im  In- 
lande wohnen. 

a)  Halten  sich  dieselben  des  Erwerbs  wegen  in  Inlande  auf, 
(zugleich  der  Fall  5  der  Kategorie  C.  in  §.  402),  als  Arbeiter,  Ge- 
werbetreibende (Unternehmer)  u.  s.  w.,  so  ist  hier  ihre  Besteuerung, 
und  zwar  speciell  auch  ihre  directe  Einkommen-  und  Ertrags- 
besteuerung, wesentlich  ganz  in  gleicher  Weise  als  wenn  sie  In- 
länder wären  geboten :  eine  Forderung  der  Gerechtigkeit,  auch  der 
Gleichstellung  in  der  Concurrenz  halber.  Eine  etwaige  Doppel- 
besteuerung hätte  höchstens  ihr  Heimathstaat  durch  Steuererlass 
zu   vermeiden.     Die    Regelung   solcher  Doppelbesteuerung    durch 


")  Das  gen.  Gesetz  gilt  nach  späteren  Bestimm,  jetzt  im  ganzen  D.  Reiche.  Nach 
§.  1  darf  ein  Deutscher  nur  in  dem  Bundesstaate  zu  den  directen  Staatssteuern 
herangezogen  werden,  in  welchem  er  seinen  Wohnsitz  hat.  Aber  nach  §.  ü  Avird 
Grundbesitz  u.  Gewerbebetrieb  sowie  das  aus  diesen  Quellen  herrührende 
Einkommen  nur  von  dem  Bundesstaat  besteuert,  wo  jene  liegen;  nach  §.  4  Gehalt, 
Pension,  Wartegeld  nur  in  dem  Staat,  der  die  Zahlung  leistet.  Zinsbezug  eines  in 
Sachsen  wohnenden  Preussen  aus  preuss.  Staatspapieren  oder  aus  preuss.  Hypotiieken 
ist  danach  in  Sachsen  steuerpflichtig.  Bei  der  blossen  Einkommenbesteuerung 
dieses  Einkommens  wohl  richtig,  bei  einer  Kapitalrcntensteiier  kaum.  Nüheres  mit 
verschied.  Minist.erlassen  bei  Meitzen  a.  a.  0.  S.   lOS  li'. 
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Staatsverträge  kaun  in  Fraise  koiumeu,  wenn  das  Inland  und  das 
Ausland  beide  an  dem  Aui'entbalt  dieser  Personen  in  der  „Fremde" 
ein  Interesse  haben. 

b)  Andere  im  Inland  wohnenden  Ausländer,  also  regelmässig 
solche,  welche  ihre  Kenten  hier  verzehren  (Fall  6  der  Kateg.  C.  in 
v?.  402),  werden  selbstverständlich  und  unvermeidlich  von  der  Ver- 
brauchsbestenerung  gctroflen.  Wie  weit  auch  von  der  inländischen 
directeu  Einkommen-  und  Ertragsbesteuernng  (z.  B.  der  Kapital- 
reuteusteuer) ,  hängt  von  den  Erwägnngen  ab,  welche  unter  Nr.  4 
im  vorigen  §.  berührt  worden  sind.  Das  Inland  hat  meistens  ein 
Interesse  am  Aufenthalt  solcher  Personen  und  kann  sie  durch 
.Steuererlass  begünstigen.  Nothwendig  vom  Standpunct  der  Ge- 
rechtigkeit ist  dies  indessen  nicht.  Ueber  Verträge  in  Bezug  auf 
Doppelbesteuerung  gilt  das  im  vorigen  §.  Gesagte. 

t3)  Besteuerung  der  Ausländer,  welche  im  Inlande  reisen. 
Die  allein  fragliche  directe,  namentlich  Personal-  und  Einkommen- 
besteuerung und  Gewerbebesteuerung  wird  die  Reisenden  zn  ge- 
werblichen Zwecken  („Handelsreisende")  treffen  dürfen 
und  müssen.  Doch  sind  hier  Staatsverträge  zur  Regelung  dieser 
Besteuerung,  eventuell  zum  Erlass  gewisser  Steuern  nach  dem 
Grundsatz  der  Reciprocität  in  den  heutigen  Verkehrsverhältnissen 
nicht  immer  unangemessen.  Bei  den  übrigen  ausländischen  Reisen- 
den wird  eine  Zeitfrist  des  Aufenthalts  zu  bestimmen  sein,  von 
wo  an  sie  zur  ,, Wohnbevölkerung"  zählen  und  eventuell  nach  den 
unter  Nr.  5  angegebenen  Gesichtspuncten  der  Staatsbesteuerung 
des  „Wohnstaats"  unterliegen.  ^*) 

§.  409.  —  7)  Besteuerung  des  Einkommens  der  im  Ausland 
wohnenden  Ausländer  aus  dem  Inlande.  Dieser  siebente 
Fall  der  dritten  Kategorie  des  §.  402,  welcher  sich  mit  den  Fällen 
der  ersten  Kategorie  nicht  wie  die  6  anderen  deckt,  soll  gleich 
hier  erledigt  werden.  Er  ist  z.  Th.  identisch  mit  der  Frage  der 
Besteuerung  der  Ertragsquellen  (Kateg.  D.  des  §.  402),  wenn 
der  Ertrag  an  den  auswärtigen  Eigenthümer  u.  s.  w.  geht. 

Dieser  Fall  ist  in  der  Neuzeit  mit  der  grossen  Entwicklung 
des  internationalen  Kapitalienverkehrs  practisch  besonders  wichtig 

")  Z.  B.  ia  Preussen  werden  Ausländer  nacli  cinjähr.  Aufenthalt,  ausser, 
■wenn  sie  sich  des  Erwerbs  wegen  im  Inlande  aufhalten,  von  d.  Classcnst.  u.  classif. 
Eink.st.  getroffen.  §.  5  u.  18  d.  Ges.  v.  1.  Mai  18.51  bez.  2.5.  Mai  l^~'6.  —  Vgl.  auch 
Kau  I,  §.  266,  wo  wegen  eines  zu  engen  Begriffs  der  Steuer  (Abgaben  der  Staats- 
bürger) in  der  Besteuer.  der  Ausländer  eigentlich  etwas  Anomales  gesehen  wird. 
Die  jetzigen  Verkehrsverhältnisse  sind  hier  auch  zu  wenig  berücksichtigt. 
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geworden.  Die  Entscheidung  wird  von  der  ökonomischen  und 
der  Kech ts form  der  Betheiligung  des  fremden  Kapitalisten  an 
inländischen  Kapitalanlagen,  —  namentlich  ob  als  Unternehmer, 
Eigenthümer  u.  s.  w.  oder  anderseits  als  Gläubiger  —  so- 
dann von  der  Art  der  inländischen  Besteuerung:  ob  sie  nur  Er- 
trags- oder  nur  Einkommenbesteuerung  oder  ob  sie  Beides 
und  in  welcher  Verbindung  —  mit  abhängen.  Die  Rücksicht  auf 
das  inländische  Interesse  an  der  Herein ziehung  fremden 
Kapitals  und  an  einer  etwaigen  Vermeidung  der  Doppelbesteue- 
rung des  fremden  Kapitalisten  —  hier  und  in  seiner  Heimath  — 
kann  eine  Steuerbefreiung,  welche  von  der  Gerechtigkeit 
nicht  noth wendig  verlangt  würde,  aus  Gründen  der  Volks- 
wirthschaftspolitik  räthlich  machen.  Doch  kann  umgekehrt 
die  Besteuerung  auch  gerade  aus  Gerechtigkeitsgründeu 
geboten  sein. 

a)  Bei  einer  Betheiligung  des  fremden  Kapitalisten  an  in- 
ländischen Gewerben  als  verpachtender  oder  sich  vertreten 
lassender  Unternehmer,  Socius,  als  stiller  Gesellschafter, 
Actionär,  als  Grundeigenthümer  muss  derselbe  die  gleichen 
Ertrags  steuern  wie  der  Inländer  entrichten,  schon  dem  Character 
der  Ertragssteuer  als  Objectsteuer  gemäss,  aber  auch  aus  prin- 
cipiellen  volkswirthschaftlichen  Gründen:  weil  hier  Theile  des 
Volkseinkommens  vorliegen,  die  nicht  unbesteuert  bleiben  dürfen, 
wenn  die  richtige  iSteuerquelle  getroffen  werden  soll  und  nicht 
minder  aus  principiellen  Gründen  der  gerechten  Steuerver- 
theilung,  weil  sonst  die  Inländer  nur  um  so  höher  besteuert 
werden  müssten.  Erfolgt  die  Besteuerung  des  Ertrags  dieser  Objecte 
zugleich  in  der  Form  einer  Einkommensteuer,  so  wird  auch 
letztere  vom  Ausländer  ebenso  wie  vom  Inländer  zu  tragen  sein. 'f) 
Eine  entgegengesetzte  Entscheidung  führte  in  andern  Fällen  zu 
unhaltbaren  volkswirthschaftlichen  Consequenzen  und  zu  einer 
ungerechten  Ueberlastung  der  Inländer,  wie  sich  leicht  er- 
giebt,  wenn  man  sich  einen  etwas  extremen  Fall  vorstellt,  z.  B. 
dass  heimische  Ertragsquellen  (Grundbesitz,  Gebäude,  Bergwerke) 
in  grossem  Umfange  Ausländern  gehören.  Da  das  bezügliche 
Einkommen  mit  Recht  auch  der  Besteuerung  in  der  Heimath  des 
Ausländers  unterliegt  (i?.  406  Nr.  2),  so  erfolgt  Doppclbesteue- 
rung,  die    hier   nicht  wohl  zu  vermeiden  ist.     Die  Steuerbefreiung 

"*)  So  z.  B.  m  Prcuäscu  nach  d.  gen.  (jcs.  §.  Ib. 
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des  Ausländers  im  Inlande,  im  Interesse  der  Hereinziehuug  fremden 
Kapitals ,  würde  öfters  auch  die  Coucurrenzbedingungen  der  ver- 
schiedenen Unternehmungen  ungleich  stellen,  zu  Ungunsten  des 
Inländers,  ausserdem  aber,  wie  gesagt,  auch  eine  bedenkliche  Ent- 
ziehung der  heimischen  Steuerquellen  ftir  die  inländische  Besteue- 
rung (Grundsteuer  beim  Uebergang  von  Grundbesitz  an  Ausländer !) 
mit  sich  führen ,  wie  sich  im  ^Mittelalter  so  vielfach  gezeigt  hat, 
wenn  steuerptiichtiger  Grundbesitz  durch  Eigenthumstibergang  an 
steuerfreie  Exerate  (Stifter  u.  s.  w.)  steuerfrei  wurde.  Die  in- 
ländische Besteuerung  des  Ausländern  gehörigen  Besitzes  und  des 
daraus  tiiessenden  Ertrags  und  Einkommens  besteht  auch  wohf  als 
Regel  in  den  Culturstaaten.  Das  Gegentheil  würde  eine  grosse 
Schwäche  des  Staats  oder  eine  ausserordentliche  Abhängigkeit  vom 
fremden  Kapital  anzeigen. 

b)  Der  heute  practisch  wichtigere  und  schwierigere  Fall  ist 
derjenige  der  Betheilignng  des  ausländischen  Kapitalisten  als 
Gläubigers  aus  D  arlehensgesc  haften,  daher  die  Frage  der 
Besteuerung  von  Zinsen,  welche  an  Ausländer  hinausgehen. 
Die  Frage  wird  sich  im  Anschluss  an  die  Art  der  bestehenden 
Besteuerung,  die  Formen  der  Feststellung  der  Steuerschuldig- 
keiten (bei  Einkommen-,  Zinsrentensteuer)  u.  s.  w.  öfters  wieder 
nach  den  Arten  der  Darlehensgeschäfte  specialisiren,  nament- 
lich ob  es  sich  um  „unversicherte"  und  „versicherte** 
Pfand-,  besonders  hypothekarische  Darlehen,  um  Darlehen 
bandelt,  für  welche  ein  börsengängiges  „ Werthpapier"  (auf 
den  Inhaber  oder  auf  Namen  lautend)  ausgestellt  ist,  ob  in  diesem 
Fall  der  besteuernde  Staat  (.Staatsschuldenobligation)  oder  ein 
Dritter  (besonders  eine  inländische  Gesellschaft,  z.  B.  bei  den 
Obligationen  der  Eisenbahngesellschaften)  der  verpflichtete  Schuldner 
ist  u.  s.  w.  Der  practisch  wichtigste  Fall  ist  gerade  diese  Be- 
steuerung der  Zinsen  von  Werthpapieren,  welche  sich  im 
Auslande  in  ausländischem  Besitz  befinden  und  hier  dann 
wieder  der  Staatsschuldzinsen,  die  sogenannte  „Coupon- 
besteuerung'S  wie  sie  nach  der  Form  der  Besteuerung  mittelst 
Abzugs  des  Steuerbetrags  an  dem  fälligen  Coupon  bei  der  Aus- 
zahlung genannt  wird.  ^'^) 


'")  S.  Hock,  öll'.  Abg.  S.  18,  22Ü;  meine  .,Urdn.  d.  üsterr.  StaatshausLaltes", 
Wien  186,5,  S.  18T — 2Ü3  ,  mit  bes.  Beziehung  auf  Oesterreich,  aber  auch  principiell 
u.  z.  Th.  auf  die  im  Vorhergehenden  besprochenen  Fälle  eingehend. 
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Einerlei  ob  eine  besondere  Kapitalrentensteuer  als  eine  Art 
der  Ertragssteuer  oder  ob  neben  oder  statt  ibr  eine  Einkommen- 
steuer besteht,  welche  dieses  Zinseinkommen  treffen  soll:  im  Prin- 
cip  ist  die  Besteuerung  der  ins  Ausland  gehenden  Zinsen  ebenso 
wie  diejenige  der  im  Inland  bleibenden  zu  verlangen.  Auch 
hier  führt  die  entgegengesetzte  Entscheidung,  wie  man  sich  wie- 
derum an  extremen  Fällen  leicht  klar  macht,  zu  volkswirth- 
schaftlich  unhaltbaren  Consequenzen  und  zu  Ungerechtigkeiten  für 
die  Inländer.  Ist  nicht  etwa  ein  ausdrückliches  Versprechen 
seitens  des  Staats  ertheilt  worden,  jene  Zinsen  unbesteuert  zu 
lassen,  so  kann  auch  bei  der  erstmaligen  Einführung  einer  solchen 
Besteuerung  nicht  von  einer  Rechts  Verletzung  des  fremden 
Gläubigers  .die  Rede  sein.  Das  Besteuerungsrecht  des  Staats  be- 
steht ihm  gegenüber  in  derselben  Ausdehnung  wie  dem  Inländer 
gegenüber.  Nicht  über  die  Besteuerung,  sondern  nur  über  eine 
höhere  Besteuerung  könnte  sich  der  Ausländer  beschwerden. 

Auch  eine  Steuer  auf  die  vom  Staate  selbst  gezahlten  Staats- 
schuld e  n  z  i  n  s  e  n  ist  nicht  ungerecht,  kein  R  e  c  h  t  s  b  r  u  c  h ,  so- 
bald nicht  gegentheilige  ausdrückliche  Zusagen  vorliegen. 
Gegen  eine  solche  hie  und  da  vorgekommene  Auffassung  der 
Couponsteuer  ist  derselbe  Einwand  wie  gegen  eine  ähnliche  An- 
sicht in  Bezug  auf  die  Besteuerung  der  Staatsdiener-Gehalte  zu 
erheben  (§.  404):  es  handelt  sich  bei  der  Zinszahlung  und  bei  der 
Besteuerung  derselben  durch  den  Staat  um  zwei  ganz  ver- 
schiedene Rechtstitel.  Der  Anleihevertrag  enthält  keine 
stillschweigende  Zusage  einer  Beschränkung  des  Besteuerungs- 
rechts in  Bezug  auf  die  Zinsen  der  Staatsschuld. 

Zu  einer  Rechtsfrage  wird  die  Besteuerung  hier  wie  in 
anderen  vorgekommenen  Fällen,  z.  B.  bei  der  Steuerfreiheit  der 
Zinsen  von  Obligationen  u.  s.  w.  der  Eisenbahngesellschaften,  nur, 
wenn  der  einheimische  Staat  ein  ausdrückliches  Versprechen 
der  Steuerfreiheit  ertheilt  hat,  das  einen  Theil  des  betreffenden 
Vertrags  bildet.  Hier  hat  er  sich  rechtlich  in  Bezug  auf  die 
Ausübung  seines  Besteuerungsrechts  gebunden.  Die 
Steuerfreiheit  bildet  ein  wohlerworbenes  Recht  und  kann  in 
der  Regel  nicht  einseitig,  sondern  nur  Vertrags  massig  auf- 
gehoben werden ;  ausnahmsweise  einseitig  wenigstens  nur  nach  den 
Rechtsregeln  der  Enteignung,  dann  gegen  Entschädigung.  Eine 
solche  zugesagte  Steuerfreiheit  bezieht  sich  an  sich  auf  jeden 
Gläubiger,  In-  wie  Ausländer. 
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Mit  der  Ertheiluug  solcher  Zusagen  sollte  der  Staat  um  seiner 
tiuauziellen  Zukunft  Willen  sehr  zurückhaltend  sein.  Wenn  die- 
selben trotzdem  in  neuerer  Zeit  in  stark  verschuldeten  Staaten, 
welche  eine  lietheiligung  des  Kapitals,  besonders  des  fremden, 
wimscheu,  last  die  Regel  geworden  sind,^')  so  ist  dies  eben  nur 
ein  schlimmes  Zeichen  der  finanziellen  Lage  und  der  dadurch 
bedingten  Abhängigkeit  vom  Privatkapital.  Die  hier  angerufenen 
0  p  p o  r  t  u  u  i  t  ä  t  s  rücksichtcn  -  nemlich  auf  den  Staatscredit  und 
auf  die  Nothwendigkeit,  neue  Anleihen  aufzunehmen  —  sind  kaum 
so  berechtigt ,  als  es  meistens  dargestellt  wird.  ^^)  Denn  es  wird 
hierbei  zu  einseitig  die  Lage  des  Moments,  zu  wenig  die  Zukunft 
beachtet,  ^"j  Verlaugt  die  Entwicklung  des  Finanzwesens  wie  ge- 
wöhnlich später  immer  grössere  Einnahmen,  daher  höhere  Ge- 
sammtbesteuerung,  so  ist  eines  der  steuerfähigsten  Objecte, 
die  Zinsrente,  in  grossem  Umfang  der  Besteuerung  entzogen, 
die  übrige  Besteuerung  muss  also  um  so  stärker  wachsen.  Daraus 
drohen  mit  der  Zeit  wahrhaft  unerträgliche  volkswirthschaftliche 
und  sociale  Zustände  hervorzugehen,  wovon  sich  schon  jetzt,  be- 
sonders in  den  Verhältnissen  von  stark  ans  Ausland  verschuldeten 
Staaten  uud  Volkswirthschaften  zum  ausländischen  „mobilen  Kapi- 
tal", deutliche  Symptome  zeigen. 

Auch  ohne  sich  in  dieser  Hinsicht  vertragsmässig  zu  binden, 
kann  der  einheimische  Staat  aus  Op  portuuitäts-  und  Billig- 
keitsrücksichten die  iu8  Ausland  gehenden  Zinsen  wohl  steuer- 
frei lassen.  Dies  mag  unter  Umständen  eher  statthaft  sein,  obgleich 
es   principiell    vom   Standpunct    der  Gerechtigkeit  nicht 

")  Namentl.  ist  Oesterreich-Ungani  so  vorgegangen,  nachdem  allerdin.s?s  die 
Couponstcuererhöhung  in  Folge  des  staatsrechtl.  Ausgleichs  mit  Ungarn  sehr  stark  (bis 
auf  IC'o  durch  d.  Ges.  v.  20.  Juni  18üS)  geworden,  auch  viel  böses  Blut  gemacht  hatte. 

'^)  Das  zeigt  Hock  a.  a.  0. 

'^j  Es  ist  u.  A.  auch  unrichtig,  anzunehmen,  dass  eine  Couponsteuer  überhaupt 
und  vollends  im  Vcrhältniss  ihres  ganzen  Betrags  zu  einer  Kapitalsteuer  für  den 
betroHenen  Besitzer  eines  Werthpapiers  werden  müsse,  weil  der  Kurs  entsprechend 
sinken  werde.  Einmal  kommt  es  hierbei  darauf  an,  ob  andere  analoge  Kapitalanlagen 
(z.  B.  in  Hypotheken,  auch  in  Grundstücken,  Häusern)  ebenso  besteuert  werden, 
wo  dann  ein  allgemeiner  Einliuss  auf  den  Kurs  sich  nicht  so  stark,  mitunter  gar  nicht 
geltend  machen  kann.  Die  einschlägigen  feinÄi  Fragen  der  Ueberwälzung  behandelt 
vortrefflich  Helferich  in  d.  Aufs,  über  d.  Kapitalst,  in  Baden,  Tüb.  Ztschr.  184G, 
bes.  S.  .511  ff.  Sodann  hängt  gerade  der  Kurs  der  Werthpapiere,  bes.  der  Staats- 
papiere von  einer  Menge  verschiedener  Factoren  ab,  unter  diesen  aber  kann  die 
Couponsteucr  sogar  selbst  wieder  ein  nach  einer  Seite  gunstiger  sein,  weil  sie 
die  Finanzlage  verbessert.  Einigermassen  war  es  wohl  1S6S  ff.  so  in  Oesterreich, 
wo  zugleich  der  Ausgleich  mit  Ungarn  als  politisch  günstiges  Moment  gut  auf  den 
Staatscredit  wirkte.  Daher  die  Erscheinung,  dass  die  österr.  Staatspapiere  nach  der 
enormen  Erhöhung  der  Coupousteuer  oft  besser  als  vorher  standen. 
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geboten  ist.  Der  fremde  Gläubiger  erlangt  aber  hier  kein  „wohl 
erworbenes  Recht''  für  sich  und  muss  gewärtigen,  sogar  wenn  das 
Gesetz  etwa  selbst  die  Besteuerung  auf  im  Inland  bleibende 
Zinsen  beschränkt  hat,  eventuell  durch  ein  neues  Gesetz  der 
Besteuerung  doch  mit  unterzogen  zu  werden.  Die  Unterscheidung 
von  in-  und  ausländischen  Gläubigern,  Werthpapier-Inhabern  u.  s.  w, 
bei  der  Besteuerung  führt  ohnedem  leicht  zur  Umgehung  des  Ge- 
setzes. Auch  deswegen  empfiehlt  sich  möglichst  die  allgemeine 
Besteuerung  alles  Zinseinkommens,  einerlei  ob  der  Bezieher  Aus- 
oder Inländer  sei,  im  In-  oder  Auslande  wohne.   (Vgl.  u.  §.  459  ff.). 

B.  —  §.  410.  Die  Durchführung  des  Princips  der 
Allgeraeinheit  der  Besteuerung  der  physischen  Per- 
sonen im  Steuerwesen  der  Selbstverwaltungskörper, 
b  es  onders  der  Gemein  de,  oder  in  der  Communalbesteu  e- 
rung  i.  w.  S.  ^^) 

Alle  die  zahlreichen  Fragen,  welche  im  Vorausgehenden 
(§.  403—409)  in  Bezug  auf  die  Staats  besteuerung  erörtert  wurden, 
spielen  nun  auch  zwischen  den  verschiedenen  Selbstverwaltungs- 
körpern eines  Staats.  Ja,  sie  werden  hier  practisch  wegen  des 
noch  viel  umfassenderen  und  innigeren  Personen-  und  Kapitalien- 
verkehrs innerhalb  des  Staatsgebiets  noch  viel  wichtiger  und  ver- 
wickelter. Gleichwohl  sind  sie  leichter  zu  lösen,  denn  die  souveräne 
Macht  des  Staats  kann  die  Conflicte  zwischen  den  einzelnen  Körpern 
und  in  Betreff  etwaiger  Doppelbesteuerung  gesetzlich  schlichten. 
Auch  lösen  sich  die  Interessenconflicte  der  verschiedenen  Körper 
wieder  mehr  in  dem  einen  Staatsinteresse  auf,  während  diese  Con- 
flicte zwi.schen  verschiedenen  Staaten,  von  Bundesstaats-  und  ähn- 
lichen Verhältnissen  abgesehen,  bestehen  bleiben  und  nur  durch 
Compromisse  beigelegt,  nicht  eigentlich  ausgeglichen  werden  können. 

Auch  für  die  Communalbesteuerung,  ja  zum  Theil  für  sie  noch 
mehr  gilt  das  im  §.  403  Gesagte:  sie  lässt  sich  weder  ge- 
recht, noch  wirthschaftlich  richtig  durch  eine  einzige 
Steuer  oder  durch  ein  ganz  einfaches  Steuersystem 
durchführen.  Vielmehr  ist  gerade  auch  bei  ihr  eine  Com- 
bination  verschiedenartiger  Steuern  geboten,  besonders 
von  Ertrags  steuern,  welche  an  das  Object,  die  Ertrags- 
quelle,  und  von  Personal-   und  Einkommensteuern,   welche 


**)  Im  weiteren  Sinn  heisst  Coinm.best.  Besteuer.  aller  Selbstverw.körper.  S.  hier 
bes.  d.  zehn  (iutachten.  naui.  Nasse.  Meine  Cüuiui.st.frage.  Auch  oben  Abschn.  3 
u.  unten  Hauptabschn.  'ö  vom  Steuersystem. 
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an  das  Siibject  und  sein  Einkouimcii  anknüpfen.  Anstelle  der 
letzteren  Steuern  oder  neben  ihuen  können ,  soweit  nieht  andere 
"^teuerteelinische  u.  dgl.  C runde  ge^en  diese  Steuerart  sprechen, 
aucli  in  der  Commune,  ebenso  gut  wenigstens  als  in  Staate,  — 
eine  l'reilich  nur  relative  Rechtiertigiing !  —  V^erbrauchs- 
>teuern  t'iingiren. 

Eine  solche  Com  bi  na  tion  von  ,,Objectsteuern''  und  ,,Subject- 
steuern'-  ist  in  den  Communen  nothweudig,  weil  vielfach  durch  die 
Entwicklung  des  Creditwesens,  des  Pacht-  und  Miethwesens, 
der  Erwerb  sgesellschafteu,  Actiengesellschaften  u.  s.  w.  der 
Wohnort  der  P  e  r  s  o  n  e  n  und  der  Sitz  der  ihnen  gehörigen 
Ertragsquellen  verschiedene  werden.  Wo  das  nicht  der  Fall 
ist,  könnte  man  an  und  für  sich  je  mit  Object-  oder  Subject- 
steuern  allein  in  der  Commune  auskommen,  soweit  dies  steuer- 
technisch überhaupt  möglich  ist.  Solauge  jene  ^Entwicklung  des 
Creditwesens  und  der  gewerblichen  Unternehmungsformen  noch 
unbedeutend  wai\  lagen  die  Dinge  gleichfalls  noch  anders.  Jetzt 
aber  ist  es  häutig  so  —  besonders  in  Fällen,  wo  es  sich  um 
grössere  Ertragsquellen  und  wohlhabendere  Personen 
handelt,  —  dass  ein  Eigenthümer  von  Ertragsquellen,  ein  Grund- 
und  Hausherr,  Kapitalverleiher,  Commanditist,  Actionär  u.  s.  w. 
au  einem  anderen  Orte  wohnt  und  sein  Einkommen  aus  jenen 
Quellen  verzehrt  als  da  wo  der  Sitz  dieser  letzteren  ist.  Die 
blosse  Subjectbesteuerung,  z.  B.  durch  Einkommensteuer,  würde 
dann  nur  im  Wohnort  der  Person,  die  blosse  Objectbesteuerung, 
durch  die  üblichen  Ertragssteuern ,  nur  im  Sitz  der  Ertragsquellen 
erfolgen.  Das  führte  zu  volkswirthschaftlich  und  finanziell  unhalt- 
baren und  der  Gerechtigkeit  widersprechenden  Verhältnissen,  wie 
sich  sofort  ergiebt,  wenn  man  sich  etwas  extreme,  aber  schon 
heute  annähernd  wirklich  vorkommende  Fälle  vorstellt. 

Es  handle  sich  z.  B.  um  zwei  Gemeinden.  In  der  einen, 
einem  „Fabrikdorf",  befindet  sich  verpachteter  Grossgrundbesitz 
und  verschuldeter  Kleingrundbesitz,  die  Wohnhäuser  gehören  eben- 
falls Kapitalisten  oder  sind  an  diese  verschuldet,  die  grösseren 
^gewerblichen  Unternehmungen,  Fabriken,  Hüttenwerke  bestehen 
in  der  Form  von  Actiengesellschaften.  In  der  andren  Gemeinde, 
einem  schönen  „Bade-  und  Villenorte",  wohnen  die  wohlhabenderen 
verpachtenden  und  vermiethenden  Grund-  und  Hausbesitzer,  die 
Hypothekengläubiger  der  ersten  Gemeinde,  die  Actionäre  der  in 
dieser   betriebenen  Gesellschaften ,    und   zwar  sollen   diese  der  An- 

A.  Wagner,  FinanzwisseDSchaft.    II.  21 
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uahuie  nach  als  Reutenbezieher  in  der  zweiten  Gemeinde  meist 
zur  Miethe  wohnen.  Die  blosse  Subjectbesteuerung  würde  in  der 
ersten,  der  „armen"  Gemeinde,  die  Steuerlast  fast  ganz  auf  die 
„kleinen  Leute",  die  versehuldeten  Haus-  und  Grundbesitzer,  die 
Arbeiter  legen,  was  ebenso  ungerecht  als  wirthschaftlicb  unthuulich 
wäre,  zumal  wenn  mit  den  Steuern  wichtige,  gerade  jenen  „Be- 
sitzenden'' nützende  Ausgaben,  z.  B.  für  Wegewesen,  gemacht 
würden.  Die  blosse  Objectbesteuerung,  vollends  die  reine  Real- 
besteueruug  wäre  ähnlich  unrichtig  in  der  zweiten,  der  „reichen'' 
Gemeinde,  wenn  sie  auch  kaum  ebensolche  Bedenken  wie  die 
Subjectbesteuerung  in  dem  Fabrikdorf  hätte.  Denn  die  Realitäteu- 
besitzer  des  Badeorts  würden  doch  eine  Menge  Vortheile  aus  dem 
Aufenthalt  der  Rentner  ziehen. 

Hier  liegen  also  wichtige  Interessenconflicte  zwischen  den 
betheiligten  Communen  vor.  Dieselben  lassen  sich  nur  dadurch 
leidlich  lösen,  dass  die  obige  Forderung  einer  Combination 
von  Ertrags-  und  Personalsteueru  erfüllt  und  womöglich 
auch  gewisse  Steuern  mit  gewissen  Verwendungs- 
zwecken in  der  Commune  combinirt  werden,-')  Als 
Regel  wird  mau  dann  verlangen,  dass  die  Personen  da  für  ihr 
Einkommen  (oder  ihren  VeVbrauch)  besteuert  werden,  wo  sie 
wohnen,  die  Erträge  da,  wo  die  Quellen  derselben  liegen. 
Handelt  es  sich  um  ein  und  denselben  Ort,  so  erledigt  sich  alles 
Weitere.  Andernfalls  aber  sind  noch  specielle  Bestimmungen  noth- 
wcndig,  am  Besten  wohl  so,  dass  das  Einkommen,  welches  aus 
Besitz  herrührt  oder  Rentenbezug  ist,  einer  formellen 
Doppelbesteuerung  unterliegt,  mittelst  Ertrags-  und  Einkommen- 
steuern und  dass  in  den  angedeuteten  Fällen  einer  Betheiligung 
mehrerer  Gemeinden  u.  s.  w.  die  Gemeinde  der  Er tragsquelle 
auch  an  der  Einkommensteuer  der  Person,  welche  anderswo 
wohnt  und  an  ihrem  Wohnort  für  das  aus  jener  Quelle  tliessende 
Einkommen  steuert,  in  einem  gesetzlich  oder  zwischen  den  be- 
theiligten Gemeinden  vertragsmässig  festzusetzenden  Verhältniss 
participirt.  Hierin  liegt  eine  gewisse  l^>egünstigung  der  Gemeinde 
der  Ertragsquelle  (der  „Objectgemeiode")  vor  derjenigen  des  per- 
sönlichen W^ohnorts  (der  „Subjectgemeinde") :  in  unseren  heutigen 

^')  S.  darüber  die  Vorschlage  in  ineineui  Keferat  über  die  Conini.st.f'ragi;,  in  d. 
Belbständ.  Ausgabe  S.  2  ff.  (Thesen),  S.  .'{Off.  Nichts  Andres  kann  Stein  I,  .5Ül) 
meinen.  Was  er  hier  andeutet,  Jiabe  ich  nur  schon  vorher  a.  a.  Ü.  ausgeführt,  wes- 
halb Stein's  Abweisung  S.  .)()8  vielleiclit  hätte  uiiterbli-ibcn  kilnnen. 
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Verhältnissen  immer  noch  der  relativ  richtigste  und  gerechteste 
Ausweg ,  der  auch  eine  socialpolitischc  Bedeutung  hat.  Eventuell 
wird  dabei  der  Rentner  auch  im  Ganzen  etfectiv  höher  besteuert 
werden,  was  sich  aber  einmal  hier  wie  stets  socialpolitisch  recht- 
fertigen lässt  und  ferner  eben  die  Folge  des  von  seinem  Willen 
abhängigen,  meist  durch  seine  besonderen  Vortheile  veranlassten 
doppelten  Steuerorts  ist. 

Wird  die  Sache  volkswirthschaftlich,  statt  bloss  einzel-  und 
privatwirthschaftlich  betrachtet,  so  wird  es  vollends  klar,  dass  die 
Communalbesteu  er  ung  zu  r  Verwirklichung  des  Postulats 
der  Allgemeinheit  eventuell  n  eb  en  oder  statt  der  Person  al- 
besteuerung eine  Ert  ragsbesteuerung  verlangt.  Auch  in  der 
Commune,  wie  im  Staate,  liegt  die  normale  volks wirthschaftliche 
Steuenjuelle  im  Reinertrag  d  e  r  V  o  1  k  s  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f t  und  zwar 
in  jeder  Commune  in  demjenigen  Theile  dieses  Reinertrags, 
welcher  in  ihr  gewonnen  Avird.  Dieser  Ertrag  wird  direct  und 
indirect  mit  Hilfe  der  Leistungen,  welche  diese  Besteuerung  er- 
möglichte, producirt.  üie  Besteuerung  gehört  zu  seinen  („gesell- 
schaftlichen'') Productlonskosten  und  letztere  sind  billiger  Weise 
auf  seinen  ganzen  Betrag  zu  repartiren.  Erst  der  dann  ver- 
bleibende Rest  kann  als  ein  wahrer  Reinertrag  betrachtet  werden, 
der  sieh  alsdann  privatwirthschaftlich  als  Einzel-  oder  Privateiu- 
kommen  an  die  mit  Arbeit  und  mit  ihren  eigenen  Productionsmitteln 
an  der  Production  betheiligten  Personen  vertheilt,  d.  h.  Lohn  oder 
Rente  wird. 

C.  —  §.  411.  Die  Staatsbesteuerung  andrer  Wirth- 
schaften,  von  juristischen  Personen,  Erwerbsgesell- 
schaften u.   s.  w.  (zweite  Kategorie  des  Schemas   in   §.  402).  2^) 

Solche  andere  Einzelwirthschaften  können  nicht  kurzweg 
denjenigen  der  physischen  Personen  (Individual-  oder  Familien- 
wirthschaften)  in  der  Besteuerung  gleich  gestellt  werden.  Das 
Princip  der  Allgemeinheit  lässt  sich  daher  nicht  ohne  Weitres  nach 
der  Richtschnur  der  vorausgehenden  Erörterungen  (§.  403  flf.)  hier 
anwenden.  Auch  nur  etwas  allgemeinere  Regeln  kann  man  ohne 
genaue  Unterscheidung  der  Hauptarten  solcher  Wirthschaften  nicht 
aufstellen.     Innerhalb   einer  Hauptart  wird   mitunter   eine   weitere 

'"*)  S.  Held,  Eink.st.  S.  137  ff.  (nicht  ausreichend);  Stein  I,  433  11'.  (in  Verbind, 
mit  s.  Lehre  vom  Vereinswesen)  (zu  apodictisch  u.  zu  wenig  casuistisch) .  Kau  I, 
§.  263 — 265,  (viel  zu  dürftig;.  Dietzel's  oben  gen.  Schrift,  Füv  die  Verhältnisse  d. 
Communen  d.  Gutachten  u.  mein  Referat. 
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UDtei'Scbeidung  nothwendig  werden.  Die  folgende  Erörterung- 
beschränkt  sich  auf  einige  der  practisch  wichtigsten  und  theoretisch 
schwierigeren  Fälle. 

Auch  hier  ist  zunächst  wieder,  wie  bei  der  Besteuerung  der  phy- 
sischen Personen  (§.  403,  410),  die  Unmöglichkeit  anzuerkennen, 
durch  eine  einzige  Steuer  oder  durch  ein  ganz  einfaches  Steuer- 
system die  Allgemeinheit  der  Besteuerung  richtig  durchzuführen.  Die 
Verhältnisse  des  wirthschaftlichen  Lebens  sind  dafür  viel  zu  ver- 
wickelt. Neuerdings  hat  besonders  die  Entwicklung  der  Actien- 
und  andrer  Erwerbsgesellschaften  diese  Verwickeltheit  in  einer  für 
die  Staats-  wie  für  die  Communalbesteuerung  sehr  lästigen  Weise 
noch  erheblich  vergrössert.  Die  Aufgabe  wird  dadurch  immer 
schwieriger.  Sie  lässt  sich  wiederum  nur  ganz  annähernd  lösen, 
unbedingt  aber  nur  durch  ein  System  mannigfaltiger  Steuern. 

1)  Die  Actiengesellschaft,  mit  der  Abart  der  Commandit- 
gesellschall  auf  Actien,  ist  die  wichtigste  der  hier  zu  betrachtenden 
Erwerbsgesellschaften.  Falls  dieselbe  nicht  gerade  als  Actien- 
unternehmen,  wie  das  schon  in  der  Gesetzgebung  vorgekommen  -^) 
und  öfters  empfohlen  worden  ist,  einer  besonderen  Besteuerung 
unterliegen  soll,  welche  die  Tendenz  verfolgt,  diese  Form  der 
Gesellschaften  als  solche  ungünstiger  zn  behandeln  —  auch  eine 
Art  ,,socialpolitischer "  Gesiehtspunct,  über  den  sich  wenigstens 
bei  Actienunternehmungen  für  gewisse  Zwecke  discutiren  lässt  — , 
sondern  falls  die  Actiengesellschaft  wie  jedes  andre  Erwerbsunter- 
nehmen angesehen  wird,  was  wir  hier  voraussetzen,  so  kann  diese 
Gesellschaft  nicht  ohne  Weiteres  als  eine  ,, selbständige  wirthschaft- 
liche  Persönlichkeit"  der  Besteuerung  unterliegen.^*)  Vielmehr  muss 
auch  die  Besteuerung  das  ökonomische  Wesen  der  Actiengesell- 
schaft beachten,  welches  darin  liegt,  dass  dieselbe  nur  ein  Mittel 
zu  Erwerbszwecken  für  ihre  Actionäre  ist.  Die  Besteuerung  der 
Actiengesellsclialt  muss  daher  mit  derjenigen  der  Actionäre, 
d.  h.  der  Regel  nach  physischer  Personen,  welche  ihrerseits  einer 
Besteuerung  unterliegen,  in  Z u s a ni  m e  n  h an g  g e b  r a c h t  worden. 

Bei  einem  System  de r  E i n  k  o  m  m  e n  b es te  u e ru  n g  hat  man 
die  Wahl,  entweder  die  Actiengesellschaft  als  solche  ganz  frei 
zu  lassen  und  nur  das  Einkommen,  welches  sie  an  Dividende  den 


■■")  Z.  13.  in  J'rcusseii  iiacli  (ies.  v.  IS.  Nov.  IS.")7,  aufni;liolicii  ilurcli  Ges. 
V.  19.  Sept.   ISOl. 

'")  Dies  verlangt  Stein,  1.  Auii.  S.  1 7.'i  n.  nocli  4.  Aull.  1.  4;J.'j:  ,.(iie  (iesell- 
schaften  sind  als  wirtliscliaftlii;lie  Einheiten  nnbedingt  Steuersubjecte  \\m  icclitl.  Sinn) 
in  allen  ilinMi  Arten."     .Vnditrs  ii.  rielitijrcr  Dietzel. 
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Actioiiärcn  i^und  an  Ziiii>cn  ihren  Obligationären)  gewährt,  bei 
diesen  zu  besteuern  oder  aber  das  aus  der  Gesellschaft  her- 
rührende Einkommen  bei  diesen  Personen  steuerfrei  zu  lassen 
und  es  i  m  G  a  n  z  e  n  gleich  bei  der  Gesellschaft  zu  besteuern. 
Letzterer  Weg  ist  der  einfachere  und  sicherere,  setzt  aber,  wenn 
man  nicht  ein  sehr  weitläutiges  Steuerrestitutionsverfahren  anwenden 
will,  einen  gesetzlich  gleich  hohen  Steuersatz  für  alle  Einkommen 
voraus,  da  hier  die  Dividende  bez.  der  Zins  aller  Actionärc  bez. 
Obligationäre  um  den  gleichen  Betrag  durch  die  Steuer  der  Ge- 
sellschaft verkürzt  würde.  In  der  Praxis  besteht  mitunter  die 
Einkummenbesteuerung  gleich  bei  der  Gesellschaft,  bei  den  Obli- 
gationsinhabern nimmt  sie  die  Form  der  Couponsteuer  an.=^'^) 

Gerade  bei  der  A  c  t  i  e  n  g  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t  würde  aber  die 
Einkommeube«teuerung  selten  ausreichen,  weil  der  Ort  der 
Wirksamkeit  dieser  Gesellschaft  (und  ihrer  etwaigen  Filialen) 
und  die  Wohnorte  der  Actionäre  meistens  verschiedene  sind. 
Namen tlich  für  die  Regelung  der  Communaibesteuerung  der 
Actiengesellschaften  ist  diese  Thatsache  wieder  sehr  wichtig.  Hier 
gilt  deshalb  das  im  §.  410  Gesagte:  man  müsste,  wenn  sie  nicht 
ohnehin  vielfach  schon  bestände,  mit  Rücksicht  auf  die  eigenthttm- 
lichen  Verhältnisse  der  Actiengesellschaften  eine  Ertragsbesteuerung 
verlangen.  Hier  muss  die  Actiengesellschaft  dann  nach  der  Art 
ihrer  Unternehmung  und  ihrer  Eigenthumsobjecte  getroffen  werden, 
daher  von  den  bezüglichen  Grund-,  Häuser-,  Gewerbe-,  Bergwerks- 
steuern u.  s.  w.  principiell,  wenn  sie  anderen  Unternehinungsformen 
gleichgestellt  sein  soll,  mit  den  allgemein  giltigen  Steuersätzen.  Dem 
l'haracter  unserer  Ertragssteuern  als  Objectsteuern  gemäss  ist  dies 
auch  die  Regel. 

Besteht  neben  der  Ertragssteuer  noch  eine  E  i  n  k  o  ni  m  e  n  - 
Steuer,  welche  die  bereits  an  den  Quellen  besteuerten  Erträge  als 
Einkommen  einer  Person  noch  einmal  bei  dieser,  formell  also 
doppelt  besteuert,  so  ist  es  nur  folgerichtig,  auch  die  Divi- 
dende dieser  Actionäre,  die  doch  schon  um  den  Betrag  der 
von  der  Gesellschaft  gezahlten  Er  trag  s  steuern  gekürzt  ist,  noch 
der  Einkommensteuer  zu  unterwerfen,  —  entweder 
beim  einzelnen  Actionär  oder  gleich  in  der  vorhin  angegebenen 
Weise  in  Summa  bei  der  Gesellschaft,  welche  dann  abermals 
die    Dindende    verhältnissmässig    kürzen    müsste.      Der   Actionär 

^)  Instructiy  ist  bes.  d.  öaterr.  Gesetzgeb.,  wurubur  m  d.  spec.  Lclire. 
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befindet  sich  hier  nicht  in  ungünstigerer  Lage  als  der  Grund-  und 
Hausbesitzer  und  Gewerbetreibende,  welcher  nach  Entrichtung  der 
betreffenden  Ertragssteuern  noch  einmal  für  diese  Reinerträge,  als 
sein  Einkommen,  die  Einkommensteuer  zahlen  muss  (Preussen). -") 

§.  412.  —  2)  Die  Selbstverwaltungskörper  („räumliche 
Zwangsgemeinwirthschafteu")  vollführen  wie  der  Staat,  theils'  im 
Auftrage  desselben,  theils  selbständig,  öffentliche,  gemein wirth- 
schaftliche  Aufgaben.  Die  sachlichen  Mittel  dazu  entnehmen  sie 
ihrem  Finanzhaushalt.  Es  Hesse  sich  so  die  Staatssteuerfreiheit 
für  ihr  ganzes  Einkommen  wohl  rechtfertigen,  selbst  für  den 
Ertrag  ihrer  privatwirthschaftlichen  Anstalten,  welcher  ja  pro  tanto 
eine  Communalbesteuerung  entbehrlich  macht.  Indessen  wegen 
zweier  Umstände  ist  die  Steuerfreiheit  des  commuualen  Privat- 
erwerbs doch  missUch  und  besteht  sie  daher  auch  in  der  Praxis 
meistens  nur  für  das  Steue reinkommen  und  für  die  unmittelbar 
im  öffentlichen  Dienst  gebrauchten  Gebäude  u.  s.  w.  Theils  ver- 
langen die  Co ncurreuz Verhältnisse  nemlich  eine  Gleichstellung 
communaler  und  privater  Unternehmungen,  so  dass  namentlich  eine 
Exemtion  der  Commune  von  den  Staats -Ertragssteuern  leicht  zu  In- 
convenienzen  führte.  Theils  ist  der  Privaterwerb  und  der  bezügliche 
Besitz  (Grundbesitz,  Gebäude,  Gewerbe,  Geldkapitalien  u,  s.  w.)  der 
einzelnen  Communen  zu  ungleich,  absolut  und  im  Verhältniss 
zum  Steuereinkommen,  so  dass  die  Befreiung  von  Staatssteuern 
sehr  ungleich  wirken  würde.  Folgerichtig  unterliegt  der  genannte 
Ertrag  der  Communen  auch  den  Ertragssteuern  des  Staats  und 
müsste  wohl  auch  solchen  Einkommensteuern  unterliegen,  welche 
diesen  Ertrag  noch  ausserdem  treffen.  Sonst  wird  immer  die 
gesammte  Steuerlast  im  Staate  sich  ungleichmässiger  vcr- 
theilen:  die  Bewohner  der  an  eigenem  Besitze  „reichen"  Com- 
munen würden  im  Ganzen  niedriger  besteuert  als  die  der 
„ärmeren".  2'^) 

Auch  hier  führen  daher  die  Consequenzen  gerechter  Steuer- 
vertheilung  wieder  zur  Forderung  eines  Object Steuersystems,  wie 
es  die  Ertrags  steuern  darstellen,  und  zwar  in  diesem  Falle  auch 
für  die  Staatsbesteuerung. 

§.  413.  —  3)  Vereine  als  solche  sind  in  der  Besteuerung 
nicht  ohne  Weitres  als  selbständige  wirthschaftliche  Persönlichkeiten 

**;  S.  über  d.  schwierigen  Verhältnisse  in  Prcusscn  d.  Vorschläge  des  gen. 
Communalsteuer-Gesetzentwurfs  v.  1877  u.  des  neuen  v.  1's70,  dann  d.  (nitachten  d. 
VfT.  f.  Soc.pol. 

■-")  Aehnlich  Held  S.   13s. 
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ZU  behandeln. -''j  Wenn  sie  nur  ein  Einkommen  aus  Beiträgen 
ihrer  Mitglieder  beziehen,  so  wird  dies  in  der  Regel  nicht  besonders 
als  ,, neues''  Einkommen  zu  besteuern  sein.  Einkommen  aus 
eigenem  Vermögen  (Renten  aus  (irund-,  Hausbesitz,  Kapitalien) 
ist  dagegen  allgemein  der  etwa  bestehenden  Ertragsbesteuerung 
zu  unterziehen ,  welche  wieder  für  solche  Fälle  zu  verlangen  ist, 
und  der  mit  ihr  in  Verbindung  stehenden  Einkommenbesteuerung. 
Im  Uebrigen  können  die  Zwecke  des  Vereins,  so  ob  derselbe 
mehr  den  persönlichen  Zwecken  seiner  Mitglieder  oder, 
wie  bei  Wohlthätigkeit s-  und  dergl.  Vereinen  den  Zwecken 
dritter  Personen  dient,  in  Betracht  kommen.  Im  ersten  Fall 
wird  die  Sachlage  ähnlich  wie  bei  den  Actiengesellschaften,  auch 
wenn  die  Vereinszwecke  nicht  Erwerbs-,  sondern  Genusszwecke 
der  Mitglieder  sind.  Im  zweiten  Fall  handelt  es  sich  vielfach  um 
öffentliche  oder  quasi -öffentliche  Zwecke,  ähnlich  wife  bei  den 
Selbstverwaltungskörpern.  Dann  kann  eine  Befreiung  von  der 
.Staatsbesteuerung  wie  für  das  Steuereinkommen  jener  Körper 
gerechtfertigt  und  zweckmässig  sein,  selbst  von  gewissen  Ertrags- 
steuern, z.  B.  von  der  Gebäudesteuer  für  die  den  Vereinszwecken 
dienenden  Gebäude.  Das  Steuerrecht  hat  solche  Befreiungen  bei 
kirchlichen,  Humanitäts-,  Armenanstalten  u.  s.  w.  öfters  gewährt. 
4)  Stiftungen,  für  kirchliche,  Unterrichts-,  Armenzwecke 
u..dgl.  m.,  sind  theils  wie  die  Selbstverwaltungskörper,  theils  wie 
\'ereine  zu  behandeln.  Da  ihre  Zwecke  vielfach  den  Character 
öffentlicher  Zwecke,  nach  ihrem  Wesen  oder  doch  nach  dem 
Landesrecht,  haben,  und  ihr  Einkommen  aus  dem  Stiftungsver- 
mögen dann  dem  Staat,  der  Gemeinde  oder  dem  Communalverband 
eigene  Ausgaben  erspart,  so  lässt  sich  eine  weit  gehende  Steuer- 
freiheit rechtfertigen.  Doch  kann  auch  hier  aus  den  beiden 
Selbstverwaltungskürpern  angeführten  Gründen  die  Steuerzahlung 
für  da.s  Einkommen  aus  dem  eigenen  Vermögen,  besonders  die 
Zahlung  der  Ertragssteuern,  und  aus  den  bei  den  Staats-Erwerbs- 
unternehmungen  angeführten  Gründen  wenigstens  die  rechnungs- 
mässige  Durchführung  der  Steuerzahlung  und  die  Wiedererstattung 
derselben  räthlich  werden.  ^^) 

'^)  Auch  Stein  I,  43.5  scheidet  die  „Verwaltungsvereine"  f.  diese  Fragen  in 
Classen.  Zu  Controversen  in  Theorie  u.  Praxis  hat  neuerdings  d.  Besteuerung  der 
modemen  Erwerbs-  u.  Wirthsch.genossenschaften  geführt,  z.  B.  in  Oesterreich. 
S.  österr.  Oekouomist  IST'.J  Nr.  42,  4.b. 

^^)  Rau  I,  §.  264.  Er  verlangt  im  Allgcui.  eine  Befreiung  der  Stiftungen  v. 
lenjen.  Steuern ,  welche  geradezu  auf  Personen  nach  Massgabe  ihres  ausgcmittelten 
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5)  Staats  -  Erwerbsunternehmungen  (Anstalten  des 
Privaterwerbs,  auch  mitunter  Gebühren-Anstalten).  Da  der  Steuer- 
fiscus  und  der  Domänenfiscus  u.  s.  w.  schliesslich  die  eine  Person 
des  Staatsfiscus  darstellen,  so  hat  natürlich  eine  wirkliche 
Staats besteuerung  solcher  Unternehmungen  und  Anstalten,  der 
Feldgüter,  Forsten,  Bergwerke  des  Staats  u.  s.  w.  finanziell 
keine  Bedeutung.  Dennoch  sollte  die  Besteuerung  die  Regel 
bilden : 

a)  Einmal  wenigstens  die  rechnungs massige  Durch- 
führung der  Besteuerung,  weil  sonst  die  wahre  finanzielle 
Lage  dieses  Staatsbesitzes  u.  s.  w.  nicht  richtig  ersehen,  die 
Frage  der  Beibehaltung  oder  Veräusserung  dieses  Besitzes,  soweit 
sie  eine  rein  finanzielle,  nach  Rentabilitätsverhältnissen  zu  beur- 
theilende  ist,  nicht  sicher  entschieden  werden  kann.  ^") 

b)  Mitunter  aber  ist  auch  die  wirkliche  Durchführung  der 
Besteuerung  geboten,  nemlich  in  Fällen,  wo  die  Staatsanstalten 
sonst  durch  den  Steuererlass  einseitig  in  der  Concurrenz  gegen  be- 
steuerte Privatanstalten  begünstigt  werden  könnten.  ^^)  Solche 
Fälle  können  in  der  Verbrauchsbesteuerung,  (auch  in  Gebühren- 
zweigen, z.  B.  bei  Wegegeld)  vorkommen,  namentlich  „bei  Steuern, 
welche  sich  genau  nach  der  IMenge  von  Erzeugnissen  richten  und 
den  Kostensatz  derselben  in  einem  feststehenden  Verhältniss  er- 
höhen" (Rau).  Wenn  der  Staat  auch  durch  Sich-begnügen  mit 
kleiner  Rente,  oder  durch  directe  Zuschüsse  aus  anderen  Staats- 
mitteln die  Privatconcurrenz  dennoch  überwinden  kann,  so  hat  das 
Unterbleiben  der  Besteuerung  doch  bisweilen  grössere  Bedenken. 
Es  tritt  auch  bei  erfolgter  Besteuerung  das  wahre  Sachverhältniss 
besser  hervor. 

D.  —  §.  414.  Die  Communalbesteuerung  gegenüber 
dem  Staate  und  anderen  Selbstverwaltungskö  rpern.'^) 

Einkommens  gelegt  werden.  Bei  Anstalten,  welclie  ein  örtlich  oder  sonstwie  begrenztes 
Eedürfniss  haben,  solle  aber  in  jedem  einzelnen  l'"all  der  Nachweis  verlangt  werden, 
dass  die  Einkünfte  aus  eigenem  Vermögen  den  zur  Erreichung  dieser  Zwecke  er- 
forderl.  Bedarf  nicht  übersteigen.  Da  Letzteres  schwer  zu  entscheiden,  verlangt  Held 
allgemein  Steuerfreih.  für  solche  Stiftungen ,  S.  l.'U).  In  d.  Gesetzen  wird  öfters 
die  Steuerfreiheit  vom  Nachweis  des  Bedürfnisses  oder  vom  Nachweis,  dass  d.  Besteue- 
rung die  Erfüllung  der  Zwecke  liindere,  abhängig  gemacht.  So  in  (ir.  Hessen, 
Bai  ern  (Kapitalrentensteuer). 

="')  S.  iibcr  Bergwerke  Wagner,  Fin.  I,  S.  4!)4. 

"*)  So  mit  Hecht  Kau  I,  §.  2(l,i.  Anders  Held  S.  [HS.  —  b'au  erwähnt  auch, 
dass  bei  einer  Trennung  der  Kammer-  u.  Steuercassc  (s.  B.  I,  2.  A.  §.  l.')4)  eine 
wirkl.  Besteuerung  der  Domäneneinkünflc  zu  (iunsten  der  Steuercasse  nntliweiidig 
sein  kann. 

•'■■'i  S.  d.  gen.  Scliriftcn   u.  s.  w.  über  (Joninuinalbesteuerung. 
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Die  Frairc,  ob  und  wieweit  hier  iler  Grundsatz  der  AUg-emein- 
lieit  durclizutiiliren  sei,  ist  älinlieli  zu  heantworten,  wie  die  analoge, 
oben  bebandelte  Frage  nach  der  Staatsbesteuerung  der  Selbstver- 
waltungsköri)er.  Ginge  man  nur  nach  den  Zwecken,  welchen 
das  in  einer  Commune  erlangte  Einkommen  des  Staats  und  andrer 
Communen  dient,  so  Hesse  sich  prineipiell  und  allgemein  die 
Steuerfreiheit  alles  dieses  Einkommens,  auch  desjenigen,  welches 
aus  Besitz  und  aus  Erwerbsanstalten  herrührt,  rechtfertigen. 
Aber  auch  hier  ist  auf  die  ungleichmässige  Vertheilung  be- 
sonders des  zumeist  hier  in  Betracht  kommenden  staatlichen  Grund- 
und  Hausbesitzes  und  der  Erwerbsanstalten  (Bergwerke,  Fabriken, 
Eisenbahnen,  hie  und  da  Gebührenzweige)  über  die  Communen  des 
Staatsgebiets  Rücksicht  zu  nehmen.  Würde  z.  B.  eine  Domäne, 
ein  Bergwerk  des  Staats  in  einer  Gemeinde  gar  nicht  steuer- 
pflichtig sein,  so  stiege  die  Steuerlast  für  die  Privaten  leicht  sehr 
stark  nur  wegen  dieses  Umstands,  der  vielleicht  in  der  Nacli- 
bargemeinde  fehlt.  Dazu  kommt,  dass  gerade  solcher  Besitz  und 
solche  Anstalten  (Forsten!  Bergwerke!)  manche  Comraunalausgaben, 
z.  B.  für  Wegewesen,  Armenweseu,  herbeiführen  können,  deren 
Bestreitung  im  Interesse  des  betreffenden  Besitzes  und  seines  Er- 
trages liegt  und  eigentlich  zu  den  auf  letzteren  mit  anzurechnen- 
den Productionskosten  gehört.  Man  wird  deshalb  im  Ganzen  die 
Communalsteuerpflicht  des  Staats-  und  fremd-com- 
munalen  Besitzes,  besonders  soweit  derselbe  zu  Erwerbs- 
zwecken  dient,  als  Regel  aussprechen  müssen,  so  dass  also 
z.  B.  nur  die  Gebäude  für  den  öffentlichen  Dienst  steuerfrei 
blieben  (und  auch  diese  nicht  immer  unbedingt).  Object-  oder 
Ertragssteuern  erweisen  sich  daher  auch  hier  wieder  noth- 
wendig  (§.  465). 

E.  —  §.  415.  Abschluss.  Nothwendigkeit  von  Ob- 
jectsteuern.  Hiermit  sind  die  Fälle  des  Schemas  in  g.  402, 
soweit  sie  sich  auf  die  Besteuerung  der  physischen  Personen  und 
ihrer  Wirthschaften ,  dann  der  sonstigen  Wirthscliaften  und  des 
Einkommens  l)eziehen,  erledigt.  Zugleich  wurde  dabei  aul'  die 
Besteuerung  der  inländischen  Ertragsquellen  für  die  aus  ihnen 
fliessenden  Erträge  wiederholt  Rücksicht  genommen.  Und  was 
von  dieser  Besteuerung  gilt,  das  gilt  wesentlich  auch  von  einer 
Vermögen  s  besteuerung,  welche  jene  Ertragsquellen  als  die 
wichtigsten  Vermögensobjecte  treffen  wollte.  Von  besonderer  Be- 
deutung  für  die   Steucrlehre  ist   dabei   das    mehrfach    im   Voraus- 
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gehenden  gewonnene  Resultat,  dass  eine  objective  Ertrags-, 
bez.  Ertragsquellen  besteuerung  (einerlei,  ob  dieselbe  als  reelle 
Einkommen-  oder  als  reelle  Vermögensbesteuerung  fungirt)  gerade 
auch  vom  Stand punete  der  Gerechtigkeit  oder  der  All- 
gemeinheit der  Steuer  betrachtet  zu  fordern  ist.  Dies 
Postulat  ist  zugleich  eine  Consequenz  der  früheren  Lehre  von  der 
Wahl  der  richtigen  volkswirthschaftlichen  Steuerquelle  und  wird 
von  grosser  practischer  Bedeutung  in  der  Entwicklung  des  modernen 
Wirthschafts-  und  persönlichen  Lebens,  wo  sich  Besitz  und  eigene 
productive  Verwendung  von  sachlichen  Productionsmitteln  (Boden 
und  Kapital),  Wohnsitz  der  Eigenthümer-Person  und  Sitz  der  Er- 
tragsquelle so  vielfach  trennen.  Man  kann  den  Grundsatz  der 
Allgemeinheit  gegenüber  den  Staatsangehörigen  und  den  Orts- 
bewohnern gar  nicht  richtig  durchführen  und  kommt  auch  zu  un- 
haltbaren Volks  wirthschaftlichen  Consequenzen  in  der  Staats-  und 
Communalbesteuerung,  wenn  man  nicht  die  ausländischen  und 
o  r  t  s  fr  e  m  d  e  n  Besitzer  von  Ertragsquellen  durch  ein  0  b j  e  c  t  - 
und  Real  Steuersystem  für  ihr  dem  Inland  und  der  betreffenden 
Ortsgemeinde  entspringendes  Einkommen  mit  belastet.  Von  diesem 
Resultat  ist  daher  vorläufig  auch  für  die  Fragen  des  Steuer- 
systems und  der  Wahl  der  St  euer  arten  Act  zu  nehmen.  Es 
ist  selbstverständlich  für  die  Bildung  des  Steuersystems  sehr  wichtig. 

F.  —§.416.  Anhang.  Aufhebung  von  Grnndsteuerfrei- 
hciten.-^^)  Es  erübrigt  dann  nur  noch  die  Erledigung  eines  oben 
noch  zurückgestellten  Punctes,  eine  Aufgal)e,  welche  nach  den  im 
Vorausgehenden  gewonnenen  Ergebnissen  nunmehr  aber  auch  ein- 
fach ist:  Wie  sollen  Grundsteuerfreiheiteu  behandelt  werden, 
insbesondere  solche,  welche  aus  nominellen  durch  Fortfall  der 
Compensationsleistung  wahre  geworden  sind? 

Die  Antwort  kann  nicht  zweifelhaft  sein:  sie  müssen  aus 
Gründen  der  gerechten  und  der  vo  Ikswirthschaftlich 
richtigen  Steuervertheilung  fortfallen,  ebenso  wie  andere 
persönliche  und  reale  wahre  Steuerfreiheiten  (§.  404).  Schwieriger 
ist  nur  die  Entscheidung  darüber,  wie  bei  der  an  sich  dem  Staate 
unzweifelhaft  rechtlich  zustehenden  Aufhebung  solcher  Steuerfrei- 
heiten vorzugchen  ist.  Denn  hier  sind  besonders  für  die  Haupt- 
frage, ob  und  welche  Entschädigung  an  die  bisher  Berechtig- 
ten  zu    gewähren    sei,   die  nicht  immer  genau   und  sicher  zu  cr- 

")  S.  Iloft'inunn  1,.  v.  d.  Steuern  S.   112  ll..  Kau  Fin.  U,  §.  31G,  bes.  Note  a. 
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niittelmlcn  Rechts titcl  der  Steuerfreiheit  luid  die  wirthschut't- 
lichen  Folgen  der  bisherigen  Freiheit  und  der  Aufhebung  der- 
selben für  den  Werth  des  Grundbesitzes  zu  berücksichtigen. 
Wegen  der  Verschiedenheit  der  Rechtstitel  ist  die  Frage  nicht  all- 
gemein auf  die  gleiche  Art  zu  entscheiden  und  eben  deswegen  so- 
wie wegen  der  genannten  wirthschaftlichen  Folgen  können  die 
nach  strengem  Rechte  begründeten  Massregeln  aus  Billigkeits- 
rücksichten und  damit  aus  socialpoli tischen  Gründen  eine 
Aenderuug  erfahren. 

Liessen  sich  die  Rechtstitel  der  wahren  Steuerfreiheiten 
überhaupt  und  speciell  der  Grundsteuerfreiheiten  genau  feststellen, 
so  würden  wohl  diejenigen,  welche  p  r i  v  a  t  r e  c  h  1 1  i  c  h  e  r  Art  sind 
und  ein  wohl  erworbenes  Recht  darstellen,  gegen  volle  Ent- 
schädigung, alle  anderen,  also  namentlich  die  öffentlich- 
rechtlichen, ohne  solche  aufzuheben  sein.  Nun  sind  die 
Rechtstitel  aber  nicht  immer  genau  zu  ermitteln  und  in  dem  prac- 
tisch  wichtigsten  Falle,  wo  es  sich  um  eine  allerdings  auf  öffent- 
lichem Rechtstitel  beruhende  Steuerfreiheit  handelt,  welche  ursprüng- 
lich ein  Correlat  andrer  Leistungen  war  und  erst  durch  deren  Fort- 
fall eine  wahre  Steuerfreiheit  wurde ,  wie  bei  der  Grundsteuerfrei- 
heit ehemals  zu  Ritterdiensten  verpflichteten  Grundbesitzes,  kommen 
dann  jene  ökonomischen  Folgen  der  Steuerfreiheit  und  der 
Aufbebung  der  letzteren  für  den  Werth  des  Grundbesitzes 
in  Betracht.  Bestand  die  wahre  Steuerfreiheit  einmal  lange,  so 
wird  dies  gewöhnlich  in  einem  entsprechend  —  also  ungefähr  um 
den  Betrag  der  kapitalisirten,  sonst  muthmasslich  zu  tragenden 
Grundsteuer —  höheren  Kapitalwerth  verglichen  mit  besteuertem 
Grundbesitz  zum  Ausdruck  gelangen:  bei  Verkäufen,  Verpfändungen, 
in  Erbregulirungen  u.  s.  w.  Wie  überhaupt  jede  wahre  oder  schein- 
bare Steuerfreiheit  rechtlich  der  Aufhebung  unterliegen  kann, 
so  vollends  eine  solche,  wie  die  hier  besprochene.  Wenn  dann 
etwa  ausserdem  noch  die  Rechtsbeständigkeit  der  Steuerfreiheit 
schon  früher  zweifelhaft,  vielleicht  die  Aufhebung  der  Freiheit 
bereits  in  Aussicht  gestellt  war,  so  wird  zwar  ein  Recht  auf 
Entschädigung  nicht  zuzugestehen  sein.  Und  auch  aus  ökono- 
mischen Billigkeits gründen  ist  hier  mitunter  wenigstens  eine 
volle  Entschädigung  nicht  in  Frage,  weil  bei  solcher  Sachlage 
schwerlich  eine  Wertherhöhung  um  den  ganzen  Betrag  der  kapi- 
talisirten Grundsteuer  eingetreten  sein  wird.  Indessen  sind  das 
fiuaestiones  facti.     Eine  gewisse  Wertherhöhung  des  steuerfreien 
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Besitzes  ist  bei  längerem  Bestände  der  Freiheit  und  bei  einer 
Ungewissheit  darüber,  ob,  wann  und  wie  dieselbe  etwa  gesetzlich 
beseitigt  wird,  wahrscheinlich.  Der  jeweilige  Besitzer,  Erbe  oder 
Käufer,  wird  dann  muthmasslich  bei  einer  Besteuerung  eine  Werth- 
verminderung  seines  Besitzthums  um  einen  freilich  nicht  immer 
genau  der  vollen  kapitalisirten  Grundsteuer  entsprechenden  Betrag 
erleiden;  die  Grundsteuer  wirkt  vollends  hier  wie  eine  Real  last. 
Die  neue  Grundsteuer,  für  die  bisher  steuerfreien  Grundstücke  — 
ein  Fall,  der  in  seinen  Wirkungen  nebenbei  bemerkt  übrigens  nicht 
mit  den  Wirkungen  der  allgemeinen  Einführung  einer  neuen 
Grundsteuer  identisch  ist  —  wirkt  dann  mehr  oder  weniger  für 
ihn  als  reelle  Vermögenssteuer,  Daraus  ergeben  sich  Erwägungen, 
welche  es  billig  erscheinen  lassen ,  eine  Entschädigung 
zu  gewähren. 

Die  letztere  wird  am  Besten  allgemein  gesetzlich  geregelt. 
Wegen  des  fehlenden  oder  zweifelhaften  Rechtsanspruchs  auf 
Entschädigung  und  wegen  des  Interesses,  das  auch  der  Grund- 
besitzer an  der  Bereinigung  solcher  immer  etwas  misslichen  Ver- 
hältnisse wenigstens  in  der  modernen  „staatsbürgerlichen"  Steuer- 
periode hat,  empfiehlt  es  sich,  den  Entschädigungscoefficienten  für 
die  aufzulegende  Grundsteuer  nicht  zu  hoch,  namentlich  etwas 
niedriger,  als  dem  landesüblichen  Zinsfuss  entspricht,  anzusetzen, 
z,  B.  höchstens  mit  dem  15  — 20  fachen  zu  kapitalisiren,  wenn 
dieser  Zinsfuss  4— 4V2  Procent  ist.  Dabei  wird  dann  aber  noch 
weiter  nach  den  Rechtstiteln  zu  unterscheiden  sein:  bei 
nachweislich  privatrechtliche  u  Titeln  ist  eine  höhere,  bis 
zu  dem  eben  genannten  Maxiraum,  bei  anderen  Titeln  eine 
niedrigere  als  diese  Entschädigung  zu  geben. 

So  ist  denn  auch  mehrfach  in  der  Neuzeit  unter  dem  Impulse 
der  Gesichtspuncte  der  „Gleichheit''  in  der  „staatsbürgerlichen" 
Periode  verfahren  worden:  auch  die  Grundsteuerfreiheiteu  sind 
gefallen,  ohne  oder  mit  geringfügiger  Entschädigung  in  revolutio- 
nären oder  politisch  wenigstens  erregteren,  mit  grösserer,  aber 
doch  gewöhnlich  nur  partieller  Entschädigung  in  ruhigen  Zeiten, 
doch  auch  hier,  wie  namentlich  in  dem  wichtigsten  Beispiele, 
demjenigen  Prcussens,  mit  verschiedener  Entschädigung 
nach  den  Rechtstiteln,-'*) 


•■'*)  Die  Vergütung-  war  (Rau,  §.  .'Üti  .Note  ai  in  Braunschw.  1^21  vollständig, 
in  Weimar  1821  '/.,,  in  Hannover  1S2H  'y^,  in  Sachsen  18;;4  "/,-,.  in  Meiningen  1*^46  Vs- 
lieber  P  re  u  SS  un:  Mast-lier.  (nundst.regcl.  in  Pr.  auf(iruii(l  d.  (ji:s.  v.  22.  .Mai  l5>t)l, 
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Damit  ist  die  Durelit'iilirung  des  g-rossen  Princips  der  Allge- 
meinheit der  Besteueruug  /um  Abscldnss  gelangt  und  ein  Markstein 
in  der  Geschichte  der  Besteuerung  gesetzt  worden. 


7.  Abschnitt. 

111.    IMe  Prhu'ipieii  der  Cileie(liti«keit  oder  der  »erechteii 
Steuervertlieilmiü'. 

C.    Die  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung. 

S.  für  tlie  principielle  JJeliaiidlung-  uiiü  für- die  Literatur  dieser  Frage  die  Vor- 
liemerkangen  zu  diesem  ganzen  Hauptabsclin.  S.  220  ff.  u.  zu  den  beiden  letzten  Ab- 
-hnitten  S.  2b2  u.  295. 

Erst  in  der  neuesten  deutschen  Literatur  sind  die  einsclilagenden  Fragen  prin- 
1  ipieller  u.  schärfer  beliandelt  worden,  indem  man  sie  mit  der  Lehre  vom  Staate 
und  mit  der  Frage  nach  dem  tieferen  Eechtsgrund  der  Besteuerung  über- 
haupt in  Verbindung  gebracht  hat.  Dadurcli  ist  es  namentlich  gelungen,  diu  An- 
sichten über  die  Steuer  als  einer  Art  „Tausches"  des  Einzelnen  gegen  die  ihm 
vom  Staate  u.  s.  w.  zufliessenden  ,,Gentlsse"  und  über  die  vermeintlich  als  aliein 
irerecht  zu  fordernde  Verthcilung  der  Steuern  nach  dem  privatwirthsch.  Princip  von 
..Leistung  un  d  Gegenleistung"  gründlicher  zu  widerlegen,  liier  hat  besonders 
A.  Held  die  Untersuchung  zu  einem  gewissen  Abschluss  gebracht.  S.  dcss.  Eink.st. 
Kap.  2  u.  Liter,  u.  Kap.  5  u.  Lit.  dazu.  Neumann  hat  dann  scharf  und  in  der 
Hauptsache  wohl  richtig  jedem  der  beiden  Hauptprincipien  der  Besteuening ,  nach 
dem  Interesse  u.  nach  der  Leistungsfähigkeit,  die  richtige  Begründung  u.  Begrenzung 
gegeben  u.  ihre  Anerkennung  in  der  bisher.  Praxis  der  Staats-  u.  Communalbesteue- 
rnng  nachgewiesen.  Auch  hat  er  (S.  Gl  ff.)  richtig  gezeigt,  dass  die  Opfertheorie  u. 
das  Princip  der  Leistungsfähigkeit  sich  wesentlich  decken  und  „erst  durch  Berück- 
sichtigung der  auferlegten  Opfer  der  Massstab  der  Leistungsfähigkeit  bestimmte 
Gestalt  erhält  u.  für  das  Steuerwesen  brauchbar  wird."  S.  progress.  Eink.st. ,  bes. 
Kap.  2  u.  3,  auch  4,  mit  d.  liter.  Noten  im  Anhang.  Mehi*  oder  weniger  beschäftigen 
-ich  dann  die  Gutachten  d.  Vereins  f.  Soc.polit.  auch  mit  diesen  Fragen  gerechter 
""teuenertheilong. 

Der  principielle  Gegensatz  der  Ansichten  zeigt  sich  namentl.  in  der  Auffassung 
einzelner  Anhänger  der  deutschen  Fr  ei  handelssch  ule  u.  der  neueren  social- 
polit.  Richtung  der  Nat.ökon.  S.  darüber  die  oben  S.  146  gen.  Congressverhand- 
iongen.  bes.  über  Communalsteuern,  in  Hamburg  1SÖ7  (volksw.  Congr.),  in  Berlin  ISTT 
(Ver.  f.  Soc.polit.).  Durch  die  Erörterung  des  Communalsteuerffcsens.  das  liier  wie 
-onst    in     der   früheren   deutschen   Liter,   bei   solchen    Principienfragen   der    allgem. 


Pötsd.  1862,  S.  132  tt".  148  If.  (auch  über  Königr.  Sachsen  daselbst  S.  154),  v.  Könne, 
preuss.  Staatsr.  y,.  A.  H,  2.  Abth.  S.  631  If..  636.  Gerade  in  Preussen  lag  die  Sache 
so,  wie  im  Text  angenommen:  es  war  wiederholt,  so  in  d.  Edicten  v.  27.  Ort.  1810 
u.  7.  Sept.  1811.  im  Eingang  z.  Gesetz  v.  ^A).  Mai  1820,  in  der  Verfass.  v.  1850 
.\rt.  101.  im  Ges.  v.  24.  Febr.  1850  die  Auf  hebung  der  Grundsteuerfreiheiten  in  Aus- 
-icht  gestellt  worden.  Nach  vergeblichen  Versuchen  (so  1853,  wo  die  Regierung  vor- 
geschlagen hatte ,  -/3  des  Steuerbetrages .  den  die  bisher  befreiten  Grundstücke  zu 
tragen  haben  würden ,  mit  dem  20  fachen  Kapital  zu  vergüten ,  was  die  Stände  nicht 
annahmen»,  kam  es  zu  einer  Einigung  im  Gesetz  v.  21.  Mai  1*561.  Hiemach  er- 
folgte eine  Entschädigung  im  20  fachen  Betrage  der  mehr  zu  zahlenden  Steuersumme 
bei  bisheriger  Befreiung.,  bez.  Bevorzugung  auf  Grund  lästigen  Vertrags,  speciellen 
Privilegs  oder  anderen  privatrechtl.  Titels,  im  l.^'/j  fachen  Betrag,  wo  kein  specieller 
K'echtstitel  geltend  gemacht  werden  konnte. 
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Steuerlehre  kaum  berührt  worden  war,  sind  manche  neue  Gesichtspuncte  auch  für 
die  Fragen  des  folg.  Abschnitts  gewonnen  worden.  Ich  bin  mehrfach,  bes.  in  den 
S.  419.  422 — 424,  42S.  z.  Tb.  wörtlich,  meinem  Eeferat  über  die  Comm.st.frage 
(Leipz.  1878,  in  d.  selbständ.  Ausg.")  gefolgt,  da  ich  irgend  wesentliche  Aendenmgen 
nicht  für  geboten  hielt. 

Die  Behandl.  in  den  älteren  Lehrbüchern  u.  Systemen  genügt  sachl.  u.  formell 
u.  nam.  nach  der  Motivirung  nicht  mehr,  auch  bei  Eau  nicht,  der  aber  innerhalb 
des  Eahmens  der  rein  finanz.  Besteuerung  das  Richtige  getroffen  hat  u.  bes.  die 
(jenusstheorie  schon  abweist.  S.  die  liter.  Cebersicht  u.  Kritik  bei  Held  Eink.st. 
S.  121—1.55,  Raul.  §.  251—254.  Jacob  §.  461,  v.  MalchusI,  §.  34.  Murhard. 
Besten.  S.  87  ff..  Umpfenbach.  I,  §.  46,  52  ff.  (sehr  einseitig  gegen  Progression', 
V.  Hock,  off.  Abg.  §.  3 — 5,  13,  14  (immer  beachtenswerth),  Pfeiffer.  H.  16 — 55, 
Maurus,  Besteuer.  K.  S  passim.  Stein  I,  414  ff..  447  ff.,  4SI  ff.  pass.  —  Parieu, 
imp.  I.  eh.  4.  Garnier,  Fin.  eh.  7  §.  2,  eh.  13  §.  1,  Leroy-Beaulieu  I,  livre  2, 
eh.  2.  —  A.  Smith  in  d.  ersten  Steuerregel  s.  o.  S.  220.  ilill,  B.  5,  K.  2,  §.  2 — 5.  — 
Cossa,  Fin.  p.  53  ff. 

Sachlich  stimme  ich  im  Folgenden  in  Bezug  auf  die  Begründung  d.  Steuer  mit 
Held,  in  Bez.  auf  die  Vertheiluug  ders.  mitNeumanu  grossentheils  überein.  Aber 
in  der  Motivirung  weiche  ich  auch  von  letzterem  mehrfach  ab.  Die  Entscheidung 
zwischen  den  zwei  Steuerprincipien  muss  einmal  wohl  in  Zusammenhang  mit  d.  ganzen 
liistor.  Entwicklung  der  Gemeinwirthscli.  gebracht  werden  (s.  u.  §.  421)  u.  die  Ent- 
scheidung über  die  Art  der  Durchführ,  des  Priucips  der  Leistungsfähigkeit ,  daher 
über  Proportionalit.  u.  Progressivit.  des  Steuerfusses  u.  s.  w.  hängt  m.  E.  wieder  eng 
zusammen  mit  der  ganzen  principiellen  Auffassung  di;r  Yolkswirthsch.  u.  des  privat- 
wirthsch.  Systems  u.  seiner  Rechtsordnung.  Hier  wie  auch  zur  tieferen  Begründung 
der  Besteuerung  selbst  —  eine  mit  der  Frage  der  Gleichmässigk.  sehr  eng  connexe 
Frage  —  ist  es  m.  E.  wieder  unvermeidlich,  auf  die  allgemeinen  Fragen  der  Organi- 
sation der  Volkswirthsch.  zurückzugehen.  Ich  beziehe  mich  daher  hierfür  nam. 
wieder  auf  meine  (irundleg..  bes.  Kap.  3  v.  d.  Organis.  d.  Y.w.sch.  u.  daselbst  §.  1 54  ff. 
über  d.  Zwangsgcmeinwirthschaften ,  wo  in  §.  *1 5S  auch  schon  die  Folgerungen  für 
die  Steuerprincipien  gezogen  wurden. 

Ein  Punct  der  im  Folgenden  erörterten  Fragen,  nemlich  die  etwaige  Verall- 
gemeinerung des  Gebührenprincips  auch  für  die  eigentliche  Besteuerung,  ist  schon  im 
1.  Bande  behandelt  worden.  Die  Forderung  wurde  dort  abgewiesen.  Daran  ist  hier 
jetzt  weiter  anzuknüpfen.     S.  Rau-Wagner  I.  §.  107.  108  u.  2.  AuÖ.  §.   144. 

I.  —  §.  417.  Das  Problem.  Auch  dieser  Grundsatz  wird 
liier  tür  die  gegenwärtige  Entwicklungsperiode  unserer  Culturvölker, 
lür  die  ,,staatsbii  r  gerliche"  erörtert,  aber  wiederum  unter 
Mitberücksiehtigung  des  socialpolitischen  Standpuucts  für  eine 
beginnende  ,, sociale"  Steuerepoche. 

Die  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  im  Sinne  einer  gleich- 
massigen  Vertheilung  der  Steuerlast  unter  den  einzelnen  Steuer- 
jjflichtigen  ist  ein  Axiom  unserer  Zeit  und  folgt  als  Rechtsgrundsatz 
aus  dem  Princip  der  staatsbürgerlichen  Freiheit  und  Gleichheit  der 
Staatsangehörigen  und,  was  Fremde  anlangt,  aus  der  völkerrecht- 
lich üblich  gewordenen  Gleichstellung  derselben  mit  den  Einhei- 
mischen. Für  die  pr  actis  che  Steuerpolitik  lässt  sich  die 
gleichmässige  Hesteuerung  aber  wieder  nur  als  ideales  Ziel 
hinstellen,  dem  man  sich  soviel  als  möglich  nähern  soll,  das  man 
aber  wegen  ilcr  jiractischen  Schwierigkeiten  niemals  vollständig 
erreichen  kann. 
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.Mit  der  blossen  Anlstelluiij2:  des  theoretischen  Prineips  und 
praetisehen  Postuhits  der  Gleichnuissigkeit  ist  aber  zunlichst  wieder 
noch  nicht  viel  üiewonnen.  Denn  die  weitere  Frage  lautet  sofort: 
was  ist  oder  worin  besteht  diese  GleichmässigkeitV  Darauf 
lässt  sich  keine  ganz  einfache  Antwort  geben.  Die  Beantwortung 
selbst  bietet  auch  für  die  Theorie  erhebliche  Schwierigkeiten.  Es 
ist  unvermeidlich,  die  ganze  Frage  tiefer  zu  erfassen,  indem  sie  in 
Verbindung  mit  anderen  Fragen  der  wirthschaftlichcn  Rechtsordnung 
und  des  Wesens  der  Besteuerung  überhaupt  gebracht  wird.  Die 
verschiedenen  Steuerprincipien ,  durch  welche  man  die  Gleich- 
mässigkeit  hat  verwirklichen  wollen,  sind,  richtig  aufgefasst, 
Consequenzeu  bestimmter  Theorieen  von  Volkswirthschaft,  Staat 
und  Steuer  überhaupt.  iMan  kann  sich  über  sie  nicht  einigen, 
weil  man  in  diesen  Theorieen  auseinander  geht.  Nothwendig  ist 
es  ferner  wieder,  die  Wahl  der  beiden  hauptsächlich  in  Betracht 
kommenden  Principien,  die  Besteuerung  nach  dem  Interesse  und 
nach  der  Leistungsfähigkeit  nicht  nur  rationell  zu  erörtern,  sondern 
in  historische  Verbindung  mit  der  Entwicklung  des  Gemein 
Wesens  und  der  Volkswirthschaft  zu  bringen;  ferner  bei  der  An- 
wendung des  zweiten  Prineips  den  rein  finanziellen,  und  den 
socialpoli tischen  Staudpuuct  zu  unterscheiden.  Sonst  kann 
man  nicht  zur  Klarheit  kommen. 

II.  —  §.  418.  Principien  und  Theorieen  für  die  Ver- 
wirklichung der  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung. 
Zur  Lösung  dieses  Problems  hat  man  zwei  Principien  aufge- 
stellt, welche  mit  zwei  allgemeinen  Theorieen  der  Besteue- 
rung in  Verbindung  stehen  und  durch  dieselben  ihre  Begründung 
und  zugleich  ihr  Maass  finden. 

A.  Das  Princip  der  Besteuerung  „nach  dem  Interesse" 
oder  ,,nach  Leistung  und  Gegenleistung",  welches  man 
wegen  der  Ilerübernahnie  dieses  hauptsächlichen  Grundsatzes  des 
privatwirthschaftlichen  Verkehrssystems  auch  das  „privatwirth- 
schaftliche"  Besteuerungsprincip  nenneii  kann.  Hier  hält  man 
sich  an  die  Beziehungen  zwischen  dem  Besteuerten  und  dem 
steuerempfangenden  Staate  (bez.  der  betreffenden  Zwangsgemein- 
wirthschaft  überhaupt)  und  sucht  die  Besteuerung  so  zu  vertheilen, 
dass  die  Leistung  der  Steuerzahlung  sich  in  ihrer  Höhe  bemisst 
nach  dem  Gegenwerth,  den  der  Besteuerte  in  den  öffentlichen 
Leistungen  des  Staats  u.  s.  w.  geniesst.  Dieses  Steuerprincip 
beruht   auf  der   Annahme,    dass   der  tiefere   Kechtsgrund   der  Be- 
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Steuerung-  überhaupt  in  den  ,,Genüssen'',  Vortlieilen  u.  s.  w. 
liegt,  welche  der  Besteuerte  in  der  Staatsverbindung  u.  s.  w.  erlangt 
und  dass  es  die  Aufgabe  gleichmässiger  Besteuerung  sei,  „nach  dem 
Grade  des  Mitgenusses  an  diesen  Vortheilen''  (Rau)  die  Steuerlast 
unter  die  diese  Vortheile  Geniessenden  zu  vertheilen.  Es  handelt 
sieh  dann  darum,  diese  Genüsse  für  die  einzelnen  Besteuerten  fest- 
zustellen und  zu  messen,  um  letztere  nach  diesem  Massstabe  zu 
besteuern.  Man  denkt  dabei  namentlich  an  den  Schutz,  weiter 
auch  an  die  allgemeine  Förderung,  welche  der  Einzelne  für  seine 
Person,  sein  Eigenthum,  seinen  Erwerb  u.  s.  w.  durch  den  Staat 
und  dessen  Anstalten  und  Leistungen  geniesst.  Man  kann  die 
bezügliche  Theorie  zur  Begründung  der  Besteuerung  und  zur  Her- 
stellung ihrer  Gleichmässigkeit  als  „Genusstheorie",  wenn  man 
sich,  wie  es  öfters  geschehen  ist,  vornemlich  an  das  Moment  des 
Schutzes  für  Person  und  Eigenthum  hält,  auch  als  „Asse- 
curanztheorie"  bezeichnen  und  in  Bezug  auf  die  Verwirklichung 
der  Gleichmässigkeit  von  einem  „  G  e  n  u  s  s  p  r i  n  c  i  p  " ,  bez.  „  A  s  s  e  - 
curanzprincip"  sprechen.  Practisch  müsste  sich  die  Steuer- 
vertheilung  hier  so  gestalten,  als  wenn  das  Gebührenprincip 
ganz  verallgemeinert  würde. ^) 

')  Diese  Auffassung-  vertreten  im  Allgem.  die  Sui  ith'sche  Schule  u.  die  ihr  nahe 
stehenden  Kechtsphilosophon  und  Politiker.  So  A.  Suiith  selbst  in  s.  ersten  Steuer- 
regel wenigstens  impiicite:  Steuern  in  proportion  of  the  revenue,  which  they  (the 
subjcetb)  enjoy  under  tlie  protection  of  the  State.  Jacob,  Fin.  I,  §.  461:  jeder 
inuss  möglichst  nach  tiem  Maasse  mit  Abgaben  belegt  werden  ,  als  er  an  dem  Ge- 
meinwohl, das  der  Staat  dadurch  hervorbringt,  Theil  nimmt,  d.  i.  nach  dem  Maasse  seiner 
Kräfte  u.  Güter,  welche  den  Schutz  u.  die  wohlthätigen  Einrichtungen  des  Staats  geniessen. 
Krehl,  Steuersyst.  §.  13,  Kröncke,  Grunds.  S.  4,  v.  Krem  er  I,  70,  Lotz,  Handb. 
III,  §.  131,  V.  Kotteck,  Staatsr.  d.  constit.  Mon.  II,  324,  ders.,  ök.  Polit.  S.  2ST. 
(jarnier,  Fin.  p.  16:  Unterscheid,  zwischen  der  wirk!.  Steuer  u.  der  „rationellen"'. 
wie  sie  bestände,  wenn  die  Staatsthätigkeit  riclitig  reducirt  wäre;  hier  würde  die 
Steuer  sein :  le  prix  des  Services  rendus ,  bes.  le  prix  du  service  de  securite  ou  la 
prime  d'assurancc  payee  pour  la  garantie  de  la  securite.  Ebenso  die  dort  citirten 
französ.  Autoren  Du  Puynode,  de  Girardin.  Auch  in  ]\Iontesquieu 's  Auffass. 
im  (irunde  der  nemliclie  Gedanke,  espi'it  des  lois.  !iv.  XIII,  eh.  I  :  les  revenus  dts 
l'itat  sont  une  portion  «jue  chatpie  citoyen  donne  pour  avoir  la  sfirete  de  Tautre.  ou 
pour  en  jouir  agreablcment.  S.  die  Zus. stell,  weiterer  Auffass.  der  Steuer  selbst  und 
der  Forderungen  in  Bez.  auf  Gleichmässigkeit  bei  Held,  Eink.st.  S.  40  ff.,  121  ff.  — 
(regen  diese  Ansichten  u.  A.  Schön,  Grunds.  S.  61  tf.  (mit  weiteren  Lit.angaben), 
Zachariä  K.  S.,  Staatswiss.  S.  411,  auch  Mill  B.  5,  K.  2,  §.  2.  Dann  bes.  Kau 
I.  §.  2.52  u.  die  von  mir  schon  im  I.  B.  2.  A.  S.  32!»  Note  7  gen.  Schriftsteller. 
Held  a.  a.  0.  An  dieser  Stelle  des  1.  B.  wird  zwischen  der  Verallgemeinerung  des 
(iobilhrenprincips  u.  dem  Princip  von  Leistung  u.  Gegenleistung  einer-,  dem  Genuss- 
priiicip  anderseits  noch  etwas  unterschieden.  Es  lässt  sich  das  wolil  rechtfertigen, 
indem  dort  mehr  an  den  Maassstab  für  die  \'ertheüung  der  Steuer,  hier  an  den 
tieferen  Hechtsgrund  der  Besteuerung  gedacht  wird,  üidessen  hängt  Beides  doch  sehr 
eng  zusammen,  so  dass  es  mir  richtiger  erschienen  ist,  die  bezüglichen  Theorieen 
liier  nur  als  eine  einheitliclie  einzige  hinzustellen.  Die  radicalen  Smithianer  und 
Bastiatianer  der  Deutschen  Frciliandelsschule  halim  /.war  mancliinal  nocli  diese  ältere 
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B,  Das  zweite  Prineip  ist  die  gleichniässige  Besteuerung  uaeh 
dem  Verhältuiss  der  wi  rtbschal'tlie  b  eu  Leistungsfähig- 
keit der  Besteuerten,  eine  gewisse  Steuer  zu  tragen,  oder  nach 
ihrer  sogen.  Steueri'ähigkeit  (Beitragsl'ähigkeit,  Kau).  Hier 
sucht  man  also  das  Maass  der  Besteuerung  nach  Beziehungen 
zwischen  der  Steuersunime  des  Besteuerten  und  seiner  ökono- 
mischen Lage  festzustellen.  Die  Begründung  der  Besteuerung 
liegt  hier  in  der  Natur  des  Staats  und  der  übrigen  Zwangsgemein- 
wirthschafteu  und  in  dem  Verhältuiss  der  Besteuerten  zu  diesen 
Körpern ,  woraus  sich  die  Besteuerung  nicht  als  eine  specielle 
Gegenleistung  für  Genüsse  oder  Vortheile  in  der  Staatsverbindung, 
sondern  als  eine  Pflicht  des  Glieds,  zu  der  Erfüllung  der 
Existenz-  und  Gedeihensbedingungen  des  Ganzen,  dem  es  an- 
gehört, und  dadurch  iraplicite  seiner  selbst  beizutragen,  ergiebt. 
Man  kann  das  zweite  Priucip  mit  Rücksicht  hierauf  das  gemein- 
w  i  r  t  h-s  c  h  a f 1 1  i  c  h  e  (s t a  ats w i  r t  h s  c  h  a  f 1 1  i  c  h  e)  Steuerprincip 
nennen.  Die  Steuer  wird  hier  ferner  für  den  Betroffenen  als  ein 
Opfer  oder  als  eine  Entbehrung  aufgefasst,  die  sich  als  ein 
Druck  für  ihn  fühlbar  machen.  Die  Gleichmässigkeit  soll  dann 
dadurch  hergestellt  werden,  dass  die  Steuern  nach  Verhältuiss  der 
Opfer  vertheilt  werden,  welche  sie  für  die  Besteuerten  im  einzelnen 
Fall  mit  sich  bringen.  Die  bezügliche  Theorie  kann  man  kurz 
„Opfer theorie'%  das  Princip  zur  Verwirklichung  der  Gleich- 
mässigkeit das  „Opferprincip"  nennen.  Die  Aufgabe  besteht 
alsdann  darin,  die  Opfer,  welche  in  der  Steuertragung  für  die  Be- 
steuerten liegen,  für  die  Einzelnen  festzustellen  und  zu  messen 
und  nach  diesem  Massstabe  die  Besteuerung  zu  vertheilen.  ^) 


Auffassung  in  Bez.  auf  Begründung  u.  Vertheilung  der  Steuer  vertreten;  aber  wenig- 
stens in  Betreff  der  Staats  besteuer.  nicht  mehr  durchaus.  Auf  d.  Congr.  in  Hamburg 
ISöT  hatte  K.  Braun  eine  These  vorgeschlagen,  die  aber  nicht  angenommen  wurde: 
bei  der  Aufbringung  der  für  den  Staat  nothwendigcn  Mittel  müsse  die  Leistungs- 
fähigkeit, bei  der  Beschallung  der  für  Gemeindezwecke  erforderlichen  das  Verhältuiss 
zwischen  Leistung  und  Gegenleistung  massgebend  sein. 

-)  So.  wenn  auch  in  anderer  Formulirung  u.  gleich  mit  einem  speciellen  Schluss 
in  Betreu  der  Art,  wie  die  Leistungsfähigkeit  bemessen  werden  soll,  auch  Rau,  I, 
§.  255.  254.  Er  bezeichnet  die  Abstufang  der  Steuer  nach  den  Vermögensumständen 
der  Staatsbürger  als  die  gleichförmigste  und  gerechteste  Belastung.  Die  „in  dem 
Vennögenszustande  einer  Person  begründete  Möglichkeit,  ohne  Nachtheil  für  die  Be- 
friedigung der  dringendsten  Bedürfnisse  Steuern  zu  geben",  nennt  er  Steuerfähig- 
keit  oder  Beitrags fähigkeit.  Schon  früher  ist  das  Princip  der  Leistungsfähigkeit 
mehr  oder  weniger  klar  u.  scharf  vertreten  worden,  so  von  Bodinus  de  rep.  p.  974: 
pro  singulorum  facultatibus,  ebenso  Besold,  de  aerario  p.  10,  bes.  Boxhorn,  instit. 
pol.  Üb.  I  c.  10  §.  IS  N.  IX:  in  tributis  aefiualitatis  maxima  habenda  ratio,  quae  in 
eo  potissimum  versatur,  ut  par  sit  eorum  ratio,  ac  paria  hie  onera  sentiant,  quorum 
in  diversis  rebus  positae  sitaeque  sunt  opes.  —  Bestimmt  für  die  Opfertheorie  von 
A.  Wngner,  Finanzwjssenschatx.    H.  22 
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III.  —  §.  419.  Beurtheilung  dieser  Theorieen  und 
Principien  und  Wahl  zwischen  letzteren.  Für  die  Kritik 
ist  es  wesentlich  zu  beachten,  dass  hier  theils  rechtsphilosophische 
Begründungen  der  Besteuerung  und  Steuerptiicht  überhaupt, 
theils  Massstäbe  für  die  Vertheilung  der  Steuerlast  aufgestellt 
werden.  Die  Genusstheorie  und  die  Opfertheorie  sind  in  dieser 
Hinsicht  nicht  genaue  Correlate,  Die  erstere  will  zunächst  eine 
Begründung  der  Besteuerung,  dann  auch,  freilich  in  Zusammenhang 
damit  und  in  Consequenz  davon,  ein  Massstab  für  die  Verwirk- 
lichung der  Gleichmässigkeit  sein,  die  zweite  nur  letzteres.  Als 
Correlate  erscheinen  dagegen  das  privatwirthschaftliche  öteuer- 
princip  „nach  dem  Interesse '^  und  das  gemeinwirthschaftliche 
„nach  der  Leistungsfähigkeit" ,  die  beide  zugleich  Principien  für 
die  Begründung  und  für  die  Vertheilung  der  Besteuerung  sind. 
Bei  dem  Zusammenhang  zwischen  den  Fragen  nach  der  Ver- 
theilung und  der  Begründung  der  Besteuerung  ist  es  geboten,  die 
genannte  Theorie  und  die  beiden  Principien  hier  auch  in  der 
zweiten  Beziehung  zu  kritisiren,  wodurch  eine  oben  (§.  340)  vor- 
behaltene Ergänzung  früherer  Bemerkungen  erfolgt.  Das  Kesultat 
der  Kritik  ist  aber  auch  für  die  Beurtheilung  des  betreffenden 
Princips  als  Massstab  der  Besteuerung  wichtig. 

A.  Begründung  der  Besteuerung.^) 

1)  Die  Genusstheorie  und  das  Princip  der  Besteuerung  nach 
dem  Interesse  begründen  die  Besteuerung  unrichtig,  indem  sie 
dem  privatwirthschaftlichen  Entgeltlichkeitsprincip  eine  unzulässige 
Ausdehnung  auf  die  Verhältnisse  des  Ötaatslebens  oder  der  Ge- 
meinwirthschaft    geben.     Hier    liegt    nur    wieder    die   ungehörige 

Neuem  Mill  a.  a.  0.  §.  2,  3  und  eine  grössere  Anzahl  deutscher  Finanztheoretiker. 
z.  B.  ümpfenbach  I,  105:  jeder  Staatsangehörige  sei  mit  gleicher  Schwere  zu 
treffen ,  Jedem  ein  solches  Opfer  aufzuerlegen .  dass  Keiner  eine  stärkere  Beschwerde 
empfinde  als  der  Andere.  Es  ist  nur  nicht  zu  begreifen,  wie  von  solchen  und  ähn- 
lichen Sätzen  aus  Kau,  ümpfenbach  u.  A.  m.  zur  proportionalen  Einkommen- 
besteuerung gelangen  wollen.  Kau  kommt  in  §.  '2d'6  mit  sich  selbst  in  Widerspruch, 
s.  u,  §.  427  II.  Anders  Neumann,  progr.  St.  S.  61  li'.,  der  aus  der  Üpfertheorie  die 
Progression  u.  s.  w.  richtig  ableitet.  Gegen  die  Opfertheorie  Held,  Eink.st.  S.  112, 
13ü,  der  nur  mit  Kecht  bestreitet,  dass  sich  aus  derselben  die  Proportionalität  der 
Steuer  nicht  ableiten  lasse.  Auch  Lcroy-Beaulieu  I,  1.  2,  eh.  2  weist  die  Theorie 
ab,  um  die  Progressivsteuer  abweisen  zu  können. 

"}  S.  die  in  d.  Vorbem.  gen.  Stellen  meiner  Grundleg.  u.  Held  a.  a.  O.  Kap.  2. 
der  nur  nicht  scharf  genug  unterscheidet,  dass  die  Genusstheorie  und  die  Auffassung 
der  Steuer  als  „Tausch"  nur  für  die  Beziehungen  zwischen  dem  Einzelnen  u.  dem 
Staat  unzulässig  ist,  während  zwischen  der  Gesammtheit  der  Staatsleistungen  und 
der  Gesammtheit  der  Steuern  auch  in  ökonomischer  Beziehung  möglichst  eine 
(Gebrauchs-)  Werthcorrespondenz  erzielt  werden  muss.  (irundlcg.  4?.  l.')«,  Note  11 
u    nnt'Mi  §.  420      Hiinlians  richtig  Neinnaiiii,  progr.  St..  Kap.  2. 
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Identiticirung  der  Volkswirthsehaft  mit  dem  privatwirthscbaftliebeu 
System  und  die  \'erkeuiuuig-  des  Wesens  gemein-,  besonders  aucb 
zwangsgemeinwirthsebaftlicber  Organisation  vor.  Es  ist  zwar  ganz 
rii-btig,  dass  die  Besteuerten  aus  der  Staatsverbinduug  Genüsse 
und  \'ortbeile  ziebcn,  von  einer  Art  und  in  einem  Grade,  wie  es 
aut"  i;ar  keine  andere  Weise  möglieb  wäre.  Aber  in  diesem  Sach- 
verbalt liegt  nicbt  die  tiefere  Begründung  der  allgemeinen  Steuer- 
pdiebt,  wenn  gleich  man  auf  denselben  auch  dem  einzelnen 
Besteuerten  gegenüber  zur  Rechtfertigung  seiner  Steuerlast  mit 
hinweisen  kann.  Es  ist  sogar  richtig  und  notbwendig,  wo  die 
Verbältnisse  so  liegen,  wie  es  hernach  bei  der  Erörterung  über 
Genuss,  Vortheil  oder  Interesse  an  und  durch  öffentliche  Leistungen 
als  Steuermassstab  dargelegt  wird,  die  Besteuerung  in  den  ge- 
eigneten Fällen  in  Gemässheit  der  Genusstheorie  und  des  privat- 
wirtbscbaftlicben  Steuerprincips  mit  zu  vertheilen.  Aber  auch  hier- 
durch werden  diese  Theorie  und  dieses  Princip  nicht  geeignet  zu 
einer  allgemeinen  Begründung  der  Besteuerung. 

'2)  Diese  Begründung  liegt  vielmehr  in  den  Gesichtspuncten, 
welche  in  dem  gemeinwirthschaftlichen  Steuerprincip  „nach  der 
Leistungsfähigkeit''  enthalten  sind.  Hier  geht  man  mit  Kecht 
von  der  ökonomischeu  Natur  der  Zwangsgemeiiiwirth- 
schaft  aus.  In  der  letzteren  handelt  es  sich  zwar  auch  um 
Interessen,  Vortheile  und  Genüsse  des  einzelnen  tbeilnehmenden 
Glieds,  aber  zuvörderst  und  stets  überwiegend  um  Existenz- 
bedingungen der  Gattung,  um  Gedeihensbedingungen  der 
Gemeinschaft  und  des  Einzelnen  nur  als  Glieds  derselben. 
Der  Einzelne  wird  regelmässig  in  diese  Gemeinschaft  hineingeboren 
und  gehört  ihr  ohne  seine  Einwilligung  an :  von  einem  „Vertrag" 
ist  keine  Rede.  Auch  wo  er  durch  Wahl  des  Wohnorts  u.  s.  w. 
frei  zu  handeln  scheint:  er  muss  nach  solcher  Wahl  der  einmal 
bestehenden  Rechts-  und  Wirthschaftsgemeinschaft  angehören  und, 
wie  vielfach  ohne  seinen  Willen  an  den  Vortheilen,  so  ohne,  seine 
Einwilligung  an  den  Lasten  derselben  theilnehmen.  Die  Steuer- 
leistung des  Einzelnen  ist  danach  auch  nicht  als  eine  Gegen- 
leistung für  oder  als  eine  Art  Tausch  mit  öffentlichen  Leistungen 
zu  betrachten,  nicht  in  dieser  privatwirthschaftlichen  Auffassung 
innerlich  rechtsphilosophisch  begründet,  sondern  sie  ist  eine  aus 
den  naturgegebenen  Beziehungen  zwischen  dem  Einzelnen  und  der 
Zwangsgemeinwirthschaft,  der  er  angehört,  nothwendig  folgende 
Pflicht. 

22* 
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B.  —  §.  420.     Die  Vert  hei  hing-  der  Besteiierimg. 

Kann  die  Besteuerung  nicht  allgemein  nach  den  Gesichts- 
puncten  der  Genusstheorie  und  des  Priucips  von  Leistung  und 
Gegenleistuug  begründet,  sö  auch  nicht  allgemein  danach  vertheilt 
werden.  Auch  hier  folgt  vielmehr  aus  dem  Wesen  des  Staats,  der 
Commune  u.  s.  w.  als  Z w ang s ge m e in wirthsc hatten  und  aus 
der  Beschatfenheit  der  meisten  öffentlichen  Leistungen  dieser  Körper, 
dass  eine  allgemeine  Vertheilung  der  Besteuerung  nach  dem 
individuellen  Genuss  oder  Interesse  ebenso  principiell  falsch  als 
practisch  undurchführbar  wäre.  Kann  und  muss  man  auch  in 
ökonomischer  und  hnauzieller  Hinsicht  verlangen,  dass  zwischen 
der  Summe  der  Besteuerung  des  ganzen  Volks  und  der  Summe 
der  öfifentlichen  Leistungen  eine  möglichst  richtige  Werthcorre- 
spondenz  bestehe  —  ein  in  unseren  Staaten  besonders  durch  die 
constitutionelle  Budgetwirthschaft  zu  lösendes  Problem  — ,  so  ist 
ein  solches  Postulat  in  Bezug  auf  die  gesammte  Besteuerung 
schlechterdings  falsch  und  ohnehin  undurchführbar  für  das 
Verhältniss  zwischen  den  öffentlichen  Leistungen .  an  denen  der 
Einzelne  geniessend  theilnimmt,  und  der  Besteuerung  desselben. 
Vielmehr  macht  es  der  tief  begründete  ,,communis tische" 
Character  des  Staats  und  der  Selbstverwaltuugskörper  nothwendig, 
von  einer  solchen  specielleu  Verrechnung  zwischen  der  Finauz- 
wirthschaft  und  dem  Einzelnen  wenigstens  in  der  grossen  Mehrzahl 
der  Fälle,  bei  den  eigentlich  typischen  öffentlichen  Leistungen 
grundsätzlich  und  practisch  ganz  abzusehen.  In  den  Zwajigs- 
gemeinwirthschaften  wird  nach  ihrem  Wesen  mit  den  Rütteln  Aller, 
mit  vereinten  Kräften  für  die  Zwecke  Aller,  des  Ganzen  und  der 
Einzelnen  als  seiner  Glieder,  gewirthsehaftet ,  werden  „öffentliche 
Leistungen  producirt",  aber  gerade  ohne  die  hier  verlangte  specielle 
Verrechnung.  Auch  wo  der  Einzelne  aus  diesen  Leistungen  Vor- 
theile  zieht,  geschieht  dies  in  der  Kegel  in  ganz  unmessbarem 
Grade,  wie  bei  der  grossen  Masse  der  Leistungen  zur  Verwirk- 
lichung des  Rechts-  und  Machtzwecks  und  auch  bei  so  vielen 
Leistungen  im  Gebiet  des  Cultur-  und  Wohlfahrtszwecks.  „Interesse", 
„Genuss",  „Vortheil"  des  Einzelnen  sind  also  nicht  nur  kein 
Rechtsgrund  seiner  Besteuerung,  sondern  auch  kein  allgemeiner 
Massstab  für  seinen  Antheil  au  der  gesammten  Steuerlast,  weil 
sie  theils  fehlen  und  nur  von  einer  Pflicht  des  Einzelnen  zu 
reden  ist,  tlicils  unmessbar  sind  und  sich  somit,  auch  wenn  man 
wollte,    jcar  nicht  als  Massstab  brauchen  Hessen.     Demnach  muss 
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nach  einem  anderen  Massstab  gesucht  werden  und  dieser  kann 
I iir  die  R  c  s  t  e  u  e  r u  n  g  i  m  A 1 1  g e  ni  einen  nur  in  der  .,  L  e i  s t u  n g s - 
l'ähigkeit"  der  Einzelnen  liegen:  ein  Steuerprincip,  das  mit  Noth- 
wendigkeit  aus  der  ükononiiseh  -  technischen ,  ,,comuiuuistischen'^ 
Natur  zumal  der  modernen,  entwickelten  Zwaugsgemeinwirth- 
schatt  folgt:  hier  wird  ,, mit  vereinten  Kräften"  für  Gemeiuschafts- 
zwecke  gewirthschaftet  und  niuss  billiger  \Ycise  Jeder  nach  dem 
Maasse  seiner  Kräfte  in  Anspruch  genommen  werden. 

C.  —  §;  421.  Die  Besteuerung  nach  dem  Interesse 
oder  nach  Leistung  und  Gegenleistung.  Mit  dem  Gesagten 
ist  dies  Steuerprincip  und  die  ihm  zu  Grunde  liegende  Genuss- 
theorie Jedoch  keineswegs  völlig  verworfen,  sondern  nur  in 
die  richti  gen  Grenzen  gewiesen.  Ein  absolutes,  ausschliesslich 
anzuwendendes  Steuerprincip  zur  Herbeiführung  der  Gleichmässig- 
keit  ist  auch  die  Besteuerung  nach  der  Leistungstähigkeit  nicht 
und  auch  in  der  Praxis  niemals  gewesen.  Vielmehr  handelt  es 
sich  in  der  Theorie  darum,  zunächst  den  geschichtlichen 
Wechsel,  welcher  erst  mit  der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft 
und  des  Staats  in  der  Combination  und  in  der  relativen  Be- 
rechtigung beider  Principien  eingetreten  ist,  richtig  zu  verstehen, 
und  alsdann  weiter  auch  für  die  Gegenwart  dem  anderen 
Princip  seine  ihm  noch  jetzt  gebührende  Stellung  anzuweisen. 

1)  Der  geschichtliche  Wechsel  der  beiden  Steuer- 
principien. *)  In  geschichtlicher  Hinsicht  entspricht  die  Be- 
steuerung nach  Leistung  und  Gegenleistung  mehr  den  früheren  Ent- 
wicklungsperioden der  Volkswirthschaft  und  der  noch  schwachen 
gemeinwirthschaftlichen  Organisation,  des  in  seinen  Zwecken  und 
Leistungen  noch  „unentwickelten*'  Staats.  Das  Princip  der 
Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  ist  der  richtige  Haupt- 
Massstab  der  Steuervertheilung  im  „entwickelten",  in  seinen 
Leistungen  immer  reicher  werdenden  Gemein  wirthschafts-  und 
namentlich  Staatslebens.  Die  relativ  grosse  Bedeutung  des  Ge- 
bührenwesens und  verwandter  Abgaben  im  mittelalterlichen  und 
noch  im  späteren  ständischen  Staat,  der  etwas  gebührenartige 
Character,  welcher  im  älteren  Staatssteuerwesen  und  noch  heute 
in  der  Communalbesteuerung  (§.  423)  hervortritt,   sind  Belege  für 

*)  Auch  die  „historischen''  Nationalökonomen  haben  dies  noch  nicht  genügend 
beachtet.  M.  E.  erweist  sich  gerade  für  solche  Hauptpuncte  der  gescliichtl.  Ent- 
wicklung die  zusammenfassende,  auf  die  Principien  der  Entwicklung  zurück- 
gehende Behandlung  nothwendig.  Sonst  droht  immer  wieder  die  Gefahr,  vor  lauter 
Bäumen    des  Specialstudiums    den  Wald  nicht  zu  sehen. 
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das  Gesagte.  Solange  nicht  gewisse  Functionen  des  Staats  und 
der  Commune  auf  dem  Gebiete  des  Rechtsschutzes,  der  Cultur-  und 
Wohlfahrtsförderung  als  selbstverständliche  Aufgaben  „im 
öffentlichen  Interesse"  gelten,  unterbleibt  eine  entsprechende 
Thätigkeit  entweder  ganz  oder  grossentheils,  oder  aber  sie  erfolgt 
nur,  wenn  diejenigen,  welche  sie  wünschen  oder  daran  interessirt 
sind,  zu  den  Kosten  beitragen  oder  selbst  die  Staatsgewalt  erst 
durch  Gaben  u.  dgl.  zum  Eingreifen  willig  machen.  Sogar  die 
Gewährung  des  gewöhnlichen  privaten  Rechtsschutzes  gilt  dann 
nicht  ohne  Weiteres  als  Pflicht  der  Gemeinschaft  und  ihrer  Execn- 
tivorgane  und  als  Recht,  das  der  Einzelne  sogleich  beanspruchen 
kann,  sondern  sie  muss  erst  erkauft  werden  durch  Gaben,  Bei- 
träge und  Steuern.  Aehnliche  Gesichtspuncte  walten  überhaupt 
bei  jener  Anordnung  der  Besteuerung  ob,  welche  oben  (§.  355)  als 
„vertragsmässige  Regelung",  besonders  im  älteren  ständischen  Staat, 
bezeichnet  wurde.  In  der  dort  gegebenen  Characterisirung  der 
einschlägigen  Verhältnisse  trat  überall  das  Princip  von  Leistung 
und  Gegenleistung,  das  do  ut  des  wenigstens  zwischen  der  Staats- 
gewalt und  den  steuerbewilligenden  Ständen  deutlich  hervor.  Erst 
wenn  sich  im  Volksbewusstsein  Staat  und  Gemeinde  als  selbständige 
Wirthschafts-  und  Rechtspersönlichkeiten,  denen  der  Einzelne  mit 
seinem  ganzen  Sein  und  seiner  ganzen  Habe  angehört,  heraus- 
gebildet, wenn  zugleich  diese  Gemeinschaften  allgemeine  Auf- 
gaben und  Leistungen  im  Interesse  ihrer  selbst,  als  der  Gemein- 
schaften, und  damit  der  Einzelnen,  als  ihrer  Glieder,  an  sich  heran- 
gezogen haben,  wenn  m.  e.  W.  das  ,,öffent liehe  Interesse" 
tieferer  Grund  und  treibende  Kraft  in  „öffentlichen  Thätig- 
keiten"  wird:  alsdann  reicht  die  privatwirthschaftliche  Auffassung 
der  Beziehungen  zwischen  der  Gemeinschaft  und  dem  Einzelnen 
nicht  mehr  aus;  alsdann  tritt  nothwendig  auch  das  Steuerprincip 
von  Leistung  und  Gegenleistung  zurück  und  das  wahrhaft  gemein- 
wirthschaftliche  der  Leistungsfähigkeit  bricht  sich  allgemeiner  Bahn. 
Es  ist  das  practisch  nothwendig  und  principiell  richtig,  weil  sich 
die  meisten  nunmehrigen  öffentlichen  Leistungen  gar  nicht  mehr 
als  Vortheile  des  Einzelnen  auffassen  und  noch  weniger  so 
messen  lassen.  Es  entspricht  aber  auch  der  erreichten  Entwick- 
lung des  öffentlichen  Lebens  und  der  gemeinwirthschaftlichen 
Organisation :  jene  Leistungen  übernimmt  die  Gemeinschaft  als  ihre 
eigene  Angelegenheit,  zu  der  sie  ihrer  ganzen  Aufgabe,  ihrem 
jetzigen   Wesen    nach    verpflichtet    ist.     Man    muthct    daher    dem 
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Einzelnen,  dem  diese  Leistungen  als  einem  (iliedc  der  Gemein- 
schaft eventuell  mit  zu  Gute  kommen,  auch  nicht  mehr  zu,  dass 
er  dafür  besonders  zahlen,  d.  h.  nach  dem  Princip  von  Leistung;- 
und  Gegenleistung:  steuern  soll.  So  in  Betreff  des  allgemeinen 
Rechtsschutzes  von  Person  und  Eigeuthum  (selbst  was  „Fremde" 
anlangt),  des  Genusses  zahlreicher  ötfentlicher  Anstalten,  z.  B.  des 
Bilduugs-,  Unterrichts-,  Verkehrswesens,  wo  freilich  etwa  Gebühren- 
erhebung und  in  dieser  das  Princip  der  Besteuerung  nach  Leistung 
und  Gegenleistung  bleibt,  aber  ein  immer  grösserer  Theil  der  be- 
züglichen Kosten  auf  den  allgemeinen  Staats-  oder  Communal- 
säckel  genommen  und  dann  eventuell  durch  Steuern  bestritten  wird, 
welche  wesentlich  nach  dem  Princip  der  Leistungsfähigkeit  um- 
gelegt sind :  weil  es  sich  eben  um  „ötfentliche  Angelegenheiten" 
im  „öftentlichen  Interesse'^  handelt  und  dies  Moment  der  eigentliche 
Grund  der  Uebernahme  dieser  Leistungen  auf  das  Gemeinwesen 
ist.  Es  ist  daher,  historisch  betrachtet,  auch  der  wachsend 
„ CO mmun istische''  Character  der  Volks wirthschaft  und  in  ihr 
der  hauptsächlichen  Gemeinwirthschaftsorgane.  des  Staats  und  der 
Selbstverwaltungskörper,  welcher,  —  bedingt  durch  die  ganze  Ent- 
wicklung der  Technik,  Oekonomik  und  Cultur  der  fortschreitenden 
Völker,  bezeugt  durch  die  wachsende  Ausdehnung  der  öffentlichen 
Thätigkeiten  und  die  immer  allgemeinere  Anerkennung  von  ge- 
wissen Interessen  als  ,, öffentlicher''  —  auch  die  Besteuerung  nach 
der  Leistungsfähigkeit  immer  mehr  in  den  Vordergrund  schiebt. 
Nur  dies  Princip  lässt  sich,  zumal  im  Staate,  in  der  grossen 
Mehrzahl  der  Fälle  practisch  anwenden  und  nur  dieses  entspricht 
dem  Wesen  entwickelter  Gemeinwirthschaft. '') 

Es  fehlt  auch  nicht  an  Seitenstücken  zu  dieser  Gestaltung  der 
Dinge.  Ganz  analog  ist  es,  wenn  in  der  entwickelten  Geraeiuwirth- 
schaft    dem   Einzelnen  nicht   mehr  zugemuthet   wird,    Leistungen, 

')  Die  Motinrnng  neuester  Vorgänge  liefert  eine  abermalige  deutliche  Bestätigung 
dieser  Auffassung,  z.  B.  bei  Gelegenheit  der  ., Verstaatlichung"  der  Privatbahnen  in 
Deutschland.  Die  Begründung  (Nov.  1ST9)  wird  vornemlich  im  öffcntl.  Interesse 
gesucht  u.  die  finanziellen  Bedenken  werden  mit  dem  Hinweis  auf  dieses  zurück- 
gewiesen. Auch  beim  Betrieb  der  Bahnen  soll  das  öftentliche  Interesse,  nicht  die 
Rente  Richtschnur  und  Zielpunct  sein,  nach  den  Kedeu  der  Kegierungsvertreter  im 
preuss.  Landtag.  Damit  wird  also  selbst  auf  diesem  Gebiete  schon  das  Princip  von 
individueller  Leistung  u.  Gegenleistung  zurückgedrängt.  Denn  wenn  z.  B.  Bahnen 
4".5  "/o  Rente  kosten  und  nur  3'5  "/q  tragen,  so  muss  1  "/q  auf  den  allgemeinen 
Stenerfonds  genommen  werden.  Es  bleibe  dahin  gestellt,  ob  dies  in  diesem  Falle  richtig 
(oder  schon  richtig)  ist:  das  Anerkenntniss  des  „communistischen"  Characters  moderner 
ölfentlicher  Leistungen  kann  nicht  deutlicher  gegeben  werden.  Wer  das  bestreitet, 
vermag  nicht  oder  wagt  nicht,  eine  concrete  Massregel  der  Wirthschaftspolitik  au€ 
das  ihr  zu  Grunde  liegende  socialökonomische  Princip  zurückzuführen. 
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welche  in  erster  Linie  im  „öffentlichen  Interesse''  geschehen,  allein 
zu  übernehmen  oder  die  Opfer  dafür  allein  zu  tragen.  Für  jene 
Leistungen  und  Opfer  erfolgt  vielmehr  nun  auch  eine  Entschä- 
digung aus  den  Mitteln  der  Gemeinschaft  oder  die  Uebernahme 
der  gesammten  Leistungen  auf  diese.  So  ist  es  z.  B.  in  dem 
practisch  so  wichtigen  Falle  des  \Yehrwesens  gegangen  (älterer 
Heerbann  mit  Selbstausrüstung  und  Selbstverpflegung,  neueres 
^lilitärwesen);  ähnlich  bei  der  Casernirung  der  Truppen  statt  der 
Einquartierung,  bei  der  Entschädigung  für  naturale  „Kriegs- 
leistungen" u.  s.  w. 

§.  422.  —  2)  Das  Gebiet  der  Besteuerung  nach  dem 
Interesse  im  modernen  Steuerwesen.  ^)  Auch  hier  ist  dieses 
Princip  in  gewissen  Fällen  noch  richtig  und  practisch  anwendbar 
und  zwar  im  Wesentlichen  überall  da,  „wo  öffentliche  Leistungen 
wirklich  für  gewisse  Personen  oder  für  gewissen  Besitz  Sonder- 
V  ort  heile  bewirken  und  wo  sich  zugleich  die  Grösse  dieser  Vor- 
theile  ungefähr  messen  lässt.  Nur  ein  solches  „Ungefähr"  ist  über- 
haupt möglich,  aber  auch  für  den  Zweck  genügend." 

a)  Nach  diesem  leitenden  Gesichtspunct  erfolgt  die  Anwendung 
dieses  Steuerprincips  vollkommen  richtig  und  noch  heute  in  grossem, 
sogar'  meder  vielfach  wachsendem  Umfang  in  dem  System  von 
Gebühren  und  Beiträgen,  über  welches  im  ersten  Kapitel 
dieses  Bands  gehandelt  wurde. 

b)  Weiter  hat  man  für  die  Frage  die  Staats-  und  die 
Communalbesteuerung  (i.  w.  S.)  zu  unterscheiden. 

«)  In  ersterer  ist  eine  Mitberücksichtigung  des  l'rincips 
immerhin  auch  noch  in  einigen  anderen  Fällen  statthaft,  wo  in 
der  Hauptsache  die  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  Platz 
greift.  Es  kann  sich  nemlich  auch  hier  ergeben,  dass  die  ge- 
sammte  Entwicklung  des  staatlichen  Gemeinwesens  und  dass 
gewisse  Verwendungen  desselben,  welche  aus  allgemeinen  Ein- 
nahmen, auch  aus  Steuern  bestritten  werden,  bestimmten  Landes- 
theilen ,  Volksclassen,  Personen  und  namentlich  Besitzkategorieen 
in   besonders   hohem  Maasse  zu  Gute  kommen.     Dies  gilt  im 


*)  S.  bes.  Jseumann,  Kap.  2,  auch  f.  Gesetzgeb.  Braun's  Kcfcr.  auf  d.  Hanib. 
volksw.  Congr.  18fi7  u.  s.  Aufs.  üb.  Staats-  u.  Gemeindest,  iu  d.  volksw.  Viertelj.schr. 
lS6ß.  II;  auch  d.  Debatten  auf  jenem  Congress.  Fauchcr.  Staats-  u  Gomm.budg. 
in  d.  gen.  Viertelj.bchr.  1S63,  II.  Meine  Comm  steuerfrage,  Thesen  u.  Keferat,  dann 
das  vorausgehende  1.  Kapitel  v.  d.  (jebühren  u.  Beitrügen  (§.  325.  auch  Fin.  I.  §.  14(li. 
Manches  in  diesem  i?.  und  den  folgenden  nach  meinem  gen.  Referat.  Vcrgl.  auch 
Stein,  Fin.  I,  .55S  II'.  (nn'hrlach  abweichend,  aber  in  einigen  Puncten  im  Wesentlichen 
dieselben   Vorschläge). 
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Allgemeinen  vom  Grundbesitz,  mitunter,  z.  R.  bei  gewissen 
Verkehrsanlagen,  Landesnieliorationcn,  Wasserbauten  u.  dgl. ,  von 
dem  da  und  da  gelegenen  Besitz ,  Gewerbebetrieb  u.  s.  w.  Hier 
kann  es  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit  sein ,  solche  Umstände  auch 
im  Ausmaas s  allgemeiner,  sonst  nach  dem  Princip  der  Leistungs- 
tahigkeit  umgelegter  Steuern,  namentlich  gewisser  Ertrags-,  Ver- 
mögens-, Verkehrs-,  unter  Umständen  selbst  im  Steuerluss  von  Ein- 
kommensteuern zu  berücksichtigen.  Ein  höherer  Stenert'uss  der 
Real  steuern,  namentlich  der  Grund-  und  Gebäudesteuer,  als  der 
Personalsteuern,  ebenso  des  fundirten  Einkommens  als  des  Arbeits- 
einkommens lässt  sich  auch  mit  nach  dem  dargelegten  Gesichts- 
punct  öfters  rechtfertigen.  Der  vielfach  in  der  Praxis  bestehende 
höhere  Fuss  der  genannten  beiden  Realsteuern  erklärt  sich  zwar 
gewöhnlich  aus  der  historischen  Entwicklung,  er  ist  aber  auch  nacli 
dem  Gesagten  häufig  principiell  berechtigt,  was  die  Gesetzgebung, 
ohne  sich  dessen  klar  bewusst  sein  zu  müssen,  durch  die  neue 
Bestimmung  oder  Beibehaltung  des  höheren  Steuerfusses  auch  selbst 
mit  anerkannt  hat.  In  modernen  Verhältnissen  mit  ihrer  raschen 
Entwicklung  kann  namentlich  die  Forderung  einer  Besteuerung  des 
Conjuncturengewinns  am  Grund-  und  Gebäudeeigenthum  auch 
durch  diesen  Hinweis  auf  das  Princip  von  Leistung  und  Gegen- 
leistung nicht  selten  mit  unterstützt  werden,  —  auch  für  die  Staats- 
besteuerung (§.  462  ff.). 

§.  423.  —  ß)  Im  Steuerwesen  der  Selbstverwaltungs- 
körper, und  zwar  um  so  mehr,  je  räumlich  kleiner  der  betreffende 
Körper  ist,  daher  in  steigender  Richtung  in  der  Provincial-,  Bezirks-, 
Kreis-  und  am  Meisten  in  der  Besteuerung  der  Ortsgemeinde 
bleibt  das  Gebiet  der  Anwendung  des  Princips  von  Leistung  und 
Gegenleistung  viel  umfangreicher  als  in  der  Staatsbesteuerung. 
Auch  die  Gemeinde,  geschweige  die  räumlich  grösseren  genannten 
Körper,  ist  zwar  kein  „reiner  Wirthschaftskörper"  im 
Sinne  eines  privat wirthschaftlichen  Interessenkreises,  in  welchem 
Alles  ,,naturgemäss''  nach  dem  Princip  der  speciellen  Entgeltlichkeit 
von  Leistung  und  Gegenleistung  geregelt  werden  niüsste,  oder,  bei 
einiger  Entwicklung  jener  Körper,  auch  nur  so  geregelt  werden 
könnte.')     .Auf  einem  grossen  und  wachsenden  Thätigkeitsgebiete 


')  Diese  anrieht.  Auffass.  bes.  in  der  deutschen  Freihandelsscluilc,  bei  Fauch  er. 
Braun  u.  s.  w.  S.  Note  f).  Abweis,  dieser  Ansicht  in  meiner  Gomm.st.fr.  S.  10  H'.. 
17  tl.  Auch  hier  spielen  wieder  die  allgemeinen  Fragen  der  volkswirthschaftlichcii 
Urganisation  hinein. 
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besteht  zwischen  dem  Staat  und  diesen  Körpern,  auch  der  Gemeinde, 
kein  specifischer,  qualitativer,  sondern  nur  ein  gradweiser,  quanti- 
tativer Unterschied.  Je  grösser  die  Aehnlichkeit  wird  und  in  der 
Art  der  Leistungen  sich  zeigt,  je  mehr  nach  den  Forderungen  des 
Volksbewusstseins  z.  B.  auch  diese  kleineren  Körper  wahre  Cultur- 
aufgaben  im  „öffentlichen  Interesse"  (Schulwesen!)  übernehmen, 
desto  mehr  ist  auch  hier  die  Besteuerung  nach  der  Leistungstähigkeit 
geboten :  schon  jetzt  bei  uns  wohl  meistens  tiberwiegend.  Aber  in 
grossem  Umfange  kommen  gleichwohl  hier  Leistungen  vor,  besonders 
auch  materiell -wirthschaftlicher  Art,  deren  Wirkungen  sich  in  der 
That  für  einzelne  Personenkreise  und  Besitzkategorieen  differen- 
ziren  und  sich  nachweisbar  und  einigermassen  messbar  als  Werth- 
zuwüchse  im  Eigenthum ,  besonders  im  Grundeigenthura ,  als 
Productionsförderungen  und  Lastenvermiuderungen  in  den  privat- 
wirthschaftlichen  Betrieben,  als  persönliche  Genüsse  und  Kostener- 
sparungen  auch  im  Privatleben  und  im  Privathaushalt  niederschlagen. 
Deshalb  ist  es  nothwendig  und  hier  auch  im  grösseren  Umfange 
möglich,  bei  der  Deckung  der  Kosten  der  Communalthätigkeit, 
mithin  bei  der  Besteuerung  diesen  Einfluss  des  Bestehens,  Waltens 
und  Wirkens  der  Commune  auf  die  ökonomische  Lage  des  Einzelnen 
zu  berücksichtigen.  Dies  hat  wiederum  durch  Modificationen  der 
Einrichtung  und  besonders  des  Ausmaasses  oder  Steuerfusses  der- 
jenigen Steuern  zu  geschehen,  welche  auch  die  Commune  im 
Uebrigen  nach  dem  Princip  der  Leistungsfähigkeit  vertheilt,  be- 
sonders bei  Ertrags-  und  etwaigen  Vermögenssteuern.  In  der 
Ortsgemeinde,  zumal  in  der  Stadt,  ist  namentlich  die  stärkere 
Belastung  des  Grundbesitzes,  in  der  Stadt  vor  Allen  des 
Hausbesitzes,  dem  direct  und  indirect  so  viele  Communal- 
leistungen  Sondervortheile  gewähren  und  als  Werth  zuwachsen, 
zum  Zweck  einer  solchen  Besteuerung  mit  nach  dem  Interesse 
angemessen. 

§.  424.  Zur  Durchführung  dieses  Steuerprincips  in  der 
gesamniten  Communalbesteuerung,  d,  h.  in  derjenigen  aller  Selbst- 
verwaltungskörper  (Provinzen,  Kreise  u.  s.  w.)  namentlich  aber  in 
der  Besteuerung  der  Ortsgemeindc  erscheint  alsdann  im  Anschluss 
an  verbreitete  Verhältnisse  der  geschichtlichen  Entwicklung  und  der 
bestehenden  Einrichtung  dieser  Besteuerung  eine  methodische 
Scheidung  der  Ausgaben  der  Commune  nach  gewissen  Merk- 
malen zweckmässig,  ja  fast  nothwendig.  Es  empfiehlt  sich  ferner, 
wenigstens  für  unsere  deutschen  V^erhältnissc,   eine  gesetzliche 
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Combi  na  tion  zwischen  gewissen  Ausgab  ckategorieen 
und  denjenigen  Steueraiten  eintreten  zu  lassen,  welche  zur 
Verwirklichung  der  beiden  Steuerpriucipien  dienen.  Auf  diese 
Weise  lässt  sich  das  (Gebiet  jedes  der  letzteren  für  die  Coniniunal- 
besteuerung  richtig  und  practisch  brauchbar  bestimmen.**) 

Diese  Scheidung  der  Ausgaben  wird  passend  etwa  in  iVilgen- 
der  Weise  vorgenommen : 

(1)  Allgemeine  Ausgaben,  wohin  zu  rechnen  sind  die  Aus- 
gaben für  ganz  allgemeine  Comraunalaugelegenheiten ,  so  i'ür  die 
meisten  der  vom  Staate  der  Gemeinde  u.  s.  w.  speciell  übertragenen 
Aufgaben,  für  allgemeine  Verwaltungsthätigkeit,  für  viele  Theile  des 
Polizeiwesens  (auch  Sanitätswesen  u.  s.  w.),  in  der  Regel  für  das 
Armenwesen.  Ferner  werden  hierher  die  Reste  der  Sonder- 
ausgaben und  die  Ausgaben  zweifelhaften  Characters  zu 
stellen  sein. 

(2)  Besondere  Ausgaben,  bei  denen  gleichzeitig  deutlicher 
und  messbar  ein  Specialinteresse  Einzelner  unterläuft,  mit 
der  zweckmässigen  weiteren  Unterscheidung  in 

(a)  Culturausgaben,  wesentlich  für  Cultur-  und  verwandte 
Zwecke,  Schulwesen  u.  dgl. ; 

(b)  (materiell-)  wirth schaftliche  Ausgaben,  namentlich 
für  Wegewesen  und  überhaupt  für  Alles,  was  die  Bewohnbar- 
keit und  die  Benutzbarkeit  einer  Gegend,  besonders  eines  Orts 
zu  gewerblichen  Zwecken  verbessert  (Be-  und  Entwässerung, 
Wasserleitung,  CauaHsirung,  Strassenreinigung,  Beleuchtung  u.s.  w.). 
Gerade  diese  Ausgaben,  wenngleich  auch  sie  nicht  ganz  allein  (auch 
Schulwesen,  Kunstsammlungen  können  so  wirken)^),  schlagen  sich 
in  der  Regel  als  specifische  Vortheile  des  Gewerbebetriebs  und 
besonders  des  Grundbesitzes,  Werth  erhöhend,  Kosten  vermindernd, 
nieder.     Diese  Wirkung  ist  in  der  Besteuerung  zu  berücksichtigen. 

Mit  diesen  Ausgabekategorieen  sind  nun  die  Steuerpriucipien 
richtig   zu  combiniren.     Im  Wesentlichen  so,   dass  für  die  allge- 

^  S.  These  ö.  0  —  11  in  meiuem  gen.  Kefcrat  ii.  d.  Ausfülir.  dazu  S.  22.  ."iO  I!. 
Die  im  1.  B.  der  Fin.  gegebene  Scheidung  der  Ausgaben  der  Selbstverwalt.körper 
(2.  Ausg.  §.  45)  in  speciell  überwiesene,  generell  überwiesene  u.  facultative  ist  anderer 
Art.  Doch  werden  die  speciell  überwiesenen  meist  zu  den  ,. allgemeinen"  Ausgaben 
im  Sinn  des  Texts  gehören. 

•)  Man  denke  an  die  ökonomische  Bedeutung  von  Universitäten  für  kleinere 
Städte,  für  den  Werth  des  (irund-  und  Hauseigenthums  daselbst:  oder  an  das,  was 
München.  Dresden  den  Kunstsammlungen  u.  s.  w.  jetzt  ökonomisch  verdanken, 
wobei  es  sich  freilich  meistens  um  Verwendungen  aus  Mitteln  des  Staats  oder  der 
Dynastie  handelt. 
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meinen  Ausgaben  die  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähig- 
keit, für  die  besonderen  Ausgaben  zunächst  wenigstens  die 
Besteuerung  nach  dem  Interesse  eintritt.  Hierbei  muss  vom 
Standpunct  gerechter  Steuervertheihmg  aus  möglichst  verhütet 
werden,  dass  für  die  allgemeinen  Zwecke  die  wirthschaftlichen 
Kräfte  einzelner  Kategorieen  von  Personen  zu  stark  in  Anspruch 
genommen  und  umgekehrt  für  Souderzwecke,  wenn  dieselben  auch 
ein  Moment  öftentlicheu  Interesses  enthalten,  die  Gesammtheit  mehr 
als  gerechtfertigt  belastet  wird."')  Um  gerade  hier  leicht  drohende 
Classenkämpfe  oder  den  übermächtigen  Einfluss  einzelner  Classen 
der  Bevölkerung  zu  vermeiden,  empfiehlt  es  sich,  gesetzlich  die 
allgemeine  Regel  aufzustellen,  welche  Steuerarten  für  die  einzelne 
Ausgabekategorie  in  erster  Linie  zu  verwenden  und  bis  zu  welcher 
Maximalquote  diese  Ausgaben  eventuell  durch  andere  Öteuerarten 
zu  decken  seien.  Die  Cultur-  und  die  wirthschaftlichen  Ausgaben 
werden  dann  zunächst  durch  Gebühren  und  Beiträge,  die  Reste  der 
ersteren,  weil  hier  immer  auch  in  höherem  Maasse  ein  allgemeines 
Interesse  berührt  wird,  wie  die  allgemeinen  Ausgaben  durch  Steuern, 
welche  nach  der  Leistungsfähigkeit  auf  die  ganze  Bevölkerung 
umgelegt  sind,  daher  besonders  durch  Einkommen-,  Verbrauchs-, 
allgemeine  Vermögenssteuern  bestritten  werden  müssen;  nur  mehr 
ausnahmsweise  in  einer  massigen  Maximalquote  durch  Real-  und 
ähnliche  Steuern  auf  Grundbesitz.  Die  Reste  der  wirthschaftlichen 
Ausgaben  dagegen,  welche  vornemlich  dem  Immobiliarbesitz  und 
allenfalls  auch  dem  Gewerbebetrieb  direct  und  indirect  mit  zu  Gute 
kfunnien ,  sind  hauptsächlich  durch  die  betreflfenden  Ertragssteuern 
und  durch  Steuern  auf  das  immobile  Vermögen  zu  decken;  nur 
ausnahmsweise  bis  zu  einer  gleichfalls  massigen  Maximalquote 
durch  allgemeine  Einkommensteuern  u.  dgl. 

Auf  diese  Weise  wird  auch  in  den  Gemeinden  ein  falscher 
„Communismus"  am  Besten  vermieden. 

D.  —  §.  425.  Die  Besteuerung  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit.*') Sie  ist  nach  dem  Vorausgehenden  die  hauptsäch- 
liche ,   namentlich    im    modernen    Steuerwesen   und    hier  wieder 


"•^l  S.  darüber  die  Bestimmungen  in  §.  2  iles  Entwurfs  f.  d.  preuss.  Communal- 
besteuening  (1877). 

")  S.  bes.  Neuinarin,  Kap.  .H  u.  4.  wo  nur  ganz  dife  Zurückfuhrung  der  Streit- 
fiageu  auf  die  zwei  vcrscliiedenen  Wechtsprincipieu  fclilt.  Seine  Ausführungen  sind 
nur  beweisend,  wenn  man  den  von  ihm  abgewiesenen  Schritt  (S.  ilO)  tbut  und  eine 
sociaipoiitische  Function  der  Besteuerung  gegenüber  der  Einkommen-  und  Vermögens- 
vertheilung  anerkennt.     Sachlich  stimme  ich  ihm  sonst  grösstentheils  bei. 
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besonder!«!  in  ilenijenigen  des  Staats.  Als  Massstal)  iiir  die 
gerechte  Vertlieilung  der  Steuerlast  oder  für  die  üurcht'iiliruiig  des 
Urimdsatzes  der  Gleiehmässigkeit  betrachtet  ist  indessen  das  Princip 
der  Besteueriuii;-  nach  der  Leistungsfähigkeit  wieder  erst  einer 
genaueren  Erläuterung  bedürftig.  Darüber  enthebt  auch  die  Zu- 
hilfenahme der  „Opfertheorie''  nicht.  Die  Antwort,  dass  die 
Gleiehmässigkeit  der  Besteuerung  diejenige  nach  Massgabe  der 
Opfer  sei,  welche  eine  Steuer  dem  Besteuerten  auferlege,  ersetzt 
eigentlich  nur  die  eine  Frage  durch  eine  andere  Frage,  gerade 
so  wie  die  „Genusstheorie",  wenn  sie,  von  ihrer  principiellen 
Furichtigkeit  abgesehen,  die  Gleiehmässigkeit  in  der  Besteuerung 
nach  Massgabe  oder  Verhältuiss  der  „Genüsse"  findet.  Denn  wie 
., misst"  man  hier  die  Genüsse  und  dort  die  Opfer,  welches  sind 
„gleiche"  Genüsse  und  Opfer,  das  ist  die  sofort  auftauchende  Frage. 
Die  üblichen  Beweisführungen  drehen  sich  hier  nur  zu  oi't  im 
Kreise  herum  und  laufen  auf  blosse  Behauptungen  hinaus. 

Das  lässt  sich  nur  vermeiden,  wenn  auch  hier  wieder  bei  der 
Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  rein  finanzielle 
und  der  socialpolitisch  e  Standpunct  unterschieden  und  offen 
anerkannt  wird,  dass  die  „Opfertheorie"  folgerichtig  zu  den- 
jenigen Consequenzen  führe ,  welche  auch  als  solche  der  social- 
politischen  Besteuerung  zu  ziehen  seien.  Hier  dient  diese  Theorie 
dazu,  genauer  den  Weg  zu  weisen,  wie  die  Gleiehmässigkeit  der 
Besteuerung  durchzuführen  ist.  Im  rein  finanziellen  Steuerwesen 
kann  man  dagegen  mit  der  Opfertheorie  gar  nicht  argumentiren. 
Entweder  ist  mau  hier  logisch  iuconsequent  in  der  Anwendung 
dieser  Theorie,  um  nicht  zu  Folgerungen  zu  gelangen,  welche 
mit  der  Einrichtung  dieses  Steuervvesens  in  Widerspruch  stehen. 
Oder  man  zieht  zwar  die  richtigen  Folgerungen  in  Bezug  auf 
progressive  Steuer,  höhere  Steuer  des  fundirten  Einkommens  u.  s.  w., 
aber  man  vergisst,  dass  damit  hier  noch  nichts  bewiesen  wird,  weil 
die  allerdings  unbestreitbare  auch  relativ  grössere  Leistungs- 
fähigkeit des  höheren  Einkommens  u.  s.w.  gegenüber  der  Steuer- 
zahlung wie  allen  anderen  Zahlungsleistungen  der  betretfenden 
Einzelnen  eine  Consequenz  ist,  welche  mit  dem  einmal  rechtlich 
bestehenden  Eigenthums  -  und  Erwerbssystem  hingenommen  werden 
muss  (§.  397  ff.). 

Demnach  wird  im  Folgenden  zunächst  entwickelt,  was  „Be- 
steuerung nach  der  Leistungsfähigkeit",  richtiger  nach 
der   „wirthschaftliehen"  Leistungsfähigkeit   überhaupt  be- 
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deutet;  sodann,  wie  eine  solche  Besteuerung  zum  Zweck  der 
Gleichmässigkeit  durchzuführen  ist  oder  wie  hierbei  die 
Leistungsfähigkeit  einen  Mass  st  ab  abzugeben  hat  und  zwar  ein- 
mal vom  rein  finanziellen,  sodann  vom  socialpo  litis  eben 
Standpuncte  aus. 

§.  426.  —  1)  Bedeutung  der  Besteuerung  nach  der 
wirthscbaftlichen  Leistungsfähigkeit.  Hier  ist  theils  au 
Lehren  der  theoretischen  Nationalökonomie,  welche  hier  als  bekannt 
voraliszusetzen  sind,  theils  an  die  Erörterungen  im  3.  Abschnitt 
über  die  Wahl  der  Steuerquellen  anzuknüpfen  (§.  375.  ff.). 

Die  wirthschaftliche  Leistungsfähigkeit  einer  Person  liegt  ein- 
mal in  ihrer  Arbeitsfähigkeit,  ihrer  Gelegenheit,  ihre 
Arbeit  ökonomisch  zu  verwerthen,  in  der  Art  und  Höhe 
des  aus  der  Arbeit  fliessenden  Einkommens,  sodann  im 
Vermögensbesitz  der  Person,  in  dessen  Art  und  Höhe  und 
in  der  Höhe  des  daraus  fliessenden  Einkommens.  Da  es 
sich  bei  der  Besteuerung  nur  ausnahmsweise  um  die  Leistung 
unmittelbar  persönlicher  Arbeit  oder  Dienste  handelt  —  was  z.  B. 
bei  öffentlichen  Bauten  (Wegefrohnden)  vorkommen  kann,  —  sondern 
in  der  Regel  um  Entrichtung  von  Sachgütern  oder  Geld,  so 
ist  bei  der  Besteuerung  nach  der  wirthscbaftlichen  Leistungsfähig- 
keit die  hauptsächliche  Steuerquelle  das  Sach-  oder  Geldein- 
kommen einer  Person,  das  wieder  als  Arbeits-  oder  als  Renten- 
oder als  gemischtes  Arbeits-  und  Renteneinkommen  hervortritt. 

Das  („reine")  Arbeitseinkommen  erscheint  vornemlich  bei 
denjenigen  Personen,  welche  in  einem  Dienstverhältniss  ihre 
Arbeit  verwerthen,  wo  daher  das  Einkommen  die  Form  des  (meistens 
vertragsmässig  ausbedungenen,  allenfalls  auch  des  taxmässig  regu- 
lirten)  Lohns  annimmt.  Wenn  auch  bei  aller  sogen.  ,,qualificirten'' 
Arbeit  und  dem  ihr  gewöhnlich  zufallenden  höheren  Lohn  in 
dem  Arbeitseinkommen  Bestandtheile  eines  Renteneinkommens  ge- 
lunden  werden  könnten,  welche  sich  auf  die  zur  Ausbildung  der 
Arbeitsfähigkeit  verwandten  Kapitalien  zurückführen  Hessen,  so 
niuss  doch  bei  der  Unausscheidbarkeit  dieser  Bestandtheile  das 
Arbeitseinkommen  als  ein  Ganzes  betrachtet  werden.  Nur  lassen 
sich  diese  llentcnbestandtheile  bei  verschiedenartigem  und  verschieden 
hohem  Arbeitseinkommen  immerhin  als  Elemente  berücksichtigen, 
welche  die  in  dem  Einkommen  zu  Tage  tretende  wirthschaftliche 
Leistungsfähigkeit  beeinflussen.  Das  („reine'')  l\enteneinkommen 
fliesst  aus  dem  l'rivatcigcnthum  solcher  sachlichen  Productionsniittel, 
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Kapital  mul  Boden,  welche  (UiitIi  C  redit  vertrüge  an  Andere 
zur  Aiisuut/uug  gegen  Knigell  überlassen  sind :  daher  vornendieh 
aus  verlieheueu  Kapitalien,  aus  vermietheten  Gebäuden  und 
aus  verpachteten  Grundstücken.  Das  „gemischte"  Arbeits- 
uud  Keuteueinkommen  endlich  ist  Einkommen  der  mit  eigenen 
sachlichen  Productionsmitteln  selbst  mit  arbeitenden  oder  sich  in 
der  Arbeit  persönlich  vertreten  lassenden  Unternehmer:  das 
mitunter  sogenannte  „gewerbliche"  Einkommen. 

Die  Besteuerung  nach  der  wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit 
wird  daher  zunächst  reelle  Einkommenbesteuerung  sein, 
d.  h.  im  Einkommen  der  Personen  die  Steuerquelle  finden 
müssen  (§.  380.).  Soweit  aber  reelle  Vermögeusbesteueruug 
nach  dem  Früheren  überhaupt  in  Frage  kommen  kann  (§.  375.  tt".), 
hat  die  Besteuerung  nach  der  wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit 
auch  im  V  e  r  m  <»  g  e  n  s  b  e  s  i  t  z  der  Besteuerten  ihre  zulässige 
Steuerquelle. 

§.  427.  —  2)  Rein  finanzielle  gleichmässige  Be- 
steuerung nach  der  wirthschaftlichen  Leistungs- 
fähigkeit.i2) 

Das  Princip  der  Gleichmässigkeit  führt  hier  zu  einer  gleich 
hohen,  aber  ganz  niedrigen  Besteuerung  der  erwerbenden 
Personen  und  vornemlich  zu  proportionaler  reeller  Ein- 
kommen beste  uerung. 

a)  Die  erste  Forderung  lässt  sich  zugleich  mit  nach  einem 
richtigen  Gesichtspunct  der  Genusstheorie  begründen,  ebenso  wie 
die  Allgemeinheit  der  Besteuerung :  eine  absolut  gleich  hohe 
Steuer  aller  wirthschaftlich  Leistungsfähigen  und  wirklich 
für  die  eigene  Leistung  oder  aus  Renten  ein  Einkommen  be- 
ziehenden Personen,  ohne  Rücksicht  auf  Art  und  Höhe  des 
Einkommensund  auf  Verraögensbesitz,  aber  in  einem  absolut  so 
niedrigen  Betrage,  wie  er  der  Leistungsfähigkeit  der  ärmsten 
Classe   von   Personen   mit   selbständigem  Erwerb   noch   entspricht. 

Diese  Forderung  kann  auf  zweierlei  Weise  verwirklicht  werden: 
durch  niedrige  directe  allgemeine  Personalsteuern  (Kopf- 
oder Familien  -,  besser  durch  solche  Steuern  bloss  auf  die  Erwerbs- 
fähigen  und  Selbsterwerbenden);   ferner  durch  gewisse  indireete 

'-)  Hier  hat  Hock.  off.  Abg.,  ein  Steuersystem  entworfen,  das  beaclitenswertlie 
Eigenthümlichkeiten  u.  Motivirungcu  enthält,  bes.  §.3.  13,  14.  Er  stellt  als  die  ., drei 
ürsteuern"  auf  eine  Personal-,  eine  Einkommensteuer  u.  einen  Complex  von 
Steuern  ftlr  besondre  Dienste.  Er  kommt  dazu  allerdings  von  der  (ienusstheorie 
Hus.  was  aber  seinen  Ausführungen  den  Werth  nicht  nimmt. 
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Verbrauchssteuern,  besonders  auf  Artikel  des  nothweudigen 
Bedarfs,  welche  von  allen  Classen  und  Einzelnen  ziemlich  gleich- 
massig  verzehrt  werden.  Die  geeignetste  Steuer  für  einen  der- 
gestalt beschränkten  Zweck  ist  vielleicht  die  Salzsteuer, 
ihr  zunächst  die  Brotsteuer.  Solche  directe  wie  indirecte  Steuern 
sind  gleichmässig,  soweit  es  sich  eben  nur  um  die  Person,  nicht 
um  ihre  ökonomische  Lage  handelt.  Das  Hauptbedenken  gegen 
sie  ist  die  meistens  fehlende  Beschränkung  auf  die  erwerbs- 
fähigen Personen,  was  am  Deutlichsten  bei  reinen  Kopfsteuern 
und  bei  Verbrauchssteuern  wie  den  genannten  hervortritt,  welche 
die  Familie  nach  der  Kopfzahl  belasten.  ^^)  Der  hierin  liegende 
Verstoss  gegen  die  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  nach  der 
wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit  verlangt  dann  auch  bei  einer 
rein  finanziellen  Besteuerung  eine  Correctur  in  den  anderen 
Theilen  des  Steuersystems.  Aber  soweit  überhaupt  ein  selbständiges, 
wenn  auch  kleines  Einkommen  einer  Person  vorliegt,  muss  und 
darf  dies  von  diesem  ersten  Steuerstandpuncte  aus  besteuert  werden. 
Die  Person  trägt  dadurch  ihren  schuldigen  Antheil  zu  den  Kosten 
ihrer  eigenen  Existenz-  und  Gedeihensbedingungen,  welche  ihr 
der  Staat  mit  schafft,  bei  (§.  405.). 

b)  Nach  den  Personen  für  sich  ist  es  die  ökonomische 
Lage  derselben,  welche  die  rein  finanzielle  gleichmässige  Besteue- 
rung zu  berücksichtigen  hat.  Hier  gilt  nun  das  früher  Entwickelte: 
die  gegebene,  bez.  geschichtlich  gewordene  Einkommen-  und  Ver- 
mögensvertheilung  im  Volke  muss  an  und  für  sich  von  der  Be- 
steuerung als  eine  T  h  a  t  s  a  c  h  e  hingenommen  werden,  welche  von 
ihr  nicht  absichtlich  verändert  wird.  Die  Consequenz  ist  dann 
die  früher  gezogene:  die  Besteuerung  muss  möglichst  nur  reelle 
E  i  n  k  0  ra  m  e  n  - ,  n  i  c  h  t  V  e  r  m  ö  g  e  n  s  besteuerung  und  darf  nur  pro- 
portionale Einkommenbestcuerung  sein.  Denn  wenn  auch  Höhe 
und  Art  des  Einkommens,  Gewinn  durch  Conjunctur  und  Erwerb 
durch  persönliche  Arbeit,  Besitz  und  Nicht-Besitz  u.  s.  w.  die 
Steuerfähigkeit  der  Einzelnen  beeinfiussen,  die  „Opfer''  der  Steuer 
verschieden  schwer  machen ,  so  sind  diese  Thatsachen  eben  n  u  r 
Consequenzen  der  Einkommen-  und  Vermögensverthei- 
lung  und  der  Rechtsordnung,  auf  welcher  diese  Vertheilung 
sich  bildet  und  beruht.  Ganz  folgerichtig  gelangt  man  vom  rein 
finanziellen   Standpuncte    aus   dann    zu   der   Forderung,    dass  die 

*")  Die  iieueidiiigs  beliebte  Pe  t  rul  eil  ui  »teuer  hat  in  (lieber  Hinsicht  weniger 
Bedenken. 
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wirthseliaftHche  Leistungstaliigkeit  ausschliesslicli  an  der  abso- 
luten Grösse  des  Einkommens,  welches  der  Einzelne  im 
Staatsverband  zu  erwerben  und  zu  geniessen  vermag,  gemessen 
wird.  Die  Gl  eicbmässigkeit  der  Besteuerung  nach  dieser 
Leistungsfähigkeit  aber  wird  in  der  gleichen  Proportion  der 
Steuer  zum  Einkommen,  also  eben  in  der  proportionalen 
(im  Gegensatz  zur  progressiven)  oder  in  der  „gleichq nötigen" 
Einkommenbesteuerung  gefunden.  Indem  einem  Jeden  die  gleiche 
Quote  seines  Einkommens  durch  die  Steuer  abgenommen  wird, 
zahlt  er,  (auch  der  Idee  der  .Genusstheorie  entsprechend  wie  bei 
einer  Assecuranz ,  was  hier  trotz  der  principiellen  Unrichtigkeit 
dieser  Theorie  keinen  Grund  zur  Abweisung  der  Forderung  ab- 
giebt)  wirklich  die  verhältnissmässig  gleiche  Steuer  und  die 
Einkommen-  und  Vermögensvertheilung  bleibt  relativ  unverändert. 
Die  herrschende  Steuerlehre  der  „Theorie  der  freien  Concur- 
renz"  oder  des  Smithianismus  und  das  moderne  Steuerrecht  nach 
seinem  leitenden  Gesichtspunct  verlangen  in  der  That  diese  Pro- 
portionalbesteuerung.")  Die  vielfachen  Abweichungen  in  der  Praxis, 


")  So  Smith,  Rau  n.  die  meisten  Neueren.  S.  d.  Lit.revue  bei  Held  S.  121  ff. 
Ebenso  die  theoret.  Politiker.  In  der  Praxis  kommen  zwar  bei  einzelnen  Staatssteuem 
(z.  B.  prenss.  Classenst.)  n.  vollends  bei  Communal-Einkommensteuern  Progressionen 
vor  (vgl.  N  e  u  m  a  n  n  a.  a.  0.  mit  reichem  Material),  aber  hier  erfolgt  doch  vornemlich 
nur  eine  Compensation  gegen  die  umgekehrt  progressive  Wirkung  andrer  Steuern.  Die 
Progression  erreicht  auch  regelmässig  nur  ein  massiges  Maximum ,  so  dass  der  be- 
treffende Steuersatz  dann  erst  als  der  normale  erscheint,  den  die  Personen  mit  klei- 
nerem Einkommen  nicht  voll  zu  zahlen  haben.  Daher  die  insofern  berechtigte  Auf- 
fassung der  Scala  des  Steuerfusses  als  einer  Degressivscala  (Sachsen.  Gensei). 
Die  Freiheit  kleiner  Einkommen  von  d.  Einkommenst.  (England,  Preussen)  u.xler 
Abzug  eines  steuerfreien  Betrags  auch  von  etwas  höheren  Einkommen  (England, 
jetzt  bis  400  Pf.  St.  mit  Abzug  von  120  Pf)  ist  auch  kein  bewusster  Bruch  mit  der 
Proport.besteuer. ,  sondern  nur  eine  Concession  an  den  Gedanken ,  dass  erst  bei  einer 
ijewissen  Höhe  des  Einkommens  theils  diese  Form  der  (nominellen)  Einkommensteuer 
eintreten,  theils  erst  bei  einer  noch  grösseren  Höhe  des  Einkommens  der  volle  Steuer- 
satz eneicht  werden  solle.  Mehr,  wie  Stein  mit  Recht  hervorhebt,  zeigt  sich  in  der 
Verbrauchsbesteuerung  schon  länger  eine  hewusste  Tendenz,  die  reicheren  Classen 
stärker  zu  besteuern ,  indem  deren  Consumtibilien  einem  höheren  Steuersatz  unter- 
liegen, als  die  Massenconsumtibilicn  der  unteren  Classen.  Aehnliche  Tendenz  in  den 
directen  sogen.  Luxussteuern.  Aber  zum  Theil  schon  wegen  der  steuertechnischen 
Schwierigkeiten  sind  diese  Tendenzen  doch  nur  in  schwac^hem  (irade  wirklich  zur 
Geltung  gelangt,  auch  führen  sie  gewöhnlich  nur  dazu,  dass  bloss  die  Untersteuerung 
der  höheren  Classen  durch  die  wichtigsten  Verbrauchssteuern  wieder  etwas  ausge- 
glichen, d.  h.  immer  erst,  besten  Falls,  die  Proportional-Besteuerung  für  diese  Classen 
erreicht,  aber  noch  keineswegs  in  die  Progressiv-Besteuerung  hinübergeführt  wird. 
Die  gewöhnlich  höhere  Besteuerung  des  Einkommens  aus  Grund  u.  Boden,  Häusern, 
auch  Gewerben ,  mittelst  bezüglicher  Ertragssteuern ,  im  Vergleich  mit  der  directen 
Besteuerung  des  unfundirten  Einkommens  wirkt  zwar  zum  Theil  in  der  Richtung  einer 
höheren  Besteuerung  des  Besitzeinkommens.  Aber  auch  dies  wird  gerade  neuer- 
dings vielfach  beanstandet,  ferner  ist  es  meistens  die  Folge  der  zufälligen  geschichtl. 

A.  WagDP.r,  Kinanzwissftnprbaf't.     [I.  23 
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welche  gleichwohl  bestehen,  erklären  sich  aus  der  verschieden- 
artigen geschichtlichen  Entwicklung  und  der  nicht  genügend  nach 
dem  Princip  veränderten  Einrichtung  der  Besteuerung,  aus  den 
grossen  Schwierigkeiten,  (auch  rein  finanzieller  Art,  nemlich  um 
dabei  den  erforderlichen  Bedarf  zu  decken),  die  Proportional- 
besteuerung durchzuführen  und  endlich  auch  aus  manchen  un- 
bewussten  und  absichtlichen  Abweichungen  vom  rein  finanziellen 
und  ebenso  viel  Annäherungen  an  den  socialpolitischen  Standpunct. 
Am  Stärksten  steht  diejenige  Besteuerung,  welche  aus  practisch- 
finanziellen  Gründen  gewöhnlich  im  modernen  Staatshaushalte  die 
ausgedehnteste  und  wichtigste  ist,  mit  der  Proportional-Einkommen- 
besteuerung  in  Widerspruch:  die  indirecte  Verbrauchssteuer 
auf  verbreitete  Nahrungs-  und  Genussmittel.  Denn  der 
Consum  der  letzteren  steigt  nicht  genau  mit  dem  Einkommen,  die 
Steuer  unterscheidet  in  der  Regel  Qualitäten  der  Artikel  nicht,  so 
dass  sie  auch  deswegen  die  Vermögenderen  nicht  entsprechend  be- 
lastet, sie  trifft  die  Familienvorstände  nicht,  auch  nicht  relativ, 
nach  ihrer  wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit,  sondern  nach  der 
Kopfzahl  der  Familie,  und  auf  Ausgleichung  dieser  Ungleichmässig- 
keiten  ist  nicht  genügend  zu  rechnen.  Daher  ist  diese  Besteuerung 
folgerichtig  angefochten  und  ist  zu  Gunsten  der  directen  (nomi- 
nellen) Einkommensteuer  vielfach  auch  von  den  Anhängern  des 
rein  finanziellen  Steuersystems  ebenso  wie  von  denjenigen  des 
socialpolitischen  und  Progressivsystems  plaidirt  worden.  ^••)  Die 
ersteren  konnten  nur  durch  das  Verlangen  von  directen  Schätzungen 
als  A  u  s  g  1  e  1  c  h  u  n  g  s  -  und  Ergänzungssteuern  neben  den  Ver- 
brauchssteuern leichter  die  Möglichkeit  nachweisen,  der  Forderung 
der  Proportional-Einkommenbesteuerung  doch  einigermassen  nach- 
zukommen, und  dadurch  den  Widerspruch  dieser  Steuer  mit  ihrer 
Theorie  der  Verwirklichung  des  Gleichmässigkeitsprincips  mildern, 
wenn  auch  in  der  Praxis  nicht  genügend  beseitigen. 

Absolut  gleich  hohe,   aber  im  Betrage  sehr  niedrige 
allgemeine  Personal-    oder    als    solche   wirkende  Ver- 


Entwicklung der  Besteuerung,  namentlicli  des  ümstandes,  dass  man  es  hier  mit  älteren 
Steuern  höheren  Kusses  zn  tliun  hat  und  endlich  machen  sich  diese  liüheren  Steuern 
für  den  jetzigen  Grund-  und  Hausbesitzer  gar  nicht  immer  als  Steuern  fühlbar, 
weil  sie  hei  Erbesiibernahme,  Kauf  u.  s.  w.  im  W'ertlre  des  Objects  selbst  veranschlagt 
sind.  So  darf  man  in  der  That  sagen,  dass  der  leitende  Gesichtsininct  im  nnulernen 
Steuerrecht  noi;h  die  Proportional-Besteuerung  ist. 

"')  S.  die  Zus.stell.  von  Citati'U  in  Lassalle  d.  indir.  Steuer  u.  d.  I,age  d.  arbei- 
tenden Classen,  Zürich   l>50:i.  S.   14  II'. 
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braue  hssteucr  11  und  eine  oder  mehrere  andere  Steuern, 
welche  den  übrigen  llaupttheil  des  Steuerbedarfs  nach  dem 
Priucip  proportionaler  reeller  Einkommenbesteuerung 
decken,  sind  bemcrkenswerthcr  Weise  die  richtige  Conseciuenz 
auch  der  Geuusstheorie,  wenn  letztere  nicht  ganz  lallen  ge- 
lassen ,  sondern  das  in  ihr  mit  enthaltene  richtige  Moment  den 
Steuerzahlern  gegenüber  geltend  gemacht  wird. 

Man  hat  wohl  auch  die  proportionale  Einkommenbesteuerung 
als  die  richtige  Consequenz  des  leitenden  Gesichtspunets  in  der 
Opt'ertheorie  hinstellen  wollen:  wieRau(I,  §.  252)  im  Wesent- 
lichen für  diesen  Fall  sagt:  „es  werden  Alle  einen  gleichvielsten 
Tbeil  (Quote)  der  zu  ihrer  Verfügung  stehenden  Gütermenge  un- 
gefähr gleich  leicht  oder  schwer  abgeben  können."  Hier  waltet 
Jedoch  ein  entschiedener  Irrthum  ob.  Gerade  die  Opfertheoiie 
muss  anerkennen,  wie  dies  Rau  einige  Zeilen  vor  diesem  Satze, 
des  Widerspruchs  sich  nicht  bewusst  werdend,  selbst  thut,  dass 
..beiläufig  eine  gewisse  Geldsumme  für  den  Besitzer  einen  desto 
höheren  Werth  hat,  einen  Je  grösseren  Theil  seines  ganzen  ver- 
wendbaren Gütervorraths  sie  ausmacht  und  einem  je  grösseren 
Theil  des  ganzen,  ihm  zu  Gebote  stehenden  Gütergenusses  sie 
folglich  entspricht".  M.  a.  W.  das  Opfer  des  absolut  gleichen 
Steuerbetrags  und  der  nemlichen  Steuerquote  vom  Ein- 
kommen wird  um  so  schwerer,  je  kleiner  letzteres  ist  und  um- 
gekehrt. Die  Opfertheorie  führt  daher  folgerichtig  zur  Ver- 
werfung der  proportionalen  und  zur  Stützung  der  progressiven 
Einkommenbesteuerung.  Aber  mit  der  Opfertheorie  lässt  sich  eben 
in  der  rein  finanziellen  Besteuerung  doch  eine  solche  Forderung 
aus  den  angeführten  Gründen  nicht  genügend  rechtfertigen.  Die 
herrschende  Theorie,  Praxis  und  Gesetzgebung  sind  hier  ganz 
folgerichtig  in  der  Verwerfung  jeder  anderen  als  der  proportionalen 
Einkommenbesteuerung. 

§.  428.  —  3)  Socialpolitische  gleiclimässige  Be- 
steuerung nach  der  wirthschaftlichen  Leistungsfähig- 
keit.i«) 


'®)  S.  bes.  Neumann,  progress.  St.  Kap.  3  n.  4,  dem  ich  in  den  Ausführungen 
gegen  Held  meistens  beistimme.  Held  verzichtet  auf  die  Aufstellung  eines,  wie  er 
es  nennt,  „rechnerischen"  Maassstabes  für  die  gerechte  oder  gleichmässige  Steuer- 
vertheilung,  womit  aber  auf  die  Aufstellung  fester  principieller  Ziele  überhaupt  ver- 
zichtet wird,  sobald  der  Ausdruck  ,. rechnerischer  Maassstab''  eben  in  dem  hier  allein 
zulässigen  Sinne  einer  bestimmten  principiellen  Richtschnur  für  die  Steuer- 
\'Ttheiliin!f    verstanden    wird.      Icli    vermag  daher    auch   den   positiven    Forderungen 
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Hier  erleiden  die  vorausgehenden  Sätze  Modificationen 
in  Gemässheit  der  liier,  aber  auch  nur  hier  anwendbaren  Opfer- 
theorie, weil  der  bei  der  Anwendung  der  letzteren  unvermeidliche 
Eingriff  in  die  bestehende  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung 
hier  nicht  von  vorneherein  principiell  abgelehnt  wird.  Es  wird 
daher  hier  davon  Act  genommen,  dass  die  absolut  gleiche  Besteue- 
rung der  Personen  als  solche,  wenn  auch  durch  noch  so  niedrige 
Steuern,  und  die  proportionale  Einkommenbesteuerung  absolut  und 
relativ  ungleiche  Opfer  für  die  Personen  verschiedenartigen 
Einkommens  (nach  den  Quellen  und  Erwerbsarten  desselben) 
und  verschiedener  Einkommen  höhe  mit  sich  bringen,  insofern  die 
Besteuerten  also  auch  nicht  gleich  massig  nach  ihrer  wirth- 
schaftUchen  Leistungsfähigkeit  treffen.  Die  letztere  und  das  Opfer, 
das  die  Steuer  auferlegt ,  verändert  sich  nicht  proportional 
der  blossen  Höhe  des  Einkommens.  Hieraus  ergeben  sich 
folgende  Postulate. 

a)  Es  darf  hier  und  vom  socialpolitischen  Gesichtspuncte  be- 
trachtet muss  hier  der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  der  Besteue- 
rung, welcher  in  diesem  Fall  zugleich  denjenigen  der  Gleichmässig- 
keit  in  sich  schliesst,  zu  Gunsten  gewisser  Minimaleinkommen, 
besonders  (aber  nicht  unbedingt  nur)  aus  Arbeit,  durch- 
brochen werden  gerade  um  der  Gleichmässigkeit  willen  (§.  405). 

b)  Ferner  sind  bei  der  wirklich  erfolgenden  Besteuerung  drei 
weitereUmstände  grundsätzlich  zu  berücksichtigen :  die  Quelle 
des  Einkommens,  die  absolute  Höhe  desselben  und  ander  weite, 
ceteris  paribus  die  Leistungsfähigkeit  beeinflussende 
M  0  m  c  n  t  e. 

«)  Nach  der  Quelle  ist  vor  Allem  „unfundirtes"  und 
„fundirtes",  Arbeits-  und  zum  Theil  auch  gemischtes 
(gewerbliches)  einer-  und  Besitz-  oder  Renteneinkommen 
anderseits  zu  unterscheiden.  Letztres  ist  unter  übrigens  gleichen 
L'mständen  „leistungsfähiger",  also  stärker  zu  besteuern.  Denn 
das  Renteueinkommen  lässt,  in  der  Regel  wenigstens,  noch  die 
ganze  Arbeitskraft  frei  für  den  Erwerb,  während  dieselbe  beim 
Arbeits-  und  gewerblichen  Einkommen  ganz  oder  grossentheils 
schon  absorbirt  ist.  Nothvvendige  Auslagen,  bez.  Rücklagen  müssen 
ferner   beim  Arbcitseinkonmien,    nicht  durchaus  beim   Rentencin- 


Held'a  in  Bezug  auf  Steuervcrthcilung'  (s.  seine  Kap.  't — 7),  soweit  sie  von  den  im 
Text  gezogenen  Cünsei|Uenzen  abweichen,  —  was  allerdings  nur  tlieilweise  der  Fall 
ist  —  nicht  beizutreton.     S.  aucii  meine  Gomm.st.fr.  S.  2t)  11'. 
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kommen  crlolgen ,  jodcni'alls  ])ci  ilim  j^rösscr  als  Ixm  diesem  und 
auch  als  heim  gewerblichen  Einkommen  sein,  um  sich  für  die  Zu- 
kunft, für  Krankheit,  Alter  u.  s.  w.  zu  sichern.  So  erseheint  ein 
kleinerer  Betrag  von  jenem  als  wirklich  freies,  streng  genommen 
überhaupt  erst  als  ,, Einkommen".  Aehnlich  kann  auch  wieder 
der  Erwerb  aus  Conjuneturen,  ohne  oder  ohne  entsprechende 
persönliche  Leistungen,  unterschieden  und  als  stcueriahiger  selbst 
im  \'erglcich  mit  dem  Kenteneinkoramen  aus  eigens  ersparten 
Kapitalien  bezeichnet  w^erden.  Auch  von  diesem  Gesichtspunct  aus 
lässt  sich  eine  besondre  Besteuerung  solchen  Erwerbs,  wie  endlich 
nicht  minder  diejenige  aus  „Anfall",  durch  Erbschaft,  Geschenk 
rechtfertigen  (^.  459  ff.).  In  allen  diesen  Fällen  stellt  dieselbe 
Quote  vom  Einkommen,  Erwerb  nicht  ein  gleiches,  sondern  ein 
beim  Arbeits-,  beim  gewerblichen  Einkommen  und  bei  der  Rente 
des  ersparten  Kapitals  schwereres  „Opfer"  dar,  als  bei  dem 
fundirten  Einkommen  und  beim  Conjuncturengewinn. 

W  i  e  diese  Forderung  auszuführen  ist,  ob  durch  einen  höheren 
Öteuerfuss  der  (nominellen)  Einkommensteuer  für  fundirtes  als  für 
unfundirtes  Einkommen,  ob  durch  Verbindung  einer  Ertrags-  oder 
einer  Vermögensbesteuerung  für  die  Ertragsquellen  oder  Vermögens- 
objecte,  aus  denen  das  fundirte  Einkoramen  fliesst,  mit  der  nomi- 
nellen Einkommen-  und  Verbrauchsbesteuerung,  also  mittelst  einer 
absichtlichen  Doppelbesteuerung,  das  ist  erst  in  der  Lehre  von  der 
richtigen  Bildung  des  Steuersystems  zu  untersuchen  (3.  Haupt- 
abschnitt). ^'^) 

ß)  Dasselbe  wie  von  fundirtem  gegenüber  unfundirtem  Ein- 
kommen gilt  ceteris  paribus  bei  verschiedener  Höhe  des  Ein- 
kommens. Denn,  selbst  statistisch  einigermassen  nachweisbar, 
steigt  die  Leistungstähigkeit  stärker  als  das  Einkommen,  weil  von 
letzterem  eine  immer  grössere  Quote  als  „freies"  Einkommen 
übrig  bleibt,  welches  nicht  durch  Bestreitung  des  nothwendigen, 
sogar  qualitativ  viel  schlechter  befriedigten  Subsistenzbedarfs  ge- 
bunden ist.  So  wird  für  Nahrung  und  Wohnung  bei  kleinerem 
Einkommen  regelmässig  eine  steigende,  bei  grösserem  eine  sinkende 
Quote  verwendet  (sogen.  „Gesetz  der  Normalconsumtion").  ^^)     Da- 


")  Die  Frage  der  (nominellen)  Vermögenssteuer,  auf  die  bes.  Neuuiann  viel 
ficwicht  legt,  ist  daher  lieine  Principien-,  sondern  eine  steuertechnische  Zweck- 
mässigkeitsfrage.     §.  4S5  fF. 

**)  üeber  d.  Terminologie  „freies",  „gebundenes"  Einkommen  s.  Grundleg.  §,  85. 
lebcr  ..Normalconsumtion"  s.  Engel,  sächs.  stat.  Ztschr.  1S57  S.  170.  über  d.  relative 
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her  wächst  das  „freie"  Einkommen  progressiv  mit  der  steigenden 
und  sinkt  es  degressiv  mit  der  lallenden  Hohe  des  ganzen  Ein- 
kommens. Mit  dem  freien  Einkommen  steigt  und  fällt  wieder  zu- 
meist die  Ansammlungsfähigkeit  oder  Kapitalisirbarkeit  des  Ein- 
kommens und  umgekehrt  bewegt  sich  die  Schwere  des  Opfers, 
welches  diese  Operation  dem  Betreffenden  in  der  Beschränkung 
seines  Consums  auferlegt.  Das  freie  Einkommen,  nicht  bloss  das 
gesammte  ist  überhaupt  regelmässig  der  Fonds,  auf  dem  die  Steuer 
lastet,  aus  dem  sie  bestritten  wird.  Die  proportionale  Besteuerung 
des  ganzen  Einkommens  ist  eine  Degressivbesteuerung  des  freien 
Einkommens :  eine  bedenkliche  Seite  unsres  bestehenden  Steuer- 
wesens der  „staatsbürgerlichen''  Periode,  weil  so  unvermeidlich  ein 
besonderer  Druck  auf  die  kleineren  Einkommen  im  Widerspruch 
mit  der  Theorie  der  Gleichheit  der  Opfer  erfolgt. 

y)  Anderweite  Umstände,  welche  auch  unter  sonst  gleichen 
Verhältnissen,  also  namentlich  bei  gleicher  Quelle  und  Höhe  des 
Einkommens  die  Leistungsfähigkeit  beeinflussen,  sind 
z.  B.  der  Gesundheitszustand,  die  Kinderzahl,  das  Vorhandensein 
sonstiger  civilrechtlicher  Unterstützungspflichten ,  Verschuldung, 
aussergewöhnliche  Unglücksfälle  u.  s.  w.  Solche  Umstände  werden 
hie  und  da  schon  in  der  Gesetzgebung  bei  gewissen  Personal-, 
Einkommensteuern  berücksichtigt")  und  die  neuere  Steuertheorie 
hat  das  mitunter  ])rincipiell  gerechtfertigt.  ^^)  Letzteres  ist  auch 
hier  nur  wieder  richtig  in  der  Consequenz  des  socialpolitischen 
Staudpuncts.  Es  muss  dann  aber  als  allgemeiner^^)  Grundsatz 
aufgestellt  werden,  welcher  in  verschiedener  Weise  bei  verschie- 
denen Arten  von  Steuern  zur  Anwendung  zu  kommen  hat,  nicht 
nur  in  der  angedeuteten  Weise  bei  den  Personal-  und  Einkommen- 
steuern, sondern  auch,  soweit  als  möglich,  bei  Verbrauchssteuern, 
z.  B.  mittelst  einer  geeigneten  Wahl  der  steuerpflichtigen  Artikel 
und  eines  höheren  Steuerfusses  der  Genussmittel  der  wohlhaben- 
deren Classen:  Ausschluss  derjenigen  Artikel,  welche  von  allen 
Familien  köpfen  ungefähr  gleich  stark,  Wahl  solcher,  welche  von 
Einzelnlebenden   und   Familien   etwa   in   gleichem   Betrage   consu- 


Grösse  des  "Wolinungsaufwands  nach  dcrJIölie  des  absol.  Eiukoimnciis  Scliwalie  und 
Bruch  im  Rerl.  städt.  Jahrb.  1S68  und  JSüll,  Lasi)cyrcb  uiohrfacli,  so  saclis.  stat. 
Ztschr.  187(J. 

"•)  Preuss.  Ges.  v.  2.5.  iMai  1873,  §.  7,  23. 

^')  Neumann  S.  176. 

2')  So  mit  Kecht  Stein  gegen  Neu  mann,  I,  452. 
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mirt  weriloii.  üanacli  sind  Salz-,  Brot-,  Katlestcucin  unpassender 
als  Getränke-  (Weiu-,  Hier-,  Branntwein-),  Tabaksteuern. 

Alle  diese  Gcsiohtspuncte  gelten  im  Wesentlichen  in  gleicher 
Weise  t'ür  die  Staats-  und  die  Conmiunalbestcueruni;-. 

i?.  42i>.  Kechtl'ertigung  und  f^inwände.  Die  letzte 
innere  und  tiefere  Rechtfertigung  eines  solchen  Vorgehens  zur 
nurchlührung  der  Gleichmässigkcit  in  der  Besteuerung  liegt  im 
^\'esen  der  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung  auf  der  be- 
stehenden Rechtsgrundlage  des  privatwirthschaftlichen  Systems  der 
freien  Concurrenz.  Nach  den  in  der  „Grundlegung''  entwickelten 
Gesichtspuncten  darf  und  muss  in  diese  Vertheilung  auch  aus 
Gründen  der  Gerechtigkeit  eingcgritfen  werden.--)  Dadurch 
sind  die  Wirkungen  von  Glück  und  Unglück,  günstiger  und  un- 
günstiger Conjunctur  und  auch  von  wirklich  persönlicher 
Ungleichheit  der  Leistung,  welche  eben  dann  eine  ungleiche  wirth- 
schaftliche  Leistungsfähigkeit  in  Bezug  auf  die  Besteuerung  bedingt, 
mit  auszugleichen. 

Das  ganze  System  s  o  c  i  a  1  p  o  1  i  t  i  s  c  h  e  r  Besteuerung  ist  bisher 
nicht  so  aufgestellt,  daher  auch  nicht  specicll  kritisirt  worden. 
Gegen  dasselbe  wird  mau  die  nemlichen  Einwände  geltend  machen, 
wie  bisher  schon  gegen  die  Steuerprogression.  2^)  Man  wird  ein 
solches  System  ebenfalls  „ungerecht"  „unökonoraisch"  und 
„unlogisch"  oder  „ wiUkührlich"  nennen.  Diese  Einwände 
sind  aber  weder  dort  noch  hier  durchschlagend. 

a)  Der  Vorwurf  der  Ungerechtigkeit  läuft  wieder  nur  auf 
die  alte  petitio  principii  hinaus,  dass  allein  die  proportionale 
und  überhaupt  die  rein  finanzielle  Besteuerung  „gerecht" 
sei.  Hier  wird  die  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung  unter 
dem  Eiufluss  der  freien  Concurrenz  einfach  hingenommen,  nicht 
in  ihrer  Entstehung  noch  an  ihren  AVirkungen  geprüft.  Und  über 
offenbare  Thatsachen,  wie  die  Ungleichheit  der  Opfer  bei  dieser 
Besteuerung,  wird  sich  einfach  hinweg  gesetzt. 

b;  Der  V^orwurf  des  Unökonomischen  (oder  des  A n t i - 
ökonomischen),  die  Behauptung,  dass  eine  solche  Besteuerung  eine 


--)  Bes.  2.  Aufl.  §.  99—107. 

-')  S.  z.  B.  ümpfenbach,  I,  §.  5?.;  Mill,  B.  5,  K.  2,  §.  3  u.  4;  Pfeiffer, 
II.  27  ff.:  Leroy-Beaulieo,  I,  1.  2.  eh.  2;  Nasse,  Gutachten  S.  9:  gegen  Pro- 
gression und  Princip  der  Leistungsfähigkeit,  aber  für  höhere  Steuerpflicht  des  aus 
Vcrmögensnutznngen  als  des  aus  Arbeitsleistungen  fliessenden  Einkommens.  Eingehender 
über  Für  u.  Wider  d,  progress.  Steuerfuss  Lehr,  Hildcbr.  Jahrb.  1S77,  II,  S.  1  ff..  190  i\'. 


360       -ä-B-  -• '^-   l-"^-  AUg.  Sleiierl.    2.  H.-A.  7.A.  dldclimässigkeit.   §.42'.^. 

, Strafe  lür  den  Fleiss  und  die  Sparsamkeit'^  sei,  übersieht  gleicli- 
ialls,  dass  der  Erwerb  und  die  Sparfähigkeit,  zumal  im  heutigen 
Wirthschaftssystem ,  durchaus  nicht  nur  auf  persönlicher  Leistung 
beruhen;  ferner,  dass  die  socialpolitische  Besteuerung  vielfach  nur 
die  Sparfähigkeit  vom  Einen  auf  den  Anderen,  im  Ganzen  in 
erwünschter  Richtung  gleichmässigerer  Vermögensvertheilung  über- 
trägt, volkswirthschaftlich  gar  nicht  unbedingt  vermindert. 

c)  Der  Vorwurf  des  Unlogischen  und  der  Willkür  bezieht 
sich  auf  zweierlei. 

a)  Einmal  auf  die  zu  treffenden  Zahl-  und  Maassbe- 
stimmungen. Dieser  Vorwurf  ist  in  Etwas  begründet,  beweist 
aber  nichts  in  der  Sache.  Selbstverständlich  leiden  Zahlenbe- 
stimmungen für  Verhältnisse,  welche  sich  ihrer  Natur  nach  nicht 
genau  in  Zahl  und  Maass  fassen  lassen,  stets  an  einer  gewissen 
Willkür,  z.  B.  wenn  der  Steuerfuss  für  Renteneinkoramen  so  und 
so  viel  höher  als  für  Arbeitseinkommen  oder  für  steigendes 
Einkommen  die  und  die  Progressivscala  des  Steuerfusses  fest- 
gesetzt wird.  Für  Theorie  und  Gesetzgebung  kann  es  sich  hier 
natürlich  immer  nur  um  die  Gewinnung  von  Näherungswerthen 
handeln,  von  Scalen,  welche  ungefähr  angeben,  in  welchem 
Maasse  nach  Quelle,  Erwerbsart,  Höhe  des  Einkommens  und  nach 
den  genannten  anderweiten  Umständen  die  „Opfer"  des  absolut 
gleichen  oder  proportionalen  Steuerbetrags  und  die  wahren  indivi- 
duellen wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeiten  ungleich  werden. 
Bei  der  Feststellung  solcher  Näherungswerthe  ist  das  Moment  des 
Willkührlichen  von  ganz  untergeordneter  Bedeutung.  In  einer 
Menge  analoger  Fälle  des  practischen  Lebens,  wo  es  sich  um 
Zahlenbestimmungen  handelt,  ist  derselbe  Ucbelstand  vorhanden 
und  muss  als  einmal  unvermeidlich  mit  hingenommen  werden. 
Auch  in  der  rein  finanziellen  Besteuerung  liegen  dieselben  Schwierig- 
keiten bei  der  Bestimmung  der  Steuerfüsse  u.  dgl.  (z.  B.  für  Ein- 
kommen - ,  Ertrags  - ,  Verkehrs  - ,  Verbrauchssteuern)  vor.  Die  be- 
sondere „Willkühr"  bei  Zahlenbestimmungen  in  der  socialpolitischcn 
Besteuerung  ist  endlich  auch  immer  noch  kleiner  als  diejenige 
Willkühr,  welche  die  Proportionalbesteuerung  mit  ihrem  Absehen 
von  allen  Unterschieden  im  Druck  der  Steuer  und  mithin  in  der 
wahren  wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit  mit  sich  führt. 

ß)  Sodann  wird  etwa  auf  extreme  Fälle  hingewiesen,  wo  bei 
fortgesetzter  Progression  der  weitere  Zuwachs  des  Einkommens 
und  Vermögens   durch   die  beständig   steigende  Steuer  schliesslich 
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versdilungcn  würde.  Das  ist  aber  hei  langsamer  und  massiger 
iSteigerung  des  Steuertusscs  eine  ganz  entfernte,  [)raetisch  ge- 
nommen unwesentliche  Gefahr,  deren  Eintritt  nicht  einmal  ent- 
scheidende Hedenken  hätte.  Diese  Gefahr  lässt  sich  indessen  auch 
durch  eine  kleine  Modifieation  des  Princips  für  wenige  extreme 
Fälle  vermeiden. 

Die  Verwirklichung  der  gleichmässigen  Besteuerung  nach 
der  Leistungsfähigkeit  im  Einzelnen  vom  rein  finanziellen  und  vom 
socialpolitischeu  IStandpuncte  aus  ist  im  folgenden  Hauptabschnitt 
vom  Steuersystem  mit  zu  behandeln. 


Dritter  Hauptabschnitt. 
Das  Steuers.ysteiu  und  die  Haiiptartcii  «ler  Steuern. 

„So  umfassend  auch  die  Bewegung  u.  Literatur  über  die  Steuerlehrc  ist,  so  ist 
dennoch  gerade  in  Bezieh,  auf  das  „System'"  der  Steuern,  dessen  Bedeutung  man 
nicht  erkannte,  nur  wenig  geleistet",  sagt  Stein  mit  Eecht  (I,  479).  Kaum  weniger 
als  für  das  Chaos  von  Steuern  in  der  Praxis,  kein  einziges  Land  ausgenommen,  ist 
auch  im  Gnindc  in  der  Theorie  der  Ausdruck  „Steuersystem"  ein  sehr  unzutrefl'eu- 
der  Euphemismus.  Denn  was  die  Theorie  hier  gegeben  hat,  ist  selten  mehr  als 
eine  mehr  oder  weniger  glückliche  kritische  Glosse  zu  der  geschichtlich  überkommenen 
u.  zu  Rechte  bestehenden  Besteuerung  der  Praxis.  Hier  werden  wohl  einige  Forde- 
rungen in  Bezug  auf  Beseitigung,  Abänderung,  Ergänzung  dieser  Besteuerung  gestellt, 
theils  allgemein  u.  principiell,  indem  man  die  Erörterung  an  die  allgemeinen  Ver- 
liältnisse  der  modernen  Besteuerung  in  den  Culturstaaten  anknüpft,  theils  für  bestimmte 
einzelne  Länder  u.  Zeiten,  wie  natürlich  vor  Allem  das  Vaterland  u.  die  Zeit  des 
einzelnen  Autors.  Diese  Forderungen  werden  auch  als  Consequenzen  der  zuvor  be- 
handelten obersten  Steuerprincipien  abgeleitet  und  letztere  dienen  überhaupt  der 
Kritik  zur  Richtschnur.  Aber  Ernst  wird  eigentlich  auch  in  der  Theorie  ebenso 
wenig  mit  der  Verwirklichung  dieser  Principien  gemacht  wie  in  der  Praxis.  Das  ist 
ein  um  so  grösserer  Fehler  der  Theorie,  weil  dieselbe  doch  die  Bedeutung  der  Ge- 
rechtigkeits-  und  der  volkswirthschaftlichen  Principien  so  hoch  stellt  und  von  dem 
berechtigten  Vorrang  der  von  uns  sogen,  „finanzpolitischen"  Principien  bisher  nicht 
ausgegangen  ist. 

Man  kann  auch  nicht  einwenden,  die  Theorie  sei  sich  mit  einer  solchen  Selbst- 
bescheidung nur  ihrer  wahren  Aufgabe  richtig  bewusst  u.  überschätze  ihre  Kraft 
nicht.  Sie  habe  auf  diesem  Gebiete  so  wenig  als  auf  anderen  des  practischen  Lebens 
eine  tabula  rasa  vor  sich ,  auf  der  sie  kühn  ein  grosses  systematisches  Gebäude  auf- 
führen könne,  das  aber  ohne  Zusammenhang  mit  der  geschichtlichen  Entwicklung  der 
Besteuerung  in  der  Luft  schwebe  und  nur  eine  Gedankenspielerci  des  Doctrinarismus 
sei.  So  liegt  indessen  die  Sache  nicht  und  so  bescheiden  auf  kritische  Glossirung  des 
Bestehenden  beschränkt  ist  die  Aufgabe  der  Theorie  mit  Nichten. 

Gewiss  soll  die  bestehende  Besteuerung  in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  be- 
griffen und  als  das  einmal  Bestehende  geachtet  und  zum  Ausgangspunct  practischer 
Reformen  genommen  werden.  Gerade  die  streng  systematisch-principielle  Behandlung 
der  Steuerlehre  liefert  erst  zu  einer  richtigen  Wiirdigung  der  Geschichte  und  des 
geltenden  Rechts  der  Besteuerung  die  nöthigen  Anhaltspuncte.  Nur  sie  führt  zu  einem 
tieferen  Verständniss  der  Praxis  u.  ihrer  Einrichtungen  u.  deckt  denn  auch  in  dem 
Bestehenden,  indem  sie  es  erklärt  u.  auf  seine  ursächlichen  Verhältnisse  zuriickführt. 
das  wenigstens  nach  gewissen  Seiten  Berechtigte  auf.  Dadurch  wird  eine  oft  recht 
leichte  u.  an  sich  auch  nicht  unrichtige  Kritik  einzelner  Puncte,  gewisser  Steuerarten, 
Erhebungsformen  u.  s.  w.,  erst  auf  die  wahre  Bedeutung  reducirt. 

Aber  die  Theorie  hat  doch  noch  eine  weitere,  höhere,  eine  schwierigere  und 
zugleich  pracfisch  wichtigere  Aufgabe,  nemlich  durch  die  Aufstellung  fines 
Steuersystems  ein  bestimmtes  principielles  Ziel  der  Steuerentwi  cklung, 
wenn  auch  immer  nur  fiir  gegebene  Entwicklungsperioden  der  Volkswirthschaft,  der 
Rechtsordnung  u.  des  Volkslebens  überhaupt,  aufzurichten.  Dafür  ist  die  Erörterung 
der  obersten  Steuerprincipien  eine  unvermeidliche  werthvolle  Vorarbeit,  aber  doch 
nur  eine  Vorarbeit.  Nicht  ohne  Weiteres  an  diesen  Principien,  sondern  an  dem 
diesen  letzteren  möglichst  entsprechenden  thcoretisrlicii  Steuersystem   muss  die  Be- 
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Steuerung  dor  Praxis  gi-uicssoii  woidoii ,  wenn  man  in  ilir  /u  tlurohgrcirciKlorcn 
Reforuion  gelangen  und  dafur  die  Ixiolitschnur  und  das  Ziel  erhalten  will.  Alles, 
was  die  Lehre  von  den  cin/.elnen  Stcucrprinciiiien  hervorfördern  kann,  sind  doch  erst 
disjeeta  niemlira,  ein  „Lied"  wird  auch  in  der  Theorie  daraus  erst  diireh  Zusanunen- 
fassung  aller  gewonnenen  (irundsätzc  in  einem  streng  systematisehen  Aul- und  Ausl>au 
der  Besteuerung.  Bei  einem  solelien  wird  iiberall  wieder  an  die  gescliichtliche  Ent- 
wicklung und  an  den  praotischen  Bestand  des  Steuerwesens  an/.nKiiiiplen  sein  ,  aber 
es  muss  dabei,  auf  Grund  der  Erörterungen  über  die  Steueriirincipicn,  nun  gezeigt 
werden,  wo  die  bestehende  Besteuerung  Liieken,  Miingel  und  Unrichtigkeiten  enthält, 
derentwey:en  sie  kein  oder  nur  ein  sehr  unvollkommenes  Steuersystem  darstellt. 

Allerdings  wiirc  es  eine  Uebcrhebung  der  Theorie  u.  ein  falscher  Doctrinarismus, 
den  man  mit  Kccht  abweisen  müsste,  wenn  nun  ein  solches  theoretisches  Steuersystem 
der  Pra.xis  ohne  Weiteres,  ohne  Kiicksicht  auf  die  geschichtlich  überkommenen  Ver- 
hältnisse, auf  die  einer  Verwirklichung  entgegenstehenden  Schwierigkeiten,  aufge- 
drängt worden  sollte.  Davon  ist  aber  keine  IJede.  „Compromisse"  /wischen 
idealen  Anforderungen  u.  practischen  Lebensverhältnissen  werden  in  der  Praxis  immer 
nothwendig  und  deshalb  immer  zulässig  sein.  Das  kann  auch  die  Theorie  von  vorne- 
herein gern  anerkennen,  nur  soll  sie  nicht  selbst  das  Gompromiss  und  die  Principien- 
losigkeit  zum  Princip  erheben.  Das  von  ihr  aufzustellende  Steuersystem  soll  für  die 
rationelle  Praxis,  und  mit  dieser  allein  hat  man  es  hier  zu  thun,  Wegweiser, 
Iv'ich  tschnur,  Ziel  sein,  um  in  Bezug  auf  Reformen,  mit  denen  die  Praxis  gerade 
nach  ihren  eigenen  Bedürfnissen  und  nach  denen  des  ganzen  Lebens  beständig  be- 
schäftigt ist.  nicht  im  Blinden  umher  zu  tappen,  nicht  Alles  noch  viel  willkürlicher, 
ungerechter,  unökouomischer  zu  machen,  als  es  gewöhnlich  schon  ist:  um  mit  einem 
Worte  aus  der  gemeinen  K  outine  herauszukommen.  Das  vermag  sie  Jiur 
unter  der  Führung  der  Wissenschaft,  —  einer  Wissenschaft,  von  welcher  freilich  die 
Praxis  studirt,  die  in  dieser  liegende  Erfahrung  verwerthet  werden  muss,  welche  aber 
flicht  in  der  Darstellung,  Erläutening  und  Kritik  der  Praxis  den  Abschluss  ihrer  Auf- 
gabe oder  vollends  ihre  alleinige  Aufgabe  zu  linden  hat. 

Bei  allen  Systematikern  der  Finanzwissenschaft,  wie  auch  der  Steuerlehre  speciell, 
vor  Stein  fehlt  nun  ein  solcher  systematischer  Aufbau  der  ganzen  Besteuerung  völlig 
oder  es  werden  wenigstens  kaum  mehr  als  einige  ungenügende  Ansätze  zur  Lösung 
dieser  Aufgabe  gemacht.  Auch  Rau  kann  davon  nicht  ausgenommen  werden.  (S.  o. 
S.  141).  Er  stellt  sich  diese  Aufgabe  gar  nicht  u.  was  er  in  s.  aligem.  Steuerlchre 
über  die  verwandten  Fragen  vom  „Zusammenhang"  u.  v.  d.  „Eintheilung'"  der  Steuern 
§.  27fi  !f.,  291  ff.  giebt,  genügt  in  keiner  Weise  mehr.  Manches  Bezügliche  kommt 
dann  bei  ihm  wie  bei  andren  Theoretikern  in  der  spec.  Steuerlehre  (B.  2)  vor,  aber 
hier  ohne  richtigen  Zusammenhang  und  nur  in  Verbindung  mit  Specialfragen  der 
Besteuerung.  Es  ist  durchaus  nothwendig,  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  einen 
solchen  systematischen  Aufbau  der  Besteuerung  der  Lehre  von  den  einzelnen  Steuern 
in  zusammenfassender  Darstellung  vorangehen  zu  lassen,  um  auch  für  die  specielle 
Steuerlehre  erst  den  richtigen  Standpunct  zu  gewinnen.  Kau 's  Vorgänger,  Zeit- 
genossen und  Nachfolger  haben  aber  die  Sache  nicht  anders  gemacht  als  er,  z.  B. 
Jacob,  I,  §.  514,  vgl.  mit  §.  465  11'.,  v.  Malchus,  l,  §.  38,  Murhard,  Besteuer. 
S.  67  pass.,  Umpfenbach,  I,  §.  65.  Pfeiffer,  Staatseinn.  I,  64  ff.,  70  ff.,  Leroy- 
Beaulieu,  I,  1.  2  in  den  ersten  Kapiteln.  Ueberall  nur  ein  paar  Worte  über  die 
Eintheilung  der  Steuern  und  eine  Vergleichung  der  Hauptarten ,  so  nam.  auch  bei 
Leroy-Beaulieu.  aber  keine  consei|UiMite  Bildung  eines  Steuersystems,  nach  der 
Richtschnur  der  aufgestellten  Steuerprincipien.  Auch  II  off  mann  giebt  nur  Materialien, 
kein  System  selbst,  in  Betr.  der  Ausführung  der  ..directen"  u.  .,indirecten"  Steuern, 
in  der  von  ihm  diesen 'Ausdrücken  beigelegten  Bedeutung.  S.  auch  Stein 's  (übrigens 
in  Bezug  auf  Kau 's  richtige  Unterscheidung  von  Schätzungen  u.  Aufwandsteuern  nicht 
zutreffende)'  Bemerk.  1,  479  ff. 

Neben  Stein  verdient  m.  E.  nur  Hock  für  sein  Streben  nach  Bildung  eines 
eigenen  Steuersystems  Anerkennung;  ölf.  Abg.  §.  4.  14.  Er  stellt  die  oben  §.  427 
Note  12  gen.  .3  Ursteuern  u.  dann  als  deren  Surrogate  auf:  die  Verl)rauchsabgaben, 
Ertragsst.,  Erwerbs-  u.  Uebertragungsabg.  u.  s.  w. ,  Zölle,  besond.  Einkommensteuern, 
Entgelte,  die  sich  mit  einander  zu  einem  die  Ursteuern  vertretenden  Steuersystem 
vereinigen  lassen,  S.  S5.     Hier  bleibt  manche  Lücke  und  Manches  aucli  in  der  Aus- 
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fuhruiig  u.  Begriiiiduiig  zu  bemäugeln,  aber  es  wird  doch  die  finanzwisseiiscliaftliche 
Aufgabe  richtig  erfasst. 

Ueber  alle  seine  Vorgänger  erhebt  sich  dann  aber  Stein  gerade  durch  die  Be- 
handlung dieser  Aufgabe  weit:  eines  seiner  vielen  grossen  Verdienste  um  die  Aus- 
bildung einer  wirklichen  Finanzwissenschaft  (s.  o.  S.  143),  wie  ich  abermals  gcru 
hervorhebe,  trotz  meiner  vielfachen  Abweichung  von  Stein  gerade  auch  in  Bezug  auf 
sein  Steuersystem  und  auf  einzelne  Glieder  desselben.  Alles,  was  die  Theorie  bisher 
in  der  allgemeinen  Steuerlehre  an  vereinzelten  Gesichtspuncten  und  an  Bruchstücken 
für  die  Bildung  eines  Systems  der  ganzen  Besteuerung  hie  und  da  geboten  hat,  ist 
durch  Stein 's  Leistung  jedenfalls  weit  überholt,  so  dass  es  genügt,  sich  au  Stein 
allein  zu  halten. 

„Das,  worauf  es  ankommt,  ist  doch,  —  so  sagt  Stein  mit  Kecht,  I.  458  — , 
dass  man  irgend  eine  Anschauung  des  ganzen  Systems  eines  Steuerwesens  zu  Grunde 
legt,  ehe  man  zur  einzelnen  Steuer  übergeht,  und  dann,  dass  man  den  Begriff  von 
Kapital,  Arbeit  und  Einkommen  als  organische  Theile  Eines  wirthschaftl.  Lebens- 
genusses (?)  ansehe  und  sie  nicht  aus  ihrer  lebendigen  Verbindung  herausschneide." 
Li  letztrer  Hinsicht  verweist  er  auf  seine  „ Volkswirthschaftslehre "  (2.  A.  1878). 
(ierade  in  der  Zurückfülirung  seines  Steuersystems  auf  seine  eigenthümliche,  aber 
unklare  und  falsche  Theorie  der  Volkswirthschaft  kann  ich  Stein  nicht  beistimmen. 
Aber  sein  Ausgangspunct  bleibt  richtig.  Giebt  man  Stein  sodann,  wie  ich  es  nur 
theilweise  thun  kann ,  seine  wirthschaftlichen  Theorieen  über  die  „Factoren  des  Ein- 
kommens" zu,  so  erhebt  sich  seia  Steuei^system  auf  dieser  Basis  streng  folgerichtig. 

Er  bezeichnet  als  die  3  Factoren  des  Einkommens  das  Kapital,  die  Arbeit 
u.  die  wirthschaftl.  Individualität  (l,  Abi).  „Aus  dem  ersten  Factor  entstehen 
die  directen,  aus  dem  zweiten  die  indirecten,  aus  dem  dritten  die  Einkommen- 
steuern. Zum  organischen  System  werden  diese  (Steuer-)  Arten,  indem  jede  der  drei 
Arten  innerhalb  des  Steuerwesens  wieder  ihre  besondere  Function  empfängt.  Die 
directen  Steuern  geben  dem  Steuerwesen  seine  Sicherheit,  die  indirecten  seine  All- 
gemeinheit, u.  die  Einkommensteuer  bildet  das  Gebiet,  in  welchem  die  Harmonie 
zwischen  dem  ,.finanziellen"  u.  dem  „wirklichen"  Einkommen  hergestellt  wird." 

Hier  ist  leider  nur  die  Terminologie  willkürlich  u.  so  abweichend  von  der 
üblichen,  dass  Irrthümer  u.  Missverständnisse  kaum  zu  vermeiden  sind  (s.  schon  oben 
Kote  8  zu  §.  388).  Dieser  Vorwurf  trifft  aber  das  Stein 'sehe  Steuersystem  nicht  selbst. 
Die  willkürliche  u.  m.  E.  auch  gezwungene  u.  unpassende  Anwendung  der  Ausdrücke 
„dirccte"  u.  „indirecte"  Steuern  für  diejenigen  Steuerarten ,  welche  Stein  dabei  im 
Sijine  hat ,  kann  man  fallen  lassen  und  verändern ,  womit  in  der  Sache  nichts  ver- 
ändert wird.  Der  sachliche  Mangel  liegt  in  der  Auffassung  des  „Kapitals",  in 
der  Annahme  einer  ganz  selbständigen  „Productivität"  desselben  u.  in  St  ein 's  Lehre 
vom  Verhältniss  der  Arbeit  u.  des  Kapitals  zu  einander.  Auch  ist  in  formeller  Hin- 
sicht wohl  nicht  zu  läugnen.  dass  ein  oft  gegen  Stein  erhobener  Vorwurf  gerade  hier 
(bes.  in  den  Erörter.  iiber  die  „eigenfl.  Einkommensteuer  u.  ihr  System"  S.  471  ff.  I) 
zutreffe :  er  complicire  nemlich  durch  eine  neue  Terminologie  u.  Formgebung  ein- 
fache Dinge  ganz  unnöthig  u.  komme  auf  Umwegen  zu  altbekannten  Sätzen,  ja  selbst 
wieder  zu  einer  zu  weit  gehenden  Eechtfertigung  der  geschichtlich  überkommenen, 
bestehenden  Besteuerung,  woran  es  ja  l)ei  dem  Hegelianer  nicht  an  Analogieen  fehlt. 

Eine  genauere  Kritik  des  ganzen  Stein'schen  Systems  würde  zuweit  führen.  Sie 
liegt  implicite  in  meinem  unten  aufgestellten  eigenen  Steuersystem  u.  in  dessen  Be- 
gründung.    Wo  ich  dabei  von  Stein  abweiche,  geschieht  es  in  bewusster  Absicht. 

Eine  kurze  Uebersicht  über  Stein's  System  ist  die  folgende  (L  458  ff.):  L  Die 
directen  Steuern  (oder  die  „Besteuerung  des  Kapitals  u.  seiner  Productivität") 
müssen  selbst  wieder  ein  System  bilden,  das  drei  Gebiete  umfasst:  1)  die  Er- 
tragssteuern (Grund-Häuser-,  Ken  ten Steuer),  für  „vom  Besitzer  vollständig  los- 
geschiedene"  Kapitalien;  2)  die  personlichen  Erwerbssteuern  (Beso-ldungs-, 
Berufs-,  Gchaltssteuern),  durch  welche  das  „als  Kenntniss  oder  Geschicklichkeit 
erworbene,  sein  Einkommen  (Gehalt,  Lohn,  Honorar)  erzeugende  persönliche  Kapital" 
getroffen  wird;  endlich  3)  die  gewerbliche  oder  (iewerbesteucr,  auchErwerbs- 
stcuer  genannt,  für  die  Besteuening  des  gewerblichen  Kapitals,  mit  Bemessung  nach 
der  Kapitals  an  läge  oder  dem  Kapital  verkehr ,  wo  dann  wieder  3  Arten  entstehen, 
(jcwerbcst.,  ün  tern  eh  mu  n  gsst.  u.  (bei  ein  zel  n  c  n  Acten  des  Kapitalvcrkehrs 
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zu  Erwerbszwecken)  die  Verkehrs  st.  —  II.  Die  indirecten  Steuern  (oder  „die 
Besteueruug:  der  Arbeit  und  ihrer  Konsumtion"),  deren  Steuero  bject  die 
„Summe  der  Verzehrungsgegenstände  der  arbeitenden  (sie!)  Persönlich- 
keit" ist.  Eintheihing  in  P  „  Verzohrungsst. "  u.  2)  ..Genussst." ;  Object  jener 
„die  Ciesammtheit  aller  derjenigen  Gegenstände,  welche  zur  Erhaltung  jedes  (?) 
persönl.  Lebens  u.  damit  der  persiinl.  Arbeitskraft  überhaupt  iiothwendig  sind"' ;  Object 
der  zweiten:  die  besonderen  GenUsse  der  Besitzenden  (worin  ein  unverkennbarer 
Widerspruch  mit  der  Auflassung  der  indirecten  Steuer  Überhaupt  bei  Stein  liegt).  — 
III.  Die  eigentl.  Einkommensteuer,  welche  den  Unterschied  des  finanziellen 
Ertrags  (ein  unklar  bleibender  Bcgriti)  u.  des  wirklichen  Einkommens  principiell 
u.  fiir  jeden  einzebien  Fall  einer  der  directen  u.  indirecten  möglichst  gleichartigen 
Besteuerung  unterziehen  soll  (?);  mit  Eintheilung  1)  in  Gesammteink.-  oder  Per- 
sonaleink.st.  u.  2)  in  eigentl.  (individuelle)  Einkommenst. ,  worüber  Stein's 
Erörterungen  mir  wenigstens  sehr  unklar  zu  sein  scheinen  u.  Einfaches  in  unleidlicher 
Weise  compücirt  wird.  — 

Nach  Stein  sind  noch  Held  u.  Neumaun  hier  kurz  zu  erwähnen.  Held  ver- 
säumt, wohl  absichtlich,  aber  mit  unrecht,  die  Aufstellung  eines  Steuersystems, 
kritisirt  aber  die  Elemente  eines  solchen  in  s.  Kap.  7,  freilich  zu  aphoristisch.  Er 
gelangt  dabei  auch  für  die  S  taatsbesteuerung  zu  einer  zu  einseitigen  Hervorhebung 
der  Personal-  u.  Einkommensteuer  vor  den  Ertragssteuern  u.  will  ausser  jener  nur 
einige  auf  entbehrliche  Gegenstände  aUgemeineu  Verbrauchs  gelegte  indirecte  Steuern. 
Ein  solches  Steuersystem  wäre  zu  einfach,  um  den  richtigen  u.  durchführbaren 
«Grundsätzen  der  Volkswirthschaft  u.  der  Gerechtigkeit  zu  entsprechen ;  beispielsweise 
bleibt  hier  für  die  wichtige  u.  nothwendige  Function  der  A'erkehrssteuer  kein  Platz 
übrig.  S.  Held's  Einlest,  das  ganze  Kap.  7  bes.  am  Schluss  S.  19S.  —  Neumann 
hätte  m.  E.  doch  auch  in  seine  wichtigen  u.  richtigen  Erörterungen  über  die  Prin- 
cipien  „Leistung  u.  Gegenleistung"  u.  .,Leistungsfähigkeit"  u.  über  Ertrags-  u.  Ein- 
kommensteuern ^  wesentliche  Vorarbeiten  für  die  Aufstellung  eines  Systems  der 
Schätzungen  oder  Erwerbs-  u.  Besitzstcuern  —  die  Fragen  der  Verbrauchssteuern 
mehr  hinein  ziehen  müssen.  Manche  Streitpuncte  der  directen  oder  Erwerbsbesteue- 
rung sind  nur  im  Zusammenhang  des  ganzen  Steuersystems  u.  mit  steter  Kücksicht 
auf  die  A'erbrauchssteuern  zn  lösen ,  so  die  Puncte  betr.  Steuerfreiheit  des  Existenz- 
minimums, proportionalen  u.  progressiven  Steuerfuss,  höhere  Besteuerung  des  fundirten 
Einkommens  u.  s.  w.  Es  zeigt  sich  auch  hier  S  t  e  i  n 's  Auflassung  richtig,  dass  man 
vom  Steuersystem  aus  zu  den  Fragen  der  einzelnen  Steuern  übergehen  muss.  — 
S.  von  Neueren  sonst  noch  Laspeyres,  Art.  Staatswirthsch.  in  Bluntschli's  Staats- 
wörterb.  X,  128  ff.;  Eisenhart,  Kunst  d.  Besteuer. 

Noch  sei  bemerkt,  dass  dieser  Hauptabschnitt  schliesslich  nach  genauer  Erwägung 
dem  folgenden  vierten  von  der  Steuerverwaltung  vorangestellt  worden  ist.  Auch  für 
die  umgekehrte ,  in  einer  Hinsicht  systematisch  richtigere  Keihenfolge  beider  Haupt- 
abschnitte sprechen  Gründe.  Aber  in  beiden  Fällen  sind  wechselseitige  Bezugnahmen 
nothwendig  u.  in  d.  jetz.  Anordnung  doch  noch  etwas  weniger.  Das  gab  den  Ausschlag, 
Vorncmlich  zu  diesem  Hauptabschnitt,  aber  nicht  allein  zu  ihm,  gehört  auch  der 
histurische  Anhang  am  Schluss  dieses  Bandes. 


1.  Abschnitt. 
Die  I  ebereiiistiinmiiiig  des  Steuersystems  mit  den  SteiuTiuiiicipieii. 

I.  —  §.  430.  Das  Problem  des  Steuersystems.  Die 
bisherigen  Erörterungen  haben  wiederholt  von  verschiedenen  Ge- 
sichtspuncten  der  Betrachtung  aus  zu  dem  Ergebniss  geführt,  dass 
eine  einzige,  wie  immer  geartete  Steuer  nicht  dazu  geeignet 
ist,  den  grossen  Bedarf  eines  entwickelteren  Gemeinwesens,  nament- 
lich des  Staats  .selbst  in  den  verwickelten  Besitz-  und  Erwerbsver- 
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hältnissen  der  modernen,  überwiegend  privatwirthsehaftlich  organi- 
sirteu  Volkswirthscliaften  zu  decken,  wo  sich  das  Volkseinkommen 
in  den  Einzeleinkommen  so  ausserordentlich  nicht  nur  quantitativ, 
sondern  auch  qualitativ  dif ferenzirt,^)  Es  folgt  dies  noth- 
wendig  aus  der  Erwägung  der  Aufgaben,  welche  die  Besteuerung 
zu  erfüllen  hat.  Sie  soll  nach  den  zuvörderst  massgebenden 
finanzpolitischen  Grundsätzen  den  öffentlichen  Bedarf,  soweit  dafür 
nicht  andere  Älittel  vorhanden  und  zulässig  sind,  mit  Sicherheit  zu 
decken  gestatten,  aber  unter  möglichster  Berücksichtigung  der 
volkswirthschaftlichen,  der  Gerechtigkeits-  und  der  Grundsätze  der 
Steuerverwaltung.  Das  vermag  eine  einzige  Steuer  schwerlicli 
überhaupt  je  zu  thun,  jedenfalls  nicht  in  der  entwickelten  Volks- 
wirthschaft  auf  der  Grundlage  unserer  Rechtsordnung.  Wahr- 
scheinlich Hesse  sich,  auch  wenn  alle  andren  Rücksichten  zurück- 
träten,    ein    irgend    grfJsserer   Bedarf    durch    eine  einzige   Steuer 


^)  Das  Streben  der  Pliysiok raten  nach  dem  impüt  uniqiic,  der  einzigen  allge- 
meinen Grundsteuer,  war  die  Consequenz  ihrer  einseitigen  Lehre  vom  produit  net  nur 
in  der  Bodenarbeit.  S.  Rau,  Volksw.sch.I.  S.  Aufl.  I,  §.41.  üeber  die  Versuche  der 
Verwirklichung  der  physiokr.  einzigen  (irundsteuer  in  einigen  badischen  Dörfern 
s.  V.  Drais,  Baden  unter  Karl  Friedr.,  I,  315;  Schlettwcin,  Archiv  III,  480,  IV, 
264,  V,  o4  und  neuerdings  Emminghaus  in  Hildebr.  Jahrb.  XIX,  1.  üebrigens 
haben  die  Physiokraten  selbst  nicht  allgemein  diese  Steuer  vertreten.  Mirabeau 
pere  verlangt  z.B.  in  s.  thcorie  de  rimpöt,  1700  für  Frankreich  2  directe  Steuern, 
eine  Grundsteuer,  die  V3,  eine  Einkommensteuer  Jiach  Personen  u.  Feuerstellen,  die 
-/g  des  Bedarfs  aufbringen  solle,  v.  Scheel  in  S.Artikel  über  Ttlrgot,  Tüb.  Ztschr. 
1868  S.  255,  bemerkt  auch  niciit  unrichtig,  die  physiokr.  einzige  Steuer  verliere  viel 
von  ihrer  Sonderbarkeit,  wenn  man  sicli  die  physiokr.  Ordnung  über  die  ganze  Welt 
verbreitet  denke.  Belcucht.  des  physiokr.  Satzes  durch  (Janard's  princ.  d'econ.  pol. 
und  Jacob,  Fin.wiss.  II,  >^.  502  ff.  —  Des  Planes  einer  einzigen  ]\Iahlsteuer  von 
einem  spanischen  Finanzmann  erwähnt  Rau  §.  278  nach  Delecourt,  de  trib.  ac 
vectig.  p.  60.  —  In  neuerer  Zeit  ist  eine  ,, einzige  allgemeine  Einkommen- 
steuer" von  Einzelnen  u.  von  ganzen  politischen  Parteien  wohl  befürwortet  worden, 
.um  mit  dem  geschichtliclien  überiionunencn  Chaos  von  Steuern  aufzuräumen,  durch 
eine  solche  „einfache"  Steuer  an  Verwaltungs-  und  Erhebungskosten  zu  sparen  und 
weil  man  speciell  nur  so  eine  gerechte  Steuervertheilung  bewerkstelligen  zu  können 
glaubte.  Indessen  konnte  nur  der  finanztheoretisehe  Dilettantismus  eine  solche  For- 
derung steilen.  Näheres,  darüber  in  d.  spec.  Lehre,  bei  d.  Eink.st.  Die  Schwierig- 
keiten der  richtigen  Festsetzung  der  individuellen  Einkommen  werden  hier  ganz  unter- 
schätzt. Sie  sind  aber  noch  viel  grösser  als  jetzt,  wo  besten  Falles,  wie  in  Preusscn, 
etwa  ein  Fiinftel  des  gesammtcn  Steuerertrags  dunli  diese  Steuer  (Classen-  u.  Eink.st.) 
gedeckt  wird,  W(!il  die  Fehler  der  Vertheilung  dann  unerträglich  würd(!n.  Wichtiger 
noch  ist  der  Einwand,  dass  sich  das  Nationaleinkommen  vor  Allem  aucii  i|ualitativ 
mit  der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  su  ausserordentlich  dilfcrenzirt  (Rodbertua). 
Eine  einzige  allgemeine  Einkommensteuer,  sell)st  auf  (irund  richtiger  Festsetzung  der 
Höhe  der  Einkommen,  würde  deshalb  ganz  unzureichend  sein.  Auch  die  Social- 
demo  oratio  hat  dies  völlig  übersehen,  wenn  sie  für  die  „üebergangszeit  der  be- 
stehenden wirthschaftl.  Hechtsordtiung",  bevor  man  im  ,, reinen  Socialstaatc"  bloss 
Arbeitseinkommen  habe,  für  eine  solche  Steuer  mit  progressivem  Steuerfuss  plaidirt. 
Eine  nach  ihren  ..socialistischen  (jrundsätzen"  gerecht)^  Besteuerung  würde  dadurcii 
ni(;lit  erzielt  werden.  -  lieber  d(;n  Plan  einer  allgem.  V^erb  rau  clisteuer  an 
Stftlle  zaldrciriii-r  einzelner  Steuern  liej   Pi'eiffer  s.  u.  ij.  4!IL 
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iil)eibaiii)t  nicht  bestreiten,  keine  irgend  denkbare  Steuer  sich  da- 
für ent^jprcc'hend  erijiebii^  machen.  Jene  genannten  anderen  Rück- 
sichten dürl'en  aber  immer  nur  so  weit  zurücktreten ,  als  es  zur 
Deckung  des  Bedarfs  unvermeidlich  ist.  Die  Verbindung  mehrerer 
Steuern  zu  diesem  letzteren  Zweck  ist  geboten ,  weil  dann  jene 
Rücksichten  leichter  zu  nehmen  sind  und  doch  zugleich,  Ja  gerade 
deswegen,  der  tinanzielle  Zweck  der  Besteuerung  leichter  und 
sicherer  erreicht  wird. 

So  muss  denn  die  Theorie  grundsätzlich  das  fordern,  was 
die  geschichtliche  Entwicklung,  wenn  schon  den  für  die  J^ildung 
des  Steuerrechts  massgebenden  Factoren  vielfach  nur  lialb  bewusst, 
auch  überall  bei  steigendem,  anderweit  nicht  gedecktem  öffentlichen 
Bedarf  und  in  com})licirteren  Wirthschaftsverhältnissen  mit  sich  zu- 
bringen strebt:  die  Verbindung  einer  Anzahl  verschieden- 
artiger Steuern  zu  einem  Steuersystem,  d.  h.  einer 
solchen  Combination  von  Steuern,  welche  die  Deckung 
des  Bedarfs  unter  gleichzeitiger  Berücksichtigung 
aller  obersten  Besteuerungsgrundsätze  sichert  (§.  332). 

Die  rationelle  Praxis  der  Steuerrechtsbildung  und  der  Aus- 
führung der  Besteuerung  in  der  modernen  „staatsbürgerlichen" 
Periode  hat  dieses  niemals  ganz  fehlende  Ziel  nur  mit  immer 
klarerem  Bewusstsein  und  immer  grösserer  Folgerichtigkeit  auf- 
gestellt. Die  Theorie  muss  ihr  in  der  Lösung  dieser  Aufgabe  zu 
Hilfe  kommen.  Sie  muss  aber  zugleich  diejenigen  Forderungen  in 
Bezug  auf  das  Steuersystem  vertreten,  welche  aus  der  Anerkennung 
der  socialpolitischen  neben  der  rein  finanziellen  Besteuerung  folgen 
und  auch  in  der  Praxis  oder  im  Steuerrecht  in  der  beginnenden 
„socialen"  Epoche  der  Besteuerung  bereits  mehrfach  zu  einer,  wenn 
auch  noch  schüchternen,  Anerkennung  gelangen. 

Das  Streben  nach  einem  Steuersystem  in  Theorie  und  Praxis 
ist  somit  nicht  Etwas,  das  nur  in  der  „willkürlichen",  „fehler- 
haften" geschichtlichen  Entwicklung  und  jetzigen  Gestaltung  der 
Besteuerung  begründet  wäre  und  mit  der  Verwirklichung  einer 
„einzigen  Steuer"  seinen  Zweck  verlöre.  Gerade  eine  Mehrheit 
und  selbst  Vielheit  und  eine  Verschiedenartigkeit  der 
Steuern  ist  eine  nothwendige  Folge  der  Entwicklung  des  öffent- 
lichen Bedarfs  und  des  (wenigstens  relativ)  steigenden  ^langels  an 
anderen  Einnahmen  einer-  und  der  Entwicklung  der  Volkswirth- 
schaft  anderseits.  Und  das  Streben,  eine  solche  Reihe  von  Steuern 
zu  einem  Steuersystem  richtig  zu  verbinden,  ist  wieder  die  noth- 
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wendige  Folge  der  wachsenden  Einsicht  in  den  Zusammenhang 
der  wirthschaftlichen  Dinge,  der  steigenden  Fähigkeit,  steuer- 
technische Schwierigkeiten  zu  lösen  und  des  Einflusses  der  Ge- 
rechtigkeitsideen und  Rechtsanschauungen  über  Steuervertheilung. 
Nach  diesen  Momenten,  namentlich  nach  den  letztgenannten, 
wechseln  denn  auch  wieder  die  Anforderungen  an  das  Steuersystem. 
Dieses  ist  etwas  Organisches,  sich  stetig  Fortbildendes,  das,  wie 
der  öffentliche  Bedarf  und  das  Wirthschaftsleben  selbst,  daher 
auch  niemals  einen  endgiltigen  Abschluss  seiner  Entwicklung  er- 
reichen kann. 

II.  —  §.  431.  Die  obersten  Steuer principien  als 
leitende  Richtschnur  für  die  Bildung  des  Steuersystems. 

A.  Das  Steuersystem  muss  zunächst  den  früher  aufgestellten 
beiden  finanzpolitischen  Grundsätzen  und  practischen 
Postulaten  entsprechen:  es  muss  im  Gesammtertrage  der  Steuern, 
aus  denen  es  besteht,  ausreichend  und  es  muss  beweglich 
genug  sein  (§.  367).  Diese  Anforderungen  an  das  Steuersystem 
sind  allen  andern  voran  zu  stellen  und  sind  von  wesentlichem 
Einfluss  auf  die  Wahl  der  Steuergattungen,  der  einzelnen  Steuern, 
der  Erhebungssysteme  und  Veranlagungsformen. 

1)  Der  Vorrang  der  beiden  finanzpolitischen  Grundsätze 
auch  vor  den  volkswirthschaftlichen  und  selbst  vor  den  Principien 
der  gerechten  Steuervertheilung  ist  früher  schon  begründet  worden 
(§.  366).  Die  practische  Noth wendigkeit  dieses  Vorrangs  ist  un- 
bestreitbar und  wird  überall  von  der  Geschichte  der  Besteuerung 
bestätigt.  Sie  lässt  sich  aber  auch  wissenschaftlich  vollkommen 
rechtfertigen,  —  freilich  unter  einer  Voraussetzung,  welche  jedoch 
für  alle  wissenschaftlichen  Erörterungen  über  Finanzwesen  gemacht 
werden  muss,  speciell  für  die  hier  mitspielende,  bereits  im  1.  Bande 
entwickelte  Theorie  der  Deckung  des  Finanzbedarfs.  ^)  Es  ist  nem- 
lich  nothwendig  von  der  Annahme  auszugehen,  dass  dieser  Bedarf 
nach  seiner  Höhe  und  nach  der  Zeit  seines  Hervortretens 
„richtig"  festgesetzt  und  dass  andere  Deckungsmittel  nicht 
verfügbar  oder  principicll  nicht  zulässig  seien.  Alsdann 
bildet  die  Deckung  dieses  Bedarfs  oder  der  betreffenden  Quote 
desselben  ein  erstes  Bedürfniss  der  Staats-  und  Rechtsordnung  und 
der  gemeinwirthschattlichen  Organisation  der  Volkswirthschal't, 
welches  in  der  That  allen  anderen  Rücksichten  voran  geht. 


«)  1.  Aufl.  §.  S2  ff.,  2.  A.  §.  50  ir. 
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Vollständig:!:  klar  ist  dies  nur  zu  erkennen ,  bedarf  dann  aber 
anch  gar  keines  weiteren  Beweises,  wenn  das  Wesen  und  die 
Function  des  genieinwirthsehaltlicben  und  insbesondere  des  zwangs- 
gemeinwlrthscbaftlichen  Systems  in  der  ^"olkswirtbschaf't  richtig  er- 
fasst  wird.  Hier  hängt  diese  Lehre  t'undamentalster  Bedeutung,  die 
Gemein wirthschaftslehre,  mit  der  Steuerlehre  eng  zusammen.  An 
dieser  Stelle  muss  es  geniigen,  auf  die  Darstellung  Jener  Lehre 
in  unserer  „Grundlegung"  und  auf  die  Bezugnahme  darauf  noch 
im  vorigen  Abschnitt  (besonders  §.  419)  zu  verweisen.  „Das  Ganze 
ist  vor  und  über  dem  Theil",  das  ist  ein  Satz,  welcher  hier  seine 
Consequenzen  zeigt.  Es  handelt  sich  bei  der  Besteuerung  um  die 
Erfüllung  einer  der  wesentlichen  Existenzbedingungen  des  Ganzen 
und  damit  freilich  auch  des  Einzelnen,  als  Glieds  dieses  Ganzen. 
Diese  Bedingungen  sind  nur  zu  erftillen ,  wenn  der  Vorrang  der 
finanzpolitischen  Steuerprincipien  vor  allen  anderen  anerkannt 
wird.  Davon  ist  eben  deswegen  bei  der  Bildung  des  Steuersystems 
auszugehen  und  demgemäss  sind  solche  einzelne  Steuern  zu  wählen, 
welche  vor  Allem  diesen  finanzpolitischen  Grundsätzen  entsprechen. 

Dieselbe  Auflfassung  des  Zusammenhangs  schwebt  eigentlich 
bei  einer  scheinbar  ganz  anderen  Forderung  vor,  nemlich  dass  die 
Besteuerung  in  der  richtigen  Verwendung  ihres  Ertrags 
ihre  innere  principielle  Rechtfertigung  und  zugleich 
ihre  Begrenzung  finde  oder  m.  a.  W.  dass  die  Productivi- 
tät  der  Besteuerung  zu  verlangen  sei,  diese  hänge  aber  von 
der  Productivität  der  Verwendung  ihres  Ertrags  ab.  ^)  Werden  die 
Ausdrücke  „richtige  Verwendung"  und  „Productivität"  hier  im 
richtigen  Sinne  genommen ,  so  kann  es  sich  um  nichts  Andres 
handeln,  als  um  die  Anerkennung  der  Thatsache,  dass  der  Steuer- 
ertrag die  unbedingt  er  forderliche  ökonomische  Grund- 
lage der  vom  Ge.sammtinteresse  verlangten  gemein- 
wirthschaftlichen  Functionen,  namentlich  des  Staats, 
bilde.  Indem  diese  Functionen  auch  die  Voraussetzung  und  das 
fördernde  Hilfsmittel  aller  einzelwirthschaftlichen  productiven  Thätig- 


^)  Stark  betont  von  Stein,  so  I,  ;J'J9,  470  (hier  mit  zweifelhaft  richtiger  An- 
wendung auf  die  Verzehrungssteuer  der  arbeit.  Classc,  indem  der  Staat,  wenigstens 
heute,  dafür  Entsprechendes  durch  die  Verwaltung  für  die  Arbeiter  thue,  —  womit 
man  auf  einem  ümwegfj  zur  „Genusstheorie"  u.  zum  Princip  von  „Leistung  u.  Gegen- 
leistung" zurückkäme,  obwohl  Stein  S.  4G0  Letzteres  bestreitet).  Betrachtet  man 
eben  die  Yolkswirthschaft  als  eine  Combination  des  privat-  u.  gemein-,  bes.  auch 
zwangsgemein wirthsch.  Systems  (Gnmdleg.  §.  11  (i,  120),  so  folgt  der  im  Text  ent- 
wickelte Gedanke  als  Consequenz.    Im  Kern  ist  Stein 's  Auffassung  hiermit  identisch. 

A.   Wagner,   KinanzwissPoschaft.    lt.  24 
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keit  sind ,  schafft  sich  dann  auch  der  Einzelne  in  seiner  Steuer 
gleichzeitig  die  Bedingungen  seiner  Productivität.  Der  Fehler  ist 
nur,  dass,  wenn  von  der  Productivität  der  Besteuerung  die  Rede 
ist,  diese  öfters  in  einem  zu  engen,  auch  zu  materiellen  Sinne  ge- 
nommen wird. 

Es  verschlägt  nichts,  dass  in  der  Wirklichkeit  freilich  die 
Verwendung  des  Steuerertrags  oder  die  Feststellung  des  Finanz- 
bedarfs nicht  immer  die  „richtigen",  in  dem  dargelegten  Sinne 
„productiven"  sind.  Gegen  das  Vorkommen  unpassender  öffent- 
licher Thätigkeiten ,  zu  grosser  Kostspieligkeit  derselben  u.  s.  w. 
sind  die  Garantieen  anderswo  zu  suchen,  im  öffentlichen  Recht, 
Budgetrecht.  Der  grundsätzliche  Vorrang  der  finanzpoliti- 
schen Principien  wird  durch  Mängel  auf  diesem  Gebiete  nicht 
aufgehoben.  Selbst  im  concreten  Falle  der  Praxis  würde  Alles 
noch  schlimmer,  wenn  neben  einer  unrichtigen  Regelung  der  öffent- 
lichen Ausgaben  zugleich  eine  unzureichende  Besteuerung  einher- 
ginge und  in  Folge  davon  die  Finanzlage  sich  verschlechterte. 

2)  Die  Geeignetheit  u.  s.  w. ,  den  beiden  finanzpolitischen 
Grundsätzen  zu  entsprechen,  ist  oben  (§.  368)  schon  für  einige 
Hauptarten  der  Steuern  characterisirt  worden.  "Weitere  bezügliche 
Ausführungen  erfolgen  später  in  Verbindung  mit  der  Aufstellung 
des  Steuersystems  selbst  (§.  438  ff.).  In  Bezug  auf  die  Bildung 
des  letzteren  ist  hier  nur  hervorzuheben,  dass  die  Verbindung  ver- 
schiedenartiger Steuergattungen  und  Erhebungs-  und  Ver- 
anlagungssysteme u.  s.  w.  gerade  auch  wieder  zur  sicheren  und 
zweckmässigen  Deckung  des  Finanzbedarfs  geboten  ist.  Da 
die  einzelnen  Steuern  und  die  genannten  Systeme  auch  in  diesen 
Puncten  verschiedene  Vorzüge  und  Mängel  besitzen,  sich  z.  B.  in 
verschiedenem  Maasse  der  dauernden  Richtung  und  der  zeit- 
lichen Schwankung  des  Finanzbedarfs  anpassen,  so  muss  das 
auch  bei  der  Bildung  des  Steuersystems  eines  concreten  Staats  ge- 
bührend berücksichtigt  werden.  Die  Theorie  hat  dafür  die  erforder- 
lichen Fingerzeige  zu  geben,  indem  sie  zeigt,  wie  Schätzungen 
und  Verbrauchssteuern,  Ertrags-  und  Einkommensteuern, 
Personal-  und  Realsteuern,  directe  und  indirecte  Besteue- 
rung u.  s.  w.  der  gegenseitigen  Ergänzung  und  der  Ausgleichung 
ihrer  Mängel  bedürfen,  was  auf  die  Nothwcndigkeit  einer  passenden 
Combination  dieser  Steuern  im  Steuersystem  hinweist. 

B.  —  §.  432.  In  zweiter  Linie  kommen  die  volkswirth- 
schaftlicheu  Grundsätze    für  die  Bildung  des  Steuersystems  in 
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Betracht.  Letztere^?  niuss  danach  so  eingerichtet  werden,  dass  die 
Besteuerung  die  richtige  volks-  und  e i n z e  1  wirthschaftliche 
Steuerqnelle  trifft  und  die  Umstände  berücksichtigt,  welche  für 
die  Ueberwälzung  massgebend  sind;  dass  ferner  die  Pro- 
duction  nicht  mehr,  als  es  durch  die  Besteuerung  einmal  un- 
vermeidlich ist,  beeinträchtigt  und  die  V  e  r  t  h  e  11  u  u  g  des  Pro- 
ductionsertrags  nicht  in  volkswirthschaftlichnachtheiliger  Weise 
beeinflusst  wird. 

1)  Das  richtige  Steuersystem  zur  Belastung  der 
wahren  Steuerquelle. 

Die  normale  volks  wirthschaftliche  Steuerquelle  ist  nach  den 
früheren  Erörterungen  (§.  370  ff.)  der  Reinertrag  der  Volks- 
wirthschaft  oder  das  Volkseinkommen  für  die  Staats- 
besteuerung, die  betreffende  Quote  jenes  Reinertrags  im  einzelnen 
Landestheil  für  die  Co  mmunalbesteuerung.  Nur  ausnahmsweise 
und  vorübergehend  kann  das  Nationalvermögen  daneben  mit 
als  Steuerquelle  in  Betracht  kommen.  Das  richtige,  den  volks- 
wirthschaftlichen  Steuerprincipien  entsprechende  Steuersystem  muss 
daher  vor  Allem  der  zu  treffenden  volkswirthschaftlichen  Steuer- 
qnelle, regelmässig  also  dem  Reinertrag  der  Volks-  (oder  Volkstheil-) 
Wirthschaft  nachgehen. 

Auch  zu  diesem  Zwecke  ist  wieder  dieVerbindungmehrerer 
und  verschiedenartiger  Steuern  im  Steuersystem  nothwendig. 
Denn  der  Reinertrag  der  Volkswirthschaft  oder  das  Volkseinkommen 
ist  zwar  ein  ökonomisches  Ganzes  oder  eine  ökonomische 
Einheit  (nicht  bloss  eine  begriffliche  Abstraction) ,  aber  bei  uns 
kein  rechtlich  Ganzes  oder  Eines,  sondern  er  zerfällt  in 
eine  unendliche  Anzahl  von  qualitativ  und  quantitativ  verschiedenen 
Antheilsrechten  Einzelner.  Diese  Antheilsrechte  beruhen  auf 
dem  Arbeitsantheil  der  Einzelnen,  welche  das  Volkseinkommen 
producirten,  als  Arbeiter  jeder  Art,  als  Unternehmer  u.  s.  w.;  ferner 
auf  dem  (Privat)  Recht  der  Einzelnen  an  den  sachlichen  Pro- 
ductionsmitteln  (Boden  und  Kapital),  welche  bei  der  Production 
des  Nationaleinkommens  mitwirkten.*) 

Für  die  Aufgabe  eines  v  o  1  k  s  wirthschaftlich  richtigen  Steuer- 
systems zeigt  sich  daher  hier  wieder  die  Rechtsgrundlage  der 


*)  Auch  hier  sind  bes.  Rodbertus'  historische  Auffassungen  und  principielle 
Erörterungen  zu  beachten.  S.  oben  S.  192  Note  34  und  unten  Abschn.  2.  Auch 
Rodbertus,  Normalarbeitstag ,  Tüb.  Ztschr.  1S7S  S.  331.  Gelegentlich  ähnliche 
Gedanken  in  Schäffle's  neueren  Schriften. 
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Volkswirthscliaft  von  entscheidender  Bedeutung.  Nur  in 
einer  streng  socialistischen  oder  —  ein  hierin  bemerkens- 
werth  ähnlicher  Fall  —  in  einer  rein  despotistischen  Volks- 
wirthschaft ,  mit  voller  Unfreiheit  der  gesammten  Bevölkerung  und 
ausschliesslichem  Grund-  und  Kapitaleigeuthum  des  Herrschers, 
würde  der  volkswirthschaftliche  Reinertrag  auch  ein  „rechtliches 
Ganzes"  sein.  Der  Aufwand  für  öffentliche  Zwecke,  oder  das, 
was  unter  solchen  Verhältnissen  denselben  darstellte,  würde  hier 
sofort  durch  einen  Abzug  an  diesem  Totalertrag  bestritten  und 
dieser  Abzugsposten  wäre  das  Analogon  unserer  Besteuerung.  Bei 
Volkswirthschaften  mit  einer  freien  grundbesitzenden  und  gewerbe- 
treibenden Volksschicht,  neben  einer  unfreien,  fremden  Boden  be- 
bauenden Volksmasse,  theilt  sich  das  Volkseinkommen  zwar  schon 
in  eine  grosse  Anzahl  verschiedenartiger  Einzeleinkommen  der. 
Freien,  Besitzenden  und  Herren.  Es  lässt  sich  aber  bei  diesen 
verhältnissmässig  leichter  fassen,  weil  vielfach  Grund-  und  Kapital- 
rente noch  nicht  getrennt  sind,  grosse  Grundherrschaften  (Frohn- 
höfe)  vorwalten,  Creditgeschäfte  noch  wenig  vorkommen  und  das 
Einkommen  (richtiger:  der  zugewiesene  oder  als  Erwerbsrest  be- 
lassene Consumtionsbetrag)  der  Unfreien,  wenn  überhaupt,  so  beim 
Herren  besteuert  wird,  da  es  rechtlich  zu  dessen  Einkommen  ge- 
hört. So  ist  denn  auch  eine  volkswirthschaftlich  richtige  Be- 
steuerung in  der  antiken  Welt  wie  im  mittelalterlich-ständi- 
schen Staat  einfacher  und  leichter  zu  verwirklichen. 

Die  Schwierigkeit  wächst  dagegen  ausserordentlich  in 
der  weiter  entwickelten,  der  modernen  Volkswirthschaft 
mit  ihrer  ganz  veränderten  Rechtsgrundlage  und  ihrer 
ausgebildeten  Arbeits-,  Besitz-  und  Erwerbstheilung, 
ein  ökonomisch-technisches  und  ein  Rechtsmoment,  welche 
sich  gegenseitig  bedingen.  Denn  die  persönliche  Freiheit  der 
ganzen  Bevölkerung,  das  Privateigenthum  an  den  sachlichen  Pro- 
ductionsmitteln  oder  das  private  Grund-  und  Kapitaleigeuthum,  die 
Creditgeschäfte,  Darlehen,  Pacht,  Miethe,  die  Arbeitstheilung  zwischen 
Stadt  und  Land,  die  Trennung  der  agrarischen,  industriellen  und 
mercantilen  Thätigkeit,  die  Theilung  jedes  dieser  Zweige  in  zahl- 
lose einzelne  Unternehmungen,  kurz  alle  die  bekannten  modernen 
Rechts-  und  Wirthschaftsverhältnisse  unserer  überwiegend  privat- 
wirthschaftlich  organisirten  Volkswirthschaften  zerlegen  das  Eine 
Nationaleinkommen,  die  wahre  und  hauptsächliche  volks- 
wirthachaftlicbe  Steuenjueile,  in  eine  unendliche  Anzahl  recht- 
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lieh  selbständiger  K  i  n  z  c  1  e  i  n  k  o  ni  ni  c n ,  oder  den  Einen 
volkswirthscbaltlichcn  Heinertrag  in  eine  Masse  verschieden 
grosser  und  auf  verschiedenen  Privatrechtstiteln  be- 
ruhender, insofern  auch  qualitativ  verschiedener  Antheils- 
rechte  Einzelner  daran.  Eben  deshalb  wird  auch  die  Durchführung 
des  Grundsatzes  der  Allgemeinheit  der  Resteucrung  gerade  in  der 
modernen  Volkswirthschaft  so  schwierig  (§.  403  if.). 

Für  die  Bildung  des  volkswirthschaftlich  richtigen  Steuer- 
systems ist  nun  die  ökonomische  Einheit  des  Volksein- 
kommens zum  Ausgangspunct  zu  nehmen.  Daher  müssen 
in  diesem  System  solche  Steuern  vereinigt  werden ,  welche  die 
Einzeleinkommen  oder  die  einzelwirthschaftlichen  Erträge,  als  An- 
theile  am  Volkseinkommen ,  so  treflfen ,  dass  dies  letztere  wirklich 
vollständig  als  Steuerquelle  in  volkswirthschaftlich  berechtigter  Art 
und  Umfang  fungirt. 

a)  So  zunächst  im  Staats  Steuersystem.  Da  die  Volkswirth- 
schaft eines  Landes  oder  besser  gesagt  eines  Staates  kein  ab- 
geschlossenes Ganzes  ist,  sondern  durch  eine  Menge  von  Besitz- 
verhältnissen, Creditgesch'äften  und  Arbeitsverbindungen  herüber 
und  hinüber  mit  den  Angehörigen  anderer  Volks wirthschaften  eng 
verknüpft  ist,  so  muss  eben  zur  Erfüllung  jener  Forderung  auch 
im  Staatssteuersystem  vor  Allem  eine  zweifache  Art  von 
Steuern  verbunden  sein:  Obj  ectsteuern,  welche  die  Quellen  der 
Erträge,  bez.  diese  letzteren  selbst,  ohne  Rücksicht  auf 
das  Rechtssubject,  dem  der  Ertrag  als  Einkommen  zufällt,  und 
Subj  ectsteuern,  welche  das  Einkommen  bei  dem  dasselbe  be- 
ziehenden Rechts-  und  Wirthschaftssubject  treifen.  Als 
Steuern  der  ersten  Art  erscheinen  die  Real-,  die  Ertrags-  und 
die  Verkehrssteuern  (letztere  zum  Theil  in  Anschluss  an  oder 
verknüpft  mit  Gebühren  oder  halb  gebühren-  halb  steuerartigen 
Abgaben,  §.  286,  289  ff.);  als  Steuern  der  zweiten  Art  die  Per- 
sonal-, die  eigentlichen  nominellen  Einkommen-  und  etwaigen 
(gleichfalls  nominellen)  Vermögenssteuern  und  die  Verbrauchs- 
steuern. Je  mehr  sich  die  Volkswirthschaften  wirklich  durch  immer 
regeren  Personen-  und  Wirthschaftsverkehr,  besonders  auch  durch 
internationale  Creditverhältnisse  zu  einer  neuen  Wirthschafts- 
einheit  in  der  W e  1 1 wirthschaft  entwickeln,  desto  zwingender 
wird  aus  volkswirthschaftlichen  Gründen,  um  die  wahre  volks- 
wirthschaftliche  Steuerquelle  richtig  zu  benutzen  (und  zugleich  aus 
Gründen   der  Gerechtigkeit,   um   die   Steuer   nach    den   Principien 
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der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  richtig  zu  vertheilen)  ein 
solches  aus  Object-  und  Subjectsteuern  combinirtes  Steuersystem, 
das  dann  in  seiner  speciellen  Gestaltung  nur  wieder  dem  Wechsel 
der  berührten  Verhältnisse  folgen  muss. 

b)  So  aber  in  noch  höherem  Maasse  im  Communal Steuer- 
system, weil  hier  vollends  die  Verkettung  der  Besitz-,  Credit-  und 
Arbeitsverhältnisse  eine  so  innige  zwischen  den  verschiedenen 
Landestheilen  und  Gemeinden  ist  und  in  der  modernen  Volks- 
wirthschaft  bei  steigender  Arbeitstheilung,  industrieller  Entwicklung, 
Ausdehnung  des  Pachtbetriebs  auf  dem  Lande,  des  Miethwohnungs 
Wesens  in  den  Städten,  des  Creditwesens ,  bei  Freizügigkeit  und 
Wanderung  der  Bevölkerung  immer  inniger  wird.  Nur  die 
rationelle  Verbindung  von  Subject-  und  Objectsteuern 
führt  hier  zu  einer  volkswirthschaftlich  haltbaren  und  gerechten 
Besteuerung,  wie  dies  früher  in  der  Lehre  von  der  Allgemeinheit 
der  Besteuerung  an  Beispielen  ausgeführt  worden  ist  (§.  410). 

Nach  ähnlichen  Gesichtspuncten  ist  das  Steuersystem  einzu- 
richten, wenn  es  sich  ausnahmsweise  einmal  um  eine  reelle  Be- 
steuerung des  Volks  Vermögens  als  Steuerquelle  handelt.  Eine 
solche  Besteuerung  muss  mit  aus  Objectsteuern  bestehen,  um 
ihre  Aufgabe  zu  lösen. 

§.433.  —  2)  Das  volkswirthschaftlich  richtige  Steuer- 
system zur  Besteuerung  der  richtigen  Steuerträger, 
d.  h.  der  Personen,  welche  nach  den  volkswirthschaftlichen  und 
den  Gerechtigkeitsprincipien  die  wahren  Steuerträger  sein  sollen, 
liier  treffen  Anforderungen,  welche  aus  diesen  beiderlei  Principien 
für  die  Bildung  des  Steuersystems  abzuleiten  sind,  zusammen. 

Das  Steuersystem  muss  hier  nach  Möglichkeit  der  Steuer- 
überwälzung Rechnung  tragen:  d.  h.  den  allgemeinen  Regeln 
(§.  390  ff".) ,  welche  sich  für  die  hier  vorhandenen  Tendenzen  auf- 
stellen lassen,  und  den  speciellen  Umständen,  welche  im  concreten 
Fall  nach  den  Verhältnissen  der  Zeit,  der  Volkswirthschaft  und 
der  Rechtsordnung  mit  darüber  entscheiden,  ob  und  wie  weit  jene 
Tendenzen  sich  nun  auch  verwirklichen.  Soweit  es  die  immer 
vorangehende  Rücksicht  auf  die  Deckung  des  Finanzbedarfs  zu- 
lässt,  muss  daher  bei  der  Bildung  des  Steuersystems  nach  solchen 
Steuer-  und  Steuererhebungs-  und  Veranlagungsarten 
gestrebt  werden,  welche  mit  thunlichster  Sicherheit 
denjenigen  auch  wirklich  treffen,  der  in  Gemässheit 
der  volkswirthschaftlichen  und  G  crcchtigkeits  princi- 
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pieu  ^e  t  rot'l'cu  werden  soll,  und  in  dem  Verhält  nis.s, 
wie  es  hiernach  richtig  ist. 

Wenn  demnach  im  Steuersystem  aus  Rücksicht  auf  die  noth- 
wendige  Deckung  des  Bedarfs  sich  »Steuern  finden,  welche  gewisse 
Classen  und  Einzelne  von  vorneherein  oder  mittels  Uebcrwälzungs- 
vorgängen  stärker  belasten,  als  der  Gleichmässigkeit  oder  der  IKihe 
des  Autheils  entspricht,  welchen  dieselben  vom  Volkseinkommen 
beziehen,  so  müssen  nothwendig  andere  Steuern  in  das  System 
aufgenommen  werden,  welche  eine  xVusgleichung  herbeiführen. 
So  verhält  es  sich  namentlich  in  dem  practisch  wichtigsten  Falle 
der  indirecten  Verbrauchssteuern  auf  verbreitetere  Gegen- 
stände des  Consums.  Diese  Steuern  fallen  durch  Ueberwälzung 
meistens  auf  den  Consumenten  und  werden  nur  sehr  schwer  und 
unsicher  von  ihm  weiter  fort-  oder  rückgewälzt.  Sie  beanspruchen 
dann  eine  grössere  Quote  vom  Einkommen  des  „kleinen 
Mannes",  als  von  demjenigen  des  wohlhabenderen.  Können 
sie  trotz  dieser  und  ihrer  sonstigen  Mängel  nicht  entbehrt  werden,  — 
und  so  liegt  die  Sachlage  in  Wirklichkeit  regelmässig  —  so  ver- 
langen sie  auch  bei  der  Proportional  besteuerung  eine  E  r  - 
gänzung  im  Steuersystem  durch  Aufnahme  von  anderen,  nament- 
lich directen  (nominellen)  Einkommensteuern  mit  steigenden 
Sätzen  für  das  grössere  Einkommen.  Wird  das  s ocial poli- 
tisch e  Princip  anerkannt,  so  muss  die  Ergänzung  finanziell  unent- 
behrlicher Verbrauchssteuern  der  genannten  Art  durch  Einkommen- 
und  ähnliche  Steuern  mit  noch  entsprechend  höheren  Sätzen 
erfolgen. 

Ferner  sind  für  die  Bildung  des  richtigen  Steuersystems  nament- 
lich die  directe  und  indirecte  Besteuerung  sorgfältig  zu  prüfen: 
so  ob  bei  jener  die  nicht  beabsichtigte  oder  wenigstens  die 
nicht  vorausgesehene  Ueberwälzung  nicht  doch  vorkommt 
und  ob  die  gewollte  und  gemuthmasste  Ueberwälzung  bei 
dieser  auch  wirklich  eintritt,  und  in  beiden  Fällen,  in 
welchem  Maasse;  wie  es  sich  mit  der  Weiterwälzung  verhält 
u.  s.  w.  und  wer  daher  und  in  welchem  Maasse  Jemand 
schliesslich  wirklich  Steuerträger  bleibt  oder  wird.  Da- 
nach sind  dann  wieder  Modificationen,  oder  wenn  diese  nicht 
möglich  oder  nicht  ausreichend,  entsprechende  Ergänzungen 
des  Steuersystems  durch  andere  Steuern  erforderlich. 

Im  Ganzen  wäre  immer  möglichst  nach  einem  solchen  Steuer- 
system  zu   streben,  welches   nicht  erst   durch   eine  verwickelte, 
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in  ihren  Wirkungen  stets  unsichere  Ueberwälzung  volkswirthschaft- 
lich  richtig  und  gleichmässig  werden  muss.  Leider  erlauben  die 
finanziellen  Rücksichten  nur  nicht  den  Ausschluss  der  grossen  in- 
directen  Verbrauchssteuern  mit  ihrem  complicirten  Uebervvälzungs- 
process.  Darum  muss  wieder  das  ganze  Steuersystem  selbst 
viel  verwickelter  werden,  weil  nun  gerade  ausgleichende  und 
ergänzende  Bestandtheile  aufzunehmen  sind.  Aber  je  sorgfältiger 
die  Wahl  der  letzteren  ausfällt,  desto  mehr  wird  doch  das  ganze 
Steuersystem  auch  den  volkswirthschaftlichen  Anforderungen  ent- 
sprechen. 

§.  434.  ~3)DieBildungdes  Steuersystems  mit  Rück 
sieht  auf  die  Productions- und  Vertheilungsinteressen 
in  der  Volkswirthschaft. 

a)  Das  einzel-  und  das  volks  wirthschaftliche  Productions- 
interesse  fällt  freilich  nicht  immer  zusammen.  Daher  ist  nicht 
jeder  Einwand  gegen  eine  Steuer  wegen  der  Verletzung  eines 
einzelwirthschaftlichen  Productionsinteresses,  z.  B.  gegen  den  und 
den  Zoll  oder  die  und  die  vom  Producenten  vorzuschiessende  Ver- 
brauchssteuer oder  gegen  die  specielle  Einrichtung  einer  Steuer 
beweiskräftig.  Auch  muss  selbst  ein  triftiger  Einwand  oft  ver- 
stummen, weil  eben  keine  andere  Steuer  den  finanziellen  Zweck 
erfüllt.  Aber  in  vielen  Fällen  deckt  sich  doch  auch  das  einzel- 
und  das  volkswirthschaftliche  Productionsiuteresse  und  steht  kein 
entscheidendes  finanzielles  Bedenken  in  Bezug  auf  die  gewünschte 
Aufhebung,  Ersetzung  oder  Abänderung  einer  Steuer  im  Wege. 
Hier  wird  mit  vollem  Rechte  eine  entsprechende  Umgestaltung 
im  Steuersystem  hinsichtlich  der  Wahl  oder  der  Erheb ungs- 
und  Veranlagungsart  u.  s.  w.  einer  Steuer  als  volkswirth- 
schaftlich  begründet  erscheinen.  Nach  diesem  Gesichtspunct  sind 
namentlich  oft  bei  Zöllen  und  inländischen  indirecten 
Steuern  Reformen  geboten,  sowohl  in  der  Wahl  der  besteuer- 
ten Artikel,  wie  im  Verfahren  bei  der  Feststellung,  Er- 
hebung u.  s.  w.,  z.B.  um  die  Entwicklung  der  Technik  der  Pro- 
duction  nicht  unnöthig  zu  hemmen ;  ähnlich  mitunter  auch  bei  den 
Ertrags-  und  Verkehrssteuern.  Endlich  haben  auch  die  zu- 
nächst bloss  einzelwirthschaftlichen  Productionsinteressen  einen 
begründeten  Ansj)ruch,  .soweit  beachtet  zu  werden,  als  es  ohne 
Widerspruch  mit  den  leitenden  Grundsätzen  der  Besteuerung  möglich 
ist :  so  wiederum  öfters  bei  den  eben  erwähnten  Steuerarten  und  bei 
manchen  einzelnen  Punctcn  der  inneren  technischen  Einrichtung. 
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Auf  die  thimlichstc  HeriU-ksicIitigiiug  der  Productionsinteressen 
lant'en  zum  Theil  auch  die  Anforderungen  hinaus,  welche  nach 
den  Principion  richtiger  iSteuerverwaltung  an  die  Besteuerung  zu 
stellen  sind  (§.  365,  532  ff.).  Der  Grundsatz  der  Bestimmtheit 
und  mehr  noch  der  der  Bequemlichkeit  der  Besteuerung  führt 
hier  mehrfach  zu  Folgerungen  und  Forderungen,  wie  die  vorhin 
angedeuteten. 

h)  Dass  die  Besteuerung  endlich  nicht  in  einer  den  Prin- 
eipien  der  Gerechtigkeit  widersprechenden  AVeise  in  die 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  (und  implicite  des  Volks- 
vermögens) eingreife,  ist  immer  zugleich  auch  ein  wichtiges 
Volks wirthschaftliches  Interesse.  Denn  der  hierbei  etwa 
entstehende  Druck  der  Steuer  hemmt  die  richtige  Befriedigung  der 
Bedürfnisse,  damit  die  gesammte  Entwicklung  der  also  getroffenen 
Besteuerten,  lähmt  die  Erwerbs-  und  Sparthätigkeit ,  verletzt  das 
Kechtsgefühl  und  übt  dadurch  direct  und  indirect  nachtheilige 
Wirkungen  auf  die  Volkswirthschaft  aus.  So  wird  es  sich  nur  zu 
leicht  mit  schweren  Verbrauchssteuern  auf  Massenartikel  ver- 
halten (§.  428.).  Nur  darf  wieder  nicht  übersehen  werden,  dass 
„Gerechtigkeit  in  Steuersachen"  eben  etwas  Kelatives  (§.  396.)  ist 
und  sich  namentlich  verschieden  gestaltet,  je  nachdem  der  social- 
])olitische  Gesichtspunct  anerkannt  wird  oder  nicht.  Der  übliche 
Einwand  gegen  diesen  letzteren,  dass  ein  Eingriff  der  Besteuerung 
in  die  bestehende  Einkommenvertheilung  volkswirthschaftlich  noth- 
wendig  nachtheilig  wirke,  überschiesst  das  Ziel.  Es  wird  dabei 
das  Interesse  der  Volks-  und  der  etwa  betroffenen  Einzelwirth- 
schaften  ohne  Weiteres  identificirt  und  das  Interesse  der  absichtlich 
l)egünstigten  Einzelwirthschaften  hintangesetzt,  das  hier  voraus- 
setzungsweise gerade  das  Volks wirthschaftliche  Interesse  darstellt. 

C.  —  §.  435.  Die  Gerechtigkeitsprincipien,  welche 
für  die  Bildung  des  Steuersystems  mit  als  Richtschnur  dienen 
müssen,  hängen  mit  den  richtigen  volkswirthschaf fliehen 
Grundsätzen  der  Besteuerung  vielfach  zusammen  und  können  dann 
gleichzeitig  mit  denselben  berücksichtigt  werden,  wie  dies  in  den 
vorausgehenden  Erörterungen  geschah.  Namentlich  ist  das  Princip 
und  Postulat  der  Allgemeinheit  der  Besteuerung  in  seinen 
wirthschaftlichen  Consequenzen  wesentlich  identisch  mit  dem  Grund- 
satz der  vollständigen  Besteuerung  der  richtigen  volkswirthschaft- 
lichen  Steuerquelle,  des  Volkseinkommens,  wo  dann  die  Aufgabe 
darin  besteht,  das  letztere  in  allen  Kanälen,  in  welche  es  sich  im 
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Verkehr  vertheilt,  zu  verfolgen,  d.  h.  es  in  der  Form  des  Einzel- 
einkommeus  aufzusuchen.  Der  Grundsatz  der  Gleich mässigkeit 
ferner  lässt  sich  nach  der  einen  und  der  wichtigsten  Seite  nur  in 
Anknüpfung  an  den  Begriff  der  wirthschaftlichen  Leistungs- 
fähigkeit  verstehen  und  durchführen  (§.  425  ff.).  Zu  dem 
Behufe  muss  dieser  Begriff  analysirt  und  gezeigt  werden,  wie  nach 
der  Art  und  Höhe  des  Einkommens  und  nach  der  ganzen  Erwerbs- 
art u.  s.  w.  diese  Leistungsfähigkeit  verschieden  ist.  Man  hat 
es  daher  bei  den  beiden  Principien  der  gerechten  Steuervertheilung 
immer  auch  mit  ökonomischen  Postulaten  und  Problemen  zu  thun. 

Soweit  jene  Principien  aber  eine  selbständige  Bedeutung 
beanspruchen  dürfen,  kann  ihnen  doch  nur  eine  Stelle  in  dritter 
Linie,  nach  den  finanzpolitischen  und  den  volkswirthschaftlichen 
Steuerprincipien,  für  die  Bildung  des  Steuersystems  zugestanden 
werden.  Ein  Satz,  der  wiederum  wegen  seiner  inneren  Noth- 
wendigkcit  die  Praxis  wohl  auch  immer  anerkannt,  den  aber  die 
Theorie,  gerade  auch  in  der  neueren  Wissenschaft  seit  A.  Smith, 
öfters  übersehen  hat.  Zuerst  hat  das  Steuersystem  mit  absoluter 
Nothwendigkeit  seinen  Zweck  zu  erfüllen:  den  Finauzbedarf  zu 
decken,  und  zwar  möglichst  nach  richtigen  volkswirthschaftlichen 
Grundsätzen,  wovon  die  sichere  Erreichung  jenes  finanziellen 
Zwecks  und  die  hierfür  erforderliche  Nachhai tigkeit  der  natio- 
nalen Steuerkraft  mit  abhängt.  Hier  liegt  ein  primäres  Interesse 
des  Ganzen  vor.  Erst  danach  kommen  die  Einzel  Interessen 
in  Betracht,  welche  gerechte  Steuervertheilung  erheischen,  aber 
mit  Recht  nur  soweit,  als  sich  dies  mit  der  finanziellen  Aus- 
reichendheit und  der  volkswirthschaftlichen  Richtigkeit  des  Steuer- 
systems verbinden  lässt  (§.  36B). 

Für  die  Bildung  dieses  letzteren  folgt  hieraus,  dass  es  eine 
unrichtige  theoretische  Forderung  ist,  allem  voran  „gerechte'' 
Steuervertheilung  zu  verlangen  und  auf  den  Grundsätzen  der  All- 
gemeinheit und  Gleichmässigkeit  das  Steuersystem  aufbauen, 
nach  diesen  Grundsätzen  in  erster  Linie  die  Steuer gattun gen 
und  die  einzelnen  Steuern  wählen  und  deren  technische 
Einrichtung  bestimmen  zu  wollen.  Vielmehr  muss ,  wie  nach 
Ausweis  der  Steuergeschichte  es  auch  die  Praxis  stets  gethan  hat 
und  unvermeidlich  thut,  der  Aufbau  des  Steuersystems  nach  den 
finanzpolitischen  und  volkswirthschaftlichen  Principien 
erfolgen  und  kann  erst  —  und  muss  freilich  auch  der  Ausbau 
dann  nach  der  Richtschnur  vor  sich  gehen,  welche  die  Gerechtig- 
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keitspriucipien  angeben.  Dcmpiemäss  sind  die  Hauptsteucru 
des  Systems,  die  eigentlichen  Grnndpfeiler  desselben,  zu 
wählen  und  sind  dieselben  technisch  einzurichten  nach 
den  Gesichtspuncten ,  welche  sich  aus  den  tinanzpolitischen  und 
volkswirtlisc'haftlichen  Grundsätzen  ergeben.  Alle  weiteren  An- 
forderungen, welche  vom  Standpunct  der  Gerechtigkeit  aus  zu 
stellen  sind  und  nicht  schon  durch  die  Erfüllung  der  volkswirth- 
schaftlicheii  Postulalc  von  selbst  mit  befriedigt  werden,  müssen 
sich  darauf  beschränken,  in  dem  dergestalt  aufgebauten  Steuer- 
system Modificatio  nen  in  den  Steuern  und  Steuereinrichtungen 
desselben  und  abermals  Ergänzungen  durch  weitere  einzelne 
Steuern  u.  dgl.  m.  eintreten  zu  lassen. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  der  Besteuerung  zeigt  auch, 
dass  dies  der  Gang  der  Dinge  bei  Culturvölkern  war,  welche  wirth- 
schaftlich,  politisch  und  socialpolitisch ,  daher  auch  in  den  Rechts- 
anschauungen vorwärts  schritten. 

Die  älteren  roheren  Steuersysteme  sehen  wesentlich  nur 
auf  die  Gewinnung  des  Steuerertrags,  mit  oberflächlicher  Rücksicht 
auf  die  volkswirthschaftlichen  Wirkungen  und  Voraussetzungen  der 
Besteuerung,  auf  gerechte  Steuervertheilung  und  auf  Steuer-  oder 
verwaltungstcchnisch  zweckmässige  Einrichtung  der  Steuern.  Dann 
werden  allmählich  mit  der  Erkenntniss  der  volkswirthschaftlichen 
Dinge,  mit  der  Aenderung  der  politischen  Lage  und  Classenordnung 
der  Bevölkerung  und  mit  dem  Fortschritt  des  Rechtsgefühls  jene 
anderen  Rücksichten  mehr  genommen  und  treten,  auch  unabhängig 
von  dem  Zwang,  für  einen  erhöheten  Finanzbedarf  zu  sorgen, 
Reformen  des  Steuersystems  oder  eben  ein  „Ausbau"  desselben  ein, 
wobei  der  leitende  Gedanke  ist:  keine  oder  nur  nebenbei 
eine  Erhöhung,  sondern  eine  volkswirthschaftlich  rich- 
tigere und  gerechtere  Vertheilung  und  technisch  zweck- 
mässigere  Einrichtung  der  Besteuerung. 

Wie  diese  thatsächliche  Entwicklung  aber  es  auch  belegt  — 
namentlich  die  überall  auf  der  Tagesordnung  befindlichen  „Steuer- 
reformen" unseres  Jahrhunderts  bezeugen  es,  —  so  schaft't  dann 
gerade  auch  die  Steigerung  des  Volkseinkommens,  die 
Folge  der  verbesserten  Productionstechnik,  die  ökonomische 
Möglichkeit  einer  gerechteren,  d.  h.  dem  veränderten  und 
entwickelteren  Rechtsgefühl  der  civilisirten  Welt  entsprechenderen 
Steuervertheilung.  Hier  gilt  für  letztere  etwas  Aehnliches,  wie  auf 
höheren  Wirthschafts-   und   Bildungsstufen,   bei  grösserem   Volks- 
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reichthum  für  die  Veitheilung  des  Volkseinkommens  iiberliaupl. 
Die  tiefere  ökonomische  Begründung  und  Rechtfertigung  einer  sehr 
ungleichen  Vertheilung  und  derjenigen  Gestaltung  der  Rechtsord- 
nung, welche  mit  ihren  Rechtsinstituten,  wie  der  Sclaverei,  Leih- 
eigenschaft, der  Grundherrschaft,  den  gewerblichen  und  mercantilen 
Privilegien  und  Monopolen  u.  s.  w.,  die  Grundlage  dieser  Ungleichheit 
der  Vertheilung  ist,  liegt  eben  in  der  Kleinheit  des  Volksein- 
kommens und  in  der  geringen  Ausbildung  der  Technik.  Hier 
kann  ökonomisch  erst  ein  Wandel  eintreten  mit  entsprechenden 
Fortschritten  und  darf  auch  ein  solcher  erst  dann  gefordert 
werden.'')  Ebenso  verhält  es  sich  mit  der  „gerechteren" 
St  euervertheilung  im  Steu  ersystem:  eine  Verbesserung  der 
ökonomischen  Lage  der  Massen  des  Volks  gestattet  es  bei  grösserer 
Volkszahl  und  Volksdichtigkeit,  auch  durch  kleine  Steuerbeiträge 
des  Einzelnen  (z.  B.  in  einem  System  passender  Verbrauchssteuern) 
in  Verbindung  mit  anderen  Steuern  für  die  Sicherung  der  Deckung 
des  Finanzbedarfs  genügend  zu  sorgen  und  nunmehr  gerade  das 
Steuersystem  so  „auszubauen",  dass  es  die  Steuerlast  gerechter 
vertheilt.  Auf  solchen  höheren  wirthschaftlichen  Entwicklungsstufen 
ist  dann  auch  die  ökonomische  Möglichkeit  und  damit  die  richtige 
Zeit  und  Rechtfertigung  einer  socialpolitischen  Besteuerung 
gekommen:  jetzt  erst,  aber  jetzt  auch  wirklich  ohne  Be- 
denken für  die  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  und  Cultur.  Das 
führt  dann,  wie  unsere  Zeit  auch  lehrt,  zu  veränderten  Rechts- 
anschauungen über  gerechte,  gleichmässige  Besteuerung  und  kündet 
in  der  „Volksseele"  den  Eintritt  der  socialen  Steuerepoche  an. 
§.  436.  Soweit  nun  die  beiden  Grundsätze  der  Allgemeinheit 
und  Gleichmässigkeit  im  Steuersystem  zur  Geltung  kommen  k("»nncn 
und  sollen,  werden  im  Einzelnen  die  Anforderungen  zu  stellen  und 
im  concreten  Fall  zu  prüfen  sein,  welche  in  den  früheren,  diesen 
Principien  gewidmeten  Abschnitten  erörtert  worden  sind.  Besonders 
wichtig  ist  dann  wieder  die  theoretische  und  practische  Untersuchung 
der  Ueberwälzung.  Je  nach  dem  Ergebniss  dieser  Untersuchung 
sind  Reformen  des  bestehenden,  wenn  auch  finanzpolitisch  erprobten 
und  sonst  volkswirthschaftlich  richtigen  Steuersystems  vorzunehmen, 
und   zwar   in  verschiedenem   Umfange    und  in  verschiedener  Art 


*)  S.  die  beziigl.  Ausführungen,  nani.  über  den  Einfluss  der  Technik,  in  der 
zweiten  Aufl.  meiner  (irundlcg.  §.  104  ff.,  und  überhaupt  den  ganzen  dortigen 
5.  Hauptabschnitt  ü.  I.'i4  ti'. 
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vom  leiu  finanzielleu  und,  wenn  er  tiberbaiipt  scbou  für  /iilässig 
gelten  darf,  vom  soeialpolitischen  Ötandpuuete  aus. 

Ist  es  nach  gebührender  Rücksicht  auf  die  finanz^politiscben 
Grundsätze  und  im  eoncreten  Fall  auf  die  specielle  Finanzlage 
erlaubt,  so  kann  bei  bisher  thatsäcblieb  relativ  stärkerer  Belastung 
der  unteren  Volksclassen  auch  in  der  rein  finanziellen  Be- 
steuerung eine  Erleichterung  derselben  in  der  Steuerlast  vor- 
genommen werden,  wenn  gleichzeitig  die  besitzenden  oder  die 
Schichten  höherer  Einkommenbezüge  den  etwaigen  Aus- 
fall im  Gesammtertrage  der  Steuer  zu  decken  vermögen,  —  denn 
von  einer  absoluten  Verminderung  des  letzteren  kann  bei 
der  regelmässigen  Entwicklung  des  Finanzbedarfs  und  der  sonstigen 
ordentlichen  Einnahmen  nur  ausnahmsweise  die  Rede  sein.  Jene 
Erleichterung  lässt  sich  erzielen  durch  eingeschränktere  An- 
wendung des  Priucips  der  Allgemeinheit  und  der  Gleichmässig- 
keit,  indem  z.  B.  die  unteren  Classen  von  gewissen  directen 
Schätzungen  befreit  oder  darin  ermässigt  oder  die  Ver- 
brauchssteuern für  gewisse  Massenartikel  beseitigt  oder 
herabgesetzt,  dagegen  die  höheren  Classen,  um  wenigstens  die 
proportionale  Einkommenbesteuerung  wirklich  herzustellen, 
durch  strengere  Durchführung  und  angemessene  Pro- 
gressi  vsätze  der  (nominellen)  Einkommensteuern,  Einfügung 
von  Ertrags-  und  Verkehrssteuern,  Ausdehnung  der  Ver- 
brauchssteuern und  Erhöhung  ihrer  Sätze  für  Genussmittel 
dieser  Classen  u.  a.  m.  stärker  belastet  werden. 

Wird  die  socialpolitische  Besteuerung  bereits  für  gerecht- 
fertigt und  durchführbar  gehalten,  so  ist  in  der  eben  angedeuteten 
Richtung  der  Erleichterung  nach  unten  zu  und  der  stär- 
keren Belastung  nach  oben  zu  nur  noch  consequenter 
fort  zu  gehen,  wie  es  früher  dargelegt  wurde,  um  im  Ganzen 
die  Progressiv besteuerung  herzustellen.  Daher  wohl  namentlich 
hier  noch  grössere  Einschränkung  der  Allgemeinheit 
der  Besteuerung  durch  Freiheit  aller  Personen  unter  einem  gewissen 
Betrage  des  Einkommens,  speciell  des  Arbeitseinkommens  von 
directen  nominellenEinkommen steuern ;  Verminderung, 
wenn  nicht  Ausschluss  der  Verbrauchs  besteuerung  noth- 
wendiger  Lebensmittel;  ferner  nur  leichtere  Belastung 
von  Volks-Genussmitteln,  in  solcher  Auswahl  und  mit 
solchen  Sätzen,  wie  es  z.  ß.  auch  nach  Rücksichten  auf  das 
öffentliche  Gesundheitswesen,  die  Sittlichkeit  u.  s.  w.  zweckmässig 
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erscheint.  Dagegen  für  die  höheren  Classen  verstärkte  Aus- 
bildung und  stärker  steigende  Sätze  der  Einkommen- 
steuer; grössere  Entwicklung  solcher  Ertrags-  und  Ver- 
kehrssteuern, welche  überwiegend  den  Besitz  und  zwar 
den  grösseren  Besitz  treffen  (Kapitalrentensteuer,  Börsen- 
steuern u.  dgl.);  Umgestaltung  der  Verbrauchssteuern  in 
Steuern  vornemlich  für  Genussmittel  der  Wohlhabenderen 
oder  Verbindung  solcher  Steuern  mit  Luxussteuern; 
Erhöhung  oder  Einführung  allgemeiner  Vermögens- 
steuern und  Erbschaftssteuern,  besonders  für  das  grössere 
Vermögen  u.  s.  w. 

Auch  hier  ergiebt  sich,  dass  es  sich  bei  der  Befolgung  der 
Grundsätze  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  im  Steuer- 
system —  vollends,  aber  durchaus  nicht  allein,  in  einem  social- 
politischen  —  keineswegs  bloss,  und  gewöhnlich  nicht  einmal  in 
erster  Linie,  um  die  Wahl  der  Steuer  gat tun  gen  und  einzelner 
Hauptsteuern,  sondern  nur  um  die  speciellere  Einrichtung 
einer  Steuer,  um  die  Wahl  der  Artikel  und  Steuersätze  bei 
der  Verbrauchsbesteuerung,  der  einzelnen  Steuern  im  Schatzungs- 
oder Ertrags-  und  Verkehrssteuersystem  und  um  die  Höhe  des 
Steuerfusses  in  diesen  und  in  nominellen  Einkommen-  und 
Vermögenssteuern  handelt.  Das  Verlangen,  ganze  Steuer- 
gattungen aus  „Gründen  der  Gerechtigkeit"  principiell  aus 
dem  Steuersystem  auszuschliessen,  selbst  wenn  etwa  steuertech- 
nische oder  Gründe  der  Steuerverwaltung,  wie  es  leicht  der  Fall 
sein  kann,  ebenfalls  dafür  sprechen,  z.  B.  die  Forderung  der  ein- 
fachen Aufhebung  der  Verbrauchssteuern  oder  Hauptarten  derselben, 
ferner  der  Ertragssteuern,  der  Verkehrssteuern  oder  wenigstens 
gewisser  Hauptbestandtheile  derselben  (Gewerbe-,  Grund-,  Haus-, 
Immobilien  -  Besitzwechselsteuer  u.  s.  w.),  —  ein  solches  Verlangen 
scheitert  meistens  schon  an  der  unerbittlichen  Nothwendigkeit,  den 
Bedarf  zu  decken  und  an  der  Unmöglichkeit,  ihn  wenigstens  voll- 
ständig durch  andere  Steuern  decken  zu  können;  ferner  an  dem 
Umstände,  dass  man  nur  so  die  volkswirthschaftliche  Steuerquelle 
richtig,  d.  h.  vollständig  in  Contribution  setzt,  z.  B.  durch  die 
Ertrags-  und  Verkehrssteuern  als  Objectsteuern.  Jenes  Verlangen 
entspricht  aber  auch  gar  nicht  einmal  immer  der  Ge- 
rechtigkeit, die  im  Gegentheil  z.B.  bei  einfacher  unentgeltlicher 
Aufhebung  lange  bestehender  Ertragssteuern  von  Immobilien  ge- 
radezu verletzt  würde.    Was  dagegen  unter  den  gemachten  Voraus- 
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Setzungen  allerdings  znliissig  und  dann  im  Interesse  gerechter 
Steiiervertheilung  zu  verlangen  ist;  das  ist  die  Modificatiou 
innerhalb  einer  Steuergattung,  in  der  Einrichtung  einer 
einzelnen  Steuer,  in  den  Steuerobj  ecten,  Sätzen  und  Füssen 
die  Eliminirung  eines,  die  Einfügung  eines  anderen  Glieds, 
um  so  im  Ganzen  das  gestellte  Ziel  der  rein  finanziellen  oder 
der  socialpolitischen  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  der  Steuer 
zu  erreichen.  Dass,  nebenbei  bemerkt,  eine  solche  Beschränkung 
des  Ziels  auch  in  der  Praxis  richtiger  ist  als  die  radicale  Um- 
stürzung eines  ganzen  Steuersystems  und  zugleich,  dass  nur  sie 
einer  gesunden  geschichtlichen  Entwicklung  entspricht,  bedarf 
keines  Beweises.  ^) 

Aus  dem  Vorausgehenden  folgt  auch,  dass  die  bislang  meistens 
allein  übliche  Erörterung  über  proportionale  und  progressive  Be- 
steuerung bloss  als  über  eine  Specialfrage  der  (nominellen)  Ein- 
kommensteuer den  Standpunct  der  Betrachtung  viel  zu  eng  und  zu 
niedrig  nimmt.  Man  hat  es  bei  dieser  Frage  vielmehr  mit  einer 
ganz  allgemeinen  Grundfrage  des  Steuersystems   zu  thun.'') 

D.  —  §.  437.  Die  „logischen"  Principien  der  Steuer- 
verwaltung, speciell  die  Postulate,  dass  die  Besteuerung  mög- 
lichst bestimmt,  bequem  und  mit  möglichst  kleinen  Er- 
hebungskosten verbunden  sei,  sind  für  die  Bildung  eines 
stenertechnisch  richtigen  Steuersystems  natürlich  ebenfalls  sehr 
wichtig.  Aber  sie  stehen  im  Rang  der  leitenden  Principien  auch 
hier  doch  wohl  erst  in  letzter  Stelle,  soweit  sie  eine  selbständige 
Bedeutung  verlangen  und  nicht  schon  ohnehin  im  finanziellen, 
volkswirthschaftlichen  und  im  Interesse  gerechter  Steuervertheilung 
mit  befolgt  werden.  Sie  ergeben  sich  so  nothwendig  aus  dem 
Wesen  nnd  den  Wirkungen  aller  Besteuerung,  dass  ihre  Befolgung 
„soweit  als  möglich"  selbstverständlich  ist,  weil  sie  die  Zwecke 
der  Besteuerung  sicherer  und  leichter  zu  erreichen  gestattet.  Aber 
in  den  Worten:  „soweit  als  möglich"  liegt  eine  starke  Schranke 
der  Befolgung  dieser  Grundsätze  in  der  Praxis,  eine  Schranke, 
welche  auch  die  Theorie  beachten  muss,  indem  sie  in  den  Steuer- 
verwaltungsprincipien,   namentlich   in  Betreff  des  Verlangens  nach 


*)  Die  Aasführnngen  im  Text  stimmen  im  Wesentlichen  mit  denjenigen  Stein 's 
in  s.  Lehre  vom  Steuersystem  überein,  behandeln  aber  absichtlich,  wie  es  m.  E. 
wilnsclienswerth  ist,  an  sich  ganz  einfache  u.  leiclit  vei-ständliche  Puiicte  des  Steuer- 
systems auch  einfacher,  als  es  Stein  hier  thut.     Vgl.  bei  ihm  bes.  I,  447  ti'.,  464  ff. 

"j  Hierin  stimme  icli  Stein  a.  a.  0.  z.  B.  S.  452  gegen  Neu  mann  und  alle 
bisherigen  Antoren  ganz  bei,     S.  u.  Yorbem.  S.  .jü4. 
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möglichster  Bequemlichkeit  und  nach  Niedrigkeit  der  Erhebungs- 
kosten, zwar  selbstverständliche  Klugheitsregeln  anerkennen,  aber 
ihnen  doch  nur  eine  untergeordnete  selbständige  Bedeutung  für 
die  Bildung  des  Steuersystems  einräumen  wird. 

Denn  die  vorangehenden  finanzpolitischen,  volkswirthschaft- 
lichen  und  Gerechtigkeitspostulate  lassen  sich  eben  vielfach  nicht 
genügend  erfüllen,  ohne  Hintansetzung  von  steuerverwaltungs- 
technischen  Forderungen,  wenn  auch  eine  Harmonie  dieser  mit 
jenen  ohne  Zweifel  das  Steuersystem  vollkommener  macht  und 
seine  Leistungsfähigkeit  steigert. 

Je  einfacher  das  Steuersystem  und  die  Einrichtung  der 
Gesammtbesteuerung  und  der  einzelnen  Steuern,  desto  günstiger 
im  Allgemeinen  die  Lage  der  Steuer  Verwaltung;  desto  be- 
quemer, wenigstens  in  manchen  Puncten,  das  Steuerwesen  für 
das  Volk;  desto  leichter  die  scharfe  Bestimmtheit  der 
einzelnen  gesetzlichen  und  A u s f U h r u n g s -V o r s c h r i f t e n ; 
desto  niedriger  mitunter  auch  die  Erhebungskosten.  Aber 
die  finanzielle  Rücksicht  auf  die  Deckung  des  Bedarfs,  die 
volkswirthschaft  liehe  aufrichtige  vollständige  Belastung  der 
wahren  Steuerquelle,  die  Rücksicht  auf  gerechte  Steuerver- 
theilung  bedingen  gerade  ein  aus  mehreren,  selbst 
aus  vielen  und  verschiedenartigen  Steuern  zusammen- 
gesetztes Steuersystem.  Diese  Steuern  verlangen  aus  den- 
selben Rücksichten  oft  wieder  eine  complicirte  Einrichtung 
in  Bezug  auf  Veranlagung,  Erhebung  u.  a.  m.  Da  müssen 
denn  die  Rücksichten  auf  die  vortheilhafteste  verwaltungstechnische 
Seite  der  Steuern  zurücktreten. 

Diese  Schwierigkeiten  wachsen,  weil  die  einzelnen  Anforde- 
rungen steuertechnischer  Art  öfters  selbst  mit  einander  in  Wider- 
spruch stehen,  ja  sich  wohl  direct  au.sschliesseu.  Besonders  „bequem" 
ist  z.  B.  nach  einer  Seite  wenigstens,  eine  Steuer,  welche  der  Be- 
steuerte nicht  unmittelbar  fühlt,  wie  etwa  die  Verbrauchssteuer, 
die  er  im  Preise  eines  Artikels  mit  bezahlt.  Aber  eine  solche 
Steuer  entbehrt  eben  deshalb  des  Merkmals  der  festen  Bestimmt- 
heit und  ihre  Erhebung  macht  oft  besonders  hohe  Kosten  und  Be- 
lästigungen. In  diesen  Beziehungen  hat  eine  feste  directe  Steuer, 
z.  B.  eine  Ertragssteuer,  Vorzüge,  aber  sie  wird  oft  für  besonders 
unbequem  gelten. 

An  den  Hauptarten  der  Steuern  und  der  Systeme  der  Er- 
hebung  und    Einrichtung  (Veranlagung  u.   s.  w.)  lässt  sich  leicht 
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zeigCD,  wie  die  und  die  Fordeniiig-,  welche  aus  finanziellen,  volks- 
wirthscbat'tlichen  und  GereclitigkeitsgrUnden  an  das  Steuersystem 
gestellt  wird,  mit  einer  oder  mehreren  verwaltungstechnischen 
Forderungen  in  Widerspruch  geräth.  Die  indirecten  Ver- 
braui'hssteuern  auf  verbreitete  Consumptibilien  bedürfen  wir  um 
ihrer  unersetzlichen  Ergiebigkeit  Willen,  auch  weil  sie  gewisse 
steuerfähige  und  mit  Recht  noch  steuerpflichtige  Theile  des 
Volkseinkommens  allein  oder  am  Besten  besteuern.  Aber  solche 
Steuern  erheischen  unvermeidlich  einen  grossen,  kostspieligen 
und  für  den  Verkehr  wie  für  die  Besteuerten  oft  ausser- 
ordentlich lästigen  Erhebung«-  und  Controlapparat,  so 
dass  die  Regel  der  Bequemlichkeit  und  der  niedrigen  Erhebungs- 
kosten gewöhnlich  sehr  verletzt  wird.  Jene  Steuern  Verstössen 
ferner  stark  gegen  den  Grundsatz  der  Gleichmässigkeit. 
Deswegen  muss  das  Steuersystem  wieder  durch  andere,  entgegen- 
gesetzt wirkende  Steuern,  wie  z.  B.  directe  Einkommensteuern,  er- 
gänzt werden.  Dadurch  wird  es  aber  für  die  Verwaltung  wieder 
complicirter  und  kostspieliger.  Obj  ect steuern,  wie  die 
Ertrags-  und  die  Verkehrs  steuern,  sind  nothwendig,  um  die 
volkswirthschaftliche  Steuerciuellc  richtig  zu  treffen.  Sie  machen 
aber  wieder  manche  Schwierigkeiten,  die  Ertragssteuern  besondere 
Kosten,  die  Verkehrssteuern  besondere  Belästigungen-,  und  zwar 
um  so  mehr,  zumal  die  ersteren,  wenn  sie  „gerecht"  vertheilt 
werden  sollen,  was  umfassendste  Aufnahmen,  Katasterarbeiten  u.  s.  w. 
voraussetzt. 

Man  wird  daher  bei  der  Bildung  des  Steuersystems  die  Postulatc 
der  Steuerverwaltung  nach  Möglichkeit  berücksichtigen 
müssen,  aber  sich  keiner  Täuschung  darüber  hingeben  dürfen,  dass 
sie  gerade  hierbei  ziemlich  in  den  Hintergrund  treten. 
Gewöhnlich  werden  sie  nur  unter  übrigens  gleichen  Um- 
ständen für  oder  gegen  eine  Steuer  oder  Steuereinrichtung,  Er- 
hebung u.  s.  w.  den  Ausschlag  geben  können,  besonders  wohl  öfters 
das  Gewicht  sonstiger  Gründe  für  oder' gegen  steigern  oder  ver- 
mindern. Darüber  hat  sich  die  Praxis  begreiflicher  Weise  auch 
stets  viel  weniger  getäuscht,  als  die  nach  der  „besten"  Steuer 
suchende  Theorie. 

In  zweierlei  Hinsicht  ist  die  Frage  nach  der  Berück- 
sichtigung der  Postulate  der  Steuerverwaltung  aber  auch  wieder 
eine  durchaus  historisch-relative.  Einmal  nemlich  ermög- 
lichen oft  er.st  die  Fortschritte  der  Volkswirthschaft,  besonders  der 

A,  Wagner,  Kinanzwisseusi-haft.    II.  -•> 
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Productioustechuik,  des  üflfeutlichen  Wohlstands,  dann  überhaupt 
wissenschaftliche  und  sonstige  Fortschritte  solche  steuertechuische 
Verbesserungen  in  den  Steuerarten  und  Steuereinrichtungen,  welchen 
früher  etwa  andere  Bedenken,  wie  die  Gefahr  verminderten  Ertrags, 
unrichtiger  Vertheilung  der  Steuerlast  u.  s.  w.  entgegenstanden. 
In  solchen  Fällen  müssen  gerade  im  Interesse  besserer  Steuer- 
technik die  betreifenden  Reformen  verlangt  werden.  Dergleichen 
kommt,  wie  sich  in  der  speciellen  Steuerlehre  zeigen  wird,  nicht 
selten  vor  und  auf  verschiedenen  Gebieten  des  Steuerwesens.  Man 
macht  z.  B.  Fortschritte  im  Vermessungs-  und  Abschätzungsver- 
fahren und  kann  dann  die  Grundsteuern  reformiren  oder  rationelle 
Grundsteuern  erst  einführen,  oder  man  erfreut  sich  eines  gesteiger- 
ten Rechtsgefühls  und  einer  höheren  Bildung  der  Bevölkerung  und 
kann  daher  zu  einfacheren  und  wohlfeileren  Steuern,  z.  B.  zu  Ein- 
kommensteuern greifen  oder  diese  im  Steuersystem  ausdehnen. 
Am  Bemerkenswerthesten  sind  wohl  gewisse  technische  Fortschritte 
im  Steuerverfahren  selbst  bei  gewissen  indirecten,  imAnschluss 
an  die  Production  aufgelegten  Verbrauchssteuern,  wodurch 
aus  rein  steuertechnischen  Gründen  Aenderungen  möglich 
oder  selbst  im  Interesse  der  Production  und  der  gleichmässigeu 
Steuervertheilung  geboten  werden,  so  bei  der  Besteuerung  des 
Branntweins,  Zuckers  u.  a.  m. 

Sodann  bringt  es  umgekehrt  die  Entwicklung  der  Volks- 
wirthschaft,  des  Communicationswesens,  des  Verkehrs,  des  öftent- 
lichen  Lebens  u.  s.  w.  auch  wohl  mit  sich,  dass  gewisse  Steuern 
oder  Steuereinrichtungen,  Erhebungsformen  u.  dgl.  ausserordent- 
lich lästig  werden,  besonders  zur  Defraude  anregen,  so 
auch  steigende  Kosten  machen,  unergiebiger  und  ungleich- 
massiger  werden.  So  kann  es  z.  B.  mit  directen  Personalsteuern 
auf  die  unteren  Classen,  mit  gewissen  Arten  von  Zöllen,  mit  städti- 
schen Thorsteuern  (Octrois),  mit  gewissen  Verkehrssteuern  gehen. 
Da  bei  einer  solchen  Entwicklung  der  Dinge  Ersatz  durch  andere 
passende  Steuern  gewöhnlich  nicht  sehr  schwer  sein  wird,  dürfen 
hier  wohl  die  steuertechnischen  Rücksichten  für  sich  den  Aus- 
schlag gegen  solche  Steuern  geben:  ein  Gesichtspunct,  welcher 
bei  neueren  Steuerreformen  nicht  selten  massgebend  war.  ^j 


")  So  sprechen  z.  B.  die  Schwierigkeiten  der  Erliebung  der  preuss.  Classensteuer 
in  den  unteren  Stufen,  die  Legion  der  Mahnungen ,  Executioncn ,  die  Kosten ,  das  so 
erregte  Udium  heute,  Ijei  Freizügigkeit  u.  8.  w. ,  we!<entlich  mit  für  die  Aufhebung 
dieser  Steuer  für  kleinere  Einkouiuien. 
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2.  Abschnitt. 

I'ebersicht  über  die   firuiid/ü|re  der  «('sclnolitlicheii  Entwickliiii«' 

des  Steuersystems  und  der  Steuennten, 

Ein  bezüglicher  Absi-bnitt  lelilt  bei  Kau,  einzelne  hierher  gehörige  Notizen  in 
seiner  spec.  Steucrlehre.  Auch  Stein  giobt  I,  402  11'.  in  s.  ..Elementen  der  (ieschiclite 
des  Steuerwesens"  nur  eine  Uebersicht  über  die  Entwicklung  der  (iesammt-Besteuerung 
unter  Hervorhebung  der  leitenden  Principien  in  den  Hauptperioden,  welche  er  unter- 
scheidet. Erst  in  der  spec.  Steuerlehre  linden  sich  dann  bei  jeder  einzelnen  grösseren 
Steuergruppe  Skizzen  ihrer  gescliichtl.  Entwicklung.  Die  Aufgabe  dieses  Abschnitts 
iit  eine  andere:  es  soll  gezeigt  werden,  wie  die  fortschreitende  quantitative 
und  namentlich  qualitative  Differenzirung  des  Nationaleinkommens 
u.  Vermögens  bei  den  Einzelwirthschaften,  wesentlich  die  Folge  wachsen- 
der u.  immer  feinerer  Arbeitstheilung,  mit  N  oth  wendigkeit  zu  einer 
immer  stärkeren  u.  rationelleren  Specialisirung  der  Besteuerung  u.  zur 
Entwicklung  eines  complicirten  Steuersystems  führen  muss,  wofür  eben  die 
geschichtlichen  Thatsachen  die  Belege  bilden.  Wie  stets,  so  hat  auch  hier 
die  ,. Geschichte"  vor  Allem  die  Aufgabe,  für  die  nach  der  Methode  der 
Deduction  abgeleiteten  ,, allgemeinen  Sätze"  oder  „Gesetze"  als  Controlmittel  und 
y er ifications verfahren  zu  dienen  und  sodann  im  Einzelnen,  namentlich 
da.  wo  die  Deduction  wegen  der  Complicirtheit  der  Verhältnisse  schwieriger  anzu- 
wenden wird,  das  Material  zu  Inductions Schlüssen  zu  liefern,  durch  welche  aus 
denThatsachen  selbst,  als  den  Wirkungen  von  hypothetisch  angenommenen 
oder  unbekannten  Ursachen,  das  „allgemeine  Princip"  der  Entwicklung  der 
Steuerarten  ., inducirt"  wird.  Es  liegt  aber  nicht  allein  an  der  ünvoUkommenheit 
der  bisherigen  geschichtlichen  Untersuchungen ,  bei  denen  kaum  auch  nur  auf  ein 
solches  allgemeines  ökonomisches  und  sociales  Entwicklungsprincip  das  Augenmerk 
gelenkt  wnrde ,  sondern  im  Wesen  dieses ,  wie  alles  nationalökonomischen  „Stoffs", 
dass  die  Deduction  dauernd  auch  hier  den  Vorrang  behält.  Die  Gefahr  falscher 
Generalisationen  ist  dabei  hier  wie  sonst  auf  dem  Gebiete  der  Volkswirthschaftslehre 
nicht  zu  läugnen.  Man  vermeidet  sie  freilich,  wenn  man  sich  bloss  auf  die  Stoff- 
anhäufung und  Zusammenstellung  beschränkt,  aber  mit  jener  „Gefahr"  fällt  auch  die 
^Möglichkeit  fort,  zu  allgemeineren  Ergebnissen  zu  gelangen,  auf  die  es  schliesslich 
in  der  Wissenschaft  allein  ankommt. 

Die  einzige,  aber  freilich  höchst  bedeutende  Vorarbeit  für  die  Lösung  der  be- 
zeichneten Aufgabe  sind  Kodbertus  classische  Arbeiten  über  altröm.  Steuergeschichte. 
S.  bes.  oben  S.  192  Note  34.  Dieser  gedankenreiche  „historische"  National- 
ökonom liefert  für  das  röm.  Kaigerreich  den  Beweis  im  Einzelnen,  den  ich  im  Folgen- 
den für  die  Besteuerung  fortschreitender  Cultur  Völker  überhaupt  zu 
bringen  suche.  Die  erste  Anregung  verdankt  dieser  Versuch  somit  Eodbertus. 
Stein  hat  die  ganze  Aufgabe  wohl  nur  an  sich  vorbeigehen  lassen,  weil  er  diese 
historische  und  zugleich  principielle  Auffassung  des  Wirthschaftslebens ,  wie 
sie  Kodbertus  vertritt,  überhaupt  nicht  gewonnen  hat.  Auch  bei  Schmoll  er  indem 
schönen  Aufs,  über  die  Epochen  der  preuss.  Finanzpolitik  fehlt  doch  zu  sehr,  neben 
der  rein  historischen,  die  nationalökonomische  Behandlung  der  einschlagenden 
Fragen,  so  dass  nur  einzelne  Bemerkungen  von  ihm  in  den  Kahmen  der  folgenden 
Erörterungen  fallen. 

Eine  allgemeine  Steuergeschichtc ,  in  vergleichender  Weise  gearbeitet, 
fehlt  noch  ganz.  Die  specielle  Steuergeschichte  einzelner  Staaten  und  Zeiten  ist 
selbst  noch  zu  wenig  ausgebildet,  um  vollständiges  Material  zum  Beleg  u.  zur  Controle 
für  die  Untersuchung  in  diesem  Abschnitt  zu  bieten.  Sie  liefert  aber  immerhin  schon 
manchen  brauchbaren  Stoff'.  S.  die  betreuenden  Schriften  zur  Finanzgeschichte  über- 
haupt u.  zur  Steuergeschichte  speciell  im  1.  B.  1.  Aufl.  S.  27,  2.  Aulil.  S.  4(5  u.  oben 
S.  149.  Die  Belege  für  die  einzelnen  Ausfiihrungen  u.  Sätze  im  Text  lassen  sich  aus 
der  Steuergeschichte  der  in  Betracht  kommenden  antiken,  mittelalterlichen  u,  modernen 
Völker  unschwer  zusammenstellen,  liefern  aber  doch  den  förmlichen  Beweis  dafür 
nicht  genügend,  weil  man  sich  dabei  unvermeidlich  auf  die  mehr  notizenartige 
Hervorhebung  einzelner,   wenn  auch  characteristischer,  Thatsachen  beschränken  muss. 

25* 
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Ich  habe  es  vorgezogen,  in  einem  Anhang  am  Schluss  dieses  Bandes  das 
Steuerwesen  einiger  wichtigeren  Länder  und  Perioden  in  einem  kurzen  historischen 
üeberblick,  aber  doch  im  Zusammenhang,  vorzuführen.  Dadurch  werden  Belege  für 
das  im  Text  Entwickelte  geliefert  u.  zugleich  andere  finanzwissenschaftliche  u.  finanz- 
statistische Interessen  besser  befriedigt,  als  durch  das  Herausreissen  einzelner  steuer- 
geschichtlicher und  steuerstatistischcr  Tliatsacheli  aus  dem  Zusammenhang.  Dieser 
Anhang  gehört  daher  auch  zu  der  ganzen  „allgemeinen  Steuerlehre",  für  deren  ver- 
schiedene Abschnitte  er  manches  historische  Material  zum  Beleg  und  zur  Ergänzung 
liefert.  Siiecielle  Belege  in  Noten  sind  deshalb  im  folg.  Abschnitt  unterblieben ,  um 
AViederholungen  zu  vermeiden.     Weiteres  in  der  speciellen  Steuerlehre. 

I.  —  §.  438.  Die  Aufgabe.  Bevor  vom  nächsten  (3.)  Ab- 
schnitt an  die  Aufgaben  untersucht  werden,  welche  für  die  Finanz- 
wissenschaft in  Bezug  auf  die  Bildung  des  Steuersystems  selbst 
vorliegen,  soll  in  diesem  Abschnitt  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung des  Steuersystems  in  den  Grundzügen  vor- 
geführt werden.  Es  handelt  sich  dabei  um  die  Gewinnung  ge- 
wisser allgemeiner  Sätze  (oder  „Gesetze'')  der  Entwicklung, 
wie  sie  aus  dem  Wesen  der  Volkswirthschaft  und  der  wirthschaften- 
den  Menschen  einer-,  aus  den  geschichtlichen  Thatsachen  im  Leben 
von  fortschreitenden  Culturvölkern  andrerseits  zu  abstrahiren  sind. 
Ein  solches  Verfahren  der  „Generalisation"  und  der  „Abstraction" 
ist  auch  hier  geboten,  und  zwar  zunächst  im  Interesse  der  wissen- 
schaftlichen Erkenutniss  und  des  Verständnisses  der  einzelnen  ge- 
schichtlichen Vorgänge,  die  in  der  Wissenschaft  der  Politischen 
Oekonomie,  daher  auch  in  der  Finanzwissenschaft  nicht  schon  als 
solche,  sondern  nur  als  Symptome  und  Belege  der  gesetzmässigen 
Entwicklung  und  des  Typischen  der  Erscheinungen  in  Betracht 
kommen;  sodann  im  Interesse  der  besseren  Lösung  der  theoreti- 
schen und  practischen  Auigaben  für  die  Bildung  eines  richtigen 
Steuersystems  selbst,  weil  dabei  immer  möglichst  an  die  geschicht- 
liche Entwicklung  anzuknüpfen,  die  bestehende  Besteuerung  daher 
nicht  umzustossen,  sondern  eventuell  nur  zu  reformiren  ist.  Kleine 
Wiederholungen  von  Puncten,  welche  in  diesem  Abschnitt  berührt 
werden,  lassen  sich  bei  dieser  Behandlungsweise  in  den  folgenden 
Abschnitten  nicht  ganz  vermeiden.  Die  Betrachtungsweise  ist  da- 
bei aber  eine  verschiedene:  jetzt  ist  vornemlich  nur  die  Entwick- 
lung selbst  in  ihren  Grundzügen  darzulegen,  um  festzustellen, 
„was  ist"  und  „was  und  wie  es  geworden  ist",  wobei  die 
Beurtheilung  der  Zweckmässigkeit  zwar  zum  Behuf  der  Erklärung 
nicht  immer  ganz  zu  vermeiden  ist,  aber  in  zweite  Linie  tritt.  In 
den  Abschnitten  von  der  finanzwissenschaftlichen  Bildung  des  Steuer- 
systems handelt  es  sich  dagegen  um  die  Beantwortung  der  Fragen 
„was    sein    soll"    und   „warum   es   sein  soll",    damit   das 
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Steiicrsv  stcni  1  h  c  o  r  c  t  i  s  c  h  r  i  c  h  t  i p;  und  p  r  a c  1  i  s  c li  1)  r  a  u  c  li  b  a  r 
lind  in  ni  ö  g  1  i  c  h  s  t  c  r  U  c  b  e  r e  i  n  s  t  i  ni  ni  ii  u  g  ni  i  t  den  oberste  n 
Steuerprincipien  sei.  Der  Hinweis  auf  die  geschichtliche  Ent 
Wicklung  und  auf  die  bestehende  Einriclitung  des  Steuerwesens 
hat  dabei  aber  öfter  mit  zu  Zwecken  der  Beweisführung  zu  dienen. 

Die  hier  eingeschlagene  Behandlungsweise  ermöglicht  dann 
auch  wohl  in  formeller  Beziehung  eine  bessere  Uebersicht  sowohl 
der  Entwicklung  der  Besteuerung  als  der  zu  Eisenden  Steuer- 
probleme. Bei  dem  grossen  Umfang  der  Aufgaben  in  Bezug  auf 
die  tinanzwissenschaftliche  Bildung  des  Steuersystems  würde  es 
sonst  nicht  leicht  sein,  den  Faden  der  geschichtlichen  Entwicklung 
des  Steuersystems  immer  im  Auge  zu  behalten. 

II.  —  §.  439.  Abhängigkeitsverhältnisse  der  Steuer- 
ent  wickln  Dg.  Die  geschichtliche  Entwicklung  des  Steuersystems 
oder  m.  a.  AV.  der  einzelnen  Steuerarten,  welche  practisch  als  ein 
solches  System  —  wenngleich  vielleicht  nur:  wohl  oder  übel  — 
fungiren,  hängt  regelmässig  mit  den  früher  besprochenen  inneren 
politischen  und  mit  den  socialen  Verhältnissen  zusammen. 
Ueberwiegend  ist  sie  aber  stets  durch  die  Entwicklung  der 
Volks  wir  thschaft  selbst  bedingt:  direct  und  indirect,  daher 
letzteren  Falls  wieder  durch  das  Medium  der  inneren  politischen 
und  socialen  Verhältnisse,  die  sich  ihrerseits  unter  dem  Einfluss 
der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  umändern.  Nainentlich  die 
auf  dem  Princip  vermehrter  und  feinerer  Arbeits theilung 
beruhende  Entwicklung  des  privatwirthschaftlichen  Systems 
in  der  Volkswirthschaft  und  seiner  Eechts Ordnung  für  Besitz 
(Eigenthnm)  und  Erwerb  ist  der  entscheidende  Factor  auch 
für  die  Entwicklung  des  Steuersystems  und  der  Steuerarten. 
Es  ergiebt  sich  hier  eine  immer  grössere  und  mannigfaltigere 
quantitative  und  auch  qualitative  Differenzi  rung  des 
Volkseinkommens  und  Volks  Vermögens,  der  sich  die  Be- 
steuerung durch  ihre  Specialisirung  und  systematische 
Ausbildung  anpassen  muss  und  factisch  anpasst. 

Gewisse  gemeinsame  Gruudzüge  in  der  Steuerentwick- 
lung fortschreitender  Colturvölker ,  bei  aller  Verschiedenheit  im 
Einzelnen,  sind  daher  von  vornherein  wahrscheinlich  und  werden 
durch  die  Erfahrung  bestätigt.  Denn  sie  gehen  aus  der  relativen 
Gleichartigkeit  der  volkswirthschaftlichen  und  der  damit  zusammen- 
hängenden rechtlichen  und  technischen  Verhältnisse,  der  Arbeits-, 
Erwerbs-   und  Besitztheilung-  hervor.     Die  öffentlichen  Ge- 
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nie  in  wirthsc  haften  entwickeln  sich  und  steigern  ihren  Fiuanz- 
bedarf,  zugleich  um  so  mehr,  je  mehr  die  Naturalwirthschait 
im  Verkehr  durch  die  G e  1  d wirthschaft  verdrängt  wird  und  dem- 
nach auch  unmittelbar  verlangte  und  geleistete  Dienste 
(Wehrwesen!)  durch  solche  Dienste  ersetzt  werden,  über  welche 
erst  mit  Hilfe  von  Geld  oder  wenigstens  von  naturalen 
Sachgütern,  die  zur  Zahlungsleistung  dienen,  verfügt  wird. 
Erst  hier  wird  der  öffentliche,  besonders  der  Staatsbedarf 
immer  mehr  F  i  n  a  n  z  bedarf.  Zur  Deckung  desselben  reichen  die 
oft  sogar  absolut  sich  vermindernden  Domanial-  und  gebühren- 
artigen Einnahmen  nicht  aus:  die  S t e u e r wirthschaft  muss  sich 
entwickeln.  Diese  kann  aber  ihre  Zwecke  nur  erreichen,  wenn 
sie  wenigstens  einigermassen  der  quantitativen  und  qualitativen 
Diiferenzirung  des  Volks  Vermögens  und  Volkseinkommens  folgt. 
Daher  muss  sich  die  Besteuerung  selbst  entsprechend 
differenziren:  ein  Process,  den  man  das  „Gesetz  der  Diffe- 
renz irung  des  Steuersystems"  nennen  kann. 

Nur  scheinbar  steht  damit  eine  bekannte  andere  Wahrnehmung, 
die  besonders  im  europäischen  Mittelalter  und  von  da  bis  in  die 
Neuzeit  hinein  hervortritt,  in  Widerspruch:  nemlich  das  Vor- 
handensein zahlreicher,  ja  fast  zahlloser  verschieden- 
artiger Abgaben  verschiedensten  Namens^)  gerade  in 
früheren  Zeiten  unter  unentwickelteren  Staats-  und  Wirthschafts- 
verhältnisseu  und  die  allmähliche  Aufhebung  oder  Zusammen- 
ziehung dieser  Abgaben  in  einige  wenige  allgemeine  Hauptsteuern 
oder  die  Ersetzung  jener  durch  letztere:  also  gerade  eine  Ver- 
einfachung des  Steuersystems  als  Product  der  geschichtlichen 
Entwicklung.  So  weichen  z.  B.  die  unzähligen  Grundabgaben 
verschiedenen  Ursprungs,  Art  und  Namens  der  einen  einheitlichen 
Grundsteuer,  die  mancherlei  Abgaben  der  G  e  w  c  r  k  e  der  einen 
allgemeinen  Gewerbesteuer,  die  verschiedenen  Bergwerk s- 
ab gaben  der  einen  allgemeinen  Bergwerksteuer,  die  mehr- 
fachen Personal-,  Kopf-  und  ähnlichen  Steuern  der  einen 
allgemeinen  Einkommensteuer.  Allein  dies  sind  eben  nur  steuer- 
technische Vereinfachungen  in  der  St  euer  Verwaltung  und  Aus- 
scheidungen von  Abgaben,  welche  keinen  oder  keinen  reinen 
Steuer character  besitzen.     In  den  älteren   mannigfachen  Grund- 


^)  Lang  hist.  Entw.  spricht   im  Vorwort   von   750  Arten  Abgaben!     Und   führt 
zahlreiche  in  seinem  Werke  auf. 
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nnd  Gc\vcrljcai)gabcn  wiiren  neben  stcucrrechtlichcn  grundherr- 
liehe  und  gcblihicn artige  Elemente  verschiedenster  Art  ent- 
halten, wie  sie  früheren  politischen  und  wirthschai'tlichen  Rechts- 
ordnungen entsprachen.  Diese  Elemente  werden  grossentheils 
beseitigt  und  dadurch  entsteht  schon  eine  grössere  Einfachheit. 
In  den  übrigen  verschiedenen  Abgaben  wird  aber  das  Gleich- 
artige erkannt  und  sie  werden  demgemäss  zu  einer  Hauptsteuer, 
z.  B.  der  Grundsteuer,  zweckmässig  vereinigt.  Aber  gerade  da- 
bei wird  es  dann  um  so  ersichtlicher,  dass  gewisse  Einkommen, 
Erträge,  Vermögensobjecte  u.  s.  w.  wegen  der  eingetretenen 
Entwicklung  des  pri  va  iwirth  schaft  liehen  Systems 
durch  die  bisherigen  Steuern  und  deren  neuere  Stellvertreter  nicht 
oder  nicht  genügend  getroffen  werden:  daraus  entspringt  dann 
wieder  um  so  mehr  die  zwingende  Nothwendigkeit  einer  Diffe- 
renzirung  der  Besteuerung  und  der  Ausbildung  eines 
eigentlichen  Steuersystems.  Diese  Erscheinung  kann  also 
recht  wohl  gleichzeitig  mit  einer  Vereinfachung  der  historisch  über- 
kommenen, aus  zahlreichen  Spielarten  einer  Steuergattung  be- 
stehenden einzelnen  Steuern  hervortreten,  wie  dies  in  der  neueren 
Steuergeschichte  der  europäischen  Völker  auch   der  Fall  war.  — 

Die  folgende  Skizze  schliesst  sich  an  die  früher  gegebenen 
Eintheilungen  in  Erwerbs-,  Besitz-  und  Gebrauchs  steuern 
oder  in  wesentlich  direct  erhobene  Schätzungen  und  meist 
indirect  erhobene  Verbrauchsteuern  an  (§.  334 ff.  u.  u.  §.  452 ff.). 

A.  —  §.  440.  Schätzungen.  Primitive  Verhältnisse. 
Directe  Grund-  und  Personalsteuern. 

Die  directe  Schätzung  entspricht  den  einfachen  Verhältnissen 
der  unentwickelten  Volkswirthschaft  bei  geringer  Arbeitstheilung. 
Sie  bildet  daher  auch  regelmässig  einen  der  Ausgangspuncte  der 
Besteuerung,  nur  dass  gewisse  theils  gebührenartige,  theils  steuer- 
artige indirecte  Abgaben,  wie  namentlich  Zölle  und  IMarktgelder, 
(§.  445  ff.)  bei  einzelnen  Völkern  wohl  öfters  vorangehen. 

1)  In  primitiven  Zuständen  des  Volkslebens,  jedoch  die 
Sesshaftigkeit  und  den  Uebergang  zu  regelmässigem  Acker- 
bau bereits  als  erfolgt  vorausgesetzt,  finden  sich  namentlich  ge- 
wisse Object-  und  Real  steuern  (wenn  auch  nicht  immer  gleich 
scharf  des  rein  realen  Characters ) ,  besonders  Grün  d  steuern. 
Dazu  treten  aber  nicht  selten  früh  Personalsteuern,  kopfsteuer- 
artige, wie  Heerd-,  Familiensteuern,  oder  eigentliche  Kopf- 
steuern. 
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a)  Die  Grün d steuern  sind  nicht  immer  reine  Steuern,  sondern 
öfters  verbunden  mit  oder  hervorgegangen  aus  grundherrlichen 
und  ähnlichen  Abgaben,  welche  an  die  Gemeinschaft  oder  deren 
Vertreter  (König,  Fürst)  als  Entgelt  für  die  Ueberlassung 
von  öffentlichem,  Gemein-,  fürstlichem  u.  s.  w.  Boden  zur  Nutzung, 
entrichtet  werden  (mittelalterliches  Grund z in swesen).  Ganz  all- 
gemein sind  Abgaben  vorwaltend  letzteren  Characters  in  unter- 
worfenen Ländern  für  die  ursprünglichenLandesbewohner, 
die  im  Grundbesitz  belassen  wurden,  und  auf  erobertem  Boden, 
(wie  im  deutschen  Mittelalter,  in  der  zweiten  Hälfte  desselben  be- 
sonders auf  dem  slawischen  Boden  östlich  der  Elbe)  für  die  neuen 
Ansiedler,  denen  Grundstücke  zum  Anbau  überlassen  werden 
(„Königszins"  u.  dgl).  Dem  Freiheitsbegriff  in  den  älteren  ger- 
manischen Verhältnissen  widersprach  aber  auch  eine  Grundsteuer 
vom  eigenen  Boden  des  Freien.  Bei  der  wesentlichen  Gleichheit 
der  ökonomischen  Lage  und  Landvertheilung,  der  landwirthsch ält- 
lichen Guts-  und  Bewirthschaftungseinheiten  (Hufen)  und  des  Acker- 
bausystems unter  ganz  extensiver  Landwirthschaft  sind  die  von 
den  einzelnen  selbständigen  Besitzern  zu  zahlenden  Grundabgaben 
und  Grundsteuern  meistens  gleich  hoch.  Sie  pflegen  sich  dann 
auch  als  feste  Lasten  oder  Renten  zu  fixiren  und  stellen  so  einen 
bleibenden  Antheil  des  Staats  u.  s.  w.  am  Grundertrage  dar.  Auch 
in  den  Wohnplätzen  selbst  (Dörfern,  Höfen,  dann  später  in  den 
Städten)  finden  sich  solche  Grundabgaben  ähnlicher  Art  und  Ent- 
wicklung. Aus  ihnen  entsteht  wohl  mitunter,  aber  gewöhnlich  erst 
spät,  eine  besondere  Haussteuer,  welche  an  die  Stelle  der 
Grundsteuer  oder  selbst  neben  sie  tritt.  Der  ökonomischen  That- 
sache,  dass  das  Grundeigenthum  und  seine  Bewirthschaftung  die 
wesentlichste  Erwerbs(iuelle  des  Volks  in  diesen  Zeitaltern  ist,  ent- 
spricht diese  vorherrschende  oder  alleinige  Grundbesteuerung  voll- 
kommen. 

b)  Personalabgaben  als  solche  sind  bei  freien  Völkern 
überall  besonders  missliebig.  Sie  finden  sich  daher  anfangs 
gewöhnlich  nur  in  ausserordentlichen  Nothfällen,  z.  B.  zur  Be- 
wältigung einer  Kriegsnoth,  zur  Abzahlung  eines  Kriegstributs  des 
Staats  oder  Volks  an  die  Fremde,  nicht  als  bleibende  Einrichtung. 
Als  letztere  kommen  sie  am  Meisten  l)ci  unterworfenen  Völkern 
oder  bei  Volksclassen  vor,  denen  die  volle  Volksfreiheit 
fehlt.  Die  Form  einer  gleichen  Heerd-  oder  Familiensteuer 
oder    einer    wirklich   allgemeinen    oder   auf  gewisse  Per- 
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sonen  niiinnlichc,  eiwaclisenc  —  bcscliränklcn  Koprsfcuer  ist  in 
ursprünglichen  Verhältnissen  (z.  K.  den  älteren  asiatischen  Des- 
potieen  der  antiken  Welt)  vielfach  zu  tindcn  und  durch  die  relativ 
gleiche  ökonomische  Lage  auch  bedingt  und  gerechtfertigt. 

ij.  441.  —  2)  Fortbildung,  Einkommen-,  Vermögens- 
steuern, Census.  Eine  Fortbildung  der  Grund-  und  nament- 
lich der  Personalabgaben  zu  mehr  einkommensteuer artigen, 
bez.  zu  abgestuften  Personalsteuern,  specicU  der  Grundsteuern  zu 
eigentlichen  Vermögenssteuern  ist  mit  der  weiteren  Entwicklung 
des  Volkslebens  und  der  Volkswirthschaft  öfters  eingetreten.  Oder 
es  kommen  auch  solche  Steuern  als  neue  neben  den  festen 
alten  Steuern  auf,  zunächst  etwa  als  Mittel  zur  Deckung  ausser- 
ordentlicher Bedürfnisse,  dann,  bei  der  geringen  Ergiebigkeit 
und  bei  der  rechtlichen  und  ökonomischen  Schwierigkeit  einer  Er- 
höhung der  alten  Gruud-  und  Personalabgaben,  auch  als  bleibende 
ordentliche  Einnahme. 

Auf  solche  Entwicklung  drängt  theils  die  wachsende  Di ffe- 
renzirung  der  ökonomischen  Lage  der  Einzelnen  und  der  Familien, 
theils,  in  Wechselwirkung  hiermit,  die  vermehrte  Arbeitsthei- 
lung  hin,  welche  schon  in  die  Bodenbestellung  eindringt  und 
neben  dieser  andere  Erwerbsberufe  hervorruft.  Sind  die  bevor- 
rechteten Stände  nicht  rechtlich  von  der  directen  Besteuerung 
überhaupt  befreit,  so  muss  auch  deren  regelmässig  günstigere 
ökonomische  Lage  bei  der  Bemessung  der  Steuern  berücksichtigt 
werden. 

So  bilden  sich  Steuern  aufGnind  eines  Census  des  Vermögens, 
Einkommens,  des  Standes  u.  s.  w.  Begreiflicher  Weise  gern  und 
öfters  zuerst  in  Städten  oder  Stadtstaaten,  wo  die  volks- 
wirthschaftliche  Entwicklung,  die  Arbeitstheilung  und  die  Difte- 
renzirung  der  ökonomischen  Lage  immer  am  Frühesten  und  am 
Vollständigsten  l^latz  greift  (antike  Republiken,  besonders  Demo- 
kratieen,  mittelalterliche  Städte).  Daraus  erklären  sich  die  Vorgänge 
im  städtischen  Steuerwesen  und  die  Abweichungen  auch  in  der 
Staatsbesteuerung  von  Stadt  und  Land,  wenn  der  Staat  (Fürst) 
dort  direct  landesherrliche  Steuern  erhebt.  Dies  ist  nicht  immer 
der  Fall,  sondern  die  Stadt  findet  sich  mit  dem  Herrn  auch  wohl 
über  einen  Gesammtsteuerbetrag,  als  ihre  „Schuldigkeit",  ab  und 
bestreitet  ihn  aus  ihren  eigenen  Einnahmen  (deutsche  mittelalterliche 
Städtesteuern).  Eventuell  erhebt  sie  die  Steuern  dafür  nach  ihrem 
eigenen  System.     Also  eine  Art  Matricularu  mlage. 
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§.  442.  — 3)  Besondere  Steuern  auf  andere  Erwerbs- 
arten neben  dem  landwirthschaftlichen  Erwerb.  Er- 
tragssteuersystem. Neben  solchen  allgem  eineren  directen 
Steuern  auf  Vermögen,  Einkommen  u.  s.  w.  im'  entwickelteren 
Geraeinwesen  führt  die  fortschreitende  Arbeitstheilung  zwischen 
Bodenbestellung  und  Rohstoffgewinnung  einer-,  Stoffverarbeituug 
anderseits,  —  wie  sie  (im  Gegensatz  zum  Alterthum)  dem  Mittel- 
alter und  der  Neuzeit  und  deren  Besitz-  und  Erwerbsordnung 
eigen  ist,  und  wie  sie  sich  sonst  auch  innerhalb  der  Städte  selbst 
entwickelt,  —  zu  neuen  besonderen  directen  Steuern  als  Seiten- 
stück zur  landwirthschaftlichen  Grundsteuer.  Die  Verselbständigung 
und  wachsende  Bedeutung  der  Gewerksarbeit  (Industrie;  Hand- 
werk, später  Fabrikation)  und  ihres  Ertrags  bedingt  dies.  Diesem 
neuen  steuerfähigen  Zweige  werden  besondere  Abgaben  aufgelegt. 
Anfangs  gebührenartige,  welche  gleichzeitig  oder  überwiegend 
specieller  Entgelt  für  specielle  öffentliche  Leistungen  an  die 
Gewerktreibenden  sind,  aber  doch  schon  etwas  von  eigentlicher 
Steuer  an  sich  haben;  ferner  verwandte  Abgaben,  welche  für  Ge- 
währung von  Rechten,  „Freiheiten",  Privilegien,  Vergünstigungen, 
Exemtionen,  Concessionirung  u.  s.  w.  zu  entrichten  sind;  so  mannig- 
faltig im  Mittelalter.  Schliesslich  aber  gehen  aus  solchen  Abgaben 
gemischten  Characters  reine  Steuern  hervor  oder  treten  als 
wichtigere  besondere  Abgaben  hinzu:  ei gentlic  he  Gew  erbe- 
steuern, für  kleinere  und  grössere  Gruppen  von  Gewerken,  mit 
der  Tendenz,  allmählich  alle  die  letzteren  zu  umfassen.  In  ähnlicher 
Weise  entwickeln  sich  Abgaben  und  schliesslich  eigentliche  beson- 
dere Steuern  für  die  Handeltreibenden,  zuletzt  auch  für  die 
Angehörigen  der  liberalen  Professionen,  oder  die  „Gewerbe- 
steuer" wird  auf  sie  als  „Erwerbsteuer"  oder  dgl.  m.  mit  ausgedehnt. 
In  den  städtischen  Steuern  kommt  diese  Entwicklung  zuerst 
zum  Dnrchbruch.  Das  Staatssteuersystem  folgt  nach.  Schon  die 
alte  Welt  zeigt  in  ihren  Stadtstaaten,  das  spätere  Mittelalter  in 
seinen  Städten,  nach  grösserem  Aufschwung  von  Gewerk  und 
Handel,  deutliche  Spuren  einer  solchen  Gestaltung.  Immer  folge- 
richtiger und  bewusster  tritt  sie  im  Staatssteuerwesen  der  Neuzeit, 
zumal  seit  der  Ikschränkung  der  finanziellen  Autonomie  der 
Städte,  hervor. 

Die  Ausbildung  des  modernen  „rationellen'^  „Ertrags Steuer- 
systems" ist  der  einstweilen  letzte  Ausläufer  dieser  Bewegung. 
Das   „System"    ist    hier    vervollständigt    durch    Kapitalreuten- 
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steuern  für  die  neue  ökonomische  Classe  von  Zinsrenten  lebender 
„Rentiers'':  hie  und  da  auch  durch  „specielle  Einkomme  n- 
steuern"  von  Beamten  und  Lohnarbeitern.  Auch  die  Grund- 
steuer wird  reformirt,  weil  die  alte  Veranlagung  bei  der  einge- 
tretenen Veränderung  der  Bodeuvertheilung  und  der  nunmehrigen 
Verschiedenheit  in  der  Ackerbautechuik  oder  im  Bcwirthschaftungs- 
systeni  nicht  mehr  genügt  und  einfache  Erhöhung  der  alten  Sätze 
zu  ungleich  trifft.  Daher  die  neueren  „rationellen"  Grundsteuern 
auf  der  Basis  umfassender  Bodeukatastrirung,  —  ein  Hauptglied 
im  Ertragssteuersystera. 

Die  wirthschaftliche  Grundlage,  auf  welcher  sich  diese  ganze 
Entwicklung  vollzieht,  ist  aber  doch  die  Verselbständigung, 
immer  weitere  Differenzirung  und  immer  grösser  werdende 
Bedeutung  derjenigen  Zweige  des  Volkseinkommens  (oder  des 
Ertrags  der  Volkswirthschaft),  welche  nicht  aus  landwirthschaftlichcr 
Bodenbenutzung  herrühren.  Die  ausgebildete  Berufs -Arbeitstbeilung 
führt  zur  Bildung  ökonomischer  Besitz-,  Erwerbs-  und  Arbeits- 
classen,  an  welche  sich  das  Volkseinkommen  vertlieilt  und  welchen 
die  Steuerkategorieen  entsprechen. 

§.  443.—  4)  Ergänzende  Steuern,  von  Besitzwechsel, 
Erbschaften,  Verkehrssteuern.  Eine  zum  Theil  schon  ältere 
Ergänzung,  welche  in  neuester  Zeit  nur  systematischer  durchgeführt 
wird,  finden  diese  verschiedenen  directen  Steuern  in  mancherlei 
Abgaben  oft  sehr  verschiedenen  Ursprungs  bei  Gelegenheit  des 
Besitzwechsels,  von  ganzen  Vermögen,  wie  bei  Erb- 
schaften, oder  von  einzelnen  Vermögensobjecten,  besonders 
von  Immobilien,  beim  Verkauf  und  dgl.  m.  Mitunter  liegt  der 
Ursprung  solcher  Abgaben  in  grundherrlichen  und  ähnlichen  Ver- 
hältnissen (Obereigenthum).  Die  Abgabe  erscheint  hier  als  eine 
Art  Gebühr  für  die  Zulassung  des  betreffenden  Rechtsgeschäfts, 
Eigenthumsübergangs,  Erbübergangs  u.  s.  w.,  oder  sie  ist  ein  Zeichen 
der  Anerkennung  des  Obereigenthums  Seitens  der  Pflichtigen.  Mit- 
unter hat  die  Abgabe  in  anderer  Beziehung  einen  Gebtihrencharacter, 
indem  sie  für  die  Mitwirkung  eines  öffentlichen  Organs  (so  z.  B. 
schon  in  merovingischer  und  carolingischer  Zeit  ein  Zehntel  der 
Erbschaft  an  den  König  für  die  Schlichtung  von  Erbstreitigkeiten), 
für  die  Gewährung  des  Rechtsschutzes  erfolgt.  Mit  der  Veränderung 
der  zu  Grunde  liegenden  Rechte  und  Anschauungen  schwindet  dies 
Gebührenelement,  aber  die  Abgabe  bleibt,  wird  mehr  reine  Steuer 
und  wird   umfassender  ausgebildet,    besonders  durch   Ausdehnung 
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auf  analoge  Fälle.  So  geschieht  es  in  der  Neuzeit  seit  dem  17.  Jahr- 
hundert im  Gebiete  des  „Stempelwesens",  dessen  mannigfaltige 
Kategorieen  gebiihrenartige  und  verkehrssteuerartige  Elemente 
vereinen. 

Auch  hier  zeigt  sich  nun  die  Fortentwicklung  der  Volks- 
wirt h  s  c  h  a  ft  und  des  Verkehrs  von  Einfluss.  Neue  Gestaltungen 
darin,  im  Handelsbetrieb,  in  den  Creditgeschäften,  geben  die  äussere 
Möglichkeit  und  öfters  den  Anlass  zu  solchen  „Verkehrs- 
steueru".  Hier  lassen  sich  aber  auch  Erträge  und  Gewinne 
voraussetzen,  welche  einem  neuen  Stadium  der  Arbeits- 
theilung  entsprechen  und  durch  die  bisherigen  Steuern  nicht 
genügend  getroffen  werden.  Bei  aller  gerade  auf  dem  Gebiet  des 
Stempels,  der  Verkehrssteuern,  Besitzwechselsteuern  vorgekommenen 
superfiscalischen  Tendenz  und  rohen  Durchführung  der  Besteuerung 
konnte  diesen  Abgabeformen  daher  auch  eine  gewisse  innere  Be- 
rechtigung nicht  abgesprochen  werden.  Erst  die  neueste  Phase 
der  Finanzwissenschaft  hat  dies  freilich  erkannt  und  weiss  es 
näher  zu  begründen  und  zu  begrenzen  (§.  469  ff.).  Damit  sind 
aber  auch  diese  Steuern  in  den  Zusammenhang  mit  der  neueren 
Entwicklung  des  volkswirthschaftlichen  Verkehrs  und  Erwerbs- 
systems gebracht.  Gerade  diese  Entwicklung  machte  die  ältere 
Besteuerung  lückenhaft,  ungleichmässig  und  ergänzungsbedürftig 
und  rechtfertigt  und  verlangt  eine  Ergänzung  derselben  durch  ein 
Verkehrsteuer  System. 

§.  444.  —  5)  Moderne  Einkommen-  und  V  er  mögen  s - 
be Steuerung.  In  gleicher  Weise  steht  auch  die  neueste  Ten- 
denz in  der  directen  Besteuerung  mit  abermaligen  Veränderungen  im 
privatwirthschaftlichen  System  der  Volkswirthschaft,  seiner  Technik, 
seiner  Eigenthums-  und  Erwerbsordnung  und  seiner  Vertheilung  des 
Grund-  und  Kapitaleigenthums  unter  die  verschiedenen  Kategorieen 
der  Privatwirthschaften  in  ursächlichem  Zusammenhang.  Freilich 
machen  sich  gerade  hierbei  neuere  sociale  Ideen  in  derselben 
Ivichtung  besonders  mit  geltend:  es  tritt  das  Streben  nach  allge- 
meinen Einkommensteuern  in  Theorie  und  Praxis,  theilweise 
auch  nach  allgemeinen  Vermögen  steuern  hervor.  Diese 
Steuern  sollen  ergänzend  neben  die  älteren  Ertragssteuern,  zum 
Thcil  auch  als  Ersatz  statt  derselben  eintreten,  also  eine  Ge- 
staltung, welche  insofern  auf  frühere,  dem  ausgebildeten  Ertrag- 
steuersystem vorang.ehcude  Steuerformen  zurückgreift.    Das  schein- 
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bar  Aiil'talloudc  dieser  Temlenz  tiiidet  aber  in  der  Tbat  in  uenereu 
Veräiiderungen  des  Erwerbslebens  seine  vollständige  Erklärung 
und  Begründung. 

Das  moderne  Ertragsteuersystem  bat  seine  „rationelle"  Aus- 
und  Diirebbilduug  eigentlicb  erst  zu  einer  Zeit  erfahren,  wo  es  der 
privatwirthschaftlichen  Organisation  und  Erwerbsordnung  sehon 
nicht  mehr  recht  entsprach:  seit  dem  vorigen,  vielfach  erst  im 
Laufe  des  Jetzigen  Jahrhunderts,  wo  die  neue  Technik  und  die 
neuen  politischen  und  volkswirthschaftlicheu  Ideen  die  ohnehin 
theilweise  schon  überlebte  alte  Erwerbsordnung  sprengten  und  das 
„^System  der  freien  Concurrenz'-  in  allen  Productionszweigen  durch- 
drang. Jenes  Ertragsteuersystem  beruht  auf  zwei  Voraussetzungen, 
einer  wirthschaftlicheu  und  wirthschaftspolitischen,  und  einer  tech- 
nischen, welche  beide  schon  zur  Zeit  der  Ausbildung  des  Systems 
nur  noch  theilweise  bestanden:  es  setzte  einmal  eine  gewisse  feste, 
wirthschaftlich  begründete  und  selbst  im  Erwerbs-  und  Berufsrecht 
einigermassen  tixirte  A  rbeitstheilung  zwischen  den  grossen 
Zweigen  der  Production,  besonders  zwischen  ländlicher  und  städti- 
scher Arbeit,  Landwirthschaft,  Industrie,  Handel,  liberalen  Berufen 
und  den  einzelnen  Unternehmungsgruppen  jeder  dieser  Abtheilungen 
und  es  setzte  sodann  eine  relativ  stabile  Technik  in  den  ein- 
zelnen Productionsgebieten  voraus.  Alsdann  Hess  sich  mit  ihm 
der  Zweck,  die  einzelnen  productiven  Classen,  die  zu  einer  jeden 
gehörigen  Unternehmungen  und  Personen  leidlich  gleichmässig  zu 
besteuern,  einigermassen  erreichen.  Aber  diese  Voraussetzungen 
zerfielen  mit  dem  Untergang  der  alten  Wirthschaftsordnungen,  der 
Agrar-,  Gewerbeverfassung  (Zunftwesen)  u.  s.  w.  und  mit  der 
neuen  landwirthschaftlichen  und  gewerklichen  Technik,  dem  neuen 
Communicationswesen  immer  mehr.  Das  Ertragsteuersystem,  welches 
auf  eine  relative  Festigkeit  und  Dauer  dieser  Verhältnisse  berechnet 
war,  wurde  daher  schon  bei  gleichbleibender  Höhe  der  Besteuerung 
immer  mangelhafter.  Denn  die  wirthschaftliche  und  technische 
Entwicklung  der  Productionszweige  war  sehr  verschieden  und  auch 
bei  demselben  Zweige  örtlich  sehr  ungleich.  Der  Finanzbedarf  für 
den  Staat  und  die  Selbstverwaltungskörper  wuchs  aber  immer  mehr. 
Eine  einfache  Erhöhung  der  Sätze  erwies  sich  nunmehr  doppelt 
unausführbar,  ohne  die  grössten  Härten.  Für  eine  anderweite  Ver- 
theilong  des  Steuerbedarfs  fehlte  aber  in  dem  Ertragsteuersystem 
der  Schlüssel  und  auch  Reformen  dieses  Systems  führten  unmöglich 
zum  Ziele. 
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So  drängte  Alles  nacb  einem  andren  System  directer  Be- 
steuerung, einem  beweglicheren,  welches  sich  den  steeten 
Verschiebungen  zwischen  den  Prodnctionszweigen,  zwischen 
Gross-  und  Kleinbetrieb,  und  den  ewigen  Veränderungen  der 
Technik  mehr  anpasste  oder,  m.  a.  W.,  von  den  obigen  Voraus- 
setzungen mehr  absah:  das  ist  die  m  oderne  Einkommen-  und 
Vermögensbesteuerung,  auf  die  sie  wirthschaftlich  und  tech- 
nisch bedingenden  Momente  zurückgeführt. 

B.  —  §.  445.     Die  Verbrauchsbesteuerung. 

1)  Primitive  Verhältnisse.  Eine  Besteuerung,  welche 
einzelne  Verbrauchsgegenstände  trifft  oder  sich  an  Verbrauchsacte 
anschliesst,  fehlt  in  primitiven  Verhältnissen  regelmässig  solange, 
als  nicht  ein  gewisser  Handels-  und  Marktverkehr  und  die 
ihn  bedingende  Arbeitstheilung  eingetreten  ist.  Vordem 
mangeln  dafür  auch  die  noth wendigen  steuertechnischen  Be- 
dingungen, nemlich  ein  geeigneter  Erhebungs-  undCoutrol- 
apparat.  Namentlich  aber  ist  mit  der  vorherrschenden  Xatural- 
wirthschaft,  d.h.  hier  der  fast  ausschliesslichen  Eigenproduetion 
für  den  eigenen  Consum,  eine  solche  Besteuerung  sogut  wie  unver- 
einbar. Machen  sich  doch  auch  später  bei  solcher  Naturalwirthschaft 
fast  unüberwindliche  Schwierigkeiten  der  Verbrauchsbesteuerung 
noch  geltend  (bei  der  "Wein-,  Bier-,  Tabaksteuer  u.  s.  w.). 

2)  Die  erste  Entstehung  der  Verbrauchsbesteueruug  ist 
daher  regelmässig  an  die  Voraussetzung  einer  gewissen  Entwicklung 
der  Arbeitstheilung  und  des  Marktverkehrs  gebunden.  Hier, 
wo  sich  Producent  und  Consument  trennen  und  wo  eine 
Ortsveränderung  der  Sachgüter,  zunächst  der  landwirthschaft- 
lichen  Erzeugnisse  und  gewisser  Handelswaaren  (Fabrikate,  Producte 
fremder  Zonen),  eintritt,  auch  jene  ersteren  Güter  eben  „Waaren" 
werden,  die  auf  einen  „Markt"  gebracht  werden,  sehen  wir  sehr 
allgemein  Abgaben  entstehen,  aus  welchen  sich  mit  der  Zeit  immer 
reiner  eigentliche  Verbrauchssteuern  entpuppen.  Denn  anfänglich 
haben  diese  Abgaben  letzteren  Charucter  nicht  oder  nur  zum 
Theil  und  sollen  ihn  wohl  auch  absichtlich  nicht  haben.  Sie  sind 
vielmehr  sehr  verschiedenartig.  So  finden  sich  Abgaben  in  der 
Form  von  Passage-  (Transit-)  und  Wegezüllen,  welche  theils 
für  die  Erlaubniss  des  Transports,  der  Fortführung  aus  dem  Pro- 
ductionsort,  und  des  Rechts  zum  Handelsbetrieb,  theils  für  die  Ge- 
währung von  Rechtsschutz,  theils  für  die  Benutzung  des  Wegs u. s.w. 
entrichtet   werden   und   somit  überwiegend    gebührenartiger  Natur 
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siud  oder  wenigstcus  sein  solleu.  Oder  die  Abgaben  weiden  als 
Marktabgaben  bei  der  Zuführung  zum  Marktort,  bei  der  Ein- 
bringung in  die  Stadt  (Thorabgaben),  bei  der  Benutzung  des 
^larktplatzes  und  der  ]\[arktstilnde  entrichtet  und  sind  theilweise 
oder  sollen  sein  Entgelte  für  die  Gewährung  des  Rechts,  in  ein 
fremdes  ^[arktgebiet  Waaren  einzuführen,  i\Iarktschutz  zu  geniessen, 
Einrichtungen  des  Markts  zu  benutzen  u.  s.  w.:  also  auch  wieder 
„Gebühren'^  Die  wenngleich  schon  nicht  immer  mehr  zutrctVcnde 
Voraussetzung  bei  der  Auflegung  solcher  Abgaben  ist  auch  oftmals, 
dass  sie  von  den  Personen,  welche  sie  zunächst  zahlen,  endgiltig 
getragen  werden,  dass  sie  also  deren  Erwerb  und  Gewinn,  nicht 
die  Consnmenten  treffen. 

Im  Wesentlichen  beruht,  bei  manchen  sonstigen  Abweichungen, 
auch  die  Entwicklung  von  Zollabgaben  für  Waaren  im  Verkehr 
mit  der  Fremde,  bei  der  Ein-  und  Ausfuhr,  auf  densell)en  Grund- 
sätzen. Hier  kommen  dann  nur  zugleich  auch  allgemeine  Grund- 
sätze des  älteren  Fremdenrechts  zur  Geltung,  indem  die  Fremden 
als  solche  wohl  schon  für  das  Recht  des  ungestörten  Handels- 
betriebs Abgaben  erlegen  müssen,  directe  Steuern,  welche  mehr 
eine  Art  Schutzgeld  sind,  Abgaben  von  den  ein-  und  ausgeführten 
Gütern,  welche  sich  den  indirecten  Verbrauchssteuern  nähern.  Da 
der  auswärtige  Handel  noch  roher,  „barbarischer"  Völker  anfangs 
öfters  vorzugsweise  von  Angehörigen  wirthschaftlich  höher  stehender 
Völker  besorgt  wird,  so  bietet  sich  hier  auch  schon  früh  die  selten 
versäumte  Gelegenheit  zu  einer  Besteuerung  dieses  Verkehrs  in  der 
Form  von  Zöllen.  Um  so  mehr,  weil  dieser  Handel  häufig  feinere 
Producte,  Fa)>rikate,  Luxusconsumptibilieu  dem  noch  unentwickelten 
Inland  zuführt. 

Die  vollständige  Durchführung  der  Geld wirthschaft 
dient  zur  grossen  Erleichterung  und  Begünstigung  der  Erhebung 
von  Verbrauchs-  und  ähnlichen  Abgaben.  Aber  die  Voraus- 
setzung dafür  ist  sie  nicht.  Denn  diese  Abgaben  können  und 
werden  thatsächlich  auch  in  gewissen  Geschichtsperioden  in  natura 
erhoben,  d.  h.  gewisse  Quoten  (Stücke  u.  s.  \v.)  der  naturalen  Pro- 
ducte werden  als  Abgabe,  als  Marktgeld,  Zoll  u.  s.  w.  entrichtet. 
Dies  genügt  in  Zeiten  der  Naturalwirthschaft  auch  für  die  Deckung 
des  Finanzbedarfs,  ebenso  gut  wie  die  Naturaleinnahme  von  Do- 
mänen u.  s.  w. 

§.  446.  —  3)  Weiterentwicklung.  Städtische  Zölle, 
Land es-Grenz Zölle.     Neben  dem  Durchdringen  der  Geldwirth- 
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Schaft  und  der  ßeuutzimg  besserer  Communicationsmittel  werden 
solche  Abgaben  auf  höheren  Stufen  der  volks wirthschaftlicheu 
Entwicklung  besonders  durch  die  Bildung  eigentlich  städtischer 
Gemeinwesen  und  politisch  zu  strengerer  Einheit  abgeschlossener 
Staatsgebiete  begünstigt.  Dort  bildet  sich  ein  System 
städtischer  Zölle,  welche  bei  der  Einfuhr  „fremder"  Waareu 
in  die  Stadt  zum  Consum  erhoben  werden,  namentlich  in  der 
Form  der  Thorsteuern  (Octrois,  Accisen).  Im  Staatsgebiet 
entsteht  ein  förmliches  Grenzzollsystem  in  der  dreifachen 
Form  von  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhrzöllen.  Die  E  r  - 
hebungs-  und  Controleinrichtungen  sind  hier  in  der  ab- 
geschlossenen Stadt  und  in  der  oft  ohnehin  beaufsichtigten 
Grenzlinie  des  Staats  leicht  anzubringen.  Die  genannten  städti- 
schen Abgaben  sind  für  die  städtischen  Finanzen  bestimmt.  Wo 
sich  aber  die  Stadt  zum  Stadtstaat  und  zum  eigentlichen  Staat 
entwickelt  (Alterthum,  zweite  Hälfte  des  Mittelalters),  oder  wo  sie 
ihre  autonome  Stellung  mehr  oder  weniger  verliert  und  unter  landes- 
herrliche Gewalt  kommt,  wie  seit  dem  16.  und  17.  Jahrhundert 
immer  mehr  bei  uns,  da  werden  diese  städtischen  Abgaben  auch 
mit  zu  Staats  abgaben  und  namentlich  in  der  letztgenannten 
Periode  mehrfach  ein  Mittel  der  Staatsbesteuerung  der  städtischen 
Bevölkerung  ( „  A  c  c  i  s  e  s  y  s  t  e m ''). 

Uebrigens  sind  auch  diese  städtischen  Zölle  und  die  Grenz- 
zölle nach  ihrer  Tendenz  und  der  ihnen  wenigstens  beigemessenen 
Wirkung,  besonders  im  früheren  Entwicklungsstadium,  noch  nicht 
immer  reine  Verbrauchssteuern  und  selbst  nicht  immer  reine 
Steuern.  Sie  enthalten  auch  jetzt  noch  gebtthrenartige  Ele- 
mente in  sich,  als  Entgelt  für  Leistungen,  für  Benutzung  öffent- 
licher Einrichtung,  für  Schutzgewährung  (Zusammenhang  des  Zolls 
mit  dem  „Geleitsgeld^'j,  für  die  Gewährung  gewisser  Rechte  des 
Handels  u.  s.  w.  Soweit  sie  aber  Steuern  sind,  sollen  sie  den 
kaufmännischen  Gewinn,  eventuell  den  Erwerb  des  Pro- 
ducenten  treffen.  Aber  mehr  und  mehr  treten  dann  diese  Seiten 
des  Verhältnisses  zurück  und  nach  Tendenz  und  thatsächlicher 
Wirkung  werden  diese  Zölle  immer  mehr  eigentliche  Ver- 
brauchssteuern, die  schliesslich  den  städtischen  Consumen- 
ten  und  bei  den  Grenzzöllen  den  Landesbewohner  im  Preis- 
aufschlag belasten.  Dazu  trägt  auch  ihre  Erhöhung  bei,  die 
einerseits  hierauf  hinwirkt,  anderseits  dadurch  erst  ermöglicht  wird. 
Es   ist  in  den   Städten   die   Entwicklung    höheren   Wohl- 
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Stands  durch  Gewerbe  imd  Uaudel,  Bildung  von  Kapital  u.  s.  w., 
welche  eine  grössere  Steuerlähigkcit  bewirkt  und  darauf  hinführt, 
die  letztre  gerade  durch  Verbrauchssteuern  in  Coutribution  zu  setzen. 

Die  einzelnen  Artikel,  welche  einer  solchen  Besteuerung 
unterliegen,  sind  anfänglich  sehr  mannichfaltig  und  zahl- 
reich. Die  iStadtabgaben  betreffen  vornemlich  alle  Arten  land- 
wi  rth schaftlicher  roher  Erzeugnisse  des  Marktverkehrs 
und  Verwandtes,  z.  B.  ordinäre  Gewerksproducte  des  platten  Lands, 
soweit  diese  überhaupt  hier  producirt  und  dort  eingeführt  werden 
dürfen,  ferner  Wein,  und,  soweit  die  Bereitung  nicht  auf  die 
städtischen  Gewerke  beschränkt  ist,  Bier.  Die  Grenzzölle  umfassen 
wie  die  älteren  Passage-  und  Wegezölle  im  Allgemeinen  alle 
Handels  waaren ,  welche  über  die  Grenzen  ein-  und  ausgehen, 
im  ersten  Falle  einerlei,  ob  zum  inländischen  Consum  oder  zur 
Durchfuhr  in  andere  Länder,  ferner  sowohl  die  zum  Consum 
als  die  zur  Verarbeitung  dienenden  Waaren,  und  sowohl  Nahrungs- 
mittel, Roh-  und  Hilfsstoffe  der  Gewerke,  als  Halb-  und  Ganz- 
fabrikate. Daher  sind  die  älteren  Tarife  der  städtischen  Thor- 
accisen  und  der  Grenzzölle  sehr  umfangreich,  oder  sie  schreiben 
generell  von  allen  Waaren  oder  von  ganzen  grossen  Kate- 
gorieen  einen  Zollsatz  (z.  B.  eine  Werthquote)  vor. 

Die  Fortentwicklung  besteht  regelmässig  in  einer  grossen 
Vereinfachung,  d.  h.  in  der  Verminderung  der  Zahl  der 
Sätze  solcher  Tarife.  Auch  dieses  hängt  mit  allgemeinen  volks- 
wirthschaftlichen  Verhältnissen  zusammen.  Der  Consum  einzelner 
Producte  oder  Handelswaaren  ist  in  früheren  Perioden  nach  der 
Einkommen-  und  Vermögeusvertheilung  der  Bevölkerung  gewöhn- 
lich nicht  gross  genug,  um  durch  die  Bezollung  weniger  Ilaupt- 
artikel  ein  genügendes  linanzielles  Ergebniss  zu  erzielen.  Ein 
Massenconsum  von  Quasi -Luxusartikeln  (Colonialwaarenlj  fehlt 
noch.  Nur  etwa  der  Wein-,  Bier-  und  Branntweinconsum  ist  in 
einzelnen  Gegenden  (Weinbau!)  schon  erheblicher,  erträgt  aber, 
ebenso  wie  der  Consum  anderer  Waaren,  nach  Volkssitte  und 
Wohlstandsverhältnissen  noch  keine  hohen  Steuersätze.  So  muss 
sich  die  Besteuerung  auf  eine  grosse  Anzahl  Artikel  erstrecken. 

Soweit  aber  die  besteuerten  Gegenstände  wirklich  Luxusartikel 
des  Consums  der  reicheren  Classe  betreffen  (feinere  Fabrikate, 
tropische  und  ähnliche  Genussmittel;,  werden  auch  die  Steuer- 
sätze gern  hoch  gehalten.  Luxuspolizeiliche  und  Gesichtspuncte 
der    mercantilistischen  Handelspolitik    wirken    dabei    zumeist   mit. 

A    Wagner,  Finanzwisseosrhaft.     II.  26 
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Aber  auch  das  Finanzinteresse  wird  so  am  Besten  gewahrt,  da 
die  Vertheuerung  des  Artikels  den  Consum  in  dem  kleinen  Kreise 
reicherer  Leute  nicht  vermindert  und  bei  dem  an  sich  geringfügigen 
Consum  doch  nur  solche  Sätze  etwas  eintragen.  Auch  das  ZoU- 
und  Accisetarifwesen  ändert  sich  daher  nach  der  Anzahl  und 
Höhe  der  einzelnen  Steuersätze  wieder  mit  der  ganzen  volks- 
wirthschaftlichen  Lage. 

§.  447.  —  4)  Erhebung  von  Verbrauchssteuern  beim 
Producenten.  Bei  einem  gewissen  Stadium  der  Arbeits- 
theilung  und  der  technischen  Entwicklung  kommen  dann  viel- 
fach auch  noch  andere  Formen  der  Verbrauchsbesteuerung  auf, 
besonders  die  Besteuerung  beimProducenten  selbst  und  mit 
Rücksicht  auf  oder  auch  genau  nach  der  Menge  des  besteuerten 
Products  oder  Fabrikats.  Steuern  dieser  Art  knüpfen  sich  für 
Mehl  an  die  Mühlen  der  Berufs-Müller,  für  Bier  an  die  Bier- 
brauereien, für  Wein  an  die  Weingewinnuug  der  Weinbauer,  für 
Salz  an  die  Salinen  und  Salzbergwerke,  um  hier  nur  die  wichtig- 
sten Fälle  zu  nennen.  Die  Voraussetzung  einer  derartigen  Be- 
steuerung beim  Producenten  ist  eine  gewerbliche  und  technische 
Entwicklung,  bei  welcher  die  Herstellung  solcher  Artikel  nicht 
mehr  bloss  naturalwirthschaftlich  in  der  eigenen  Wirthschaft  des 
Consumenten  für  seinen  eigenen  Bedarf,  sondern  schon  mehr  oder 
weniger  überwiegend  oder  selbst  ausschliesslich  Verkehrs-, 
bez.  geldwirthschaftlich  in  demnach  auch  verhältnissmässig 
grösseren  Productionsbetrieben  für  den  Absatz  an  Andere  erfolgt. 
Hier  kann  dann  auch  der  zu  dieser  Besteuerung  erforderliche  Er- 
heb ungs-    und   Controlap parat  leichter  eingerichtet  werden. 

Die  Entwicklung  dieser  Steuern  ist  im  Mittelalter  und  in  den 
ersten  Jahrhunderten  der  Neuzeit  durch  eigenthümliche  Ver- 
hältnisse der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  und  durch 
das  System  der  Finanzregalien  befördert  worden. 

In  ersterer  Hinsicht  führten  die  Principien  des  Bannrechts 
(Bannmühlen,  Bannbäckereien,  Bannkeltern,  Bannbrauereien  u.  s.  w.) 
und  der  Realgerechtigkeit  u.  dgl.  m. —  Verhältnisse,  welche 
mit  dem  ganzen  System  der  mittelalterlichen  wirthschaftlichen 
Rechtsordnung  in  Verbinduog  stehen,  sich  übrigens  recht  wohl 
auch  aus  der  Gestaltung  der  damaligen  Volkswirthschaft  und  Tech- 
nik erklären  und  vielfach  rechtfertigen  lassen  —  ohnehin  aus  der 
hauswirthschaftlichen  mehr  in  die  vcrkehrswirthschaftlicbe  Pro- 
duction  und  zugleich  zu  einer  stärkereu  Concentration  der  letzteren 
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auf  eine  kleinere  Anzahl  Betriebe.  In  den  Städten  wirkte  die 
ziinttlerische  Gewerbeordnung  bei  einzelnen  etwa  l'ür  solche  Steuer- 
zwecke in  Betracht  kommenden  Gewerben  in  derselben  Richtung. 
Abgaben  der  Personen,  welche  ein  Bannrecht  u.  dgl.  für  ihren  Be- 
trieb geniessen  oder  eine  bezügliche  öt^entliche  Einrichtung  benutzen, 
kommen  oft  vor. 

• 

Die  Regalisirung  hat  wesentlich  dieselben  Folgen  gehabt 
und  regelmässig  den  Anlass  zu  Abgaben  von  denjenigen  privaten 
Unternehmern  gegeben,  welchen  die  Ausnutzung  eines  Regals  über- 
lassen wurde  (Bergwerkregal,  Erlaubniss  zur  Anlegung  von  Mühlen 
an  öffentlichen  Flüssen,  gelegentlich  förmliches  Mühleuregal). 

Zu  eigentlichen  Verbrauchssteuern  wurden  solche  oft 
sehr  alte  Abgaben  auch  erst  allmählich,  aber  doch  häufig.  Eine 
Tendenz,  die  Abgabe  im  Preisaufschlag  auf  den  Consumenten  zu 
überwälzen ,  bestand  von  vorneherein.  Pei  den  Ausschlussrechten 
des  Gewerbetreibenden  war  sie  auch  nicht  schwer  zu  verwirklichen. 
Aber  bei  Abgaben  in  festen  und  meistens  doch  nur  kleinen  Be- 
trägen war  dies  practisch  unwichtig.  Erst  wenn  die  Abgabe  nach 
dem  ungefähren  Umfang  des  Geschäfts  und  schliesslich 
nach  der  genauen  Grösse  der  Pr oduction  und  des  Absatzes, 
daher  besonders  wenn  sie  nach  Mengen-Einheiten  dieser 
letzteren  beiden  bemessen  wurde  (Gewicht-  oder  Volumeneinheiten 
u.  s.  w.),  wurde  sie  ihrem  Zweck  und  ihrer  Wirkung  nach  eine 
eigentliche  Verbrauchssteuer. 

So  ist  die  Entwicklung  in  Hauptfällen,  wie  den  angeführten, 
gewesen,  bei  Mehl-,  Bier-,  Wein-,  Branntwein-,  Salzstcuern  u.  a.  m. 
Wenn  der  Staat  selbst  ein  Finanzregal  betrieb,  wie  besonders  das 
>alzregal  (Gewinnung  und  Verkauf  des  Salzes),  war  der  Ueber- 
^'ang  zur  Verbrauchssteuer  mittelst  Regelung  des  Verkaufpreises 
besonders  leicht  zu  machen.  Die  neueren  Finanzmonopole,  welche 
seit  dem  17.  Jahrhundert  entstanden,  namentlich  das  Tabak- 
monopol,  sind  dann  auch  gewöhnlich  gleich  zum  Zweck  eigent- 
licher Verbrauchsbesteuerung  eingeführt  und  demgemäss  eingerichtet 
worden. 

§.  448.  —  5)  Die  Fortentwicklung  solcher  „beim  Pro- 
ducenten erhobener''  (bez.  „von  ihm  vorgeschossener") 
Verbrauchssteuern  hing  wieder  mit  der  Entwicklung  des  Ge- 
werberechts, der  gew^erblichen  Technik  und  der  Gestaltung  des 
städtischen  Thorsteuer-  und  des  Grenzzollwesens  zusammen. 
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Mit  der  Beseitigung  von  Finanzregaleu  und  Finanzmonopolen 
wurden  die  in  dieser  Form  besteuerten  Artikel  entweder  steuerfrei 
(kleinere,  finanziell  unwichtigere  Regale)  oder  einer  neuen  Ver- 
brauchssteuerform unterzogen  (Rohstoff-,  Fabrikatbesteuerung,  — 
Salz,  Tabak).  Die  Aufhebung  von  Bannrechteu,  Realgerechtig- 
keiten und  anderen  Beschränkungen,  des  älteren  Gewerberechts 
hatte  dieselben  beiden  Folgen.  Blieb  die  Besteuerung  bestehen, 
so  traten  nur  grössere  Schwierigkeiten  der  Erhebung  und  Controle 
ein :  es  waren  mehr  und  an  verschiedenen  Orten  gelegene  Pro- 
ductionsstätten  zu  überwachen  (Aufhebung  der  rechtlichen  Be- 
schränkung gewisser  Gewerbe  auf  die  Städte,  factische  Verbreitung 
derselben  über  das  platte  Land,  Vermehrung  der  Anstalten  unter 
dem  Einfluss  der  Gewerbefreiheit),  was  dann  wieder  zur  "Wahl 
bestimmter  Steuerformen  nöthigen  konnte. 

Die  Veränderungen  der  gewerblichen  Technik  hatten  diese 
letztere  Wirkung  gleichfalls  öfters.  Namentlich  die  Robstoff- 
und  Fabrikatbesteuerung  wechselten  und  innerhalb  jeder  traten 
Veränderungen  m  i  t  aus  technischen  Gründen  ein  (Bier-,  Brannt- 
wein-, Zucker-,  Tabakbesteuerung  u.  s.  w.). 

Da  endlich  derselbe  Gegenstand  vielfach  direct  beim  pri- 
vaten Producenten,  dann  in  Form  von  städtischen  Thor- 
accisen  und  von  Grenzzöllen  besteuert  wurde  und  nach  den 
Productions-  und  Bezugsverhältnissen  besteuert  werden  musste,  so 
waren  diese  verschiedenen  Steuern  in  ein  gewisses  System  zu 
bringen.  Namentlich  galt  es,  eine  relative  Gleichmässigkeit 
in  der  Besteuerung  herbeizuführen ,  um  für  die  Finanzen  und  für 
einzelne  Producenten  nnd  Productionsorte  nachtheilige  Wirkungen 
der  Verschiedenheit  der  Besteuerung,  besonders  des  Steuersatzes 
auf  die  Bedingungen,  welche  für  Production,  Absatz,  Ein-  und  Aus- 
fuhr, Preis  massgebend  sind,  zu  beseitigen.  (Beziehung  der  „inneren" 
Verbrauchssteuern  zu  den  Einfuhrzöllen  und  zur  Ausfuhr,  bei  Wein, 
Spiritus  und  Branntwein,  Zucker,  Tabak,  Salz;  Beziehung  der 
städtischen  Thoraccisen  für  eingeführte  Artikel  zu  den  beim  Pro- 
ducenten in  der  Stadt  erhobenen  Steuern,  bei  Wein,  Bier,  Brannt- 
wein, Mehl,  Brot,  Fleisch). 

Auf  diese  Weise  wurde  die  Weiterentwicklung  der  städtischen 
Thorabgaben,  der  Grenzzölle  und  der  beim  Producenten  erhobenen 
Steuern  noth wendig  in  einen  engen  Zusammenhang  gebracht. 
Gewissen  Veränderungen  in  einer  dieser  drei  tj'pischen  Formen 
der  Verbrauchssteuer    mussten  aus   Rücksicht   auf  das    betheiligte 
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Finauzintcrcss>c  uiul  auf  die  Vcrbiiltnissc  der  wirtlischaftlicheii 
Coucurrenz  augeiiiesseue  Veräiideruugen  in  den  anderen  Formen 
entsprechen.  Die  neuere  8teuergescbichte  zeigt  immer  mehr,  dass 
die  Gesetzgebung  solche  Kücksichten  nimmt,  weil  sie  die  Wechsel- 
wirkungen erkannte.  Auch  unterblieb  wohl  eine  Besteuerung  in 
der  einen  Form,  weil  sie  solche  in  den  anderen  nothwendig  ge- 
macht hätte  und  dagegen  technische  oder  ökonomische  Gründe 
si)raclien.  Dadurch  wuchsen  die  steuertechnischen  Schwierigkeiten 
rationeller  Verbrauchsbesteuerung  erheblich. 

§,  449.  —  6)  Die  moderne  Gestaltung  der  Verbrauchs- 
besteuerung. Die  Verbrauchsbesteuerung  in  diesen  drei  typi- 
schen Ilaupttbrmen ,  einschliesslich  der  Kegalisirung  oder  Mono- 
polisirung  als  einer  Abart  der  Besteuerung  beim  Producenten, 
erfordert  nun  unvermeidlich  viele  Controlen  und  ist  meistens 
weitläufig  und  kostspielig  zu  erheben,  wodurch  sie  den 
persönlichen  und  den  Güterverkehr  stört  und  nicht  selten 
die  Technik  des  Betriebs  des  Producenten  hemmt.  Daraus 
erklärt  sich  eine  volkswirthschaftspolitische  Reaction 
gegen  diese  Besteuerung,  welche  in  der  Neuzeit  wieder  zu  manchen 
Umgestaltungen  im  Umfang  und  in  der  Einrichtung  derselben  ge- 
führt hat.  Diese  Bewegung  wurde  durch  Volkswirt hschaft liehe 
Vorgänge  und  durch  Fortschritte  der  Technik  in  der 
Production  und  im  Communicationswesen  unterstützt,  welche  ins- 
gesammt  Veränderungen  im  Consum  der  besteuerten  oder  für  be- 
sonders zur  Verbrauchsbesteuerung  geeignet  geltenden  Artikel  in 
der  Bevölkerung  bewirkt  haben.  Dazu  kamen  endlich  Rücksichten 
auf  die  ungleiche  Belastung  der  verschiedenen  Consumenten- 
kreise  durch  manche  gerade  der  wichtigsten  Verbrauchssteuern, 
was  ebenfalls  zu  Reformen  in  der  Praxis  und  mehr  noch  zu  einer 
starken  Reaction  gegen  diese  Steuern  in  der  Theorie  geführt  hat. 

aj  Die  specielleu  städtischen,  besonders  in  der  Form  der 
T  h  0  r  a  c  c  i  s  e  n  erhobenen  staatlichen  und  communalen  Verbrauchs- 
steuern zerrissen  das  einheitliche  inländische  Marktgebiet,  hemmten 
den  Verkehr  zwischen  Stadt  und  Land  und  widersprachen  auch 
dem  Grundsatz  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  der  Be- 
steuerung. Sie  trafen  ausserdem  besonders  wichtige  Lebensmittel, 
deren  Steuerfreiheit  als  nothwendig  im  Interesse  der  ärmeren 
Classen  und  der  Arbeitgeber  selbst  erkannt  wurde.  Sie  sind  daher 
vielfach  dem  Streben  nach  freier  wirthschaftlicher  Bewegung, 
wenigstens  im  inländischen  Verkehr,  gewichen. 
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b)  Die  Ausdehnung  des  Welthandels,  die  Vermehrung 
des  Wohlstands  und  neue  Consumtionssitten,  zum  Theil 
in  Verbindung  mit  neuen  besseren  Produetionsmethoden ,  welche 
einzelne  Genussmittel  wohlfeiler  herzustellen  gestatteten,  führten  zu 
einem  weit  verbreiteten  Consum  von  „Colonialwaaren'%  von 
denen  man  zwei  besonders  wichtige,  Tabak  und  Zucker  auch 
im  Inland  zu  gewinnen  lernte.  Man  konnte  so  ohne  Verletzung 
des  Finanzinteresses  die  Verbrauchsbesteuerung  in  Form  der  Ein- 
fuhrzölle und  der  inneren  beim  Froducenten  erhobenen  Steuern  auf 
eine  kleinere  Anzahl  wichtigerer  Artikel,  besonders  solche 
eines  relativen  Luxusbedtirfnisses  und  doch  gleichzeitiger 
Massenconsumtion,  beschränken:  auf  die  Artikel  der  Colonial- 
waarenbranche  und  einige  verwandte  („Südfrüchte''  u.  dgl.)  und 
auf  die  Getränke,  Wein,  Bier,  Branntwein.  Durch  eine  solche 
Vereinfachung  des  Steuersystems  fielen  manche  Controlen  und  Ver- 
kehrshemmungeu  fort  und  vereinfachte  sich  auch  wieder  die  Auf- 
gabe der  Ausgleichung  zwischen  Grenzzoll  und  innerer  Steuer. 
Die  Vermehrung  des  Consums  erlaubte  gleichzeitig  eine  Ermässigung 
der  Steuersätze  und  wurde  durch  eine  solche  öfters  selbst  wieder 
begünstigt  und  daher  absichtlich  auch  wohl  im  Finanzinteresse 
mit  vorgenommen  (England).  Die  neueren  liberalen  handels- 
politischen Tendenzen  wirkten  in  derselben  Richtung  der  Verein- 
fachung der  Tarife  und  der  Ermässigung  der  Zollsätze,  indem 
namentlich  Schutzzölle  fortfielen  oder  verringert  wurden.  Auch 
die  Monopolisirung  als  Steuerform  wich  vielfach  vor  der 
liberalen  Verkehrspolitik  oder  wurde  durch  andere  Steuerformen 
ersetzt  (Salz).  Die  Besteuerung  beim  privaten  Froducenten  aber 
erfuhr  unter  dem  Einfluss  veränderter  Productionstechnik  immer 
wieder  von  Neuem  Aenderungen  (Zucker-,  Branntwein-,  Biersteuer). 

Speciell  die  Grenzzölle  wurden  mehr  und  mehr  auf  Ein- 
fuhrzölle beschränkt,  da  die  volkswirthschaftlichen  Interessen  oder 
die  Ansichten  darüber  die  Durchfuhr-  und  Ausfuhrzölle  uoräthlicb 
erscheinen  Hessen  und  die  Finanzinteressen  bei  deren  Forterhebung 
nicht  mehr  erheblich  betheiligt  waren,  vollends  nach  der  einmal 
eingetretenen  geschichtlichen  Entwicklung,  in  Folge  deren  auch 
diese  Zölle  sehr  vereinfacht  und  ermässigt  worden  waren,  während 
die  Einfuhrzölle  den  Ausfall  ersetzten. 

c)  Die  Berücksichtigung  der  Steuerfähigkeit  der 
einzelnen  Volksclassen  und  der  g  e  r  e  c  h  t  e  n  S  t  e  u  e  r v e r  t  li  e  i  1  u  n  g 
kam   in  der  Verbrauchsbesteuerung  einigermassen  zur  Geltung  in 
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der  Ausschoidun g  der  nothwendigcn  Lebensmittel,  dann 
in  der  entsprechenden  Auswahl  der  einzelnen  besteuerten 
Artikel  und  in  der  Hübe  ihrer  Steuersätze.  Aber  das  finanzielle 
Interesse  hat  hier  eingreifendere  Reformen  meistens  verhindert. 
Des  erforderlichen  Ertrags  wegen  besteuerte  mau  doch  vor  Allem 
die  Artikel  weit  verbreiteten  Consunis.  Eine  dem  Grundsatz  der 
GleichmUssigkeit  angemessene  Vertheilimg  der  Steuerlast  wurde 
dabei  nicht  erreicht,  auch  wenn  mau  die  nothwendigen  Lebens- 
mittel (Bmt,  Fleisch)  wenigstens  grossentheils  ausschied  —  eine 
wichtige  Ausnahme  bildet  Salz  —  und  mehr  gewisse  Luxus-Massen- 
artikel („Genussmittel")  zu  treffen  suchte,  dabei  Branntwein  und 
Tabak  auch  trotz  der  vom  Standpunct  der  „Gleichmässigkeit"  sich 
bietenden  Bedenken  aus  consum-  und  sittenpolizeilichen  Rück- 
sichten mit  hohen  Sätzen  (England,  Frankreich,  Russland).  Auch 
bot  gewöhnlich  die  Berücksichtigung  der  Qualität  bei  ein  und 
demselben  Artikel  für  die  Besteuerung  steuertechnisch  zu  viel 
Schwierigkeiten,  so  dass  meistens  ein  einziger  Steuersatz  von  allen 
Qualitäten  und  Sorten  erhoben  wurde,  was  abermals  die  Gleich- 
mässigkeit  verletzte  (Einfuhr-Finanzzölle,  innere  Steuern  auf  Ge- 
tränke, Zucker,  Tabak).  Durch  eine  entsprechende  Gestaltung  der 
directeu  Einkommen-  und  Ertragssteuern  hat  man  diese  Wirkungen 
der  Verbrauchsbesteuerung  nur  hie  und  da  und  in  sehr  beschränktem 
Maasse  auszugleichen  gesucht.  Auch  durch  die  sogen,  directen 
Luxus  steuern  auf  einige  specielle  Verwendungen  der  reicheren 
Classen  ist  eine  solche  Ausgleichung  nur  in  einzelnen  Fällen  und 
nicht  in  genügendem  Grade  erfolgt. 

C.  —  §.  450.  Vorläufiges  Ergebniss  der  Entwicklung 
des  Steuersystems.  Der  überall  steigende  Finanzbedarf,  speciell 
derjenige  für  die  Verzinsung  der  öffentlichen  Schuld,  die  Vermehrung 
des  gesammten  Volkswohlstands,  die  Ausdehnung  des  Consums 
gewisser  Genussmittel  in  allen  Schichten  des  Volks,  die  Entwicklung 
der  Productionstechnik,  des  Communicationswesens,  des  auswärtigen 
Handels,  die  politischen  Rücksichten  und  der  Wunsch,  den  Druck 
der  Steuern  nicht  unmittelbar  so  deutlich  empfinden  zu  lassen,  nicht 
am  Wenigsten  auch  die  wachsenden  steuertechnischen  Schwierig- 
keiten, welche  die  qualitativ  und  quantitativ  immer  stärkere  Diffe- 
renzirung  des  Nationaleinkommens  und  Nationalvermögens  für  die 
richtige  Auflegung  directer  Einkommen-  und  Ertragssteuern  bei 
den  einzelnen  Einkommen-  und  Ertragsbeziehern  und  Vermögens- 
besitzern schuf  —  dies  Alles  führte  dann  zu  dem  Ergebniss,  dass 
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die   meist  iudirect  erhobene  Verbrauchsbesteuerimg  gegen- 
über der  meist  direct  erhobenen  Einkommen-,  Ertrags-  und 
\  sonstiger  ähnlicher  Besteuerung  wenigstens  im  Staatssteuer- 
sj^stem  unserer  Geschichtsperiode   stark  vorwiegt.     In  den  ver- 
schiedenen Staaten  freilich  wieder  in  ungleichem  Maasse,  was  sich 
weniger  aus    der  Befolgung  verschiedener   steuerpolitischer  Ziele, 
als  aus   der  ganzen  geschichtlichen  Entwicklung   des  Staatslebens 
sowie  aus  der  Höhe  und  den  Verwendungszwecken  des  gesammten 
Finanzbedarfs  und  aus  der  Ergiebigkeit  sonstiger  Einnahmequellen 
erklärt.      Die    finanzstatistischen    Vergleichungeu    leiden    übrigens 
häufig   an   der  ungenauen  und   ungleichartigen  Begriffsbestimmung 
der  einzelnen  Steuerarten.     So  besonders   bei  der  üblichen  Gegen- 
überstellung der    „directen"  und   „indirecten''   Besteuerung;    auch 
bei  der  verschiedenen  Auffassung  des  Ertrags  der  Staatsmonopole 
(Salz,  Tabak),  als  Steuer-  oder  als  gewerbliche  Einnahme;  ferner 
bei    der    verschiedenen    Behandlung    der    „Verkehrssteuern" 
(Stempel  u.   s.   w.,    Besitzwechsel-   und   Registerabgaben, 
sogar   Erbschaftssteuern),    deren    streng    genommen    überhaupt 
nicht  unbedingt  zulässige  Einreihung  unter  die  „directen"  oder  die 
„  indirecten "    Steuern    oder     die    hiermit    fälschlich    ideutificirten 
„Schätzungen"   und  „Verbrauchssteuern   dann  vollends  die 
Vergleichbarkeit  verschiedener  Staatshaushalte  beeinträchtigt.     Man 
kann  daher  nur  im  Grossen  und  Ganzen   von   dem  Ueber- 
w legen  der  Verbrauchsbesteuerung  sprechen. 

Im  Communalsteuersystem  ist  das  Ergebniss  ein  andres. 
Hier  sind  die  Verbrauchssteuern  —  selbständige  sowie  communale 
Zuschläge  zu  den  Staatssteuern  -  vielfach  verschwunden  oder  doch 
seltener  geworden,  was  zum  Thcil  mit  der  steuertechnischen  Um- 
gestaltung der  inneren  Verbrauchsbesteuerung  (Wegfall  der  Thor- 
accisen)  zusammenhängt.  Die  directe  Ertrags-  und  Einkommen- 
besteuerung, durch  selbständige  Communalsteuern  oder  durch 
Zuschläge  zu  den  Staatssteuern,  überwiegt. 

Ein  Blick  in  die  concrete  Gestaltung  des  Steuersystems  einiger 
grösseren  Staaten  wird  am  Schluss  des  historischen  Anhangs  am 
Ende  dieses  Bandes  geworfen  werden. 

Die  Beurtheilung  dieses  vorläufigen  Ergebnisses  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  und  die  finanzwissenschaftliche  Aufstellung 
weiterer  Zielpuncte  für  das  moderne  Steuersystem  findet  in  den 
folgenden  Abschnitten  mit  statt. 
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3.  Absclinitt. 

Die  fiiiaiizwisseiisi-liattliilii'  Bilduii»-  des  Steuersystems.    Einleitung. 

Insbesondere  I.  die  Erwerbs-,  uanientlicli  A.  die  Besteueruu»;  des 

berufsmiissigeu  Erwerbs. 

Mit  diesem  Absclinitt  bejriniit  (.üe  eingehende  Entwicklunj;-  des  Steuersystems: 
wesentlich  eine  priucipielle  Untei*suchung,  die  der  speciellen  Steuerlehre  voran- 
gehen muss.  um,  wenigstens  zunächst  in  der  Theorie,  zu  einem  wirklichen  Steuer- 
system zu  gelangen,  das  als  lüchtschnur  und  Massstab  für  die  Praxis  dienen  kann. 
Es  werden  dabei  überall  die  wirthschaftlichen  und  socialen  Verhältnisse  unserer 
modernen  Culturvölker,  insbes.  der  mittel-  u.  westeuropäischen  in  der  Gegenwart  zum 
Ausgangspunct  genommen:  also  eine  Periode,  wo  das  „staatsbürgerliche"  Steuer- 
wesen im  Wesentlichen  durchgedrungen  ist  und  eine  „sociale"  Epoche  beginnt. 
Die  practischen  Einzelheiten  des  positiven  Steuerrechts  sind  dabei  im 
Interesse  strenger  und  conseciuenter  Systematik  möglichst  ausgeschieden,  sie  gehören 
erst  in  die  specielle  Steuerlehre.  In  letzterer  vereinfacht  sich  aber  dafür  auch  die 
Aufgabe,  weil  alle  Ilauptpuncte.  welche  Principienfragen  und  den  richtigen  Auf - 
u.  Ausbau  des  Steuersystems  betreffen,  jetzt  hier  in  zusammenhängender  Behandlung 
vorweg  genommen  werden. 

Die  Literatur  bietet  für  die  im  Folgenden  gestellte  Aufgabe,  mit  Ausnahme 
von  Stein,  nur  in  Bezug  auf  die  einzelnen  Steuergattungen,  nicht  in  Bezug 
auf  das  ganze  System  die  wünschenswerthe  Hilfe.  Ich  verweise  in  dieser  Hinsicht 
auf  die  bezüglichen  Bemerkungen  an  der  Spitze  dieses  ganzen  Kapitels  S.  lo9  ff.  und 
dieses  Hauptabschnitts  S.  362  ff'.  An  letzterer  Stelle  sind  auch  die  sonst  in  Betracht 
kommenden  Schriften  genannt.  Bei  dieser  Lücke  in  der  Fachliteratur  können  die  nur 
spärlichen  Bezugnahmen  auf  fachmännische  Ansichten,  von  Theoretikern  wie  Prac- 
tikern,  in  den  folgenden  Abschnitten  nicht  auffallen. 

Beim  Aufbau  des  Steuersystems  wird  an  die  oben  in  §.  334  aufgestellte  Eintheilung 
der  Steuern  in  Erwerbs-,  Besitz-  u.  Gebrauchssteuern  angeknüpft,  welche  im 
Text  nunmehr  näher  erläutert  u.  begründet  wird.  Die  Zugrundelegung  dieser  Ein- 
theilung empüehlt  sich  m.  E.  mehr  als  die  Benutzung  der  Eintheilung  in  Schätzungen 
und  Verbrauchssteuern  für  diesen  Zweck.  Beide  Eiutheilungen  berühren  sich  aber 
vielfach,  wie  sich  im  Text  genauer  zeigen  wird. 

Meine  Abweichungen  von  dem  bedeutendsten  Steuersystematiker,  von  Stein,  sind 
vornemlich  auf  Abweichungen  in  der  Auffassung  volkswirthschaftlicher  Ver- 
hältnisse u.  Begriffe  zurückzuführen.  In  dieser  Hinsicht  beziehe  ich  mich  wieder  auf 
meine  Grundlegung,  bes.  Kap.  1  —  3  der  1.  Abth.  (2.  A.),  und  auf  die  dortigen 
Erörterungen  über  Grundbegriffe:  Erwerb  durch  eigene  wirthschaftliche  Thätigkeit, 
durch  Rechte,  durch  Conjunctur  u.  s.  w. 

Speciell  für  die  im  folg.  Abschnitt  mit  berührte  Frage  von  den  Einkommen-  und 
den  Ertragsteuern  s.  auch  die  ^en.  Schriften  von  Held,  Neumann,  die  socialpolit. 
Gutachten  und  Verhandlungen  von   1S7.5. 

I.  —  §.  451.  Die  drei  Wege  zur  Erfüllung  der  Auf- 
gaben des  Steuersystems.  Das  Steuersystem  kann  die  Auf- 
gaben, welche  ihm  nach  den  Erörterungen  im  1.  Abschnitt  obliegen, 
nur  dadurch  annähernd  richtig  lösen,  dass  es  das  Nationaleinkommen 
und  Nationalvermögen,  die  eigentlichen  letzten  Steuerquellen,  überall 
im  Einzeleinkommen  und  Einzelvermögen  aufsucht  und  erfasst. 
Zur  Erreichung  dieses  Ziels  bieten  sich  regelmässig  drei  Wege, 
Nvelche  jeder  allein  für  sich  oder  alle  zugleich  neben 
einander  beschritten  werden  können.     In   der  Steuergeschichtc 
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und  im  positiven  Steuerrecht  sind  sie,  wie  sich  aus  dem  voraus- 
gehenden Abschnitt  ergiebt,  im  Laufe  der  Entwicklung,  je  mehr 
bei  steigendem  Steuerbedarf  die  vier  Reihen  oberster  Steuergrund- 
sätze zur  Anerkennung  gelangten,  immer  cousequenter  gleichzeitig 
mit  einander  beschritten  worden.  Gerade  dadurch  haben  die 
modernen  Steuersysteme  der  Praxis  ihr  characteristisches  Gepräge 
erhalten  und  sich  immer  mehr  im  eigentlichen  Wortsinue  zu 
,, Systemen"  entwickelt. 

Auf  dem  ersten  Wege  verfolgt  mau  das  Einkommen  und 
Vermögen  des  Einzelnen  in  dem  Erwerb,  der  Gewinnung  oder 
der  technisch -ökonomischen  und  rechtlichen  Entstehung  bei 
ihm;  auf  dem  zweiten  Wege  in  seinem  Besitz;  auf  dem 
dritten  Wege  in  seinem  Gebrauch,  daher  in  der  Veraus- 
gabung für  Einkäufe  von  Sachen  und  für  Vornahme  von  Genüssen 
(im  arbeitstheiligen  Tauschverkehr!)  und  in  der  Benutzung  von 
Vermögensobjecten.  Im  ersten  Fall  wird  Einkommen  und  Ver- 
mögen also  in  der  auf  ihre  Bildung  (beim  Einzelnen)  hinzielen- 
den Bewegung;  im  zweiten  Fall  im  Ruhepunct  und  bloss  in 
Bezug  auf  die  in  ihnen  liegende  Fähigkeit,  zu  wirthschaftlichen 
Zwecken  der  Production  und  des  Consums  zu  dienen;  im  dritten 
Fall  endlich  wieder  in  der  auf  ihre  wirkliche  Benutzung  zur 
Bedürfnissbefriedigung  hinzielenden  Bewegung  ins  Auge  gefasst. 
Zwischen  den  beiden  ersten  Fällen  besteht  eine  nähere  Beziehung 
darin,  dass  der  Besitz  desjenigen  Vermögens,  welches  zu  Pro- 
ductionszwecken  dient,  d.  h.  des  (privaten)  Kapitals  und 
Bodens,  im  zweiten  Fall  schon  nach  seiner  Fähigkeit,  Ertrags- 
quelle zu  sein,  im  ersten  Fall  nach  seinem  (wirklichen  oder 
muth masslichen)  Ertrage  selbst  für  das  Einkommen  einer 
Person  und  nach  der  Bewegung  seines  Werths  (Conjuncturen!) 
für  das  Vermögen  derselben  in  Betracht  kommt.  Aehnlich  besteht 
eine  besondere  Beziehung  zwischen  den  beiden  letzten  Fällen  des 
Schemas  darin,  dass  der  Besitz  von  Gebrauchs  vermögen  Ge- 
nus smöglichkeiten  constatirt,  welche  dann  bei  dem  Ver- 
brauch des  Verbrauchs  Vermögens  und  bei  der  Benutzung 
des  Nutz  Vermögens  thatsächlich  verwirkUcht  Averden,  Diese 
eigenthündichen  Beziehungen  zwischen  dem  ersten  und  zweiten 
und  wieder  dem  zweiten  und  dritten  Fall  sind  auch  für  die  Be- 
steuerung, wie  sich  zeigen  wird,  wichtig.  Sie  bewirken,  dass  die 
sich  an  den  Besitz  anlehnende  Besteuerung  nur  eine  geringe 
selbständige  Ausbildung  erfährt. 
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II.  —  §.  452.  Die  drei  grossen  Steiiergruppen  des 
Steuersystems.  Au  diese  drei  Wege  knüpft  sich  nun  eine  drei- 
fache Gruppirung  von  Steuern  oder  Hauptarten  der  Steuern 
an:  eine  Unterscheidung  nach  der  Bemessungsgrundlage  (oder 
den  „Steuerobj  ecten"  in  diesem  Sinne),  nicht,  was  damit 
leicht  verwechselt  wird,  nach  der  Steuerquelle.  Diese  ist  vielmehr 
in  allen  drei  Gruppen  regelmässig  das  Einkommen  des  Einzelnen, 
als  Theil  des  Nationaleinkommens,  ausnahmsweise  das  Vermögen 
des  Einzelnen.  Leider  fehlen  passende  und  unzweideutige  tech- 
nische Namen  für  jede  dieser  Gruppen.  Diejenigen,  welche  man 
etwa  brauchen  kann,  haben  in  der  Theorie  und  Praxis  gewöhnlich 
schon  eine  andere,  engere  Bedeutung.  Da  es  indessen  unver- 
meidlich ist,  die  betreffenden  Steuern  kurz  in  einem  Namen  zu- 
sammen zu  fassen,  so  muss  man  wohl  oder  übel  solche  sonst  in 
einem  anderen  Sinne  gebräuchlichen  Namen  hertibernehmen  und 
ihnen  hier  die  entsprechende  Bedeutung  geben. 

Die  Steuern,  welche  Einzeleinkommen  und  Vermögen  in  der 
Entstehung  beim  Einzelnen  aufsuchen,  können  Erwerbs- 
steuern; diejenigen,  welche  sie  im  Besitz  aufsuchen,  können 
Besitz  steuern;  diejenigen,  welche  sie  im  Gebrauch  verfolgen, 
Gebrauch  steuern  genannt  werden.  Die  einzelnen  Steuern  der 
beiden  ersten  Gattungen  gehören  grossentheils  (aber  nicht  immer} 
zu  den  „Schätzungen"  und  stehen  als  solche  der  Hauptart  der 
dritten  Gattung,  den  Verbrauchssteuern,  auch  in  manchen 
äusserlichen  oder  formellen  Puncten  der  Einrichtung  und  Erhebung 
gegenüber.  Die  drei  Gruppen  sind  die  Hauptglieder  wenigstens 
eines  entwickelten  Steuersystems  und  müssen  darin  in  die  richtige 
Verbindung  mit  und  Stellung  zu  einander  gebracht  werden,  damit 
das  Steuersystem  den  obersten  Steuerprincipien  entspreche  und 
theoretisch  richtig  und  practisch  brauchbar  sei. 

Allerdings  ist  die  Beschränkung  des  Steuersystems  auf  bloss 
eines  dieser  Glieder,  namentlich  auf  die  Erwerbs-  oder  die  Ge- 
brauchsbesteuerung, wenn  die  zu  einer  jeden  Gruppe  gehörigen 
Steuern  passend  eingerichtet  werden,  nicht  undenkbar  und  practisch 
nicht  unmöglich.  Die  Geschichte  zeigt  auch,  dass  bei  geringem 
Steuerbedarf  und  einfacheren  Wirthschafts-  und  Kechtsverhältnissen, 
daher  im  Allgemeinen  in  früheren  Perioden  das  Steuer„system", 
soweit  hier  von  einem  solchen  überhaupt  schon  gesprochen  werden 
darf,  wirklich  sich  derartig  beschränkt  hat.  Aber  je  mehr  der 
Bedarf  wuchs   und  Arbeits-  und  Eigenthumstheilung  sich  ent-  und 
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verwickelten,  ferner  je  mehr  eben  die  volkswirthschaftlichen,  die 
Gereehtigkeits-  und  die  Verwaltungsgrundsätze  in  der  Besteuerung 
als  ßichtschnur  mit  anerkannt  wurden,  desto  mehr  bildete  sich  das 
Steuersystem  thatsächlich  nach  jenen  drei  Seiten  consequent  aus 
und  mit  Recht:  die  steigende  Complicirtheit  und  Künst- 
lichkeit des  Steuersystems  ist  eine  nothwendige, 
durch  die  Entwicklung  der  VolkswMrthschaft,  die  Aus- 
dehnung des  gemeinwirthschaftlichen  und  die  reichere 
Entfaltung  des  privatwirthschaft liehen  Systems,  in- 
sofern selbst  „entwicklungsgesetzlich"  begründete 
Consequenz,  wie  wir  im  vorigen  Abschnitt  gesehen  haben. 

Dies  zeigt  sich  denn  auch  besonders  wieder  innerhalb  jeder 
der  drei  grossen  Steuergruppen.  Hier  giebt  sich  der  Einfluss  davon 
kund,  dass  eine  Menge  ökonomisch-technischer  und  recht- 
licher Specialisirungen  im  Erwerb,  Besitz  und  Gebrauch  des 
Einkommens,  bez.  des  Vermögens  sich  ausbilden,  in  immer  grösserer 
Zahl  und  Mannichfaltigkeit,  je  mehr  sich  Arbeitstheilung,  Eigen- 
thumstheilung,  Creditverkehr  u.  s.  w.,  überhaupt  je  mehr  sich  die 
Volkswirthschaft  entwickelt.  Dadurch  werden  für  die  Lösung  der 
Aufgaben,  welche  einer  jeden  der  drei  grossen  Steuergruppen  ob- 
liegen, wieder  vielfach  besondere  einzelne  i5teuern  in  jeder 
Gruppe  und  ebenso  verschiedenartige  Einrichtungen  einer 
Steuer  nothwendig.  Oder,  m.  a.  W. :  die  Erwerbs-,  Besitz-  und 
Gebrauchsbesteuerung  muss  jede  in  sich  wieder  ein 
besondres  Steuersystem  bilden.^)  Auch  dies  beruht  nicht 
auf  Willkühr,  Zufall,  „FLscalismus'"'  oder  technischer  Unvollkommeu- 
heit  der  Steuerverwaltung,  sondern  auf  denselben  entwicklungs- 
gesetzlichen Bedingungen,  wie  die  Ausbildung  des  ganzen  Steuer- 
systems nach  den  drei  genannten  Seiten.  Es  dürfte  und  könnte 
nur  anders  sein,  wenn  man  sich  mehr  auf  den  Ueberwälzungs- 
process  und  auf  die  sichere  Herbeiführung  einer  volkswirthschaftlich 
richtigen  und  einer  gerechten  Steuerverthcilung  durch  denselben 
verlassen  könnte,  als  es  nach  dem  Früheren  (g.  383  ff.)  statthaft 
ist.  Entwickelt  man  das  Steuersystem  im  Ganzen  und  in  seinen 
drei  Hauptgruppeu  nicht  angemessen,  so  bleiben  unvermeidlich 
Lücken  und  II  arten  bestehen;  welche  Verstösse  gegen  die  volks- 
wirtbschafthcheu  und  Gerechtigkeitsprincipien  bilden.   Freilich  kann 

*)  Stein  hebt  das  I,  4<jl  nur  für  seiue  sogen,  directc  Besteuerung  hervor,  die 
,, durch  die  Natur  ihres  Objects  selbst"  wieder  zu  einem  System  werden  müsse.  Das 
gilt  aber  ebenso  für  die  iudirecte  Yerbrauclisbesteueruüg. 
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man  das  ideale  Ziel  der  Restenerung  auch  mit  dem  vollkommensten 
practisch  möglieben  Steuersystem  nicht  erreichen,  sondern  muss 
man  sich  stets  mit  einer  Annäherung' an  dasselbe  begnligen,  wie 
bei  der  Erörterung  der  Steuerprincipien  schon  zugegeben  wurde 
(§.  863).  Aber  die  möglichste  Annäherung  an  dieses  Ziel  darf 
die  Theorie  von  der  Praxis ,  also  vom  Steuerreclit  verlangen  und 
eben  deshalb  bat  sie  auf  die  Nothwendigkeit  immer  weiterer 
Specialisirun  g  der  Steuerarten,  einzelner  Steuern  und  Steuer- 
einrichtungen im  Steuersystem  bin-  und  die  Ursachen  dieser 
Entwicklung  in  den  genannten  Wirtbschafts-  und  Rechtsverhält- 
nissen nachzuweisen. 

III.  —  §.  453.  Die  Erwerbsbesteueruug  gliedert  sich 
wieder  in  drei  grössere  Abtheihin  gen  nach  den  drei  Arten, 
auf  welche  sich  der  Erwerb  von  Einkommen  und  Vermiigen  Seitens 
einer  Person  im  Verkehr  zurückführen  lässt:  der  berufsmässige 
ErAverb;  der  Erwerb  durch  einzelne  Acte  oder  einzelne 
Rechtsgeschäfte;  schliesslich  der  Erwerb  durch  Anfall  und 
durch  Werth  zu  wachs  ohne  eigene  persönliche  wirtbschaftliche 
Leistung. 

Diese  drei  Erwerbsarten  bilden  ökonomische  K  a t  e g o  r i e  e n 
in  Volkswirthschaften,  welche  wesentlich  priva twirthschaft- 
lich  organisirt  sind,  wie  die  unsrigen,  wo  daher  Privateigentbum 
an  Productionsmitteln,  freies  Vertragsrecht,  Erbrecht  und  Recht  des 
Eigenthümers  auf  den  ganzen,  wie  immer  sich  bildenden  Werth 
seiner  Eigentbumsobjecte  und  wo  in  Wechselwirkung  mit  dieser 
Rechtsbasis  Arbeitstbeilung  besteht.  Die  Unterscheidung  dieser  Er- 
werbsarten bat  aber  eine  sehr  verschiedene  geschichtliche  oder 
jiractiscbe  Bedeutung  je  nach  dem  Grade  der  Ausbildung  des 
privatwirthscbaftlichen  Systems  und  seiner  Rechtsbasis.  Erst  in 
der  modernen  Volkswirtbschaft  mit  ihrem  ökonomisch  und  recht- 
lich stark  individualistischen  Gepräge  und  ihrer  hochentwickelten 
Arbeits-  und  Eigentbumstheilung,  ihrem  regen  Creditverkehr,  ihrem 
leitenden  Wirthschafts-  und  Rechtsprincip  der  freien  Concurrenz, 
der  vollen  Berufs-,  Verkehrs-,  Eigenthums-,  Vertragsfreiheit  treten 
jene  Erwerbsarten  auch  thatsächlich  voll  in  den  ihnen  prin- 
cipiell  inne  wohnenden  cbaracteristiscben  Gegensatz.  Sie  lassen 
sich  dann  auch  erst  hier  aus  serlich  leichter  unterscheiden, 
was  für  die  Anknüpfung  der  Besteuerung  an  sie  wichtig  ist. 

IV.  —  §.  454.  Erste  Hauptart  der  Erwerbsbesteue- 
rung:   der  be  ruf  smässige  Erwerb    und   seine    Besteue- 
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ruDg.  A.  Characteristik  dieses  Erwerbs  und  seiner 
Verbindung  mit  den  zwei  andren  Erwerbsarten.  Der 
berufsmässige  Erwerb  beruht  auf  der  ökonomischeu  und  recht- 
lichen Stellung,  welche  der  Erwerber  oder  Bezieher  durch  seine 
regelmässige  wir thschaftliche  Thätigkeit  im  Organismus 
der  volkswirthschaftlichen  Arbeitsgliederung  und  durch  seinen 
(materiellen)  Besitz  in  der  Vermögensvertheiluug  der  Volkswirth- 
schaft  einnimmt.  Diese  Besitzverhältnisse  des  Einzelnen  können 
dann  in  der  Besitzbesteuerung  noch  zu  besonderer  Berück- 
sichtigung kommen,  sie  greifen  aber  auch  immer  in  den  Erwerb 
und  speciell  in  den  berufsmässigen  Erwerb  ein,  weshalb  sie  doch 
vornemlich  in  der  Erwerbsbesteuerung  selbst  ihre  richtige  Stellung 
erheischen. 

1)  Für  die  Besteuerung  ist  nun  die  Thatsache  wichtig,  dass 
nicht  nur  der  weitaus  grösste  Theil  des  Volkseinkommens  und 
Volksvermögeus  von  den  Einzelnen  „berufsmässig"  erworben, 
producirt  wird,  sondern  dass  sich  auch  die  Vertheilung  des 
Volkseinkommens  und,  davon  meist  abhängend,  des  Volksvermögens 
zunächst  und  practisch  in  der  Regel  überwiegend  auch  auf  die 
Dauer  in  Gemässheit  des  berufsmässigen  Erwerbs  gestaltet 
(„ursprüngliche"  Vertheilung).  Daraus  folgt,  dass  die  Besteue- 
rung doch  immer  vor  Allem  diesen  Erwerb  zu  treffen  oder 
m.  a.  W.  die  Steuervertheiluug  nach  demselben  einzurichten  suchen 
muss.  Dies  geschieht  auch  durch  gewisse  Arten  der  Erwerbs-, 
Besitz-  und  Verbrauchsbesteuerung  in  erster  Linie. 

2)  Die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögeus, 
wie  sie  sich  durch  den  berufsmässigen  Erwerb  bildet,  wird  aber 
dann  mehr  oder  w-eniger  umgestaltet  durch  die  beiden  anderen 
llaupterwerbsarten.  Theils,  aber  im  Ganzen  in  geringerem  Maasse 
so,  dass  gleichzeitig  die  Grösse  des  Volkseinkommens  und  Ver- 
mögens selbst  oder  wenigstens  des  davon  dem  Volke  zur  Ver- 
fügung bleibenden  Theils  eine  Veränderung  erleidet;  theils  und 
überwiegend  so,  dass  jene  Grösse  gleich  bleibt,  aber  die  Grösse 
der  Ant heile  der  Einzelnen  daran,  mithin  die  absolute  Grösse 
der  einzelnen  Einkommen  und  Vermögen  sich  verändert.  Beides 
ist  im  Steuersystem  zu  beachten. 

a)  Fälle  der  ersten  Art  und  zwar  des  Erwerbs  durch 
einzelne  Acte  liegen  vor,  wenn  Volksangchörige  durch  einzelne, 
gewöhnlich  nicht  zu  ihrer  Berufsthätigkeit  zählende  Acte  sich 
und  dadurch  der  Volkswirthschaft  einen  „Werth"  erwerben,  z.  B. 
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durch  Aultiiuluug  imbekamitcr  Naturschätze,  wie  Lager  von  Miueral- 
stoffen,  oder  einst  vergrabener  Mctallschätze  u.  dgl.  Spielt  hier, 
wie  oftmals,  rein  der  Zufall,  so  würde  der  betreffende  Erwerb 
unter  die  dritte  Haupterwerbsart,  zum  Erwerb  durch  Anfall  u.  s.  w. 
gehören.-)  Practisch  und  deshalb  auch  für  die  Besteuerung  un- 
gleich wichtiger  sind  aber  die  Fälle,  wo  es  sich  um  Vermögens- 
übertragungen zwischen  verschiedenen  Volkswirth- 
schaften  oder  ,, Steuergebieten''  durch  die  zweite  und  dritte 
unserer  Erwerbsarten  handelt.  So  greifen  namentlich  gegenwärtig 
bei  dem  regen  internationalen  Personen-,  Geschäfts-  und  Kapitalien- 
verkehr einzelne  Acte  im  internationalen  Werthpapiergeschäft,  der 
Erbgang  und  die  werthbestimmende  Conjunctur  öfters  bedeutsam 
in  die  Vertheilung  des  „Welteiukommens"  und  „Weltvcrmögens" 
zwischen  verschiedenen  Ländern  und  Völkern  und  den  zu  diesen 
gehörigen  Einzelneu  ein.  Darauf  hat  die  Besteuerung  thunlich 
Rücksicht  zu  nehmen,  indem  sie  besonders  die  Verkehrs-,  Erb- 
schafts-, Ertrags-  und  Einkommensteuern  zweckentsprechend  ein- 
richtet. ^) 

b)  Noch  weit  mehr  kann  aber  und  wird  thatsächlich  auch 
unter  den  obwaltenden  Verkehrs-  und  Rechtsverhältnissen  in  der 
modernen  Volkswirthschaft  die  ursprüngliche  Vertheilung  des  in 
der  Grösse  unverändert  bleibenden  Volkseinkommens  und  Ver- 
mögens nach  dem  berufsmässigen  Erwerb  rein  innerhalb  der 
heimischen  Volkswirthschaft  durch  die  zweite  und  dritte  einzel- 
.wirthschaftliche  Erwerbsart  verändert.  Einzelne  Verkehrsgeschäfte 
speculativer  Art,  wo  auf  voraussichtliche  und  gehoffle  Wertli- 
und  Ertragsdifferenzen  absichtlich  „speculirt"  und  derentwegen  das 
Geschäft  vorgenommen  wird,  aber  auch  nicht-speculativer 
Art,  wo  solche  Werthveränderungen  eintreten,  Spiel,  dann  Erbgang, 
Conjunctur,  welche  hier  Werthzu wachs,  dort  Werthverminderung 
des  Einzelvermögens  bewirken,  greifen  nach  allen  Seiten  in  die 
ursprüngliche  Vertheilung  ein.  Diesen  Veränderungen  zu  folgen, 
ist  steuertechnisch  schwierig,  kann  auch  solange  allenfalls  auf  die 


'■')  Die  Abgaben  beim  Bergregal,  beim  Schatzfinden  (s.  o.  §.  326  ff.J  sind 
anderer  Art  u.  haben  eine  andere  historische  Begründung  als  entsprechende  Steuern 
auf  einen  solchen  „zufälligen"'  Erwerb.  Sie  lassen  sich  aber'  mit  ans  dem  Gesichts- 
punct  einer  solchen  Besteuerung  begründen. 

')  Die  Börsenoperationen  in  internationalen  „Spielpapieren"  übertragen  öfters 
grosse  Werthsummen  zwischen  verschiedenen  Volkswirthschaften,  bald  als  Gewinn,  bald 
als  A'erlust.  Die  Börsenblätter  wissen  davon  zu  reden.  Hier  liegen  Lücken  im  Steuer- 
recht vor,  die  zu  beachten  sind. 
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leichter  zu  berücksichtigenden  Fälle  beschränkt  oder  selbst  gänz- 
lich unterbleiben ,  (wenn  auch  stets  mit  entsprechender  Hintan- 
setzung oberster  Steuerprincipien),  als  thatsächlich  einzelne  Ver- 
kehrsgeschäfte und  Conjunctur  noch  einen  geringeren  Einfluss  üben. 
Aber  gerade  mit  der  Entwicklung  der  Verkehrstechnik 
(Communicationswesen!),  der  Verkehrsökonomik  (Ausbildung 
von  Handel,  Bankgeschäft,  Betheiligung  der  Privatkreise  an  der 
Speculation  auf  Werth-  und  Ertragsdifferenzen  des  Grund-,  Haus- 
eigenthums,  vollends  der  börsengängigen  Werthpapiere  u.  s.  w.!) 
und  des  Verkehrsrechts  („freies'^  Eigenthum,  in  den  Formen 
immer  einfacheres,  inhaltlich  immer  „freieres"  Vertragsrecht,  spe- 
culativer  Besitzwechsel  auch  in  Folge  dessen!)  —  mit  der  Ent- 
wicklung dieser  drei  massgebenden  Factoren  wird  es  immer  un- 
zulässiger ,  bei  der  Besteuerung  sich  n  u  r  an  den  berufsmässigen 
Erwerb  und  an  den  aus  „eigener  Arbeit"  und  aus  „Ersparung'' 
herrührenden  „angelegten"  Werth  des  Besitzes  zu  halten.  Auch 
die  rationellste  Verbrauchsbesteuerung,  selbst  diejenige,  welche 
höhere  Leistungsfähigkeit  durch  höhere  Besteuerung  der  feineren 
Genussmittel,  durch  Luxussteuern  u.  dgl.  m.  zu  treffen  weiss,  reicht 
für  die  hier  vorliegende  Aufgabe  volkswirthschaftlich  richtiger  und 
gerechter  Besteuerung  durchaus  nicht  aus.  Hier  muss  viel- 
mehr theils  schon  innerhalb  der  Besteuerung  des  berufsmässigen 
Erwerbs  und  des  Besitzes  selbst  durch  besondre  einzelne  Steuern, 
Steuereinrichtungen  und  Regelung  des  Steuerfusses, 
theils  durch  richtige  Ausbildung  der  Verkehrs-,  (Börsen-), 
I^rb Schafts-  und  der  Besteuerung  der  Spiel-,  Speculations- 
und  Conj  uncture n gewinne  das  Steuersystem  in  richtige  IJeber- 
einstimmung  mit  den  Steuerprincipien  gebracht  werden. 

B.  —  §.  455.  Die  Besteuerung  des  „berufsmässigen" 
Erwerbs  gliedert  sich  im  Anschluss  an  eine  doppelte,  eine 
,,subjective"  und  eine  „objective"  Auffassung  desselben,  in 
eine  Subject-  und  eine  Ob)  ectbesteuerung.  Jene  hält  sich 
an  die  erwerbende,  Einkommen  beziehende,  Erträge  in  letzterem 
und  dann  in  sich ,  ebenso  Vermögen  in  sich  zusammenfassende 
l'erson  als  das  .steuerpflichtige  Rechts-  und  Wirt hschafts- 
subject;  die  zweite  an  die  Objecte,  welche  als  Ertragsquellen 
fähig  sind,  der  rechtlich  über  sie  verfügenden  Person,  daher  ge- 
wöhnlich dem  Eigenthümer,  Erträge,  d.  i.  einzelwirthschaftliche 
Reinerträge,  mithin  Einkommen  zu  gewähren  und  welche  regel- 
mässig auch  wirklich  einen  Ertrag  liefern. 
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1)  Bei  der  Subjectb  este  ueriiiig  des  berufsmässigen  Er- 
werbs wird  letztrer  als  ein  Ganzes,  eine  ökonomische  (und  zwar 
eiuzelwirtbschaltlicbe)  und  rechtliche  Einheit  betrachtet  und  so 
zu  ermitteln  und  zu  erfassen  gesucht.  Hierfür  bieten  sich  wieder 
drei  Wege,  welche  das  Steuerrecht  auch  nach  Ausweis  der  Ge- 
schichte theils  nach  theils  neben  einander  zu  beschreiten  pflegt. 
Sie  führen:  der  erste  zur  reinen  (directen)  Personal-  (auch 
Kopf-,  Familien-,  Heerd-)  nnd  C 1  a s s e n Steuer,  auch  wohl  zu 
gewissen  Formen  allgemeiner  Vermögens-,  Grund-,  H aus- 
steuern; der  zweite  zur  nominellen  (directen)  (Gesammt-)  Ein- 
kommensteuer, auf  Grund  einer  dies  Einkommen  als  Ganzes 
autfasseuden  generellen  Schätzung-  oder  Declaration  des 
Steuerpflichtigen;  der  dritte  zu  einer  solchen  Einkommensteuer 
auf  Grund  einer  S  ummirung  der  einzelnen  geschätzten  oder 
genauer,  besonders  durch  die  Formen  der  Ertragsbesteuerung 
festgestellten  Erträge. 

a)  Auf  dem  ersten  Wege  hält  man  sich  an  gewisse  That- 
sachen  und  Merkmale,  besonders  solche,  welche  augenfällig  oder 
leicht  zu  ermitteln  sind,  und  schliesst  aus  ihnen  auf  einen  gewissen 
persönlichen  Erwerb  oder  wenigstens  auf  persönliche  Erwerbs- 
fähigkeit überhaupt  und  mitunter  zugleich  auf  einen  Erwerb  in  un- 
gefähr der  und  der  Grösse  und  Art.  Für  die  Auswahl  solcher 
Thatsachen  hat  man  einen  gewissen  Spielraum,  entscheidende 
Zweckmässigkeitsgründe  verengen  aber  die  Anzahl  der  ernstlich  in 
Betracht  kommenden.  Die  richtige  Wahl  selbst  hängt  wieder  eng 
mit  der  ganzen  geschichtlichen  Entwicklung  der  Volkswirthschaft, 
der  Arbeitstheilung,  der  Beshzverhältnisse  u.  s.  w.  zusammen. 

«)  Die  vielfach  geschichthch  älteste,  im  Ganzen  roheste  Form 
sind  reine,  nicht  weiter  abgestufte  allgemeine  Kopf-,  Familien-, 
Hausstands-,  Heerdsteuern  oder  ähnliche  Steuern,  welche  sich 
auf  die  männlichen  oder  auf  die  erwachsenen  Köpfe  der 
ganzen  steuerpflichtigen  Bevölkerung  beziehen.  Steuertechnisch 
einfach  umlegbar  sind  sie  auch  nicht  volkswirthschaftlich  und  vom 
Standpunct  der  Gerechtigkeit  aus  betrachtet  so  mangelhaft,  solange 
die  Beschäftigung  und  daher  die  ökonomische  Lage  der  Einzelnen 
meist  dieselben  sind,  oder  das  Nationaleinkommen  sich  quantitativ 
und  qualitativ  im  Einzeleinkommen  noch  wenig  differenzirt  (§.  440). 

ß)  Auch  allgemeine  Grundsteuern  gehören,  besonders  in 
frühen  Perioden  der  Volkswirthschaft  hierher,  fungiren  zugleich  als 
Haus-  und  Hofsteuer  oder  haben  eine  solche  noch  neben  sich.    Bei 
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noch  fast  ausschliesslich  agrarischer  Thätigkeit,  ungefährer  Gleich- 
heit der  Landloose  oder  der  Quoten  derselben,  wie  sie  primitiven 
Anbauverhältnissen  und  Besiedelungen  entspricht,  bei  wesentlich 
gleicher  Technik  des  Betriebs  und  bei  fast  fehlender  Verselbständi- 
gung von  Stoffverarbeitung  und  geringem  Handel  sind  solche  Grund- 
steuern relativ  genügend  (§.  440). 

y)  Eine  Ausbildung  erfolgt  durch  Abstufung  der  be- 
treffenden Steuern  und  durch  C lasse nbildung,  indem  man  sich 
an  Merkmale  hält,  aus  welchen  sich  die  Differenzirung  der 
Art  und  der  Grösse  des  Erwerbs  ergiebt.  Solche  Merkmale 
finden  sich  im  Stand,  Beruf,  in  der  Besitzgattung,  Besitz- 
grösse,  wo  dann  implicite  auch  schon  die  Art  des  Einkommens, 
Arbeits-  oder  Rente  neinkommen,  unterschieden  wird.  Eine 
solche  Ausbildung  ist  geboten  und  tritt  denn  auch  meistens  ein 
mit  der  vermehrten  Arbeits-  und  Besitztheilung,  der  Trennung 
agrarischer  und  stoffveredelnder  Arbeit  zu  selbständigen  Berufen, 
woraus  dann  in  Stadt  und  Land  auch  eine  locale  Trennung  wird, 
und  mit  der  Folge  dieser  Verhältnisse  für  die  Vertheilung  des 
Nationaleinkommens,  der  generischen  und  quantitativen  Differen- 
zirung desselben  (§.  441,  442).  Solange  das  bewegliche  Kapital 
und  der  Credit  verkehr  dabei  nicht  sehr  ausgebildet  sind, 
bieten  sich  im  sichtbaren  oder  leicht  nachweisbaren  Vermögen 
der  Einzelnen  wohl  genügende  Anhaltspuncte  für  die  Aufstellung 
allgemeiner  Vermögenssteuern,  welche  wesentlich  mit  als 
Steuern  des  berufsmässigen  Erwerbs  fungiren  können;  eventuell 
auf  Grund  von  Selbstschätzungen,  welche  unter  diesen  Voraus- 
setzungen noch  leidlich  genau  sein  werden,  da  sie  nicht  allzu- 
schwer zu  controliren  sind.  In  der  Bestimmung  des  Steuersatzes 
als  Quote  vom  Vermögen,  wobei  die  Art  des  letzteren,  der  Stand 
und  Beruf  und  die  davon  mit  abhängige  gesammte  ökonomische 
Lage  einer  Person  sich  ebenfalls  berücksichtigen  lassen,  hat  man 
dann  das  Mittel  einer  ausreichenden  Abstufung  der  Steuer. 

Sonst  aber  bietet  die  Ausbildung  von  Classensteuern,  unter 
Combination  ökonomischer  und  socialer  Momente,  das  erforderliche 
Hilfsmittel.  Hier  werden  nach  dem  ökonomischen  Beruf,  nach  der 
ungefähren  Durchschnittslage  in  Bezug  auf  Einkommen  und  Ver- 
mögen, nach  dem  socialen  und  politischen  Stand  Classen  von 
annähernd  gleicher  Steuerfähigkeit  gebildet,  mit  bestimmten  festen 
steigenden  Steuersätzen.  In  diese  Classen  werden  dann  die 
Einzelneu,  namentlich  etwa  die  Selbstthätigeu  oder  die  selbständigen 
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Personen  nach  den  bctretVeuilen  Anhaltspiincten  eingeschätzt.  Unter 
einfacheren  Erwerbsverhältnissen,  \Yie  sie  übrigens  in  dem  wichtig- 
sten neuereu  Beispiel,  der  preussischen  Classensteuer,  bereits  nicht 
mehr  vorhanden  waren,  kaun  eine  solche  Steuer  für  leidlich  ge- 
nügend zur  Besteuerung  des  berufsmässigen  Erwerbs  gelten.  Sie 
bildet  schon  einen  L'ebergang  in  die  folgende  Kategorie. 

§.  456.  —  b)  Diese,  die  nominelle  directe  (Gesammt-) 
Einkommensteuer,  einerlei  zunächst,  welche  Mittel  und  Wege 
zur  Feststellung  dieses  Einkommens  ergriffen  werden,  wird  offen- 
bar statt  jener  roheren  Steuerformen,  einschliesslich  selbst  die  eben 
characterisirte  Classensteuer,  immer  noth wendiger  unter  drei 
Voraussetzungen:  wenn  einmal  das  Nationaleinkommen  sich 
mit  fortschreitender  Entwicklung  des  privatwirthschaftlichen  Systems 
immer  mehr  qualitativ  und  quantitativ  differenzirt;  wenn  zweitens 
der  öffentliche  Bedarf  und  besonders  der  durch  diese  Steuer  zu 
deckende  Theil  desselben  immer  mehr  wächst,  so  dass  Ungleich- 
heiten der  Steuer  für  die  Einzelnen  empfindlicher  werden;  und 
wenn  drittens  die  volkswirthschaftlichen  und  die  Gerechtigkeits- 
principien  mehr  erkannt  werden  und  im  Volksbewusstsein,  daher 
bei  der  gesetzgebenden  Gewalt  mehr  zur  Geltung  gelangen.  Die 
Steuergeschichte,  zumal  der  modernen  Zeit,  zeigt  auch,  wie  mit 
dem  Eintreten  dieser  Voraussetzungen  das  Bedürfniss  nach  einer 
förmlichen  Einkommensteuer  au  Stelle  der  früheren  Formen 
hervortrat  (§.  444).  Die  Anerkennung  der  persönlichen  Freiheit 
und  staatsbürgerlichen  Gleichheit  im  Volksbewusstsein  und  im  Recht 
der  „staatsbürgerlichen"  Periode  hat  zur  Consequenz  die  Beseitigung 
von  Steuerprivilegien  und  die  Anerkennung  gleicher  Steuerpflicht 
alles  Einzeleinkommens,  aus  welcher  Erwerbsart  es  auch  her- 
rühre, wer  immer  es  auch  beziehe:  daraus  musste  sich  wiederum 
die  Forderung  auch  der  förmlichen  Einkommensteuer 
als  einer  Hauptart  der  Besteuerung  berufsmässigen  Erwerbs  er- 
geben (§.  362,  404j. 

Sobald  man  soweit  gelangt  ist,  tritt  dann  nothwendig  die 
Frage  nach  der  Ermittelung  dieses  Einzeleinkommens  in  den 
Vordergrund.  So  entstehen  dann  die  beiden  Arten  förmlicher 
(Gesammt-)  Einkommenbesteuerung. 

Die  erste  Art  ist  an  sich  die  einfachste  und  nächstliegende: 
man  schätzt  durch  Organe  der  Steuerverwaltung  oder  durch 
Commissionen  der  Besteuerten  selbst  das  Einkommen  eines  Jeden 
oder    man    nöthigt    ihn  (direct  oder   indirect)  zu   einer  Selbst- 
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Schätzung  oder  Declaratiou  seines  Einkommens,  mit  dem 
Recht  der  Controle  für  die  Steuerverwaltung  oder  für  Steuer- 
eommissioneu.  Zu  jener  amtlichen  Schätzung  wie  zu  dieser  Controle 
bedarf  es  der  Anhaltspuucte,  welche  sich  wiederum  in  Thatsachen 
und  Merkmalen,  wie  den  bei  dem  ersten  Verfahren  erwähnten, 
ferner  unter  Umständen  auch  bereits  in  den  Grundlagen  bestehen- 
der andrer  Steuern,  wie  namentlich  der  Ertragssteuern,  ergeben. 
Im  letzteren  Falle  nähert  sich  diese  Art  der  Einkommensteuer 
.schon  der  folgenden.  Bei  der  unvermeidlichen  Unsicherheit  der 
amtlichen  Schätzung  und  bei  dem  Mangel  an  sicheren  Thatsachen 
zur  Controle  der  Declarationen,  ferner  bei  der  häufigen  Abneigung 
vor  schärferen  sich  etwa  bietenden  Coutrolmittelu  Seitens  der 
Gesetzgebung  und  der  Steuerverwaltung  selbst  führt  diese  erste 
Art  der  Einkommensteuer  aber  auch  heute  noch  wie  früher,  ja 
wegen  der  viel  stärkeren  Individualisirung  der  Einkommenverhält- 
nisse heute  mehr  als  jemals  früher,  nur  zu  wenig  genügenden 
Ergebnissen,  wenigstens  für  grosse  Länder  mit  sehr  ver- 
schiedenen AVirthschafts-,  Social-  und  Culturverhältnissen ,  zum 
Unterschied  von  einzelnen  Städten  und  kleineren  Ländern, 
die  mitunter  ein  günstigeres  Bild  zeigen,  '^j  Diese  Erfahrung  legt 
es,  neben  anderen  Umständen,  nahe,  bei  der  Einkommensteuer  den 
dritten  der  obigen  Wege  einzuschlagen: 

§.  457.  —  c)  Man  bildet  nemlich  durch  ein  Summirungs- 
v erfahren  eine  Einkommensteuer,  indem  man  möglichst  auf  die 
einzelnen  unterscheidbaren  Ertragsquellen  des  Einkommens 
zurückgreift,  deren  wirkliche  Erträge  durch  ein  ins  Detail 
gehendes  amtliches  Schätz ungs-  und  ßerechnungsver- 
f a  h  r  e  n ,  unter  etwaiger  Zuhilfenahme  von  S  e  1  b  s  t  s  c  h  ä  t  z  u  n  g  e  n 
oder  Declarationen  des  Steuerpflichtigen  für  einzelne  Ein- 
kommenposteu  oder  Ertragsarten,  zu  ermitteln  sucht  und  dann 
eventuell  die  einzelnen  Posten  addirt  oder  vom  Steuerpflichtigen 
selbst  (mitunter  in  dessen  Interesse)  addiren  lässt:  die  Einkommen- 
steuer als   ein  „System  der  Ertragsbesteuerung",   wie  in 


■•)  Bes.  lehrreich  sind  die  neueren  Erfahrungen  mit  der  Einiiouimen-  (incl.  preuss. 
(Jiassen-)  Steuer  einmal  in  l'reusseu,  sodann  im  li.  Sachsen,  in  Hamburg.  Dort 
liat  man  allerdings  zu  viel  Kücksicht  auf  die  Sclieu  der  SteucrpJlichtigcn  genommen, 
ihre  Einkommenverhältnissc  darzulegen  oder  den  ScLiitzungscommissionen  genügende 
Einblicke  zu  gewähren.  Mit  daher,  aber  nicht  allein  deshalb,  die  zu  niedrigen 
und  zu  ungleichen  Gesammt-Einsciiätzungou  in  Preussen,  verglichen  mit  Sachsen. 
S.  u.  A.  A.  Sütbeer,  Umfang  u.  Vertheil.  d.  Volkseink.  in  Preussen  1872 — TS,  Leipz. 
1879,  dessen  Schlüsse  in  Betr.  Preussens  aber  anfechtbar  sind.  S.  spec.  Steuerl.  im 
Abschnitt  von  der  Einkommensteuer. 
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England  allgemein  •)  und  wie  th  eil  weise  auch  in  den  con- 
tinentalen  Einkonnnensteuern,  soweit  sich  dabei  wenigstens  mit 
auf  die  Daten  der  Ertragsbesteuernng  gestützt  wird. 

Hier  erfolgt  daher  eine  nähere  Verbindung  der  Subj  ect- 
b  e  s  t  e  u  e  r  u  n  g  mit  d  e  r  0  b j  e  c  t  b  e  s  t  e  u  e  r  u  n  g.  Gewisse  IMängel 
dieser  beiden  Besteuerungsarten  lassen  sich  auf  diese  Weise  be- 
seitigen oder  wenigstens  vermindern.  Aber  andre  dieser  Object- 
besteuerung  inhärente  Mängel  bleiben  bestehen  und  werden  durch 
diese  Verbindung  nun  auch  in  die  Subjectbesteuerung  hinüber  ge- 
tragen. Was  die  Einkommensteuer  daher  durch  dies  ,,objectivere" 
Verfahren  zur  Feststellung  der  steuerpflichtigen  Einkommen  ge- 
^^^nnt,  geht  ihr  leicht  auf  der  andren  Seite  gerade  durch  die  Aus- 
scheidung des  „subjectiven''  ^Moments  wieder  mehr  verloren.  Dies 
ergiebt  sich  schon  aus  der  folgenden  vorläufigen  und  nothwendig 
noch  ganz  allgemein  gehaltenen  Betrachtung  der  Objectbesteuerung; 
schärfer  noch  aus  der  Untersuchung  der  einzelnen  Ertragssteuern 
in  der  speciellen  Steuerlehre. 

§.  458.  —  2)  Die  zweite  Hauptart  der  Besteuerung  des 
berufsmässigen  Erwerbs  im  Erwerbsteuersystem  ist  die  eben 
genannte  Objectbesteuerung  oder  die  Besteuerung  der  vom 
wirthschaftenden ,  bez.  Rechtssubject  losgelösten,  verselbständigten 
Ertragsquellen,  aus  denen  jener  Ervverb  ganz  oder  in  Theilen 
fliesst.  Als  Besteuerung  der  Ertragsquellen  führt  sie  passend  den 
Namen  Ertragsbesteuerung. 

a)  Die  ältere  Ertragsbesteuerung.  Die  wichtigste 
einzelne  hierher  gehörige  Steuer,  die  Grundsteuer,  vornemlich 
von  dem  landwirthschaftlich  benutzten  Boden,  ist  eine  der  ältesten 
und  verbreitetsten  Steuern.  Sie  stellte  sich ,  wie  im  vorigen  Ab- 
schnitt schon  gezeigt  wurde  (§.  440),  leicht  begreiflich  überall  da 
gern  ein,  wo  das  Volk  bereits  sesshaft  geworden  war  und  regel- 
mässigen Ackerbau  tiieb,  aber  noch  wenig  weitere  Arbeitstheilung 
bestand,  vielmehr  die  grosse  Mehrzahl  nur  die  eigenen  landwirth- 
schaftlichen  Producte  verarbeitete  und  selbst  verzehrte.  Sie  blieb 
dann  aber  in  der  alten  Gestalt  oder  mit  gewissen  Veränderungen 
bestehen,  nahm  mehr  oder  weniger  den  Character  einer  Reallast 
an  und  wurde  etwa  nur  mit  der  Weiterentwicklung  der  Volkswirth- 
schaft,  der  Entstehung  städtischer  Wohnsitze  und  Berufe  und  selb- 
ständiger stoffveredelnder  Gewerbe  durch  andere  ähnliche  Ertrags- 

^)   S.  über  diese  Auffass.   d.  engl.  Einkommensteuer  bes.  Vocke,   brit.  Steuern 
S.  5.52  und  in  der  speciellen  Lehre. 
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steuern,    wie   Haus  steuern,    Gewerbesteuern   ergänzt,   Steuern, 
welche   dann  ebenfalls  wieder  den  Character  von  Object-  und  Er- 
tragsquellensteuern an  sich  trugen,  das  Haus,  den  Hof,  den  Platz, 
den  einzelnen  Gewerbebetrieb  als  solchen,   ohne  jede  oder  doch 
ohne    nähere  Rücksicht   auf  den  wirklichen   Ertrag  und  auf  die 
innehabende  und  wirthsc haftende  Person  belasteten.  Die  Besteuerung 
verwandter  Urproductions-Quellen,  des  Waldes,  der  Fischerei- 
gründe,   war    mit    der    ursprünglichen    agrarischen  Grundsteuer 
gleich  verbunden  oder  trat  auch  wohl  noch  besonders  hinzu.     Die 
Besteuerung    der    Bergwerke    konnte    zwar   ebenfalls    aus    der 
Grundsteuer  hervorgehen,  hat  sich  aber  wohl  meistens  selbständig 
in  Verbindung  mit  dem  Bergrecht,   besonders  mit  dem  Berg- 
regal entwickelt.     Die  Besteuerung  der  Handelsgewerbe  ging 
aus  einer  Ausdehnung  der  Gewerbesteuern  hervor,  wenn  der  Handel 
sich  von   der  Gewerksarbeit  trennte.     Die  Schank-,  Gast-  und 
ähnliche  Gewerbe  für  persönliche  Dienstleistungen   wurden 
mit    ihrer  Verselbständigung    ebenfalls    der  Gewerbesteuer  unter- 
worfen, aber  auch  wohl  schon  früh  und  häufig,  besonders  die  ersten, 
apart  mit  Steuern  belegt,  welche  als  Gegenleistung  für  die  Concession 
zum  Betrieb,  für  Privilegien  und  Rechte  etwas  Gebtihrenartiges  an 
sich   haben   (wie   ähnlich   z.  B.   speciell   die  Mühlenbesteuerung) 
oder  auch  wohl  Keime  indirecter  Verbrauchsbesteuerung  enthalten. 
Solche  Ertragssteuern  finden  sich  in  den  älteren  und  mittleren 
Wirthschaftsperioden    der    Völker    überall    mit    hervorstechendem 
Character  der  Objectsteuer  und  demgemäss  etwa  nur  mit  rohen 
Classenstufen   nach  der   ungefähren  Grösse  und   Ertragsfähig- 
keit des  Bodens,   des  Gewerbes,  unter  Vernachlässigung  der  sub- 
jectiven  Momente,  welche  vom  leitenden  Rechts-  und  Wirthschafts 
subject  ausgehend  den  wirklichen  Ertrag  der  Quelle  qualitativ 
und  quantitativ  so  stark  beeinflussen.    Nicht  selten  stehen  die  alten 
Grund-,   Haus-  und   einzelne   Gewerbesteuern   in  Verbindung  mit 
ähnlichen   grundherrlichen  Abgaben,   die  einen  traten  zu  den 
anderen   hinzu,  vermischten   sich   auch   wohl   später,   so   dass   im 
Einzelnen  der  Ursprung  oft  nicht  sicher  nachzuweisen  ist.    Nur  im 
Princip,   nicht  immer  im  concreten  Fall  blieb  die  steuerartige  Ab- 
gabe veränderlich  nach  einfacher  Anordnung  der  Staatsgewalt 
neben  der  unveränderlichen  grundherrlichen  Abgabe,  so  dass 
dies  Moment  kein   unbedingt  sicheres  Kriterion  ist.    Auch  andere 
rein   privatrechtlichc  Lasten,   wie  Zinsen  und   Gülten   aus  Credit- 
geschäften   (Rentenkauf),   gebührenartige  Abgaben,   wie  Gerichts- 
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lind  Vogteigelder,  kommen  neben  den  genannten  Steuern  und 
grundherriichen  Abgaben  bei  Hot',  Haus  und  Grund  vor  und  bilden 
mit  ihnen  eine  oft  sehr  alte  und  nicht  selten  ziemlich  hohe  Ge- 
sammtbelastung  des  Grundbesitzes,  welche  trotz  ihres  verschiedeneu 
geschichtlichen  Ursprungs  späteren  Geschlechtern  als  „Besteuerung" 
dieses  Besitzes  erschien  und  in  die  moderne  Besteuerung  mit  über- 
ging, selbst  bei  Steuerreformen. 

§.  459.  —  b)  Die  neuere  reformirte  und  ausgebildete 
Ertragsbesteueruug.  Rationelle  Reform  der  alten  Er- 
tragssteuern. Die  Fortentwicklung  der  alten  Ertragsbesteuerung 
in  den  Culturstaaten  war  dann  wieder  die  Folge  der  Entwicklung 
der  Volkswirthschaft  und  der  Erkenntniss  der  richtigen  Besteuerungs- 
grundsätze. Sie  ist  daher  überall  ziemlich  gieichmässig  in  der 
Periode  des  aufgeklärten  Despotismus  begonnen  und  in  der  staats- 
bürgerlichen Periode  durchgeführt  worden,  und  zwar  in  doppelter 
Richtung.  Einmal  suchte  man  die  geschichtlich  überkommene 
Ertragsbesteuerung  gleich  massig  er  zu  machen,  selbst  wenn  es 
sich  nicht  um  Erhöhung  des  Gesammtertrags  der  Steuern  handelte, 
vollends  wenn,  wie  gewöhnlich,  diese  Nothwendigkeit  vorlag; 
sodann  dehnte  man  jene  Besteuerung  systematisch  aus  und 
ergänzte  sie  durch  Steuern  auf  einzelne  bisher  nicht  oder  nicht 
genügend  besteuerte  Erträge  anderer  Ertragsquellen. 

«)  Gerade  die  öfters  absolute  und  stets  relativ  sehr  grosse 
Stabilität  der  älteren  Ertragssteuern  musste  eine  grosse  Ungleich- 
heit der  letzteren  mit  der  Zeit  herbeiführen,  sowohl  zwischen  den 
einzelnen  Steuerkategorieen,  der  Grund-,  Haus-,  Gewerbesteuer  u.  s.  w., 
wie  zwischen  den  Steuern  der  einzelnen  Steuerobjecte  einer  Kate- 
gorie. Vorkommende,  in  gleichen  oder  in  willkührlich  gegriffenen 
Quoten  erfolgende  Erhöhungen  der  Steuern  mussten  diese  Ungleich- 
heit noch  steigern  und  noch  drückender  machen.  Mit  dem  Nieder- 
gang des  ständischen  Patrimouialstaats,  mit  dem  Zurücktreten  der 
ihm  zu  Gmnde  liegenden  Ideen  von  der  Berechtigung  der  scharfen 
ständischen  Gliederung  der  Bevölkerung,  mit  der  gleichzeitigen 
Steigerung  des  Steuerbedarfs  mussten  jene  Ungleichheiten  immer 
unerträglicher  werden.  Die  verschiedene  Entwicklung  des  Verkehrs, 
der  Technik,  die  Betriebsänderungen  in  der  Landwirthschaft  wirkten 
in  derselben  Richtung.  So  musste  die  der  ständischen  Macht  sich 
entringende  Staatsgewalt  in  ihrem  eigenen  und  des  Staats  wie  im 
Interesse  der  Bevölkerung  auf  eine  grössere  Gleichmässigkeit 
der   Ertragsbesteuerung    hinzielen,    wie    es   besonders   im   vorigen 
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Jahrhundert  hervortritt  und  unvermeidlich  war,  wenn  man  über- 
haupt den  steigenden  Bedarf  decken  wollte.  In  der  sich  an- 
schliessenden modernen  staatsbürgerlichen  Periode  wirkten  nicht 
nur  dieselben  Umstände  in  verstärktem  Maasse  weiter,  es  machten 
sich  nun  auch  die  neuen  politischen  und  volkswirthschaftlichen 
Ideen  über  richtige  Steuervertheilung  geltend. 

So  entstand  jene  Bewegung,  die  namentlich  in  der  ersten 
Hälfte  unseres  Jahrhunderts  und  darüber  hinaus  auf  eine  „Reform 
der  alten  Ertragssteuern"  mittelst  „rationeller"  Kataster- 
systeme für  die  Grund-,  Haus-  und  Gewerbesteuer  abzielte  und 
bei  letzterer,  nach  der  ökonomischen  Natur  des  Gewerbebetriebs 
sehr  begreiflich,  selbst  die  mehr  individuellen,  subjectiven, 
die  Höhe  des  wirklichen  Ertrags  (nicht  nur  die  „obj  ective" 
Ertragsfähigkeit)  bedingenden  Momente  öfters  mit  zu  berück- 
sichtigen suchte.  Das  Resultat  war  die  Bildung  des  modernen 
Realsteuersystems,  das  aus  drei  grossen  Gliedern,  der  „ratio- 
nellen" Grund-,  Haus-  und  Gewerbesteuer  besteht.  Es  wurde  be- 
sonders in  Deutschland,  Oesterreich,  wie  zum  Theil  schon  früher 
in  Frankreich  entwickelt,  als  Grundlage  und  Haupttheil  der 
directen  Staats besteuerung  und  begegnet  uns  ähnlich  auch  in 
anderen  continentalen  Staaten,  besonders  in  Folge  des  directen 
und  indirecten  Einflusses  der  französischen  Gesetzgebung.  Da  die 
Communal besteuerung  seit  Alters  ebenfalls  vornemlich  an  diese 
Steuern  sich  anlehnte,  so  wurde  das  Bedtirfniss  nach  einer  grösseren 
Gleichmässigkeit  der  Ertragssteuern  nur  noch  dringender, 

§.  460.  —  ß)  Systematische  Ausdehnung  und  Er- 
gänzung der  Ertragsbesteuerung.  Die  vermehrte  Arbeits- 
und Besitztheilung,  die  schärfere  qualitative  und  quantitative  DifFe- 
renzirung  des  Nationaleinkommens  bei  der  Trennung  von  Stadt 
und  Land,  Urproduction  und  Gewerk,  materiellen  und  liberalen 
Berufen,  Kapital  und  Arbeit,  Hand  in  Hand  hiermit  die  Entwick- 
lung des  Creditverkehrs  —  das  Alles  bewirkte  aber  nun,  dass  auch 
die  alten  und  selbst  die  reformirten  neueren  Grund-,  Haus-  und 
Gewerbesteuern  überhaupt  nicht  mehr  ein  ausreichendes  Ertrags- 
steuersystem bildeten.  So  musste  sich  denn  eine  zweite  grosse 
Reformbewegung  auf  diesem  Gebiete  entwickeln:  eine  sj'-ste- 
matische  Ausdehnung  und  Ergänzung  jener  drei  typischen 
Hauptsteuern  und  zwar  wieder  in  doppelter  Weise,  entsprechend 
den  obwaltenden  Verhältnissen,  wie  dies  die  Steuergeschichte  aber- 
mals ziemlich  gleichmässig  in  verschiedenen  Culturländern  Europas 
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zeigt:  die  älteren  Haiiptsteuern  werden  nemlicli  für  gewisse 
Erträge,  welche  sie  zwar  im  Princip  bereits  belasten,  aber  für 
die  sie  in  ihrer  allgemeinen  Form  nicht  mehr  recht  passen,  specia- 
lisirt  und  neue  Ertragssteuern  treten  ftir  gewisse  andere  Erträge, 
bez.  Ertragsquellen,  welche  bisher  von  den  alten  Steuern  nicht 
getrotlen  wurden,  hinzu. 

aa)  Die  erste  Entwicklung  ist  eigentlich  nur  eine  Fortsetzung 
einer  älteren,  welche  aus  der  ursprünglich  allgemeinen  alleinigen 
Grundsteuer  zu  besondern  Haus-  und  Gewerbesteuern  geführt  hatte. 
Die  völlige  Trennung  der  Grund-  und  Hausstener  ist  selbst  in 
unseren  Staaten  noch  nicht  überall  oder  erst  jüngst  vollzogen 
worden.  Sie  ist  eine  richtige  Consequenz  der  speciiischen  Diffe- 
renzirung  der  Grundstücke  nach  Zwecken  der  Benutzung  (agrarische 
und  Bauplatz-Benutzung),  weshalb  namentlich  in  den  Städten  be- 
sondere Haussteuern.  Dasselbe  Princip  der  DiflPerenzirung  der 
Besteuerung  nach  derjenigen  der  Bodenbenutzungsarten  zeigt  sich 
in  der  Beschränkung  der  eigentlichen  Grundsteuer  auf  den  land- 
wirthschaftlich  benutzten  oder  so  benutzbaren  und  nur  aus  Neben- 
gründen nicht  wirklich  so  benutzten  Boden  und,  —  das  Correlat 
hierzu  -  in  der  Ausbildung  aparter  Grundsteuernormen  für  den 
Wald  und  sogar  ganz  selbständiger  Waldsteuern,  ferner  in  der 
Entwicklung  der  Berg  werk  steuern,  und  —  der  neueste  Fall  — 
der  Eisen  bahn  steuern,  für  den  Ertrag  der  Eisenbahn,  neben 
denen  freilich  noch  Grundsteuern  für  den  Boden  der  Bahn  vor- 
kommen können.  Bei  den  Haus  steuern  besteht  die  analoge  Ent- 
wicklung in  der  Verschiedenheit  der  Steuernormen,  nach  der 
Lage  (Grösse  der  Orte),  der  Beschaffenheit  und  dem  Zweck  der 
Gebäude,  wo  sich  dann  auch  wohl  förmlich  verschiedene  selbstän- 
dige Haussteuern  ausbilden  (Hauszinssteuer,  Hause  las  sensteuer, 
Oesterreich;  ähnlich,  aber  im  Rahmen  einer  Steuer,  in  Preussen). 
Aehnlich  in  der  Gewerbesteuer  eine  immer  grössere  Speciali- 
sirung  nach  Arten,  Technik,  Umfang,  Standort  der  Gewerbe  und 
die  Ausbildung  aparter  Gewerbesteuern  für  gewisse  Gewerbe,  von 
denen  auch  hierher  der  Eisenbahnbetrieb,  Bergwerksbetrieb,  sodann 
das  Actiengesellschaftswesen  mit  ihren  vorkommenden  Sondersteuern 
zu  rechnen  sind. 

§.461.  ~  bb)  Die  zweite  Entwicklung  des  Ertragsteuersystems, 
die  Entstehung  eigener  neuer  Steuern  für  bisher  nicht  be- 
steuerte Erträge  oder  Ertragsquellen,  tritt  deutlich  erst  in  der 
neueren  und  neuesten  Zeit  der  modernen  Culturvölker  hervor,  was 


426    ä-B-  2-K-  l-A.  Allg.  Steuerl.  ;i.H.-A.  ?!.  A.  Berufsmäss.  Env.best.  §.  461,4(!2. 

sich  auch  aus  den  Social-  und  Wirthschaftsverhältnissen  leicht  er- 
klären lässt.  Von  Nebensächlichem  abgesehen  sind  es  vornemlich 
drei  neue  Ertragssteuern,  mit  denen  man  es  hier  zuthunhat:  die 
Steuer  auf  den  Ertrag  der  Arbeit  der  liberalen  Berufe,  sowohl 
der  selbständig  als  der  in  einem  Dienstverhältniss  ausgeübten 
(im  letzteren  Falle:  Besoldungssteuer  des  „Beamten"  u.  s.  w.); 
die  Steuer  auf  den  Ertrag  der  gemeinen  Handarbeit  und  der 
sonstigen  niederen  Arbeit  (materielle,  „illiberale'^  Arbeit  aller 
Art,  Gesindearbeit)  oder  die  directe  Lohnsteuer;  endlich  die 
Leihzins-  (Kapitalrenten-,  „Kapital"-)  Steuer  auf  den  Ertrag 
des  verliehenen  umlaufenden,  besonders  des  Geldkapitals. 

aa)  Die  beiden  ersten  Steuern  auf  den  Ertrag  der  „Arbeit" 
bilden  das  Personalsteuer-Element  des  modernen  Ertragssteuer- 
systems neben  dem  Real  Steuer-Element,  der  Grund-  und  Haus- 
steuer. Sie  führen  leicht  in  die  förmliche  Subjectbesteuerung, 
die  Einkommensteuer  hinüber,  da  die  Lostrennung  des  Ertrags 
der  „blossen  Ertragsquelle",  hier  der  „Arbeit  als  solcher"  vom 
arbeitenden  Subject  natürlich  noch  misslicher  ist  und  noch  un- 
sicherere Fictionen  bedingt,  als  dies  Verfahren  bei  den  anderen 
Ertragssteuern,  wo  Ertragsquelle  und  wirthschaftende  Person  immer- 
hin nicht  so  eng  verbunden  sind.  Daraus  erklärt  es  sich  auch, 
dass  mitunter  auch  jetzt  noch  in  Ländern  mit  einem  sonst  ent- 
wickelten Ertragssteuersystem  die  Besteuerung  des  Arbeitsertrags 
nicht  durch  besondere  Ertragssteuern,  sondern  nur  mit  durch  die 
Einkommensteuer  (bez.  Classensteuer)  erfolgt.  Die  selbständig 
zu  Erwerbszwecken  ausgeübten  liberalen  Berufe  (Arzt,  Advocat, 
Privatlehrer,  Schriftsteller,  Künstler,  Techniker  u.  s.  w.)  stehen  im 
Uebrigen  ökonomisch  den  gewöhnlichen  Gewerben  näher  und  können 
daher  auch  wohl  durch  eine  Ausdehnung  der  Gewerbesteuer  auf 
sie  mit  besteuert  werden.  Die  Besoldungen  u.  s.  w.  liberaler  Berufs- 
„diener"  sind  ökonomisch  eine  Art  Dienstlohn,  nur  durch 
Dauer,  Sicherheit,  Zahlungstermin,  Höhe  vom  gewöhnlichen  Arbeits- 
lohn unterschieden.  Sie  können  mit  diesem  durch  eine  gemeinsame 
„Lohnsteuer"  oder  „Arbeitssteuer"  (dann  etwa  mit  zwei 
Gliedern,  für  „Gehalt"  und  „Lohn"  i.  e.  S.)  getroffen  werden. 

ßß)  Die  Leihzins  Steuer  reiht  sich  der  Grund-  und  Haus- 
steuer am  Nächsten  an,  soweit  auch  diese  den  Ertrag  von  Renten 
„aus  Besitz"  treffen.  Wie  beide  genannte  und  die  Gewerbesteuer, 
aber  in  noch  höherem  Maasse  als  diese,  selbst  als  die  ihr  am 
Meisten  ähnliche  Haussteuer,   kann  sie,   weil  bei  dem   Leihzins- 
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Ertrag  der  Einfliiss  des  siibjectiven  Moments,  des  Wirtlischalts- 
subjects  noch  geringer  ist  als  bei  einer  der  anderen  Ertragsarten, 
auch  in  der  Form  einer  Besitzsteuer,  z.  B.  einer  Vermögenssteuer 
nach  dem  Kapitalwerth  des  verliehenen  Betrags  erhoben  werden. 
Die  besondere  Leihziussteuer  ist  so  ziemlich  das  geschichtlich 
späteste  Glied  des  neueren  rationellen  Ertragssteuersystems  und 
fehlt  noch  heute  vielfach,  indem  der  Leihzinsertrag  entweder  als 
eine  Art  „Personaleinkommen"  nur  der  allgemeinen  Einkommen- 
steuer unterworfen  oder  selbst  gar  nicht  besonders  als  solcher 
(wenn  auch  etwa  nebenbei  mit  durch  gewisse  Verkehrssteuern) 
besteuert  wird.  Diese  unzulängliche  Besteuerung  der  I^eihzinsen 
steht  ausser  mit  den  gleich  zu  erwähnenden  historischen  Gründen 
wohl  wesentlich  mit  den  grossen  steuertechnischen  Schwierigkeiten, 
das  Vorhandensein  und  die  Höhe  des  Ertrags  verliehener  Kapitalien 
richtig  zu  Besteuerungszwecken  zu  ermitteln,  in  Zusammenhang. 

§.  462.  Das  Fehlen  dieser  wie  der  beiden  anderen  neuen 
Ertragsteuern  erklärt  sich  im  Uebrigen  geschichtlich  einfach  aus 
den  früheren  Verhältnissen  der  Volkswirthschaft  und  der  Rechts- 
ordnung, speciell  der  älteren  Personalstands-  und  politischen 
Standesordnung. 

Die  liberalen  Berufe  wurden  noch  wenig  zu  Erwerbs- 
zwecken und  überwiegend  von  Augehörigen  der  privilegirten,  ohne- 
hin steuerfreien  Stände  sowie  als  Ehrenamtsdienst  ausgeübt.  Das 
Beamtenthum  war  viel  geringer  entwickelt  und  für  sein  Dienstein- 
kommeu  steuerfrei.  Erst  die  moderne  Auffassung  der  Allgemein- 
heit der  Steuer  führte  daher  zu  dem  Verlangen,  dass  auch  der 
Ertrag  der  Arbeit  in  solchen  Berufen  zu  besteuern  sei.  Die  Idee 
der  allgemeinen  Einkommensteuer,  eine  Folge  dieser  Auffassung, 
mrkte  in  derselben  Richtung.  Wo  aber  eine  solche  Einkommen- 
steuer fehlte,  war  es  nur  consequent,  wenigstens  eine  neue  Ertrags- 
steuer gerade  für  den  Ertrag  dieser  Arbeit  einzuführen  oder  eine 
der  alten  Ertragssteuern  entsprechend  auszudehnen,  z.  B.  die  Ge- 
werbesteuer zu  einer  umfassenderen  „Erwerbssteuer"  zu  machen. 
Die  practische  Nothwendigkeit  einer  Besteuerung  des  Ertrags- 
liberaler Arbeit  aber  wuchs  mit  der  allgemeinen  Steigerung  des 
Steuerbedarfs  und  der  grösseren  Anzahl  und  wirthschaftlichen  Be- 
deutung der  Angehörigen  dieser  Berufe. 

Die  untere  arbeitende  Classe  hat  in  den  häufigen  Kopf - 
und  ähnlichen  Steuern  für  den  Ertrag  ihrer  Arbeit  gesteuert.  Im 
Zustand    der  Unfreiheit    oder    ähnlicher  Abhängigkeit    zahlte  der 
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Herr  für  sie.  Mit  dem  Wegfall  allgemeiner  Kopfsteuern  und  mit  der 
Entwicklung  des  Taglöhnerwesens  auf  dem  Lande,  des  Handwerks- 
gesellenthums  und  vollends  des  gewerblichen  Grossbetriebs  in  den 
►Städten  trat  dann  erst  die  Nothwendigkeit  einer  besonderen  Be- 
steuerung dieser  Classen  mehr  hervor.  Die  iudirecten  Verbrauchs- 
steuern haben  auch  dazu  mit  gedient,  bewusstermassen  zuerst  in 
den  Städten,  später  auch  in  den  Territorien  und  Staaten.  Nach 
der  völligen  politischen  Emancipation  des  Arbeiterstands  war  es 
dann  unter  dem  Einfluss  der  Idee  der  staatsbürgerlichen  Gleich- 
heit wieder  nur  consequent,  jetzt  auch  den  Ertrag  der  gewöhnlichen 
Handarbeit  direct  zu  besteuern,  wiederum  entweder  mit  durch  die 
allgemeine  Einkommensteuer  (Classensteuer)  oder  durch  eine  be- 
sondere neue  Arbeitssteuer,  bez.  mittelst  einer  Ausdehnung  der 
Gewerbe-  oder  Erwerbssteuer.  In  den  deutschen  Ländern  mit 
stärker  entwickeltem  directen  und  Ertragssteuersystem  und  schwächer 
gebliebenem  Verbrauchssteuerwesen  ist  man  auch  so  vorgegangen. 
Der  Ertrag  verliehener  Geldkapitalien  ist  schon  früher, 
so  in  Städten,  in  Nothzeiten  bei  Extrasteuern,  wohl  durch  all- 
gemeine Vermögenssteuern  grundsätzlich  mit  besteuert  worden. 
Eine  besondere  Ertragsbesteuerung  dafür  war  vor  der  erheblicheren 
Entwicklung  des  Creditwesens  kein  so  grosses  Bedürfniss  und  bot 
immer  steuertechnisch  besondere  Schwierigkeiten.  Als  in  der  Neu- 
zeit aber  überhaupt  das  Ertragssteuersystem  rationell  ausgebildet 
wurde,  war  es  nur  consequent,  einen  so  eminent  steuerfähigen  Er- 
trag wie  den  Zinsertrag  auch  besonders  zu  besteuern.  Obwohl 
nun  Rücksichten  auf  „Schonung  des  Kapitals" ,  Befürchtungen, 
„das  Kapital  nicht  durch  Steuern  aus  dem  Lande  zu  treiben",  hie 
und  da  auch  die  Idee,  dass  dieser  Zinsertrag  durch  Ueberwälzung 
anderer  Ertragssteuern  auf  ihn  wenigstens  in  einem  alten  Ertrags- 
steuersystem von  Grund-,  Haus-  und  Gewerbesteuern  schon  reell 
mit  besteuert  sein  könnte,*')  vor  Allem  aber  die  handgreifliche 
steuertechnische  Schwierigkeit,  gerade  diesen  Ertrag  richtig  zu  er- 
fassen, ein  zaghaftes  Vorgehen  erklärlich  machen,  so  hat  man  sich 
doch  mit  Recht  mehrfach  (so  in  deutschen  Staaten)  entschlossen, 
eine  besondere  „Kapital"-  oder  „Kapitalrenten Steuer"  da- 
für einzuführen.  Erst  dadurch  ist  die  noth wendige  Vervoll- 
ständigung des  Ertragssteuersystems  erfolgt  und  wenigstens  im 
Prineip  das  „mobile  Kapital"  (abgesehen  vom  Steuerfuss)  ebenso 

")  S.  über   dies  Alles  Helfcrich   in   dem  Aufsatz   über   die  Einführung  einer 
Kapitalrcntensteuer  in  Baden,  Tüb.  Ztschr.  1846. 
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gestellt  wordeu,  als  das  laugst  besteuerte  „immobile",  Griuul 
und  Boden  uud  Gel)äude.  Die  einfache  Unterstellung  des  Zins- 
ertrags unter  die  allgemeine  Einkommensteuer  (Preussen)  reicht 
zur  Herbeiführung  dieser  Gleichstellung  nicht  aus,  wenn  das  Ein- 
kommen aus  Grund,  Gebäuden  und  Gewerben  doppelt,  durch  die 
Ertragsbesteuerung  uud  die  Einkommensteuer,  getrotieu  wird.  Für 
die  Bildung  des  ganzen  Steuersystems  ist  nur  von  der  unbestreit- 
baren Thatsache  Act  zu  uehmeu,  dass  der  Leihzinsertrag  auch 
durch  die  rationellste  directe  Ertrags-  und  Einkommensteuer  regel- 
mässig nur  viel  unsicherer  und  wohl  fast  immer  unvoll- 
ständiger getroffen  wird,  als  der  durch  andere  Ertrags-  und 
durch  die  Einkommensteuer  besteuerte  sonstige  berufsmässige  Er- 
werb. Daraus  folgt,  dass  es  sich  gerade  jenem  Ertrag  gegenüber 
darum  handelt,  ihn  noch  durch  ganz  andere  Steuerarten, 
als  etwa  bloss  die  Verbrauchsbesteuerung,  zur  genügenden  Be- 
steuerung heran  zu  ziehen.  Dazu  dienen  namentlich  die  Ver- 
kehr ssteu  er  n.  Es  liegt  hier  eine  Aehnlichkeit  mit  dem  Erwerb 
durch  einzelne  Acte  und  durch  Anfall  vor,  die  schon  hier  hervor- 
gehoben werden  mag. 

§.  463.  —  c)  Allgemeine  Beurtheilung  des  Ertrag- 
steuersystems, ^j  Die  dargelegte  Entwicklung  der  Object-  oder 
Ertragsbesteuerung  ist  eine  durchaus  consequente  und  rationelle, 
die  zur  annähernden  Erreichung  des  Ziels  volkswirthschaftlich 
richtiger  und  vollständiger,  sowie  leidlich  gleichmässiger  Besteue- 
rung aller  Theile  des  berufsmässigen  Erwerbs  unvermeidlich  war. 
Die  Ertragsbesteuerung  mit  den  genannten  sechs  Gliedern  (Grund-, 
Haus-,  Gewerbe-,  dann  liberale  Berufs-,  Lohn-,  Leihzinssteuer)  und 
ihren  Unterarten  und  Specialisirungen  verdient,  als  zusammen- 
gehörige Steuergruppe  betrachtet,  auch  mehr  als  irgend  eine  andere 
Gruppe  den  Namen  eines  „Systems". 

Aber  noch  abgesehen  von  den  diesen  Steuern  allen  gerade 
als  Objectsteuern  anklebenden  Mängeln  hat  dies  Ertragssteuersystem 
doch  wesentliche  Schwächen:  es  besteht  aus  sehr  ungleichen 
Elementen  von  sehr  verschiedener  Erfassbarkeit,     Dies 


';  S.  u.  A.  Neu  mann  in  d.  Sehr.  Ertragsst.  oder  peisönl.  Steuern  u.  überhaupt 
die  neueste  Liter.,  wie  Held,  die  Gutachten  d.  Ver.  f.  Socialpolit.  u.  die  Verhandl. 
auf  d.  Versamml.  v.  1&75  u.  1S7T.  Auf  der  Versammlung  v.  1875  wurde  Ueusei's 
These  angenommen  (Bericht  S.  6S):  „Die  bisher  noch  iu  einer  Mehrzahl  deutscher 
Staaten  bestehenden  sogen.  Ertragssteuern  erweisen  sich  bei  gesteigertem  Bedarf  als 
unzureichend."  In  der  spec.  Steuerlehre  die  genaueren  thatsächlichen  Belege  für  die 
einzelnen  Sätze  im  Text. 
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hindert  schon,  grosse  Quoten  eines  grossen  und  wachsen- 
den (Staats-  und  Communal-)  Steuerbedarfs  dadurch  zu  decken, 
was  sich  überall  bald  als  unmöglich  erwiesen  hat,  so  in  Oester- 
reich,  Frankreich  und  in  den  deutschen  Staaten  in  neuerer  Zeit. 
Namentlich  bringt  dieser  innere  Fehler  des  Ertragssteuersystems 
grosse  Ungleichmässigkeiten  der  Belastung  mit  sich,  trotz 
aller  entgegengesetzten  Bemühungen,  sowohl  zwischen  den  Objecten 
(bez.  den  dafür  Steuerpflichtigen)  der  verschiedenen,  als 
zwischen  denjenigen  einer  und  derselben  Ertragssteuer. 

«)  Die  reinen  Real  steuern  des  Systems,  die  Grund-  und 
mehr  noch  die  Gebäudesteuer  bieten  den  Vortheil,  dass  sich  das 
Vorhandensein  und,  wenn  auch  bei  der  Grundsteuer  auf  sehr 
complicirte  Weise,  wenigstens  innerhalb  gewisser  Grenzen  doch 
auch  die  ungefähre  Höhe  der  Ertragsfähigkeit  und  des  Rein- 
ertrags selbst  leidlich  sicher  ermitteln  lassen.  Bei  der  Gewerbe- 
steuer einschliesslich  der  Steuer  der  selbständig  ausgeübten  liberalen 
Berufe  liegt  die  Sache  wesentlich  ungünstiger.  Vorhandensein  und 
Höhe  des  Ertrags  von  Leihzinsen  entziehen  sich  leicht  ganz 
der  Controle,  während  wieder  der  Ertrag  der  Hberalen  Dienst- 
arbeiten (Beamte)  und  der  niederen  Arbeits  arten  an  sich  und 
in  seiner  Höhe  leichter  zu  ermitteln  ist.  Daraus  droht,  wie  auch 
die  Erfahrung  bestätigt,  eine  Ueberlastung  des  immobilen 
Besitzes  und  seines  Ertrags  hervorzugehen,  zumal  hier  ge- 
wöhnlich eine  hohe  alte  Besteueruag,  die  freilich  vom  jetzigen 
Besitzer  nicht  mehr  immer  als  Steuer  augesehen  werden  kann, 
geschichtlich  überkommen  ist.  Und  auch  der  Arbeitsertrag  droht 
schwerer  sogar  durch  diese  directe  Besteuerung  getroffen  zu  werden, 
als  der  gewerbliche  ünteruehmergewinn  und  vollends  als 
der  Leihzinsertrag.  Der  Ertrag  von  Gebäuden,  besonders 
von  städtischen,  regelmässig  im  Wege  der  Vermiethung  be- 
nutzten, ist  besonders  leicht  richtig  zu  ermitteln,  der  nahe  ver- 
wandte Ertrag  von  Leihkapitalien  oftmals  gar  nicht,  meistens 
schwer  (Werthpapiere !). 

ß)  Innerhalb  des  Gebiets  einzelner  Steuern  erheben 
sich  nicht  geringere  Schwierigkeiten,  besonders  bei  der  Grund-, 
der  Gewerbe-  und  der  Steuer  der  selbständigen  liberalen 
Berufe,  auch  bei  der  Leihzins  Steuer.  Nach  den  landwirth- 
schaftlichen  Betriebssystemen,  den  Verkehrs-  und  Absatzverhält- 
nissen  u.  s.  w.  ist  der  steuerbare   landwirthschaftliche  Reinertrag 
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des  Gruud  und  Bodens  ausserordentlich  verschieden  und 
unter  dem  steten  Wechsel  der  zahlreichen  einwirkenden  Ursachen 
nach  Ort  und  Zeit  sehr  veränderlich:  mit  der  höheren  Entwick- 
lung der  Volkswirthschaft  (intensiver  Anbau,  Comniunicationen!) 
in  immer  höherem  Maasse.  Dies  macht  die  umfassendsten  zeit- 
und  geldraubenden  Operationen  zur  Feststellung  des  Reinertrags 
nothwendig,  die  gleichwohl  nicht  einmal  für  den  Moment,  ge- 
schweige für  längere  Zeit  den  Zweck  erreichen,  dass  man  nun  die 
Grundsteuer  wenigstens  unter  den  einzelnen  Grundbesitzern 
gleichmässig  aufzulegen  vermöchte.  Bei  den  einzelnen  Ge- 
werben, deren  Ertrag  die  Gewerbesteuer  belasten  will,  ist  wieder 
die  Erfassbarkeit  nicht  nur  nach  der  hier  besonders  massgebenden 
Persönlichkeit  des  leitenden  Rechts-  und  Wirthschaftssubjects  — 
ein  wie  bei  allen  Objectsteuern  auch  hier  gar  nicht  oder  nur  wenig 
berücksichtigtes  Moment  — ,  sondern  auch  nach  den  Gattungen, 
dem  Umfang,  der  technischen  Natur  der  verschiedenen  Gewerbe 
ganz  ungleich:  bei  den  Handels-,  vollends  den  Bank-  und  ähn- 
lichen Gewerben  meist  viel  schwieriger  ?als  bei  den  Gewerken, 
beim  Grossbetrieb  schwerer  als  beim  Kleinbetrieb,  bei  der  Fabrik 
als  beim  Handwerk.  Und  in  welchem  Grade  differirt  wieder  die 
Erfassbarkeit  des  Ertrags  und  seiner  Höhe  bei  den  einzelnen 
gewerblichen  Unternehmungen  auch  des  nemlichen  Zweiges! 
Aehnliches  gilt  von  den  verschiedenen  liberalen  Berufsarten.  Nicht 
minder  aber  ist  der  Leihzinsertrag  je  nach  der  Kapitalanlage 
ganz  verschieden  erfassbar:  bei  Hypotheken  in  Grundbüchern,  un- 
versicherten Privatschulden,  Werthpapieren ,  in-  und  ausländischen 
Papieren  u,  s.  w.  Die  immer  grössere  Künstlich keit  und 
Kostspieligkeit  des  Ertragssteuersystems  ist  die  noth- 
wendige  Folge  dieser,  gerade  in  der  modernen  Welt  aus  wirth- 
schaftlichen,  technischen  und  socialrechtlichen  Gründen  steigenden 
Schwierigkeiten,  die  einzelnen  Erträge  einigermassen  richtig  zu 
erfassen:  daher  jene  staunenerregenden  Werke  der  „rationellen" 
Grundsteuerkataster,  jener  riesige  Classenschematismus  neuerer  Ge- 
werbesteuern. Aber  man  kann  sich  nicht  verhehlen,  dass  das  Pro- 
blem volkswirthschaftlich  richtiger,  vollständiger  und  gleichmässiger 
Besteuerung  durch  das  Ertragssteuersystera  auch  in  dieser  relativ 
vollkommensten  Ausbildung  doch  nur  sehr  unvollkommen  und 
wegen  der  immer  grösseren  Individualisirung  und  Beweglichkeit  aller 
einwirkenden  Momente  sogar  wachsend  unvollkommener 
gelöst  wird. 
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§.  464.  —  y)  Eine  besondere  Schwierigkeit  macht  im  Ertrags- 
steuersystem das  Schuldenwesen,  namentlich  die  Belastung 
der  Realitäten  mit  Schulden.  Diese  Schwierigkeit  wächst  au 
practischer  Bedeutung  mit  der  Vennehrung  dieser  Verschuldung, 
welche  in  der  neueren  und  neuesten  Zeit  sichtbar  ist  und  hier  mit 
ganz  modernen  Verhältnissen,  namentlich  mit  der  neueren  liberal- 
individualistischen Rechtsordnung,  der  freien  Veräusserlichkeit  und 
beliebigen  Verschuldbarkeit  des  Grundbesitzes  und  der  Erbtheilung 
unter  den  Geschwistern  zusammenhängt.  Dadurch  entsteht  eine 
Masse,  vielleicht  die  Hauptmasse  aller  Grundschulden  in  Folge 
der  BelastUDg  des  Bodens  mit  Restkaufgeldern,  mit  Darlehen,  welche 
ein  Käufer  nur  zum  Zweck  des  Ankaufs  eines  Grund-  oder  Haus- 
besitzes aufgenommen  und  mit  Erbantheilen.  ^)  Die  Belastung  der 
Zinsen  für  solche  Schulden  mit  dem  aliquoten  Tbeil  der  Grund- 
und  Haussteuer  ist  gewöhnlich  nicht  durchzuführen,  selbst  wenn 
das  Gesetz  sie  vorschreibt  oder  begünstigt.^)  Der  Besitzer  wird 
vielmehr  genöthigt,  damit  ihm  das  fremde  Kapital  geliehen,  oder 
das  einmal  eingetragene  Kapital  (das  bei  Restkaufgeldern  und  Erb- 
antheilen nach  Rodbertus'  richtiger  Auffassung  allerdings  gar 
nicht  „Kapital"  ist,  sondern  durch  die  Rechtsform  der  Verschul- 
dung nur  als  Kapital  erscheint  und  vielmehr  einen  Gutsantheil 
repräsentirt)  —  nicht  gekündigt  wird,  die  ganze  betreffende  Steuer 
auf  sich,  mithin  auf  den  Rest  des  Reinertrags  zu  nehmen, 
welcher  ihm  nach  Abzug  der  Schuldzinsen  bleibt.  Dadurch  wird 
der  verschuldete  Besitzer  besonders  schwer  gedrückt  und  stellt  sich 
wieder  eine  grosse  Ungleichmässigkeit  in  der  Steuer- 
belastung zwischen  schuldenfreien  und  verschuldeten  und 
unter  letzteren  zwischen  den  in  verschiedenem  Maasse  ver- 
schuldeten Besitzern  heraus.  Das  Steuerrecbt  pflegt  auch  aus- 
drücklich bei  der  Grund-,  Haus-  und  ähnlichen  Steuern,  als  Object- 
steuern,    welche    die    Ertragsfähigkeit    des    Objects    als    solchen 


^)  FUr  die  ganze  Frage  ä.  Rodbertus,  ,. Zur  Erklär,  u.  Abhilfe  d.  heut  Credit- 
noth  des  Grundbesitzes",  der  in  Restkaufgeldern  u.  Erbantheilen  bei  uns  die  wichtigste 
Verschuldungsursache  sieht.     VgL  auch  Grundleg.  §.  322. 

*)  Das  kommt  vor,  z.  B.  in  dem  System  der  Ertragsbesteuerung  in  der  engl. 
Eink.st. ,  aber  auch  auf  dem  Continent  bei  eigentlichen  Ertragssteuern.  So  wird  in 
Oesterreich  das  Einkommen  aus  Grundstücken  u.  Gebäuden  nach  dem  Eink.st.ges. 
V.  29.  Oct.  1S49  in  der  Form  des  Zuschlags  von  einem  Drittel  des  ürdinariums 
(16  7o)  der  Grund-  u.  Gebäudest.  erhoben,  doch  hat  dafür  der  Grund-  u.  Hausbesitzer 
das  Recht,  5  "/o  von  den  hypothek.  Zinsen  u.  s.  w.  seinem  Gläubiger  in  Abzug  zu 
bringen,  —  was  factisch  wohl  sehr  selten  geschieht.  Reell  liegt  hier  daher  doch 
nur  die  entsprechende  Erhöhung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  vor.  Vgl.  Chlupp, 
dir.  Steu.  Oesterr.    6.  Aufl.  S.  Ibl. 
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besteuern  suUeu,  auf  den  Umstand  der  Verschuldung  gar  keine 
Rücksicht  zu  uehmeu,  es  dem  \'erkehr  überlassend,  ob  und  in  wie 
weit  der  Eigenthümer  des  Objects  die  Steuer  auf  den  Gläubiger 
überwälzen  kann:  in  der  That  die  Conseciuenz  der  reinen  „ Ob- 
jecto'-Besteuerung. '**)  Gegenüber  den  Verhältnissen  des  wirth- 
schaftlichen  Lebens  rächt  sich  aber  diese  Ignoriruug  der  Verschul- 
dung, indem  namentlich  eine  hohe  Besteuerung  des  Realbesitzes 
und  vollends  eine  weitere  Steigerung  derselben  wegen  der 
grossen  Härte  und  Uugleichmässigkeit  der  wirklichen  Belastung 
ganz  unhaltbar  wird. 

Trotz  aller  dieser  inhärenten  Mängel  sind  die  Ertragssteueru 
in  der  Staats-  uud  vollends  in  der  Communalbesteueruug  nicht 
entbehrlich.  Man  wird  sie  nur  immer  wieder  von  Neuem,  u.  A. 
auch  durch  S  p  e  c  i  a  1  i  s  i  r  u  n  g ,  zu  verbessern  suchen  müssen.  Aber 
ihre  Stelle  wird  wohl  namentlich  in  der  Staatsbesteuerung  eine 
relativ  beschränktere  werden,  indem  andere  Steuern,  be- 
sonders für  die  Deckung  eines  vermehrten  Finanzbedarfs,  neben 
sie  treten.  Eine  einfache  Aufhebung  lange  bestehender  Real- 
steuern, besonders  der  Grund-  und  Gebäudesteuern,  zum  Theil  aber 
auch  gewisser  Gewerbesteuern,  wäre  anderseits  durchaus  nicht 
angebracht,  selbst  wenn  die  betreffenden  Steuerpflichtigen  dann 
angemessene  Einkommensteuern  statt  der  erlassenen  Realsteuern 
zahlten.  Eine  solche  Massregel  wäre  ein  ungerechtfertigtes 
Geschenk  auf  Staats-  uud  Gemeinschaftskosten  an  die  bisherigen 
Realitätenbesitzer,  nicht  nur  im  Betrage  der  Steuer,  sondern  im 
Betrage  des  Kapitalwerths  der  Steuer.")  Eher  empfiehlt  sich 
die  Ueberweisuug  der  Staats-Realsteuern  oder  eines  Theils  davon 
an  die  Selbstverwaltungskörper,  besonders  die  Ortsgemeinden,  wie 
nach  neueren  preussischen  Plänen.^-) 

Nur  innerhalb  der  im  Vorausgehenden  gezogenen  Grenzen 
wird  man  demnach  auch  die  allgemeine  directe  Einkommen- 


"  ^'')  In  den  Grundsteuergesetzen  wird  es  wohl  besonders  ausgesprochen ,  dass  die 
Schulden,  auch  die  auf  den  Grundstücken  hypothekarisch  haftenden,  unberücksichtigt 
bleiben. 

")  Hiermit  übereinstimmend  der  Beschluss  des  Vereins  f.  Soc.polit.  auf  Antrag- 
Gens  el's  und  Kasse 's  in  Bez.  auf  Steuern  auf  unbewegliches  Vermögen,  die  seit 
langer  Zeit  in  einer  die  übrigen  Ertragssteuern  wesentlich  übersteigenden  Höhe  be- 
standen haben.  S.  auch  daselbst  die  feinere  Nuancirung  dieser  These  durch 
Neumann.     Ber.  S.  69. 

^■^)  Vgl.  auch  Gneist,  Steuerref.  in  Preussen,  Berl.  1878,  S.  25,  wo  die  Postulate: 
,.die  Real  steuern  der  Gemeinde,  die  Person  al  steuern  dem  Staate,  die  Ver  brau  chs- 
steuern  dem  Kelche"  nur  etwas  zu  sehr  zugespitzt  werden. 

A.  WagDer,  Finanzwissenschaft.    II.  28 
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Steuer  als  die  passende  hauptsächliche  Sehatzung  und  directe 
.Staats Steuer  der  Zukunft  ins  Auge  fassen  dürfen.^') 

Dies  Ergebniss  der  allgemeinen  Beurtheihmg  des  Ertragssteuer- 
systems findet  durch  die  vergleichende  Gegenüberstellung  der  Ob- 
ject-  und  Subjectbesteuerung  des  berufsmässigen  Erwerbs  in  Folgen- 
dem seine  Bestätigung. 

C.  —  §.  465.  Nothwendige  Verbindung  dervSubject- 
und  Objectbesteuerung.  Eine  vollständige  Besteuerung  des 
berufsmässigen  Erwerbs  würde  sich  unter  zwei  Voraussetzungen, 
einer  practischen  und  einer  principiellen ,  sowohl  durch  die  Sub- 
ject-  und  Einkomnienbesteuerung  allein  als  durch  die  Object-  und 
Ertragsbesteuerung  allein  erreichen  lassen:  einmal,  wenn  es  ge- 
länge, die  Schwierigkeiten  zu  überwinden,  welche  sich  einer  streng 
consequenten  Durchführung  einer  jeden  dieser  beiden  Besteue- 
rungsarten entgegenstellen;  sodann,  wenn  die  durch  die  Arbeits- 
und Besitztheilung,  den  Creditverkehr  und  die  locale  nationale  wie 
internationale  Personenbewegung  bewirkte  Complication  der  Er- 
werbsverhältnisse eben  nicht  grundsätzlich  eine  Object-  und 
Subjectbesteuerung  neben  einander  für  den  Staat  und  mehr  noch 
für  die  Commune  verlangte. 

1)  Die  Ueberwinduug  jener  Schwierigkeiten  ist,  wie  im  Voraus- 
gehenden schon  mehrfach  angedeutet  wurde,  erfahrungsgemäss  nicht 
möglich.  Deshalb  erscheint  von  vorneherein  wieder  eine  Combi- 
nation  von  Subject-  und  Objectbesteuerung  (wie  auch 
beider  mit  der  Verkehrs-  und  Anfallbesteuerung,  der  Besitz-  und 
Gebrauchsbesteuerung)  zweckmässig,  um  auf  verschiedenen  Wegen 
von  verschiedenen  Ausgangspuncten  aus  das  Ziel  zu  erreichen. 

2)  Auf  die  principielle  Nothwen  digkeit  einer  Ver- 
bindung von  Object-  und  Subjectbesteuerung  hat  die  Untersuchung 

^^)  Auf  dies  Postulat  läuft  im  Wesentl.  Held 's  Scbr.  über  d.  Eiuk.st.  hinaus, 
s.  bes.  Kap.  7,  natu,  am  Schluss.  In  d.  Versamml.  v.  1875  nahm  d.  Ver.  f.  Soc.polit. 
die  These  in  Held 's  Fassunjy  an:  ,,es  empfiehlt  sich  dalicr  (d.  li.  wegen  der  ün- 
zureichendheit  der  Ertragssteuern,  s.  Note  7  oben)  eine  in  den  unteren  Stufen  pro- 
gressive allgemeine  Einkommenst.  in  Verbindung  mit  einer  allgemeinen  Vermögenst. 
zur  hauptsächlichsten  directen  Steuer  (sc.  des  Staats)  zu  machen."  —  Ueber  die 
Ertragssteuern  u.  s.  w.  in  der  Communalbesteuerung  s.  die  Thesen  u.  mein  Referat 
in  der  Vers.  d.  Ver.  f.  Soc.polit.  v.  1877  u.  über  z.  Th.  abweichende  Auffassungen 
Xasse's,  Held 's  u.  A.  die  dortige  Debatte  In  den  abgeschwächten,  aus  Com- 
promissen  hervorgegangenen  Resolutionen  wurden  in  Städten  und  Landgemeinden 
..Real steuern,  nam.  von  Grund  u.  Boden  u.  Gebäuden",  u.  zwar  , .unabhängig  von 
ithnlichen  Staatssteuern",  ferner  ..Personalstiucni  von  allen  in  d.  Commune  lebenden, 
ökonomisch  selbständigen  physischen  Personen",  und  zwar  diese,  bes.  „Einkommen- 
siiuern  im  Ansrhluss  an  die  entsprechenden  Staatssteuern"  für  geboten  erachtet. 
Bericht,  S.   105. 
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früher  bei  der  Erörteriiug  der  volkswirthschaftlichen  und  der  Ge- 
rechtigkeitsgnmdsUtzc  in  der  Besteuerung  wiederliolt  hingeführt 
(s.  bes.  §.  411,  414,  415). 

a)  Die  Staatsbesteuerung  vermöchte  mit  jeder  der  beiden 
Besteuerungsarten  allein  nur  unter  einer  nicht  zutreffenden  und 
gerade  im  modernen  Wirthschaftsleben  immer  weniger  zutretfenden 
Voraussetzung  auszukommen:  wenn  uemlich  die  heimische  Volks- 
wirthschaft  als  eine  ganz  abgeschlossene  augesehen  werden 
könnte,  die  Bewohner  des  Inlands  kein  Eigenthura  und  Erträge 
daraus  in  der  Fremde,  die  Fremden  keines  im  Inland  besässen, 
und  überhaupt  die  internationale  Personen-  und  Kapitalienbewegung, 
die  „weltwirthschaftliehe'^  Verbindung  fehlte.  Früher,  vor  der  gross- 
artigen modernen  Entwicklung  dieser  Verhältnisse,  blieb  zwar  bei 
einem  blossen  Einkommen-  oder  Ertragssteuersystem  die  Lücke 
principiell  dieselbe,  aber  practisch  hatte  sie  viel  geringere  Be- 
deutung. Jetzt  würde  bei  einer  reinen  Subjectbesteuerung  ein 
grosser  Theil  des  Reinertrags  der  Volkswirthschaft ,  welcher  in 
Folge  von  Eigenthums-  und  obligatorischen  Rechten  an  fremde  Be- 
sitzer hinaus  geht,  nicht  getroffen  werden.  Dies  führte  namentlich 
in  stark  an  das  Ausland  verschuldeten  Volkswirth- 
schaften  und  in  solchen,  deren  Grund  und  Boden  (Grossgüter!) 
und  Gewerksanlagen  (Bergwerke,  Fabriken)  in  grösserem  Um- 
fange ausländischen  Eigenthümern  (eventuell  Actionären)  ge- 
hören, zu  einer  grossen  Einbusse  der  Steuercasse  und  indirect 
nothwendig  zu  einer  um  so  stärkeren  Belastung  der  heimischen 
Bevölkerung.  Umgekehrt  würde  in  einem  Lande,  dessen  Bewohner 
bedeutende  Kapitalanlagen  in  der  Fremde  haben  und  daraus  Renten 
beziehen,  die  reine  inländische  Object-  oder  Ertragsbesteuerung 
dieses  „Einkommen"  nicht  genügend  treffen.  Die  Verbindung 
beider  Besteuerungsarten  muss  daher  verlangt  werden. 
Sie  reicht  noch  nicht  einmal  zur  richtigen  Gestaltung  der  Gesammt- 
besteuerung  aus.  Vielmehr  sind  gerade  wegen  der  erwähnten 
Verhältnisse  noch  ganz  andere  Steuern,  besonders  Verkehrs- 
und Verbrauchssteuern,  principiell  nothwendig,  um  mög- 
lichst jeden  Theil  des  heimischen  Volkseinkommens  irgendwie  zu 
besteuern. 

b)  Alles  Gesagte  gilt  in  verstärktem  Maasse  noch  von  der 
Communalbesteuerung.  Denn  die  einzelne  Commune  (Gemeinde, 
Kreis,  Provinz)  ist  noch  viel  mehr  mit  anderen  Comraunen  durch 
Kapitalienverkehr,  obligatorische  Verhältnisse,  Personenbewegung  etc. 

2S  * 
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verkettet.  Man  gelangt,  nach  den  früheren  Ausführungen,  zu 
ganz  unhaltbaren  Zuständen,  wenn  man  hier  nicht  Suhject- 
und  Objeetbesteuerung  rationell  verbindet.  Von  solchen  Zuständen 
kann  man  sich  gerade  in  Deutschland  (Preussenl)  im  gegenwärtigen 
Commuualsteuerwesen  ein  Bild  machen,  obgleich  hier  nach  keiner 
der  beiden  Seiten  die  volle  Consequenz  gezogen  werden  konnte. 
Sonst   würde  die  Sachlage  einen  noch  deutlicheren  Beweis  liefern. 

D.  —  §.  466.  Vergleichung  der  Subject-  und  Ob- 
jeetbesteuerung. Einen  weiteren  Einblick  in  die  Noth wendig- 
keit einer  Combination  von  Subject-  und  Objeetbesteuerung,  nebst 
Anhaltspuncten  für  die  Art  und  Weise  der  Durchführung  dieser 
Verbindung,  ergiebt  eine  vergleichende  Betrachtung  beider  Besteue- 
rungsarten nach  ihren  Vorzügen  und  Mängeln.  Diese  Betrachtung 
muss  sich  aber  hier  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  auf  einige  ge- 
meinsame Hauptpuncte  beschränken.  "Weiteres  Einzelne  gehört  erst 
in  die  specielle  Steuerlehre. 

Die  Subjec  tb  es  teuer  ung  hat  den  Vorzug,  dass  sie  das- 
jenige Moment  in  den  Vordergrund  schiebt,  welches  die  Objeet- 
besteuerung meistens  ganz  unbeachtet  lässt:  die  Persönlichkeit 
des  leitenden  Rechts-  und  Wirthschaftssubj  ects.  Diese 
ist  in  der  Regel  von  wesentlichem  Einfluss  auf  die  Art  und  Höhe 
des  Einkommens  oder  der  dasselbe  bildenden  einzelwirthschaftlichen 
Reinerträge.  Je  mehr  dies  der  Fall  ist,  desto  richtiger  verfährt  im 
Princip  die  Subject-,  desto  unrichtiger  die  Objeetbesteuerung.  Um 
aus  diesem  Satze  die  Folgerungen  für  Theorie  und  Praxis  der  Be- 
steuerung zu  ziehen,  rauss  man  dann  unterscheiden:  einmal 
die  zeitliche  oder  geschichtliche  und  örtliche  Entwick- 
lung des  Wirthschaftslcbens,  zweitens  die  Katego rieen 
des  Erwerbs. 

1)  Bei  grösserer  1  n  d  i  vi d  u  a  1  is  i  r  u n  g  der  Einzelwirthschaften, 
wie  sie  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  über- 
haupt und  besonders  in  der  modernen  Zeit  und  in  vorgeschrittenen 
Ländern  mit  sich  zu  führen  pflegt,  wird  die  Object-  und  Ertrags- 
besteuerung nothwendig  mangelhafter,  die  Subject- 
und  Einkommenbesteuerung  passender.  Die  erstere  kann  und 
rauss  mehr  nach  Durch  Schnitts  Verhältnissen  gehen,  sich  daher 
schablonenhaft  gestalten.  Das  ist  zulässig,  solange  auch 
im  Wirthschaftsbetrieb  Gleichmässigkeit  der  Technik,  der  Ge- 
schicklichkeit, der  Bezugs-  und  Absatzverhältnisse  vorherrscht  und 
etwa   vollends   noch   von   der  Rechtsordnung  vorgeschrieben    wird. 
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80  ist  es  in  dem  gcseliichtlicb  wiehtigsteu  Falle,  bei  der  Besteue- 
rung der  Laudwirthe.  Bei  extensivem  Betriebe  und  unter  den 
älteren  Agrarverlassungeu  i^Flurzwaugl),  bei  bäuerlieber  Wirth- 
scbat't  und  last  ausscbliesslicber  Selbstbewirtbscbaftuug,  also  Iden- 
tität von  Eigentbiimer  und  Landwirtb,  bei  leblender  Verscbuldung 
reiebt  die  Object-  und  Ertragsbesteuerung  in  der  Fv)rm  einiacbcr 
Grundsteuer  ziemlicb  aus.  Aebuliehes  gilt  von  einer  Gewerbe- 
steuer des  Handwerks  unter  Zunftordnungen.  Die  indivi- 
duelle ökonomisebe  Lage  der  einzelnen  Steuerpflicbtigen  ist  bier 
uicbt  verscbieden  genug,  ricbtet  sieb  vornemlicb  nacb  Grösse,  Güte, 
Lage  der  Grundstücke,  nacb  der  Art  des  Gewerbes,  —  lauter 
Momente,  welcbe  aucb  eine  einfache  Grund-  und  Gewerbesteuer 
mit  Stufen  und  Classen  unscbwer  berücksichtigen  kann,  —  so  ge- 
nügt die  Ertragssteuer.  Das  ändert  sieb  mit  der  Umgestal- 
tung und  Individualisirung  der  Technik,  der  Betriebs- 
art, und  —  Wirkung  und  wieder  Ursache  davon  —  mit  der 
Veränderung  der  bezüglichen  wirthscbaftlichen  Rechts- 
ordnung, in  der  modernen  Welt  daher  mit  dem  Zeitalter  der 
freien  Concurrenz.  Hier  drängt  Alles  darauf  bin,  die  Erträge 
der  Einzelwirtbscbaften  zu  differenziren.  Dem  vermag 
die  Objectbesteuerung  nicht  genügend  zu  folgen,  wesbalb  nun 
wenigstens  zur  Ergänzung  die  Subjectbesteuerung  notb- 
wendig  wird.  Diese  Entwicklung  ist  mit  ganz  allgemeinen  Vor- 
gängen und  Erscheinungen  des  socialen  Lebens  in  Einklang:  das 
Individuum  gelangt  zu  selbständigerer  Geltung,  was  nirgends 
unberücksichtigt  bleiben  kann. 

Im  Ganzen  lässt  sich  daher,  in  Uebereinstimmung  mit  der 
Erfahrung,  resumiren:  die  Objectbesteuerung  passt  mehr 
für  frühere,  einfachere,  schablonenhaftere  Verhältnisse 
der  Technik  und  mehr  unter  den  älteren  wirthscbaft- 
lichen Rechtsordnungen,  die  Subj  ectbesteuerung  mehr 
für  die  moderne  Technik  und  für  die  Gestaltungen  des 
privatwirtbschaftlicben  Systems  unter  dem  Rechts- 
princip  freier  individueller  Concurrenz. 

2)  Andrerseits  lässt  sich  eine  Subjectbesteuerung  in  der  Form 
einer  Personen-,  Classen-  oder  directen  Einko  mmen- und 
allgemeinen  V er niögensteuer  doch  aucb  in  der  modernen  Zeit 
nur  schwieriger  leidlich  richtig  gestalten,  als  unter  jenen  ein- 
facheren Verhältnissen  der  Wirthschaft  und  Technik  und  unter  den 
älteren    Rechtsordnungen.     Die    Entwicklung    des    Creditverkehrs, 
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namentlich  die  Belastung  des  Realbesitzes  mit  Schulden,  die 
Trennung  von  Eigenthumssubject  und  AYirthschaftssubject  (Pacht-, 
Miethverhältnisse),  die  Vereinigung  verschiedenartiger  Erträge  im 
Einkommen  einer  Person  u.  A.  m.  rufen  immer  neue  und  ver- 
schiedenartigere Erwerbskategorieen  hervor  und  er- 
schweren dadurch  jetzt  die  Aufgaben  der  Subjectbesteuerung  sehr. 
So  muss  man  aus  steuertechnischen  Gründen  neben  der 
Subjectbesteuerung  gleichwohl  auch  jetzt  eine  Objectbesteue- 
rung  haben  oder  behalten,  ja  für  die  Durchführung  der  ersteren 
fast  unvermeidlich  mit  auf  Thatsachen  zurückgreifen,  welche  sich 
einigermassen  zuverlässig  nur  durch  die  Objectbesteue- 
rung  ermitteln  lassen,  z.  ß.  für  die  Einkommenbesteuerung  des 
Landwirths  und  ländlichen  Grundbesitzers  braucht  man  wieder 
Daten  aus  dem  Katasterwerk  der  Grundsteuer,  Es  zeigt  sich  dies 
auf  den  beiden  Wegen,  auf  welchen  man,  wie  oben  dargelegt 
wurde,  die  directe  (allgemeine)  Einkommensteuer  herstellt  (§.  456). 
Auf  dem  zweiten  der  genannten  Wege  (§.  457)  tritt  es  nur  noch 
offener  hervor. 

Um  aber  wieder  die  Objectbesteuerung  auch  den  technischen, 
Betriebs-  und  Rechtsverhältnissen  der  Neuzeit  einigermassen  an- 
zupassen, müssen  die  Ertrags  steuern  eben  jene  geschilderte  Ent- 
wicklung nach  der  Richtung  grösserer  Specialisirung 
nehmen.  Dadurch  wird  auch,  wenigstens  etwas  und  indirect,  dem 
„individualistischen''  Moment  Rechnung  getragen.  Das  com- 
plicirte  Katasterwesen  der  modernen  Grundsteuern  ist  ein  Haupt- 
beispiel hierfür.  Wenn  es  auch  entfernt  nicht  die  Schwierigkeiten 
der  richtigen  und  gleichmässigen  Besteuerung  der  Landwirthschaft 
bei  stark  intensivem  und  immer  individualistischerem  Betrieb,  bei 
stets  complicirter  und  variabler  werdendem  Zusammenwirken  von 
Natur,  Arbeit,  Kapital  und  Untcrnehmerthätigkeit  völlig  zu  lösen 
vermag,  so  fasst  es  doch  die  schwere  Aufgabe  richtiger  auf. 

Aus  allem  Gesagten  folgt  auch,  dass  Ertragsteuern  des  Staats 
unvermeidlich  mangelhafter  als  solche  der  Communen  und 
Kreise  u.  s.  w.  sind.  Denn  hier  wird  immer  den  individuelleren 
Gestaltungen  noch  leichter  zu  folgen  und  werden  dieselben  auch 
nicht  so  verschieden  als  im  Staate  sein.  Man  kann  ferner,  was 
dann  freilich  auch  nicht  unterbleiben  sollte,  die  Grundlagen  der 
Ertragssteuern,  besonders  auch  der  Grund-  und  Gebäudesteuern 
leichter  und  öfter  revidiren  und  durch  ein  Repartitionssteuer- 
system  sogar  den  persönlichen  Momenten  etwas  Rechnung  tragen. 
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Im  Staate  ist  schon  der  iiugcbcucrc  Liiiiaüg,  die  Kustspicligkeit 
lind  die  Zeitdauer,  z.  B.  eines  ordentlichen  Grimdsteuer-Kataster- 
werks,  zu  gross,  als  dass  man  durch  Revisionen  den  vor  sich  gehen- 
den Ertragsänderungen  irgend  genügend  folgen  könnte.  Hiernach 
muss  auch  die  Selbständigkeit  commuualer  Kcalstcueru,  nicht 
die  unbedingte  Anlehnung  an  die  betreffenden  Staatssteuern  in 
Form  von  Zuschlägen,  als  das  Richtige  erscheinen. 


4.  Abschnitt. 

Die  tiiiaiizwissensoliaftliclie  Bilduii«*  des  Steuersystems.      I.    Die 

Erwerbsbesteuerun»'.     B.    Die  Besteueniiig'  einzelner  Erwerbsacte 

oder  Reditsoescliäfte  (Verkehrsbesteueruiij»:). 

In  der  früheren  Literatur,  im  Weseutl.  bis  auf  Stein,  fehlt  das  Vcrständiiiss  für 
diese  principiell  berechtige  und  in  gewissem  umfang-  nothwendige  und  practiscli 
wichtige  Besteuerungsart  fast  ganz.  Tlicils  liat  man  dieselbe  mit  gewissen  Gebühren 
zusammengeworfen,  mit  denen  sie  in  der  gcschichtliclion  Entwicldung  und  in  der 
Steuerpraxis  allerdings  im  sogen.  Stempel-  und  Reg  ist  er  abgab  enwesen  in  enger 
Verbindung  stand  u.  steht,  theils  hat  man  zwar  eine  theoretische  Scheidung  erstrebt, 
aber  ohne  diese  Besteuerung  in  ihrem  Wesen  richtig  zu  erfassen.  Als  Gebühr  liess 
sie  sich  nicht  oder  nur  gezwojngen  in  einzelnen  Fällen  rechtfertigen.  Aber  auch  wenn 
dies  eingesehen  wurde,  vermochte  man  sich,  gegenüber  der  Verbreitung  in  der  Praxis, 
nicht  zu  einer  vom  Standpunct  des  Gebührenwesens  folgerichtigen  Verwerfung  zu  ent- 
schliessen.  Zu  dieser  hätte  man  jedoch  gelangen  müssen,  wenn  man  diese  Besteuerung 
nicht  in  andrer  Weise  durch  Zurückführung  auf  ein  allgemeines  Princip  und  durch 
Entdeckung  einer  richtigen  Stellung  im  Steuersystem  zu  begründen  vermochte.  Dazu 
fehlte  es  mangels  richtiger  principieller  u.  systematischer  Behandlung  der  allgemeinen 
Steuerlehre  meistens  sogar  an  Versuchen,  jedenfalls  an  gelungenen  Versuchen.  Auch 
Rau  ist  von  diesem  Vorwurf  im  Grunde  genommen  nicht  auszunehmen.  S.  s.  Lehre 
L  §.  227  ff.  ümpfenbach  erkennt  das  Wesen  der  Gebühren  richtig,  aber  ver- 
wirft die  Stempelabgaben  zu  einseiti;;-,  indem  er  sie  zwar  mit  Recht  nicht  unter  den 
<iebührenbcgritf  reiht,  aber  eine  andre  Auffassung  nicht  findet,  l,  §.  2.H  ff. 

Erst  durch  Stein's  Lehre  von  den  „Verkehrssteuern''  (s.  bes.  d.  1.  Aufl. 
S.  412  ff.,  2.  A.  S.  2Sy,  46Ö  fi.,  li.  A.  S.  398,  519  ff.,  eine  seltsame  Preisgebung  seiner 
allerdings  nur  im  Kern  richtigen  Theorie  dagegen  in  der  neuesten  4.  Aufl.,  I,  463, 
bes.  n.  1.50  ff.  s.  u.)  ist  der  richtige  Weg  zur  Beseitigung  dieses  Mangels  und  zur 
Ausfüllung  dieser  Lücke  im  theoretischen  Steuersystem  eingeschlagen  worden.  Seine 
Auffassung  bildet  den  Ausgangspunct  für  die  neue,  tiefere  und  klarere  Behandlung 
dieser  ganzen  Gattung  von  Steuern,  für  ihre  Abtrennung  von  den  Rechts-  und  Ver- 
waltungs-Gebühren und  für  den  damit  zusammenhängenden  Punct,  die  Betrachtung 
des  Stempels  als  Erhebuugsform  von  Gebühren  und  Steuern,  nicht  als  selb- 
ständige Steuerart.  Alle  diese  Verhältnisse  sind  aber  schon  früher  in  diesem  Werke 
behandelt  worden,  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Literatur,  s.  bes.  Fin.  I,  1.  Aufl.  §.  9.5  ü'. 
und  2.  A.  §.  137,  139,  dann  nam.  oben  Kap.  I,  S.  3  ff.,  27,  29  fl'.,  42,  49  ff.,  117  fl'. 

In  der  Begründung  u.  Begrenzung  des  ganzen  Gebiets  dieser  Besteuerung  weiche 
ich  aber  von  Stein  ab,  in  Folge  dessen  auch  in  Bezug  auf  die  Ausführung  oder  auf 
die  einzelnen  hierhergehörigen  Steuern  u.  deren  Einrichtung.  Dass  Stein  in  s.  l)is- 
herigen  Theorie  selbst  nicht  ganz  richtig  vorgegangen  ist,  u.  zwar,  weil  seine  Theorie 
von  den  Factoren  des  Einkommens  schief  ist  u.  ihm  eine  allgemeine  Erwerbstheorie 
Voder  ..Theorie  der  Eingänge'^  in  eine  Wirthsch.)  fehlt,  beweist  wohl  die  merkwürdige 
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u.  m,  E.  wieder  viel  zu  weitgehende  Preisgebung  in  d.  4.  Aufl..  die  nicht  einmal  als 
solche  von  Stein  bes.  hervorgehoben  wird.  In  d.  1.  Aufl.  (S.  412)  bezeichnet  Stein 
die  Verk.steuern  oder  „indirecten  Einkommensteuern"  als  „die  Abgaben ,  welche  von 
den  einzelnen,  den  üebergang  der  Kapitalien  in  irgend  einer  Weise  vermittelnden 
Acten  erhoben  werden".  Ein  „üebergang  eines  Kaj^itals  oder  eines  Rechts  sei  nicht 
denkbar,  ohne  dass  dabei  von  der  einen  oder  anderen  Seite  ein  wirklicher  ^lehrwerth 
gewonnen  wird.  Dieser  Mehrwerth  ist  mithin  ein  selbständiger  Reinertrag,  der  nicht 
mehr  auf  der  Production,  sondern  bloss  auf  dem  üebergang  des  Kapitals  beruht  und 
der  durch  die  Acte  dieses  üebergangs  vermittelt  wird.  Der  Gewinn,  der  darin  liegt, 
ist  die  Steuerquelle  der  Verkehrssteuer  .  .  ."  In  der  2.  Aufl.  S.  467  wird  diese  Steuer 
dann  in  der  Ausfuhrung  des  früheren  Gedankengangs  richtig  folgendermassen  begründet : 
„Da  die  Erwerbsteuer  bereits  alle  Producte  einer  Unternehmung  nach  ihrem  Ertrage 
besteuert  [?  unklar],  so  kann  es  nur  noch  Ein  Steuerobject  geben,  das  durch  dieselbe 
als  nicht  besteuert  erscheint.  Das  sind  diejenigen  Verkehrsgeschäfte,  welche 
nicht  durch  die  Natur  der  Production  des  betreffenden  Unternehmens  gegeben  sind, 
sondern  als  selbständig  neben  derselben  stehend  betrachtet  werden  müssen 
und  dadurch  einen  selbständigen  Reinertrag  neben  dem  regelmässigen  Erwerbe 
darbieten.  Dies  nun  ist  nur  da  der  Fall,  wo  der  Werthverkehr  eintritt,  d.  i.  wo  ein 
bestimmter  Werth  in  Umlauf  gesetzt  und  an  demselben  ein  Gewinn  gemacht 
wird.  Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Verkehi-ssteuer  zu  ihrem  Objecte  nur  Werth- 
erwerbungen im  weitesten  Sinne  haben  kann  u.  dass  die  Steuerquellc  derselben 
stets  der  Werthgewinn  ist,  der  bei  jedem  Werthgeschäft  vorhanden  sein  muss  (?), 
&ei  es  bei  Geber  oder  Nehmer,  da  sonst  das  Geschäft  nicht  gemacht  werden  würde." 
Dieser  im  Kern  richtigen  Begründung  fehlt  nur  die  allgemeine  theoretische  Basis 
einer  richtigen  Erwerbstheorie  und  mit  in  Folge  dessen  eine  richtige  Begrenzung 
der  Verkehrssteuer.  War  es  dies  Gefühl,  das  Stein  bestimmte,  in  s.  3.  Aufl.  jene 
Motivirung  u.  allgemeine  ümzeichnung  des  Gebiets  fortzulassen?  In  d.  4.  Aufl.  scheint 
Stein  aber  sogar,  wenn  ich  ihn  richtig  verstehe,  seine  frühere  Begründung  ganz  auf- 
zugeben und  schliesst  eine  Erörterung,  in  der  er  den  engen  Zusammenhang  des 
einzelnen  Verkehrsacts  mit  dem  gesammten  Erwerbsprocess  betont,  mit  dem  Satze: 
.,Es  ist  daher  geradezu  unmöglich,  die  Verkehrssteuer  jemals  rationell 
zu  begründen,  möge  sie  nun  erscheinen,  wie  sie  will!"'  ,,Die  Verk.st.  kann  nie 
durch  die  Wissensch. ,  sondern  nur  durch  das  BedUrfniss  des  Staats  erklärt  werden." 
„Alle  Behandlung  der  Verkehrssteuern  muss  daher  mit  dem  Satze  beginnen,  dass  die- 
selben an  und  für  sich  falsch  sind."  II,  152.  Das  heisst,  die  Theorie  wirft  die 
Flinte  ins  Korn.  Eine  ganz  unhaltbare  Stellung,  zu  der  man  auch,  unter  Festhaltung 
des  Kerns  von  Stein 's  älterer  Theorie,  gar  nicht  genöthigt  ist.  Von  Stein's  neuem 
Standpuncte  aus  müsste  man  eigentlich  in  der  Theorie  die  ganze  Verkehrsbesteueruiig 
verwerfen.  Das  ist  aber  theoretisch  falsch  wie  es  practisch  unmöglich 
ist.  Die  Praxis  hat  sich  in  der  Ausbildung  dieser  Besteuerung,  auch  ohne  Klarheit 
über  die  principielle  Begründung  u.  Begrenzung  derselben,  von  einem  ganz  richtigen 
,, Gefühl"  leiten  lassen. 

Die  Verkehrsbesteuerung  ist  begründet,  wo  nach  der  Natur  u.  ganzen  Einrichtung 
der  sonstigen  Erwerbsbesteuerung  (Ertrags-  und  Einkommensteuer)  gewisser  durch 
einzelne  Verkehrsacte  oder  Rechtsgeschäfte  realisirter  Erwerb  (Gewinn)  nicht  ge- 
troffen werden  kann  oder  thatsächlich  nicht  oder  nur  ganz  unsicher  u.  ungenügend 
getroffen  wird.  Es  ist  also  einmal  darauf  zu  sehen,  ob  und  welche  Lücken  die 
sonstige  Besteuerung  hat,  zweitens,  wo  ein  solcher  nicht  oder  nicht  ausreichend  be- 
steuerter Erwerb  oder  Gewinn  vorkommt.  Hier,  wie  so  oft  im  Steuerwesen,  handelt 
es  sich  dabei  freilich  um  die  Ermittlung  von  Durchschnittsverhältnissen  u.  durch- 
schnittlichen Wahrscheinlichkeiten.  Damit  wird  zugleich  das  Gebiet  dieser 
Besteuerung  richtig  begrenzt,  was  auch  in  Stein's  früherer  Theorie  der  Mangel 
war.  Denn  es  ist  unhaltbar,  bei  jedem  Verkehrsact  einen  solchen  Gewinn  oder 
eine  Lücke  in  der  sonstigen  Besteuerung  anzunehmen.     S.  unten  §.  469  ff. 

Ausser  Stein  s.  noch  v.  Hock,  öfl.  Abg.  §.  S\,  32,  B6sobrasof,  impöts  sur 
les  actes,  1.  partie,  PAtersb.  1866  (Mem.  de  l'Acad.  X,  Nr.  11),  der  diese  Steuern 
noch  zu  sehr  als  eine  gebuhrcnartige  Abgabekategorie,  Vergütung  für  den  allgemeinen 
präventiven  Rechtsschutz  u.  s.  w.,  ansieht.  Auf  diesem  Standpuncte  steht  die  deutsche 
Freihandelsschule  (Faucher,  AI.  Meyer,  s.  dessen  Aufs.  Stempelst.,  in  d.  volksw. 
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\  ierfelj.schr.  iMl'.i.  R.  .S.  S.  öl  ll'.V  Hier  wird  der  alte  „Assccuiniiz'-Staiidpiiii' t  und 
las  Steuerpriücip  von  L'bistiiiig  und  (jegenleistung  wieder  hervorgeholt,  um  zu  einer 
.kllgeuicineron  principicllen  Rechtfertigung-  der  ..Stempelsteuern"  zu  gelangen. 
Dieser  Ansgangspunot  ist  aber  falsch  (s.  o.  «:}.  -ll'.l)  u.  die  Anwendung  des  gen.  Princips 
auf  die  Steuipelstenern  ist  höchst  willkührlich  u.  gezwungen,  wofür  der  Aufs.  Meyer's 
len  Beleg  liefert.  Aehnliche  Gesichtspuncte  bei  Leroy-Bcaulie  u .  I,  1.2,  eh.  11. 
^.  auch  noch  Vocke,  brit.  Steuern  S.  217,  223.  der  die  ..Gebühren  in  Stempelfonn" 
und  die  „Verkehrssteueru  in  Stempelt'orm"  hier  filr  England  scharf  trennt.  Dann 
V.  Bilinski.  Vermög.-  u.  Verkehrsst.  im  Steu.syst.,  Ilirth's  Annalen  1876,  S.  719  ß'. 

Die  einzige  beachtenswerthe  die  Wissenschaft  fördernde  deutsche  Arbeit  zur 
Theorie  dieser  Steuergattuug  ist  ausser  Stein's  Lehrbuch  der  Aufs,  „zur  Theorie  der 
Stempelsteuern"  von  Dr.  Rob.  Friedberg,  in  Ilildebrand's  Jahrb.  1S7S  B.  31  S.  6S  H'., 
\vomit  zu  vergleichen  dess.  Verf.  ..die  Börsensteuer",  Berl.  1S75.  Friedberg  polemisirt 
111  dem  Auis.  ganz  richtig  gegen  die  frühere  Theorie  Stein's  (S.  7»)  11.)  u.  wirft  es 
'lern  letzteren  vor,  dass  er  gerade  von  seinem  Standpuncte  aus  nicht  zu  einer  Ver- 
werfung vieler  Verkehrsteuern  der  Praxis  gelangt  sei.  Er  bezeichnet  dann  elienfalls 
die  Erzielung  eines  Gewinns  bei  jedem  Geschäft  als  eine  Fiction  und  verlangt  die 
Verkehrsbesteuerung  als  selbständige  Steuerart  neben  den  (eigentlichen  oder  all- 
gemeinen) Ertrags-  u.  den  Einkommensteuern.  Friedberg  leitet  darauf,  im  Anschluss 
ui  meine  Lehre  v.  Einkommen  u.  von  den  ..Eingängen"  u.  s.  w,  iu  d.  Grundleg.,  die 
Verkehrssteuern  als  die  Steuern  von  einem  ausserhalb  des  gewöhnlichen  Erwerbs 
erfolgenden  Erwerbe  ab,  S.  81.  Er  kommt  dann  dabei  zur  Besteuerung  realisirtcr 
llonjnncturengewinne.  ferner  der  Erbschaft  u.  Schenkung.  Davon  handle  ich  erst  im 
nächstfolgenden  Abschnitt,  ohne  den  Zusammenhang  zwischen  dieser  u.  der  Verkehrs- 
besteuerung zu  verkennen.  In  diesen  Erörterungen  stimme  ich  Friedberg  bei,  aber 
ich  plädire  auch  noch  für  die  Auffassung  der  Verkehr-  oder  Stempelsteuern  als  ein 
"Mittel  zur  Ergänzung  der  bestehenden  Einkommen-  und  Ertragssteuern  für  Theile 
des  regelmässigen  Erwerbs,  die  man  durch  letztere  Steuern  nicht  sicher  trifft. 

Für  die  theoretische  Unterscheidung  der  Erwerbsarten  u.  s.  w.  beziehe  ich  mich 
auf  die  Grundlegung,  bes.  §.  63 — 65.  Die  von  Einzelnen,  z.  B.  von  Held,  bezweifelte 
pract.  Bedeutung  der  hier  gegebenen  Unterscheidung  der  „Eingänge"  u.  s.  w.  bewährt 
^ich  in  diesem  und  dem  nächsten  Abschnitte  doch  wohl. 

I,  —  §,  467.  Entwicklung.  Das  Eingreifen  des  Erwerbs 
durch  einzelne  Acte  in  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und 
Vermögens  unter  die  Einzelnen,  wie  sie  sich  durch  den  berufs- 
mässigen Erwerb  ursprünglich  vollzieht,  ist  oben  dargelegt  worden 
(§.  454).  Für  die  Frage  der  Besteuerung  jenes  Erwerbs  durch 
einzelne  Acte  ist  die  Thatsache  wieder  besonders  wichtig,  dass 
dieser  Erwerb  nach  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Volks- 
wirthschaft  und  des  Verkehrs,  daher  auch  in  verschiedenen  Ländern 
und  Volkskreisen,  eine  sehr  verschiedene  Ausdehnung  und 
Bedeutung  hat.  Seine  Besteuerung  ist  grundsätzlich  immer 
zu  verlangen,  um  die  reelle  Besteuerung  alles  Volkseinkommens 
im  Einzelein  kommen  durchzusetzen  und  die  Besteuerung  gerecht 
zu  vertheilen.  Aber  sie  ist  gewöhnlich,  oft  sogar  ausserordentlich 
schwierig.  Sie  wird  ferner  pr actisch  immer  nothwendiger 
erst,  je  mehr  mit  der  Entwicklung  des  Verkehrs  dieser  Erwerb 
durch  einzelne  Acte  an  Bedeutung  gewinnt,  aber  gleichzeitig  wird 
sie  dann  auch  steuertechnisch  gerade  wieder  schwieriger.  So  ist 
es  begreiflich,   dass   sich  diese  Besteuerung   erst   spät  entwickelt. 


442     3-B.  2.K.   J.A.  Allg.  Steuerl.    3.  H.-A.  4.A.  YerkeliKbesteiier.    §.467. 

Ihr  früheres  Fehlen  ist  auch  practisch  nach  der  Lage  der  Dinge 
nicht  sehr  bedenklich  gewesen,  während  es  später  eine  empfind- 
liche Lücke  im  Steuersystem  darstellt. 

In  der  Gesetzgebung  und  Praxis  waren  besondere  Steuern  auf 
einzelne  Verkehrsacte  oft  in  Verbindung  mit  bezüglichen  Gebühren 
gelegt  worden  (§.  286  ff.)  oder  sind  nach  der  Art  der  Veranlagung, 
der  Gelegenheit  der  Erhebung  und  der  Höhe  der  Sätze  die  Ge- 
bühren thatsächlich  in  Steuern  übergegangen.  Durch  diese  Ver- 
mischung von  Abgaben  verschiedenen  Characters  ist  manche  Ver- 
wirrung entstanden,  welche  auch  für  die  Theorie  verhängnissvoll 
werden  sollte.  Entweder  zwängte  man  die  betreffenden  Abgaben 
unzulässig  unter  den  Gebührenbegriff,  um  sie  vermeintlich  so  zu 
rechtfertigen,  was  aber  gerade  auf  diese  Weise  nicht  geschah. 
Oder  man  sah  Letzteres  ein  und  verwarf  sie  principiell,  weil  sie 
gar  nicht  Gebühren  wären,  indem  man  übersah,  dass  sie  sich  zwar 
nicht  allgemein  und  nicht  immer  in  der  in  der  Praxis  bestehenden 
Art  und  Höhe,  aber  doch  öfters  in  andrer  Weise  als  wahre 
Steuern  rechtfertigen  und  selbst  verlangen  Hessen.  Es 
genügt,  für  diese  beiden  Irrthümer  auf  die  Erörterungen  in  der 
früheren  Gebührenlehre  zu  verweisen. 

In  den  älteren  einfacheren  Verhältnissen  der  Volkswirthschaft 
und  bei  festen  berufsständischen  Ordnungen,  wie  sie  früher  in  der 
Agrar-  und  Gewerbeverfassung  für  die  ländliche  und  städtische 
Arbeit  vorlagen,  war  ein  Erwerb  durch  einzelne  Acte  des  Verkehrs, 
welche  nicht  zu  denjenigen  des  berufsmässigen  Erwerbs,  also  z,  B. 
zu  den  hierbei  regelmässig  vorkommenden  Käufen  und  Verkäufen 
gehörten,  selten.  Hier  konnte  daher  das  Einkommen  einer  Person 
durch  eine  richtige  Einkommen-  oder  Ertragsbesteuerung  genügend 
besteuert  werden.  Wenn  sich  trotzdem  auch  hier  in  besonderen 
Besitzwcchselabgabcn,  z.  B.  bei  dem  Verkauf  von  Grundeigenthum, 
Abgaben  finden,  welche  den  neueren  (Verkehrs-)  Steuern  dieser 
Art  zu  vergleichen  und  mehrfach  auch  wohl  deren  historische  Vor- 
gänger sind,  so  war  doch  Ursprung  und  innere  Begründung  solcher 
Abgaben  gewöhnlieh  auf  einem  anderen  Gebiete  als  demjenigen 
der  Besteuerung  zu  suchen.  Die  betreffenden  Abgaben  waren  bei 
bäuerlichem  und  ähnlichem  Grundbesitz  grundherrlicher  Natur  oder 
standen  bei  diesem  und  anderem  Besitz  mit  gerichtsherrlichen 
Rechten  des  Landesherrn  oder  allgemeinen  Hoheitsrechten  der 
Staatsgewalt  in  Verbindung,  hatten  daher  auch  wohl  etwas  Ge- 
bührenartiges an  sich  (für  die  Gewährung  der  Erlaubniss  oder  für 
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die  Zustimmiiug:  zur  Vcräusseiuug  ii.  dgl.  in.).  Die  beticflendcn 
Abgaben  gehörten  deshalb  auch  staatsrechtlich  zu  den  Einnahmen 
aus  der  Grundherrlichkeit  (zum  sogen.  „Kammergut"),  oder  aus 
Hoheitsrechten ,  nicht  zu  den  Steuern ,  die  der  ständischen  Mit- 
wirkung unterlagen,  und  tiuanzwirthschaftlich  wurden  sie  ebenfalls 
nicht  als  Steuern  augesehen. 

Zuerst  war  es  dann  die  Entwicklung  des  Creditverk  ehrs 
und  des  speculativen  kaufmännischen  Geschäfts,  welche 
einen  Erwerb  anzeigten,  der  sich  mit  dem  berufsmässigen  Erwerb 
nicht  völlig  deckte  oder  doch  durch  die  Steuern  auf  denselben 
nicht  genügend  getroffen  wurde,  schon,  weil  er  sich  zu  sehr  in 
seiner  Existenz  und  vollends  in  seiner  Höhe  der  Controle  entzog. 
Dies  musste  darauf  führen,  entweder  die  Einkommen-  und  Ertrags- 
besteuerung des  berufsmässigen  Erwerbs  entsprechend  zu  reformiren, 
was  aber  eben  wegen  der  Schwierigkeit  des  Nachweises  des  Er- 
werbs aus  Creditgesc haften  oder  aus  Speculation  sehr  schwierig 
blieb  und  deshalb  selten  genügend  geschehen  konnte;  oder  man 
dehnte  die  Verbrauchs-,  die  Luxusbesteuerung  aus,  um  den  Erwerb 
vollständiger  zu  treffen:  kein  unrichtiger,  aber  ein  ebenfalls  noch 
unzulänglicher  Weg;  oder  man  griff  endlich  zu  besonderen 
Steuern,  um  jenen  besonderen  Erwerb  noch  apart  zu  treffen. 
Dies  geschah  durch  die  Anknüpfung  der  Steuer  an  die  Rechts- 
geschäfte und  besonders  an  die  sie  formulirenden  s  c  h  r  i  f 1 1  i  c  h  e  n 
Urkunden,  welche  meistens  zur  Beurkundung  von  Creditgeschäften 
oder  von  Kauf-  und  ähnlichen  Geschäften  in  Bezug  auf  Grund- 
eigenthum  dienen  oder  im  kaufmännischen  Verkehr  vorkommen. 
Die  hauptsächliche,  einfache,  beliebte  und  in  der  That  vielfach 
recht  practische  Form  hierfür  war  die  Vorschrift,  jene  Urkunden 
mit  einem  Steuerstempel  zu  versehen,  oder  auf  gestempeltes 
Papier  zu  schreiben  oder  die  betreffenden  Rechtsgeschäfte 
unter  Mitwirkung  öffentlicher  Organe  (Gerichte,  Notare) 
abzuschliessen  und  auch  wohl  sie  in  öffentliche,  von  den  Ge- 
richten oder  anderen  Behörden  ohnedies  aus  rechts-  und  verwal- 
tungstechnischen Gründen  geführte  Bücher  (wie  die  Grund-  und 
Hypothekenbücher)  oder  in  erst  neu  nur  für  Finanzz wecke  zu 
diesem  Behuf  eingeführte  Bücher  eintragen  zu  lassen:  Register- 
und Eintragungs„abgaben'S  theils  gebührenartiger,  theils 
Steuer  artiger  Natur  (§.  293).  Das  Unterbleiben  der  Stempelung 
oder  Eintragung  wurde  dann,  ausser  mit  fiscalischen  Strafen,  auch 
mit   Rechtsnachtheilen   für    die   Contrahenten   oder  wenigstens   die 
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erfolgte  Eintragung  mit  Rechtsvortheilen  in  Betreff  der  Giltigkeit 
des  Geschäfts  u.  s.  w.  verbunden. 

Dieses  Abgabewesen  wurde  nun  freilich  wegen  seiner  Ver- 
mischung mit  Gebühren  und  wegen  seiner  Erhebungsform  theore- 
tisch bis  in  die  Gegenwart  hinein  vielfach  falsch  aufgefasst  und 
practisch  unrichtig  behandelt.  Das  kann  aber  nicht  hindern,  in  ihm 
ein  an  sich  ganz  richtiges  und  bedeutsames  Glied  eines  modernen 
Steuersystems  zu  erkennen.  Seit  dem  17.  Jahrhundert,  bemerkens- 
werther  Weise  mit  zuerst  und  am  Umfassendsten  in  Holland,  dann 
bis  in  die  Neuzeit  hinein  überhaupt  am  Meisten  in  Ländern  mit 
grossem  kaufmännischen  und  Creditverkehr  (England)  dehnt  sich 
diese  Besteuerung  immer  mehr  aus.  ^) 

IL  —  §.  468.  Unrichtige  Gestaltung  in  der  Praxis. 
Gerade  diese  Besteuerung  war  indessen  nach  ihrer  einfachen,  be- 
quemen Erhebungsform  und  nach  den  Gelegenheiten,  an  welche 
sie  sich  knüpfte,  besonders  geeignet,  einseitig  fiscalisch  auf- 
gefasst, auf  unrichtige  Fälle  ausgedehnt  und  in  zu  grosser 
Höhe  aufgelegt  zu  werden.  Die  gewöhnlichen  Credit- 
geschäfte,  das  Darlehen  ohne  Pfand  oder  auf  beweg- 
liche Pfänder,  dann  die  Kaufgeschäfte  des  Handels  in 
Bezug  auf  bewegliche  Sachen  hätten  zwar  von  solchen  Steuern 
grundsätzlich  besonders  getroffen  werden  müssen,  weil  sie  auf  Ein- 
kommen oder  Erträge  hinwiesen,  welche  sich  der  sonstigen  directen 
Besteuerung  besonders  leicht  entziehen.  Sie  wurden  daher  auch 
vom  Steuergesetz  wohl  mit  aufs  Korn  genommen.  Aber  diese 
Geschäfte  vermögen  sich  nach  ihren  Rechtsformen  auch  leicht 
einer  solchen  besonderen  Steuer  in  Form  des  Stempels  oder  der 
Registerabgabe  zu  entziehen,  trotz  der  etwa  drohenden  Rechts- 
nachtheile.  Andrerseits  ist  der  Besitz  Wechsel  von  Immobilien, 
der  Verkauf,  die  Vermiethung,  Verpachtung  und  sind  die 
hypothekarischen  Creditgeschäfte  der  Natur  der  Sache  und 
dem  betreffenden  formellen  Rechte  nach  viel  leichter  zu  controliren. 
So  erklärt  es  sich,  dass  gerade  die  Rechtsgeschäfte,  welche  sich 
auf  Immobilien  beziehen,  vorzugsweise  von  solchen  Stempel- 
und  Eintragungssteuern  getroffen  wurden.  Einmal  knüpfte  mau 
hier  öfters  an  ältere  Abgaben  an  und  lag  die  Versuchung  für  die 
Staatsgewalt    zu    nahe,    bei    der  Ausbildung    solcher  Steuern   die 


')  S.  oben  in  der  Vorbem.  S.  '139  die  Stellen  im  1.  B.  u.  in  der  üebührenlelirc. 
Ucber  die  Einfübrung  dieser  Abgaben  in  Holland:  Fin.  I,  2.  A.  S.  517  Note  10; 
in  England:  Vockc,  brit.  Steuern  S.  215  0'. 
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Kccbtsgcschäl'tc  in  Hcziig  auf  linuiobilien  wegen  der  dabei  be- 
sonders in  Aussiebt  stebeuden  Ergiebigkeit  der  Besteuerung  deni- 
geniäss  im  Steuerreebt  ins  Auge  zu  fassen.  Sodann  aber  wurden 
die  stenerpfiicbtigen  Kecbtsgescbäftc,  bez.  die  darüber  abgefassten 
Urkunden  bier  aucb  in  Wirklicbkeit  viel  sicherer  erfasst,  als 
die  Recbtsgescbäfte  des  sonstigen  Creditverkebrs  und  in  Bezug  auf 
Kauf  u.  s.  w.  von  Älobilien,  welche  obuebin  regelmässig  formloser 
oder  in  einfacheren  Formen,  unbeschadet  ihrer  rechtlichen  Giltig- 
keit  und  tbatsächlichen  Sicherheit,  sich  vollziehen.  Da  bei  den 
Rechtsgeschäften  in  Bezug  auf  Immobilien  ausserdem  der  Natur 
der  Sache  und  dem  geltenden  Rechte  nach  eine  Mitwirkung,  wenig- 
stens eine  Xotiznahme  ötfentlicber  Behörden,  Gerichte  erfolgen,  für 
diese  Geschäfte  öffentliche  Bücher  (Grund-  und  Hypothekenbüeher 
u.  dgl.)  geführt  werden  mussten,  wo  dann  Gebührenhebung 
ganz  am  Platze  und  auch  in  der  Regel  vorgeschrieben  war,  so 
entwickelte  sich  durch  die  Verbindung  der  Steuer  mit  der  Gebühr 
vollends  leicht  das  neue  Abgabewesen  gerade  hier. 

In  Folge  hiervon  ist  die  Besteuerung  der  Acte  oder 
Rechtsgeschäfte  oder  die  sogen.  Verkehrsbesteuerung  aber 
vielfach  in  ganz  falsche  Bahnen  gerathen,  schon  rechtlich, 
noch  mehr  nach  ihrer  facti  sehen  Wirksamkeit:  es  ist  über- 
wiegend das  Immobiliarvermögen,  der  Grund-  und  Haus- 
besitz, Avelcber  aucb  diese  Steuern  trägt,  weit  weniger  das 
Mobiliarvermögen,  das  bewegliche  Kapital.  Nach  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  der  Besteuerung  und  nach  deren  neuerer 
Fortbildung  in  den  Realsteuern  des  Ertragssteuersystems  war  aber 
das  Immobiliarvermögen  ohnebin  schon  stärker  belastet  und  konnten 
seine  Erträge  thatsächlich  von  den  bestehenden  Steuern  auch  leichter 
erfasst  werden,  als  das  bewegliche  Vermögen,  der  gewerbliche 
Unternehmergewinn,  der  Arbeitsertrag  u.  s.  w.  So  wurde  vielfach 
durch  die  an  sich  durchaus  richtige  Verkehrsbesteuerung  die  ge- 
sammte  Erwerbsbesteuerung  nur  noch  ungleichmässiger 
und  nicht  selten  wirklich  auch  vom  volkswirthschaftlichen  Stand- 
puncte  aus  schädlich,  statt  die  ihr  zukommende  Ausgleichungs- 
function  zu  erfüllen,  namentlich  in  den  hohen  Steuern  vom  Eigen- 
thumswechsel  des  G r u n d eigenthums  unter  Lebenden,  von  Ver- 
pfändungen, Vermiethungen,  Verpachtungen  desselben  (französisches 
Enregistrem.ent).  Besonders  der  ländliche  Grundbesitz, 
welcher  gleichzeitig  hohe  Staats-  und  Communal-Grundsteuern  trug, 
wurde  in  Wahrheit  oftmals   überlastet,   die   Städte,   als  Hauptsitz 
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des  mobilen  Kapitals,  der  Gewerke,  der  liberalen  Berufe,  wenigstens 
relativ  begünstigt.  Die  Verkehrssteuern  wurden  bei  Geschäften 
in  Bezug  auf  Immobiliarvermögen  nicht  selten  in  bedenklicher 
Weise  zu  reellen  Vermögenssteuern. 

Die  Schdd  hiervon  lag  aber  nicht  in  einem  an  und  für  sich 
falschen  Princip  dieser  Besteuerung,  sondern  in  der  falschen, 
einseitig  fiscaliscben  Durchführung  eines  richtigen 
Princips.  Auch  darf  man  nicht  übersehen,  dass  die  Wirkung  dieser 
Besteuerung,  wenigstens  in  fortschreitenden  Volks wirthschaften, 
sogar  neben  hohen  Realsteuern,  in  der  Wirklichkeit  doch  für  den 
Grundbesitz,  diesen  als  Ganzes  aufgefasst,  durch  einen  anderen 
günstigen  Umstand  gegenüber  dem  mobilen  Kapital,  den  Gewerben 
und  den  Berufen  mit  Arbeitseinkommen  einigermassen  ausgeglichen 
wurde,  vollends  wenn  jene  Realsteuern,  wie  so  häufig,  lange  Zeit 
stabil  waren:  dem  Grund-  und  Hausbesitz  wuchs  in  solchen  Volks- 
wirthschaften  auch  in  der  steigenden  Rente  immer  wieder  ohne 
oder  ohne  entsprechende  neue  persönliche  Leistungen  oder  Kapital- 
verwendungen seiner  Eigenthümer  ein  grösserer  Ertrag  und,  zumal 
bei  sinkendem  Zinsfuss,  höherer  Kapitalwerth  zu,  von  dem 
der  Staat  gewissermassen  in  der  Besitzwechselabgabe  u.  s.  w.  nur 
seinen  „gesellschaftlichen  Antheil"  nahm.-) 

III.  —  §.  469.  Begründung  und  Begrenzung  der 
Verkehrsbesteuerung.  Soll  nun  die  Besteuerung  der  Acte 
ein  richtiges  Glied  im  ganzen  Steuersystem  werden,  so  muss  man 
sie  richtig  begründen  und  begrenzen,  letzteres  in  dop- 
pelter Weise,  nach  den  Kategorieen  von  Fällen,  wo  sie 
eintritt,  und  nach  der  Höhe  der  Steuersätze.  Mit  dieser  Auf- 
gabe hat  sich  denn  auch  die  neuere  tinanzwissenschaftliche  Theorie 
zu  beschäftigen  begonnen,  weniger  bisher  noch  die  Praxis,  wenn 
auch  die  Klagen  und  Agitationen  der  überlasteten  Interessenten, 
besonders  der  ländlichen  Grundbesitzer,  immer  dringlicher  Reformen 
verlangen. 

A,  Auch  noch  neuerdings  hat  man  gelegentlich  für  diese  Be- 
steuerung der  Acte,  bez.  der  Rechtsgeschäfte  eine  falsche  Begrün - 
düng  versucht ,  nemlich  die  alte  nach  dem  Grundsatz  von 
Leistung  und  Gegenleistung.  •'')    Die  Abgabe  erscheint  hier 

-)  Gnindleg.  §.  78,  81. 

^)  S.  die  in  d.  Vorbein.  gen.  Arbeiten  v.  Faucher,  bes.  AI.  Meyer,  auch 
Leroy-Beaulieu  u.  tiberh.  die  Franzosen,  Resobrasof.  Dagegen  Friedberg 
.'».  a.  0.  S.  73.  —  Meyer  will  hier  2  Functionen  staatlicher  Thätigiieit  auf  dem 
Kcchtsgebiete  unterscheiden,  einmal  Ordnung  u.  Norm  zu  geben,  um  die  fac  tische 
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als  Gegenleistung  lür  den  Keeli  tssch  iitz,  den  der  Staat  dem 
Rechtsgescliät't  gewährt  und  wird  dalicr  nach  Analogie  einer  Gebühr 
gerechtfertigt.  Allein  diese  Begründung  ist  unhaltbar,  soweit  die 
Abgabe  eben  nicht  wirklich  Gebühr,  sondern  Steuer  ist,  also  nicht 
speciell  Kosten  ersetzt  oder  Dienste  vergütet.  Oei'ters,  z.  B.  bei 
grundbücherlichcn  Eintragungen ,  hat  eine  an  ein  Rechtsgeschäft 
geknüpfte  Abgabe  diesen  Character,  aber  eben  nur  in  bestimmten 
Fällen  und  namentlich  auch  nur  bis  zu  einer  gewissen,  mit  dem 
Werth  des  Dicnsts  oder  der  Grösse  der  Kostenverursachung  in 
Einklang  stehenden  Höhe.  Darüber  hinaus  ist  sie  nicht  Gebühr, 
sondern  Steuer,  welche  dann  eventuell  verworfen  oder  auf  eine 
andere  Weise  begründet  werden  niuss.  Bei  jedem  Rechtsgeschäft 
einen,  gewissermassen  latenten  „Dienst"  des  Staats,  wegen  des 
in  Aussicht  stehenden  Rechtsschutzes  vorauszusetzen,  das  ist  eine 
unzutreffende  Fiction.  Auch  kann  bei  den  durch  die  Verkehrs- 
besteuerung meistens  getroffenen  Rechtsgeschäften,  z.  B.  den  Credit- 
geschäften,  den  sonstigen  Geschäften  in  Bezug  auf  Immobilien, 
nicht  ohne  Weiteres  von  besoud  eren  „Kostenverursacbungen", 
von  einem  besonderen  andersartigen  Rechtsschutz  die  Rede  sein. 
Selbst  bei  Specialrechten,  z.  B.  beim  Wechselrecht,  nach  welchem 
ein  Geschäft  abgeschlossen  wird,  ist  diese  Auffassung  unzulässig. 
Es  handelt  sich  zunächst  immer  nur  um  ein  Vorgehen  der  Contra- 
henten  auf  dem  Boden  des  Eigenthums-  und  Vertragsrechts  bei 
den  Rechtsgeschäften.  Die  allgemeinen  Kosten  der  gesammten 
Rechtsordnung  sind  durch  die  allgemeinen  Steuern  zu  decken,  zu 
welchen  letzteren  eventuell  auch  die  auf  andere  Weise  zu  begrün- 
denden Verkehrssteuern  gehören  können.  Und  für  die  specielle 
Rechtshilfe,  welche  der  Staat  z.  B.  bei  Rechtsstreiten  durch  die 
Gerichte  gewährt,  sind  dann  erst  nach  dem  Gebührenprincip  in 
den  Gerichtssporteln  u.  s.  w.  specielle  Gegenleistungen  am  Platze. 
B.  Die  allgemeine  Begründung  der  Verkehrssteuern 
liegt  darin,  dass  man  die  letzteren  als  richtige  Con Sequenzen 
aus  den  obersten  volkswirthschaftlichen  und  Gerech- 
tigkeitsprineipien  für  die  Einrichtung  und  Vertheilung 

Herrschaft  in  Recht  zu  verwandeln:  dafür  die  Stempelsteuern;  sodann  den  in 
der  ersten  Function  angedrohten  Zwang  wirklich  auszufüLren:  dafür  die 
fj  erichtskosten.  ..Der  rohe  Barren  thatsächlicher  Gewalt"  wird  so  ,,in  die  ge- 
prägte Münze  anerkannten  Kechts"  venvaudelt.  Das  sei  eine  wirthschaftliche  Leistung 
des  Staats,  die  durch  die  Stempelsteuer  bezahlt  werde.  S.  57 — 59.  Um  das  Princip 
zu  retten,  das  nach  diesem  spätesten  Ausläufer  der  Smith 'sehen  Schule  in  der  Volks- 
wirthschaft  das  allein  richtige  ist  und  Überall  herrschen  muss,  ist  diese  Begründung 
erdacht.     S.  oben  über  das  Princip  von  Leist.  u.  Gegenleist.  in  d.  Besteuerung  §.  419. 
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der  Steuern  nacliweist  und  sie  aus  der  Beschaffenheit 
des  gesammten  Steuersystems  als  dessen  nothwendige 
Ergänzungen  und  Ersatzmittel  ableitet. 

Jene  Principieu  verlangen  die  gleichmässige  Besteuerung  alles 
einzelwirthschaftlichen  Erwerbs.  Wenn  dieser  nun  durch  die  Object- 
und  Subjectbesteuerung  des  berufsmässigen  Ervverbs  nicht  voll- 
ständig oder  nicht  immer  im  richtigen  Maasse  getroffen  vpird, 
dann  muss  unvermeidlich  eine  Lücke  im  Steuersystem  anerkannt 
werden. 

Eine  solche  liegt  in  zwei  Fällen  vor:  einmal  wenn  der 
berufsmässige  Erwerb  durch  die  für  ihn  bestimmte  Besteuerung 
nicht  ausreichend  getroffen  wird,  und  wir  haben  gesehen, 
dass  weder  durch  die  Einkommen-  noch  durch  die  Ertragsbesteue- 
rung dies  Ziel  richtig  erreicht  wird;  sodann,  wenn  eben  neben 
dem  berufsmässigen  Erwerb  ein  Erwerb  durch  einzelneActe 
vorkommt,  auf  den  sich  jene  andere  Besteuerung  auch  principiell 
gar  nicht  bezieht.  Im  ersten  Falle  tritt  die  Verkehrsbesteue- 
rung ergänzend  hinzu,  um  mit  der  Einkommen-  und  Ertrags- 
besteueruDg  vereint  möglichst  die  volkswirthschaftlich  richtige 
und  die  gleichmässige  Besteuerung  alles  berufsmässigen  Erwerbs 
zu  bewirken,  d.  h.  hier  auch  denjenigen  Theil  des  letzteren  zu 
treffen,  welcher  sich  thatsächlich  wegen  der  (vermeidlichen  oder 
unvermeidlichen)  Mängel  der  für  diesen  Erwerb  zunächst  bestimmten 
Steuern  dieser  dennoch  entzieht.  Im  zweiten  Falle  sucht  die  Ver- 
kehrsbesteueruug  speciell  denjenigen  Erwerb  durch  einzelne  Acte 
auf,  welcher  im  berufsmässigen  Erwerb  gar  nicht  enthalten  ist, 
daher  überhaupt  von  dessen  Besteuerung  principiell  und 
rechtlich  gar  nicht  getroffen  werden  soll.  Hier  tritt  die  Ver- 
kehrsbesteuerung als  Ersatz  der  Einkommen-  und  Ertrags- 
besteuerung ein.'') 

§.  470.  Die  Verkehrsbesteuerung  als  Ergänzung  und 
als  Ersatz  der  sonstigen  Erwerbsbesteuerung. 

1)  Den  ersten  Fall  anlangend,  so  ist  hier  auf  das  Bezug  zu 
nehmen,  was  früher  über  die  in  den  einzelnen  Berufen  und  Ge- 
schäften so  verschiedenen  Schwierigkeiten  gesagt  wurde,   die  per- 


*)  Fried berg  a.  a.  0.  erkennt  nur  die  zweite,  nicht  die  erste  Function  der 
Verkehrsbesteuerung  an.  Seine  Einwendungen  gegen  Bilinski  S.  90  könnten  auch 
gegen  diese  erste  Function  angeführt  werden.  Indessen  gehen  dieselben  m.  E.  zu 
weit  u.  berücksichtigen  nicht  die  inhiirenten  ,  schwer  oder  gar  nicht  zu  beseitigenden 
Mängel  der  Ertrags-  und  Einkommenbesteuerung  u.  die  Möglichkeit,  hier  durch  eine 
geeignete,  nicht  unmögliche  Verkehrsbesteuerung  passend  einzugreifen. 


Die  Verkebrsbesteuerung  zur  Ergänzung  der  Erwerbsbesteuerung-.         449 

sünlichen  Einkommen  im  Beruf  oder  die  Erträge  bestimmter  Er- 
werbsquellen richtig  zu  ermitteln.  Besonders  der  Ertrag  von 
Creditgeschiitleu,  schon  das  Vorhandensein  solchen  Ertrags  bei 
allen  Geschäften  des  Mobiliarcredits,  dann  der  Ertrag  der  Handels- 
geschäfte des  Kaufmanns  sind  nur  sehr  unsicher  zu  controliren, 
weil  äussere  Anhaltspuncte  dafür  grossentheils  fehlen.  So  kommt 
es,  dass  die  Einkommenbesteuerung  der  Rentiers,  Banquiers,  Kauf- 
leute und  ähnlicher  Classen,  die  Ertragsbesteuerung  der  Leihzinsen 
und  aller  Gewerbe  mercantiler  Natur  so  wenig  zutretfend  zu  sein 
pflegt.  Bei  diesen  Classen  und  Ertragsquellen  kommen 
nun  aber  jene  Rechtsgeschäfte,  welche  zu  einem  Er- 
werbe durch  einzelne  Acte  führen,  wieder  besonders 
häufig  vor.  Sie  werden  hier  selbst  wieder  „berufsmässig" 
vorgenommen  und  ihr  Gesammtertrag  soll  allerdings,  wenigstens 
im  Princip,  schon  durch  die  Einkommen-  und  Ertragsbesteuerung 
getroffen  werden.  Da  dieses  Ziel  aber  nicht  genügend  erreicht 
wird,  ist  es  ein  zwar  immer  ziemlich  rohes,  aber  grund- 
sätzlich richtiges  und  practisch  angemessenes  Verfahren, 
welches  deshalb  wieder  den  finanzpolitischen  Steuerprincipien  ent- 
spricht, mittelst  der  Verkehrsbesteuerung  den  wirklichen 
oder  muthmas suchen  Erwerb  des  einzelnen  Rechtsgeschäfts 
oder  Verkehrsacts  zu  besteuern.  Das  geschieht  mit  Erfolg  durch 
Abgaben  von  den  Urkunden  der  einzelnen  Credit-  und 
Handelsgeschäfte  in  Stempelform,  durch  Besteuerung  der 
kaufmännischen  Bücher,  der  Noten  u.  s.  w.,  in  denen  diese 
Geschäfte  schriftlich  verzeichnet  werden  u.  dgl.  m. 

2)  Indem  solche  Geschäfte  dann  allgemein  besteuert  werden, 
zahlt  freilich  Jedermann,  welcher  ein  solches  schliesst,  nicht  bloss 
der  Kaufmann,  Banquier  u.  s.  w.  die  Steuer.  Hier  trifft  dann  die 
soeben  gegebene  Motivirung  nicht  mehr  zu,  aber  um  so  mehr  die- 
jenige, welche  für  die  Verkehrsbesteuerung  als  Ersatz  der  Ein- 
kommen- und  Ertragsbesteuerung  gilt:  es  werden  eben  hier  öfters 
Erwerbe  vorkommen,  welche  durch  die  s  o  n  s  t  i  g  e  Erwerbsbesteue- 
rung des  Beziehers  rechtlich  gar  nicht  mit  getroffen  zu  werden 
pflegen  und  ohne  solche  besondere  Verkehrsbesteuerung  daher  mit 
Unrecht  steuerfrei  blieben. 

Allgemeiner  finden  sich  solche  Erwerbe  oder  „Gewinne"  sowohl 
bei  den  Handels-  und  gewissen  Bankgeschäften,  als  bei 
einzelnen  Geschäften  der  verschiedensten  Berufskreise  nun  be- 
sonders beim  speculativen   oder   mehr   zufälligen  und  ge- 

A.  Wagner,  Finanzwis«<>nscliaf't.    II.  2Ü 
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legentlichen  Besitz  Wechsel  von  wirthschaftlichen  Gütern  aller 
Art,    wo   in  Folge   von  Werthdifferenzen  gegen   den  Ankauf 
beim  Verkauf  ein  Gewinn  realisiii;  wird.    Der  Ertrag  des  Handels 
mit  Waaren  (beweglichen  Sachgtitern)  besteht  wesentlich  in  solchen 
Gewinnsten.     Er  wird  im  Princip  durch  die  betreffende  directe  Er- 
tragssteuer oder  durch  die  Einkommensteuer  des  Kaufmanns   ge- 
troffen.    Die  besondere  Verkehrsbesteuerung  tritt  hier  wieder 
nur   ergänzend    hinzu    und    lässt  sich    dem   Handel  gegenüber 
grundsätzlich  auch   nur  rechtfertigen,   wenn  und  soweit  als  sie 
mit    der  Ertrags-    oder  Einkommensteuer   zusammen   eine  voll- 
ständige   und   gleichmässige  Besteuerung   des   Handels  verglichen 
mit  andren  Gewerben  herbeiführt.   Auch  diejenigen  Unternehmungen, 
welche  das  Bank- und  Börsengeschäft  in  Fonds,  Wechseln 
u.  s.  w.  (Arbitrage)  berufsmässig  betreiben,   beziehen,  wie  der 
Handel,  ihre  Erträge  wesentlich  mit  aus  solchen  Werthdifferenzen. 
Die  Verkehrsbesteuerung,    welche    die    einzelnen,   von  solchen 
Unternehmungen  geschlossenen  Geschäfte  u.  s,  w.  besteuert,  ist  nur 
unter  derselben  Beschränkung,  wie  sie  soeben  beim  Waarenhandel 
aufgestellt    wurde,    richtig.     Dagegen    wird,   wenn  Personen   aus 
anderen  wirthschaftlichen  Berufen  durch  solche  einzelne  Geschäfte, 
welche  nicht  zu  ihrem  gewöhnlichen  Berufskreise  gehören,  Gewinne 
machen,   hier   die  Verkehrsbesteuerung  unbedingt  zu  verlangen 
sein.     Es    ist    daher    wieder    die    steuertechnische    Unvoll- 
kommen he  it  der   Ertragsbesteuer.ung   für  Handels-,    Bank-  und 
verwandte  Geschäfte  und   der  Einkommenbesteueruug  der  Rechts- 
subjecte  dieser  Geschäfte  einerseits,  das  Vorkommen  von  solchen 
einzelnen,  aus   der  Realisirung  von  Werthdifferenzen 
Gewinn   bringenden  Geschäften   in   allen  Kreisen  des  Volks 
andrerseits,  welche  Umstände  auf  die  Entwicklung  einer  besonderen 
Besteuerung    gewisser   Rechtsgeschäfte    eben    wegen    der  dabei 
gemachten    und    durch    die    sonstige    Erwerbsbesteuerung 
nicht  oder  nicht  genügend  getroffenen  Gewinne  hindrängen. 
Wesentlich   sind  es  hier  nun  wieder  ganz  moderne  Gestal- 
tungen   des    Verkehrs,    denen   das  Steuersystem  Rechnung    zu 
tragen   hat:    der  häuiige,    oftmals   rein   speculative  Eigenthums- 
wechsel  des  Grund-  und  Gebäudeeigenthums  im  Kauf  und 
Verkauf   und    das  Differeuzgeschäft  in  Werthpapieren 
an    den  Fondsbörsen.     In   diesen   beiden   Fällen   geht  das,   öfters 
erfolgreiche,    Streben    auf  Realisirung    von    Gewinnen   aus 
Werthdifferenzen.     Diese  Gewinne  werden  durch  die  sonstige 
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Krwerbsbesteueriiug  nicht  oder  uicbt  genügend  besteuert.  Die  be- 
züglieben Geschäfte  kommen  auch  immer  mehr  oder  immer  häufiger 
unter  den  ,,uic  ht-geschäftlichen"  Classen  vor,  je  mehr  sich 
das  Börsen  spiel  u.  s.  w.  ausdehnt.  Hier  ist  daher  eine  be- 
sondere Besteuerung,  welche  gerade  diese  Gewinn  ezu 
erlassen  sucht,  in  Gemässheit  der  volkswirthschaftlichen  und  der 
Gerechtigkeitsprincipien  der  Besteuerung  durchaus  geboten. 
Die  Ertrags-  und  Einkommenbesteuerung  kann  dies  bei  den  Be- 
rufsclassen,  welche  solche  Geschäfte  „berufsmässig"  betreiben  — 
wenn  man  dergleichen  überhaupt  für  zulässig  hält,  was  beim  Grund- 
stückverkehr selbst  nach  der  heutigen  liberal -individualistischen 
Rechtsordnung  mindestens  noch  zweifelhaft  ist^)  —  nicht  hin- 
länglich, bei  den  Angehörigen  anderer  Berufe  gar  nicht  er- 
reichen. Die  Gebrauchsbesteuerung  ist  zu  diesem  Zwecke 
ebenfalls  unzulänglich:  nur  die  Verkehrsbesteuerung,  als 
Besteuerung  der  einzelnen  bezüglichen  Rechtsgeschäfte  möglichst 
nach  Massgabe  der  dabei  realisirten  Gewinne,  vermag  wenigstens 
annähernd  die  dem  Steuersystem  hier  vorliegende  Aufgabe  zu  losen. 

IV.  —  §.  471.  Auswahl  und  Höhe  der  Verkehrs- 
steuern. Hiermit  ist  das  Gebiet  bezeichnet,  auf  welchem  die 
Verkehrsbesteuerung  principiell  am  Platze  ist.  Die  Einrichtung 
derselben  bietet  auch  dann  immer  noch  besondere  Schwierigkeiten, 
sowohl  was  die  richtige  Auswahl  der  einzelnen  Kategorieen 
von  Fällen  als  was  die  richtigen  Normen  für  die  Bemessung 
und  die  Höhe  der  Steuer  anlangt.  Die  Gesetzgebung  ist  auch  hier 
meistens  noch  zu  fiscalisch  und  zu  schablonenhaft,  ohne 
genügende  Unterscheidung  der  Fälle,  vorgegangen.  Die 
Theorie  hat  sich  entweder  auf  rein  negativen  Standpunct  gestellt, 
oder  die  Bestimmungen  des  Steuerrechts  ohne  genauere  Kritik  hin- 
genommen, oder  sie  wieder  in  viel  zu  weitem  Umfang  allgemein 
zu  rechtfertigen  gesucht.*^) 

Nach  dem  Vorausgehenden  hat  die  Verkehrsbesteuerung  eine 
doppelte  Aufgabe:  sie  soll  ergänzend  eintreten,  wo  that- 
sächlich  durch  die  sonstige  Erwerbsbesteuerung  der  Erwerb  nicht 
genügend  getroffen  wird  und  sie  soll  solchen  Erwerb  durch 
einzelne  Rechtsgeschäfte  oder  Verkehrsacte  treffen,  welcher  s  teuer - 

")  Zu  den  „Handelsgeschäften''  im  rechtl.  Sinn  gehört  der  speculative  An-  und 
Verkauf  von  Grundstücken  jedenfalls  bei  uns  noch  nicht.  D.  Handelsges.b.  Art.  271.  272. 

^1  Dieser  Vorwurf  trifit  doch  auch  Sj;ein ,  jetzt  wie  früher  (s.  A'orbem.).  Mit  Recht 
bezeichnet  Fried berg  S.  TG  a.  a,  0.  die  Systemisirung  der  Verkehrsateuern  bei 
Stein  als  eine  „Copirung  der  fehlerhaften  Praxis'". 

29* 
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rechtlich  unter  die  Einkommen-  und  Ertragsbesteuerung  nicht 
fällt  und  gewöhnlich  auch  nicht  wohl  fallen  kann. ')  Die  Praxis 
und  die  sich  ihr  einfach  anschliessende  Theorie  begehen  nun  oft- 
mals den  Fehler,  jene  factische  Lücke  in  der  sonstigen  Erwerbs- 
besteuerung und  diesen  Erwerb  oder  Gewinn  bei  solchen 
einzelnen  Geschäften  immer  gleich  ohne  Weiteres  allgemein  als 
vorhanden  anzunehmen.  Damit  wird  der  Knoten  der  hier  vor- 
liegenden Schwierigkeit  durchhauen,  aber  nicht  gelöst  und  die  Ver- 
kehrsbesteuerung zu  weit  ausgedehnt.  Alsdann  droht  letztere 
gerade  wieder  die  Gleichmässigkeit  der  Steuervertheilung  im  Steuer- 
system zu  stören,  statt  sie  zu  verbessern.  Die  rationelle  Verkehrs- 
besteuerung muss  also  solche  Lücken  und  solche  (Extra-)  Ge- 
winne aufsuchen  und  nachweisen  und  alsdann  in  zweck- 
entsprechender Weise  eintreten,  indem  sie  die  einzelnen  Fälle 
richtig  auswählt  und  dem  Steuersatz  eine  richtige  Höhe 
giebt.  Die  Auswahl  sowie  diese  Bestimmung  der  Höhe 
hängen  daher  von  der  Gestaltung  der  übrigen  Besteuerung 
und  von  der  Höhe  der  realisirten  Gewinne  ab. 

A.  So  wird  der  Erwerb  aus  manchen  Arbeitsarten,  aus  der 
Unte  rnehm  erthätigkeit  im  Gewerbe,  aus  der  Benutzung 
des  mobilen  Vermögens  (Kapitals)  schwer  durch  die  Er- 
trags- und  Einkommensteuern  richtig  und  genügend  getroffen,  der 
Erwerb  aus  der  Benutzung  von  Immobiliarvermögen  (Grund- 
und  Gebäudebesitz)  immerhin  leichter.  Daher  müssen  sich  Ver- 
kehrssteuern, gerade  umgekehrt  wie  in  der  Praxis,  im  All- 
gemeinen mehr  an  einzelne  Kechtsgeschäfte  oder  Verkehrsacte, 
die  bei  dem  erstgenannten  Erwerb  vorkommen,  weniger  an  solche 
bei  dem  zweiten  Fall  anschliessen.  Dies  führt  z.  B.  zu  niedrigeren 
Steuern  für  Geschäfte  des  Immobiliarcredits  und  des  entgelt- 
lichen Besitz  wechseis  des  Grundeigenthums  und  zu  all- 
gemeineren (wenn  auch  in  den  Sätzen  niedrigen)  Steuern  für 
Geschäfte  des  Mobil iarcredits  und  des  Verkaufs  u.  s.  w.  von 
Werthpapieren,  („Börsensteuern''),  beweglichen  Sachen. 

B.  Ein  Gewinn  ferner  ist  nicht  ohne  Weiters  bei  allem 
Besitzwechsel  von  Grund-  und  anderem  Eigenthum  im  Wege  des 
Kaufs    u.   s.   w.   zu   muthmassen,    sondern  nachzuweisen. 

')  Es  lässt  sicli  dies  auch ,  wie  von  ¥  r  i  c  d  b  e  r  g"  gescliieht ,  noch  etwas  anders 
als  von  mir  im  Vorausgehenden  geschah,  ableiten,  nemlich  indem  man  von  den  techn. 
Ausdrücken  „Einkommen"  und  „Ertrag"  ausgeiit  und  zeigt,  dass  darunter  dieser 
,.  sonst  ige"  Erwerb  nicht  fallt,  nam.  auch  nicht  nach  d.  gesetzi.  Definition  jener 
.Vusdrücke  in  den  Einkommen-  und  Ertragstcuergesetzeu. 


Auswahl  iitiil  Höhe  dor  Yerkchrstciiern.  453 

Ohne  solchen  Nachweis  wäre  ciuc  allgemeine  Besitzwechselabgabc 
eigentlich  zu  beanstanden ,  piincipiell  und  practisch  jedoch  auch 
hier  wohl  in  geringer  Höhe  zuzulassen  für  die  zahlreichen 
Fälle,  wo  sich  die  Bemessung  der  Höhe  des  Gewinns  der  Steuer- 
controle  entzieht,  z.  B.  im  Fonds-Börsengeschäft,  wo  aber  auf  einer 
von  beiden  Seiten  ein  Gewinn  zu  muthmassen  sein  wird.  Das 
Gesetz  kann  hier  bestimmen,  wer  der  Steuerzahler  sein  soll ;  wer 
der  Steuerträger  von  den  beiden  Parteien,  das  richtet  sich  doch 
nach  den  für  die  Ueberwälzuug  massgebenden  Factoren.  Jeden- 
falls dürfte  aber  eine  Besitzwechselabgabe  nicht  von  vornherein 
eine  grüssere  Höhe  bei  Immobilien  als  bei  Mobilien  haben,  — 
eher,  aus  den  wiederholt  berührten  Gründen,  umgekehrt.  Dagegen 
lässt  sich  in  denjenigen  Fällen,  wo  die  Höhe  des  realisirten  Ge- 
winns wenigstens  einigermassen  sicher  zu  ermitteln  ist,  principiell 
eine  höhere  Verkehrssteuer  (Besitz Wechselabgabe)  rechtfertigen, 
welche  eine  Quote  dieses  Gewinns  in  Anspruch  nimmt.  So 
besonders  beim  Besitzwechsel  des  Grund-  und  Gebäudeeigen- 
thums.  Das  positive  Steuerrecht  begeht  hier  nur  den  Fehler,  eine, 
noch  dazu  meistens  absolut  und  im  Verhältniss  zu  ähnlichen  Steuern 
beim  Besitzwechsel  von  beweglichen  Gütern  und  Werthpapieren 
ziemlich  hohe  Steuer  vom  ganzen  (Kapital-)  Werth  des 
Grundeigenthums,  auf  das  sich  das  Rechtsgeschäft  bezieht,  zu  er- 
heben, nicht  nur  von  der  Differenz  des  Werths,  welche  den 
Gewinn  gegen  den  Ankaufspreis  u.  s.  w.  darstellt.  Eine  solche 
Besteuerung  artet  zur  reellen  Vermögensbesteuerung  aus, 
vollends  wenn ,  wie  nicht  selten ,  von  einem  besonderen  „Gewinn" 
bei  dem  Geschäft  gar  nicht  die  Rede  ist.  Denn  die  stete  Voraus- 
setzung eines  solchen  Gewinns  bei  jedem  solchen  Verkehrsgeschäft 
(Besitzwechsel)  (L.  Stein)  beruht  auf  einer  Fiction  und  steht  mit 
den  Thatsachen  des  wirthschaftlichen  Lebens  in  Widerspruch.  ^)  — 
Im  Ergebniss  führt  diese  Untersuchung  der  Verkehrsbesteue- 
rung daher  zu  der  Forderung  von  Steuern  auf  die  einzelnen 
Creditge  Schäfte,  Handelsgeschäfte  und  vielfach  auf  den 
Besitz  wechsel  von  Eigenthum  unter  Lebenden  überhaupt. 
Dazu  dienen  Urkundenstempel  und  Register-  oder  Ein- 
tragungsabgaben verschiedener  Art,  wie  sie  nach  dem  modernen 

*)  üeber  die  Durchfuhrung  einer  Verkehrsbesteuerung  nach  dem  Gewinn  aus 
einem  Besitzwechsel  von  Grundeigenthum ,  nicht  nach  dem  ganzen  Werth  des 
letzteren  s.  unten  §.  479.  Auch  meine  „Comm.st.frage"  S.  39  ff.  und  beistimmend 
Friedberg  S.  S4,  9:i 


454      3.  B.  2.  K.  I.A.  Allg.  Steuerl.   3.  H.-A.  4.A.  Verkehrsbesteuer.  §.472. 

Steuerrecht  vielfach,  aber  oft  zu  ausgedehnt,  in  unrichtigen 
Fällen,  nach  falschen  Massstäben  und  in  zu  hohen  Sätzen 
erhoben  werden.  Für  die  richtige  Gestaltung  des  Verkehrssteuer- 
systems im  Einzelnen  und  für  die  Kritik  des  Steuerrechts  im 
Detail  ist  auf  die  specielle  Steuerlehre  zu  verweisen. 

V.  —  §.  472.  Die  Stellung  der  ersten  beiden  Haupt- 
arten der  Erwerbsbesteuerung  gegenüber  der  dritten. 
Die  im  Vorausgehenden  erörterten  beiden  Hauptarten  der  Erwerbs- 
besteuerung, die  Besteuerung  des  berufsmässigen  Erwerbs  durch 
die  Subject-  und  Object-,  d.  h.  im  Wesentlichen  durch  die 
Einkommen-  und  Ertragsbesteuerung,  und  die  Besteuerung 
des  Erwerbs  durch  einzelne  Acte  oder  Rechtsgeschäfte 
durch  die  Verkehrsbesteuerung  müsste  in  der  angegebenen 
Richtung  wenigstens  in  der  entwickelten  modernen  Volkswirthschaft 
ausgebildet  werden,  einerlei  ob  man  sich  principiell  auf  den  rein 
finanziellen  Standpunct  in  der  Besteuerung  beschränkt  oder 
den  socialpolitischen  mit  berücksichtigt.  Geschieht  Letztres, 
so  kann,  nach  den  früheren  Untersuchungen  über  die  Steuerprin- 
cipien,  die  Freiheit  gewisser  kleiner  Einkommen,  ein  verschiedener 
Steuerfuss  von  Arbeits-  und  von  Renteneinkommen,  auch  von  be- 
rufsmässigem und  von  Erwerb  durch  einzelne  Acte,  endlich  von 
grösserem  und  kleinerem  Einkommen  (proportionale  oder  progressive 
Besteuerung)  in  Frage  kommen.  Danach  gestaltet  sich  dann  die 
Einrichtung  dieser  beiden  ersten  Hauptarten  der  Erwerbsbesteuerung 
im  Einzelnen  verschieden.  Aber  die  Grundlagen  der  letzteren 
bleiben  die  nemlichen. 

Anders  verhält  es  sich  mit  der  dritten  Hauptart  der  Erwerbs- 
besteuerung (§.  453):  diese  gehört  folgerichtig  nur  in  ein  Steuer- 
system ,  welches  den  socialpolitischen  neben  dem  rein  finan- 
ziellen Standpunct  in  der  Besteuerung  anerkennt.  Eine  Theorie 
und  Praxis,  welche  den  ersten  Standpunct  verwerfen,  gleichwohl 
aber  doch  Steuern,  wie  die  Erbschaftssteuern,  Spielgewinnststeuern 
u.  dgl.  m. ,  wenigstens  in  gewissen  Fällen  und  in  gewissem  Um- 
fang, billigen,  kommen  mit  sich  selbst  in  Widerspruch :  sie  müssten 
nun  auch  solche  Steuern  verwerfen.  Wenn  sie  das,  ganz 
mit  Recht,  nicht  thun,  so  liegt  in  der  zugestandenen  Berechtigung 
dieser  Steuern  implicite  auch  die  wenigstens  bedingte  Anerkennung 
der  Berechtigung  des  socialpolitischen  Standpuncts  in  der  Besteue- 
rung enthalten.  Darüber  sollte  man  sich  nicht  täuschen  oder  — 
nicht  täuschen  wollen.     Die  Verbreitung  von  Erbschafts-  und  Spiel- 
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gewinnststeueru  in  der  Praxis  oder  im  Steuerrecht  und  die  wachsende 
Propaganda,  welche  für  solche  Steuern  in  der  Theorie  gemacht 
wird,  sind,  richtig  ausgelegt  und  auf  den  grundlegenden  Gedanken 
zurückgeführt ,  nur  Symptome  der  „socialen  Epoche"  der  Be- 
steuerung, in  welche  wir  aus  der  „staatsbürgerlichen"  Epoche 
hintibertreteu. 


5.  Abschnitt, 

Die  tiiisinzwisseiiscliaftliehe  Bildung  des  Steuersysteins.      1.    Die 

Er^veibsbesteueruii«:.      ('.    Die  Besteiieruiin'    des   Erwerbs    diireli 

Anfiill   und  dnreli  AVertlizuwiiohs  ohne  ei<>'ene  persönliche  wirth- 

schafrliche  Leistung   (Conjuneturensiewinns-  und  Erbschafts- 

besteuerun^), 

Auch  in  den  tlieoretisclieu  Steuersystemen  findet  sich  eine  rationelle  folgerichtige 
Durchführung  dieser  Besteuerung  bisher  noch  nicht.  Die  Praxis  tappt  mit  ihren 
Steuern  auf  Lotteriegewinnste,  ihren  Erbschai'ts-  u.  Sehenkungssteuern  \i.  dgl.  m.  noch 
ziemlich  planlos  ohne  festes  principielles  Ziel  umher.  Der  einzige,  wegen  seiner 
falschen  Einrichtung  mit  Kecht  wieder  aufgegebene  Versuch  einer  Art  Besteuerung 
des  Conjunctureugewinns  an  städtischen  „Baustellen"  ist  meines  Wissens  in 
Bremen  erfolgt.  In  anderen  grossen  Städten  (Berlin.  Wien)  war  wohl  von  einer 
Extrabesteuerung  der  unbebaut  liegen  bleibenden  Baustellen  die  Rede,  doch  hat  mau 
sich  dazu  noch  nicht  entschliessen  können. 

Zu  unterscheiden  sind  namentlich  die  Steuern  auf  Co njuncturen gewinne 
und  auf  Erbschaften. 

Die  Begiiindung  fUr  die  ersteren  liegt  in  der  ganzen  Lehre  von  der  Con- 
junctur,  einer  Frucht  des  wissenschaftlichen  Socialismus  (bes.  Lassalle),  welche 
in  die  allgemeine  Nationalökonomie  aufzunehmen  ist.  Dies  ist  in  meiner  „Grund- 
legung" geschehen  und  dort  auch  ein  solches  Vorgehen  näher  erläutert  und  motivirt 
worden.  Was  daselbst  dargelegt  wurde,  muss  ich  hier  als  bekannt  voraussetzen. 
S.  §.  76 — Sl.  Die  Forderung  einer  rationellen  Besteuerung  der  Conjuncturengewinnste 
ist  die  Consequenz  der  Auffassung  der  Conjunctur  im  Wirthschaftsleben,  uam.  innerhalb 
der  Eechtsordnung  des  privatwirthsch.  Systems  der  freien  Concurrenz.  Sie  lässt  sich 
steuertechnisch  aus  Opportunitätsgründen,  wegen  der  Schwierigkeit  oder,  wie 
bisher  gewöhnlich  über  derartige  Pläne  geurtheilt  worden  ist,  wegen  der  Unmög- 
lichkeit einer  genügenden  Ausscheidung  des  Conjunctureugewinns  angreifen:  nach 
meiner  Ansicht  aber  nicht  mit  durchschlagenden  Gründen.  Die  Einrichtung  und 
Durchführbarkeit  wird  unten  (§.  47Sff.)  zu  zeigen  versucht,  etwas  eingehender,  als  es 
streng  genommen  in  die  allgemeine  Stcuerlehre  gehört.  Da  es  sich  aber  hier,  im 
unterschied  von  der  übrigen  Besteuerung,  wo  die  bezuglichen  Fragen  in  die  specielle 
Lehre  verwiesen  sind ,  um  eine  erstmalige  Begründung  dieser  ganzen  Steuergattung 
handelt,  war  '-in  solches  genaueres  Eingehen  schon  in  diesem  Abschnitte  wohl  noth- 
wendig.  Priucipiell  lässt  sich  über  diese  Besteuerang  nur  urtheilen,  wenn  sie  im 
Zusammenhang  mit  der  Lehre  von  der  Conjunctur  xuid  vom  „Leben  der  Einzelwirth- 
schaft  in  der  Volkswirthschaft"  (Grundleg.  zweite  Aufl.  S.  80  ff.)  aufgefasst  und 
erörtert  wird.  Die  Kritik  wird  sich  daher  gegen  diese  ganze  Lehre,  nicht  gegen  ihre 
blosse  Consequenz,  wenden  müssen,  wenn  sie  irgend  zutrefl'end  sein  soll.  Li  der 
Grundlegung  (bes.  §.  7tj  u.  Note  10  u.  §.  SO  d.  2.  A.)  habe  ich  auch  bereits  die 
P'unction  einer  Besteuerung  der  Conjuncturengewinne  festgestellt.  Die  dort  für  den 
2.  Band  der  Finanz  versprochene  genauere  Erörterung  erfolgt  nunmehr  in  diesem 
Abschnitte. 

Eine  Beftirwortung  solcher  Besteuerung,  nebst  kurzer  Ausführung  über  die  Ein- 
richtung in  dem   practisch  wichtigsten  Falle,   bei  der  Realisirung  von  (jewiuuen  aus 
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Verkauf  von  Grundstücken  nnd  Gebäuden,  erfolgte  bereits  andeutungsweise  in  meiner 
Rede  zur  Wohnungsfrage  auf  der  1.  Eisenacher  socialpolit.  Versamml.  1872  (Bericht 
S.  241),  dann  nam.  in  meinem  Eeferat  über  die  Communalst.frage  auf  der  Berliner 
Versamml.  d.  Yer.  f.  Soc.polit.  im  J.  1877;  s.  Ber.  These  9  sub  c  u.  S.  16,  erweitert 
in  d.  selbständ.  Ausg.  jenes  Referats  S.  39,  40.  Gegen  die  Forderung  solcher 
Steuern  auf  d.  Berl.  Versamml.  1877  Held,  Ber.  S.  SS,  dagegen  meine  Replik  S.  100. 
S.  auch  Held  in  d.  krit.  Referat  über  neuere  Communalsteuerliter.  in  Conrad's 
Jahrb.  1878  II,  236.  Held  übersieht  den  wesentl.  unterschied  zwischen  Grund- 
und  bewegl.  Eigenth.  in  dieser  Frage.  S.  dagegen  die  treffenden  Ausführungen 
V.  Friedberg,  z.  Theorie  d.  Stempelst.,  Conr.  Jahrb.  31,  83.  Friedberg  tritt  in 
diesem  Aufs,  auch  meiner  Theorie  d.  Besteuer.  d.  Conjunct. gewinne  bei  u.  behandelt 
die  ganze  Frage  in  beachten  swerther  Weise. 

In  Bremen  war  durch  ein  Gesetz  v.  13.  März  1873  (in  der  Blüthezeit  des 
grossstädt.  Baustellen-  und  Baugeschäfts)  eine  eigenthümliche  höhere  laufende  Be- 
steuerung von  gewissen  Grundstücken  eingeführt  worden,  welche  aus  der  ländlichen 
(agrarischen)  Benutzung  in  diejenige  zu  städtischen  Baustellen  in  der  Nähe  der  Stadt 
übergingen  (s.  u.  §.  481).  Sie  unterlagen  dieser  Steuer,  selbst  wenn  sie  wirklich 
noch  landwirthschaftlich  fortwährend  benutzt  wurden.  Daraus  haben  sich 
schwere  Missstände  u.  begreifliche  Klagen  der  Besitzer  ergeben,  zumal  als  die  Cou- 
junctur  rückschlug  u.  die  bisher  in  Aussicht  stehende  Verwendung  jener  Grundstücke 
zu  Baustellen  vorerst  für  absehbare  Zeit  nicht  eintrat,  sondern  die  bisherige  land- 
wirth schaftliche  Benutzung  andauerte.  Ein  in  dieser  Angelegenheit  eingeholtes  Gut- 
achten Hanssen's  verurtheilte  denn  auch  aus  dem  Gesichtspuncte  der  Ertragssteuer 
heraus  diese  höhere  Besteuerung  durchaus.  Die  darüber  eingeholten  26  Superarbitrien 
andrer  theoret.  u.  pract.  Fachmänner  traten  Haussen  bei.  Das  meinige  (S.  34  d.  unten 
gen.  Sehr.)  allein  hat  geltend  gemacht,  dass  dem  betreff,  bremischen  Gesetz  ein 
richtiger  Gedanke  zu  Grunde  liege,  der  nur  in  ganz  falscher  Weise  durchgeführt  sei: 
eben  der  Gedanke  einer  Extrabesteuerung  des  grossen  Gewinns,  der  durch  den 
üebergang  von  agrarischen  Grundstücken  in  Baustellen  in  der  Nähe  sich  erweiternder 
Städte  ohne  irgend  eine  persönliche  Leistung  des  Eigenthümers  von  diesem 
letzteren  erzielt  werde.  Ich  plädirte  daher,  wie  Haussen  und  die  übrigen  Gutachter, 
für  die  Aufhebung  des  Gesetzes  in  Bezug  auf  wirklich  noch  landwirth- 
schaftlich benutzte  Grundstücke,  die  nur  von  der  gewöhnlichen  Grundsteuer 
getroffen  werden  sollten,  aber  ich  befürwortete  zugleich  eine  laufende  Extra- 
besteuerung der  unbenutzt  liegen  bleibenden,  bloss  auf  die  aufsteigende  Bau- 
conjunctur  wartenden  Baustellen  und  eine  hohe  Besitzwechselabgabe  (event.  Erbschafts- 
steuer) auf  den  Gewinn,  welcher  am  Kapitalwerth  solcher  Grundstücke  früher  oder 
später  wegen  ihres  üebergangs  zur  Benutzung  für  Bauten  erzielt  würde.  S.  35.  Von 
den  übrigen  Gutachtern  wird  der  tiefere  Grund  jenes  Gesetzes  nur  ausnahmsweise 
berührt,  so  nam.  von  Helferich  S.  23,  der  diese  Besteuerung,  die  der  „socialistisch- 
communistischen  Anschauung"  entsprungen  sei,  ablehnt,  aus  mich  nicht  überzeugenden 
Gründen.  Jenes  brem.  Gesetz  wurde  in  diesem  anstössigen  Puncte  beseitigt  durch 
Ges.  V.  11.  Oct.  1878  (Gesetzbl.  Bremens  1878  Nr.  19).  S.  über  die  sehr  interess. 
Frage  das  vortreffliche,  eingehende,  aber  eben  ganz  einseitig  auf  dem  Standpunct  der 
gewöhnlichen  Ertragsbesteuening  stehende  Gutachteu  Hanssen's  v.  Dec.  1876  (als 
Msc.  gedruckt)  an  d.  Landwirthsch.kammer  in  Bremen  (in  d.  Anlagen  Abdruck  d.  betr. 
Gesetze).  Dann  die  „Gutachtlichen  Aeusserungen  über  das  Gutachten  Hanssen's  betr. 
d.  brem.  Grundst. Verhältnisse",  Bremen  1877.  — 

Auch  die  seit  lange  weit  verbreitete  u.  practisch  in  einigen  Ländern,  besonders 
in  Grossbritannien,  Frankreich  sehr  wichtige  Erbschaftsbesteuerung  ist  erst 
in  jüngster  Zeit  von  deutschen  Theoretikern  unter  dem  richtigen  Gesichtspunct  be- 
trachtet worden ,  nemlich  im  principiellen  Zusammenhang  mit  der  ganzen 
Erbrechtsordnung.  Das  Intestat-Familienerbrecht  wird  dabei  auch  ganz  richtig 
als  Correlat  gewisser  Verpflichtungen  der  Unterstützung  u.  s.  w.  an  Ver- 
wandte auf  Gnmd  des  Verwandtschaftsverhältnisses  aufgefasst.  Mit  dem  Wegfall 
dieser  Verpflichtungen  und  deren  üebergang  an  Staat  und  Gemeinde  müsstc  sich 
folgerichtig  auch  jenes  Erbrecht  ändern.  Diese  und  ähnliche  Gesichtspuncte  vertritt 
namentlich  die  wichtigste  hierhergehörige  Arbeit:  H.  v.  Scheel 's  „Erbschaftssteuern 
und  Erbrechtsreform",  2.  Aufl.  1878  (s.  daselbst  aucli  Liter,  u.  Gesetzgeb.);  ferner 
V.  Scheel 's  Aufs,  in  Hirtb's  Annalen  1877,  S.  97;    volkswirthsch.  Bemerkungen  zur 
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Reform  d.  Erbrechts  u.  J.  Baron  in  Hildebr.  Jahrb.  B.  26  S.  '275  u.  ders.  Angriffe 
auf  d.  Erbrecht,  Berl.  1S77.  Die  Cousciiuenz  des  angedeuteten  rechtlichen  Gesichts- 
puncts  ist,  dass  die  Erbschaftssteuer  eigentlich  den  Character  einer  Steuer  verliert 
uud  als  ein  gesetzlicher  Erbantheil  des  Staats  u.  s.  w.  erscheint.  Auf  der 
anderen  Seite  fuhrt  aber  die  Betrachtung  des  Erbanfalls  als  ein  Erwerb  ohne  per- 
sönliche Leistung,  der  die  Leistungsiahigkeit  erhöht,  nicht  minder  zu  einer  rich- 
tigen principiellen  Begründuns:  der  Erbschaftssteuer,  zumal  vom  Gesichtspunct  des 
Steuerprincips  der  Leistungsfähigkeit  aus  u.  in  unserer  modernen  Zeit  bei  der  geringen 
practischen  Bedeutung  des  Familienverbauds  u.  des  Familienvermögens  im  Unter- 
schied vom  In  dividual vermögen.  Von  ganz  verschiedenen  Seiten  gelangt  man 
daher  zur  Forderung  eines  umfassenden  Systems  der  Erbschaftssteuern. 
Der  Mangel  eines  solchen  ist  eine  der  empfindlichsten,  wiederum  voruemlich  den 
wohlhabenderen  besitzenden  Classen  zu  Gute  kommenden  Lücken  des  deutschen  Be- 
steueruugsrechts.  S.  das  bezügl.  ^Laterial  darüber  in  d.  oben  S.  Bö  gen.  bundesräthl. 
Commissionsbericht  Nr.  9S  von  IS" 7.  Auch  die  deutsche  Finanztheorie  ist  aber  in 
Bezug  auf  die  Erbschaftssteuern  ausserordentlich  dürftig,  sogar  Stein  eingeschlossen, 
der  sie  gar  nicht  genauer  behandelt,  wohl  weil  sie  in  sein  Steuersystem  nicht  recht 
passen,  vergl.  L  475.  Kau  handelt  von  ihnen  noch  als  von  „Erbschaftsgebühren", 
(l,  §.  237,  womit  IL  §.  405  zu  vergleiehen,  wo  er  bei  d.  allgem.  Vermögenst.  von 
d.  Erbsch.abgabe  spricht) :  ein  ganz  unhaltbarer  Standpunct ,  man  müsste  denn  die 
Consequenz  ziehen  wollen ,  dass  di&  Erbschaftssteuer  eine  Art  specieller  Entgelt  für 
die  Gewährung  des  Erbrechts  selbst  sei. 

In  der  geschichtlichen  Entwicklung  u.  im  geltenden  Recht  stehen  die  Erbschafts- 
steuern mit  den  Besitzwechselabgaben,  den  in  Form  von  Stempeln,  dgl. 
erhobenen  Steuern  in  engem  Zusammenhang,  so  dass  die  betr.  gesetzlichen  Bestimmungen 
öfters  gar  nicht  in  eigenen  Gesetzen,  sondern  in  denen  über  Stempel-  u.  ßegister- 
abgaben  enthalten  sind.  S.  oben  S.  29,  33  ff.  u.  spec.  Steuerlehre.  Aus  der  Gesetz- 
gebung ist  die  englische  u.  französische  bes.  wichtig.  S.  über  jene  Vocke, 
brit.  Steuern  S.  223  ff.,  über  diese  Leroy-Beaulieu  I,  489  ff',  (kritisch,  ohne 
Gewinnung  des  richtigen  Standpuncts  zu  der  Frage).  Kurze  Uebers.  d.  Gesetzgeb.  bei 
V.  Scheel  a.  a.  0. 

I.  —  §.  473.  Characteristik  des  hierher  gehörigen  Er- 
werbs. Das  Verständniss  dieser  Besteuerung  und  ihrer  Berechtigung 
hängt  von  der  richtigen  ökonomischeu  Würdigung  des  Erwerbs  ab, 
welchen  sie  treffen  soll.  Dieser  Erwerb  lässt  sich  aber  nur  im  Zu- 
sammenhang des  ganzen  volkswirthschaftlichen  Getriebes 
nach  der  Stellung,  welche  die  Einzelwirthschaft  darin  einnimmt, 
richtig  würdigen  und  überhaupt  nur  so  verstehen.  Es  muss  daher 
hier  auf  die  betreffenden  Erörterungen  in  der  allgemeinen  Volks- 
wirthschaftslehre ,  namentlich  in  der  „Grundlegung"  Bezug  ge- 
nommen werden,  wie  hiermit  ausdrücklich  geschieht.  An  dieser 
►Stelle  muss  es  genügen,  aus  jenen  Erörterungen  einige  für  die 
Besteuerungsfrage  besonders  wichtige  Puncte  in  kurzer  Recapi- 
tulation  hervorzuheben.  ^) 

„Jede  Einzelwirthschaft  führt  ein  zweiseitiges  Leben,  d.  h.  sie 
wirkt  zweckbewusst  auf  die  Aussenwelt  ein  und  sie  unterliegt 
unabhängig  von  ihrem  Willen,  Thun  und  Lassen  den  Einwirkungen 
der  Aussenwelt.'^     Dies  gilt   speciell   auch   für   den  Erwerb    der 
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Einzelwirthschaft  im  Arbeitstheilimgsprocess  und  im  Verkehrssystem 
der  Volkswirthscliaft,  an  sich  stets,  in  sehr  verschiedenem  Grade 
aber  nach  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Volkswirthschaft, 
d.  h.  nach  dem  Stande  der  Verkehrstechnik,  Verkehrsökonomik  und 
des  Verkehrsrechts.  Die  vollen  Consequenzen  des  doppelseitigen 
Lebens  der  Einzelwirthschaft  im  Erwerbssystem  treten  erst  in  der 
modernen  Volkswirthschaft  mit  ihrer  fein  ausgebildeten  Arbeits- 
und Eigenthumstheilung,  ihrer  wesentlich  privatwirthschaftlichen 
Organisation  und  ihrer  liberal- individualistischen  Rechtsordnung 
hervor.  Erst  hier  ist  daher  gerade  auch  für  den  Zweck  volks- 
wirthschaftlich  richtiger,  vollständiger  und  gerechter  Erwerbs- 
besteuerung immer  schärfer  zu  unterscheiden  zwischen  demjenigen 
Erwerb  einer  Einzelwirthschaft  (bez.  ihres  Rechts-  und  Wirth- 
schaftssubjects) ,  welcher  auf  bestimmte  Thätigkeiten  dieser 
Wirthschaft  mit  einem  bewusst  erstrebten  wirthschaftlichen 
Ergebniss  zurückzuführen  ist,  und  demjenigen  Erw^erb,  welcher 
ihr  ganz  oder  jedenfalls  grösstentheils  unabhängig  hiervon  durch 
allgemeine  Ursachen  oder  Vorgänge  nach  der  Gestaltung  der 
allgemeinen  wirthschaftlichen  Rechtsordnung,  namentlich  der  Eigen- 
thums-  und  Erbrechtsordnung  zufällt.  Der  Erwerb  der  ersten 
Art  gliedert  sich  in  einer,  wie  sich  zeigte,  auch  für  die  Besteuerung 
wichtigen  AVeise,  in  den  berufsmässigen  und  in  den  Erwerb 
durch  einzelne  Verkehrsacte  oder  Rechtsgeschäfte.  Der 
Erwerb  der  zweiten  Art  lässt  sich  ökonomisch  näher  als  Erwerb 
durch  Anfall  und  durch  Werthzuwachs  ohne  eigene  per- 
sönliche wirth schaftliche  Leistung  des  Erwerbers  be- 
zeichnen. 

IL  -  §.  474.  Nothwendigkeit  der  Besteuerung 
dieses  Erwerbs.  Dieser  Erwerb  ist  nun  ein  Object,  welches 
zum  Zweck  der  volkswirthschaftlich  richtigen  und  der  gerechten 
Steuervertheilung  bei  dem  Erwerber  —  zumal  in  einer  ganz 
individualistischen  Erwerbsrechtsordnung,  wo  das  Individuum, 
nicht  die  Familie  als  „Ganzes"  oder  der  Stamm,  dem  der  Einzelne 
angehört,  das  unterste  selbständige  einzelwirthschaftliche  Glied 
ist,  —  besteuert  werden  muss. 

Die  Besteuerung  des  berufsmässigen  Erwerbs  kann  zwar 
so  eingerichtet  werden,  dass  sie  jenen  Erwerb  unter  Umständen 
mit  trifft,  aber  sie  thut  es  gewöhnlich  nicht,  niemals  genügend, 
was  auch  seine  guten  theoretischen  und  practischen,  z.  B.  bei  der 
Einkommensteuer  mit  Begriff  und  Wesen  des  „Einkommens"  zu- 
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sammcnbängeudeu  Gründe  bat.  Die  Besteuerung  des  Erwerbs 
diircb  einzelne  Acte  oder  Kecbtsgesebäfte,  die  Verlcebrs- 
besteueruug  trifft  jenen  Erwerb  durcb  Anfall  oder  dureb  ökonomiscb 
unverdienten  Wertbznwacbs  leicbter  und  principiell  und  i)ractiscli 
mit  Kecbt  mit,  nemlicb  wenn  derselbe  mit  dem  Erwerb  durcb 
Speculation  auf  Wertbdifferenzen  in  Verbindung  stebt  und  durcb 
diesen  letzteren  Erwerb  realisirt  wird,  was  uicbt  selten  der  Fall 
ist.  Aber  sie  nimmt  sodann  eigentlicb  scbon  einen  anderen  Cbaracter 
an  und  muss  auf  besondere  Weise  begründet  und  mebrfacb  ab- 
weichend eingerichtet  werden.  Es  liegt  daher  in  diesem  Fall  die- 
selbe Aufgabe  wie  bei  einer  aparten  Besteuerung  dieser  dritten 
Haupterwerbsart  vor,  d.  b.  es  gilt,  die  Verkehrsbesteuerung  hier 
nicht  nur,  wie  es  oben  geschehen  ist,  für  die  Besteuerung  des 
Erwerbs  durch  einzelne  Acte,  sondern  zugleich  als  eine  Form 
der  Besteuerung  des  Erwerbs  durch  Anfall  und  durcb 
Werthzuwachs  zu  behandeln  und  sie  als  solche  zu  begrün- 
den. Es  bleiben  aber  immer  noch  Fälle  übrig,  wo  diese  letztere 
Besteuerung  nicht  mit  der  gewöhnlichen  Verkehrsbesteuerung 
zusammentrifft,  sondern  noch  besonders  neben  ihr  ausgebildet 
werden  muss. 

Die  tiefere  Begründung  einer  Besteuerung  des  Erwerbs 
durch  Anfall  oder  durch  Werthzuwachs,  mag  sie  nun  mit  in  der 
Form  der  Einkommen-,  der  Ertrags-,  der  Verkehrsbesteuerung  oder 
durch  besondere  neue  Steuerarten  geschehen,  liegt  in  dem  schon 
angedeuteten  Verhältniss  des  Individuums  und  der  Einzel- 
wirthschaft  zur  Volkswirthschaft.  Es  ist  eine  unbestreitbare 
Tbatsache,  dass  der  Einzelerwerb  im  berufsmässigen  und  im  Erwerb 
durch  einzelne  Rechtsgeschäfte  oder  Acte  mit  bewusst  bezwecktem 
wirthschaftlichen  Ergebniss  nicht  aufgeht,  zumal  nicht  in  der  ent- 
wickelten Volkswirthschaft.  Auch  ohne  eigene  Arbeitsleistung  oder 
neue  Kapitalbildung  wächst  dem  Einzelnen  durch  Conjunctur, 
Spiel  und  Erb  gang  Vermögen  hinzu.  Der  ökonomische  Cha- 
racter  des  ,,Conjuncturengewinns"  ändert  sich  auch  nicht  irgend 
wesentlich  dadurch,  dass  dieser  Gewinn  öfters  absichtlich  („spe- 
culativ")  erstrebt  und  durch  eine  besondere  Handlung, 
ein  Verkehrsgeschäft,  z.  B.  den  Verkauf  eines  im  Preise 
durch  die  Conjunctur  gestiegenen  Objects  realisirt  wird,  ebenso 
wenig,  wie  der  Character  des  Spielgewinns  dadurch,  dass  es  zu 
des  letzteren  Erlangung  des  bewussten  Eingehens  auf  das  Spiel 
und  seine  Chancen   bedarf,   oder  der  Character   des  Erwerbs  aus 
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Erbschaft  und  Legat  dadurch,  dass  der  Erbe  u.  s.  w.  „annehmen", 
also  einen  Willensact  oder  eine  Handlung  ausüben  muss,  noch  im 
einzelnen  Fall  selbst  dadurch,  dass  der  testamentarische  Erbe  oder 
Legatar  sich  beim  Erblasser  etwa  gerade  zum  Zweck  der  Berück- 
sichtigung im  Testament  hat  zu  insinuiren  gewusst.  Denn  das 
eigene  Wollen  und  T  h  u  n  des  Erwerbers  ist  in  allen 
diesen  Fällen,  im  Unterschied  vom  berufsmässigen  und  vom  Erwerb 
durch  einzelne  Acte,  meistens  gar  nicht,  jedenfalls  in  ganz 
secundärer  Hinsicht  das  causale  Moment  des  Erwerbs,  höch- 
stens, und  auch  nicht  nothwendig  und  nur  selten,  das  begleitende. 
Das  bedingt  den  durchaus  verschiedenen  ökonomischen  Character 
und  auch  die  verschiedene  Stellung  dieses  Erwerbs  gegenüber  der 
Besteuerung. 

ni.  —  §.  475.  Beschränkung  dieser  Besteuerung 
auf  den  Fall  des  socialpolitischen  Steuersystems.  In 
letztrer  Hinsicht  ist  nun  ein  Punct  wesentlich:  der  Bezug  von 
Co njunctu rengewinn,  wie  umgekehrt  die  Tragung  des 
Conjuncturenverlusts,  und  der  Erwerb  aus  Erbschaft 
sind  integrirende  Bestandtheile,  im  einzelnen  Falle  Con- 
sequenzen  der  geltenden  Eigenthums-  und  Erbrechts- 
ordnung. Selbst  mit  dem  Spielgewinn  verhält  es  sich  ebenso, 
wenn  einmal  das  Spiel  rechtlich  überhaupt  gestattet  ist.  Stellt 
man  sich  nun  auf  den  rein  finanziellen  Standpunct  in  der 
Besteuerung,  nach  welchem,  gemäss  den  früheren  Erörterungen 
(§.  397),  in  die  auf  Grund  der  Rechtsordnung  einmal  „gewordene" 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens  als  Einzel- 
einkommen und  Vermögen  nicht  eingegriffen,  sondern  dieselbe 
möglichst  intact  belassen  werden  soll,  so  ist  es  in  der  That 
wieder  nur  folgerichtig,  diesen  Erwerb  unbesteuert  zulassen 
und  sich  mit  der  Besteuerung  der  beiden  andren  Hauptarten  des 
Erwerbs  zu  begnügen.  So  ist  die  Praxis  auch  bisher  meistens 
verfahren.  Die  grundsätzliche  Besteuerung  der  Conjuncturen- 
gewinne  ist  kaum  auch  nur  noch  versucht  worden  und  nicht 
allein  wegen  der  steuertechnischen  Schwierigkeiten  unterblieben. 
Die  Spielgew innstbesteuerung  ist  gleichfalls  erst  im  Beginn 
ihrer  Entwicklung.  Erbschaftssteuern  sind  zwar  einzeln  schon 
früher  vorgekommen  und  in  der  neueren  Zeit  allgemeiner  ge- 
worden. Aber  schüchtern  und  zaghaft  ist  man  doch  auch  mit 
ihnen  bisher  nur  vorgegangen,  besonders  in  den  practisch  wich- 
tigsten Fällen,   in   denen   es  sich  aber  eben  auch  am  Deutlichsten 
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um  eine  Veränderung  der  individuellen  Vermögensvertbeilung  bloss 
nach  der  Erbrecbtsordnung  bandelt,  nenilieb  bei  Erbscbafteu  unter 
den  näcbsten  Verwandten.  Und  nicbt  minder  bat  die  bisherige 
uationalökonomiscbe  und  finanzielle  Tbeorie,  wobl  nicbt  obne  Beein- 
flussung durcb  die  Ansiebten  in  juristiscben  Kreisen,  jene  Besteue- 
rung noch  nicbt  allgemeiner  empt'oblen,  selbst  die  Erbschaftssteuer 
nicht  recht  in  den  Vordergrund  zu  schieben  gewagt.  Auch  die 
Nationalökonomen  und  Finanzmänuer  sahen  vielmehr  in  solchen 
Steuern  einen  leicht  verhängnissvollen  „ersten  Schritt  zum 
Socialismus  und  Communismus",  einen  „Angriff  auf 
Eigenthum  und  Erbrecht^',  die  „Grundpfeiler  der  socialen 
und  wirthscbaftlichen  Ordnung",  wo  es  mit  Recht  heisse:  principiis 
obstal  Sie  scheuten  solche  Steuern  ausserdem  aus  wirthscbaft- 
lichen Gründen  als  reelle  Vermögens-  oder  Kapitalsteuern,  in  der 
gewöhnlichen  Identiticiruug  des  einzel-  und  des  volkswirthschaft- 
lichen  Standpuncts  in  dieser  Frage  (§.  372). 

Der  letztere  Einwand  bedarf  nach  dem  Frühereu  keiner  Wider- 
legung mehr.  Denn  eine  Steuer  auf  das  einzel wirthschaftliche  Ver- 
mögen oder  Kapital,  nicht  bloss  auf  den  Erwerb  oder  das  Ein- 
kommen, lässt  sich  unter  Umständen  rechtfertigen  und  selbst  ver- 
langen und  ist  keineswegs  nothwendig  immer  eine  Steuer  auf  das 
Volks  vermögen.  Aber  der  principielle  Einwand  gegen  die 
Anfall-  und  AVertbzuwachs-Besteuerung  möchte  nur  dann  für  unzu- 
länglich zu  erklären  sein,  wenn  man  die  bestehende  Privatrechts- 
ordnung und  die  auf  ihrer  Grundlage  sich  vollziehende  Vermögens- 
und Einkommenvertheilung  überhaupt  nicht  als  Noli  nie  tangere 
betrachtet,  d.  h.  wenn  man  sich  in  Volkswirthschaft,  Recht  und 
Besteuerung  auf  den  social  politischen  Standpunct  stellt.  Plier 
nimmt  man  dann  Act  davon,  dass  der  Erwerb  von  Einkommen 
und  Vermögen  so  vielfach  nicht  auf  persönlicher  wirthscbaftlicher 
Leistung  beruht  und  zieht  die  Consequenz  daraus  auch  für  die 
Besteuerung,  indem  man  gerade  den  Erwerb  ohne  solche  Leistung 
Seitens  des  Einzelnen  als  ein  bei  ihm  besonders  steuerfäbiges  und 
nach  volkswirtbschaftlichen  sowie  nach  den  Principien  gerechter 
Steuen'ertheilung,  namentlich  nach  der  richtigen  Auslegung  des 
Princips  der  Besteuerung  „nach  der  Leistungsfähigkeit'^  noth- 
wendig besonders  zu  besteuerndes  Object  ansieht.  Man  recht- 
fertigt und  verlangt  aber  ein  solches  Vorgehen  vollends  Inder 
modernen  Volkswirthschaft  mit  ihrer  liberal-individualisti- 
schen  Verkehrsrechtsbasis.      Denn    hier    erst    spielt    die 
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Conjunctur  eiue  so  entscheidende  Bedeutung  für  die  Ver- 
theilung  des  Volks  Vermögens !  Hier  erst  sind  es  so  sehr  allge- 
meine gesellschaftliche  Entwicklungen  und  Zusammenhänge, 
welche  Einzelnen  Gewinne  kraft  des  blossen  Eigen thu ms- 
rechts  zuführen,  namentlich  den  Werth  gewissen  privaten 
Grundbesitzes  und  gewisser  Gebäude  so  regelmässig  in  fort- 
schreitenden Gemeinwesen  steigern.  Hier  erst  verbindet  sich  so 
systematisch  die  Speculation  mit  der  Ausbeutung  der  Conjunc- 
turen,  ohne  dass  der  betreffende  Erwerb  dadurch  seinen  Character 
des  ökonomisch  nicht  durch  eigene  Leistungen  des 
Beziehers  verdienten  irgend  wesentlich  verändert.  Hier 
auch  erst  ist  die  bürgerliche  Gesellschaft  so  durchaus  vom  Princip 
des  Individualismus  durchsogen  und  die  persönliche,  wirthschaft- 
liche  und  rechtliehe  Bedeutung  des  Familienverbands  so  gering- 
fügig geworden,  dass  das  Privatvermögen  in  allen  Hauptbeziehungen 
als  Individual-,  nicht  als  Familienvermögen  auch  ökonomisch 
erscheint,  wie  es  lange  schon  rechtlich  diesen  Character  trägt. 
Damit  aber  entfällt  auch  ein  früher  viel  gewichtigerer  Einwand 
gegen  Erbschaftssteuern. 

Während  demnach  Spielgewinnst-  und  Erbschafts- 
steuern in  einem  rein  finanziellen  Steuersystem  als  etwas 
Abnormes  erscheinen,  weist  ihr  Vorhandensein  eben  doch 
daraufhin,  dass  ein  solches  Steuersystem  nach  dem  Rechts- 
bewusstsein  der  Zeit  nicht  mehr  streng  aufrecht  zu  er- 
halten ist.  Mit  der  offenen  Anerkennung  des  socialpoliti- 
schen  Gesichtspuncts  in  der  Volkswirthschaft  und  im  Recht, 
namentlich  auch  im  Privatrecht,  ist  es  dagegen  nur  consequent, 
auch  ein  socialpolitisches  Steuersystem  zu  postuliren. 
In  diesem  muss  dann  eine  rationelle  Ausbildung  der  Steuern  auf 
den  Erwerb  aus  Anfall  und  aus  Werthzuwachs  ohne  persönliche 
wirthschaftliche  Leistungen  erfolgen.  Das  führt  in  der  Hauptsache 
zu  drei  Steuern:  nemlich  auf  den  eigentlichen  Spielgewinn, 
auf  den  Conjuncturengewinn  und  auf  den  Erwerb  aus 
Erbschaft. 

In  welcher  Weise  alsdann  diese  Steuern  im  Einzelnen  einzu- 
richten sind,  das  ist  erst  in  der  speciellen  Steuerlehre  darzulegen. 
Schon  an  dieser  Stelle  erscheinen  aber  bei  der  bisherigen  Stellung 
auch  der  Theorie  zu  diesen  Fragen  noch  einige  besondere  Aus 
flihrungen  über  die  Besteuerung  der  Conjuncturen gewinne 
und    über    die  Erbschaftssteuern    am   Platze,    theils   noch   zur 
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weiteren  HegTÜiuUing  und  zur  Widerlegung-  von  Einwänden,  tlieils 
zur  Skizzirung  der  steuertecbniscben  Grundlagen  für  diese  Steuern. 
Denn  auch  vom  steuertechnischen  Opportunitätsstandpunete 
hat  man  gerade  die  Besteuerung  der  Conjunctu  ren gewinne 
angegritieu  und  selbst  für  ganz  unmöglich  erklärt. 

IV.  —  §,  476.  Die  Besteuerung  der  Conj  uncturen- 
ge  winne. 

Die  Einwände  gegen  diese  Besteuerung  sind  principieller 
und  Steuer  technischer  Art:  eine  solche  Besteuerung,  heisst  es, 
sei  ein  Bruch  in  die  bestehende  und  nothwendig  auch  im  Ge- 
sammtinteresse  des  Volks  und  seiner  Wirthschaft  streng  aufrecht 
zu  haltende  Rechtsordnung;  sie  komme  auch  in  Widerspruch  mit 
den  Verhältnissen,  wenn  sie  nicht  von  einer  Entschädigung  bei 
Conjuncturenverlusten  begleitet  sei;  sie  lasse  sich  endlich,  selbst 
wenn  man  sie  principiell  zu  rechtfertigen  vermöchte,  nicht  irgend 
genügend  steuertechnisch  einrichten  und  durchführen,  woraus  sich 
dann  wieder  grosse  üngleichraässigkeiten  ergeben  müssten. 

Diese  Einwände  sind  gewiss  beachtenswerth,  aber  doch  nicht 
durchschlagend,  wenigstens  nicht  in  den  Verhältnissen  der  modernen 
Volkswirthschaft  und  wirthschaftlichen  Rechtsordnung,  ^) 

A.  Ein  Eingriff  in  die  Rechtsordnung,  speciell  in  die 
Eigenthumsordnung  liegt,  wie  schon  zugegeben  wurde,  allerdings 
hier  vor.  Nach  dieser  Ordnung  sind  es  die  Eigenthtimer,  welche 
die  Werthschwankungen  ihrer  Eigenthumsobjecte  nach  der  günstigen 
wie  nach  der  ungünstigen  Richtung,  als  Gewinne  und  Verluste 
tragen.  Ein  socialökonomischer  Vortheil  hiervon  auf  für  das  ge- 
sammte  Wirthschaftsleben  soll  auch  gar  nicht  bestritten  werden. 
Gerade  wegen  dieses  Tragens  der  Chancen  der  Werthschwankungen 
wird  der  Eigeuthümer  nicht  bloss  in  seinem  eigenen,  sondern  mehr 
oder  weniger  auch  im  Gesammtinteresse  sein  Eigenthum  richtig 
zu  behandeln,  zu  verwalten  suchen.  Viele  der  practischen  Zweck- 
mässigkeitsgründe, welche  für  die  Institution  des  Privateigenthums 
überhaupt  mit  grösserem  oder  geringerem  Recht  angeführt  w^erden, 
gelten  auch  für  die  Verknüpfung  des  Rechtssatzes  mit  diesem 
Eigenthum ,  dass  der  Eigenthümer  die  Werthschwankungen  des 
Eigenthumsobjects  trägt.  Aber  es  ist  doch  nicht  zu  übersehen, 
dass  diese  Begründung  principiell  und  vornemlich  auch  prac- 
tisch  nur  zutrifft,   wenn   das  eigene  Thun  und  Lassen 

^)  Vgl.  Grnndleg.  §.  76 — Sl.  99 — 107,   dann  d.  ganze  Aljtheil.  v.  Volksw.sch.  u. 
Recht,  bes.  Vennögensrecht  (1.  Aufl.  Kap.  5),  iiaui.  in  d.  2.  Aufl.  S.  'i4/i  ff'. 
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des   Eigenthümers    das    causale  Moment  jeuer  Werth- 
schwankuugeu  ist. 

In  Betreff  der  durch  die  Conjunctur  bewirkten  Werth- 
schwankuugen  liegt  die  Sache  wesentlich  anders.  Dafür  kann  hier 
wieder  nur  auf  die  Lehre  von  der  Conjunctur  im  grundlegenden 
Theil  der  Allgemeinen  Volks wirthschaftslehre  verwiesen  werden. 
In  der  werthbestimmenden  Conjunctur  verschwindet  der  persönliche 
Einfluss  des  Eigenthümers  oder  tritt  er  doch  ganz  zurück.  Eben 
deshalb  fehlt  für  den  Privatbezug  des  Conjuncturengewinns  das 
Moment  des  individuellen  ökonomischen  Verdienens. 
Nun  steigt  aber  der  massgebende  Einfluss  der  Conjunctur  gerade 
in  der  modernen  Volkswirthschaft  nach  der  Technik,  Oeko- 
nomik  und  dem  Recht  des  Verkehrs.  Die  Vertheilung  des  Volks- 
vermögens und  Einkommens  richtet  sich  weniger  als  früher  nach 
der  persönlichen  wirthschaftlichen  Leistung,  nach  Fleiss,  Tüchtig- 
keit, Sparsamkeit.  Ein  neuer  Uebelstand  tritt  hinzu,  indem  die 
Ausbeutung  der  Conjunctur  zum  Gegenstand  der  Specu- 
lation  wird.  Dadurch  nimmt  der  wirthschaftliche  Verkehr  nur 
immer  mehr  den  Character  des  Spiels  an  und  wird  vielfach  mit 
unlauteren  Geschäftspractiken  verquickt.  Von  einem  „öko- 
nomischen Verdienen''  des  Conjuncturengewinns,  welcher  durch 
Speculationen  erzielt  wird,  kann  daher  auch  doch  höchstens  aus- 
nahmsweise und  nur  in  geringem  Maasse  gesprochen  werden. 
Eine  Menge  tiefer  wirthschaftlicher,  sittlicher  und  socialer  Schäden 
sind  die  Folge  dieser  Verhältnisse,  namentlich  der  Ausdehnung 
des  SpeculatioDsmoments.  Man  braucht  nur  auf  das  Geschäft  an 
den  Fondsbörsen  (Differenzgeschäft),  auf  viele  Vorgänge  im  Waaren- 
handel  und  auf  den  speculativen  Besitzwechsel  im  Grund-  und  Ge- 
bäudeeigenthum  hinzuweisen.  Nach  den  vorliegenden  Erfahrungen 
erscheint  dann  eine  Besteuerung  der  Conjuncturengewinne  gerade 
auch  als  ein  Mittel  zur  Beschränkung  der  Speculation 
erwünscht,  der  E  i n  g  r  i  f f  i  n  d  i  e  R  e  c  h  t  s  o  r  d  n  u  n  g  aber,  welcher 
eine  solche  Besteuerung  enthält,  durch  die  mangelhafte  Func- 
tion dieser  Rechtsordnung  in  unserer  Zeit  sogar  geboten. 
Die  Rechtsordnung  ist  eben  nichts  Unveränderliches,  sondern  muss 
sich  der  Umgestaltung  der  Technik  und  Oekonomik  anpassen. 
Auf  dieses  durchaus  gerechtfertigte  Verlangen  läuft  die  principielle 
Forderung  einer  Besteuerung  der  Conjuncturengewinne  hinaus. 
Durch  eine  solche  erreicht  man  auch  andere  wichtige  social- 
ökonomische  Vortheile:   einmal  den,   dass  alsdann  sehr  erhebliche 
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Einwände  gegen  das  giinzc  privatwirtbschaftliclie  System  und  seine 
grundlegenden  Keclitsinstitutc,  besonders  gegen  das  rrivateigeutliuni 
au  Kapital  und  mehr  noch  an  Boden,  hinweg  fallen  oder  doch 
sehr  vermindert  werden;  sodann  den  weitereu  Vortheil,  dass  nun 
der  Uebergang  /um  gemeiuwirthschat'tlichen  System  nicht  auch 
noch  aus  Grlinden,  welche  in  den  Schäden  der  privatwirthschaft- 
lichen  Speeulation  und  der  Conjuncturenverhältnisse  liegen,  so 
dringlich  wird.  Gerade  die  Anhänger  der  privatwirthschaftlichen 
Organisation  der  Volkswirthschat't  hätten  daher  Grund  genug,  die 
Eventualität  der  Einführung  einer  solchen  Besteuerung  ernstlich 
zu  erwägen. 

B.  —  §.  477.  Das  Tragen  der  Conjuncturenverluste 
durch  den  Eigeutbümer  oder  durch  das  Wirthschaftssubject 
ist  ohne  Zweifel  bei  der  steigenden  Bedeutung  des  werthbestimmen- 
den  Einflusses  der  Conjunctur  in  der  modernen  Volkswirthschaft 
ebenfalls  eine  missliche  Folge  des  erwähnten  Rechtssatzes.  Die 
Nothwendigkeit,  diese  Folge  für  den  einzelnen  ßetroifenen  nach 
Möglichkeit  gut  zu  machen,  wird  aber  auch  anerkannt  und  durch 
practische  Institutionen,  wie  das  Versicherungswesen,  wird  dem 
Einzelnen  Hilfe  in  einigen  Fällen  gewährt.  Die  Unfall- Versicherung 
im  weitesten  Umfang  beruht  auf  demselben  Princip  wie  die  hier 
geforderte  Besteuerung.  In  beiden  Fällen  sind  es  „Gemein- 
schaften'^, welche  hier  gewisse,  vom  Thun  und  Lassen  des 
Einzelnen  unabhängige  Werthschwankungen  für  diesen  letzteren 
paralysiren  und  auf  sich  selbst  nehmen.  Solche  Unfälle  sind  et- 
was der  ungünstigen  Conjunctur  Aehnliches.  Ein  weiteres  Ein- 
treten von  Gemeinschaften  bei  Verlusten  aus  der  Conjunctur  ist 
nicht  principiell  unzulässig,  sondern  nur  bisher  nicht  practisch 
durchführbar.  Auch  bei  der  Besteuerung  der  Conjuncturengewinne 
ist  es  dieser  letztere  Umstand,  nicht  die  Fraglichkeit  des  Princips, 
welcher  eine  umfassendere  Ausdehnung  und  damit  ein  weiteres 
Eintreten  der  staatlichen  Gemeinschaft  hindert. 

Der  Einwand,  dass  eine  allgemeine  Besteuerung  der  Con- 
juncturengewinne ohne  eine  allgemeine  Uebernahme  der  Conjunc- 
turenverluste auf  das  Gemeinwesen  selbst  ein  Widerspruch  in  sich 
und  eine  Ungerechtigkeit  gegen  den  Besteuerten  sei,  triff't  aber 
auch  nach  Lage  der  practischen  Verhältnisse  häufig  gar  nicht  zu, 
namentlich  nicht  in  den  Fällen ,  wo  es  sich  um  diese  Besteuerung 
vornemlich  handelt.  Die  Steuer  hat  regelmässig  für  den  bereits 
realisirten   Gewinn,    also    z.   B.    nach    dem  Verkauf   eines   im 

A.  Wagner,  Finanzwinsenscbaft.    II.  30 
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Preise  gestiegeneu  Objects,  ferner  für  den  in  gewissen  Zeitpuucten 
(z.  B.  beim  Erbesübergang)  in  einem  Object  höher  gestiegenen 
Werths  steckenden,  noch  nicht  realisirten,  aber  jeden  Augenblick 
realisir baren  Gewinn  einzutreten:  so  in  dem  principiell  und 
practisch  wichtigsten  Fall,  bei  Grund-  und  Gebäudeeigenthuni, 
das  durch  die  Conjunctur,  namentlich  durch  den  Fortschritt  des 
Gemeinwesens  an  Volkszahl,  Reichthum  u.  s.  w.  im  Werthe  ohne 
die  entsprechende  Mitwirkung  des  Eigenthümers  gestiegen  ist. 
Hier  hat  im  ersten  Falle  eine  bestimmte  private  Kapitalanlage 
Dank  der  Conjunctur  mit  einem  Gewinne  für  den  Interessenten 
abgeschlossen  und  kann  sie  dies  im  zweiten  Falle  sofort  thun. 
Ein  Conjuncturenverlust  würde  hinterher  bei  demselben  Interes- 
senten ein  andres  Object  oder  bei  demselben  Object  einen 
anderen  Interessenten  treffen,  was  kein  Grund  ist,  die  Besteuerung 
für  den  früheren  Gewinn ,  zumal  im  letztgenannten  Falle ,  zu 
unterlassen. 2)  Namentlich  bei  Grund-  und  gewissem,  besonders 
städtischem  Gebäudeeigenthum  geht  aber  die  Conjunctur, 
trotz  gelegentlicher  Rückschläge,  regelmässig  in  werthsteigernder 
Richtung,  Die  Gesellschaft  nimmt  hier  durch  die  genannte 
Besteuerung  nur  gerechtfertigt  Antheil  an  der  ihren  Leistungen, 
ihrer  Entwicklung  zumeist  allein  zu  verdankenden  Werth-  und 
Rentensteigerung  des  Bodens.  Es  ist  namentlich  wieder  die  Grund- 
rententheorie, welche  dieser  Besteuerung  allgemeiner  und  princi- 
pieller  zur  Rechtfertigung  dient. 

C.  —  §-478.  Die  practische  Einrichtung  und  Durch- 
führung der  Besteuerung  der  Conjuncturengewinne  macht  erheb- 
liche Schwierigkeiten,  besonders  auch  um  die  Allgemein- 
heit und  Gleichmässigkeit  dieser  Besteuerung  in  allen  unter 
sie  gehörenden  Fällen  zu  erreichen,  sobald  sie  einmal  im  Princip 
angenommen  ist.  Dieser  Schwierigkeiten  wegen  sind  in  der  Praxis 
wieder  Compromisse  in  Betreff  der  strengen  Durch- 
führung mit  dem  Princip  nothwendig,  was  aber  so  wenig  gegen 
diese  als  gegen  andere  Steuern,  wo  die  Sache  meist  ebenso  liegt, 
ein  durchschlagender  Einwand  ist.  Unter  Voraussetzung  eines  solchen 
Zugeständnisses  sind  die  Schwierigkeiten  schon  zu  überwinden,  wenn 
CS  nur  an  dem  energischen  Willen  dazu  nicht  fehlt. 


^  S.  Fried  berg  in  den  Jahrbüchern  B.  31  S.  hü,  S4,  wo  nain.  auf  den  Unter- 
schied zwischen  den  Conjuncturengewinnen  im  Handel  u,  bei  der  Veräusserung-  von 
•  irundstücken  hingewiesen  ii.  bei  d.  letzteren  gezeigt  wird,  wie  die  Träger  des  Gewinns 
und  Vcrlusts  verschiedene  Peröonen  sind. 


'Finrirlituns:  ilor  Bostcucrung  der  Conjuncturengcwinnc.  407 

Es  bieten  sich  zu  diesem  Zweck  vier  Wege,  welche  gleich- 
zeitig neben  einander  eingeschlagen  werden  müssen:  einmal  ist 
die  Einkommen-  und  besonders  die  Ertrags besteuerung  des 
berufsmässigen  Erwerbs  so  einzurichten,  dass  sie  Conjuncturen- 
gewinne,  welche  sich  mit  dem  Einkommen  oder  den  Erträgen  ver- 
binden, möglichst  mit  tritft;  zweitens  hat  die  Verkehrsbesteuerung 
der  einzelnen  Acte  oder  Kechtsgeschäfte  in  den  geeigneten  Fällen 
speciell  diese  Gewinne  mit  zu  treften;  und  drittens  müssen  letztere 
mitunter  noch  auf  besondere  Weise  erfasst  werden,  zu  welchem 
Zwecke  namentlich  der  Besitzwechsel  beim  Erbes  Übergang  zu 
verfolgen  und  eventuell  die  Erbschaftssteuer  angemessen  ein- 
zurichten ist:  endlich  ist  in  einem  wichtigen  Specialfall  eine 
aparte  Besteuerung  einzuleiten,  nemlich  bei  dem  Gewinn,  welcher 
durch  den  Uebergang  des  in  Privateigenthum  stehenden  Bodens 
aus  einer  ökonomischen  Benutzungskategorie  in  eine 
specifisch  andere,  rentablere,  ohne  eigene  Leistung  des 
Eigenthümers  für  diesen  abfällt. 

1)  Die  Ertragsbesteuerung  hat  nach  ihrer  ganzen  Ver- 
anlagung unvermeidlich  einen  etwas  stabileren  Character  und 
vermag  nicht  wohl  jeder  kleinen  Veränderung  des  Ertrags  einer 
einzelnen  Ertragsquelle  zu  folgen.  Besonders  gilt  dies  von  der 
Grund-  und  Gewerbesteuer,  weniger  von  der  Gebäude-,  der 
Leihzins-  und  der  Arbeits  Steuer.  Die  Ertragsbesteuerung  kann 
daher  gewöhnlich  nur  solchen  Conjuncturengewinnen  einigermassen 
folgen,  welche  sich  als  etwas  dauerndere  Ertragserhöhungen 
niederschlagen,  so  namentlich  als  Erhöhungen  der  Grund-  und 
Gebäuderente.  Gerade  diese  Gewinne  aber  sind  von  der  Steuer 
zumeist  zu  erfassen,  denn  eben  sie  sind  regelmässig  überwiegend 
allgemeinen  gesellschaftlichen  und  volkswirthschaftlichen  Fort- 
schritten mit  zu  verdanken.  Daher  rauss,  wie  aus  anderen,  in  der 
speciellen  Steuerlehre  nachzuweisenden  Gründen,  so  auch  zum 
Zweck  einer  Besteuerung  der  Conjuncturengewinne  eine  regel- 
mässige Erneuerung  der  Ertragsermittlungen,  nach 
welcher  die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  umgelegt  wird, 
in  nicht  zu  langen  Perioden  erfolgen.  Diese  Perioden  müssen 
um  so  kürzer  sein,  je  rascher  die  Erträge  unter  dem  Einfluss  der 
Conjunctur  steigen  und  je  mehr  es  gerade  die  letztere,  nicht  die 
persönliche  wirthschaftliche  Leistung  des  Ertragsbeziehers  ist,  welche 
den  Ertrag  steigert:  daher  sind  namentlich  in  rasch  sich  ent- 
wickelnden   Städten    Revisionen    der  Grundlagen    der  Gebäude- 
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Steuer,  selbst  in  jährlichen  Periodeu,  zu  verlangen,  um  die  steigenden 
Nutzungen,  bez.  die  Mietherträge  sofort  zu  treffen.  Die  Grundsteuer 
kann  immerhin  länger  unverändert  bleiben.  Im  Einzelnen  wird 
sich  hier  Vieles  nach  dem  Tempo  des  Fortschritts  und  Rente- 
steigens,  nach  den  Localverhältnissen  und  der  Verschiedenheit  der 
Entwicklung  bei  den  verschiedenen  Ertragsquellen  (auch  bei  den 
verschiedenen  Bodennutzungen,  z.  B.  bei  Acker-  und  Waldbodeu) 
richten  müssen.  Aber  das  Princip  selbst  und  das  Ziel  ist  wohl 
klar  und  gerade  in  dem  wichtigsten  Fall,  bei  der  Gebäudesteuer, 
sind  die  steuertechnischen  Schwierigkeiten,  das  Ziel  der  Besteuerung 
der  in  der  Rente  steckenden  Conjuncturengewinne  zu  erreichen, 
gar  nicht  so  gross. 

Die  Einkommenbesteuerung  ist  ihrer  Natur  nach  beweg- 
licher, als  die  Ertragsbesteuerung  und  kann  sich  daher  den  Ein- 
flüssen der  Schwankungen  der  Conjunctur  auf  die  Höhe  des  Ein- 
kommens leichter  anpassen.  Das  ist  nun  auch  wieder  principiell 
zu  verlangen.  Bei  günstiger  Conjunctur  (bei  steigenden  Preisen 
der  Bodenproducte  im  Fortschritt  der  volkswirthschaftlichen  Ent- 
wicklung, daher  meist  andauernd;  in  Speculationszeiten  auch 
der  Fabrikate,  daher  mehr  vorübergehend)  müssen  deshalb  die 
Einkommen  der  Personen,  welche  notorisch  hier  besondere  Vor- 
theile  ziehen,  möglichst  rasch  entsprechend  für  die  Steuer  höher 
angesetzt  werden,  so  bei  den  Hausbesitzern,  den  ländlichen  Grund- 
besitzern, in  gewissen  Zeiten  bei  den  Bergwerksbesitzern,  den 
Fabrikanten,  auch  bei  den  Augehörigen  solcher  liberaler  Berufe, 
denen  eine  Hausse-  und  Speculationsperiode  (oder  hier  auch  um- 
gekehrt eine  Krise)  zu  Gute  kommt  (Advocaten,  Notare!),  endlich 
auch  bei  den  Vertretern  der  gewöhnlichen  Handarbeit  in  Zeiten 
steigender  Löhne.  Die  r e vi dirten  Grundlagen  der  Ertragssteuern 
können  mitunter  zum  Zweck  der  Einkommenbesteuerung  mit  be- 
nutzt werden.  Bei  Rückschlägen  der  Conjunctur  (bei  gewerb- 
lichen, Credit-,  Baukrisen,  steigender  Concurrenz  fremder  Boden- 
producte nach  Verbesserung  der  Communicationsmittel,  bei  stocken- 
dem Erwerb  und  sinkenden  Löhnen)  wird  dann  billiger  Weise  auch 
gerade  in  den  Anschlägen  des  Einkommens  für  die  Einkommen- 
besteucrung  eine  Ermässigung  eintreten.  Das  entspricht  aber  nur 
der  allgemeinen  Forderung,  dass  die  Besteuerung  den  Einfluss  der 
Conjuncturcn  berücksichtigen  müsse. 

ij.  479.  —  2)  Die  V  e  r  k  e  h  r  s  bcsteuerung  erscheint  mehrfach 
besonders  geeignet,  mit  zu  einer  rationellen  Besteuerung  der  Con- 
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iiiiu'tiircDgcwiime  zu  dienen.  Das  ergiebt  sich  schon  aus  der  Irübcrcn 
Hegründuug  und  Begrenzung  dieser  Steuergattuug  (§.  4()9  IT.).  Gerade 
durch  Rechtsgeschäfte  des  Verkehrs,  besonders  durch  den 
Verkauf  zu  einem  höheren  Preise,  aber  auch  durch  die  Credit- 
auf nähme  in  höbercm  Betrage  mittelst  Verpfändung,  durch 
die  Vermiethung,  Verpachtung  zu  einer  höheren  Rente, 
werden  Conjuncturengewiune  von  dem  Berechtigten  vornemlich 
realisirt.  An  diese  Geschäfte  knüpfen  sich  die  Verkehrssteuern. 
Hier  bietet  sich  die  JMöglichkeit  am  Ersten,  nicht  nur  die  That- 
sache  des  Bezugs  eines  Conjuncturengewinns,  sondern  auch  in  den 
practisch  wichtigsten  Fällen,  nemlich  bei  Geschäften  in  Bezug  auf 
I  m  m  0  b  i  11  e  n ,  die  Höhe  dieses  Gewinns  festzustellen.  Nach  dem 
Früheren  (§.  471)  soll  hier,  namentlich  bei  Besitzwechselsteuern, 
die  Abgabe  nicht  nach  dem  ganzen  Kapitalwerth ,  sondern  nach 
dem  Gewinn  an  letzterem  bemessen  werden.  Wo  nun  z.  B.  dieser 
im  Verkauf  realisirte  Gewinn  nicht  auf  nachweisbare  neue  Arbeits- 
leistungen und  Kapitalverwenduugen  (bei  Gebäuden,  bei  Meliorationen 
in  der  Landwirthschaft  u.  s.  w.)  zurückzuführen  ist,  erscheint  er 
wesentlich  als  Frucht  der  Conjunctur,  wenn  auch  eventuell  einer 
solchen,  welche  durch  eine  Speculation  absichtlich  mit  auszubeuten 
gesucht  wurde.  Gerade  dieser  Gewinn  muss  das  Object  der- 
jenigen Verkehrssteuer  werden,  welche  als  Besteuerung  der  Con- 
juucturengewinne  fungiren  soll.  Die  Formalien  der  Vertrag- 
schliessung bei  Immobiliargeschäften  und  die  theils  bestehenden  — 
Grund-  und  Hypothekenbücher  für  den  Verkauf  und  die  Verpfän- 
dung von  Immobilien  — ,  theils  leicht  einzurichtenden  öffentlichen 
Bücher  oder  Register  —  so  etwa  für  Pacht-  und  Miethgeschäfte  — 
bieten  auch  die  steuertechnischen  Grundlagen,  eine  solche  Verkehrs- 
besteuerung der  Conjuncturengewinne  ebenso  gut  einzurichten  und 
so  sicher  durchzuführen,  wie  die  meist  schon  bestehende  Verkehrs- 
besteuerung auf  ihrer  viel  irrationelleren  Grundlage  und  mit  ihrem 
viel  härteren  Druck  (Steuerbemessung  nach  dem  ganzen  Kapital- 
werth des  Grundstücks  u.  s.  w.  beim  Besitzwechsel!). 

Auch  ein  grosser  Theil  der  sonstigen  Verkehrsbesteue- 
rung,  welche  namentlich  Handels- und  Mobiliar  credit  geschäfte 
in  der  Form  von  Urkundenstempel  u.  dgl.  m.,  dann  Fonds- 
b  ö  r  s  e  n  geschäfte  trifft,  kann  mit  als  Besteuerung  von  Conjuncturen- 
gewinnen  dienen.  Allerdings  steuertechnisch  unvollkommener  als 
in  den  vorausgehenden  Fällen,  aber  kaum  unvollkommener  als 
diese    Besteuerung    überhaupt    auch    ihrer   unmittelbaren    Aufgabe 
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dient.    Der  Mangel  ist  hier,  dass   gewöhnlich  das  Vorhandensein 
von  Erträgen  und  Gewinnen  für  den  Durchschnitt  solcher  Geschäfte 
nur  gemuthmasst,  nicht  genau  nachgewiesen  und  noch  weniger  die 
Höhe  der  Erträge  und  Gewinne  festgestellt  werden   kann,   wenn 
man   nicht  zu   einem   sehr  weitgreifenden  und  unvermeidlich  sehr 
lästigen  Zwang   der  öffentlichen  Registrirung  u.  dgl.  greifen  will. 
So  fehlt  es  an  festen  rechnerischen  Grundlagen  für  die  Verkehrs- 
besteuerung.    Man   hat   sich  aber  gleichwohl  in   der  Praxis   und 
Theorie  dadurch  nicht  von  dieser  Besteuerung  abspänstig  machen 
lassen,   und  mit  Recht  nicht,   wenn  dabei  nur  den  offenkundigen 
Schwierigkeiten   durch   zweckmässige  Normirung   der  steuerpflich- 
tigen Objecto  (d.  h.  hier  der  betreffenden  Acte  oder  Rechtsgeschäfte) 
und  der  Steuersätze  thunlich  Rechnung  getragen  wird.   Denn  man 
darf  sich  immer  sagen,  es  müssen  hier  Erträge  vorkommen,  sonst 
würden  die  Geschäfte  nicht  regelmässig  gemacht  werden,   und  es 
sind  dies   Erträge,    welche  durch   die   Ertrags-  und   Einkommen- 
besteuerung  nicht   genügend   erfasst   werden.     Ein  grosser  Theil 
dieser  Geschäfte,  so  im  Handel,  bei  Creditaufnahmen ,  im  Börsen- 
geschäft, zumal  beim  Differenzen -Spiel,  bezweckt  nun  aber  notorisch 
die   Speculation    auf    die   Conjunctur:    im   Einzelnen   mit 
unsicherem,  jedenfalls  wechselndem,  im  Ganzen  aber  doch  mit  dem 
thatsächlichen  Erfolge,  dass  auf  diese  Weise   vielfach  mehr  oder 
weniger  erhebliche  Gewinne  realisirt  werden.    An  diese  Thatsache 
hält  sich  die  Besteuerung  und  knüpft  sich  daher  vornemlich  an  die 
speculativen  Handels-  und  Börsengeschäfte  und  an  diejenigen 
Credit-  und  Kaufgeschäfte  (von  Werthpapieren  u.  dgl.)  an,  durch 
welche  eine,  meistens  verzinsliche,  zugleich  aber  den  Gewinn  aus 
Conjuncturen  mit  ins  Auge  fassende  Kapitalanlage  bewerkstelligt 
wird.     Diese  Auffassung  liegt  Urkundenstempeln   für  Kauf-  und 
Mobiliarcreditgeschäfte ,  „Börsensteuern"   auf  Schlusszettel,   Rech- 
nungen und  auf  Werthpapiere,  allgemeinen  Quittungsstempeln  u.s.  w. 
zu  Grunde,  soweit  diese  Abgaben  mit  als  Steuern  auf  Conjuncturen- 
gewinne  in  Betracht  kommen. 

§.  480.  —  3)  Die  Verfolgung  der  Conj  uncturengewinne 
beim  Erbestibergang  u.  dgl.  In  den  vorausgehenden  beiden 
Fällen  wird  der  Conjuncturengewinn  getroffen  entweder  im  Ertrag 
und  Einkommen  für  den  ihm  zu  verdankenden  (laufenden)  Zu- 
wachs dieses  Ertrags  und  Einkommens,  daher  namentlich,  soweit 
er  als  Ren  teuer  höhung  erscheint;  oder  zweitens  in  den  Fällen, 
wo   er   durch   ein  Verkehrsgeschäft,   hauptsächlich   einen  Verkauf, 


Kiliriciltuiii;  'I-t"  rs.-tciicruiig-  der  Coiijuucturoiigcwimie.  471 

als  K  a  p  i  i  a  1  \v  c  r  t  h  -  Z  ii  w  a  c  li  s  einer  Sache,  besonders  eines  Rente 
gebenden  Objects  (Grund-  und  llausbcsitz,  Wcrtbpapiei)  specieil 
realisirt  worden  ist.  Nun  bleiben  aber  noch  Fälle  übrig,  wo 
eine  durch  die  Conjunctur  ermögUclite  Treis-  und  Eentensteigerung, 
z.  B.  die  betreti'ende  Pacht-  oder  Mietherhöhung  ganz  oder  theil- 
weise  unterblieb,  so  dass  die  laufende  Ertrags-  und  Einkommen- 
besteuerung nicht  erhöht  wurde;  ferner  Fälle,  wo  wenigstens  der 
eingetretene  Kapitalwerthzuwachs  nicht  durch  ein  Verkehrsgeschäft 
realisirt  wurde,  indem  kein  Besitzwechsel,  Verkauf  u.  s.  w.  eintrat. 
Solche  Fälle  sind  bei  der  speculativen  Mobilisirung  fast  allen  Be- 
sitzes, selbst  des  ländlichen  Grundbesitzes,  heute  seltener  als  früher, 
aber  sie  fehlen  doch  glücklicher  Weise  durchaus  nicht  und  nehmen 
besonders  beim  Grundbesitz  noch  immer  einen  grossen  Raum  ein. 
Dazu  treten  dann  gewisse  Fälle,  wo  es  sich  um  Nutzvermögen 
(z.  B.  Sammlungen  von  Kunstwerken)  handelt,  das  vom  Besitzer 
regelmässig  dauernd  besessen  wird;  endlich  Fälle  einer  recht- 
lichen Gebundenheit  des  Besitzes,  z.  B.  bei  Fideicommissen, 
beim  Besitz  der  todten  Hand.  Conjuncturengewiune  wachsen  nun 
auch  hier  überall  hinzu,  ohne  in  höherem  Ertrag  oder  in  realisirten 
Gewinnen  beim  Verkauf  u.  s.  w.  zum  Vorschein  zu  kommen.  In 
der  gestiegenen  Ertragsfähigkeit  und  im  höheren  Verkaufswerth 
sind  sie  latent  enthalten.  Eine  Besteuerung  ist  daher  auch  hier 
geboten,  nur  miiss  dieselbe  auf  andere  Weise  eingerichtet  werden. 
In  den  meisten  Fällen  wird  sie  an  den  Erbes  üb  er  gang  der 
betreffenden  Eigenthumsobjecte  geknüpft  werden  können.  Die 
ohnehin  grundsätzlich  zu  fordernde  Erbschaftssteuer  wäre  dann  nur 
gerade  auch  zu  diesem  Zweck  der  Besteuerung  der  Conjuncturcn- 
gewinne  entsprechend  einzurichten.  Dies  bietet  hier  geringere 
Schwierigkeiten  als  die  Besteuerung  dieser  Gewinne  bei  Verkehrs- 
geschäften unter  Lebenden.  Zum  Zweck  der  Erbschaftssteuer  muss 
ohnedem  eine  Feststellung  des  Werths  aller  Objecte  stattfinden, 
wobei  dann  aus  einem  Vergleich  mit  dem  Werth  bei  früheren 
Käufen,  Erbesübergängen  und,  soweit  dergleichen  nicht  mehr  fest- 
zustellen ist,  aus  der  Schätzung  der  während  der  constatirten  oder 
muthmasslichen  Besitzzeit  eingetreteneu  Werthsteigerung  die  Höhe 
des  zu  besteuernden,  der  Conjunctur  zu  verdankenden  Zuwachses 
zum  Kapitalwerth  zu  ermitteln  ist.  Der  Steuersatz  würde  nicht 
für  alle  Fälle  der  gleiche  sein  können,  sondern  sich  nach  Perioden 
der  Besitzzeit  abstufen  müssen.  Der  Erbesübergang  der  Nutzungen 
von  Fideicommissen   pflegt  schon  durch  die  bisherigen  Erbschafts- 
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steuern  getroffen  zu  werden.  Er  lässt  sich  für  den  hier  vorliegenden 
Fall  ganz  analog  wie  der  Erbesübergang  des  Eigenthums  selbst 
behandeln.  Beim  Vermögen  der  todten  Hand  aber  wäre  eine 
Ersatzsteuer  auch  in  Bezug  auf  die  Besteuerung  des  Conjunc- 
turengewinns  an  diesem  Vermögen  zu  verlangen,  wie  sie  grund- 
sätzlich für  die  sonstigen  Besitzwechselabgaben,  die  bei  diesem 
Vermögen  wegfallen,  zu  fordern  ist  und  mehrfach  besteht  (Oester- 
reich,  Frankreich). 

§.  481.  —  4)  Es  ist  endlich  noch  der  besondre  Gewinn 
ins  Auge  zu  fassen,  welcher  bei  privatem  Grundeigenthum 
durch  den  Uebergang  des  Bodens  aus  einer  Benutzungs- 
kategorie in  eine  andere  specifisch  verschiedene  und 
rentablere,  öfters  in  ungewöhnlich  hohem  Maasse,  für  den 
Eigenthümer  ohne  irgendwie  nennenswerthe  eigene  wirthschaftliche 
Leistung  des  letzteren  hervorgeht.  Der  practisch  wichtigste  Fall 
ist,  besonders  in  den  Verhältnissen  der  Gegenwart,  die  Verwand- 
lung bisherigen  „agrarischen^',  bez.  Gartenbodens  in  „Bau- 
stellen", welche  theils  einstweilen  als  solche  ohne  Wechsel  des 
Eigenthümers  liegen  bleiben,  um  die  aus  der  Entwicklung  der 
Stadt  hervorgehende  Werthsteigerung  „aufzusaugen",  theils  mit 
grossem  Gewinne  sofort  zum  Zweck  der  Speculation  in  Baustellen 
oder  der  Bebauung  veräussert  oder  vom  Eigenthümer  selbst  mit 
Bauten  besetzt  werden.  Andere  mehr  oder  minder  wichtige  Fälle 
sind  der  Uebergang  von  bisher  anderweit  benutztem  oder  gar  nicht 
benutztem  Boden  in  Bergwerksboden  in  Folge  der  Auffindung 
von  Mineralien  oder  in  Boden  für  öffentliche  Wege  in  Folge 
neuer  Wegeanlagen. 

Alle  diese  Fälle  sind  besonders  characteristische  und  practisch 
wegen  der  Höhe  der  Gewinne  oft  besonders  wichtige  Beispiele  von 
Conjuncturengewinnen,  welche  dem  Eigenthümer  nur  kraft  seines 
Eigenthumsrechts  zufallen  als  Folge  einer  bestimmten 
Entwicklung  des  gesellschaftlichen  und  wirthschaft- 
lichen  Lebens  und,  wie  bei  Bergwerksboden,  in  Folge  des  — 
oft  auch  nur  zufälligen  oder  von  Dritten  geschehenden  — 
Auffindens  von  Naturschätzen,  welche  der  Boden  zufällig  birgt. 
Die  Behandlung  dieser  Fälle  im  Recht  überhaupt  und  speciell 
dann  im  »Steuerrecht  wird  sich  folgerichtig  wieder  mit  nach  der 
principiellen  socialökonomischen  Auffassung  des  privaten  Grund- 
eigenthums    richten    müssen.      Dafür    ist    hier    abermals    auf   die 
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Erörterungen  in  der  ,,  Grundlegung"  IJezug  zu  nelimcu.  *)  Nach 
der  dort  begründeten  Auffassung  rechtfertigt  es  sich  und  ist  es 
sogar  zu  verhingen,  auch  (ja  gerade!)  bei  der  nothvvendigen  Fest- 
lialtnng  der  Institution  des  privaten  Grundeigenthunis  solche  be- 
sondere Gewinne,  welche  dem  Kigenthllmer  nur  durch  Zufall  oder 
durch  die  gesellschaftliche  Entwicklung  zu  Theil  werden, 
möglichst  für  die  Gesellschaft,  bez.  den  Staat  in  Anspruch 
zu  nehmen.  Das  setzt  freilich  wieder  eine  Modification  des 
bestehenden  Rechts  voraus,  für  welche  es  indessen  schon  im 
älteren  Recht  nicht  an  bemerkenswerthen  Analogieen  fehlt:  eine 
Modification,  welche  nach  den  ökonomisch-technischen  und  socialen 
Verhältnissen  der  Neuzeit  practisch  viel  nothwendiger  geworden 
ist  und  über  welche  man  nur  umhin  käme,  wenn  der  Grund  und 
Boden  überhaupt  nicht  im  Privatcigenthum,  sondern  ausschliess- 
lich im  „  ö  ff  e  n  1 1  i  c  h  e  n  "  Eigenthum  stände.  Unter  Voraussetzung 
der  Billigung  des  „socialpolitischen"  Gesichtspuncts  im  Finanz-  und 
Steuerwesen  erscheint  es  alsdann  insbesondere  geboten,  durch 
die  Besteuerung  den  gesellschaftlichen  Antheil  an  diesem 
Conjuncturengewinn  zu  realisiren. 

a)  Aeltere  Analogieen  hierfür  liegen  in  fiscalischen 
Antheilen  an  dem  Gewinn  aus  der  Auffindung  von  „Schätzen" 
und  aus  derjenigen  von  Mineralstoff  lagern  und  der  Anlage 
von  Bergwerken  zum  Zweck  der  Förderung  dieser  „Natur- 
schätze". Die  specielle  Rechtsbildung,  z.  B.  im  römischen  Recht 
in  Bezug  auf  Schatzfinden,  (z.  Th.  von  da  in  neuere  Rechte  über- 
gegangen, s.  0.  §.  ?>26,  327)  oder  in  der  Entwicklung  des  mittel- 
alterlichen und  neueren  europäischen,  besonders  des  deutschen 
Bergrechts,  kann  dabei  ja  sehr  wohl  ganz  oder  theilweise  von 
anderen  Gesichtspuncten  ausgegangen  sein.  Sie  war  etwa  die 
Consequenz  bestimmter  allgemeiner,  im  Begriff  gewisser  Hoheits- 
rechte enthaltener  Rechtsprincipien.  Die  tiefere,  wenn  auch  nicht 
immer  klar  zum  Bewusstsein  kommende  Begründung  solcher  Rechts- 
ansprüche der  Staatsgewalt  lag  Jedoch  auch  hier  in  dem  ökono- 
mischen Character  des  privaten  Erwerbs,  in  dem 
Mangel  oder  der  Geringfügigkeit  eigener  wirthschaft- 


*)  S.  Grundleg.  §.  30S— 386  (Kap.  4  u.  5  d.  2.  Abtli.  d.  2.  Aufl.)  über  das  private 
(jnindeigenth.  u.  d.  Zwangsenteigiiung,  womit  zu  vergleichen  d.  Abschnitte  über  die 
Theorieen  z.  Begründung  des  Eigcnthums  eb.  §.  254  —  282.  Bes.  wichtig  für  die 
Frage  im  Text  sind  die  Verhältnisse  des  städt.  (irund-  u.  Hauseigenthums  („Woh- 
nnngsboden"),  weil  bei  ihm  die  Entwicklung  von  „Conjuncturen-Springwerthen"  am 
Schärfsten  hen'ortritt.     S.  darüber  cb.  §.  3.^2  ff',  mit  d.  mancherlei  Statist.  Daten. 
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lieber  Leistung  des  Interessenten,  im  Mitspielen  des  Zu- 
falls u.  dgl.  m.  Eben  deswegen  ersebien  es  billig,  an  dem  Erwerb 
dem  Vertreter  der  Gemeinschaft  einen  Autheil  zu  gewähren.  Erst 
dem  Zeitalter  des  reinen  ökonomischen  Individualismus,  in  welchem 
selbst  das  Grundeigenthum  sich  immer  absoluter  zu  Gunsten  des 
Privateigners  entwickelte,  sind  solche  Gesichtspuncte  nur  zu  sehr 
verloren  gegangen.  Sie  sind  aber  an  sich  richtig,  wenn  auch  oft- 
mals zu  einseitige  fiscalische  Folgerungen  aus  ihnen  abgeleitet 
wurden.  In  den  oben  genannten  Fällen  des  Uebergangs  der 
ökonomisch  minderwerthigen  in  die  höherwerthige  Bodenkategorie 
müssen  sie  mit  Recht  wieder  zur  Anerkennung  gelangen. 

b)  Die  Besteuerung  dieser  Gewinne  lässt  sich  nun  einmal 
wieder  durch  die  Ertrags- und  Einkommenbesteuerung,  sodann 
durch  die  Verkehrsbesteuerung  und  die  Erbschaftssteuer  mit 
bewirken.  Ersteres,  wenn  der  Conjuncturengewinn  bei  demselben 
Eigenthümer  wesentlich  im  höheren  Ertrag  realisirt  wird,  so 
z.  B.  beim  Betrieb  eines  Bergwerks  auf  bisher  landwirthschaftlich 
benutztem  Boden  oder  bei  der  Anlage  von  Wohngebäuden  auf 
letzterem.  Die  Verkehrsbesteuerung  trifft  in  der  Form  der  Besitz- 
wechselabgabe den  Gewinn  auch  an  Kapital werth,  welcher  bei 
der  V  er  ausser  ung  des  betreffenden  Grundstücks  gemacht  wurde, 
die  Erbschaftssteuer  den  Gewinn,  welcher  zur  Zeit  des  Erbes- 
übergangs noch  in  dem  unveräussert  gebliebenen  Objecte  steckt. 
Hier  würde  es  dann  nur  die  Aufgabe  sein,  etwa  durch  abweichende 
Normirung  des  Steuerfusses  gerade  den  hier  besprochenen  Conjunc- 
turengewinn besonders  stark  zu  besteuern. 

c)  Aber  durch  diese  Steuerarten  lässt  sich  die  hier  vorliegende 
Aufgabe  nicht  in  allen  Fällen  genügend  lösen,  so  namentlich 
nicht,  wenn  Boden  als  „Baustelle"  länger  unbenutzt  liegen 
bleibt,  um  „Werth  aufzusaugen",  und  wenn  Boden  zu  öffent- 
lichen Zwecken,  besonders  zu  Wegeanlagen  (städtische 
Strassen,  Eisenbahnen)  erworben  werden  muss. 

«)  Die  „Baustelle"  trägt  hier  vorläufig  keine  höhere,  vielleicht 
gar  keine  Rente.  Sie  würde  also  ohne  besondere  Bestimmung  nicht 
stärker  zur  Ertragsbesteuerung  herangezogen  werden,  als  etwa  bei 
ihrer  bisherigen  landwirthscbaftlichcn  Benutzung,  —  ein  Schluss, 
den  die  bisherige  Gesetzgebung  auch  meistens  gezogen  hat.  Gerade 
dadurch  aber  wird  es  nur  um  so  leichter  möglich,  in  einer  für 
das  Gemeinwesen  sogar  nachtheiligen  Weise  den  Boden 
,,aus   dem  Markt   zu  halten"   und   unbenutzt  liegen  zu  lassen 
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lind  wird  daher  von  dcniselhcn  nur  noch  mehr  Werlh  aufgesogen 
werden  können.  Hei  einer  endlichen  späteren  Veräusserung  (»der 
einem  Erbestibergang  wiirde  dieser  gestiegene  Werth  dann  zwar 
von  der  .Steuer  getrot!en  und  bei  endlicher  Bebauung  durch  den 
Eigenthümer  selbst  auch  der  Ertrag  oder  die  höhere  Bodenrente. 
Aber  es  wird  sich  vielfach  nothweudig  erweisen,  auch  in  der 
Zwischenzeit  bis  dahin,  den  —  einstweilen  latenten — Renten- 
und  Kapitalwerth-Zu wachs  zu  besteuern,  sowohl  aus  finanziellen 
Gründen,  um  vollständiger  und  sicherer  als  durch  die  später  ein- 
tretenden Steuern  den  Staat  (eventuell  gerade  in  diesem  Fall  die 
Gemeinde)  an  dem  Gewinn  theilnehmen  zu  lassen,  als  auch  aus 
socialpolitischen  und  ökonomischen  Gründen,  um  eine 
solche  Speculation  zu  erschweren  und  den  Boden  der  ge- 
sellschaftlich nothwendigen  Verwendung  früher  zuzu- 
führen. Zu  diesem  Zweck  empfiehlt  sich  eine  laufende  Extra- 
besteuerung solchen  Bodens  durch  ein  starkes  Multiplum 
der  agrarischen  oder  sonstigen  gewöhnlichen  Grund- 
steuer, eventuell  nach  einem  Anschlag,  in  welchem  der  Ertrag 
nach  der  Höhe  des  Zinses  aus  dem  jeweilig  beim  Verkauf  zu 
erzielenden  Kapitalwerth  geschätzt  wird.'') 

ß)  In  dem  Falle,  wo  Privatboden  zu  öffentlichen  Zwecken 
erworben  werden  muss,  liegt  regelmässig  eine  besonders 
günstige  „Conjunctur"  für  den  Eigenthümer  vor,  um  einen  hohen 
Extragewinn  am  Kapitalwerth  solchen  Bodens  zu  erzielen.  Dieser 
Gewinn  trägt  in  eminentem  Maasse  den  Character,  welcher  im 
Vorausgehenden  als  dem  Conjuncturengewinn  eigenthümlich  nach- 
gewiesen worden  ist  und  dem  Privatinteressenten  möglichst  ent- 
zogen werden  muss.  Das  wird  hier  aber  nicht  allein  und  nament- 
lich nicht  unmittelbar  durch  die  Besteuerung,  sondern  durch 
eine  richtige  Gestaltung  des  Expropriations rechts,  besonders 
in  Bezug  auf  die  Entschädigung,  zu  erreichen  sein.  Die  letztere 
ist  hier  so  massig  zu  normiren,  dass  sie  möglichst  den  Con- 
juncturengewinn   überhaupt    ausschliesst.      Eine    solche 


*)  In  dem  in  d.  Vorbemerk.  S.  456  besprochenen  Bremischen  Gesetz  v.  1873 
war  die  höhere  laufende  Ertrags besteuerung  der  eventuell  in  Baustellen  übergehenden 
ländlichen  Grundstücke  (im  sogen.  „Geltungsgebiet"  um  Bremen  herum)  dadurch  erzielt 
worden,  dass  bei  der  Schätzung  behufs  der  Besteuerung  der  Vcrkaufswerth 
der  Grundstücke  zu  Grunde  gelegt  wurde  (§.  2  d.  Ges.).  S.  darüber,  bez.  dagegen 
Hanssen's  gen.  Gutachten,  S.  10  ff.  Dadurch  wurde  vom  gegenwärtigen  Er- 
trag dieser  Grundstücke  als  Ackerland  abgesehen,  was  für  das  noch  ferner 
regelmässig  landwirthschaftlich  benutzte  Land  zu  Härten  führfe,  bei 
wirklich   müssig   liegendem   Baustellen-Land  aber  nicht  ungerechtfertigt  war. 
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Einrichtung  des  Zwangsenteignungsrechts  ist  finanziell  betrachtet 
ein  Correlat  der  besprochenen  Besteuerung:  letztere  führt  dem 
Staat  eine  Einnahme  zu,  jene  Einrichtung  erspart  ihm  eine  Aus- 
gabe, in  beiden  Fällen  ohne  dass  der  private  Interessent  sich  über 
„Verletzung"  beklagen  kann,  da  er  dort  nur  erntet,  hier  nur 
geerntet  haben  würde,  wo  er  nicht  gesät  hat.*')  — 

In  dieser  Weise  ist  die  Einrichtung  der  Besteuerung  der  Con- 
juncturengewinne  in  den  Grundzügen  zu  denken.  Die  steuer- 
technischen Aufgaben  dabei  sind  nicht  gering,  aber  doch  nicht 
grösser  als  bei  manchen  anderen  lange  bestehenden  Steuern,  z.  B. 
den  Ertragssteuern.  Ein  hochwichtiges  socialpolitisches  Ziel  wird 
aber  durch  eine  solche  Besteuerung  erreicht,  welche  mehr  als  die 
meisten  anderen  Steuern  die  richtige  Gleichmässigkeit  in  der 
„socialen  Epoche"  des  Steuerwesens  zu  verwirklichen  helfen  würde. 

V.  —  §.  482.    Die  Erbschaftssteuer. 

A.  Die  tiefere  Begründung  derselben  kann  nur  im  Zu- 
sammenhang mit  der  principiellen  socialökonomischen  Untersuchung 
des  Erbrechts  und  seiner  Ordnung  geliefert  werden,  daher  über- 
haupt nicht  hier  in  der  Finanzwissenschaft,  sondern  nur  in  der 
Allgemeinen  Volkswirthschaftslehre  und  zwar  in  deren  grundlegen- 
dem Theil. "')  Die  Erbschaftssteuer  erscheint  dann,  nach  einer  Seite 
betrachtet,  als  nothwendiges  Glied  der  ganzen  Erb  Ordnung, 
gar  nicht  unmittelbar  als  eigentliche  Steuer.  Ihr  Ertrag  stellt  den 
Antheil  am  Volksvermögen  dar,  den  der  Staat  als  Vertreter  des 
Volks  (oder  delegirt  vom  Staate  etwaige  beantheiligte  Selbstver- 
waltungskörper) kraft  seines  Erbrechts  aus  den  im  Erbes- 
übergang begriffenen  Einzelvermögen  bezieht.  Diese  Auffassung 
ist  auch  der  Betrachtung  der  Erbschaftssteuer  in  der  Finanzwissen- 
schaft mit  zu  Grunde  zu  legen.  Vom  Gesichtspuncte  der  Be- 
steuerung aus,  und  speciell  in  Gemässheit  des  „Princips  der 
Leistungsfähigkeit"  ist  aber  dann  noch  hinzuzufügen,  dass 
die  Erbschaft  für  den  Erben  (bez.  das  Legat  für  den  Legatar) 
einen  Erwerb  oder  Vermögensanfall  darstellt,  welcher  demselben 
ohne  Gegenleistung  zufällt  und  die  wirthschaftliche 
Leistungsfähigkeit  des  neuen  Besitzers  steigert.  In  einem 
Zeitalter  des  Individualismus,   wie  dem   unsrigen,  lässt  sich 


**)  S.  Grundlegung  §.  ,'58.5. 

')  In  d.  Fortsetz,  der  grundlegenden  Erörterungen  im  2.  Bande  meiner  „Allgem. 
Vollisw.scli.lehro"  wird  dies  gescliehcu.    S.  bes.  die  Arbeiten  v.  v.  Scheel  u.  Baron. 
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auch  auf  diese  Weise  die  Forderung  von  Erbschaftssteueru  mit 
begrimdeu. 

1)  Im  Einzelnen  sei  nur  auch  hier  noch  aus  der  „Grundlegung" 
hervorgehoben  (bez.  auticipirt),  dass  privates  Erbrecht,  wenn  auch 
überall  im  rechtsgeschichtlichen  und  positiv-rechtlichen  Zusammen- 
hang mit  dem  Privateigenthum,  das  durch  das  Erbrecht  übertragen 
wird,  doch  nicht  als  uothwendiger  Bestandtheil  des  Privateigenthums, 
wie  das  „Gebrauchs'^  das  „Vertrags"-,  das  „ Schenkung» "-Kecht 
erscheint.  Es  ist  vielmehr  ein  „selbständiges  (absolutes) 
Privatrechtsinstitut  neben  dem  Eigenthum."^)  Auch 
als  solches  und  nach  Ausweis  der  Kechtsgeschichte  kann  es  vollends, 
und  in  noch  höherem  Maasse,  wenigstens  noch  offenbarer  und 
directer  als  das  Privateigenthum  selbst,  als  Product  des  Staats- 
willens bezeichnet  und  den  Bedürfnissen  des  Volkslebens  gemäss 
gestaltet  werden.^) 

Die  Entwicklung  der  Familie  und  ihres  Vermögensrechts  ist 
es  nun,  welche  in  der  neueren  Zeit  bei  unseren  Culturvölkern  eine 
Beschränkung  des  Familienerbrechts  und  eine  Aus- 
dehnung des  Staatserbrechts  in  der  Form  der  Erbschaftssteuer 
(richtiger :  der  „öffentlichen"  Erbbetheiligung  neben  der  „privaten" 
der  „Familie")  grundsätzlich  und  practisch  in  immer  weiterem 
Maasse  rechtfertigt.  So  lange,  wie  in  früheren  Geschichtsperioden 
auch  unsrer  Völker,  die  „Familie"  im  engeren  oder  im  weiteren 
Sinn,  das  Geschlecht,  grössere  privatrechtliche  Verpflichtungen 
für  ihre  Angehörigen  trägt  und  der  Einzelne  überhaupt  wesent- 
lich nur  als  Glied  solchen  Verbands  auch  im  öffent- 
lichen Leben  erscheint,  ist  es  folgerichtig  und  auch  erfahrungs- 
mässig  der  Rechtsordnung  entsprechend,  das  Erbrecht  strenger  auf 
diesen  Verband  zu  beschränken.  Das  Privatvermögen  fungirt  hier 
überhaupt  überwiegend  als  „Familienvermögen",  nicht  als  Einzel- 
vermögen, was  auch  im  Rechte  selbst  anerkannt  sein  kann,  so 
dass  eigentlich  das  einzelne  Geschlechts-  oder  Familienhaupt  nur 
die  Nutzung  des  Vermögens  hat  und  innerhalb  gewisser  Grenzen 
bloss  die  Regelung  dieser  Nutzung  frei  bestimmen  kann.  Einer 
solchen  ökonomischen  sei  es  factischen,  sei  es  rechtlichen  Stellung 
des  Privatvermögens  widerspricht  im  Ganzen  ein  „öffentliches" 
Erbrecht  mehr.  Je  geringer  dagegen  die  rechtliche  und  practische 
Bedeutung   und    namentlich    die   privatrechtlichen   Verpflichtungen 

«)  Grundleg.  §.  2Sü. 

*)  Grondicg.  §.  277—279, 
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des  Familieuverbands  gegen  den  einzelnen  Familienangehörigen 
werden,  je  mehr  letzterer  sieh  von  der  Familie  „emancipirt",  je 
reiner  das  Privatvermögeu  rechtlich  als  Individualvermögen  gilt 
und  ökonomisch  factisch  als  solches  fungirt,  je  mehr  gewisse  Ver- 
pflichtungen, der  Hilfeleistung,  Armenunterstützuug  u.  s.  w.,  zu 
Gunsten  des  Einzelnen  an  öffentliche  Verbände,  an  Gemeinde  und 
Staat  übergehen,  m.  a.  W.  je  mehr  statt  der  strengen  Familien- 
und  Geschlechterordnung  der  Individualismus  im  Volksleben 
Platz  greift:  desto  begründeter  im  Princip,  desto  nothwen- 
diger  und  gerechter  in  der  Praxis  wird  eine  Betheiligung 
der  öffentlichen  Körper,  besonders  des  Staats,  an  der 
Erbschaft,  daher  desto  gerechtfertigter  ein  System  ausgedehnter 
Erbschaftssteuern.  ^^) 

2)  Wie  vom  Standpuncte  der  Erbordnuug  aus  lässt  sich  aber 
auch  gerade  in  einer  solchen  Entwicklung  der  Verhältnisse  die 
Erbschaftssteuer  billigen  und  sogar  fordern  in  der 
Consequenz  der  früher  dargelegten  Auffassung  des 
„Erwerbs  durch  Anfall  oder  ohne  eigene  wirthschaft- 
liche  Leistung''  des  Erwerbers.  Das  Individuum,  das 
hier  nunmehr  das  hauptsächliche  selbständige  unterste  ökonomische 
und  sociale  Glied  statt  der  Familie  geworden  ist,  erwirbt  in  dieser 
Weise  das,  was  ihm  durch  Erbschaft  oder  Legat,  ab  intestato 
nach  der  allgemeinen  Erbordnung  oder  nach  den  testamentarischen 
Bestimmungen  des  Erblassers  zufällt.  Für  diese  Zulassung  hat  es 
in  der  Erbschaftssteuer  dem  Gemeinwesen  einen  Antheil  abzutreten, 
was  dem  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der  wirthschaftlichen 
Leistungsfähigkeit  und  der  Forderung  gerechter  Steuervertheilung 
entspricht. 

B.  —  §.  483.  Einwände.  Nach  dem  Vorausgehenden  ist 
1)  der  eine  der  beiden  hauptsächlichen  Einwände  gegen  Erb- 
schaftssteuern, der  rechtliche  (oder  „rechtspolitische"),  dass 
diese  Steuern  ein  „Eingriff  in  das  Erbrecht''  seien,  unhaltbar. 
Die  Erbschaftssteuer  hat  diesen  Character,  aber  das  beweist  nicht 
gegen  sie,  sondern  für  die  Nothwendigkeit  einer  richtigen  social- 
ökonomischen  Gestaltung  des  Erbrechts.  Und  die  Einführung 
dieser  Steuer  ist  wieder  eine  Consequenz  des  socialpolitischen 
Gesichtspuucts  im  Steuer-  und  Finanzwesen  überhaupt. 


")  S.  Baron   in   Ilildcbr.  Jalirb.  B.  20,  S.  252  H'.:    „Verhältn.  d.  Eiljscli.steiier 
zum  Erbrecht",  S.  2is9 ;  v.  Scheel,  Erbsch.steuer  2.  Aufl.,  S.  81,  .')'  lt.,   IC  H. 
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2)  Der  zweite  Hauptein  wand  ist  ökonomischer  Art:  man 
sieht  in  der  Erbschaftssteuer  eine  „Vermögens-",  eine  „Kapital- 
steuer". Das  ist  sie  allerdings  nominell  immer  und  reell  l'Ur 
den  betroffenen  Einzelneu  gewöhnlich  ebenfalls.  Jedoch 
auch  dies  beweist  noch  nichts  gegen  die  Zulässigkeit  der  Steuer, 
da  eine  Kapitalsteuer  im  einzelwirthschaftlichen  Sinne  nicht  noth- 
wendig  eine  solche  im  volkswirthschaftlichen  ist  und  sich  der 
Eingriff  in  die  private  Kapitalvertheilung  socialpolitisch  rechtfertigen 
liissl.  Hierfür  ist  auf  die  früheren  Erörterungen  über  die  obersten 
volkswirthschaftlichen  Principieu  der  Besteuerung  Bezug  zu  nehmen 
(§.  372-378). 

C.  —  §.484,  Auch  die  Einrichtung  und  Durchführung 
der  Erbschaftssteuern  im  Einzelnen  steht  mit  der  prin- 
cipiellen  socialökonomischen  Auffassung  des  Erbrechts  in  enger 
Verbindung.  Wird,  wie  es  nothwendig  ist,  an  dem  privaten  Erb- 
recht innerhalb  einer  gewissen  Verwandtschafts-  und  Familiengruppe 
von  Personen  und  am  testamentarischen  Erbrecht  mit  gewissen 
Beschränkungen  auch  im  Gesammtinteresse  festgehalten, 
in  Uebereinstimmuüg  mit  dem  überall  bestehenden  Recht  und  mit 
der  socialökonomischen  Rechtfertigung  des  privaten  Kapital-  und 
Grundeigenthums  neben  dem  Privateigenthum  an  Gebrauchsver- 
mögen, so  ergeben  sich  für  das  „öffentliche"  Erbrecht  des 
Staats  u.  s.  w.  oder  für  das  System  der  Erbschaftssteuer  folgende 
Hauptsätze,  deren  principielle  Begründung  in  der  „Grundlegung" 
und  deren  weitere  finanz  -  bez.  steuertechnische  Durchführung  in 
der  speciellen  Steuerlehre  zu  erfolgen  hat. 

1)  Das  Intestaterbrecht  ist  mit  einem  nicht  allzu  fernen 
Verwandtschaftsgrade  abzuschliessen,  über  welchen 
hinaus  die  Erbschaft  unter  den  Begriff  der  „erb losen  Ver- 
lassenschaft" oder  besser  direct  des  „öffentlichen"  Erb- 
rechts des  Staats  fällt.") 

2)  Einerlei,  ob  ab  intestato  nach  der  gesetzlichen  Erbfolge 
oder  in  Folge  testamentarischer  Bestimmung  Vermögen  übergeht, 
immer  treten  im  Princip  Erbschaftssteuern  ein,  auch  für 
die  nächst  verwandten  Erben.     Nur  für  sranz   kleine  Erb- 


")  S.  V.  Scheel  a.  a.  0.  S.  32.  Von  modernen  Codificationen  des  Erbrechts 
schliesst  z.  B.  der  Code  Napoleon  Art.  755  mit  d.  12.  (irad,  d.  österr.  hürgerl.  Gesetz- 
Ijuch  §.  751  mit  d.  5.  Parentel  das  gesetzl.  Erbrecht  ab  intestato  unter  Verwandten 
ab.  Die  älteren  deutschen  Kechte  schliessen  d.  gesetzl.  Erbrecht  der  ehelichen  Sipp- 
schaft da,  wo  die  canoaischcn  Eheverbote  wegen  Blutsverwandtschaft  niclit  melir  Platz 
gr.-ifen.     Vgl.  Bcseler,  D.  Priv.recht  §.  löo. 
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Schäften,  Erbautheile  oder  Legate  ist  es  aus  socialpolitischeu  und 
aus  practischen  steuertechnischen  Gründen  statthaft,  die  Steuer  zu 
erlassen.  ^-) 

3)  Die  Höhe  der  Erbschaftssteuer  richtet  sich  einmal  nach 
dem  Verwandtschaftsgrade,  sodann  nach  der  absoluten 
Höhe  des  Erbantheils  oder  Legats.  Die  Erbschaften  unter 
den  nächsten  Verwandten  uud  Familiengenossen  (Ascendenten  und 
Descendenten,  Ehegatten)  werden  daher  zwar  auch  besteuert, 
aber  mit  niedrigen  Sätzen,  die  entfernteren  höher,  die  noch 
gesetzlich  erbberechtigten  entferntesten  abermals  höher  und  die 
testamentarisch  eingesetzten  Nicht -Erbberechtigten  am  Höchsten, 
der  üblichen  gesetzlichen  Einrichtung  entsprechend.  Die  grossen 
Erbschaften,  bez.  (und  richtiger)  die  Erbportionen  ferner  höher 
als  die  kleinen,  eine  Einrichtung,  die  in  der  Praxis  zwar  nicht 
mehr  immer  gänzlich,  aber  grösstentheils  noch  fehlt,  jedoch  dem 
Wesen  des  socialpolitischen  Steuersystems,  dessen  Glied  die  Erb- 
schaftssteuer bildet,  entspricht.  ^^) 


6.  Abschnitt. 

Die  linaiizwissenschaftliclie  Bildung'  des  Steuersystems. 

II.    Die  Besitzbesteueruiio'. 

Die  in  der  neueren  Theorie  ziemlich  vernachlässigten  und,  wo  sie  behandelt 
wurden,  eher  abgelehnten  „allgemeinen  Vermögenssteuern"  (s.  ßau,  II,  §.  402 
bis  404,  im  Ganzen  abweisend,  ältere  Vorschläge  v.  Kröncke,  Anleit.  S.  21  und 
Ueber  Grunds,  einer  gerechten  Besteuer.  Abh.  1;  Mathy,  Vorschläge  über  die  Einführ, 
einer  gerechten  Verm.st.  in  Baden,  Karlsr.  1S31)  sind  in  neuester  Zeit  in  der  deutschen 
Theorie  wieder  mehr  und  sympathisch  besi^rochen  wurden.  So  befürwortet  sie  nam. 
Neu  mann  in  d.  j^rogr.  Eink.st.  und  z.  Th.  wohl  in  Folge  der  von  ihm  ausgehenden 
Anregungen  auch  Andere,  so  (ilutachter  d.  Ver.  f.  Soc.polit.  u.  überh.  dieser  Verein 
in  d.  Eisen.  Versamml.  1S76  in  d.  Verhandl.  über  d.  Einkommensteuer.  S.  u.  A. 
(iensel's  Gutachten  (,,Pers.besteuer.",  Schriften  d.  Ver.  f.  Soc.pol.  Nr.  3,  1873,  S.  4]  H', 
(„sobald  d.  Eink.st.  ein  gewisses  Maass  erreicht  hat,  werde  man  genöthigt  sein,  sie 
mit  einer  Vermögenst.  zu  combiniren"'),    Ders.  in  s.  Thesen  zu  s.  Referat  auf  der 


^'^)  Der  practische  Hauptmangel,  der  die  geringe  Einträglichkeit  unserer  Erb- 
schaftssteuern wesentlich  mit  erklärt,  ist  die  in  den  deutschen  Gesetzen  (auch  nocii 
dem  preussischen  vom  30.  Mai  1873)  übliche  Erbschaftssteuerfreiheit  der  Descen- 
denten und  Ascendenten,  wälirend  in  England,  Frankreich,  Oesterreich  und  sonst  im 
Ausland  gewöhnlicli  auch  die  nächsten  Verwandten  steuerpflichtig  sind,  wenn  auch 
mit  dem  kleinsten  Satze,  meist  1  "/„.  Vgl.  die  legislat.  Materialien  bei  Scheel  S.  il  If. 
In  England  sind  Erbschaften  unter  20,  bez.  bei  unbeweglichem  (lUt  100  Pf.  St.,  in 
l'reussen  Beträge  unter  50  Thlr.  frei. 

'•■"j  In  England  bestehen  ziemlich  willkührl.  Steuersätze,  im  Allgem.  für  grosse 
Erbschaften  sogar  niedrigere  als  für  kleinere.  In  l'reussen  sind  Beträge  unter 
300  Tiilr.  steuerfrei  bei  Ilausstandsgenosseii  in  einem  Dienstverhältniss ,  grössere 
zahlen    1  "'/o- 
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"Versammlung  vou  1S73  Nr.  2,  c  und  in  d.  Referat  selbst  S.  21,  2(1  d.  betr.  Berichts 
(Terhandl.  v.  1S75.  Nr.  11  d.  Schriften.  Lpz.  1S75).  Aehnlich  Held,  als  Corref., 
eb.  S.  36  These  2  u.  S.  32.  Ebendaselbst,  etwas  abweichend  Neu  mann,  S.  40  ü'.. 
Nasse  S.  52.  Beschlossen  wurde:  ,,oine  in  d.  unteren  Stufen  progressive  allgemeine 
Eink.st.  in  Verbindung  mit  einer  allgemeinen  A'ermögensst.  als  hauptsäch- 
lichste directe  (Staats-)  Steuer"  zu  empfelileu.    S.  lil». 

Auf  diese  Strömung  zu  Gunsten  der  Vermögenssteuer  hat  wohl  eingewirkt:  in 
sieuertechuischor  Hinsicht  das  ungünstige,  allerdings  theilweise  begründete  ürtheil 
über  die  Ertragssteueru  u.  die  SHsslichkeit,  anderswie,  z.  B.  durch  höheren  Steuerfuss 
des  Kenteneinkommens  oder  durch  Luxussteuern  den  Besitz  passend  in  üemässheit 
seiner  grösseren  Leistungslahigkeit  zu  trellen;  in  principiellcr  Hinsicht  die  Hin- 
neigUBg  zur  höheren  (progressiven)  Besteuerung  des  grösseren  und  nam.  des 
grösseren  Besitzeinkommens.  Ich  stimme  in  beiden  Beziehungen  dem,  was  man  zu 
Gunsten  gerade  der  Vermögensbesteuerung  ausgeführt  hat,  im  Ganzen  bei.  Nur 
kann  ich  die  steuertechnischen  Vorzuge  nicht  ganz  so  hoch  schätzen  u.  meine,  dass 
die  principielle  Rechtfertigung  einer  höheren  Besteuerung  des  Besitzciakommens 
als  des  Arbeitseinkommens  mittelst  der  Vermügenssteuer  eben  von  der  Annahme  des 
socialpolitischcn  Besteuerungsstandpuncts  überhaupt  abhängt.  Vom  Standpunct 
der  Befürworter  der  Vermögeusst.  aus  (Neumann  u.  d.  Andren)  scheint  mir  die  ganze 
Frage  folgerichtig  zu  einer  Frage  der  steuertechnischen  Zweckmässigkeit  zusammen- 
schrumpfen zu  müssen,  was  aber  nicht  immer  deutlich  hervortritt.  Ausser  den  Ge- 
nannten s.  auch  Maurus,  Freih.  in  d.  Volksw.sch.,  Heidelb.  1S73,  S.  179  If.  und 
ders.  Besteuer.  S.  11.5  ff. 

In  der  Praxis  hat  die  Vermögensst.  im  Alterthum,  im  Mittelalter,  bes.  in  Städten 
vS.  d.  interess.  Beispiele  aus  Basel  in  Schönberg's  Bas.  Fin.),  hie  u.  da  auch  in 
neuerer  Zeit  als  Extrasteuer,  z.  B.  in  Fiuanznöthen  eine  Rolle  gespielt  (s.  die  Noten 
in  Eau  II,  402;  Weiteres  in  meiner  spec.  Steuerl.).  Nicht  unwichtige  Beispiele  der 
neusten  Zeit  liefern  die  Cantone  der  Schweiz  u.  die  Einzelstaaten  der  nordameric. 
Union,  Vorbilder,  welche  auch  auf  die  neueste  Bewegung  in  der  deutschen  Theorie 
wohl  mit  von  EinÜuss  waren.  S.  Patten,  Fin.wesen  amer.  Staaten  u.  Städte  in 
Conrad's  Samml.  v.  Abhandl.  1S7S. 

Vermögenssteuern  auf  spec i eile  einzelne  Vermögensobjecte,  bes. sogen,  directe 
Luxus  steuern  sind  in  der  neueren  Theorie  ebenfalls  wohl  mitunter,  aber  seltener 
empfohlen,  überhaupt  sehr  wenig  genauer  behandelt  worden.  S.  Eau  II,  §.  425,  427 
(Daten  in  d.  Noten).  Eine  allgemeinere  Befürwortung  finden  Luxussteueni  als  Con- 
sumtionsabgabeu,  jedoch  nur  ausnahmsweise  als  directe  Aufwandsteuern  in 
der  fleissigen  und  umsichtigen  Monographie  von  v.  Bilinski,  die  Luxussteuer  als 
Correctiv  der  Einkommensteuer,  „finauzwissenschaftl.  Beitrag  zur  Lösung  der  socialen 
Frage",  Lpz.  1S75;  s.  das.  S.  141  II'.,  wo  nur  4  dir.  Luxusst.  (auf  Wohnung,  Bedienten, 
Equipagen  u.  Pferde,  Hunde)  verlangt  werden,  üeber  BUinski's  sonstige  Auffass.  u. 
Forderungen  s.  d.  Noten  zu  den  späteren  Abschnitten  v.  d.  Gebrauchsbesteueruug. 
Eine  gute  und  reichhaltige  Uebersicht  über  die  bisherige  literar.  Erörterung  giebt  B. 
S.  30  fl.,  im  Anfange  s.  Werks  auch  über  d.  Luxusst.  in  d.  Praxis.  Für  umfassende 
Besteuer.  des  Verbrauchs  der  Artikel  des  Genusses  u.  Luxus  auch  Maurus,  Besteuer. 
S.  319  If.,  Eisenhart,  Besteuer.  S.  169,  ISl  ff.  Hier  geht  dann  die  Frage  wie  bei 
Bilinski  in  diejenige  der  Gebrauchsbesteuerung  über.  Darüber  unten  §.  494.  Ich 
kann  principiell  die  Luxussteuern  (auch  die  directen)  ebenso  ^vie  die  Vermögens- 
steuern billigen,  steuertechnisch  sind  mir  directe  Luxussteuern  von  zweifelhaftem 
Werth,  jedenfalls  von  massiger  practischer  Bedeutung.     S.  §.  4S9. 

I.  —  §.485.  Nominelle  und  reelle  Besitzbesteuerung. 
Die  Besitzbesteuerung  kommt 

A.  einmal  als  ein  Mittel  zur  reellen  Besteuerung  des  Ein- 
kommens in  Betracht,  ist  also  dann  eine  nominelle  oder  dient 
als  Bemessungsgrundlage  der  Besteuerung:  als  steuertech- 
nisehes  Hilfsmittel  der  Erwerbsbesteuerung  zur  Lijsung  der 
Aufgaben   derselben    mittelst   eines   anderen   Verfahrens,    indem 

A.  Wagner,  Fiuanzwisüeuschaft.     II.  31 
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vom  Besitz  auf  den  Erwerb,  die  Erwerbsfähigkeit  und  die  Steuer- 
fähigkeit zurückgeschlossen  wird.  Mit  Ausnahme  des  Falls  der 
Erbschaftssteuer,  welche  auch  zu  den  nominellen  Besitzsteuern  ge- 
hört, ist  die  Besitzbesteuerung  in  der  Regel  nur  eine  solche  nomi- 
nelle und  soll  das  gewöhnlich  auch  nur  sein.  Mit  ihr  haben  wir 
uns  im  Folgenden  vornemlich  zu  beschäftigen. 

B.  Doch  kann  sie  absichtlich  oder  unabsichtlich  eine  reelle 
werden,  wo  der  Besitz  die  eigentliche  Steuerquelle  wird. 
So  die  Erbschaftssteuer,  in  gewissen  Fällen  die  Verkehrssteuer 
(Besitz Wechselabgabe),  die  Steuer  auf  den  Co njunctu rengewinn, 
so  aber  auch  allgemeine  Vermögenssteuern  in  dem  aller- 
dings sehr  seltenen  Fall,  dass  eine  solche  Steuer  nach  ihrer  be- 
deutenden Höhe  und  auch  wohl  nach  ihrer  Veranlagungs  -  und 
Erhebungsart  nicht  aus  dem  Einkommen  entrichtet  werden  kann. 
Auch  eine  Besitzsteuer  als  reelle  Vermögenssteuer  ist  nach  dem 
Früheren  nicht  schon  an  sich  immer  unzulässig.  Denn 
eine  reelle  Besteuerung  des  ei nzelwirthschaftlichen  Vermögens  ist 
nicht  unbedingt  eine  solche  des  v  o  1  k  s  wirthschaftlichen  Vermögens 
und  lässt  sich  in  Staatsnothlagen  und  auch  sonst  unter  Umständen 
(§.  373 — 376)  vom  socialpolitischen ,  wenn  auch  nicht  vom  rein 
finanziellen  Besteuerungs-Standpuncte  (§.  398)  aus  billigen.  Ferner 
kann  ausnahmsweise  auch  eine  reelle  Besteuerung  des  Volks- 
vermögens vorkommen  (§.  371).  Nothwendig  wird  aber  immer 
sorgfältig  zu  prüfen  sein,  ob  die  stets  seltene  Eventualität  einer 
reellen  Vermögenssteuer  wirklich  vorliegt,  was  im  Allgemeinen  nur 
in  Betreff  der  schon  betrachteten  Fälle  der  Erbschaftssteuer  und 
der  Besteuerung  von  Spiel-  und  von  gewissen  Conjuncturengewinnen, 
welche  dem  angelegten  Vermögenswerth  hinzu  wachsen,  zu  sagen 
ist;  sodann,  ob  die  nominelle  Besitzsteuer  nicht  wider  die  Absicht 
des  Gesetzgebers  zu  einer  reellen  wird,  was  natürlich  möglichst 
verhütet  werden  muss. 

Die  nominelle  Besitzbesteuerung  ist  als  steuertechnisches  Hilfs- 
mittel der  Erwerbsbesteuerung  schon  in  den  vorangehenden  Ab- 
schnitten ausdrücklich  oder  iraplicite  mehrfach  mit  berührt  worden. 
Es  sind  aber  noch  einige  weitere  Ausführungen  über  sie  zur  Er- 
gänzung an  dieser  Stelle  nothwendig,  welche  namentlich  ermitteln 
sollen,  ob  und  welche  steuerpolitischen  Zielpuncte  durch 
sie  sich  etwa  zweckmässig  erreichen  lassen. 

Die  Untersuchung  über  die  reelle  Besitzbesteuerung  ist  in  den 
früheren  Erörterungen  über  die  Wahl  der  Steuerquelle  (§.  369  ff.), 
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über  die  Aiittassuug  der  Gerechtigkeitsgrundsätze  der  Besteuerung 
vom  socialpolitischeu  Standpuucte  aus  (§.  308  ff.),  dann  in  den 
letzten  Abschnitten  in  den  Betrachtungen  über  die  Verkehrs- 
(§.  467  ti\),  die  Conjuncturengewinns-  (§.  473  ff'.)  und  die  Erb- 
schaftssteuern (§.  482  ff*.)  im  Wesentlichen  schon  geführt  worden. 
II.  -  §.  486.  Formen  der  nominellen  Besitzbesteue- 
rung.    Dieselbe  kann  in  vier  Formen  vorkommen, 

A.  Einmal,  indem  sie  die  Gesammtheit  des  Besitzes  einer 
Person  (Wirthschaft)  ins  Auge  fasst:  dann  erscheint  sie  als  all- 
gemeine Vermögenssteuer. 

B.  Zweitens  kann  sie  den  ererbten  Besitz  im  Augenblick 
des  Erbesübergaugs,  bez.  der  Erbesantretung  treffen :  dann  nimmt 
sie  die  Gestalt  der  Erbschaftssteuer  an. 

C.  Oder  sie  knüpft  sich  drittens  an  gewisse  Kategoriecn 
des  Besitzes,  uemlich 

1)  an  das  Productivvermögen  (Kapital)  oder  au  das  Ge- 
brauchs vermögen  einer  Person  je  in  seiner  Gesammtheit  oder 

2)  an  die  einzelneu  Ertragsquellen,  welche  das  Pro- 
ductivvermögen umfasst,  insbesondere  an  den  Boden,  die  Ge- 
bäude, das  bewegliche  oder  das  Geldkapital,  und  von  den 
beiden  Abtheilungen  des  Gebrauchsvermögens  speciell  an  das  Xutz- 
vermögen:  dann  fungirt  sie  als  partielle  Vermögenssteuer  immer 
je  für  eine   dieser  Kategorieen  oder   deren  Unterarten. 

D.  Endlich  viertens:  sie  trifft  ganz  specielle  einzelne 
Objecte  des  Nutzvermögens:  so  namentlich  als  sogen,  directe 
Luxussteuer,  aber  gelegentlich  auch  in  dem  einen  oder  anderen 
sonstigen  Falle. 

A.  —  §.  487.  Die  Besitzbesteuerung  als  allgemeine  Ver- 
mögenssteuer. Hier  wird  die  Steuer  nach  dem  Werthe  des 
Vermögens  bemessen  und  dieser  Werth  durch  Anschläge  oder 
auf  Grund  von  Declarat Ionen  festgestellt.  Steuern  dieser  Art 
sind  schon  früher,  z.  B.  in  Städten,  vorgekommen,  finden  sich 
auch  neuerdings  wieder  in  der  Praxis  (Nordamerica)  und  sind 
mitunter  in  der  Theorie  gerade  für  moderne  Verhältnisse  empfohlen 
worden  (Neumann). 

1)  Durch  eine  solche  Steuer  lässt  sich  im  rein  finanziellen 
Steuersystem  die  allgemeine  (nominelle)  Einkommen- 
steuer in  Bezug  auf  die  besitzenden  Classen  mit  durchführen, 
indem  man  aus  dem  Vermögen  auf  das  Einkommen  zurückschliesst. 
In  Fällen ,  wo  das  Einkommen  schwer  zu  ermitteln  ist,  kann  eine 
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allgemeine  Vermögenssteuer,  für  welche  man  wenigstens  gewisse 
Auhaltspimcte  öfters  leichter  gewinnt,  z.  B.  in  der  Art  und  Grösse 
des  Nutzvermögens ,  wohl  erwünscht  Hilfe  gewähren.  Aber  die 
einzelnen  Vermögensobjecte  sind  doch  in  sehr  ungleichem  Grade 
schwer  oder  leicht  zu  ermitteln  und  der  Rückschluss  auf  das  Ein- 
kommen bleibt  ebenfalls  oftmals  misslich.  Eine  allgemeine  Ver- 
mögenssteuer als  allgemeine  Einkommensteuer  der  Besitzenden 
möchte  daher  doch  nur  ausnahmsweise  räthlich  sein.  Neben  einer 
solchen  macht  sie  doppelte  Mühe  und  empfiehlt  sich  wohl  nur  unter 
Umständen  im  folgenden  Falle. 

2)  Sie  kann  nemlich  im  social  politischen  Steuersystem 
neben  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  zum  Zweck  der  höhereu 
Besteuerung  der  besitzenden  Classen  in  Betracht  kommen. 
Hier  erfüllt  sie  dieselbe  Aufgabe  wie  die  dir  ecten  Luxus  steuern 
und  wie  Verbrauchssteuern  (eventuell  mit  entsprechend  höherem 
Steuerfusse)  auf  Genussmittel  der  Wohlhabenderen  und  princi- 
piell  besser,  weil  sie  gleichmässiger  als  diese  Steuern 
wirkt.  Auch  dieselbe  Aufgabe  wie  ein  System  derErtrags- 
besteuerung,  mit  dem  die  Renteneinkommen  etwa  noch  besonders 
besteuert  werden;  im  Ganzen  zwar  wohl,  trotz  der  Mängel  der 
Ertragssteuern,  kaum  besser,  aber  doch  so,  dass  diese  allgemeine 
Vermögenssteuer  mitunter  vor  solchen  Steuern  Vorzüge  haben 
könnte.  Ein  Vorzug  ist  es  z.  B. ,  dass  sie  das  sonst  leicht  un- 
besteuert  bleibende  Nutz  vermögen  mit  trifft,  welches  Personen 
höheren  Wohlstands  öfters  auch  in  relativ  grösserem  Betrage 
besitzen.  Namentlich  muss  dieser  Weg  der  höhereu  Besteuerung 
der  Besitzenden  aber  mit  dem  anderen  sich  bietenden  verglichen 
werden,  diese  Personen  durch  einen  höheren  Steuerfuss  der 
allgemeinen  Einkommensteuer  für  das  „Einkommen  aus 
Besitz"  stärker  zu  belasten.  Wenn  man  bei  letzterer  Steuer, 
dem  richtigen  Einkommenbegriff  gemäss,  eine  „fictive  Rente" 
des  Nutzvermögens  zum  steuerpflichtigen  Einkommen  schlägt,  so 
hat  der  erste  Weg  der  Vermögenssteuer  keinen  pr in cipi eilen 
Vorzug  vor  dem  anderen.  Aber  in  der  Praxis  kann  er  Vor- 
theile  bieten  und  gerade  der  Schwierigkeit,  eine  solche  Berück- 
sichtigung des  Nutzvermögens  bei  der  Einkommensteuer  unmittel- 
bar eintreten  zu  lassen,  wird  man  dabei  überhoben.  Wird  einmal 
das  socialpolitisch  richtige  Princip  angenommen,  Renten-  oder 
Besitzeinkommen  höher  als  Arbeitseinkommen  zu  besteuern,  so 
darf   daher    wohl    die   Verbindung   einer   allgemeinen    Vermögens- 
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Steuer  zu  diesem  Zweck  mit  der  Einkommeusteuer  ernstlieh  erwogen 
werden. 

3)  Eine  allgemeine  Vermögenssteuer  lässt  sich  theilweise  mit 
als  Objectbesteuerung  wie  die  Ertrags-  oder  Ertragsquellen- 
besteuerung  behandeln.  Sie  vermag  dann  Aufgaben  zu  lösen,  für 
welche  die  Einkommensteuer  als  Subjectbesteuerung  nicht  aus- 
reicht und  sonst  Ertragssteuern  nothwendig  würden  (§,  410,  415). 
Hier  kann  es  dann,  namentlich  wenn  diese  letzteren  fehlen,  in 
Frage  kommen,  ob  man  nicht  statt  ihrer  auf  eine  solche  Ver- 
mögenssteuer recurrirt,  da  diese  steuertechnisch  vielleicht  einfacher 
herzustellen  und  bei  ihrer  Ausdehnung  auf  alle  Vermögensbestand- 
theile,  auch  im  Nutzvermögen,  mitunter  noch  geeigneter  ist,  als 
Objectbesteuerung  zu  dienen.  Besässen  wir  in  unseren  Staaten 
nicht  meistens  ausgebildete  Ertragssteuern,  so  würden  gewisse  Be- 
dürfnisse der  Staats-  und  mehr  noch  der  Communalbesteuerung 
auf  solche  Vermögenssteuern  hindrängen,  so  in  den  practisch 
häufigen  und  wichtigen  Fällen,  dass  der  Ort,  wo  ein  Vermögens- 
object  (namentlich  eine  Realität)  liegt  und  wo  der  Eigenthümer 
wohnt,  verschiedene  sind  (§.  410).  — 

In  Bezug  auf  die  zweite  Form  der  Besitzsteuer,  die  Erb- 
schaftssteuer kann  auf  das  Frühere  verwiesen  werden  (§.  482  bis 
484),  so  dass  wir  uns  gleich  zur  dritten  Form  wenden: 

B.  —  §.  488.  Die  Besitzbesteuerung  als  partielle  Ver- 
mögenssteuer. Auch  hier  wird  die  Steuer  nach  dem  ermittelten 
Werth  der  Kategorieen  von  Vermögensobjecten,  auf  welche  sich 
die  Besteuerung  beziehen  soll,  bemessen. 

1)  Bei  dem  Pro ductiv vermögen  einer  Person  oder  Wirth- 
schaft,  welches  durch  die  Steuer  in  seiner  Gesammtheit  oder  in 
Bezug  auf  die  einzelnen  Ertragsquellen  umfasst  werden  soll, 
•wird  dann  wieder  von  dem  Werth  auf  den  Ertrag  geschlossen. 
Die  Besitzsteuer  erscheint  hier  als  das  indirecte  Verfahren  der 
Ertragsermittlung  im  Gegensatz  zu  dem  directen  Verfahren  in  der 
gewöhnlichen  Ertragsbesteuerung.  Bei  der  Grund-,  der  Gebäude- 
und  der  Zinsrenten-  oder  der  i.  e.  S.  sogenannten  „Kapitalsteuer", 
selbst  bei  der  Gewerbesteuer  kommt  jenes  indirecte  Verfahren 
mitunter  vor,  theils  selbständig,  theils  zur  Ergänzung  des  directen 
Verfahrens,  wie  dies  in  der  speciellen  Steuerlehre  näher  angegeben 
werden  wird.  Die  Besitzsteuer  kann  hier  vor  der  directen  Ertrags- 
ermittlung Vorzüge  haben,  so  z.  B.  beim  Grund  und  Boden  den 
der  einfacheren  und  sichereren  Feststellung  des  Werths  („^'erkehrs- 
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werths")  als  des  Eeinertrags ,  zum  Theil  deshalb,  weil  man  sich 
dort  an  objective  Momente,  an  Thatsachen  des  Verkehrs  selbst, 
welche  nicht  so  schwer  zu  ermitteln  sind  (Kaufpreise),  hält.  Aber 
das  Missliche  bleibt  immer  der  Schluss  vom  Werth  auf  den  Er- 
trag, wie  sich  gerade  beim  Grundstück,  auch  bei  Geldkapitalien 
(Werthpapieren  u.  dgl.)  am  Deutlichsten  zeigt.  Im  Ganzen  wird 
die  Besitzsteuer  hier  doch  wohl  nur  allgemeiner  empfohlen  werden 
können,  wenn  es  an  einer  sorgfältigen  Ertragssteuer  fehlt ;  sodann 
eben  als  Hilfsverfahren  (eventuell  als  H a u p t verfahren)  zur 
Einrichtung  der  Ertragssteuer. 

2)  Bei  dem  Nutz  vermögen  einer  Person  oder  Wirthschaft 
hat  die  Besitzsteuer  dagegen  eine  grössere  Bedeutung,  aus  den 
oben  schon  angedeuteten  Gründen  (§.  487  sub  2).  Denn  hier 
kommt  kein  reeller  Ertrag  im  gewöhnlichen  Sinne  vor,  sondern 
nur  jene  „fictive  Rente'',  welche  allerdings  in  den  Genüssen  und 
Genussmöglichkeiten  des  Nutzvermögens  liegt,  aber  sich  rechne- 
risch nur  ziemlich  willkührlich  bestimmen  lässt.  Der  Werth 
dieses  Nutzvermögens  ist  dagegen  etwas  Concretes  und  nicht  allzu 
schwierig  zu  ermitteln.  Auch  im  rein  finanziellen  Steuer- 
system ist  nun  die  Mitbesteuerung  des  Einkommenstheils,  welchen 
die  Genüsse  u.  s.  w.  des  Nutzvermögens  darstellen,  in  der  social- 
politischen  Besteuerung  sogar  die  Höherbesteuerung  dieses  Theils 
als  eines  aus  Besitz  herrührenden  Einkommens  geboten.  Hier 
kann  daher  eine  Besitzsteuer  auf  das  Nutzvermögen  ein  verhält- 
nissmässig  einfaches  und  zweckmässiges  Mittel  neben 
der  Einkommensteuer  zur  Erreichung  dieses  Ziels  sein.  Man  wird 
dadurch  mitunter  die  reicheren  und  reichsten  Classen  für  die  in 
ihrem  grossen  und  verschiedenartigen  Nutzvermögen 
liegende  Steuerfähigkeit  recht  passend  zur  Besteuerung  heran- 
ziehen. Nicht  zu  übersehen  ist  übrigens,  dass  die  Besitzsteuer 
vom  Nutzvermögen,  von  dem  gesammten,  wie  hier,  oder  von 
einzelnen  Objecten,  wie  in  der  folgenden  Form,  eigentlich  zugleich 
eine  Gebrauchs besteuerung  ist,  welche  eventuell  auch  durch  eine 
andere  Form  dieser  letzteren  verwirklicht  werden  kann.  Die  Be- 
sitzsteuer erscheint  aber  auch  von  diesem  Gesichtspunct  aus  be- 
trachtet nicht  ungeeignet. 

C.  —  §.  489.  Die  ßesitzbesteuerung  als  Steuer  auf  einzelne 
Objeete  des  Nutz  Vermögens,  besonders  als  directe  Luxus- 
steuer. Hier  werden  diese  Objeete  beim  Besitzer  mit  periodisch 
(jährlich)    wiederkehrenden    Steuersätzen    belegt.     Gerade  hierbei 
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ersoheiut  die  Steuer  als  Gebrauchsstcuer.  Die  Erörterungen  in 
den  folgenden  Abschnitten  beziehen  sich  daher  auf  sie  mit.  Priu- 
cipiell  lässt  sie  sich  sowohl  vom  rein  finanziellen  als  vom 
s  0  c  i a  1  p  0 1  i  t  i  s  c  h  e  n  Staudpunete  aus  billigen ,  soweit  überhaupt 
eine  Gebrauchs besteueruug  einzelner  Gegenstände  zu  vertreten 
ist.  Practisch  und  steuertechnisch  möchte  sie  nur  aus- 
nahmsweise räthlich  sein. 

1)  Der  Besitz  von  einzelnen  solchen  Objecten  weist  auf  Ein- 
kommen, daher  auf  Steuerfähigkeit  hin,  derjenige  bestimmter  Arten 
solcher  Gegenstände  („Luxussachen^')  auf  höheres  Einkommen, 
und  in  beiden  Fällen  liegt  Besitzeinkommen  vor.  An  und  für  sich 
kann  man  daher  die  rein  finanzielle,  proportionale  und  die  social- 
politische,  progressive  und  das  Besitzeinkommen  höher  belastende 
Einkommen besteuerung  durch  eine  solche  Besitzsteuer  verwirklichen. 
Ob  und  wie  weit  genügend,  das  hängt  von  der  richtigen  Aus- 
wahl der  Objecte  und  der  richtigen  Höhe  der  Steuersätze 
ab.  In  beiden  Hinsichten  ist  eine  ziemlich  weitgehende  Willkühr 
unvermeidlich.  Deshalb  scheint  uns  eine  andere  Besteuerung, 
welche  demselben  Ziel  der  Einkommenbesteuerung  zustrebt,  zweck- 
mässiger, mindestens  die  vorerwähnte  Form  der  Besitzsteuer  des 
ganzen  Nutzvermögens. 

2)  Steuertechnische  Gründe  führen  zu  demselben  Ergeb- 
niss.  Jene  Willkühr  in  der  xVuswahl  der  Steuerobjecte  und  in  der 
Höhe  der  Steuersätze  ist  steuertechnisch  ein  grosser  Uebelstand. 
Die  Besteuerung  verlangt  ein  leicht  besonders  lästiges  Eindringen 
in  die  Privatverhältnisse,  das  nicht  einmal  durch  ein  günstiges 
finanzielles  Resultat  beschönigt  wird.  Denn  wegen  der  Willkühr 
in  der  Wahl  der  Objecte  und  wegen  der  leicht  drohenden  Ein- 
schränkung des  betreffenden  Besitzes  sind  hohe  Steuersätze,  des- 
wegen und  wegen  der  meist  geringen  Verbreitung  solchen  Luxus- 
consums  ist  wieder  ein  hoher  Steuerertrag  ausgeschlossen. 

Es  steht  an  und  für  sich  nichts  im  Wege,  auch  einzelne  Gegen- 
stände des  Productiv  Vermögens,  z.  B.  gewisse  Bestandtheile  der 
Betriebseinrichtungen,  Maschinen  u.  dgl.  mit  Steuersätzen  zu  be- 
legen. Auch  dies  ist  eine  Form  der  Besitzsteuer,  welche  gelegent- 
lich vorgekommen  ist  und  auch  wohl  noch  vorkommt.  Eine  solche 
Steuer  erscheint  dann  aber  wieder  nur  als  ein,  meist  ziemlich 
rohes  Verfahren  zur  indirecten  Ermittlung  des  Ertrags 
einer  Unternehmung,  indem  aus  dem  Besitz  solcher  Objecte 
auf  den   Umfang   des  Geschäfts  u.   s.   w.  zurückgeschlossen   wird. 
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Die  weitere  Beurtheilimg  kann   auf  die  Darstellung   der   Ertrags- 
besteuerung in  der  speciellen  Steuerlehre  verschoben  werden. 

Es  ergiebt  sich  aus  dem  Vorausgehenden,  dass  die  selb- 
ständige Bedeutung  der  nominellen  Besitzbesteuerung 
doch  im  Ganzen  nur  gering  ist.  Bloss  als  allgemeine 
Vermögenssteuer,  welche  in  Nothzeiten  als  Extras  teuer  dient, 
dann  im  s  ocialpolitischen  Steuersystem  und  als  partielle 
Vermögenssteuer  des  gesammten  Nutz  Vermögens  auch  im 
rein  finanziellen  Steuersystem  würde  sie  grössre  Wichtigkeit 
erlangen. 


7.  Abschnitt. 

Die  finanzwissenschaftliche  Bildiin»:  des  Steuersystems. 

III.    Die  Gebrauclisbestenerun».    A.    Ihre  Arten  und  Formen. 

Die  Finanztheorie  hat  bisher  in  ihrer  Beurtheilung  der  Verbrauchsteuern, 
des  HaupttheUs  der  von  mir  sogen.  Gebrauchsbesteuerung,  ge\röhnlich  zwei  nahe 
liegende  Fehler  nicht  genügend  vermieden.  Diese  Steuern  sind  einmal  leicht  als 
unentbehrlich,  wenigstens  da,  wo  es  sich,  wie  in  unseren  modernen  Staaten,  um 
die  Deckung  eines  grossen  Staatsbedarfs  handelt,  nachzuweisen  und  nicht  minder 
lassen  sich  bei  ihnen  schwere  Verstösse  gegen  die  obersten  Steuer- 
principien,  besonders  gegen  die  gerechte  Steuerverth eilung  unschwer  aufdecken, 
namentlich,  wenn  man  sich  an  die  üblichsten,  und  aus  practischen  Gründen  wenigstens 
in  gewissem  umfang  nothwendigsten  Arten  dieser  Steuern  hält.  Der  eine  Fehler  der 
Theorie  liegt  nun  darin,  dass  man  sich  mit  der  Praxis  wegen  der  ünentbehrlichkeit 
dieser  Steuern  über  jene  Verstösse  hinwegsetzt  oder  sich  durch  optimistische  An- 
nahmen in  Betreff  der  ausgleichenden  Wirkung  der  üeberwälzung  darüber  täuscht 
oder  —  täuschen  will  und  so  namentlich  das  Ziel  gerechter  Steuervertheilung  grossen- 
theils  und  jedenfalls  viel  mehr,  als  es  nöthig  ist,  aus  den  Augen  verliert.  Der  zweite 
Fehler  besteht  in  der  Hinwegsetzung  über  die  ünentbehrlichkeit  und  über  die  ent- 
wicklungsgesetzmässige  Begründung  dieser  Steuergattung  in  der  modernen  Welt,  indem 
aus  jenen  Verstössen  gegen  die  Steuerprincipien ,  bes.  gegen  die  gerechte  Steuer- 
vertheilung ein  unbedingtes  Verdict  gegen  die  ganze  Gattung  abgeleitet  wird.  Die 
Neigung  zu  dem  erstgenannten  Fehler  findet  man  in  der  soit-disant  pract.  Kichtung 
mancher  neueren  eclectischen  Finanztheoretiker,  in  Deutschland  auch  bei  Kau,  sogar, 
implicite  wenigstens,  bei  den  „Socialpolitikern",  bes.  bei  Held,  aber  im  letzten  Grunde 
selbst  noch  bei  Stein,  trotz  der  scheinbar  sehr  abweichenden  Auffassungen  des 
letzteren.  Der  zweite  Fehler  tritt  bei  jenen  theoretischen  Nationalökonomen  hervor, 
welche  die  Verbrauchsteuern  allein  für  sich,  ohne  Zusammenhang  mit  der  sonstigen 
Besteuerung  u.  ohne  Rücksicht  auf  die  geschichtlichen  Bedingungen  der  Entwicklung 
dieser  Steuergattung  beurtheilen:  er  findet  sich  schon  vor  den  Physiokraten  u.  A.  Smith 
bei  einzelnen  Theoretikern,  dann  bei  vielen  n.  bedeutenden  Nationalökonomen  u.  Finanz- 
schriftstellern der  Smith'schen  Schule,  ausserdem  bei  radicalen  Politikern  u.  neuerdings 
daher  besonders  bei  den  So  cialisten.  Eiu  Hauptvertreter  letzterer  Eichtung  ist 
Lassalle.  Seine  Auffassung  ist  bei  aller  ihrer  Einseitigkeit  viel  tiefer  u.  grossartiger, 
als  diejenige  der  sonstigen  Gegner  der  Verbrauchsteuern.  Sie  steht  in  Zusammenhang 
mit  einer  bedeutsamen  geschichtsphilosophischen  Betrachtung  des  ganzen  Steuerwesens, 
die  zwar  auch  sehr  einseitig,  aber  keineswegs  schlechtweg  unrichtig  ist.  Dadurch 
wird  es  gerechtfertigt.  Lassalle  als  den  bedeutendsten  neueren  Gegner  der  Ver- 
brauchsteuern anzusehen  u.  auf  ilin  mehr  Gewicht  als  auf  irgend  einen  anderen  Gegner 
dieser  Steuergattung  zu  legen.    Er  fasst  dabei  auch  so  ziemlich  Alles  zusammen,  was 
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die  Nationalökononion  u.  Politiker  vom  Standpuiict  der  (lorechtigkeit  aus  gegen  diese 
Besteuerung  einwenden.     Warum  hat  Stein  l.assallo  gar  nicht  berücksichtigt? 

Es  handelt  sich  hier  namentlich  um  zwei  literar.  Auslassungen  Lassalle 's.  Er 
hat  zuerst  in  einem  Vortrag  im  Berl.  llandwerkerverein,  der  u.  d.  T.  „Arbeiter- 
programm. Ueber  den  besond.  Zus.hang  der  gegenwärt.  Geschichtsperiode  mit  der 
Idee  des  Arbeiterstands"  in  Zürich  IStJH  erschienen  ist.  die  Frage  der  indirccten 
Steuern  kurz  berührt  (S.  26  tl.).  Wegen  dieser  Ausführungen,  als  geeignet,  „die 
besitzlosen  Classen  zum  Hass  u.  z.  Veracht.  gegen  d.  Besitzendon  öfFentl.  angereizt  zu 
haben",  gerichtlich  angeklagt  u.  in  1.  Instanz  vcrurtheilt,  hielt  er  dann  in  derAppeli.- 
instanz  vor  dem  K.  Kammergorioht  in  Berlin  eine  Vertheid.rede,  die  u.  d.  T.  ..Die 
indirecte  Steuer  und  die  Lage  der  arbeitenden  Classen"  ebenfalls  in  Zürich  1863  er- 
schienen ist  (136  S.V  Diese  Schrift  ist  bei  aller  tendenziösen  u.  gutgläubigen  Ueber- 
treibuDg.  die  ihr  den  Character  einer  Part  ei  sehr  ift  giebt,  doch  von  erheblichem 
^^'erth.  Sie  ist  zugleich  mit  einem  umfassenden  geschichtlichen  u.  namentlich  literar- 
geschichtl.  Material  ausgestattet,  so  dass  sie  in  letztrer  Hinsicht  wohl  das  vollständigste 
Kepertorium  von  Ausführungen  hervorragender  Nationalökonomen  u.  Finanztheoretiker 
u.  Politiker  von  Bodin,  Boisguilbert,  Forbonnais  an  bis  auf  die  neueste  Zeit 
gegen  die  Verbrauchsteuern  bildet  (S.  14  ff.). 

Lassalle  bringt,  ungleich  tiefer  als  irgend  ein  anderer  Gegner  oder  Anhänger 
der  Verbrauchsteuern,  die  Entwicklung  der  letzteren  in  Zusammenhang  mit  der  Ent- 
wicklung der  Geschichte  der  modernen  Gesellschaft  u.  ihrer  Classen.  Einzeln 
freilich  schon  früh  vorkommend,  bes.  in  den  Städten,  in  den  letzten  Jahrhunderten  sich 
ausdehnend,  im  17.  u.  18.  Jahrhund,  von  d.  absoluten  Staatsgewalt  des  unaufgeklärten 
und  aufgeklärten  Despotismus  weiter  entwickelt,  sind  sie  in  der  ,, Staatsbürger!. 
Periode"  oder  in  der  ökonomischen  Periode  der  „Vorherrschaft  des  beweg- 
lichen Kapitals"  (der  „Bourgeoisie")  zu  einem  Haupttheil  der  practischen  Staats- 
besteuerung ausgebildet  worden.  Oder  wie  Lassalle,  allerdings  bereits  über- 
treibend, wörtlich  in  s.  1.  Kede  (S.  27,  2te  Kede  S.  6)  sagt:  „.  .  .  der  Betrag  aller 
indirecten  Steuern  [wie  er  mit  vielen  Anderen  die  Verbrauchst,  nennt],  statt  die 
Individuen  nach  Verhältniss  ihres  Kapitals  und  Einkommens  zu  treffen,  (wird)  seinem 
bei  Weitem  grössten  Theile  nach  von  den  Unbemittelten ,  von  den  ärmeren  Classen 
der  Nation  gezahlt.  Nun  hat  zwar  die  Bourgeoisie  die  indirecten  Steuern  nicht  eigent- 
lich erfunden ;  sie  existirten  schon  früher.  Aber  die  Bourgeoisie  hat  sie  erst  zu  einem 
unerhörten  Systeme  entwickelt  u.  ihnen  beinahe  den  gesammten  Betrag  der  Staats- 
bedürfnisse aufgebürdet."  Letztere  Uebertreibung  erklärt  sich  z.  Th.  daraus,  dass 
Lassalle  in  unzulässiger  Weise  (bei  der  Grundsteuer  unter  Hinweis  auf  eine  hier  irrige 
Lehre  Kicardo's)  auch  die  Grundst.  als  eine  „auf  den  Getreidepreis  abgewälzte  und 
somit  definitiv  von  den  Getreideconsumenten  bezahlte"  [die  oben  S.  277  Note  22  er- 
wähnte, in  officiellen  Kreisen  bei  uns  vertretene  Theorie!],  ferner  die  Ge werbest., 
die  gesammten  Justizkosten  (unter  Absehen  vom  Gebührenelemente  darin)  zu  den 
„indirecten"  Steuern  rechnet  (Gerichtsrede  S.  7,  97).  was  dann  an  der  preuss. 
Steuerstatistik  ausgeführt  wird. 

Der  richtige  Kern  in  Lassalle's  Auffassung,  für  den  ihm  der  „Autoritäten- 
beweis" auch  vollständig  gelingt,  ist,  dass  durch  die  wichtigsten  der  üblichen  Ver- 
brauchsteuern eine  relative  Steuer-Ucberlastung  der  unteren  Classen  herbeigeführt 
wird,  welche  sich  durch  üeberwälzung  in  keiner  Weise  genügend  aus- 
gleicht (Ger.rede  S.  36  ff.).  Darin  liegt  eine  unbestreitbare  Verletzung  der 
Gleichmässigkeit  der  Besteuerung.  Von  diesem  Gesichtspunct  aus  haben 
auch  so  zahlreiche  Nationalökonomen  gegen  diese  Steuern  Bedenken  geäussert  und 
mitunter  die  Beseitigung  dieser  Abgaben,  bez.  die  Ersetzung  derselben  durch  directe 
Schätzungen  u.  dgl.  verlangt.  Bei  Lassalle  a.  a.  0.  finden  sich  hier,  allerdings  mit 
besond.  Auswald  der  polemischen,  seinem  Zweck  dienenden  Kraftstellen  der  Autoren, 
reichere  literar.  Ausweise  als  sonst  irgendwo,  S.  14  (f.  S.  auch  Rau  II,  §.  406, 
Note  a;  Stein  II,  200  (i.  Die  Nationalökonomen  heben  dabei  gewöhnlich  auch  die 
sonstigen  Nachtheile  der  Verbr.steuern ,  ihre  "\'erstösse  gegen  die  volkswirthschaftl. 
Interessen  und  gegen  die  Grundsätze  richtiger  Steuerverwaltung  hervor.  Die  Physio- 
kraten,  wie  Quesnay  selbst,  mtisstcn  schon  von  ihrem  princip.  Standpuncte  aus 
vollends  die  Verbr.-  oder  indir.  Steuern  verwerfen.  A.  Smith,  b.  V,  eh.  2,  sect.  2, 
in  einem  Abschn.  d.  4.  Artikels  („taxes  upon  consumable  commodities")  (Asher 
n,  399  fl.)   urtheilt   streng   über  diese  Steuern,    wenn  er  ihren  Einfluss  anf  die  noth- 
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wendigsten  Lebensmittel  mit  dem  Einfluss  eines  unfruchtbaren  Bodens  oder  eines 
schlechten  Klimas  vergleicht  und  über  die  Ueberwälzung  denkt  er  in  dem  practisch 
wichtigsten  Falle  nicht  optimistisch.  Von  einer  Steuer  auf  die  von  ihm  sogen,  neces- 
saries  of  life  nimmt  er  an,  dass  sie,  wie  directe  Lohnsteuern,  wenigstens  nach  einiger 
Zeit  zu  einer  Lohnerhöhung  u.  schliesslich  zu  höheren  Waarenpreisen  fiir  den  Con- 
sumenten  führe.  Steuern  auf  andere,  von  Smith  luxuries  of  the  poor  gen.  Artikel 
bewirken  nach  ihm  aber  nicht  nothwendig  eine  Erhöhung  des  Arbeitslohns.  (Lassalle 's 
Citate  aus  Smith,  Indir.  St.  S.  21  ff.,  nach  d.  französ.  üebersetzung  v.  Garnier  sind 
etwas  tendenziös  herausgesucht).  J.  B.  Say  hebt  den  stark  umgekehrt  progress. 
Character  der  Verbrauchst,  scharf  hervor  (cours  compl.  d'econ.  polit.  VIII  partie  eh.  4): 
ähnlich  Sismondi  in  s.  nouv.  princ.  II,  1.  6,  eh.  6  (2.  ed.  p.  210  S.  „le  riebe  6chappe 
ä  presque  tous  les  imputs  sur  sa  consommation ;  reduire  tous  les  impöts  ä  celui  sur 
la  consommation  c'est  ramener  le  Systeme  feodal,  oii  le  noble  et  le  riebe  ue  payent 
rien",  aus  d.  Table  analyt.  II,  4S5).  Aehulich  auch  Deutsche.  So  bes.  scharf  Lotz, 
Handb.  lU,  175  (Kraftstellen  bei  LassaÜe,  Ind.  St.  S.  25  ff.).  Von  älteren  Finanz- 
schriftstellern Eschenmaier,üb.  d.  Consumtionsst.  Heidelb.  1S13,  Kröne ke,  Grunds. 
N.  3 ,  v.  Liechtenstern,  Aphorism.  u.  Notizen  über  wichtige  Zweige  d.  Fin.wes. 
Altenb.  1821  S.  31,  v.  Almenstein,  üb.  d.  Vorzüge  u.  Mängel  d.  indir.  Besteuer. 
Dtisseld.  1S31.  Von  Neueren  s.  Pfeiffer,  Staatseinn.  II,  342 — 367,  der  Typus  der 
liberalen  Oekonomik  in  dieser  Frage:  bes.  gegen  die  Verbr.steuem  die  ungleiche 
Belastung  des  Einzelnen,  die  theure  Erhebung,  die  Reizung  zur  Umgehung  geltend 
gemacht  u.  im  Schlussurtheil  „aufs  Entschiedenste  die  Aufhebung  der  Verbrauchst, 
u.  bes.  der  indirecten  unter  ihnen"  verlangt  (S.  364),  —  freilich  nur  als  Ziel,  das 
nicht  sofort  zu  erreichen  sei. 

Jener  anderen  Richtung  in  der  Literatur  u.  in  der  Praxis ,  welche  sich  mit  den 
Verbrauchsteuern  mehr  oder  weniger  gut  abfindet  oder  sich  selbst  mit  ihnen  befreundet 
u.  dieselben  bes.  befürwortet,  muss  man  den  Vorwurf  machen,  dass  sie  die  hervor- 
gehobene Schattenseite  dieser  Steuern  zu  leicht  nimmt  und  nicht  genügend  auf  Aus- 
gleichungsmittel,  bes.  im  Gebiet  der  directen  Erwerbsbesteuerung,  sinnt.  Das  Richtige 
liegt  auch  hier  in  der  Mitte  zwischen  den  Ansichten  u.  Forderungen  der  unbedingten 
Gegner  und  der  zu  willfährigen  und  zu  optimistischen  Anhänger  dieser  Steuern. 

Man  wird  nemlich  Lassalle 's  und  der  Socialisten  Auffassung  der  indirecten 
Verbrauchsteuern,  als  derjenigen  Steuerform,  durch  welche  die  besitzende  Classe  im 
Zeitalter  der  Vorherrschaft  des  mobilen  Kapitals  die  formell  aufgegebene  u.  gesetzlich 
aufgehobene  Steuerfreiheit  reell  im  Wesentlichen  wieder  herstelle,  doch  nur  in  be- 
schränktem Maasse  als  richtig  zugeben  können,  auch  wenn  man  nicht  zu  den 
Anhängern  der  Optimist.  Ceberwälzungstheorie  der  indirecten  Lohnsteuern  gehört. 
Lassalle  selbst  imputirt  der  ., Bourgeoisie"  nicht  den  bewussten  nackten  Egoismus  in 
diesen  Dingen.  Er  macht  nur  mit  Recht  geltend,  dass  jede  auf  die  Staatsgesetz- 
gebung Einfluss  gewinnende  Classe  gleichsam  instinctiv  ihr  Classeninteresse  vertritt 
und  deshalb  den  Besitzenden  heutzutage  die  Verbrauchsteuern  viel  sympathischer  als 
directe  Einkommen-  u.  ähnliche  Steuern  sind.  In  diesem  Umfang  ist  die  Auffassung 
wohl  richtig  und  psychologisch  begründet,  auch  durch  manche  Thatsachen  bestätigt 
(Frankreichs  Steuerpolitik,  bes.  auch  seit  1S71!  Günstige  Beurtheilung  der  Ver- 
brauchsteuern in  Deutschland  seit  1S7S).  Es  ist  dieselbe  Erscheinung,  als  wenn  die 
nicht-besitzenden  Classen  progress.  Einkommensteuern  u.  dgl.  wünschen  (s.  o.  §.  352 
über  „sociale"  Steuerkämpfe). 

Aber  Lassalle's  geschichtliche  Begründung  der  Entwicklung  der  Ver- 
brauchsteuern ist  eine  einseitige  und  seine  ganze  Theorie  enthält  daher  auch  eine 
wesentliche  Lücke.  Der  Erklärungs-  und  Rechtfertigungsgrund  der  Zunahme  der 
Gesammtbestenerung  u.  der  absoluten  u.  relativen  Vermehrung  der  Verbrauchsteuern 
liegt  in  der  Steigening  des  öffentlichen  Bedarfs  u.  des  Nationaleinkommens,  sowie  in 
einer  derartigen  Difierenzirung  des  letzteren,  dass  auch  den  unteren  arbeiten- 
den Classen  ein  Betrag  davon  zufällt,  welcher  bei  der  erforderlichen  grösseren 
Gesammtbestenerung  nicht  unbedingt  unbesteuert  bleiben  kann.  Das  Einkommen  des 
einzelnen  ., Arbeiters"  ist  für  die  Besteuerung  unwesentlich,  das  Einkommen  der 
Gesammtheit  der  unteren  Classen  bildet  aber  eine  so  grosse  Quote  vom  Volks- 
einkommen, dass  es  in  der  Regel  mit  besteuert  werden  muss.  Das  Einkommen  einer 
grossen  Zahl  von  Personen  u.  Familien  der  unteren  Classe  enthält  auch  einen  gewissen, 
wenngleich   kleineu   Betrag   ..freien"  Einkommens,   wie  sich  gerade   aus  den   Cou- 
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SU mtions Verhaltnissen  mit  crgiebt.  Dieser  Betrag  kann  nach  dem  Princip  der 
Leistungsfähigkeit  mit  besteuert  werden.  Ohne  dass  ferner  hier  die  früher  abgewiesene 
falsche  Anwendung  des  Priucips  von  Leistung  u.  Gegenleistung  stattfände  (s.  §.  419), 
ist  doch  in  der  Frage  der  Verbrauchsbesteucrung.  als  eines  Hauptmittcls  zur  Be- 
steuerung der  unteren  Classen,  auf  den  inneren  lirund  der  Zunahme  des  Finanz- 
bedarfs hinzuweisen,  aus  der  wieder  die  Nothwendigkeit  höherer  Besteuerung  hervor- 
geht: die  Gemeinwirthschaft  übernimmt  immer  m  e h r  Thätigkeitcn  u.  führt  sie 
immer  besser  aus  u.  zwar  wesentlich  auch  mit  im  Interesse  der  unteren 
Classen.  Ein  Punct,  der  von  Lassalle  ganz  bei  Seite  gesetzt,  dagegen  namentlich 
von  Stein,  nur  in  etwas  abweichender  Formulirung,  sachlich  aber  übereinstimmend, 
mit  Kecht  für  die  Frage  der  Verbrauchsbesteuerung  als  wichtig,  ja  als  entscheidend 
hervorgehoben  wird:  Stein  (U,  172  u.  a.  a.  Stelleu)  verlangt  mit  Recht  als  Ersatz 
der  Steuerzahlung  die  Keproductivität  der  Steuer  in  den  Leistungen  der 
Verwaltung.  Hier  ist  nun  auch  für  die  unteren  Classen  an  alles  das  zu 
erinnern,  was  gerade  der  moderne  Staat  u.  seine  Communen  direct  u.  indircct 
für  die  ganze  Bevölkeruug  u.  vielfach  speciell  für  die  unteren  Classen  leisten;  Unter- 
richt, Sanitäts-,  Armen-,  Verkehrswesen  u.  s.  w.,  aber  auch  „Sicherheitswesen" 
kommt  in  Betracht,  wenn  man  nur  bedeakt,  in  welchem  Maasse  die  innere  u.  äussere 
Sicherheit  im  Staate  gegenüber  den  Gewaltthaten  und  Kriegszügen  früherer  Perioden 
auch  dem  ,, Arbeiter"  zu  Gute  kommen.  Der  moderne  Staat  hat  diese  Aufgaben 
an  sich  genommen,  er  braucht  dafür  Mittel  zur  Kostendeckung  und  wenn  er  selbst 
durch  eine  manches  Unbillige  enthaltende  Verbrauchsbesteuerung  diese  Mittel  auch 
den  unteren  Classen  mit  abnimmt,  so  verbessern  diese  durch  eine  solche  rechtlich 
geordnete  regelmässige  Contribution  ihre  Lage  immer  noch  wesentlich  gegen  früher. 
Man  darf  nicht  übersehen,  dass  hier  vielfach  nur  ein  Theil  der  älteren  Frohndeu  und 
Grundabgaben.  Schutzgelder  u.  dgl.  für  die  Schutzgewährung  an  den  Grund- 
und  Schutzherrn  in  die  neue  Form  der  Staatssteuer  verwandelt  wird.  Zur  Berich- 
tiguug  und  zur  Ergänzung  von  Lassalle's  Auffassung  ist  es  nothwendig,  dies  sehr 
zu  beachten. 

Von  dem  hier  gegen  Lassalle  vertretenen  Gesichtspunct  aus  möchte  die  Ver- 
brauchsbesteuerung mid  zwar  gerade  eine  solche  von  nothwendigen  Arbeiter- 
consumtibilien  (Salz,  Petroleum!)  sogar  noch  ein  besonderes  Hilfsmittel  bieten, 
um  wichtige  ökonomische  Probleme  der  Arbeiterfrage  leichter  ihrer  Lösung  entgegen 
zu  führen.  So  erscheint  z.  B.  selbst  die  Salzsteuer  (ähnlich  die  Branntwein-  und 
Schanksteuer)  sofort  in  andrem  Lichte,  wenn  man  etwa  aus  ihrem  Ertrage  die  Mittel 
zur  Orarantie  und  Dotation  eines  umfassenden  Arbeiterversicherungsweseus  zur  Ver- 
fügung stellte,  ein  Plan,  den  ich  mir  anderswo  weiter  zu  verfolgen  vorbehalte.  Der 
steuertechnische  Vorzug  der  ,,indirecten"  vor  der  .,directen  Erhebung"  liesse  sich 
dabei  einmal  unmittelbar  in  einer  Angelegenheit  fundamentalsten  Arbeiterinteresses 
verwerthen. 

Statt  aber  in  der  obigen  oder  in  ähnhchcr  Weise  die  entwicklungs- 
gesetzmässige  Begründung  der  Verbrauchsteuern  zu  liefern,  haben  die  Anhänger 
der  letzteren  die  gar  nicht  zu  bestreitenden  Mängel  dieser  Steucrart  beschönigt  oder 
ignorirt  und  es  so  versäumt,  die  richtigen  Forderungen  zur  Ergänzung  des  ganzen 
Steuersystems  u.  zur  Ausgleichung  jener  Mängel  zu  stellen.  Der  blosse  Hinweis 
auf  die  „practische  Unentbehrlichkeit"  ist  keine  genügende  wissenschaftliche 
Begründung.  Die  Beweisführung  der  mehr  oder  weniger  bedingten  oder  unbedingten 
Anhänger  der  Verbrauchsteuern  bedarf  deswegen  ebensowohl  eine  Einschränlcung  als 
diejenige  der  Gegner.  Von  Früheren  s.  z.  B.  Sonnenfels,  Fin.  §.  1G.5  ff.,  Jacob, 
Fin.  I,  §.  6S3  fi'.  (geht  v.  d.  pract.  Unmöglichkeit  aus,  mit  d.  Einkommenst.  allein  bei 
starken  öffentl.  Bedürfnissen  auszureichen),  Fulda  §.  202  ff. ;  v.  Malchus,  Fin.  L 
§.  60,  61,  S.  283 — 299  (Vorführung  der  Gegengründe  gegen  Vcrbr.steuern  u.  Versuch 
der  Widerlegung,  aber  bei  manchem  Richtigen  gewiss  nicht  mit  dem  von  Stein 
n,  201  gerühmten  Erfolg,  dass  „seit  dieser  Zeit  kein  ernstlicher  Zweifel  gegen  diese 
Steuern  mehr  erhoben  worden  sei";  der  alte  bequeme,  aber  grossentheils  unrichtige 
Verlass  auf  Ueberwälzung  auf  die  Reichen  (s.  u.  §.  511)  ist  auch  Malchus*  Einwand 
gegen  den  Vorwurf  einer  Ueberlastung  der  unteren  Classen  durch  die  Verbr.steuem, 
S.  2S9);  Hoffmann,  Steu.  S.  245  ff.  (sehr  kurz  und  ohne  princip.  Begründung); 
M'Culloch.  taxation  p.  14S;  Mill.  princ.  b.  V,  eh.  4  u.  6. 
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Auch  die  Beveisführung  von  Bau  u.  anderen  neueren  Finanztheoretikern  befriedigt 
nicht.  Kau  (II,  §.  406 — 424)  sieht  in  den  von  ihm  mit  Vorliebe  sogen.  Aufwand- 
steuem  nur  einen  anderen  Weg  zur  Besteuerung  des  Einkommens,  als  mittelst  der 
Schätzungen  (§.  406).  In  der  Erörterung  über  d.  Verhältn.  d.  Steuer  zu  den  Ein- 
künften (§.  407)  tritt  ein  klares  ürtheil  nicht  hervor,  doch  ist  Eau's  vorsichtige 
Zurückhaltung  in  der  günst.  Beurtheilung  dieser  Steuern  nicht  zu  verkennen.  Er 
schliesst:  „.  .  .  es  ist  nicht  zu  erwarten,  dass  auch  die  sorgfältig  abgefassten  Gesetze 
über  die  Aufwandsteuern  eine  vollkommen  gleichförmige  Belastung  aller  FamUien  nach 
ihrer  Steuerfähigkeit  bewirken.''  Nach  verschiedenen  Erörterungen  über  d.  volkswirthsch. 
u.  finanz.  Wirkungen  d.  Yerbrauchsteuern,  wobei  kaum  haltbare  Meinungen  über  den 
Zusammenhang  zwischen  der  Yerbr.besteuer.  u.  dem  Sparen  u.  Kapitalbilden  (§.  408) 
unterlaufen,  kommt  in  §.  415  gleichwohl  das  Ergebniss:  „Die  Erfahrung  hat  die 
Unschädlichkeit  der  nach  geläuterten  Grundsätzen  angelegten  Aufwandsteuern,  ihre 
Verträglichkeit  mit  den  Fortschritten  des  Wohlstands  u.  ihre  Zweckmässigkeit  in  den 
meisten  Staaten  dargethan."'  Nicht  selten  von  den  practischen  Anhängbrn  dieser 
Steuern  geäusserte  Ansichten,  aber  schlechterdings  so  gar  nicht  zu  beweisende  Sätze. 
Rau  meint  dann  in  §.416:  ..bei  den  gegenwärtigen  Zuständen  im  Steuerwesen  sei  es 
nützlich,  die  Aufwandsteuern  neben  den  Schätzungen  bestehen  zu  lassen,  um  durch 
eine  Verbindung  beider  Gattungen  die  unvermeidlichen  Fehler  und  Nachtheile  einer 
jeden  zu  verringern".  Darauf  kommen  §.  417  ff.  einige,  im  Ganzen  richtige,  aber 
nicht  ausreichende  Grundsätze  f.  d.  Einrichtung  der  Aufwandsteuern.  In  Betr.  der 
Ueberwälzung  urtheilt  auch  Rau  §.  421,  422  skeptisch,  selbst  in  Bez.  auf  Steuern 
auf  die  nöthigen  Lebensmittel  u.  meint,  dass  auch  da,  wo  die  Ueberwälzung  gelingt, 
sie  nicht  ohne  bedenkl.  Folgen  sei.  Diese  ganze  Behandlung  der  wichtigen  Frage 
ist,  wie  Stein  II,  201,  richtig  bemerkt,  bei  allem  Zutreffenden  u.  Beachtenswerthen, 
das  sie  enthält,  doch  durchaus  ohne  festes  Princip  über  das  A\'esen  und  die  wahre 
Steuerquelle  dieser  Steuerart.  Aehnliches  gilt  von  der  auch  sonst  nichts  Bemerkens- 
werthes  bietenden  Behandlung  von  ümpfenbach,  I,  §.  99  ff.,  worin  über  die  Be- 
denken in  Betr.  der  ungleichen  Belastung  hinweg  gegangen  wird.  —  Hock  betrachtet 
die  Verbr.steuern  nur  vom  Standpunct  der  steuertechn.  Zweckmässigkeit  aus  als  einen 
Ersatz  der  Personalsteuer  der  unbemittelteren  u.  als  eine  Ergänzung  der  Einkommen- 
steuer der  wohlhabenderen  Classen  (S.  82,  152),  ganz  richtig,  aber  ohne  ausreichende 
principielle  Begründung  u.  anders.  Begrenzung  des  Verbrauchsteuersystems. 

In  Hinsicht  auf  die  principielle  Begründung  Hegt  nun  wieder  ein  unver- 
kennbarer Fortschritt  in  dem  Kern  der  Stein 'sehen  Ansicht  (bes.  II,  170  ff.),  dass 
„die  indirecte  (worunter  er  hier  trotz  seiner  abweichenden  Terminologie  wesentlich 
die  Verbr.st.  versteht)  Steuer  die  Besteuerung  der  Arbeit  sei."  Nur  hat  Stein  diese 
eigentlich  ziemlich  einfache  Auffassung,  die  von  keinem  anderen  Autor  oder  Practiker 
ganz  verkannt  werden  konnte ,  in  unnöthig  weitläufiger  Weise  mit  einem  Aufwand 
schwer  verständlicher  u.  doch  ganz  entbehrlicher  Dialectik  entwickelt,  so  dass  diese 
sachlich  vielfach  richtigen  Partieen  in  formeller  Hinsicht  zu  den  schwerst  geniessbaren 
des  ganzen  Werks  gehören.  Hier  wird  wirklich  Einfaches  höchst  unnütz  complicirt 
(s.  0.  S.  143).  Für  sachlich  falsch  u.  bedenklich  halte  ich  ferner  Stein's  eben- 
falls noch  zu  weitgehende  Hinwegsetzung  über  den  Einwand  der  „Ungieichmässigkeit" 
und  der  Ueberlastung  der  unteren  Classen.  Die  an  sich  richtige  Ausbildung  der 
„Genusssteuer",  die  Auswahl  der  Steuerobjecte  und  die  rationelle  Bestimmung  der 
Steuerfüsse  helfen  nicht  allein  ab,  zumal  Stein  selbst  wiederholt  die  Unmöglichkeit 
zugestehen  muss,  durchgreifend  zwischen  den  Artikebi  zu  unterscheiden,  welche  der 
..Verzehrungssteuer"  auf  Nahrungsmittel  u.  der  ., Genusssteuer"  angehören  (II,  182  ff., 
anders.  179).  Vielmehr  muss  gerade,  soweit  Verbrauchsteuern  für  die  Deckung  des 
Finanzbedarfs  unentbehrlich  sind  u.  eine  Ueberlastung  gewisser  Classen  u.  Personen 
(Familien!)  durch  sie  anzunehmen  ist,  ohne  dass  man  sich  auf  Ueberwälzung  verlassen 
kann,  eine  Ausgleichung  durch  Massregeln  in  der  Erwerbs-  u.  Besitzbesfeuerung, 
im  Steuerfuss  der  Einkommensteuer  u.  s.  w.  erfolgen  (s.  u.  §.  530).  Für  steuer- 
tcchnisch  unrichtig  und  auch  principiell  nicht  geboten  halte  ich  ferner  Stein's 
wiederum  dialectisch  abgeleitete  Consequenz,  dass  die  Verzehrungssteuer  durch  eine 
dirccte  Classensteuer  (die  ,,directc  Form  der  indirecten  Besteuerung  als  Einkommen- 
steuer" — !  wie  sie  Stein  in  der  Consequenz  seiner  absonderlichen  Terminologie 
nennt!)  ersetzt  werden  müsse,  wo  denn  der  preuss.  Vorgang  besonders  gepriesen 
wird  (II,  189  ff'.,  207,  231  fF.).    Die  preuss.  Erfahrung  spricht  nicht  hierfür.'    Stein 
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unterschätzt  S.  233  ft".  die  steuertechn.  Schwierigk.  einer  solchen  dirccten  Steuer  der 
Arbeit  erheblich.    S.  unten  §.  500,  bes.  Note  3. 

Unter  den  neuesten  Schriften  über  Steuerwesen,  welche  sich  niiher  mit  der  Ver- 
brauchsbesteuerung  beschäftigen,  verdient  auch  wegen  einer  eigenthumlichen  prin- 
cipi eilen  Begründung  und  Empfehlung  gewisser  Arten  von  Verbrauchsteuern, 
nemlich  der  hohen  Branntwein-  u.  Tabaksteuer,  die  vorzügliche  vergleichend- 
linanzstatistische  Arbeit  von  Ph.  Gerstfeldt,  Beiträge  z.  i^eichssteucrfrage,  Lpz.  1879 
trotz  ihres  vornemlich  practischen  Inhalts  hier  in  der  allgcm.  Steuerlehre  bes.  hervor- 
srehoben  zu  werden,  tierstfeldt  stellt  keine  neue  Ansicht  auf,  sondern  eine  bes.  in 
Betr.  der  Branntweinsteuer  öftei-s  von  der  Gesetzgebung  angenommene,  aber  er  fuhrt 
^ie  beachtenswert!!  aus.  Er  sucht  die  Verbrauchsteuerobjecte  nach  ihrer  grösseren 
u.  geringeren  Schädlichkeit  u.  Unschädlichkeit  zu  classiticircn  u.  verlangt  eine 
möglichste  Freigebuug  unentbehrlicher  Objecte  (Salz),  eine  nur  niedrige  Besteuerung 
absolut  unschädlicher  Genussmittel  (Zucker,  Katfee,  Theo),  eine  höhere  der  relativ 
unschädlichen  (Bier.  Wein)  und  eine  sehr  hohe  der  „relativ  schädlichen" 
Branntwein  u.  Tabak).  Bei  einer  Vcrgleichung  der  Besteuerung  Deutschlands  u.  des 
Auslands  wird  dann  namentlich  die  bisher  so  überaus  niedrige  deutsche  Tabak-  und 
Brauntweinbesteuerung  beklagt.  Indessen  beruht  Jene  Classification  doch  etwas  auf 
subjectiver  Auffassung  und  behandelt  auch  den  Branntweinconsuni  zu  unbedingt  als 
schädlich,  wie  von  Conrad  i^Jahrb.  1ST9,  II,,  307)  mit  Kecht  entgegnet  wird.  Nament- 
lich aber  wird  der  sittenpolizeiliche  Gesichtspunct  hierbei  zu  einseitig  betont  u. 
übersehen,  dass,  selbst  wenn  er  ganz  richtig  u.  das  dabei  erstrebte  Ziel  ganz  sicher 
erreichbar  wäre,  hier  immer  doch  eine  bedenkliche  Verletzung  der  Gleich- 
mässigkeit  der  Besteuerung  bei  der  hohen  Tabak-  u.  Branntweinsteuer  bleibt: 
ein  von  Gerstfeldt  mit  Unrecht  ganz  bei  Seite  gesetzter  Gesichtspunct.  Möglich  sogar, 
dass  bei  der  sehr  hohen  Branntweinsteuer  der  Säufer  sich  nicht  nur  physisch  und 
psychisch,  sondern  zugleich  auch  ökonomisch  ruinirt,  gerade  wegen  der  Steuer. 
Die  einseitige  Hervorhebung  des  sittenpolizeil.  Gesichtspuncts  in  diesen  Dingen  hat 
auch  sonst  ihre  Bedenken,  bei  aller  partiellen  Kichtigkeit.     S.  u.  §.  503  a. 

In  der  sonstigen  neueren  u.  neuesten  deutscheu  Finanzliter,  ist  die  Verbrauchs- 
besteuerung mebtens  nur  in  Betr.  Steuer  technischer  Einzelheiten  genauer  be- 
handelt worden.  Ein  Mangel  bleibt  in  den  Untersuchungen  über  Einkommenst.,  Ver- 
mögenst. ,  Steuerfuss,  dass  dabei  auf  das  Nebenhergehen  (und  in  welchem 
Maassei)  der  Verbr. steuern  wenig  oder  gar  keine  ßücksicht  genommen  wird. 
Das  ist,  worin  ich  Stein  ganz  beistimme  (II,  175,  202),  auch  den  Schriften  von  Neu - 
mann  n.  Held  vorzuwerfen:  Was  Letztrer  in  dieser  Hinsicht  im  7.  Kap.  s.  Eink.st. 
sagt,  reicht  bei  Weitem  nicht,  auch  von  dem  Standpuncte  seines  speciellcn  Themas 
nicht  ans.  um  die  wichtige  Frage  der  Verbr.steuern  u.  die  connexe  der  angemessenen 
Einrichtung  der  Gesammtbesteuerung  dadurch  zu  erledigen:  jene  Steuern  störten  und 
beschädigten  zwar  die  Production.  seien  aber  den  Consumcnten  aus  den  niederen 
Ständen  gegenüber  die  einzig  mögliche  Art  der  Besteuerung.  Damit  ihre  Vortheile 
überwögen ,  müssten  sie  auf  entbehrliche ,  aber  allgemein  consumirte  Artikel  gelegt 
sein  und  dürften  nicht  auf  Kosten  der  directen  Steuern  unnöthig  ausgedehnt  werden, 
S.  176  ff.,  wo  die  Frage  der  gerechten  SteuervertheUung  aber  ganz  zurücktritt  und 
was  ,.unnöthige"  Ausdehnung  der  directen  Steuern  sei,  fraglich  bleibt.  — 

Der  Standpunct  unserer  neuesten .  der  Entwicklung  der  Verbrauchsteuern  so 
günstigen  deutschen  Praxis  wird  am  Deutlichsten  von  Fürst  Bismarck  selbst  ver- 
treten, bes.  in  s.  Reden  im  Reichstage.  1S78,  187!),  z.  B.  in  d.  Sitz,  am  28.  Febr.  1878, 
Reichstagsverhandl.  stenogr.  Ber.  S.  142.  Was  andere  Practiker  u.  Theoretiker  neuer- 
dings in  ähnl.  Richtung  geleistet  haben ,  läuft  auf  eine  Paraphrase  dieser  Bismarck'- 
schen  Steuerpolitik  hinaus.  Vgl.  darüber,  in  einer  Hinsicht  beistimmend,  in  andrer 
ergänzend,  berichtigend  u.  ablehnend,  meinen  Aufs,  über  d.  schwebenden  deutschen 
Fin.fragen  in  d.  Tüb.  Ztschr.  1879,  S.  92  ff.,  auch  Conrad's  gen.  Anzeige  von 
Gerstfeldt  und  ebendaselbst  von  Geffcken. 

Aus  der  fremden  Liter,  verweise  ich  auf  die  vielfach  zutreffende  Kritik  von 
CliffeLesIie  in  3.  financ.  reform.,  uam.  aber  auf  die  zwar  wieder  der  principiellen 
Erfassung  der  Probleme  entbehrende,  aber  vom  Standpunct  der  pract.  Zweckmässigkeit 
u.  der  Steuertechnik  aus  gut  die  Frage  behandelnde  eingehende  Erörterung  von  Leroy- 
Beaulieu,  eh.  4,  II,  210  ff.  über  d.  dir.  u.  indir.  Steuern.    Die  „inductiven"  Beweis- 
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führungen  sind  freilich  auch  hier,  wie  gewöhnlich,  nur  mehr  oder  weniger  zutreffende, 
im  Ganzen  für  sich  nicht  viel  beweisende  statistische  Belege  deductiv  gewonnener  Sätze. 

In  den  folgenden  Abschnitten  werden  die  Verbrauchsteuern  vornemlich  als  solche, 
mehr  nur  nebenbei  als  indirecte  untersucht.  Ergänzungen  in  letztrer  Hinsicht  in 
Hauptabschnitt  4. 

Die  verwandte  Frage  der  N  u  t  z  Vermögens  -  u.  Luxussteuer  s.  oben  in  §.  4S9  u. 
unten  in  §.  494,  nebst  der  Note  5  in  §.  493  über  Bilinski's  Theorie. 

Mit  Eücksicht  auf  die  vorausgehende  längre  literar.  Note  sind  die  Citate  in  den 
Noten  der  folgenden  Abschnitte  möglichst  knajip  gehalten  worden.  Die  Anführung 
einzelner  Ansichten  hat  auch  nur  relativen  Werth,  da  dieselben  im  Zusammenhang  mit 
der  ganzen  Auffassung  eines  Autors  heuxtheilt  werden  müssen. 

I.  —  §.  490.  Die  Stellung  der  Gebrauchsbesteue- 
rung  in  der  Gesammtbesteuerung  und  ihre  Formen. 
Die  Gebrauchs-,  namentlich  die  im  engeren  Sinn  sogenannte  Ver- 
brauchsbesteuerung ist  nach  der  geschichtlichen  Entwicklung  die 
zweite  grosse  practisch  wichtige  Hauptgruppe  der  Besteuerung 
neben  der  Erwerbsbesteuerung,  da  die  Besitzbesteuerung,  wie  sich 
zeigte,  nur  eine  untergeordnete  Bedeutung  erlangt  hat.  Nach  der 
Grösse  ihres  Antheils  vom  Ertrage  der  Gesammtbesteuerung, 
wenigstens  der  staatlichen,  nimmt  die  Gebrauchsbesteuerung  so- 
gar die  erste  Stelle  ein  (§.  450).  Die  eigentliche  Verbrauchs- 
besteuerung ist  zugleich  fast  ganz  sogen,  indirecte,  die  Er- 
werbsbesteuerung, dieser  Haupttheil  der  Schätzungen,  zugleich 
grossentheils  directe.  Es  handelt  sich  hier  jetzt  darum,  die 
Geeignetheit  der  Gebrauchsbesteuerung  zu  prüfen, 
unter  möglichster  Berücksichtigung  der  obersten 
Steuerprincipien  statt  und  neben  der  Erwerbsbesteue- 
rung zu  einer  richtigen  reellen  Besteuerung  des  Ein- 
kommens der  steuerpflichtigen  Personen  zu  führen. 
Denn  davon  hängt  das  Urtheil  über  die  Stellung  dieser  Steuer- 
gattuug  im  Steuersystem  ab  und  sind  dann  entsprechende  An- 
forderungen an  die  Einrichtung  des  Systems  zu  stellen. 

Die  Gebrauchsbesteuerung  kann  nun  möglicher  Weise  folgende 
drei  Formen  annehmen: 

A.  Erstens  kann  sie  eine  allgemeine  Verbrauchssteuer 
sein,  ein  Seiteustück  zur  allgemeinen  Einkommensteuer,  indem  sie 
denGesammtverbrauch  einer  Person  an  wirthschaftlichen  Gütern, 
bez.  an  Geld  in  einer  Wirthschaftsperiode  (Jahr)  in  einer  Werth- 
summe  (Geld)  veranschlagt  und  besteuert,  wobei  folgerichtig  eine 
Quote  für  die  Abnutzung  des  Nutzvermögens  einzurechnen  sein  würde. 

B.  Zweitens  kann  sie  eigentliche  oder  Verbrauchssteuer 
im  engeren  Sinne  sein,  indem  sie  gewisse  einzelne  Sach- 
güter  (Artikel)  des  Consums,   welche  vor  erfolgtem  Consum, 
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momentan  wenigstens,  wesentlich  zum  Verbrauchsvermögeu  ge- 
hören, belastet:  der  weitaus  wichtigste  Hauptfall  der  Gebrauchs- 
besteuerung. 

C.  Drittens  endlich  kann  sie  sich  an  das  Nutz  vermögen 
knlipfen  und  dessen  Nutzungen,  sowie  gewisse  persönliche 
Genüsse  treffen.  Hier  wird  sie  dann  meistens  wieder  eine 
partielle  Vermögenssteuer  oder  eine  Luxussteuer,  mithin 
nach  der  frtihereu  Terminologie  eine  nominelle  Besitzsteuer. 

II.  —  §.  491.  Eine  allgemeine  Verbrauchssteuer  ist 
statt  der  Einkommensteuer  principiell  gefordert  worden,  weil  sie 
mehr  als  diese  der  Gerechtigkeit  und  richtigen  wirthschaftlicheu 
Grundsätzen  entspreche  und  steuertechnisch  leichter  und  sicherer 
aufzulegen  sei.  ^)  Diese  Begründung  kann  aber  nicht  für  zu- 
treffend gelten.  Die  ausdrücklich  beabsichtigte  Consequenz  wäre, 
dass  das  Einkommen  einer  Person  nicht  vollständig,  sondern  ver- 
schieden nach  seiner  Verwendung  besteuert  würde:  nur  der  ver- 
brauchte, nicht  der  „ersparte"  Theil  würde  zum  Maassstab 
für  die  Steuervertheilung.  Abgesehen  von  der  Schwierigkeit  der 
practischen  Durchführung  einer  solchen  Trennung,  welche  bei 
manchem  „Verbrauch'',  z.  B.  für  Erziehung  und  Unterricht  der 
Kinder  in  der  Familie,  überhaupt  kaum  möglich  ist,  da  dieser 
„Verbrauch"  hier  eigentlich  eine  Kapitalanlage  darstellt,  —  so  ist 
auch  das  Princip  selbst  unhaltbar.     Unter  dem  Anschein  einer  ge- 


•)  S.  diesen  Vorschlag  bei  Pf  eiff er,  Staatseinnahmen  11,  538 — 554.  Er  gelangt 
am  Schluss  seiner  Erörterungen  über  Besteuerung  dazu,  indem  er  den  Vortheil  einer 
•-inzigen  Steuer  gegenüber  der  üblichen  Vielheit  der  Abgaben  auf  diese  Weise 
erreichen  will.  Die  Steuer  soll  .,nach  der  Gesammtsumme  der  Ausgaben  eines 
Jeden  bemessen  werden,  nicht  nach  seinen  Einnahmen"  (S.  540).  Pfeiffer  rühmt 
seinem  Plane,  der  so  einfach  sei,  dass  man  sich  wundern  werde,  wie  man  erst  so 
spät  darauf  komme,  lauter  Vorzüge  nach  u.  widerlegt,  in  wenig  genügender  Weise, 
die  dagegen  zu  machenden  Einwände.  Schon  die  Prämisse,  dass  „allein  durch  eine 
einzige  Steuer  die  Gleichmässigkeit  der  Belastung  auf  die  Dauer  denkbar  sei" 
(S.  536j  ist  nach  unseren  früheren  Erörterungen  unhaltbar.  Die  historische,  ent- 
wicklungsgesetzliche Nothwendigkeit  der  Differenzirung  des  Steuerwesens 
wird  dabei  ganz  rerkannt.  Die  einzige  allgemeine  Verbrauchs-  oder  richtiger 
Ausgabesteuer  würde  aber  noch  besondere  Bedenken  haben  u.  am  Wenigsten,  wie 
der  Verf.  S.  543  meint,  dem  Princip  der  Gleichheit  der  Opfer  entsprechen.  Der  Vor- 
schlag kann  in  einer  Hinsicht  als  eine  Consequenz  der  einseitigen  Theorie  der  neueren 
Nationalökonomie  in  Bezug  auf  die  Bildung  des  „Kapitals"  durch  „Ersjjarung"  gelten. 
Er  beruht  auch  auf  der  Annahme  einer  ., sittlichen"  Leistung  des  Einzelnen  hierbei. 
S.  dagegen  meine  Grundleg.  §.  2S7  If.,  auch  300.  —  Aehnlicher  Vorschlag  übrigens 
in  d.  Sehr,  „üeber  d.  billigste  Vertheil.regel  d.  Steuern",  Berl.  1S50  (nach  Kau  II, 
§.  406  Note  a):  die  Steuer  soll  nur  nach  den  Ausgaben  der  Bürger  angelegt  u.  die 
Ausgaben  sollen  in  Steuereinheiten  ausgedrückt  werden,  welche  in  dem  geringsten 
Einkommen  einer  Familie,  auf  den  Kopf  ausgeschlagen,  bestehen.  Aehnlich  der  Vor- 
schlag von  J.  Eevans,  a  percentagc  tax  on  domestic  expenditure  to  supply  the  whole 
öf  the  public  revenue,  1S47.  bei  Mi  11,  B.  5,  K.  3,  §.  5. 
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rechten  und  wirthscbaftlich  richtigen  Begünstigung  des  „Sparens" 
und  „Kapitalbildens"  führte  es  nur  zu  einer  Begünstigung  der 
Personen  mit  höherem  und  mit  Besitzeinkommen,  deren  Spar- 
fähigkeit absolut  und  meist  auch  relativ  viel  grösser  als  diejenige 
der  „kleinen  Leute^'  ist.  Auch  die  Ermittlung  des  wirklichen  Ge- 
sammtverbrauchs  einer  Person  oder  Familie  möchte  nur  ausnahms- 
weise leichter  als  diejenige  des  Einkommens  sein.  Wo  man  den 
Verbrauch  oder  Haupttheile  desselben  (z.  B.  den  Wohnungsaufwand) 
erforschen  kann,  lassen  sich  die  Daten  auch  für  die  Einkommen- 
steuer verwerthen.  Wo  Einkoiiimen  und  Verbrauch,  wie  bei  der 
Masse  der  Bevölkerung  ziemlich  identisch  sind,  verändert  der  Vor- 
schlag an  der  Sachlage  nichts.  In  vielen  Fällen  wird  die  Ermitt- 
lung des  Einkommens  gerade  das  leichtere  sein,  man  denke  nur 
an  die  grosse  Schwierigkeit  der  Aufstellung  der  Statistik  der  Haus- 
haltausgaben !  2)  So  darf  wohl  von  der  allgemeinen  Verbrauchs- 
besteuerung abgesehen  werden.  Einige  Vorzüge  hätte  sie  aller- 
dings vor  den  gewöhnlichen  Consumtionssteuern :  sie  träfe  die 
Einzelnen  nicht  so  willkührlich  und  ungleichmässig  nach 
der  zufälligen  Art  des  Consums,  und  dem  Vorwurf,  dass  man 
sich  durch  Regulirung,  bez.  Einschränkung  seines  Consums  der 
Besteuerung  mehr  oder  weniger  entziehen  könne,  wäre  sie  nicht 
in  gleichem  Grade  ausgesetzt.  Aber  diese  Vorzüge  hätte  sie  nur, 
weil  sie  eben  in  der  Hauptsache  doch  wie  eine  allgemeine  Ein- 
kommensteuer fungirte. 

HI.  —  §.  492.  Die  eigentliche  Verbrauchsbesteue- 
rung einzelner  Consumptibilien.  Zur  besseren  Uebersicht 
lässt  sich  für  diese  Steuern  folgendes  Schema  bilden,  das  gleich- 
zeitig die  Erhebungsformen  veranschaulicht,  daher  auch  für  die 
Frage  der  directen  und  indirecten  Besteuerung  und  für  die  sonstigen 
Steuerverwaltungsfragen  wichtig  ist.  -^j 


^)  Erst  in  so  speciellen  Arbeiten  wie  den  in  d.  Tüb.  Ztschr.  1879,  S.  147  ff'. 
(Ausgaben  einer  Familie  von  0  Personen  auf  einer  sclilesw. -holst.  Hallig)  u.  eb.  1880 
S.  133  (Wirthschaft  einer  schwarzwälder  Uhrmacher  -  Familie ,  von  G.  Schnapper) 
veröllentlicliteii  ersieht  man  die  volle  Schwierigkeit. 

^)  Vgl.  Kau  II,  §.  424.  Er  unterscheidet  nur:  unmittelbar  erhobene  oder  directe 
Aufwandsteuern;  mittelbar  erhobene  oder  indirectc,  nemlich  von  Waarcn ,  die  im 
Inneren  des  Landes  im  Verkehr  sind,  Accise  oder  Aufschlag  und  von  Waaren, 
welche  die  Grenze  des  Staatsgebiets  überschreiten,  Grenzzölle  oder  Zölle  im 
oigentl.  Sinne.  Eine  feinere  Casuistik  ist  auch  hier  in  der  allgem.  Steuerlehre  schon 
noth wendig.  Die  Erhebungsarten  erörtert  Kau  dann  nur  je  bei  den  einzelneu 
Accisen.  Sie  lassen  sich  aber  bei  den  verscliiedcnen  Acciseu  wieder  auf  allgemeine 
Typen  zurückfuhren,  die  sich  dann  nur  wieder  bei  den  einzelnen  Steuern  specia- 
lisiren.  —  Solche  generelle  Betracht,  der  Erhebungsarten  in  vorzügl.  Weise  bei 
Hock,  üü'.  Abg.  S.   155  ü'.     S.  sonst  auch  hier  Stein,  II,  17U  11'.,  210  If. 
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A.  Unterscheiduug-  der  Verbrauchssteuern  nach  der  Art  der 
Erhebung-. 

1)  Steuern  aul  die  in  der  eigenen  Wirthschaft  des  Con- 
sumeuten  selbst  erzeugten  Güter.  Hier  ist  die  Erhebung  noth- 
wendig  regelmässig  eine  d  i  r  e  c  t e ,  indem  der  C  o  n  s  u  m  e  n  t  s  e  I  b  s  t 
die  Steuer  zahlt,  so  z.  B.  wenn  der  Weinbauer,  Bierbrauer  für 
seineu  eigenen  Wein-  und  Biereonsum  besteuert  wird. 

2)  Steuern  auf  die  in  einer  anderen  Wirthschaft  erzeugten, 
vom  Consumenteu  zum  Zweck  des  Consums  erst  eingekauften 
Güter  oder  m.  a.  W.  auf  solche  Güter,  welche  als  Waaren  zum 
Verkauf  an  Dritte  bestimmt  sind.  In  diesem  schon  nach  der 
früheren  geschichtlichen  Entwicklung  und  nach  dem  heutigen  Steuer- 
recht der  Culturvölker  practisch  weitaus  wichtigsten  Fall  wird  die 
Verbrauchsbesteuerung  regelmässig  indirecte  Besteuerung.  Ihre 
Formen  sind  mehrfach  verschieden,  fügen  sich  aber  in  der  Haupt- 
sache unter  folgende  fünf  Rubriken. 

aj  Steuern  auf  Artikel,  welche  im  Inland  von  privaten  Pro 
ducenten  erzeugt  werden  und  wo  die  Steuer  gleich  bei  dem 
Producenten  erhoben  wird.  Letzterer  schiesst  sie  also  vor, 
unter  der  Voraussetzung,  sie  durch  Fortwälzung  vom  Käufer,  bez. 
Cousumenten  wieder  ersetzt  zu  erhalten.  Diese  Steuern  bilden  regel- 
mässig einen  Haupttheil  der  sogen,  „inneren"  Verbrauchssteuern. 
Man  kann  bei  ihnen  wieder  zwei  Formen  unterscheiden,  in  denen 
sie  bemessen  und  erhoben  werden:  Formen,  welche  nicht  nur  für 
die  steuertechnische  und  administrative  Seite,  sondern  auch  für  die 
principielle  Beurtheilung  der  Verbrauchsbesteuerung  zu  beachten  sind: 

u)  Bemessung  der  Steuer  nach  dem  Rohstoff,  aus  welchem 
der  steuerpflichtige  Artikel  hergestellt  wird,  wobei  wieder  ent- 
weder die  Menge  des  Rohstoffs  direct  genau  bestimmt 
oder  nach  Betriebsmerkmalen  des  technischen  Produc- 
tionsapparats  ermittelt  wird.  Ersteres  z.  B.  bei  der  Rüben- 
zuckersteuer, wenn  sie  nach  der  Menge  der  rohen  Rüben,  letzteres 
bei  der  Branntweinsteuer,  wenn  sie  nach  der  Grösse  der  Maisch- 
bottige  bemessen  wird. 

ß)  Bemessung  der  Steuer  möglichst  nach  dem  steuerpflichtigen 
fertigen  Product  (Fabrikat)  selbst:  „Fabrikatsteuer",  ent- 
weder genau  nach  der  Menge  und  Güte  des  Products  oder 
doch  nach  Merkmalen  während  des  Verarbeitungs- 
processes,    aus    denen     mit    annähernder    Sicherheit    auf    die 

A.  Wagner,  Finanzwissensrlialt.     II.  32 
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Quantität  und  Qualität  des  Products  geschlossen  werden  kann. 
So  bei  gewissen  Formen  der  Getränke-,  Zuckersteuern. 

b)  Verbrauchssteuern  in  Form  eines  heimischen  Staats- 
monopols,  wo  die  Verwaltung  des  letzteren  zu  den  Productions- 
kosten  einen  Steuerzuschlag  im  Verkaufspreise  macht.  So  in  den 
beiden  heute  wichtigsten  Fällen  des  Salz-  und  Tabakmonopols. 
Das  Monopol  (Regal)  hat  gerade  wesentlich  den  Zweck,  einen 
solchen  Steuerzuschlag  zu  ermöglichen  und  ist  vor  Allem  Be- 
steuerungsform, wenn  auch  im  Reinertrag  des  Monopols  Kapital- 
zins, gewerblicher  Gewinn  und  Steuer  zusammen  enthalten  sind 
(§.  347,  348).*)  Der  Consument,  welcher  unmittelbar  von  der 
Monopolverwaltung  kauft,  zahlt  die  Steuer  hier  eigentlich  direct. 
In  dem  regelmässigen  Falle,  dass  der  Verkehr  zwischen  der  Ver- 
waltung und  den  Consumenten  durch  besondere  Personen,  welche 
freilich  eine  Art  halbamtlicher  Stellung  einnehmen  können,  ver- 
mittelt wird  (Tabakverschleisser  u.  s.  w.),  tritt  wie  bei  der  gewöhn- 
lichen Verbrauchsbesteuerung  der  Character  der  indirecten  Steuer 
auch  bei  der  „Monopolsteuer''  hervor,  indem  diese  Zwischenglieder 
den  Steuerzuschlag  im  Uebernahmspreise  (Taxe)  vorschiessen  und 
beim  Verkauf  wieder  ersetzt  erhalten. 

c)  Verbrauchssteuern,  welche  beim  Umlauf  der  steuerpflich- 
tigen Artikel  auf  dem  Wege  derselben  vom  Producenten  zum  Händler 
und  Consumenten  erhoben  werden.     Hierhin  gehören  drei  Fälle: 

u)  Erstens:  Die  Eiufuhr-Grenzzölle  für  ausländische 
Waaren,  welche  zum  Consum  im  Inland  bestimmt  sind.  Nach  der 
Art  der  Bemessung  sind  sie 

aa)  specifische,  insbesondere  Gewichtszölle,  welche  nach 
Maass-  und  Gewichtseinheiten  der  Waaren, 

bb)  Werthzölle,  welche  nach  dem  Werth  der  Waaren  be- 
messen werden. 

Nach  dem  Hauptzweck,  flir  den  sie  aufgelegt  werden, 
sind  sie 

aa)  Finanz-(Steuer-)Zölle,  welche  eine  Verbrauchssteuer 
in  Zollform  darstellen, 

bb)  Schutzzölle,  welche  in  erster  Linie  die  Concurrenz  der 
ausländischen  Production  auf  dem  heimischen  Markte  erschweren 
sollen,  sonst  aber  auch  eine  Verbrauchssteuer  bilden. 


*)  S.  auch  I,  1.  Aufl.  §.  86  Note  a  und  2.  Aufi.  §.  130,  131  Note  t>.  Bes.  bei 
Stein  scharfe  Auffassung  des  Monopols  als  Besteuerungsform,  wenn  auch  nicht 
zuerst  bei  ihm.     S.  aucli  Hock.  Ab"'.  S.   1.5.3  tf. 


s 
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ß)  Zweitens:  Die  bei  der  Einführung  von  Waaren  in  ab- 
geschlossene kleinere  Gebietstheile,  insbesondere  für  Staats-  und 
Comraunalzwecke  beim  Eingang  in  die  Städte  erhobenen  Ver- 
brauchssteuern: ,,Tho  r  steuern'',  „Thoraccisen",  Octrois 
und  dergleichen. 

y)  Drittens:  Die  sonst  beim  Transport  der  Waaren  er- 
hobenen Verbrauchssteuern,  wie  sie  hie  und  da,  z.  B.  beim  Wein- 
versand  vom  Producenten  und  Händler  an  den  Wirth  und 
Consumenten,  vorkommen. 

d)  Verbrauchssteuern,  welche  unmittelbar  an  den  eigent- 
lichen Consumtiousact  angeknüpft  werden,  namentlich  in  der 
Weise,  dass  der  private  Consument  in  Betreff  seiner  Vorräthe 
des  steuerpflichtigen  Artikels  controlirt  und  für  die  zu  seinem 
eigenen  Cousum  bestimmten  Mengen  besteuert  Avird  (z.  B.  bei 
Wein)  und  dass  der  gewerbsmässige  Kleinverkäufer 
(Debitaut,  Wirth)  ähnlich  für  die  durch  seine  Vermittlung 
zum  Consum  gelangenden  Mengen  die  Steuer  zu  entrichten 
hat  („Zapfgebühr"  bei  Wein  u.  s.  w.).  Diese  Form  kann  mit 
der  vorher  unter  y  erwähnten  verbunden  werden  oder  letztere  ganz 
in  sie  übergehen.  Auch  steht  sie  wohl  mit  der  folgenden  in 
Verbindung. 

e)  Verbrauchssteuern  in  der  Form  von  L  i  c  e  n  z  -  A  b  g  a  b  e  n , 
indem  diejenigen  Personen,  welche  gewisse  Gegenstände  produciren, 
damit  Handel  treiben  und  namentlich  sie  im  Kleiuverkehr  an  die 
Consumenten  absetzen  (Wirthe)  für  das  Eecht,  diese  Geschäfte 
zu  betreiben,  eine  Abgabe  entrichten  müssen.  Diese  kann  zwar 
zugleich  als  eine  Special-Gewerbesteuer  gelten,  aber  auch  in 
diesem  Fall  und  bei  ihrer  häufig  bedeutenden  Höhe  fungirt  sie  doch 
im  Wesentlichen  als  eine  indirecte  Verbrauchssteuer. 

B.  —  §.  493.  Unterscheidung  der  Verbrauchssteuern  nach 
der  Art  der  Gegenstände,   welche  sie  treffen.^)     Hier  bieten 


"*)  Vergl.  Stein  I,  464  iL,  II,  211  tf.,  236  fl'.  Seine  Xcbeneinanderstellung  von 
Vetzchrun^s -,  Genussstcuer  und  Zoll  ist  insofern  unlogisch,  als  dies  nicht 
coordinirte  Glieder  sind  und  hier  verschiedene  Eintheilungsprincipien  benutzt  werden. 
Auch  die  Art  u.  Weise,  wie  Stein  II,  211  fi'.  zwischen  Verzehrungs-  u.  Genusssteuern 
unterscheidet,  lässt  sich  bei  der  von  ihm  selbst  zugegebenen  flüssigen  Grenze 
zwischen  Nahrungs-  u.  Genussmitteln  bemängeln.  Die  Yerzehrungsst.  theilt  Stein  in 
die  auf  Pflanzen-,  Fleisch-  und  mineral.  Nahrung,  die  Genusssteuern  sind  ihm  die 
Getränke-  (Wein.  Branntwein,  Bier),  die  Zucker-,  die  Tabak-,  die  Zeitungsst.,  letztere 
als  Besteuerung  des  geistigen  Consums.  Mehr  wie  auf  die  physiologische  Unter- 
scheidung ist  zum  Theil  wohl  auf  die  „sociale",  durch  die  Volkssitte  u.  dgl.  be- 
stimmte Gewicht  zu  legen.  S.  auch  Gerstfeldt's  in  der  Yorbem.  gen.  Schrift.  — 
Vsl.  ausserdem  v.  Rilinski's  Schrift  über  Luxussteuer  is.  oben  Vorbein,  zu  Abschn.  ü 
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ich  mehrere  Unterscheidungs-  oder  Classificationsmerk- 
male  nach  denen  sich  aber  die  einzelneu  besteuerten  Artikel, 
bei  dem  engen  Zusammenhang  der  wirthschaftlichen  Zwecke  und 
Verwendungen,  nicht  immer  absolut  genau,  sondern  nur  im 
Grossen  und  Ganzen  rubricireu  lassen. 

1)  Unterscheidung  nach  dem  nächsten  Zweck  der  Ver- 
wendung der  Güter: 

a)  Verbrauchssteuern  auf  Artikel,  welche  regelmässig  un- 
mittelbar zum  Zweck  der  Bedtirfnissbefriedigung  selbst 
erworben,  besessen  und  verzehrt  werden:  „fertige"  Artikel,  welche 
das  letzte  Stadium  der  Verarbeitung,  nur  mit  etwaiger  Ausnahme 
der  Zubereitung  im  Haushalt  selbst,  zurückgelegt  haben  oder 
,  Gen  US  s  mittel'^  in  diesem  (von  dem  unten  zu  erwähnenden 
unterschiedenen)  Sinne.  Die  betreuenden  Steuern  kann  man  daher 
wohl  als  Verbrauchssteuern  im  engsten  oder  wörtlichsten 
Sinne  bezeichnen.  Hierhin  zählt  die  grosse  Mehrzahl  sämmtlicher, 
namentlich  der  moderneu  Verbrauchssteuern.  Die  meisten  zur 
folgenden  Kategorie  gehörigen  Ausnahmen  von  diesem  Satze 
fanden  sich  früher  und  finden  sich  theilweise  noch  bei  den  städti- 
schen Thor  steuern  und  besonders  bei  den  Einfuhrzöllen. 

b)  Verbrauchssteuern  auf  Artikel,  welche  sich  noch  in  einem 
Verar bei tungs Stadium  im  Verkehr  befinden,  daher  meistens 
auch  uoch  nicht  „fertig"  für  den  unmittelbaren  Consum  sind. 
Diese  Artikel  sind  also  eigentlich  noch  Bestandtheile  der  Produc- 
tionsmittelvorräthe  oder  des  Kapitals,  nicht  des  Gebrauchs- 
Yermögens.  Bilden  sie  den  einen  Hauptstoff  (Verwandlungs- 
stoff) der  Troduction,  wie  z.  B.  die  Rübe  für  den  Zucker,  so  liegt 

S.  481).  Er  niimnt  das  Wort  ,, Luxussteuer'  in  einem  wesentlich  weiteren  als  dem 
üblichen  Sinn,  indem  er  diese  Steuer  als  drittes  Glied  eines  allgemeinen  Systems 
der  Consumtionssteuern  neben  die  Steuern  von  ,, unentbehrlichen"  und  von 
„entbehrlichen'"  Gegenständen  stellt  (S.  107).  Die  Luxusst.  ist  dem  Verf.  dann 
nothwcndi"-  zur  natürl.  u.  logischen  VervoUstäudigung  des  Systems  der  Consumtions- 
steuern u.  zugleich  zur  Correctur  der  Einkommensteuer  (S.  HS,  120  II'.,  133).  Auch 
betraclitet  er  sie  als  logisch  unentbehrliche  Voraussetzung  eines  rationellen  Zollsystems, 
S.  124.  Diese  Auffassung,  welche  durch  eine  eingehende  allgemeine  theoretische 
Erörterung  über  das  Steuersystem  zu  begründen  gesucht  wird,  enthält  manches  Richtige. 
Aber  die  "vom  Verf.  befürworteten  Gesichtspuncte  der  Luxus  besteueruug  fehlten  doch 
schon  bisher  in  den  Positionen  u.  Steucrfüssen  der  Zölle  u.  Accisen  nicht.  Es  scheint 
mir  wenigstens  nicht  nothwendig,  die  Luxusst.  so  besonders  liervortreten  zu  lassen. 
Auch  wird  bei  der  immer  unvermeidlich  willkührlichen  Auswahl  von  Steuerartikeln 
doch  der  alte  Mangel  gegenüber  einem  progressiven  Steuerfuss  und  einem  höheren 
Steuerfuss  des  fundirten  Einkommens  oder  gegenüber  der  Verbindung  einer  Ver- 
mögenstcuer  mit  der  Einkorn menst.  bestehen  bleiben:  nemlich  der,  dass  eben  auch  die 
rationellste  Verbrauchs-  und  Luxusbesteuening  einzelner  Objecto  nur  eine  sehr 
ungleiclimässige  Besteuerung  bewirkt. 
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hier  mitunter  nur  ein  bestimmtes  Verfahren,  das  oben  er- 
wähnte ,  für  die  Besteuerung-  desjenigen  fertigen  Artikels ,  weicher 
besteuert  werden  soll ,  vor.  In  anderen  Fällen ,  wo  noch  weitere 
Verarbeitungsstadien  zn  durchlaufen  sind,  der  besteuerte  Artikel 
nur  einer  der  Ilauptstofte  oder  bloss  ein  Hilfsstoff  ist,  gestaltet  sich 
das  \'erhältniss  aber  doch  anders ,  z.  B.  bei  dem  Octroi  auf  Bau- 
und  Brennmaterial,  bei  den  Zöllen  auf  Rohstoffe  und  Halbfabrikate. 
Die  betreffenden  steuern  werden  zu  Verbrauchssteuern  für  den 
Consumenten  durch  ihre  eventuelle  \'erthcilung  auf  die  Preise  aller 
der  fertigen  Producte,  zu  deren  Herstellung  die  besteuerten  Artikel 
verwendet  werden  mussten.  Hier  entstehen  daher  auch  viel  ver- 
wickelt e  r  e  V'  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  e  der  U  e  b  e  r  w  ä  1  z  u  n  g  u.  s.  w.  Die 
Steuern  sind  zunächst  eigentlich  „Productions "steuern. 

2)  Unterscheidung  der  Verbrauchssteuern  nach  der  natür- 
lichen („physiologischen'^)  und  socialen,  d.  h.  durch  die 
Sitte  bestimmten  Stellung  der  besteuerten  Artikel  in  der  Con- 
sumtion.  Hier  handelt  es  sich  um  die  vorher  erwähnten,  ,,zum 
Consum  fertigen'^  Güter.  Die  Rubricirung,  welche  bei  der 
\'eränderlichkeit  der  Consumtionssitten  gerade  hier  nur  eine  rela- 
tive Richtigkeit  erreichen,  deshalb  genauer  nur  für  bestimmte 
Zeiten  und  Völker  erfolgen  kann,  muss  sich  an  die  ökono- 
mische Rangordnung  der  Bedürfnisse  anknüpfen,  denen 
die  betreffenden  Güter  dienen.  Sie  wird  alsdann  doch  für  die 
socialökonomische  Beurtheilung  der  einzelnen  Verbrauchssteuern 
wichtig.  Hält  man  sich  an  die  Verhältnisse  unserer  heutigen  Cultur- 
völker  Europas  und  theilweise  Americas  und  beschränkt  man  sich 
auf  die  wichtigeren,  bis  in  die  neueste  Zeit  noch  vorkommenden 
Steuerobjecte  (daher  mit  Auslassung  der  zahlreichen  früheren  Accise- 
artikel),  so  ergiebt  sich  etwa  folgende  Eintheilung.  ''•) 

a)  Artikel  zur  Befriedigung  der  Existenzbedürfnisse 
ersten  Grads:  Salz,  Brot  (Mehl,  Getreide),  meist  auch  Fleisch; 
andre  heimische  ordinäre  Agrarproducte  zur  Ernährung  (Gemüse); 
Brennstoffe;  Beleuchtungsstoffe  (Petroleum);  Reinigungsstoffe  (Seife); 
ferner  Wohnung,  welche  sachlich  hieher,  aus  formellen  steuer- 
technischen Gründen  zur  dritten  Hauptform  der  Gebrauchs- 
besteueruDg  (§.  494)  gehört. 

h)  Artikel  zur  Befriedigung  der  Existenz bedürfnisse 
zweiten   Grads:    mitunter   ist  Fleisch,    ferner   feineres  Brot 


^)  S.  über  die  Eintlieil.  d,  Bedürfnisse  Grundleg.  §.  96. 
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(Weizen)  erst  hieher  zu  stellen;  meist  Bier  in  Nicht -Weiuländern, 
Wem  in  Weinläudern ;  Kaflfee  oder  je  nachdem  Thee;  Zucker  schon 
ziemlich  allgemein;  auch  bisweilen  einzelne  ordinärere  andere 
Cülonialwaaren  (grobe  Gewürze),  gewisse  Südfrüchte  u.  dgl.  m. 
Fraglich  bleibt,  ob  Tabak  hieher  oder  zur  nächsten  Abtheilung  zu 
rechnen  sei. 

c)  Artikel  zur  Befriedigung  von  relativ  entbehrlichen  Bedürf- 
nissen eines  höheren  und  feineren  materiellen  Lebens- 
genusses oder  von  gewissen  Luxusbedürfnissen :  Wein  in  Mcht- 
Weinländern,  Branntwein;  Tabak,  eventuell  hieher  zustellen;  feinere 
Colonialwaaren  oder  Producte  südlicher  Länder ;  verschiedene  feinere 
Esswaareu  („Delicatessen'')  u.  dgl.  m. 

d)  Artikel  zur  Befriedigung  gewisser  geistiger,  geselliger 
Bedürfnisse:  Zeitungen,  Kalender,  auch  Papier,  Inserate  in  Privat- 
angelegenheiten u.  s.  w. 

Hieran  würden  sich  dann  Steuern  auf  die  Befriedigung  ge- 
wisser persönlicher,  nicht  oder  nur  indirect  durch  Sachgüter  ver- 
mittelter Genüsse  reihen,  wie  die  in  §.  494  unter  der  dritten  Haupt- 
form der  Gebrauchsbesteuerung  aufgeführten. 

Uebersieht  man  nicht  das  durchaus  Relative  und  Flüssige  in 
der  Unterscheidung  und  das  Schwankende  im  Sprachgebrauch,  so 
kann  man  wohl  auch  um  eine  kurze  Bezeichnung  zu  erlangen,  die 
Verbrauchssteuern  auf  relativ  nothwendige  Consumptibilien  zu- 
sammenfassend (mit  L.Stein)  Verzehrungssteuern  und  diejenigen 
auf  relativ  entbehrliche,  mehr  nur  zum  Genuss  dienende 
Artikel  Genuss  steuern  nennen.  Sieht  man  von  den  weniger  wich- 
tigen einzelnen  Artikeln,  welche  früher  und  vollends  jetzt  mehr 
nur  ausnahmsweise  in  die  Verbrauchsbesteuerung  eingereiht  wurden, 
ab,  so  kann  man  unter  den  übrigen,  den  Hauptartikeln,  die  Steuern 
auf  nothwendige  Lebensmittel,  besonders  für  die  Ernäh- 
rung (namentlich  nach  der  durch  die  Volks sitte  gegebenen 
Weise),  denjenigen  auf  Luxus-Nahrungs-  und  Reizmittel  und 
auf  Getränke  gegenüber  stellen.  Die  ersteren  sind  bei  uns 
meistens  inländischen  Ursprungs,  die  Luxusuahrungs-  und  Reiz- 
mittel gewöhnlich  Producte  fremder  Zonen  und  Klimate  („Colonial- 
waaren und  Südfrüchte'^) ,  wenn  auch  hie  und  da  ihre  Production 
ins  Inland  verpllauzt  worden  ist  (Zucker,  Tabak).  Unter  den  Ge- 
tränken kommt  der  Wein  als  solches  fremde  Product  in  Ländern 
ohne  oder  mit  wenig  Weinbau  in  Betracht,  wogegen  Bier  und 
Branntwein  überwiegend  heimisches  Product  zu  sein  pflegen.    Für 
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die  Beurtheiluiig  der  betreft'enden  Verbraiichssteueni  sind  diese 
Unterschiede  nicht  unwichtig-. 

Die  kritische  rriil'nng  der  hiermit  schemalisch  vorgeführten 
zweiten  Hanptform  der  Gebraiichsbesteuerung,  der  Verbrauchssteuer 
von  einzehien  Sachgiitern  des  Consums,  kann  sieh  passend  zugleich 
auf  die  dritte  Hauptform  mit  erstrecken ,  weshalb  hier  zunächst 
auch  von  den  zu  dieser  gehörigen  einzelnen  Steuern  eine  Uebersicht 
gegeben  wird. 

IV.  —  §,  494.  Die  Besteuerung  von  Nutzungen  des 
Nntzvermögens  und  von  persönlichen  Genüssen.  Im 
ersten  Fall  liegt  augenscheinlich  auch  eine  Gebrauchsbesteuerung 
vor.  Im  zweiten  Falle  ist  von  einer  solchen  zu  sprechen,  weil  die 
Vornahme  solcher  Genüsse  einen  spe elf ischen  Gebrauch  des  Ein- 
kommens (bez.  Vermögens)  einer  Person  in  sich  schliesst,  wegen 
welches  Gebrauchs  eben  die  Steuer  aufgelegt  und  nach  welchem 
sie  bemessen  wird.  Sachlich  ist  die  Einreihung  der  Steuern  auf 
persönliche  Genüsse  an  dieser  Stelle  daher  wohl  zu  rechtfertigen, 
wenn  auch  dem  Sprachbrauch  nicht  ganz  entsprechend.  Die  hieher- 
gehörigen  Xutzungs-  und  persönlichen  Genusssteuern  werden  regel- 
mässig von  demjenigen,  der  sie  tragen  soll  und  muthmasslich  trägt, 
auch  gleich  gezahlt,  sind  daher  directe,  worin  ein  weiterer  Unter- 
schied von  den  meisten  eigentlichen  Verbrauchssteuern  liegt.  Doch 
kommt  auch  indirecte  Erhebung  durch  Vermittlung  Dritter  vor, 
so  z.  B.  mitunter  bei  der  Wohnungssteuer  des  Bewohners. 

A.  Die  Besteuerung  der  Nutzungen  von  Nutzvermögen  ist 
gewöhnlich  identisch  mit  einer  betreffenden  Besitz besteuerung  in 
Bezug  auf  dies  Vermögen.  Hier  wird  auf  die  durch  das  Besitzen, 
dort  auf  die  durch  das  Benutzen  documentirte  Steuerfähigkeit 
gesehen.  Die  Identität  tritt  völlig  hervor,  wenn  man  beachtet,  dass 
es  sich  häufig  practisch  für  Jemanden  nur  darum  handelt,  Etwas 
durch  den  Besitz  für  etwaige  Benutzung  blos  zur  Verfügung 
zu  haben.  Es  kommt  dabei  gerade  in  dem  wichtigsten  Fall,  bei 
der  Wohnung,  auch  gar  nicht  nothwendig  der  Besitz  des  Eigen - 
thümers  allein,  sondern  des  Bewohners  als  solchen,  speciell 
des  Miethers  in  Betracht.  Die  hauptsächlichen  hiehergehörigen 
Fälle  sind  nun : 

1)  Die  eben  genannte  Besteuerung  der  Wohnung  für  das 
Besitzen  oder  Nutzen  derselben,  als  Beweis  und  zugleich  als 
Maassstab  für  eine  entsprechende  Steuerfähigkeit,  welche  in 
dieser  Nutzung    oder    in   der  dafür  zu   leistenden   Ausgabe   liegt. 
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Hier  tritt  die  sachliche  Gleichartigkeit  mit  den  eigentlichen 
Verbrauchssteuern  hervor.  Die  formelle  Verschiedenheit 
erklärt  sich  aus  der  ökonomisch -technischen  Eigenartigkeit  der 
Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnisses.  Eine  solche  Wohnungs- 
steuer trifft  daher  den  Eigenthümer,  weil  er  und  für  den 
Umfang,  in  welchem  er  einen  AVohnungsgenuss  hat,  und  den 
Miether  in  derselben  Weise.  Sie  ist  principiell  verschieden  von 
der  Gebäudesteuer,  welche  der  Eigenthümer  für  den  Ertrag  aus 
dem  Hause  zahlt.  Streng  genommen  ferner  gehört  hierher  nur  die 
Steuer  auf  die  Privatwohnung.  Wo  sie  gewerbliche  Räume 
u.  dergl.  mit  trifft,  ist  sie  pro  tanto  eigentlich  eine  Erwerbs-,  speciell 
eine  Gewerbesteuer.  Bei  der  häufigen  practischen  Vermengung 
oder  Verbindung  von  Räumen  beiderlei  Art  hat  die  Wohnungssteuer 
oft  einen  gemischten  Character. 

2)  Gewisse,  meistens  unter  dem  Namen  „ L u  x u  s steuern"  zu- 
sammengefasste  Steuern  auf  einzelne  Objecte  des  beweglichen 
Nutzvermögens,  bez.  für  die  daraus  fliessenden  Nutzungsgenüsse, 
wo  dieselbe  Motivirung  wie  im  vorigen  Falle  zutrifft.  Auch  hier 
liegt  eine  Gebrauchssteuer  eigentlich  nur  beiObjecten  vor,  welche 
ausschliesslich  dem  persönlichen  Genuss  dienen.  Werden 
dieselben  zu  Erwerbszwecken  mit  benutzt,  so  geht  die  Steuer  in 
eine  Erwerbs-,  Gewerbe-  u.  dgl.  Steuer  über.  Beispiele  sind:  in 
Zeiten  der  persönlichen  Unfreiheit  Steuern  auf  Haussclaven  für 
persönliche  Dienste  (analog  den  unter  B  erwähnten  Dienstboten- 
steuern). Ferner  in  unseren  Zeiten :  Steuern  auf  Hunde,  Pferde, 
Wagen;  gelegentlich  auf  andere  „Luxussachen",  wie  Gold- und 
Silbersachen,  Pianos,  Billards  u.  dgl.  m.,  wo  die  Steuer  regelmässig 
vom  Eigenthümer  zu  zahlen  ist. 

Hieran  reiht  sich  nun  noch 

B.  Die  Besteuerung  persönlicher  Genüsse,  welche  ohne 
oder  nur  secundär  durch  Mitwirkung  von  Sachgütern  verwirklicht 
werden.  Der  innere  Grund  der  Steuer  ist  hier  das  „Aufwand- 
machen" oder  das  ,,Sich  einen  äusserlichen  Prunk  er- 
lauben" oder  das  „Sich  einem  Genuss  oder  Reiz  hin- 
geben", was  durch  eine  Steuer  getroffen  werden  soll.  Neben 
dem  Gesichtspunct  der  Besteuerung  eines  specifischen  Gebrauchs, 
den  man  von  seinem  Einkommen  macht,  spielen  hier  mitunter 
andere  Momente  mit,  socialpolitische,  sittenpolizeiliche,  handels- 
politische (bei  ausländischen  Waaren)  und  gelegentlich  nimmt  die 
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Steuer  auch  wohl  etwas  Gcbiihrenartigcs  mit  an:  sie  wird 
Ijczahlung  für  eine  im  gemeinen  Recht  vorenthaltene  specielle  Er- 
laubniss  zu  einer  persönlichen  Thätigkcit  u.  dgl.  Die  einzelnen 
hierher  zu  zählenden  Steuern  sind  daher  trotz  der  inneren  Ver- 
wandtschaft unter  einander  und  mit  den  vorerwähnten  Luxussteuern 
doch  nicht  ganz  homogen.  Zu  den  Luxussteuern  pflegt  man 
mehrere  von  ihnen  übrigens  ebenfalls  zu  rechnen.  Beispiele  sind: 
Steuern  auf  Dienstboten,  besonders  Bedienten  (genauer :  auf 
das  im  Halten  von  Dienstboten  sieh  zeigende  Gebrauchen  des  Ein- 
kommens), auf  Führung  von  Wappen,  auf  Brauchen  von  Haar- 
puder (Alles  drei  in  England);  auf  Spielkarten  (genauer:  auf 
den  im  Spiel  mit  Karten  liegenden  Genuss);  auf  Betheiligung  an 
sonstigen  Glücksspielen  (Stempel- und  ähnliche  Besteuerung  von 
Lotterieloosen,  Promessen  u.  s.  w.);  Steuern  für  Jagdkarten,  für 
Clubs  und  ähnliche  gesellschaftliche  Vereine  u.  dgl.  m. 

V.  —  §.  495.  Bestimmung  der  Aufgabe.  Mit  dieser 
ziemlich  vollständigen  Uebersicht  der  eigentlichen  Verbrauchs- 
steuern und  der  Steuern  auf  Nutzungen  des  Nutzvermögens  und 
auf  persönliche  Genüsse  könnte  der  speciellen  Steuerlehre  schon 
vorgegritTen  zu  sein  scheinen.  Indessen  ist  diese  grössere  Specia- 
lisirung  des  Gegenstands  für  die  Erörterungen  über  die  Gebrauchs- 
steuer auch  hier,  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  geboten,  weil 
dal)ei  unvermeidlich  neben  der  Gesammtheit  dieser  Steuern  auch 
die  wichtigeren  einzelnen  Kategorieen  und  deren  Unterarten  zu 
untersuchen  sind,  um  zu  einem  begründeten  Urtheil  über  diese 
ganze  Steuergattung  zu  gelangen.  Man  würde  sonst  zu  sehr  in 
Allgemeinheiten  stecken  bleiben,  was  gerade  hier  bei  der  durch 
die  Erfahrung  gelehrten  finanziellen  Unentbehrlichkeit  der  Ge- 
brauchsbesteuerung vollends  vermieden  werden  muss.  Wie  die 
folgende  kritische  Prüfung  ergeben  wird ,  unterliegt  diese  Besteue- 
rung im  Ganzen  wie  in  Bezug  auf  viele  ihrer  üblichen,  im  obigen 
Schema  vorgeführten  Glieder  manchen  schweren  Bedenken,  für 
sich  selbst  betrachtet  und  im  Vergleich  mit  der  Erwerbsbesteuerung. 
Sie  verstösst  mehr  oder  weniger  gegen  die  Principien  der  Allge- 
meinheit und  Gleichraässigkeit,  gegen  die  volkswirthschaftlichen 
Steuergrundsätze  und  gegen  diejenigen  rationeller  Steuerverwaltung. 
Aber  —  sie  erreicht  notorisch  den  ersten  Zweck  aller  Besteuerung, 
die  Deckung  des  Finanzbedarfs,  ohne  dass  ihr  Druck  so  empfindlich 
als  derjenige  der  hauptsächlichen  Steuern  der  Erwerbsbesteuerung 
gefühlt  wird. 
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Bei  dieser  practischeu  Unentbehrlichkeit  der  Verbrauchsbesteue- 
rung gilt  es,  die  bedenklichsten  Glieder  aus  ihr  aus- 
zuscheiden und  die  verbleibenden  so  auszuwählen 
und  einzurichten,  dass  die  Bedenken  gegen  sie,  wenn 
nicht  ganz  wegfallen,  was  kaum  möglich  ist,  so  doch 
erheblich  vermindert  werden.  Die  hier  vorliegende  Auf- 
gabe lässt  sich  dahin  zusammenfassen :  die  Gebrauchsbesteue- 
rung muss  in  sich  ein  rationelles  System  bilden  und 
wieder  mit  der  Erwerbs-  (und  eventuell  der  selbständigen 
Besitz-)  Besteuerung  zusammen  zu  einem  rationellen 
Gesammt-Steuersystem  combinirt  werden.  Zur  Lösung 
dieser  positiven,  wie  der  ihr  vorangehenden  kritischen  Aufgabe  ist 
es  aber  erforderlich,  auch  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  schon 
mehr  ins  Detail  der  Verbrauchsbesteuerung  einzugehen,  in 
grösserem  Maasse  als  dies  bei  der  Untersuchung  der  Erwerbs- 
besteuerung nothwendig  war. 

Die  Aufgabe  des  Folgenden  ist  dann  zunächst  eine  kritische 
Prüfung  der  gesammten  Gebrauchsbesteuerung  als  Ganzes, 
dann  einzelner  wichtigerer  Glieder  derselben.  Auf  den 
Character  dieser  Steuern  als  indirecter  wird  dabei  nur  soweit  ein- 
gegangen, als  es  der  Zusammenhang  mit  sich  bringt.  Eine  Ver- 
gleiehung  zwischen  Gebrauchs-  und  Erwerbsbesteue- 
rung, welche  gleichzeitig  noch  zur  Ergänzung  der  früheren 
kritischen  Betrachtung  der  letzteren  Anlass  giebt,  wird  sich  mit 
der  Prüfung  der  Verbrauchsbesteuerung  verbinden.  Aus  dieser 
Vergleichung  ergeben  sich  dann  die  positiven  Schlüsse  und 
Forderungen  für  die  Bildung  des  ganzen  Steuersystems, 
mit  deren  Forraulirung  der  vorliegende  Hauptabschnitt  seinen  Ab- 
schluss  findet. 


8.  Abschnitt. 

Die  fiiiaiizwissensehaftliche  Bildiin»-  des  Steuersystems. 

III.     Die  Gebrauchsbesteueruli».     B.    Kritische  Priifun«-. 

§.  496.  Eine  so  allgemeine  geschichtliche  Erscheinung  wie  die 
Entwicklung,  die  grosse  Ausdehnung  und  der  allen  Angriffen 
trotzende  Bestand  der  Verbrauchsbesteuerung  bei  den  Culturvölkern 
muss  tiefe  innere  im  Volksleben  ruhende  Gründe  haben,  welche 
durch  eine  bloss  negative,  die  Bedenken  gegen  diese  Besteuerung, 
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wennschon  ganz  richtig ,  auldeckende  Kritik  noch  nicht  widerlegt 
und  oft  eigentlich  kaum  berührt  werden.  Denn  man  kann  die 
Richtigkeit  der  Kritik  zugeben  und  doch  an  der  Verbrauchsbesteue- 
rung testhalten  aus  dem  Aussehlag  gebenden  practischen  Grunde, 
dass  sie  das  Ziel  aller  Besteuerung,  die  Deckung  des  Finanz- 
bedarfs,  am  Sichersten  und  doch  immer  noch  verhältnissmässig 
am  Leichtesten  erreicht.  An  dieser  Behauptung  der  Anhänger  der 
Verbrauchsbesteuerung  ist  aber,  bei  aller  unterlautenden  Ueber- 
treibung,  theils  wirklich,  theils  nach  dem  Stande  der  Volksmeinung, 
wie  diese  nun  einmal  empfindet  und  urtheilt,  etwas  Wahres. 

Die  folgende  Erörterung  soll  zuerst  (I)  die  relativ  richtigen 
allgemeinen  Erklärungs-  und  Rechtfertigungsgründe, 
dann  (II)  die  speciellen,  aber  überwiegend  falschen  derartigen 
Gründe  (§.  501  ff.),  endlich  (III)  die  principiellen  und  practi- 
schen Mängel  der  Verbrauchsbesteuerung  (§.  505  ff.)  behandeln. 

I.  Die  allgemeinen  Erklärungs-  und  Recht fertigungs- 
gründe  liegen  wohl  einmal  (A)  in  den  besonderen  Schwierig- 
keiten der  Vermehrung  der  directen  Erwerbsbesteue- 
rung; sodann  (B)  in  dem  zu  Gunsten  der  Verbrauchs-,  zu 
Ungunsten  der  Erwerbsbesteuerung  mit  spielenden  psychologi- 
schen Moment;  ferner  (C)  in  der  Nothwendigkeit  oder  doch  dem 
Wunsch  massgebender  Kreise,  gewisse  Theile  des  National- 
einkommens, welche  sich  der  directen  Erwerbsbesteuerung  leicht 
entziehen,  aber  nicht  unbesteuert  bleiben  können  und  dürfen 
oder  wenigstens  -  nicht  so  bleiben  sollen,  doch  überhaupt  zu 
besteuern  und  in  der  specifischen  steuertechnischen  Ge- 
eignetheit der  Verbrauchsbesteuerung  hierzu;  weiter  (D)  in  ge- 
wissen Volks-  und  einzelwirthschaftlichen  und  technischen 
Entwicklungsverhältnissen,  welche  die  Einrichtung  und  Durch- 
führung der  Verbrauchsbesteuerung  erleichterten,  während  sie 
mitunter  gerade  diejenige  der  Erwerbsbesteuerung  erschwerten; 
endlich  (E)  in  einem  practisch  in  der  That  nicht  unwichtigen 
Unterschied  zu  Gunsten  der  Verbrauchsbesteuerung,  dass  nemlich 
bei  dieser  die  effective  Steuerzahlung  einer  consumirenden 
Person  in  zahlreiche  kleine  Theilzahlungen  zerlegt  werden 
kann  und  vielfach  auch  zerlegt  wird,  wozu  noch  eine  gewisse 
Freiheit  in  der  Wahl  der  Zeitpuncte  der  Zahlung  kommt. 

A.    Die  Schwierigkeiten    der   Vermehrung    der  Er- 
werbsbesteuerung.     Ueberblickt    man    die  geschichtliche  Ent 
Wicklung  der  Verbrauchsbesteuerung,  wie  sie  oben  in  den  Grund- 
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Zügen  skizzirt  wurde  (§.  438  ff.),  so  lassen  sich  ja  die  Umstände 
und  Verhältnisse,  welche  hier  ursächlich  ein-  oder  doch  mitwirkten, 
unschwer  feststellen.  Der  steigende  Finanzbedarf  musste  gedeckt 
werden.  Die  directe  Erwerbs-,  besonders  die  Ertrags-  und  Ein- 
kommen- und  Vermögensbesteuerung  Hess  sich  aber  aus  politi- 
schen Gründen  und  bei  dem  unter  allen  Staatsformen  mehr  oder 
weniger  massgebenden  Einfluss  der  besitzenden  Classen  gewöhn- 
lich nicht  einmal  soweit  in  der  Praxis,  bez.  im  Steuerrecht  aus- 
dehnen, als  es  ökonomisch  und  steuertechnisch  möglich 
gewesen  wäre.  Die  wachsende  qualitative  und  quantitative  Diffe- 
renzirung  des  Nationaleinkommens  und  Vermögens  im  Volke  be- 
reitete jedoch  auch  wirklich  immer  mehr  steuertechnische 
Schwierigkeiten,  die  doch  meistens  noch  stärker  wuchsen,  als 
die  steuertechnischen  Hilfsmittel,  sie  zu  überwinden.  Bei  der  noth- 
wendigen  grösseren  Höhe  der  gesammten  Besteuerung  musste  ferner 
jede  doch  so  unvermeidliche  üngleichmässigkeit  der  Steuerver- 
theilung  härter  empfunden  werden.  Die  unteren,  nicht  oder  wenig 
besitzenden,  meist  nur  auf  Arbeits-  und  kleines  gewerbliches  Ein- 
kommen angewiesenen  Classen  boten  nach  ihrer  ökonomischen 
Lage  und  ihrer  Stimmung  noch  besondere  steuertechnische  Schwierig- 
keiten für  die  directe  Erwerbsbesteuerung,  mehr  noch  in  Bezug 
auf  die  Erhebung  als  auf  die  Veranlagung  derselben.  So  kam 
man  immer  bald  an  die  Grenze  dessen,  was  bei  den  höheren  und 
niederen  Classen  an  direeten  Erwerbssteuern  aufzulegen  möglich 
war  oder  —  für  möglich  galt.  Denn  gewiss  ist  diese  Grenze 
meistens  nicht  wirklich  erreicht  worden,  wie  schon  die  beständige 
und  rasche  Zunahme  auch  dieser  Steuern  in  kurzer  Zeit  in  manchen 
characteristischen  Beispielen  gezeigt  hat. 

B.  —  §.  497.  Mitspielendes  psychologisches  Moment. 
Aber  man  hatte  hier  in  der  Praxis  eben  auch  mit  einem  wichtigen 
psychologischen  Moment  zu  rechnen,  das  namentlich  grosse 
Staatsmänner,  welche  für  die  Erfüllung  der  Staatsaufgaben  „mehr 
Geld"  brauchten,  begreiflich  immer  besonders  beachtet  haben:  mit 
dem  psychologischen  Moment,  wie  die  Leute  sich  unmittelbar  zur 
meist  direeten  Erwerbs-  und  zur  meist  indirecten  Verbrauchs- 
besteuerung in  ihrem  Gemüthe  verhalten.  Da  ist  es  denn  nicht 
zu  leugnen,  dass  fast  allgemein  und  überall  die  erstere  Besteuerung 
unangenehmer  empfunden  wird  als  die  zweite,  denn  „die erstere 
sieht  man,  die  zweite  sieht  man  nicht",  auch  wenn  sie  vorhanden 
und    im   Grunde    viel   höher  als  die   andere   ist.     Bei   der  ersten 
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zahlt  man  unmittelbar,  den  und  den  zitiermässig  bestimmten  Geld- 
betrag, an  den  und  den  Terminen,  wie  irgend  eine  andere  Aus- 
gabe, aber  mit  dem  L-nterschied,  nicht  wie  bei  dieser  eine  specielle 
Gegenleistung  zu  empfangen,  höchstens  mit  dem,  den  Meisten  ohne- 
hin unbekannten ,  Bewusstsein ,  eine  wichtige  sittliche  und  Rechts- 
ptiicht  gegen  das  Gemeinwesen  erfüllt  zu  haben,  und  höchstens  in 
der,  den  Meisten  wiederum  unbekannten,  oft  auch  unerfüllbaren, 
immer  unsicheren  lloft'nung,  die  gezahlte  Steuer  auf  Andere  fort- 
wälzen zu  köuneu.  Die  Verbrauchssteuer  verschmilzt  mit  dem 
Preise,  sie  hat  ihn  vielleicht  stark  gesteigert,  aber  Preisschwankungen 
kennt  der  Consument  ohnedem.  Die  Ausgabe  für  den  Kauf  einer 
besteuerten  Waare  hängt  in  gewissen  Grenzen  vom  Willen  des 
Consumenten  ab,  er  kann  sie  eventuell  unterlassen,  zu  einer  anderen 
Zeit,  in  anderem  Betrage  vornehmen.  Macht  er  sie,  so  erlangt  er 
im  Besitz  oder  Genuss  der  Waare  unmittelbar  eine  Gegenleistung, 
um  die  es  ihm  ja  bei  seiner  Handlung  überhaupt  nur  ankommt. 
Diese  Gegenleistung  ist  um  den  Betrag  der  Steuer  verkleinert. 
Aber  in  vielen  Fällen  weiss  der  Käufer  das  gar  nicht,  und  „was 
er  nicht  weiss,  macht  ihn  nicht  heiss",  in  den  meisten  entzieht  es 
sich  seiner  genauen  Berechnung  und  immer  wird  ihm  die  Pein  der 
Zahlung  versüsst  durch  den  Genuss,  den  gewünschteu  Consum  vor- 
nehmen zu  können.  So  ist  dieses  psychologische  Moment  sicher- 
lieh ein  Haupterklärungsgrund  für  die  relativ  geringe  Unpopularität, 
um  nicht  zu  sagen  für  die  förmliche  Popularität  der  Verbrauchs- 
besteuerung und  für  die  Vorliebe  der  „practischen  Politiker''  für 
diese  Steuerform ,  selbst  solcher ,  welche  die  Einwände  dagegen 
kennen  und  zu  würdigen  suchen,  geschweige  derer,  welche  sieh 
darüber  ohne  Weiteres  als  über  „  doctrinäre  Bedenken "  hin- 
wegsetzen. 

Gewiss  ist  es  nun  hier  wie  tiberall  und  allezeit  die  Aufgabe  der 
Theorie,  der  Wissenschaft,  nach  der  Parole  „was  man  sieht  und 
was  man  nicht  sieht"  —  aber  sehen  sollte,  den  Causalzusammen- 
hang  der  Dinge  nachzuweisen  und  die  Bedenken  der  Verbrauchs- 
besteuerung zu  zeigen,  welche  die  letztere  zum  Theil  sogar  ge- 
rade deswegen  hat,  weil  jenes  psychologische  Moment  zu  ihren 
Gunsten  spricht.  Die  Reaction  gegen  die  Verbrauchsbesteuerung 
in  der  Finanzwissenschaft  und  Staatslehre  sowie  in  der  practisch 
politischen  Agitation  derjenigen  politischen  Parteien,  welche  das 
Interesse  der  unteren  Classen  und  gewisse  Ideale  der  Volksfreiheit 
gegenüber    der   Regierung  schärfer  vertreten   („Fortschrittspartei", 
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,jSocialdemocratie''),  ist  aus  dieser  ErkeiiDtuiss  des  Causalzusammen- 
bangs  denn  auch  hervorgegangen.  Aber  dass  der  Erfolg  dieser 
Reaction  iu  der  Praxis  des  Steuerrechts  so  geringfügig  ist,  kann 
wie  aus  anderen  practischen  Gründen ,  so  auch  namentlich  wegen 
der  Macht  eines  solchen  psychologischen  Moments  nicht  Wunder 
nehmen. 

Nimmt  man  hinzu,  dass  die  directe  Erwerbsbesteuerung, 
namentlich  in  einzelnen  ihrer  Glieder,  wie  der  Einkommensteuer, 
unvermeidlich  ein  Eindringen  in  die  persönlichen  und  wirth- 
.schaftlichen  Verhältnisse  des  Privaten ,  eine  gewisse  Controle  über 
ihn  verlangt,  dass  bei  ihr  das  der  Besteuerung  innewohnende 
Moment  des  Zwangs  schärfer  hervortritt,  so  wird  die  Abneigung 
aller  Völker  und  Zeiten  gegen  diese  Besteuerung  wiederum  be- 
greiflich. Das  Alterthum  und  Mittelalter  sah  in  ihr  oder  doch  in 
Hauptformen  derselben  eine  Minderung  der  Freiheit,  die  Neuzeit 
mit  ihrem  stark  ausgeprägten  Individualismus  und  Freiheitsgefühl 
sieht  sich  durch  sie  in  diesen  ihren  Gefühlen  verletzt.  Die  Ver- 
brauchsbesteuerung hat  ja  zwar  gewöhnlich  einen  viel  compli- 
cirteren,  lästigeren  Controlapparat  nöthig,  aber  ihre  Controlen, 
vollends  bei  der  modernen  ökonomischen  und  technischen  Ent- 
wicklung der  Production  und  des  Verkehrs,  beschränken  sich  auf 
gewisse  Gegenden  (wie  bei  den  Grenzzöllen  und  Thorsteuern), 
öfters  auf  gewisse  Zeiten  im  Jahre  (wie  bei  gewissen,  dem  Pro- 
ducenten  auferlegten  Steuern  auf  die  Zeit  des  Betriebs)  und  nament- 
lich auf  gewisse  Personen-  oder  Geschäftskreise,  die  Kaufleute, 
gewisse  Fabrikanten  u.  s.  w. ,  die  sich  nicht  wohl  so  beklagen 
können,  da  sie  freiwillig  das  Geschäft  unter  den  ihnen  bekannten 
durch  die  Besteuerung  geschaffenen  rechtlichen  Bedingungen  be- 
treiben. 

C.  —  §.  498.  Geeignetheit  der  Gebrauchsbesteue- 
i'uug,  sonst  unbes feuert  bleibende  Einkommeutheile 
zu  treffen.  Mit  der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  und  der 
sie  bedingenden  Entwicklung  der  Arbeits-,  Erwerbs-  und  Besitz- 
theilung,  mit  jenem  öfters  erwälinten  Process  der  quantitativen  und 
qualitativen  Differenzirung  des  Nationaleinkommens  und  Vermögens 
gelangen  nun  auch  immer  mehr  Tbeile  der  letzteren  in  solcher 
Weise  in  Privathände,  dass  sie  durch  die  Erwerbsbesteue- 
rung schwer  oder  gar  nicht  mehr  zu  erfassen  sind.  Die 
Erwerbsbesteuerung  musste  durch  ihre  eigene  entsprechende  Diffe- 
renzirung dem  zu  begegnen  suchen  und  sie  hat  sich  in  der  Finanz- 
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geschichte  regelmässig,  wie  die  frühere  Darstellung  zeigte  (§.  441  Ö'., 
459  ff.),  der  Lösung  dieses  Problems  gewidmet.  Aber  sie  vermochte 
es  nirgends  genügend  zu  lösen ,  weder  durch  die  Spccialisirung 
der  Besteuerung  des  berufsmässigen  Erwerbs,  die  Verbindung  der 
subjectiven  Einkommen-  mit  der  objeetiven  Ertragsbesteuerung, 
noch  durch  die  Combinatiou  beider  mit  der  Verkehrs-,  der  Anfall- 
uud  Gewinnbesteueruug.  Hier  bot  sich  nun  der  in  der  Steuer- 
geschichte denn  auch  regelmässig  beschritteue  Weg  der  Ge- 
brauchs-, besonders  der  Verbrauchsbesteuerung,  wenn  nicht  als 
völlige  Abhilfe,  so  doch  als  erwünschte.  Ja  in  gewissem  Umfange 
nothwendige  Aushilfe. 

Und  zwar  in  den  beiden  hier  vornemlich  in  Betracht  kommen- 
den liichtuugen :  für  die  Besteuerung  desjenigen  Einkommens  der 
besitzenden  und  namentlich  der  wohlhabenderen  Classen, 
welches  sich  der  Erwerbsbesteuerung  am  Ehesten  entzog,  und  ander- 
seits namentlich  der  nicht-besitzenden  und  ärmeren,  wesent- 
lich auf  den  Ertrag  ihrer  Arbeit  angewiesenen  Classen,  wo  die 
Erwerbsbesteuerung  theils  steuertechnisch  ebenfalls  nicht  ausreichte, 
theils  zu  drückend  empfunden  wurde.  Indem  die  Verbrauchs- 
besteueruug  diese  beiden  ökonomischen  und  socialen  Classen  unter 
richtiger  Auswahl  der  zu  ihren  Consumtionen  gehöri- 
gen Steuerobjecte  und  zweckmässiger  Normirung  der 
Steuersätze  dafür  besteuerte,  half  sie  in  der  That,  eine  Lücke 
im  ganzen  Steuersystem  auszufüllen  und  dies  zu  verbessern.  Darin 
liegt  ihre  principielle  Berechtigung  vom  Standpunct  des  Steuer- 
systems aus  beurtheilt,  welche  auch  durch  weitere  Verbesserungen 
der  Erwerbsbesteuerung  und  durch  unvermeidlich  verbleibende 
Mängel  der  Verbrauchssteuern  nicht  beseitigt  wird:  das  Einkommen 
der  „höheren"  Classen,  welches  man  bei  der  Verwickeltheit  der 
Erwerbsverhältnisse  durch  die  Erwerbsbesteuerung  nicht  erfassen 
konnte,  traf  die  richtig  gestaltete  Verbrauchsbesteuerung  in  dem 
Gebrauch,  welcher  davon  gemacht  wurde  und  welcher  gerade  eine 
besondere  Steuerfähigkeit  verrieth.  Und  das  Einkommen  der 
„unteren"  Classen,  der  „kleinen  Leute",  welches  im  einzelnen  Fall 
unbedeutend  und  daher  auch  für  die  Besteuerung  gleichgiltig,  doch 
in  Summa  einen  sehr  grossen  Theil  des  Nationaleinkommens,  jener 
letzten  Steiier([uelle ,  ausmachte,  der  meistens  nicht  unbesteuert 
gelassen  werden  konnte,  dies  Einkommen  traf  wiederum  statt  der 
unzureichenden  oder  unzweckmässigen  Erwerbsbesteuerung  die 
Verbrauchssteuer  auf  die  Consumtion  dieser  Classen.     In  der  That, 
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von  der  Frage  der  specielleu  Ausführung  dieser  Steuer  noch  ab 
gesehen,  auch  theoretisch  betrachtet  eine  ganz  rationelle  Ent- 
wicklung und  im  Zusammenhang  der  Wirthschafts-  und  Gesell- 
schaltsgeschichte  betrachtet  auch  eine  geschichtlich  ganz 
folgerichtige  Entwicklung,  welche  mit  der  Emancipation  der 
unteren  von  den  höheren  Classen ,  mit  dem  steigenden ,  in  der 
Consumtion  von  besseren  und  von  Luxus -Nahrungsmitteln,  von 
Genuss-  und  Reizmitteln  hervortretenden  Wohlstand  der  Volks- 
massen sich  hervorringen  musste.  Dass  dabei  die  Staatsgewalten 
und  die  besitzenden  und  höheren  Classen  einer  solchen  Entwick- 
lung mit  Uebereifer  durch  eine  zu  weite  und  oft  unrichtige  Aus- 
dehnung der  Verbrauchsbesteuerung  Vorschub  leisteten,  damit  der 
alte  Satz  von  der  misera  contribuens  plebs  auch  unter  neuen 
socialen,  wirthschaftlichen  und  Rechtsverhältnissen  .nicht  ungiltig 
werde,  lässt  sich  wieder  nicht  principiell  gegen  eine  die  unteren 
Classen  belastende  Verbrauchsbesteuerung,  sondern  nur  gegen  deren 
etwaige  concreto  Gestaltung  als  Beweisgrund  anführen. 

Aus  dem  Gesagten  ergeben  sich  die  richtige  theoretische 
Auffassung  der  Verbraucbsbesteuerung  überhaupt,  sowie 
die  positiven  Zielpuncte  für  ihre  Einrichtung.  Sie  ist 
als  Ergänzung  und  als  Ersatz  der  Erwerbsbesteuerung  vor 
Allem  nach  den  beiden  genannten  Richtungen  anzuerkennen  und 
demgemäss  einzurichten.  Daraus  folgt,  dass  sie  nicht  allein  für 
sich,  sondern  nur  im  Zusammenhang  mit  der  übrigen  Besteuerung 
zu  beurtheilen  und  practisch  zu  ordnen  ist.  Die  verschiedene 
Ausbildung  und  Einrichtung  der  directen  Erwerbs- 
besteuerung involvirt  auch  eine  entsprechende  Ver- 
schiedenheit der  Verbrauchsbesteuerung,  und  umge- 
kehrt. Die  einfache  Uebertragung  des  Verbrauchssteuerrechts  des 
einen  Landes  auf  ein  anderes  ist  schon  deswegen  unzulässig.^) 
Dauer  und  Umfang  der  Berechtigung  der  Verbrauchsbesteuerung 
wird  ferner  wesentlich  vom  Stande  der  Steuertechnik  in  der 
Erwerbsbesteuerung  mit  bedingt.  Mit  der  Verbesserung  dieser 
Technik  kann  und  muss  auch  oft  eine  Veränderung  oder  Be- 
schränkung der  Verbrauchssteuern  eintreten.  Ob  und  wie  weit 
diese  überhaupt  zur   Besteuerung  der  „kleinen  Leute" ,   wozu   sie 


^)  Dalier  die  ueuerdinjjs  bei  uns  beliebten  Beweisführungen,  dass  wir  in  Deutsch- 
land durchaus  mehr  A'erbrauchsstcuern  bedurften,  mit  dem  Hinweis  auf  Frankreich, 
England,  Uesti;rreicli  (selbst  in  den  amtl.  Actenstücken  aus  JSTb  u.  79)  sehr  wenig- 
beweisen. 
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priiicipiell  geeignet  sind,  wirklich  benutzt  werden  sollen,  hängt 
endlich  wieder  mit  davon  ab,  ob  das  Steuersystem  ein  rein 
tinanzielles  oder  ein  socialpolitisehes  sein  soll  (Frage  von  der  Frei- 
heit des  Existenzminimums  u.  s.  w,,  §.  405).  ^) 

D,  —  §.  4J'i).  Es  ist  ferner  nicht  zu  übersehen,  dass  die 
Verhältnisse  der  eiuzel-  und  volkswirthsehaftlicheu 
wie  der  technischen  Entwicklung  gerade  in  der  Neuzeit 
die  Verbrauchsbesteuerung  steuertechnisch  begünstigen,  die 
Erwerbs besteuerung  erschweren. 

Die  Grundlagen  für  Hauptarteu  der  letzteren  (Ertrags-,  Ein- 
kommensteuern!) sind  immer  schwieriger  herzustellen,  machen  mehr- 
fach selbst  immer  grössere  Kosten  (Grundsteuerkataster!)  und 
ermöglichen  trotz  aller  Mühe  oft  keine  auch  nur  leidlich  gleich- 
massige  Besteuerung  von  Beruf  zu  Beruf  und  von  einem  zum 
anderen  Steuerpflichtigen  im  nemlichen  Beruf  oder  Erwerb.  Da- 
durch verliert  diese  Besteuerung  Vorzüge,  die  sie  sonst  gerade 
vor  der  anderen  zu  haben  pflegt. 

Die  letztere,  die  Verbrauchsbesteuerung  dagegen  knüpft  sich 
in  ihren  Hauptformen,  bei  den  Einfuhrzöllen  und  bei  den  inneren 
beim  Producenten  erhobenen  Steuern,  auch  in  der  ]\Ionopolform, 
au  einen  ve  rhältnissmässig  kleinen  Personenkreis  und 
an  eine  kleine  Zahl  Productionsstätten:  um  so  mehr,  je 
mehr  sich  gewisse  Geschäfte  concentriren.  Sind  hier  auch  scharfe 
Controlen  nothwendig,  so  stören  dieselben  doch  nicht  so  allgemein. 
Mit  ein  und  demselben  Erhebungs-  und  Controlapparat  werden 
grosse  Summen  auf  einmal  erhoben.  Auch  hier  kommt  in  den 
Beziehungen  zwischen  der  steuerzahlenden  Bevölkerung  und  der 
Steuerverwaltung  eine  Art  Arbeitstheilungsprincip  zur  Gel- 
tung: bestimmte  Geschäftskreise  der  Kaufleute  und  Fabrikanten 
übernehmen  so  zu  sagen  mit  ihrem  regelmässigen  wirthschaftlichen 
Beruf  auch  gleichzeitig  die  Function  von  Steuererhebern  unter 
ihren  Kundenkreisen,  so  dass  diese  letzteren  in  weitem  Umfange 
mit  der  Steuerverw^altung  nicht  in  directe  Berührung  kommen. 

Diesen  Vortheilen  stehen  zwar  auch  speciell  Steuer  tech- 
nische Nachtheile  gegenüber.  Eine  „rationelle"  Verbrauchs- 
besteuerung wird  bei  hoher  technischer  und  wirthschaftlicher  Ent- 


-)  Namentlich  Stein  a.  a.  0,  betont  mit  Eecht,  aber  viel  zu  einseitig,  die  Auf- 
fassung, dass  die  indirecte  Verbrauchsbesteuerung  die  Function  der  Besteuerung  der 
„Arbeit"  habe. 

A.  Wagner,  Finanzwisscnsrliaft.     II.  Ho 
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wickluDg  iu  wachsendem  Maasse  erschwert  durch  die  immer 
uothwendiger  werdende  Rücksichtnahme  auf  die  Concurrenz Verhält- 
nisse zwischen  in-  und  ausländischen,  städtischen  und  ländlichen, 
Gross-  und  Klein-Producenten  eines  steuerpflichtigen  Artikels.  Die 
Verbrauchsbesteuerung  in  der  Form  von  Einfuhrzöllen  auf  aus- 
ländische Waaren  bleibt  nur  bequem,  wenn  dieselbe  Waare  nicht 
auch  im  Inland  hergestellt  wird.  Die  Uebertragung  fremder  Pro- 
ductionszweige  ins  Inland  wird  aber  ökonomisch  und  technisch 
vielfach  leichter  (Zucker,  Tabak,  Bier).  Dann  treten  schwer  zu 
lösende  Conflicte  zwischen  dem  Interesse  der  Finanzen  und  der 
heimischen  Production  ein.  Ersteres  kann  nur  gewahrt  bleiben, 
wenn  der  heimische  Artikel  auch  und  meistens  nur,  wenn  er 
gleich  hoch  besteuert  wird.  Dies  steuertechnisch  durchzuführen 
ist  schwierig,  zumal  da  die  innere  Verbrauchssteuer  in  ganz  anderer 
Weise  als  der  Zoll  eingerichtet  und  erhoben  werden  muss.  Werden 
innere  Steuern  noch  in  der  Form  der  städtischen  Thorabgaben 
erhoben,  so  ergeben  sich  analoge  Conflicte  zwischen  städtischen 
und  ländlichen  Producenten  (Fleisch-,  Mehlbesteuerung).  Die 
j\Iodalitäten  mancher  Verbrauchssteuern  sind  auch  öfters  unver- 
meidlich in  ungleichem  Maasse  günstig  oder  ungünstig  für  die 
einzelnen  betroffenen  Producenten  eines  Steuerartikels,  je  nach  dem 
Stande  der  Betriebstechnik  und  -Oekonomik  der  einzelnen  Ge- 
schäfte, am  Meisten  wohl  je  nachdem  dasselbe  mehr  Gross-  oder 
mehr  Kleinbetrieb  ist.  Dadurch  wirkt  die  Steuer  ungleichmässig, 
was  abermals  Bedenken  erregt  (Rohstoff- Besteuerung  bei  der 
Zucker-,  Brennerei-Industrie).  Bei  dem  steten  Wechsel  der  Tech- 
nik ist  dem  auch  schwer  zu  begegnen. 

Aber  die  Erfahrung  zeigt  doch,  dass  alle  diese  Missstände 
schliesslich  nicht  für  entscheidend  und  immer  noch  für 
geringer  gelten,  als  die  Schwierigkeiten,  welche  die  moderne 
ökonomische  und  technische  Entwicklung  der  Ausdehnung  der  Er- 
werbsbesteuerung entgegenstellt.  Die  grosse  Vermehrung  gewisser 
Consumtionen  in  allen  Volkskreisen,  der  Verzehrung  der  Getränke, 
des  Tabaks,  der  übrigen  Coioniahvaaren,  steigert  die  Ergiebigkeit 
der  Verbrauchssteuern  so  sehr,  dass  sogar  gewisse  dem  Finanz- 
interesse an  sich  nachtheilige  Mängel  der  Steuertechnik  bei  diesen 
Steuern  mit  in  den  Kauf  genommen  werden  und  werden  können.  — 

E.  —  §.  500.  Die  Auflösung  der  Steuerzahlung  bei 
der  Verb  rauch  sbe  Steuerung  in  kleine  und  zu  beliebiger 
Zeit  zu  leistende  Theilzahlungen. 
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1)  Die  grosse  Masse  der  Bevölkerung  lebt  bei  ihrer  ökonomi- 
schen Lage  ,,von  der  Hand  in  den  ]\[und"  oder  hat  wenigstens 
nicht  leicht  die  Einsicht  und  die  Willensstärke,  aus  ihrem  Ein- 
kommen auch  nur  ein  wenig  grössere  Beträge  für  bestimmte 
spätere  Zeitpuncte  aufzusammeln.  Die  Folge  ist,  dass  diesen 
Leuten  regelmässig  eine  einmalige  etwas  grössere,  vollends 
eine  solche  an  einen  bestimmten  Termin  gebundene  Zah- 
lung schwerer  zu  leisten  wird,  als  die  im  Betrage  gleiche  Zahlung, 
wenn  sie  in  kleine  Theilzahlungen  aufgelöst  wird.  Dies  zeigt 
sich  bei  den  gewöhnlichen  hauswirthschaftlichen  Ausgaben,  die 
täglich  in  kleinen  Summen  bestritten  werden,  verglichen  mit  den 
grösseren  Terminzahlungen  z.  B.  für  Miethe  der  Wohnung  u.  dgl. 
Dieselbe  W^ahruehmung  hat  man  vielfach  bei  der  directen  Be- 
steuerung der  „kleinen  Leute"  und  der  ihnen  zunächst  stehenden 
Volksschichten  gemacht,  wobei  dann  jenes  erwähnte  psychologische 
Moment  auch  noch  einwirkt.  Die  Folge  ist  eine  geringe  Er- 
giebigkeit solcher  Steuern,  die  Nothwendigkeit  niedriger 
Steuersätze,  der  Gestattung  mehrerer  Zahltermine  im 
Jahre,  selbst  monatlicher,  was  das  Zahlen  zwar  erleichtert,  aber  die 
Erhebungskosten  vertheuert  und  trotzdem  zahlreiche,  ja  unter  Um- 
ständen zahllose  Mahnungen  und  Steuerexecutionen ,  wodurch  die 
Bitterkeit  nur  gesteigert  und  der  Zweck  doch  nicht  immer  erreicht 
wird.^)  Die  örtliche  Bewegung  der  arbeitenden  Classen  erschwert 
dabei  die  Controle  und  die  Erhebung  noch  ausserordentlich.  So 
hat  namentlich  die  Ausdehnung  der  directen  Einkommensteuer  auf 
die  unteren  Classen  oder  die  Erhebung  specieller  Ertragssteuern 
vom  Arbeitslohn  mit  grossen  steuertechnischen  und  socialpolitischen 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen. 

Diese  fallen  bei  der  Einrichtung  einer  Verbrauchsbesteuerung 
auf  Massen cousumptibilien  grossentheils  fort.  Viel  Odium  wird 
erspart  und  der  finanzielle  Zweck  wird  vollständiger  und  für  die 
Steuerverwaltung  wie  für  die  Steuerzahler  bequemer  erreicht.  Denn 
in  der  That  ist  die  reelle  Steuerfähigkeit  der  kleinen  Leute  und 


')  Zahlreiche  Belege  bei  der  preuss.  Classensteuer,  bes.  vor  d.  Novelle  v.  1873, 
als  auch  j,'anz  kleine  Einlvommen  steuerpflichtig  waren.  Nach  einer  damal.  amtl. 
Denkschr.  d.  preuss.  Fin.min.  waren  im  J.  1871  für  je  100  Thlr.  Classensteuer 
in  den  classenst.-pflicht.  Städten  erforderlich:  kostenpflicht.  Mahnungen  des 
Executors  in  Gl.  la  ffrühere  niederste  Classenstufe,  c.  bis  100  Thlr.  Eink.)  22S,  ver- 
fugte Executionen  95,  vollstreckte  dsgl.  49,  fruchtlos  vollstreckte  dsgl.  37;  in  allen 
übrigen  Classen  zusammen  an  Mahnungen  31,  verfügten  E.ycc.  11,  vollstreckten  4. 
fruchtlos  vollstreckten  1.  Veranlag.kosten  f.  100  Thlr.  Steuer  in  Cl.  la  85,  in  allen 
andern  Classen  167  Thlr. 

33* 
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.selbst  der  Scbieliten  bis  in  die  ükonomiscben  Mittelstände  binauf 
bei  der  Auflösung  der  Steuerzablung  in  kleine  Beträge  grösser, 
die  Empfindung  des  Drucks  der  Steuer  in  Wirklichkeit  kleiner. 

2)  Mit  diesem  Argument  dürfen  die  Anbänger  der  Verbraucbs- 
besteuerung  ihre  Sacbe  führen.  Aber  die  begrenzte  Giltigkeit 
und  Beweiskraft  desselben  ist  anderseits  doch  auch  nicht  zu 
übersehen. 

a)  Einmal  trifft  das  Argument  streng  genommen  überhaupt 
nur  beim  B  aar  kauf  genau  zu.  Wo  statt  desselben  die  besteuerte 
Waare,  also  namentlich  nach  unseren  Verhältnissen  die  Krämer- 
waare  vom  Consumenten  auf  Borg  gekauft  und  in  grösseren  Be- 
trägen bezahlt  wird,  fällt  der  Vortheil  grossentheils  fort.  Oder  die 
Mahnungen  und  Executionen  des  Privatgläubigers  treten  an  die 
Stelle  derjenigen  des  Fiscus.  Durch  eine  starke  Besteuerung,  mithin 
Vertheuerung  gewisser  nothwendiger  oder  nach  der  Consumtions- 
sitte  einmal  beliebter  Consumptibilien  wird  aber  der  Baarkauf  zu 
Gunsten  des  Kaufs  auf  Borg  erschwert. 

b)  Sodann  hört  eine  Steuer  dadurch,  dass  sie  „unmerklich" 
und  „minder  drückend"  durch  die  Art  ihrer  Erhebung  wird,  natür- 
lich nicht  auf,  eventuell  doch  sehr  ungleich  massig  zu  sein. 
Gerade  wegen  der  besprochenen  Eigenschaften  droht  aber  eine 
besonders  starke  Ausdehnung  der  Verbrauchssteuern  und  ist  sie 
sicher  wohl  deswegen  so  allgemein  mit  eingetreten.  Es  ist  ja  ganz 
richtig,  dass  z.  B.  eine  Salzsteuer,  wie  die  deutsche,  trotz  des  enorm 
hohen  Steuersatzes  von  6  Mark  für  den  Centner,  vom  Consumenten, 
der  pfundweise  seinen  Bedarf  bezieht,  kaum  empfunden  wird.  Aber 
im  ganzen  Jahre  belastet  sie  doch  die  Arbeiterfamilie  im  Durch- 
schnitt wohl  mit  4 — 5  Mark,  d.  h.  im  Verhältniss  zum  Einkommen 
mit  vielleicht  nahezu  1  Procent :  relativ  viel  stärker,  als  durch  diese 
und  eine  ganze  Anzahl  anderer  Verbrauchs-  und  sonstiger  Steuern 
zusammen  genommen  mitunter  eine  reiche  ßentierfamilie,  deren 
Einkommen  schwer  zu  erfassen  ist,  getroifen  wird.  Und  diese 
4  oder  5  Mark,  wenn  auch  pfennigweise  ausgegeben,  fehlen  doch 
notbwendig  der  Arbeiterfamilie  irgendwo  sonst,  entweder  für  andere 
Ausgaben  und  Genüsse  oder  auch  für  die  Zurücklegung  als  Spar- 
pfennig. Dies  bleibt  bei  der  an  und  für  sich  ganz  richtigen 
psychologischen  und  practischen  Kechtfertigung  der  Verbrauchs- 
steuern zu  leicht  unbeachtet.  — 

Das  sind  die  allgemeinen  Erkiärungs-  und  Rechtfertigungs- 
gründe   der   starken   Ausdehnung   und    des  meistens    bestehenden 
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Ueberirewichts  der  Verbrauchssteuern  im  Staatssteuersystem.  Der 
einzelne  Gruiul  hat  sicherlich  meistens  nur  eine  relative  Be- 
(leutuug,  aber  die  Gesammtheit  der  Gründe  wiegt  practisch  schwer 
und  darf  auch  theoretisch  nicht  so  leicht  genommen  werden,  wie 
es  oft  von  einseitigen  doctrinären  Gegnern  dieser  Besteuerung 
geschehen  ist. 

Einige  weitere  specielle  Gründe,  welche  von  Anhängern  der 
Verbrauchsbesteuerung  geltend  gemacht  werden ,  können  dagegen 
einen  solchen  auch  nur  relativen  Werth  schwerlich  beanspruchen, 
sondern  müssen  im  Wesentlichen  als  falsch  bezeichnet  werden: 

II.  —  §.  501.  Specielle,  aber  falsche  Gründe  für  die 
Verbrauchsbesteuerung.  Dieselben  sind  theils  selbständige, 
von  den  vorher  besprochenen  verschiedene,  theils  laufen  sie  auf 
eine  Uebertreibung  der  relativen  Wahrheit  hinaus,  welche 
in  jenen  Gründen  enthalten  ist,  wobei  dann  falsche  weitere  Motivi- 
rungen  etwa  noch  hinzutreten.  Die  wichtigsten  derartigen  Gründe 
sind  wohl:  einmal  (A)  die  einfache  Berufung  auf  und  Beruhigung 
bei  der  Steuerüberwälzung,  welche  die  Hauptbedenken  gegen 
diese  Steuerform  beseitige;  sodann  (B)  die  Betonung  des  Umstands 
als  eines  unbedingten  Vorzugs,  dass  bei  der  Verbrauchsbesteue- 
rung theils  das  Steuer  zahlen  überhaupt,  theils  wenigstens  die 
Höhe  der  Steuer  für  den  Einzelnen  „frei  stehe"  oder  von 
seinem  Willen  abhänge,  je  nachdem  er  selbst  seinen  Consum 
„regle",  eventuell  mit  der  weiteren  Motivirung,  dass  sich  durch 
eine  rationelle  Verbrauchsbesteuerung  der  Consum  der  Be- 
völkerung in  deren  eigenem  Interesse  richtig  regeln  lasse 
(Branntwein-,  Tabaksteuer!);  endlich  (C)  die  ausschliesslich  günstige 
Beurtheilung  der  Form  indirecter  Verbrauchssteuer  vom  finan- 
ziellen und  vom  politischen  Standpuucte  aus,  weil  dadurch 
das  Moment  der  Steuerzahlung  meistens  überhaupt  ganz 
verhüllt  werde.  Es  lässt  sich  leicht  zeigen,  dass  diese  Gründe, 
abgesehen  von  dem  Korn  Wahrheit,  das  sie  enthalten  und  das 
schon  in  den  vorausgehenden  Erörterungen  anerkannt  wurde,  mehr 
Gründe  gegen  als  für  die  Verbrauchsbesteuerung  sind. 

A.  —  §.  502.  Vielleicht  am  Schwächsten  und  eben  deshalb 
am  Gefährlichsten  ist  der  Hinweis  auf  die  L'eberwälzung,  welche 
„schon  Alles  gut  machen  werde".  Es  genügt  an  dieser  Stelle,  auf 
die  frühere  Darstellung  der  Ueberwälzungstheorie  Bezug  zu  nehmen 

(§.  383  ff.j. 
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1)  Das  Günstigste,  was  sich  sagen  lässt,  ist,  dass  nach  einem 
langen  Ueberwälzungsprocess  und  durch  denselben  eine  gewisse 
Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  unter  besonders  günstigen  Um- 
ständen hergestellt  werden  kann.  Ob  und  wie  weit  sie  wirklich 
endlich  eintritt,  bleibt  durchaus  die  Frage.  In  der  Zwischen- 
zeit aber  können  die  grössten  Härten  vorkommen.  Unter  gewissen 
wirthschaftlichen ,  technischen,  socialen  und  rechtlichen  Verhält- 
nissen muss  die  Hoffnung  auf  die  günstige  ausgleichende 
Wirkung  der  Ueberwälzung  aber  als  Täuschung  und  Optimis- 
mus bezeichnet  werden.  In  dem  theoretisch  und  practisch  wich- 
tigsten Falle,  bei  der  Besteuerung  der  unteren  Classen  oder  „kleinen 
Leute"  durch  hohe  Steuern  auf  deren  nothwendige  Verzehrungs- 
und auf  deren  Genussmittel  lässt  endlich  die  Ueberwälzung  grossen- 
theils  im  Stich  oder  vollzieht  sich  nur  mittels  eines  hoch  bedenk- 
lichen Drucks  auf  diese  Personen  (§.  511).  Darüber  kann  sich  nur 
der  oberflächlichste  Optimismus  täuschen  oder  die  frivolste  Rück- 
sichtslosigkeit hinwegsetzen.  Sind  die  betreffenden  Steuern  einmal  — 
wirklich  oder  vermeintlich  -  nicht  entbehrlich,  dann  muss  wenig- 
stens offen  und  ehrlich  und  muthig  anerkannt  werden,  dass  der 
Verlass  auf  die  günstige  Function  der  Ueberwälzung  aus  nachweis- 
baren Gründen  ein  trügerischer  ist.  Daraus  wird  doch  das 
Gute  hervorgehen,  dass  man  sich  bei  ihr  nicht  beruhigt,  auf 
Reformen  der  Besteuerung,  auf  Ersatz  der  bedenklichsten 
Verbrauchssteuern  und  auf  die  Einfügung  von  Compensations- 
steuern  in  das  Steuersystem  sinnt,  durch  welche  wenigstens  die 
durch  die  Verbrauchsbesteuerung  unverhältnissmässig  ge- 
schonten Classen  und  Personen  zur  verhältnissmässigen 
Betheiligung  an  der  Tragung  der  Gesammtsteuerlast  heran- 
gezogen werden. 

Das  sind  die  Schlüsse,  zu  welchen  die  unbefangene,  keinem 
Parteiinteresse  dienende  wissenschaftliche  Theorie  nach  ihrer  bereits 
erlangten  Kenntniss  der  Causalzusammenhänge  im  Ueberwälzungs- 
process kommen  muss.  Von  den  Anhängern  der  anderen  Ansicht 
darf  sie  daher  den  Gegenbeweis  verlangen,  der  aber  nicht  ge- 
führt werden  kann  und  kaum  auch  nur  versucht  worden  ist:  man 
hat  es  bei  Behauptungen,  Hoffnungen  und  Achselzucken  bewenden 
lassen. 

Man  darf  auch  repliciren:  nun,  wenn  wirklich  die  ausgleichende 
Function  der  Ueberwälzung  so  sicher  anzunehmen  ist,  warum 
lassen  sich  dann  z.  B.  nicht  die  besitzenden  und  höheren  Classen 


rnrichtiirer  Ycrlass  auf  L'ebcrwiÜzung-.  51 1> 

zunächst  mit  direeteu  Eiwerbssteucrn  stärker  belasten,  in  der  Voraus- 
sicht, diese  schon  auf  die  unteren  und  ärmeren  Classen  durch  die 
Lohnregelung  u.  s.  w.  fortzuwälzen  ?  Unter  allen  Umständen  müsstc 
eine  derartige  Ueberwälzung  sicherer  und  leichter  sein,  als  die 
Ueberwälzuug  in  der  entgegengesetzten  Richtung,  „von  Unten  nach 
Oben",  wie  sie  im  Fall  der  Beruhigung  bei  hohen  indirecten  Ver- 
brauchssteuern auf  den  Consum  der  Massen  vorausgesetzt  wird. 
Die  höheren  Classen  haben  von  ihrem  Interessenstandpuncte  aus 
ganz  recht  mit  ihrer  Ablehnung  eines  solchen  Vorgehens,  weil  sie 
jene  Voraussicht  der  Fortwälzung  als  eine  trügerische  kennen. 
Aber  nicht  minder  haben  doch  die  unteren  Classen  recht,  aus  dem- 
selben Grunde  den  Trost  abzulehnen,  sie  könnten  sich  durch  Rück- 
wälzung der  auf  sie  in  den  Preisen  der  gekauften  Waaren  fort- 
gewälzten indirecten  Verbrauchssteuern  leicht  helfen.  Wie  die 
Dinge  hier  in  Wirklichkeit  liegen,  wird  unten  bei  der  Darstellung 
der  principiellen  und  practischen  Mängel  der  Verbranchsbesteuerung 
nachgewiesen  werden  (§.  511). 

2)  In  einem  Punete  gehen  aber  die  unbedingten  Gegner  von 
Verbrauchssteuern  auf  Massenconsumptibilien  freilich  auch  wieder 
zu  weit  und  verfallen  sie  eigentlich  in  denselben  Fehler  wie  die 
unbedingten  Anhänger,  nemlich  volle  Ueberwälzung  in  zu  weitem 
Maasse  anzunehmen.  Nach  ihnen  ist  es  immer  der  ganze  Betrag 
der  Steuer,  welcher  (noch  verbunden  mit  Nebenspesen,  Zinsen  u.  s.  w.) 
auf  den  Preis  des  Artikels  fällt  und  um  welchen  sie  daher  „den 
Consumenten"  voll  belastet  ansehen.  Hier  wird  der  Ueberwälzungs- 
tendenz  bis  zum  Consumenten  hin  ebenso  eine  zu  grosse 
practische  Stärke  und  eine  zu  unbedingte  allgemeine  Verwirklichung 
zugeschrieben,  wie  Seitens  der  anderen  Partei  derjenigen  vom 
Consumenten  weiter  oder,  in  der  früheren  Terminologie:  wie 
hier  die  Rü  c  k  wälzungsfähigkeit,  wird  dort  die  Fähigkeit  der 
Fortwälzung  überschätzt  und  ohne  genügende  Rücksicht  auf 
die  Verhältnisse  des  practischen  Lebens  beurtheilt.  Es  ist 
vielmehr  ein  weiterer  Uebelstand,  dass  sich  die  Fortwälzung  prac- 
tisch  nicht  so  einfach  zuträgt,  wie  hier  angenommen  wird.  Würde 
nur  und  voll  der  Cousument  getroffen,  so  Hesse  sich  dies  leichter 
compensiren.  Aber  ein  Theil  der  Steuer  bleibt  in  verschiedener 
Weise  oft  auf  dem  Wege  vom  ersten  Steuerzahler  zum  Consumenten 
an  einzelnen  Zwischenpersonen  oder  auch  an  einzelnen  Pro  du - 
centen  selbst  hängen,  mindert  deren  Einkommen,  Gewinne  etc., 
so   namentlich  wohl  bei  denjenigen   indirecten  Verbrauchssteuern, 
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welche  beim  inländischen  Producenten  oder  in  der  Form  von  Zöllen 
erhoben  werden.  Diese  Sachlage  bildet  sogar  von  einem  anderen 
Gesichtspuncte  aus  unter  Umständen  eine  relative  Rechtfertigung 
solcher  Steuern,  indem  dieselben  nemlich,  ähnlich  wie  Verkehrs- 
steuern, als  eine  Art  Gewerbesteuer  und  Einkommensteuer  der 
Kanfleute,  Fabrikanten,  also  solcher  Classen  und  Personen  mit 
angesehen  werden  können,  deren  Gewinne  und  Einkommen  sich 
der  sonstigen  directen  Erwerbsbesteuerung  leichter  entziehen.  Die 
Anhänger  der  Verbrauchssteuern  machen  das  nicht  selten  geltend, 
principiell  nicht  mit  Unrecht,  wenn  auch  gewöhnlich  mit  starken 
Uebertreibungen.  Sie  übersehen  nur  als  Vertreter  dieser  Auffassung 
wieder  zweierlei. 

aj  Einmal,  dass  sie  damit  in  Widerspruch  mit  ihrer  optimisti- 
schen Ansicht  von  der  Rück-  und  Weiterwälzuug  der  Verbrauchs- 
steuern Seitens  der  Consumenten  kommen :  wenn  die  gleichmässige 
Fortwälzung  bis  zum  Consumenten  schon  so  unsicher  ist,  wie 
sehr  vollends  diese  Rückwälzung!  Für  letztere  liegen  die  Ver- 
hältnisse doch  viel  ungünstiger,  weil  es  sich  eben  um  „Consumenten" 
ohne  Organisation  zu  gemeinsamem  Handeln,  ohne  ökonomische 
Machtmittel  (untere  Classen!)  zur  Durchsetzung  der  Rückwälzung 
handelt,  während  in  dem  anderen  Fall  „Producenten"  in  Betracht 
kommen,  welche  doch  für  den  Concurrenzkampf  besser  organisirt 
sind,  ihr  Kapital  nöthigenfalls  eher  aus  dem  Geschäft  ziehen 
können  u.  s.  w. 

b)  Sodann  der  zweite  Mangel  der  Beweisführung:  gerade  die 
ungleich  massige  Fortwälzung  der  zunächst  vom  Producenten, 
Fabrikanten,  Kaufmann  u.  s.  w.  ausgelegten  Steuer  ist  ein  neues 
Argument  dafür,  dass  man  mit  der  Rechtfertigung  der  Verbrauchs- 
besteuerung durch  den  Hinweis  auf  die  Aus  gleich  ungsfunction 
der  Ueberwälzung  sehr  vorsichtig  sein  muss.  Die  einzelnen 
Producenten  sind  nach  einer  Menge  persönlicher,  wirthschaftlicher 
und  technischer  Verhältnisse,  im  Gross-  und  Kleinbetrieb,  nach  der 
Vertheilung  des  Kapitals  auf  Anlage- und  Betriebskapital,  nach  der 
örtlichen  Lage  ihrer  Anstalten  u.  s.  w.  in  ganz  ungleichem 
Maasse  zur  Fortwälzung  der  von  ihnen  ausgelegten  Steuern 
befähigt.  Oefters  bleiben  Theile  dieser  Steuern  auf  ihnen  sitzen, 
aber  da  dies  einzeln  in  durchaus  verschiedenem  Maasse  geschieht, 
sind  diese  Steuern  auch  wieder  keine  richtige  und  gerechte 
Gewerbe-  oder  Einkommensteuer   der  l3etroflfenen,    ganz   ab- 
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gesehen  von  dem  Umstände,  dass  nur  gewisse  Gewerbe  indirect 
besteuert  würden.') 

So  darf  man  behaupten,  dass  der  Vcrlass  auf  die  Ueber- 
wälzung  in  jeder  Hinsicht  ein  schwaches  Argument  zu  Gunsten 
der  \'erbrauchsbesteuerung  des  Consunienten  selbst  und  anderer, 
mit  der  Herstellung  und  dem  Vertrieb  der  steuerpHicütigeu  Waareu 
in  Verbindung  stehenden  Personen  ist. 

B.  -  §.  503.  Die  Selbstregelung  der  Besteuerung  des 
Einzelneu  durch  die  Regelung  seines  gebrauchssteuer- 
pflichtigen Consums.  Auch  durch  die  Berufung  hierauf  wird 
keine  richtige  Begründung  der  Verbrauchs-  und  Nutzungsbesteuerung 
gewonnen.  Einmal  ist  in  vielen,  practisch  wichtigen  Fällen  eine 
solche  Macht  des  Einzelnen  nur  scheinbar  vorhanden;  sodann 
aber  steht  dieselbe  überhaupt  mit  dem  wahren  Wesen  der 
Besteuerung  in  Widerspruch. 

1)  Bei  einer  Besteuerung  von  nothwendigen  Lebens- 
mitteln (Salz!  Volksbrot  [Roggenbrot  bei  unsj.  Fleisch)  ist  von 
einer  solchen  ^ilacht  theils  gar  nicht  die  Rede,  theils  würde  sie  nur 
auf  Kosten  der  Gesundheit  und  Arbeitskraft  des  Consumenten  aus- 
geübt, also  auch  gegen  das  Gemeinschaftsinteresse.  Bei  anderen 
Steuerobjecten  stemmt  sich  wenigstens  die  Consumtionssitte  der 
Einschränkung  des  Consums  entgegen.  Die  letzt^  kann  ebenfalls 
ihre  sanitären  und  sonstigen  Bedenken  bieten.  Auch  trifft  der 
allgemeine  Einwand  gegen  die  Gebrauchsbesteuerung  zu,  dass  die- 
selbe eben  einzelne  Artikel  des  Consums  ziemlich  willkühr- 
lich  herausgreift.  Die  Gleichmässigkeit  wird  so  von  Neuem 
verletzt,  indem  dem  Consumenten  eines  besteuerten  Artikels,  gegen- 
über dem  Consunienten  eines  unbesteuerten,  entweder  zugemuthet 
wird,  die  Steuer  im  höheren  Preise  der  Waare  zu  entrichten  oder 
auf  den  Consum  zu  verzichten.  So  liegt  die  Sache  selbst  bei  den 
sogen.  Luxussteuern. 

2)  Gewichtiger  und  principieller  ist  aber  noch  der 
zweite  Einwand  gegen  diese  Begründung  der  Gebrauchsbesteue- 
rung: es  sollte  dem  Einzelnen  eben  gar  nicht  „frei  stehen" 
durch  eine  Handlung,  welche  wie  die  Regelung  des  Consums  mit 
der  individuellen  Steuerpflicht   absolut  keinen  Zusammenhang  hat, 

*)  Auch  diese  Begründung  liegt  implicitc  einem  grossen  Theil  der  Argumente 
der  practischen  Befünrorter  (von  dem  leitenden  Staatsmanne  an  bis  weit  herab)  der 
Verbrauchssteuern  bei  den  neuesten  deutschen  Steuerreformplänen  zu  Grunde:  ein 
guter  Beleg  dafür,  dass  es  „ohne  Theorie"  unter  denkenden  Menschen  einmal  nicht 
abgeht,  dass  aber  auch  lüer  die  „Theorie'"  ihren  Haken  hat. 
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sich  dieser  Pflicht  zu  entziehen  oder  das  Maass,  in  dem  er  sie  er- 
füllt, zu  bestimmen.  "Wie  man  die  Besteuerung  des  Einzelnen  auch 
immer  auffasse  und  begründe:  ob  man  sie  als  einen  Entgelt  der 
Dienste  des  Staats,  der  Vortheile  der  Staatsverbiudung  oder  rich- 
tiger als  eine  Pflicht  ansieht,  welche  aus  der  uaturnothwendigen 
gliedlichen  Angehörigkeit  des  Einzelnen  zur  Staatsgesellschaft  folgt: 
die  Steuerzahlung  an  sich  und  das  Maass  ihrer  Höhe  müssten 
richtiger  Weise  von  der  Art  und  der  Grösse  des  Consums 
einzelner  Güter  unabhängig  sein.  Pr actische  Gründe, 
jenes  besprochene  psychologische  Moment  u.  A.  m.  mögen  trotzdem 
für  eine  solche  Verbindung  sprechen.  Aber  ein  Vortheil,  dass 
das  Individuum  alsdann  durch  Regelung  seines  Consums  seine 
Steuer  regeln  könne,  ist  dies  nicht:  die  Gebrauchsbesteuerung 
lässt  sich  mit  solchem  Argument  nicht  begründen  und  rechtfertigen, 
sondern  gerade  angreifen. 

§.  503a.  Auch  die  weitere  Motivirung  verwandter  Art,  dass 
sich  durch  eine  rationelle  Verbrauchsbesteuerung  der  Co ns um  der 
Bevölkerung  in  deren  eigenem  wahren  Interesse 
richtig  regeln  lasse,  begegnet  doch  erheblichen  principiellen 
und  practischen  Bedenken.  Man  argumentirt  hier  aus  den  sich 
berührenden  Gesichtspuncten  der  Sanitäts-,  Sitten-,  Luxus- 
und  allgemeia^en  Wohlfahrtspolizei.'')    Es  mag  zugegeben 

*)  Dies  ist  implicite  der  Standpunct  der  in  der  Vorbemerkung  S.  493  genannten 
finanzstatistischen  Sclirift  von  Gerstfeldt.  Da  ähnliche  Auffassungen  in  gewissen 
Kreisen  verbreitet  sind,  scheint  es  kein  hors  d'oeuvre  auf  die  Prüfuiig  dieses  Stand- 
puncts  etvas  näher  einzugehen ,  weshalb  ich  diesen  §  noch  zusätzlich  hier  eingefügt 
habe.  Die  finanzstatistischen  Thatsachen  sind  allerdings  berückend,  aber  um  so  noth- 
wendiger  ist  eine  unbefangene  BeurtheUung.  Nach  Gerstfeldt,  bes.  Tab.  8  und  7 
ergiebt  sich  für  die  neueste  Zeit: 

-pi.-  Deutsches       Gross-  Frank-  West-  Kuss- 

ßranniweiu.  j-gj^j^        britannien  reich  östeiteich        land 

Einnahme  Mill.  M 4521  422-05  65-00  18-00  567-27 

oder  7o  aller  Steuern      ....       7-00  30-84  3-38  3-31  42-88 

per  Kopf  M 1-06  12-42  1-76  0-82  S'IO 

Durchschn.satz  d.  Steuer  p.  100  °/o 
Alkohol  p.  Hectol. 

an  Zoll  M 30-0  400-0  OO'O  24-0  ? 

an  Steuer  M 17-0  300-0  60-0  200  125-0 

Abgabebeiast.    Verbrauchsmenge 

p.  Kopf  Liter 6-14  3-87  2*86  4-10  6-48 

Tabak. 

Einnahme  MUl.  M. 14-28  16200  257-18  75-49  45*55 

oder  "lo  aller  Steuern      ....       2-25  11-85  13'30  13-86  3-44 

per  Kopf  M 0-34  4-77  6-95  3-43  0-65 

Durchschn.satz    an    Steuern   (incl. 
Monop.)  p.  Centner 

an  Zoll  M 15-00  350*0  —  —  70-0 

an  Steuer  (Monop.)  M.     .     .       230  —  380*0  110-0  50-0 

Bclast.  Yerbr.menge  p.  Kopf  Pfund      336  1-36  1-88  3*12  MQ 
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werden,  dass  solche  Gesiclitspuncte  etwas  mitsprechen  dürfen, 
besonders  bei  der  Branntwein-  und  auch  noch  bei  derTabak- 
])esteuerung.  Aber  man  überzeugt  sich  leicht,  dass  man  hier  zu 
sehr  niisslichen  Consequenzen  ijclangt,  sobald  man  einen  dieser 
Gesichtspuucte  ernstlich  zur  Begründung  einer  hohen  Verbrauchs- 
besteueruug  auf  welche  Gegenstände  immer  benutzt. 

1)  Von  einer  auch  nur  einigermassen  berechtigten  sanitäts- 
und  Sitten  polizeilichen  Regelung  kann  hier  doch  bloss  gegenüber 
einem  wirklich  physisch  und  psychisch  schädlichen  Uebermaass 
des  Consums  die  Rede  sein,  wenn  man  selbst  von  allen  princi- 
piellen  Einwänden  gegen  solche  Einmischung  absehen  w^ollte.  Nun 
wäre  aber  hier,  wenn  sie  überhaupt  richtig  und  erfolgreich  sein 
sollte,  eine  ganz  individuelle  Controle  des  Consums  des  ein- 
zelnen Trinkers  und  Rauchers  noth wendig.  Eine  solche  erfolgt 
durch  die  Verbrauchsbesteuerung  und  durch  einen  hohen  Steuerfuss 
der  Branntwein-  und  Tabaksteuer  natürlich  gar  nicht.  Aus  den 
Durchschnittssätzen  des  Consums  für  den  Kopf,  wie  sie  die 
übliche  Statistik  allein  berechnen  kann,  lässt  sich  nicht  ohne  Weiteres 
auf  ein  Uebermaass  des  individuellen  Consums  schliessen, 
auch  wenn  sich,  wie  z.  B.  bei  uns  in  Deutschland,  viel  höhere 
Kopfquoten  als  in  anderen  Staaten  mit  hoher  Besteuerung  ergeben. 
Denn  ob  und  wie  weit  ein  solches  Uebermaass  vorliegt,  das  hängt 
in  entscheidender  Weise  von  der  zeitlichen  Vertheilung  des 
Consums  einer  jeden  Person  ab.  Der  Durchschnittsconsum  kann 
sehr  hoch  sein  und  doch  wegen  einer  günstigen  zeitlichen  Ver- 
theilung dieses  Einzelconsums  eine  wirklich  schädliche  über- 
mässige Consumtion  fehlen,  und  umgekehrt.'')  Die  entgegen- 
gesetzte Auffassung  beruht  auf  der  unhaltbaren  Annahme  der 
absoluten   Schädlichkeit   des  Branntweins   und   Tabaks.      Diese 


Selbst  wenn  der  hier  (ob  bei  Branntwein  ganz  richtig?)  berechnete  enorm  hohe  Durch- 
schnittsconsum an  Branntwein  u.  Tabak  in  Deutschland  durch  eine  der  ausländischen 
itlmliche  hohe  Besteuerung  auf  die  Hälfte  reducirt  würde,  an  sich  vielleicht  wiinschens- 
werth,  so  würde  die  Ausgabe  einer  Person  für  diesen  halben  Consum  wegen  der 
hohen  Steuer  doch  noch  viel  grösser  sein  als  jetzt,  was  demnach  klärüch  auf  eine 
starke  üeberlastung  der  betreffenden  Consumenten  mit  Steuern  oder  m.  a.  W.  auf  eine 
grosse  Cngleichmässigkeit  der  Besteuerung  hinausliefe.  Das  lässt  sich  doch 
unmöglich  in  dieser  Frage  so  leicht  nehmen. 

•>)  S.  Conrad  in  d.  Kecens.  v.  Gerstfeldt's  Sehr.,  Jahrb.  1879  II,  der  gewiss 
richtig  ausführt,  dass  das  Zuvieltrinken  von  Branntwein  durch  die  hohe  Steuer  nur 
wenig  gemindert  wird,  während  der  tägliche  Genuss  einer  geringen  Menge  zur  Mahl- 
zeit, was  im  Jahre  ein  bedeutendes  Quantum  ausmacht,  für  den  Arbeiter  durchaus 
zuträglich  ist  u.  ihm  dieser  Genuss  durch  die  Forderung  des  Verf.  mehr  als  gerecht- 
fertigt erschwert  wird.  Ebenso  kann  man  Itei  den  Arbeitern  u.  s.  w.  doch  auch  an 
das  Berechtigte  des  Tabakgenusses  denken. 
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Annahme  müsste  folgerichtig  dazu  führen,  den  Consum  dieser 
Artikel  nicht  durch  Steuern  bloss  zu  erschweren,  sondern  ihn  ge- 
setzlich zu  verbieten,  mindestens  wie  in  den  Staaten  der  Temperauce- 
Gesetze  den  offenen  Verkauf  zu  untersagen. 

2)  Gegen  den  luxus-  und  wohlfahrtspolizeilicheu  Stand- 
punct  erheben  sich  von  vorneherein  principielle  Bedenken,  wenig- 
stens innerhalb  der  heutigen  Gesellschaft  und  ihrer  sonstigen  Rechts- 
ordnung. Selbst  wenn  man  davon  absieht  und  zugiebt,  dass  ein 
grosser  Theil  der  „kleinen  Leute''  durch  den  Aufwand  für  ihren 
Branntwein-  und  Tabakconsum,  zumal  für  den  übermässigen,  grosse 
Unwirthschaftlichkeit  zu  ihrem  eigenen  Nachtheil  beweisen,  — 
ist  es  zu  rechtfertigen,  sie  dafür  mit  hohen  Steuern  zu  belegen 
und  gewissermassen  zu  bestrafen?  Die  Bedürfnisse  des  Staats 
grossentheils  auf  Kosten  der  Unwirthschaftlichkeit  jenes 
Volkstheils  zu  bestreiten?  Folgerichtig  müsste  man  dann  über- 
haupt den  Leuten  die  freie  Verwendung  ihres  Einkommens  ent- 
ziehen, mindestens  den  Betrag,  der  über  den  nothweudigen  Bedarf 
hinausgeht,  in  Beschlag  nehmen,  alsdann  ihn  aber  auch  zu  Zwecken 
im  speciellen  Interesse  dieser  unter  Curatel  gestellten  Leute,  nicht 
zur  Deckung  der  allgemeinen  Staatsbedürfnisse  verwenden.  Mit 
der  besonders  hohen  Branntwein-  und  Tabakbesteuerung  profitirt 
doch  jetzt  im  Grunde  der  Staat  nur  für  seine  fiscalischen  Interessen 
von  Lastern  und  Unsitten  der  Bevölkerung,  und  zwar  von  solchen, 
die  er  nicht  wohl  sonst  unter  Strafe  stellen  kann.  Gerade  das 
polizeiliche  Bevormundungsprincip  würde  eine  ganz  andere  Behand- 
lung unwirthschaftlicher  Consumtionen  bedingen,  als  diejenige  ver- 
mittelst hoher  Verbrauchsbesteuerung.  Wenn  man  durch  letztere 
selbst  eine  Verminderung  anstössiger  Consumtionen  erreicht,  so 
wird  doch  in  der  Regel  der  gesammte  Aufwand  einer  Person  für 
die  betreffenden  Objecte  bei  hoher  im  Vergleich  mit  niedriger  Be- 
steuerung noch  grösser,  daher  die  wirthschaftliche  Verwendung  des 
ganzen  Einkommens  noch  schlechter  ausfallen.  D.  h.  man  fügt 
durch  solche  Besteuerung  noch  die  Gefahr  rascheren  und  stärkereu 
wirthschaftlichen  Ruins  zu  allen  anderen  üblen  Folgen  bedenklicher 
Consumtion  hinzu.  Viel  heilsamer,  aber  freilich  auch  viel  mehr 
gegen  das  doch  zumeist  einseitig  sich  geltend  machende  fiscalische 
Interesse  wären  z.  B.  gegenüber  dem  Tabak-  und  Branntwein- 
consum  Vorkehrungen,  die  Gelegenheit  zu  diesen  Consumtionen 
zu  erschweren ,  wie  in  Betreff  des  Branntweins  (und  indirect  des 
Tabaks)  durch   eine   richtige  Schankstättengesetzgebung   und 
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in  Betreff'  des  Tabaks  durch  iinitassendere  Kaiicliverbote  in  öffent- 
lichen Localitäten  u.  s.  w.  (zugleich  eine  wahre  Wohlthat  für  die 
nicht  rauchende  Menschlieit!). 

C.  —  §.504.  Die  (indirccte)  Verbrauchsbesteuerung- 
al s  j\I  i tt e  1 ,  d a  s  M 0  ni  e n t  d  e r  S t e u e r  z a h  1  u  n  g  z u  v e r h  li  1 1  e n. 
Der  psychologische  Vortheil,  welcher  hierin  liegt,  wurde  oben 
zugegeben.  Aber  mit  diesem  Vortheil  sind  gewichtige  Nach- 
theile verbunden,  sowohl  in  Bezug  auf  den  Besteuerten  als 
auf  den  Staat. 

1)  Jener  verkennt  eben  deshalb  so  leicht  den  nothwendigen 
Zusammenhang  zwischen  Besteuerung  und  öffentlicher  Leistung, 
zwischen  Steuerzahlung  und  Steuerpflicht.  Sein  eigener  Verbrauch, 
seine  Ausgaben  erscheinen  ihm  nicht  im  wahren  Licht.  Darin  nur 
Vortheile  zu  sehen,  nur  zu  rühmen,  dass  dieser  mangelnde  Ein- 
blick in  die  wirklichen  Verhältnisse  über  manches  Unliebsame  und 
Lästige  hinweg  helfe,  heisst  doch  sehr  kurzsichtig  urtheilen,  etwa 
so,  als  ob  überhaupt  die  genaue  Rechnungsführung  in  der  Privat- 
wirthschaft  besser  unterbleibe,  damit  man  sich  in  Betreff  seiner 
Ausgaben  in  „angenehmer'^  Unwissenheit  befinde. 

2)  Für  das  ganze  Gemeinwesen  oder  den  Staat  selbst 
ergeben  sich  aber  nicht  geringere  Bedenken.  Zugestanden,  dass 
die  Deckung  eines  grossen  Finanzbedarfs  durch  Verbrauchssteuern 
leichter,  weil  wenig  unpopulär  als  durch  Schätzungen  sei  und  dass 
deswegen  Staatsmänner  politische  Gründe  für  ein  solches  Vor- 
gehen geltend  machen  können:  nicht  minder  sind  politische  und 
finanzielle  Gegengründe  anzuführen.  Die  Controle  des 
Staatshaushalts,  die  Prüfung  der  Nothwendigkeit  und 
Zweckmässigkeit  einer  Ausgabe  wird  fast  unvermeidlich 
weniger  ernst  genommen.  Die  parlamentarischen  Körper  be- 
willigen begreiflich  genug,  auch  wenn  sie  dabei  gar  nicht  specielle 
Interessen  der  Besitzenden  vertreten,  indirecte  Verbrauchssteuern 
leichter  als  directe  Erwerbssteuern,  weil  sie  sich  durch  letztere 
beim  Volk  eher  unpopulär  zu  machen  fürchten.  Eine  absolute 
Staatsgewalt,  der  keine  Volksvertretung  zur  Seite  steht,  greift  eben- 
falls leichter  zu  der  „unfühlbaren"  Verbrauchsbesteuerung.  Der 
Finanzbedarf  droht  aber  dann  um  so  rascher  und  stärker  zu  steigen, 
die  reelle  Macht  der  Parlamente  um  so  kümmerlicher  zu  werden: 
Letztres  desto  mehr,  je  mehr  schon  die  ganze  steuertechnische  Ein- 
richtung der  Verbrauchssteuera  mechanisch  weiter  fungirt  und  aus 
finanziellen  Gründen  in  Function  erhalten  werden  muss,  wenn  der 
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Steuerapparat  einmal  gebildet  worden  ist,^)  Glerade  je  schärfer 
die  Steuer  vom  Einzelnen  und  im  Volke  als  Steuer  empfunden 
wird,  desto  vorsichtiger  wird  man  an  ihre  Ausdehnung,  desto  sorg- 
fältiger an  die  Prüfung  des  Bedarfs  gehen.  Gewiss  vermögen  sich 
hier  die  Interessen  zu  kreuzen  und  kann  eine  nothwendige  und 
erwünschte  Entwicklung  der  „öffentlichen  Thätigkeiten"  durch  zu 
knappe  Bemessung  des  Bedarfs  und  zu  grosse  Abneigung  gegen 
eine  Vermehrung  der  Steuern  gehemmt  werden.  Aber  die  Klippe 
auf  der  anderen  Seite  ist  auch  nicht  zu  übersehen:  die  Gefahr 
einer  Schädigung  der  „Freiheitsinteressen"  des  Volks 
und  einer  zu  willfährigen  Vermehrung  der  öffentlichen 
Ausgaben,  damit  einer  Allmacht  der  Staatsgewalt. 

Diese  Betrachtung  führt  schon  zu  der  folgenden  Erörterung 
hinüber : 

III.  —  §.  505.  Die  principiellen  und  practischen 
Mängel  der  Gebrauchsbesteuerung.  Dieselben  waren  im 
Vorausgehenden  schon  mehrfach  zu  berühren.  Sie  lassen  sich  zu- 
sammenfassen und  übersehen  als  Verstösse  gegen  die  vier 
Reihen  oberster  Steuerprincipien.  Die  Gebrauchsbesteue- 
rung als  Ganzes  betrachtet  zeigt  hier  grosse  Mängel,  welche  kaum 
bei  einer  einzelnen  hierhergehörigen  Steuer  und  Einrichtungs-  und 
Erhebungsform  ganz  fehlen,  wenn  auch  hier  in  grösserem,  da  in 
geringerem  Grade  hervortreten. 

A.  Verstösse  gegen  die  finanzpolitischen  Principien 
der  Ausreichendheit  und  Beweglichkeit.  Die  Hauptarten 
der  Besteuerung  sind  schon  oben  bei  der  Erörterung  dieser  Prin- 
cipien kurz  in  ihrer  Beziehung  zu  diesen  letzteren  beurtheilt 
worden  (§.  368).  Gerade  wegen  der  engen  Verknüpfung  der  Ver- 
brauchssteuer an  gewisse  Waaren  hängt  der  Steuerertrag  wesent- 
lich von  den  Productions-  und  Co nsumtions Verhältnissen, 
den  Conjuncturen  dieser  Waaren,  vom  Gang  des  ganzen  Wirth- 
schaftslebens,  von  der  ungestörten  Function  des  Erhebungs- 
und Controlapparats  mit  ab.  Der  Steuerertrag  sinkt  daher 
leicht  in  „ungünstigen''  Zeiten,   wo   man  ihn  am  Noth wendigsten 


^)  Als  „politische  Garantie"  haben  daher  z.  B.  Bewilligungen  eines  Tabak- 
inonopüls  auf  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren,  wie  gesetzlich  in  Frankreich  und 
wie  es  bei  dem  deutschen  Tabakmoiiopolproj(!ct  mitunter  vorgeschlagen  worden  ist, 
kaum  irgend  einen  Werth.  Wenn  man  nach  einem  laugen  und  kostspieligen  Expro- 
pjiationsverfahren  bei  uns  ein  solches  Monopol  einmal  eingeführt  haben  sollte,  wird 
man  doch  eine  Wiederaufhebung  des  Monopols  in  unabsehbarer  Zeit  niclit  ernstlich 
ins  Auge  fassen  können. 
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bedarf,  und  steigt  leicht  in  ,, günstigen"  Zeiten,  wo  man  das  eher 
entbehren  könnte.  Dort  daher  eine  Störung  des  Gleichgewichts 
im  Staatshaushalte,  die  schwer  sofort  gut  zu  macheu  ist.  Steuer- 
ausfälle lassen  sich  dabei  auch  nicht,  wie  theilweise  wenigstens  bei 
directen  Erwerbssteuern,  nachträglich  w^ieder  einbringen.  In  den 
günstigen  Zeiten  aber  entsteht  eine  Versuchung  zu  neuen  öffent- 
lichen Ausgaben ,  weil  die  IMittel  dazu  vorhanden  sind.  Manches 
weniger  Nothwendige  wird  dann  leicht  unternommen,  für  das  hinter- 
her die  Mittel  fehlen ,  wenn  die  allgemeinen  Verhältnisse  wieder 
schlechter  werden.  Eine  rasche  Vermehrung  des  Ertrags 
auf  einmal  im  Bedarfsfall  lässt  sich  aber  gerade  durch  die  Ver- 
brauchsbesteuerung auch  nicht  leicht  bewirken,  um  so  weniger,  je 
mehr  die  bevorstehende  Steuervermehrung  (Ausdehnung  oder  Er- 
höhung) von  der  Speculation  ausgebeutet  wird,  wie  jetzt  regelmässig 
in  unseren  Verkehrsverhältnissen.  Durch  eine  gewisse  Mannig- 
faltigkeit dieser  Besteuerung,  durch  richtige  Auswahl  der 
einzelnen  Steuerobjecte  und  durch  passende  Steuerforra 
(z.  B.  die  Monopolisirung)  sind  diese  Mängel  wohl  zu  ver- 
mindern, aber  nicht  zu  beseitigen. 

Die  Schlüsse  für  die  richtigen  Zielpuncte  des  Steuersystems 
ergeben  sich  von  selbst.  Hervorgehoben  sei  hier  bloss,  wie  ver- 
fehlt es  sein  würde,  die  Staatsbesteuerung  nur  oder  fast  nur  auf 
Verbrauchssteuern  zu  begründen. 

B.  —  §.  506.  Verstösse  gegen  die  volkswirth- 
schaftlichen  Steuerprincipien.  Eine  Steuer  muss  hier  der 
richtigen  Wahl  der  Steuerquelle  entsprechen  und  den 
U  eher  wälz  ungs  Verhältnissen  gehörig  Rechnung  tragen. 

1)  In  erster  Hinsicht  möchten  die  Verbrauchsbesteuerung  im 
Ganzen  und  die  einzelnen  Steuern,  auch  die  üblichen  Steuern  auf 
Nutzungen  des  Xutzvermögens  u.  s.  w.  keine  allgemeinen  Bedenken 
bieten.  Sie  werden  meistens  als  reelle  Einkommensteuern,  prin- 
cipiell  richtig,  fungiren.  Aber  sie  belasten  die  Steuer  quelle 
des  Einkommens  bei  den  Einzelnen  zu  ungleich,  was  nicht  nur 
den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit,  sondern  auch  volkswirthschaft- 
lichen  Interessen  widerspricht.  Aus  der  folgenden  Darlegung 
(§.  .507  ff.)  der  Verstösse  gegen  die  Allgemeinheit  und  Gleich- 
mässigkeit  wird  sich  dies  näher  ergeben. 

2)  Die  Ueberwälzungsverhältnisse  werden  in  der  Ver- 
brauchsbesteuerung und  besonders  bei  wichtigeren  einzelnen  Steuern 
regelmässig    nicht    gehörig    berücksichtigt.     Daraus   entsteht   eine 
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neue  gro-sse  Ungleiclimässigkeit  der  Belastung-,  welche  wie- 
derum auch  volkswirthschaftlich  bedenklich  ist.  Auch  dies  folgt 
schon  aus  dem  Früheren  (§.  383  ff.)  und  wird  unten  im  §.  511  für 
einen  Hauptfall  noch  näher  begründet. 

3)  Zu  den  volkswirthschaftlichen  Nachtheilen  der  Verbrauchs- 
steuern, aller  zusammen  in  gewissem  Maasse,  der  einzelnen  mehr 
oder  weniger,  gehören  ferner  diejenigen,  welche  auch  vom  Stand- 
punct  der  Steuer  Verwaltung  hervorzuheben  sind  und  unten 
(§.  516)  besprochen  werden,  sowie  andere  verwandter  Art.*')  Die 
Controlen  und  Erhebungsformen  belästigen  und  hemmen  den  Ver- 
kehr, die  richtige  locale  und  internationale  Arbeitstheilung,  hemmen 
die  Entwicklung  der  Technik  nicht  selten,  begünstigen  den  Gross- 
betrieb mitunter  einseitig,  reizen  zu  besonders  schlimmen  Formen 
der  Defraiide,  des  Schmuggels,  der  Bestechung,  wirken  dadurch 
auch  verderblich  auf  die  Concurrenz Verhältnisse,  corrumpiren  so 
das  Geschäftsleben  u.  s.  w.  Auch  die  meist  höheren  Erhebimgs- 
kosten,  die  Herbeiführung  von  Nebenspesen  für  den  Steuerzahler, 
von  besonderem  Zeit-  und  Arbeitsaufwand  sind  unverkennbare 
Uebelstände,  welche  bei  einem  Vergleich  mit  der  directen  Erwerbs- 
besteuerung nicht  unbedeutend  zu  Ungunsten  der  Verbrauchssteuern 
ins  Gewicht  fallen ,  wenn  sie  auch  meistens  nicht  den  Ausschlag 
geben  können. 

C.  —  §.  507.  Verstösse  gegen  die  Principien  der 
gerechten  Steuervertheiluug  oder  gegen  die  Allgemein- 
heit und  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung.  Diese  Ver- 
stösse sind  wohl  die  wichtigsten.  Ihretwegen  wird  vor  Allem  auf 
die  Beseitigung  wenigstens  gewisser  Verbrauchssteuern  oder 
auf  deren  Ersatz  zu  sinnen  und  im  Falle  der  unvermeidlichen 
Beibehaltung  solcher  Steuern  wird  eine  Ausgleichung  ihrer  un- 
gerechten (und  meist  zugleich  auch  volkswirthschaftlich  uach- 
theiligen)  Wirkungen  durch  andere  Verbrauchs-  und  Nutzuugs- 
und  namentlich  durch  directe  Erwerbssteuern  zu  verlangen 
sein.  Nur  so  kann  ein  Steuersystem,  in  welchem  sich  viele  und 
schwere  Verbrauchssteuern  befinden,  wenigstens  die  Gesammtlast 
der  Besteuerung  leidlich  allgemein  und  gleichmässig  ver- 
theilen.  Die  Forderung  einer  solchen  Ausgleichung  der  Wirkungen 
der   Verbrauchsbesteuerung   beschränkt  sich   auch   nicht  auf  das 


")  Sehr  gut,   an  Beisineleii  \u  s.  w.  dargelegt  von   Cliffe   Lcslie,  on   financ. 
reforin,  D.  v.  Brüinel. 
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sociali)oliti.sc'lie  Steuers} stein :  sie  gilt  auch  für  das  reiu  liiiau- 
zielle.  lu  diesem  wird  das  leitende  Princip  einer  wenigstens 
annähernd  gleichen  proportionalen  Höhe  der  Besteuerung  des 
Einkommens,  einerlei,  welches  die  Quelle  und  die  Grösse  des 
letzteren  ist,  gerade  durch  die  Verbrauchsbesteuerung  verletzt  zu 
Ungunsten  der  Bezieher  von  Arbeits  und  von  kleinem  Ein- 
kommen. Das  muss  durch  die  Gestaltung  des  Steuersystems  wenig- 
stens möglichst  gut  gemacht  werden. 
Die  Hauptbedeuken  sind  folgende: 

1)  Die  Allgemeinheit  der  Besteuerung  würd  verletzt,  weil 
gewisse  einzelne  Consumptibilien  und  Nutzungen,  welche  nicht 
von  Jedermann  genossen  werden,  der  Steuer  unterliegen. 

2)  Die  Gleichmässigkeit  wird  verletzt,  weil 

a)  auch  die  besteuerten  Objecte  u.  s.  w.  von  den  Con- 
sumenten  nicht  in  gleicher  Menge,  Güte,  noch  in  einem  zum 
Einkommen  in  gleichem  Verhältniss  stehenden  Betrage 
gebraucht  werden;  ferner 

b)  weil  die  Verbrauchsbesteuerung  sich  in  dem  Gesammt- 
umfang,  welchen  sie  für  den  Besteuerten  erreicht,  zunächst  nach 
der  Grösse  des  Verbrauchs,  nicht  des  Einkommens  richtet, 
die  Grösse  des  Verbrauchs  aber  mehr  oder  weniger  von  der  Per- 
sonenzahl abhängt,  welche  auf  das  Einkommen  eines  Besteuerten 
angewiesen  ist. 

c)  Endlich  wird  die  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  auch  in 
Bezug  auf  diejenigen  Personen  und  Wirthschaften  ver- 
letzt, welche  als  „Produceuten"  (Fabrikanten,  Kaufleute)  zu- 
nächst die  Steuer  auszulegen  haben,  wegen  der  unvermeidlichen 
Mängel  der  complicirten  Steuertechnik  der  meisten  Ver- 
brauchssteuern. 

Diese  Bedenken  treffen  principiell  alle  Gebrauchsbesteue- 
rung, auch  diejenige  auf  Nutzungen  des  Nutzvermögens,  die  Luxus- 
steuern u.  dgl.  Dem  Grade  nach  haben  sie  aber  bei  den  einzelnen 
hierhergehörigen  Steuern  und  Steuerformen  (z.  B.  bei  der  Mono- 
polisirung,  bei  der  Besteuerung  durch  Vermittlung  des  privaten 
Producenten,  im  Falle  etwaiger  Berücksichtigung  der  Qualität 
oder  des  Werths  im  Steuersatz  der  Zölle  und  inneren  Verbrauchs- 
steuern) ein  verschiedenes  Gewicht.  Daraus  ergeben  sich 
Fingerzeige  für  die  richtige  Ausbildung  des  Gebrauchssteuersysteras, 
wenn  dasselbe  einmal  unentbehrlich  ist.  Ferner  lassen  sich  durch 
entsprechende  Regelung  der  directen  Erwerbsbesteuerung  jene  Be- 

A.  Wag u er,  Finanzwisseuschalt.  II.  o4 
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denken  vermindern.  Für  die  Art  und  Weise,  wie  dies  zu  geschehen 
hat,  ergeben  sich  gleichfalls  aus  einer  Prüfung  der  Verbrauchs- 
besteuerung selbst,  im  Ganzen  wie  in  ihren  einzelnen  Hauptarten 
und  Formen,  werthvolle  Winke.  So  erlaugt  die  folgende  Unter- 
suchung eine  allgemeinere  Bedeutung  für  die  Fragen  der  Ein- 
richtung des  ganzen  Steuersystems. 

§.  508.  —  1)  Die  Verletzung  des  Princips  der  All- 
gemeinheit. Die  Thatsache  einer  solchen  Verletzung  bedarf  bei 
der  notorischen  Gestaltung  der  Consumtionen  und  der  diese  treffen- 
den Gebrauchsbesteuerung  keines  weiteren  Beweises.  Man  bestrebt 
sich  deswegen,  möglichst  allgemeine  Verbrauche  zu  besteuern 
und  fügt  etwa  noch  gewisse  Steuern  auf  Nutzungen,  sogen.  Luxus- 
steuern  u.  dgl.  hinzu,  um  den  Lücken  in  der  Allgemeinheit  des 
Consums  von  Massenartikeln  Rechnung  zu  tragen.  M.  a.  W. :  man 
bildet  ein  Gebrauchssteuersystem  aus.  Principiell  ganz  mit 
Recht,  aber  practisch  doch  niemals  mit  genügendem 
Erfolg,  denn  im  Ausgangspuncte,  in  der  Besteuerung  gewisser 
einzelner  Waaren  und  Nutzungen  liegt  der  Mangel.  Selbst  bei 
der  Besteuerung  von  Artikeln  wie  Tabak,  Branntwein,  die, 
wenn  einmal  die  Verbrauchssteuer  gut  geheissen  wird, 
gewiss  mit  die  geeignetsten  Objecte  für  eine  solche  sind,  — 
eine  Ansicht,  welche  mit  der  Erörterung  in  §.  503  a  nicht  in  Wider- 
spruch steht  —  bildet  die  betreffende  Steuer  bei  der  fehlenden 
Allgemeinheit  des  Consums  einen  Verstoss  gegen  die  Grundsätze 
gerechter  Steuervertheilung.  Die  Verallgemeinerung  des  Prin- 
cips der  Steuerpflichtigkeit  einzelner  Genüsse  lässt  sich  aus  steuer- 
technischen und  volkswirthschaftlichen  Rücksichten  nicht  genügend 
durchführen.  Sie  würde  aber  immer  jenen  Verstoss  nur  dem 
Grade  nach  verringern,  nicht  ihn  beseitigen. 

Am  Ungenügendsten  bleibt  das  Hilfsmittel  der  directen  „Luxus- 
s feuern",  denn  diese  können  vollends  aus  steuertechnischen 
Gründen  nur  ganz  einzelne  Nutzungen  oder  Genüsse  treffen, 
wo  von  „Allgemeinheit"  der  Consumtion  auch  nur  innerhalb  einer 
kleinen  Gesellschaftsschicht  noch  weniger  die  Rede  ist. ') 

')  Der  neueste  und  überhaupt  bedeutendste  theoret.  Vertreter  der  Luxussteuer. 
V.  Bilinski,  verkennt  das  nicht.  Er  weist  scharf  eine  weitere  Ausdehnung  der 
directen  Luxussf.  über  die  4  von  ihm  befürworteten  u.  practisch  verbreitetsten  ab  u. 
will  nur  den  Luxussteuergesichtspunct  überhaupt  mehr  und  folgerichtiger  im  ganzen 
System  der  indirecten  Verbrauchssteuern  durchgeführt  wissen.  A.  a.  0.  S.  150.  Auch 
hier  bieten  sich  nur  zu  viele  Schwierigkeiten!  Erreicht  man  da  mit  einer  allgem. 
\''Tm(igen3teuer  oder  einer  progrcss.  Einkommensteuer  nicht  das  gleiche  Ziel  viel  besserV 


Verstösse  gegen  die  Gleichinibsigkeit.  531 

§.  509,  —  2)  Die  Verletzuug  des  Piiueips  ilerGleieb- 
mässigkeit  wegen  der  Ungleichheit  des  Cousums  der 
besteuerteu  Objecte  selbst.  Auch  hier  liegt  eine  notorische 
Thatsache  vor.  Nach  der  von  Naturverhältnissen  abhängigen 
Nothwendigkeit  der  Consumtion  (Nahrungsbedarf,  Qualität  der 
Nahrungsmittel),  nach  der  Consumtionssitte  und  vor  Allem 
nach  der  Grösse  des  Einkommens  ist  der  Consum  der  steuer- 
pflichtigen Objecte  in  Bezug  auf  die  Menge  und  Güte  derselben 
individuell  und  familienweise  und  namentlich  nach  den 
ökonomischen  und  socialen  Classenschichten  der  Be- 
völkerung ausserordentlich  verschieden,  demgemäss  dann 
auch  der  Steuerbetrag.  Auch  hiergegen  lässt  sich  durch  das  vor- 
her erwähnte  Mittel  einer  systematischen  Ausdehnung  der  Ver- 
brauchsbesteuerung keine  genügende  Abhilfe  schaffen,  auch  nicht 
durch  die  verschiedene  Höhe  der  Steuersätze  für  verschiedene 
Objecte  oder  Qualitäten  desselben  Objects,  selbst  wenn  ein  solches 
an  und  für  sich  ganz  richtiges  Vorgehen  in  grösserem  Umfange 
möglich  wäre,  als  es  thatsächlich  steuertechnisch  der  Fall  ist.  ^) 

Unter  den  verschiedenen  Nachtheilen,  welche  auf  diese  Weise 
der  Verbrauchsbesteuerung  mehr  oder  weniger  ankleben,  sind  wohl 
die  beiden  wichtigsten  die  regelmässige,  wenigstens  rela- 
tive U eberlast ung  der  unteren  Classen,  welche  ohne  er- 
heblichen Besitz  eigener  sachlicher  Productionsmittel  meist  nur  von 
einem  kleinen  Arbeitseinkommen  leben,  durch  die  hauptsäch- 
lichen Verbrauchssteuern,  und  die  directe  Begünstigung  der 
höheren  Classen  durch  die  fehlende  oder  ungenügende  Berück- 
sichtigung der  Qualität  der  Steuerobjecte  in  der  Verbrauchs- 
besteuerung, speciell  in  deren  Steuersätzen  (§.  512).  Diese  Nach- 
theile muss  man  um  so  schärfer  erkennen  und  unbefangen  ins 
Auge  fassen,  weil  nur  dann  die  Wege  zu  ihrer  Bekämpfung  (wenn 
auch  nicht  zu  ihrer  unmöglichen  völligen  Beseitigung)  richtig  er- 
kannt und  beschritten  werden  können. 

aj  Die  wichtigsten,  finanziell  meist  allein  sehr  ergiebigen  und 
deswegen  beliebten  Verbrauchssteuern  betreifen  unentbehrliche 
Lebensmittel,  wie  Salz  und  Brot,  oder  verbreitete  Volks- 
Genussmittel,  wie  die  Getränke,  Bier,  Branntwein,  Wein, 
den  Tabak,  Colonialwaaren,  besonders  Zucker,  dann 
Kaffee   oder  Thee,   nach  den  Consumtionsverhältnissen  unserer 

*)  Stein  übersieht  dies  bei  seinen  ganz  rieht.  Gesichtspuncten  für  seine  „Genuss- 
stenern"  zu  sehr  oder  trägt  dem  Umstände  wenigstens  nicht  genügend  Rechnung. 

34* 
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heutigen  Culturvölker.  ^)  Diese  Steuern  fungiren  bei  der  wenigstens 
verhältnissmässigen ,  obgleich  doch  immer  nur  ganz  annähernden 
Allgemeinheit  der  betreffenden  Consumtionen  wie  eine  Art  all- 
gemeiner Einkommensteuer  und  speciell  auch  wie  eine  allgemeine 
Steuer  auf  das  Einkommen,  daher  namentlich  auf  den  Arbeitsertrag 
der  ,,kleinen  Leute".  Wegen  dieser  Function  hat  man  sie  gerecht- 
fertigt und  selbst  vom  Standpunct  der  Besteuerung  des  gesammten 
Nationaleinkommens  sowie  von  demjenigen  der  Allgemeinheit  und 
Gleichmässigkeit  aus  gefordert,  sie  auch  Steuer  technisch  viel- 
fach der  directen  Erwerbsbesteuerung  vorgezogen.  Diese  Auffassung 
soll  hier  auch  nicht  bestritten  werden:  ihre  relative  Richtigkeit  ist 
im  Früheren  wiederholt  eingeräumt  worden.^")  Aber  gerade  Ver- 
brauchssteuern wie  die  genannten  Verstössen  in  hohem  Maasse 
gegen  die  Gleichmässigkeit,  indem  sie  umgekehrt  progressiv 
das  kleine  gegenüber  dem  grossen  und  drückender  das  Arbeits- 
einkommen gegenüber  dem  Besitzeinkommen  belasten,  ohne  dass 
auf  eine  Ausgleichung  durch  Ueberwälzung,  Seitens  der 
betroffenen  Classen  und  Personen  irgend  ausreichender  Ver- 
lass  ist. 

§.  510.  —  et)  Je  kleiner  das  Einkommen,  desto  grösser  die 
Quote,  welche  davon  auf  die  Befriedigung  des  nothwendigen  Lebens- 
bedarfs, namentlich  der  Nahrung  verwendet  werden  muss.  ^^)  Eine 
Verbrauchssteuer  auf  hierher  gehörige  Consumtionen,  vollends  eine 
solche,  welche  den  gleichen  Steuersatz  für  alle  Qualitäten  (Sorten) 
eines  und  desselben  Nahrungs-  und  Genussmittels  hat,  trifft  eben 
deswegen  das  kleine  Einkommen  relativ  stärker,  als  das 
grosse,  d.  h.  „umgekehrt  progressiv":  sie  steigt  als  Quote 
mit  der  Abnahme  des  Einkommens.  So  schon  in  dem  regel- 
mässigen Falle,  wo  die  Leute  (Familien)  mit  kleinem  Einkommen 
absolut  viel  weniger  von  einem  steuerpflichtigen  Artikel,  z.  ß. 
von  Fleisch,  Colonialwaaren,  verzehren  als  die  wohlhabenderen. 
So  aber  natürlich  noch  viel  mehr  in  dem  anderen,  nicht  fehlenden 

^)  Statistisches  dariiber  erst  in  der  S])ec.  Stcuerlehre.  Vgl.  u.  A.  die  Statist. 
Zusammenstellungeu  und  Berechnungen  von  Fr.  X.  Neumann-Spallart  (Wien)  in  s. 
„Uebersichten  über  Production  «.  s.  w."  über  Consuni  gewisser  Waaren,  dann  bes. 
(Jerstfeldt  a.  a.  U.  mit  den  Daten  u.  s.  w.  über  die  Steuersätze  u.  Erträge  einiger 
wichtiger  Verbr.st.     S.  oben  §.  503a  Note  a  in  Betr.  Branntwein  u.  Tabak. 

'")  Hauptvertreter  der  Auffassung  der  gen.  Verbrauchssteuern  als  ,.Bestouerung 
der  Arbeit"  ist  Stein  a.  a.  0.  (s.  oben  Vorbem.  S.  492),  nur  dass  hier  wie  so  oft 
bei  ihm  die  nothwendige  Begrenzung  der  Triftigkeit  des  Arguments  feJilt.  Stein's 
oben  S.  200  erwähnte  Ansicht  von  der  Ueberwälzung  zeigt  hier  ihre  besonders  bedenk- 
liilien  Folgen  für  die  Theorie  u.  Praxis  der  Yerbrauchsbesteuerung. 

")  S.  oben  S.  357  Note  IS  die  Literatur  über  diesen  Satz. 
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Fall,  dass  gerade  gewisse  steuerpflichtige  Artikel  die  Ilaupt- 
verzehrung  der  ärmeren  Leute  bilden  und  davon  mitunter  selbst 
absolut  mehr  von  ihnen  als  von  den  Reichern  verzehrt  wird: 
Volksbrot  (Koggenbrot  in  Deutschland),  dann  Salz,  etwa  auch 
Bier,  Branntwein,  einzelne  zollbare  Artikel  wie  z.  B.  lläringe 
lassen  sich  als  Beispiele  anführen.  Eine  solche  Steuer  wird  die 
bloss  proportionale  Gleichmässigkeit  der  Einkommen- 
bestenerung  gewöhnlich  sehr  erheblich  verletzen. ^2)  Das 
ist  anzuerkennen  und  fordert  Ausgleichung-,  selbst  bei  Brannt- 
weinsteuern, so  sehr  diese  auch  den  unteren  Classen  gegenüber 
sonst  gerechtfertigt  erscheinen  mögen  (§.  503  a),  geschweige  bei 
den  Steuern  auf  die  genannten  anderen  Artikel.  Die  Folge  einer 
solchen  relativen  Ueberlastung  der  unteren  Classen  ist  nothwendig 
auch  eine  für  diese  Classen  ungünstigere  Vertheilung  des 
Volkseinkommens  und  Vermögens,  als  sie  bei  einer  wenigstens 
streng  proportionalen  Eiukommenbesteuerung  bestehen  würde: 
die  Ueberlastung  dieser  Classen  hemmt  doch  auch  wieder  deren 
Kapitalbildung  und  ist  von  einer  relativen  Unterlastung  der  höheren 
Classen  begleitet,  was  auf  eine  vermehrte  Fähigkeit  zur  Kapital- 
bildung bei  denselben  hinauskommt,  —  meist  übersehene,  aber 
thatsächlich  vorhandene  Zusammenhänge  zwischen  Besteuerung  und 
\'ertheilung  des  Einkommens  und  Besitzes. 

Nimmt  man  hinzu,  dass  das  übersteuerte  kleine  Einkommen 
meist  auch  Arbeitseinkommen  ist,  in  welchem  ceteris  paribus 
ein  geringerer  Betrag  „freien"  Einkommens  und  eine  kleinere 
Steuerfähigkeit  steckt,  als  in  dem  Renteneinkommen  gleicher  Höhe, 
80   tritt  die  Verletzung  der  Gleichmässigkeit  noch  schärfer  hervor. 

§.  511.  —  ,?)  Diese  Wirkungen  der  Verbrauchsbesteuerung 
werden  nun  nicht  sicher  und  genügend,  öfters  gar  nicht 
oder  nur  um  den  Preis  schwerer  anderer  Uebelstände 
durch   die  Ueberwälzung   ausgeglichen,   wie  eine  oberflächliche 


^^)  Auf  Grund  genauer  haushaltstatist.  Daten  lässt  sich  das  wohl  berechnen. 
Welche  Summen  schliesslich  doch  auch  „kleine  Leute"  auf  ihre  üblichen  Consum- 
artikel  an  Steuern  entrichten,  zeigt  z.  B.  folgende  Berechnung.  Die  in  d.  Tüb.  Ztschr. 
IST'J  in  ihrem  Haushalt  vorgeführte  Familie  v.  6  Personen  auf  einer  schlesw.  Hallig 
giebt,  unter  Zugrundelegung  der  bisherigen  Zollsätze  (voll,  aber  auch  ohne  Zu- 
schlag für  Nebenspesen  u.  s.  w.),  an  Verbrauchssteuern  auf  ihren  Consum  an  Salz, 
Tabak,  Zucker,  Rosinen,  Kaffee,  Thee,  Keis  c.  182  M.  aus,  d.  h.  c.  1-6  "/o  des  Ein- 
kommens V.  1147  M.  Hier  ist  der  Theeconsum  allerdings  ungewöhnlich  gross  (I6V2  Pf.) 
nach  d.  Landessitte,  dafür  der  Kaffeeconsum  nur  klein  (4  Pf.)  (S.  158).  Mit  Zusclilag 
andrer  verwandter  Abgaben  mag  an  20  M.  oder  c.  l'75°/a  des  Einkommens  heraus- 
kommen. Die  directen  Steuern  an  den  Staat  (Classenst.  6,  Gebäudest.  0*6  M.)  sind 
nur  6*6  M.,  also  ein  Drittel  so  hoch. 
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optimistische  Auffassung  es  aDnimmt.  Die  letztere  ist  aber  so  ver- 
breitet, spielt  in  den  Steuerdebatten  der  Praxis  eine  solche  Rolle 
und  ist  so  gefährlich,  dass  sie  trotz  der  sichtlichen  Schwäche  der 
ihr  zu  Grunde  liegenden  Beweisführung  an  dieser  Stelle  noch  eine 
besondere  Widerlegung  erfordert.  Damit  wird  zugleich  ein  Special- 
punct  der  Ueberwälzungslehre,  dessen  Behandlung  früher  (§.  387) 
absichtlich  verschoben  wurde,  erledigt:  die  Frage  von  der  Weiter- 
wälzung  von  (directen,  wie  in  Verbrauchssteuerform  erhobenen 
indirecten)  Steuern  auf  den  Ertrag  der  gewöhnlichen 
(Hand-)Arbeit  oder  von  sogen.  „Lohnsteuern". 

Die  Vertheidiger  dieser  Steuern,  welche  überhaupt  solche  Ein- 
wände wie  den  der  verletzten  Gleichmässigkeit  berücksichtigen, 
machen  geltend,  von  einer  Uebersteuerung  des  Arbeiters  sei  keine 
Rede,  weil  die  Steuer  in  solchen  Fällen  zu  einer  Erhöhung  des 
Lohns  oder  zu  einer  Weiterwälzung  der  Steuer  auf  den  Arbeit- 
geber und  eventuell  noch  weiter  auf  den  Käufer  der  von  den  über- 
steuerten Arbeitern  hergestellten  Producte  mittelst  einer  Preis- 
steigerung der  letzteren  führen  werde.  Es  würden  also  schliesslich 
die  Gewinne  der  Unternehmer  oder  die  Einkommen  der  Con- 
sumenten  reell  belastet,  nicht  die  Einkommen  der  Arbeiter,  in 
deren  Einnahmen  und  Ausgaben  die  Steuer  nur  ein  durchlaufen- 
der Posten  sei. 

Diese  Lehre  übersieht  die  ausserordentlichen  pr acti- 
schen Schwierigkelten,  welche  unter  allen  Umständen  bei 
einer  solchen  Entwicklung  der  Dinge  überwunden  werden  müssen, 
namentlich  diejenigen,  welche  schon  in  der  ganzen  ökonomischen 
Lage,  socialen  Stellung  und  in  der  Untreunbarkeit  des  Arbeiters 
von  der  von  ihm  zu  Markte  gebrachten  „Waare"  Arbeit  liegen. 
Gar  nicht  beachtet  werden  dabei  ferner  die  Uebergangs- 
verhältnisse  bis  zu  der  Zeit,  wo  auch  günstigsten  Falls  nur 
eine  solche  Ueberwälzung  durchgesetzt  sein  könnte.  Endlich  aber, 
der  entscheidende  Umstand,  jene  Lehre  beachtet  nicht  die 
Facto ren,  von  denen  nach  der  wissenschaftlich  feststehenden 
und  von  der  Erfahrung  allgemein  bestätigten  Theorie  der  Be- 
stimmgründe des  Arbeitslohns,  die  Regelung  des  letz- 
teren abhängt,  —  überhaupt  und  vollends  auf  der  Basis  der 
heutigen,  durch  das  Princip  des  freien  Eigeuthums-  und  Vertrags- 
rechts und  der  freien  Concurrenz  characterisirten  wirthschaftlichen 
oder  Verkehrs-  und  Erwerbsrechtsordnung.  Aus  dieser  Lohntheorie 
folgt,   wie  es  früher  schon  formulirt  wurde  (§.  387)  und  nunmehr 
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knrz  bewiesen  werden  soll,  tlass  „entweder  eine  Ueberwälzung 
trotz  der  darauf  hindrängenden  Verkehrsgestaltungen  nicht  ein- 
tritt oder  nur  unter  Vorgängen  sich  vollzieht,  welche 
schlimmer  als  das  U  e  b  e  1  der  ungleichen  Besteuerung 
selbst  sind." 

Unter  übrigens  gleichen  Umständen,  —  eine  Voraussetzung, 
von  welcher  hier  ausgegangen  werden  muss,  aber  auch  ausgegangen 
werden  darf,  da  in  der  That  die  Verbrauchsbesteuerung  an  sich 
in  den  Bedingungen  der  Lohugestaltung  unmittelbar  nichts  ändert 
und  die  etwaigen  sonstigen  Veränderungen  dieser  Bedingungen 
nach  wie  vor  dieselbe  Wirkung  ausüben  würden;  etwas  anders 
kann  die  Sache  bei  rationellen  Schutzzöllen  liegen  -  kann  eine 
Weiterwälzung  der  Steuer  in  der  Form  der  Lohnsteigerung  sich 
nur  durch  eine  Verminderung  des  Ausgebots  von  Arbeits- 
kräften behufs  Erlangung  von  Beschäftigung  voll- 
ziehen. Eine  solche  ist  auf  viererlei  Weise  möglich:  einmal 
durch  freiwilliges  Aus-dem-Markt-Halten  eines  Theils 
der  Arbeit;  sodann  durch  Auswanderung  von  Arbeitern; 
weiter  durch  grössere  Sterblichkeit  unter  den  arbeitenden 
Classen;  endlich  durch  schwächere  Vermehrung,  bez.  ge- 
ringere Geburtsfrequenz. 

aa)  Die  Beschreitung  des  ersten  Wegs  setzt  entsprechende 
Einsicht,  Standesbewusstsein ,  Verfügung  über  Unterhaltsmittel 
während  der  Arbeitspause,  daher  vor  Allem  eine  angemessene 
Organisation  der  Arbeiter  zu  Gewerk-  und  ähnlichen  Vereinen 
und  die  Gewährung  des  erforderlichen  Coalitions-  und 
Vereinsrechts  an  die  Arbeiter  voraus.  Selbst  wenn  diese  letzte 
rechtliche  Bedingung  erfüllt  ist  und  die  Arbeiter  auch  gar  nicht 
irgendwie  in  der  practischen  Verwirklichung  des  Coalitionsrechts 
gehindert  werden,  genügt  es,  auf  die  ausserordentlichen  Schwierig- 
keiten hinzuweisen,  welche  für  die  practisch  wirksame  Organisation 
der  Arbeiter  aus  ihrer  ganzen  socialen  und  ökonomischen  Lage, 
aus  ihrer  Vielköptigkeit  und  aus  ihren  Fehlern  selbst  in  Fällen 
hervorgehen,  wo  noch  viel  stärkere  ökonomische  Schädigungen 
als  durch  eine  Steuerüberlastung,  in  Lohureductioneu,  Verweigerung 
von  Lohnerhöhungen,  Verlängerung  der  Arbeitszeit  in  Frage  stehen. 
Theoretisch  kann  man  zugeben,  dass  die  richtig  organisirten  Arbeiter 
im  Stande  sind,  auf  ihren  Lohn  in  gewissen  Fällen  und  in  be- 
scheidenen Grenzen  einen  günstigen  Einfluss  auszuüben,  practisch 
will   das   überhaupt  selten  viel,   in  der  „fallenden  Conjunctur"  oft 
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gar  Dichts  bedeuten,  weil  eben  die  complicirten  Bedingungen  für 
die  Arbeiterorganisation  und  für  die  Durchsetzung  der  Wünsche 
der  Arbeiter  zu  schwer,  zu  selten  zu  erfüllen  sind.  ^^)  In  der  Frage 
der  Weiterwälzung  von  Steuern  mittelst  Lohnsteigerung  hat  dieses 
Hilfsmittel  eine  ganz  untergeordnete,  practisch  wohl  meistens 
gar  keine  Bedeutung. 

bb)  Schwächere  Volksvermehrung  oder  geringere 
Geburten  fr  equenz  kann  auch  aus  anderen  Gründen  im  Interesse 
der  unteren  Classen  liegen  und  wäre  nicht  unbedingt  für  den  be- 
sprochenen Zweck  von  der  Hand  zu  weisen.  Aber  das  Mittel  kann 
günstigsten  Falles  nur  sehr  langsam,  practisch  schon  des- 
halb und  noch  aus  anderen  Gründen  meist  so  gut  wie  gar 
nicht  wirken.  Auch  läge  dabei  wiederum  nur  eine  Zumuthung 
vor,  die  speciell  in  Folge  der  Besteuerung  bloss  an  die 
unteren  Classen  gestellt  würde,  was  gleichfalls  nicht  billig 
erscheint. 

cc)  Grössere  Auswanderung  und  grössere  Sterb- 
lichkeit aber  sind  selbstverständlich  Mittel,  die  schlimmer,  für 
den  Arbeiter  tragischer  als  die  Ueberlastung  mit  Steuern  selbst 
sind  und  deshalb  als  Wege,  um  die  Ueberwälzung  durchzusetzen, 
principiell  verworfen  werden  müssen,  im  Arbeiter-,  wie  meist  auch 
im  ganzen  Volksinteresse.  Dass  sie  aber  auch  nur  ausnahms- 
weise, im  Falle  sehr  grossen  Umfangs,  eine  erhebliche  Ueber- 
wälzung ermöglichen  würden,  ist  klar. 

So  kommt  man  zu  dem  Kesultate,  dass  die  Steuer 
sehr  leicht  auf  dem  „kleinen  Mann",  dem  Arbeiter 
sitzen  bleiben  wird.  Denn  wenn  auch  etwa  aus  anderen 
Gründen,  wegen  erhöheter  Productivthätigkeit  und  grösserer  Nach- 
frage nach  Arbeitskräften,  eine  Lohnsteigerung  eintritt,  in  Folge 
deren  der  Arbeiter  die  Steuer  leichter  tragen  kann  und  letztere 
auch   wirklich  eine  kleinere   Quote  von   seinem   Einkommen   aus- 


'^  Der  eifrigste  deutsche  theoret.  Vertreter  der  Gewerkvereinsorganisation  zu 
Zwecken  der  Verbesserung  der  Lohnbedingungen  der  Arbeiter,  L.  Brentano  (in  s. 
,. Arbeitergilden  d.  Gegenwart"  u.  in  d.  späteren  Wiederholungen  u.  Ausfülirungcn  der 
Gedanken  dieses  Werks  in  dem  „Arbeitsvertrag  gemäss  d.  heut.  Recht",  ., Arbeiter- 
versicherung" u.  s.  w.)  formulirt  überhaupt  die  Bedingungen,  unter  denen  durch  solche 
Organisation  der  Lohn  günstig  beeinflusst  werden  kann,  schon  in  der  Theorie  nicht 
correct  und  trägt  dabei  nicht  allen  zu  beachtenden  Momenten  Rechnung.  Er  täuscht 
sich  aber  vollends  über  die  practische  Tragweite  des  Einflusses  der  Gewerkvereine 
auf  das  Lohnwesen  u.  s.  w.  und  unterscheidet  nicht  genügend  die  auf-  und  die  ab- 
steigende Bewegung  der  ganzen  Conjunctur  des  Markts  für  den  Absatz  der  Arbeits- 
producte  und  folgeweise  für  die  Verkaufsbediugungen  der  Arbeit  selbst. 
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macht,  so  würde  dadurch  doch  die  Steuer  nicht  vom  Arbeiter 
1  o  r  t  g  e  n  0  m  m  c  n ,  wie  es  bei  der  Ueberwälzung  angenommen 
wird.  Nur  wenn  der  Lohn  in  Folge  der  Reduction,  welche  er 
durch  eine  solche  Steuer  erfährt,  unter  das  zum  Leben  und  zur 
Krättecrhaltuug  und  Erneuerung  unentbehrliche  Mini  m  u  m 
gesunken  wäre  —  eine  glücklicher  Weise  doch  wohl  nur  seltene 
Folge  der  Verbrauchssteuer  —  würde  eine  neue  Steigerung  bis  auf 
dies  ^linimuni  allerdings  nach  den  Sätzen  der  Lohntheorie  eintreten 
müssen.  Aber  auch  sie  würde  sich  nur  mittelst  jener  bedenklichen 
Vorgänge,  der  Vergrösserung  der  Sterblichkeit,  der  Auswanderung, 
der  Abnahme  der  Geburten,  vollziehen  können.  Ein  Trost  liegt  also 
auch  in  diesem  Hinweis  auf  das  unerlässliche  Lohnminimum  nicht. 
§.  512.  —  b)  Aus  dem  Vorausgehenden  ergab  sich  schon,  dass 
die  übliche  Verbrauchsbesteuerung  eine  iudirecte  Begünsti- 
gung der  höheren,  reicheren,  besitzenden  Classen  in  sich  schliesst : 
diese  werden  relativ  nicht  so  hoch  als  die  unteren  Classen 
durch  diese  Besteuerung  getroffen.  Dazu  kommt  aber  auch  noch 
eine  directe  Begünstigung,  weil  die  Qualität  (Sorte)  oder 
der  Werth  eines  und  desselben  Steuerobjects  gewöhnlich  nicht 
oder  nur  wenig  bei  der  Feststellung  der  Steuersätze  berücksichtigt 
wird.  So  pflegen  die  Einfuhrzölle  auf  Colonialwaaren  u.  dgl, 
speci  fische  zu  sein,  insbesondere  Gewichts  zolle,  welche  für 
bestimmte  Gewichtseinheiten  einer  Waare,  ohne  Rücksicht  auf  deren 
Qualität  oder  Sorte  erhoben  werden.  Aehnlich  ist  es  bei  städti- 
schen Thorsteuern  und  bei  den  meisten  der  üblichen  Formen 
der  inneren,  beim  Producenten  erhobenen  Verbrauchs- 
steuern. Hierin  liegt  eine  neue  Verletzung  der  Gleichmässigkeit 
der  Besteuerung.  Denn  der  Consum  der  besseren  Sorten  der  Artikel 
durch  die  Wohlhabenden  wird  so  nicht  so  hoch  besteuert,  als  der- 
jenige der  schlechteren  Sorten,  welche  die  ärmeren  Schichten  ge- 
niessen.  Dies  wird  auch  allgemein  anerkannt.  Der  Forderung 
einer  angemessenen  Abstufung  der  Zoll-  und  Steuersätze  nach 
den  Qualitäten  stehen  aber  steuertechnische  Schwierigkeiten 
entgegen,  welche  sich  nur  ausnahmsweise  überwinden  lassen.  Eine 
solche  Ausnahme  bildet  die  Monopol  isirung,  z.B.  bei  Tabak,— 
einer  der  Vorzüge  dieser  Verbrauchssteuerform.  Soweit  Schutz- 
zölle auf  Fabrikate  als  Verbrauchssteuern  mit  in  Betracht 
kommen,  hat  eine  WerthbezoUung  oder  ein  rationell  abgestufter 
specifischer  Zolltarif,  der  immerhin  leichter  anzuwenden  ist,  den 
Vorzug,  dem  genannten  Einwand  nicht  ausgesetzt  zu  sein. 
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Solange  die  üblichen  Steuerformen  benutzt  werden,  ergeben 
sich  wieder  zur  Herbeiführung  wenigstens  einer  gewissen  Aus- 
gleichung dieser  directen  Unter  lastung  der  wohlhabendem 
Classen  durch  die  Verbrauchsbesteuernng  einige  Anforderungen  in 
Bezug  auf  die  Gestaltung  des  Steuersystems.  Davon  wird  im 
nächsten  Abschnitt  9  mit  gehandelt  werden. 

§.513.  —  3)  Die  Verletzung  des  Princips  der  Gleich- 
mässigkeit  wegen  der  Ungleichheit  der  auf  ein  Ein- 
kommen angewiesenen  Personenzahl.  Auch  hier  sind 
die  Wirkungen  der  Verbrauchsbesteuerung,  verglichen  mit  denen 
der  directen  Erwerbsbesteuerung,  z.  B.  der  (nominellen)  Einkommen- 
steuer ungerecht.  Es  ist  zunächst  klar,  dass  ceteris  paribus  die 
Summe  von  Verbrauchssteuern  einer  Haushaltung  sich  nach  der 
Grösse  der  zu  ihr  gehörigen  Personenzahl  (unter  combinato- 
rischer  Berücksichtigung  der  für  gewisse  Consumtionen  mit  mass- 
gebenden Verhältnisse  des  Geschlechts  und  des  Alters)  richtet, 
daher  namentlich  in  der  Familien haushaltung  grösser  als  in 
der  Einzelhaushaltung,  in  der  stärkeren  grösser  als  in  der 
schwächeren  Familie  ist.  Die  Dienstbotenhaltung  richtet  sich 
doch  da,  wo  überhaupt  solche  erfolgt,  auch  einigermassen  nach 
der  Familiengrösse.  Die  Verbrauchsbesteuerung  bewirkt  daher  hier 
eine  relative  Ueb  er  lastung  der  Familien  wirthschaft,  im  steigen- 
den Maasse  mit  der  Vergrösserung  der  Familie. 

Darin  liegt  nun  eine  Verletzung  der  Gleichmässigkeit,  von 
welcher  man  nicht  sagen  kann,  dass  sie  eben  die  unvermeidliche 
Folge  rein  privater  Verhältnisse,  z.  B.  der  Grösse  der  Kinder- 
zahl sei,  wie  es  allerdings  die  verschiedene  hiervon  abhängige 
Grösse  der  Ausgaben  für  den  Consum  selbst  ist.  Vielmehr  er- 
schwert der  Staat  die  Lage  der  Familie  gegenüber  z.  B.  derjenigen 
des  Junggesellen  hier  direct  durch  die  specifischeEigen- 
thümlichkeit  der  Steuer  form.  Bei  der  directen  Einkommen- 
steuer wird  zwar  das  Einkommen  auch  gewöhnlich  ohne  Rücksicht 
auf  die  Personenzahl  besteuert,  welche  darauf  angewiesen  ist.  Aber 
hier  zahlt  wenigstens  die  Familie  doch  nur  bei  gleichem  Ein- 
kommen die  gleiche  Steuer  wie  der  Junggeselle,  bei  der  Ver- 
brauchssteuer dagegen  die  höhere  und  bei  gewissen  einzelnen 
Steuern  eine  sehr  bedeutend  höhere.  Bei  der  directen  P^inkommen- 
steuer  hat  man  gleichwohl  schon  begonnen,  die  die  Leistungsfähig- 
keit der  gleichen  Einkommen  verschiedener  Personen  bedingenden 
Umstände  mit  zu   berücksichtigen  und  z.  B.  das  Einkommen  der 
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g:rossen  Familie  mit  ciucm  kleineren  Steuersatz  zu  belegen.  Darin 
liegt  wieder  eine  Anerkennung  socialpolitischer  Momente  in  der 
Besteuerung,  welche  an  sich  richtig,  wenn  auch  mit  dem  rein 
tinanzielleu  Bestcuerungsgesichtspuncte  in  Widerspruch  ist  (§.  307). 
Jedenfalls  erkennt  man  aber  hier  eine  Verletzung  der  wahren 
Gleichraässigkeit  der  Besteuerung  an,  welche  bei  der  Verbrauchs- 
steuer viel  schär  fe  r  hervortritt. 

Auch  aus  diesen  Verhältnissen  sind  wieder  gewisse,  im  nächsten 
Abschnitt  (bes.  §.  523  ft'.)  aufzustellende  Forderungen  in  Bezug  auf 
die  Gestaltung  des  ganzen  Steuersystems  bei  verbleibender  Ver- 
brauchsbesteuerung abzuleiten. 

§.  514.  —  4)  Nicht  gering  sind  endlich  die  Verletzungen 
der  Gleichmässigkeit  gegenüber  den  „Producenten" 
u.  s.  w.,  welche  bei  den  Hauptformen  der  Verbrauchssteuern  die 
Steuer  „auszulegen"  haben.  Vieles  Einzelne  kann  hier  erst  im 
folgenden  Hauptabschnitt  von  der  Steuerverwaltung  und  mehr  noch 
in  der  speciellen  Steuerlehre  hervorgehoben  werden.  Hier  genügt 
es,  einige  Puncte  zu  erwähnen,  die  zum  Theil  schon  in  früheren 
Abschnitten,  so  bei  der  Beurtheilung  der  Ueberwälzung  (§.  385  ff., 
390  ff.)  berührt  wurden. 

a)  Die  Fähigkeit  der  einzelnen  Producenten  (Kaufleute, 
Fabrikanten  u.  s.  w.)  zur  Ueberwälzung  der  Steuer  selbst  und  der 
mit  ihr  verbundenen  Nebenspesen  (für  zollamtliche  Manipulationen, 
für  das  Geschäftspersonal  zur  Besorgung  der  Zollgeschäfte  u.  dgl.) 
ist  ausserordentlich  ungleich,  nach  persönlichen,  tech- 
nischen, wirthschaftlichen  Verhältnissen,  nach  den  Conjuncturen 
des  Markts,  nach  der  thatsächlichen  Bewältigung  von  Schmuggel 
und  Defraude  Seitens  der  SteuerverAvaltung.  Grössere  und  geringere 
Beträge  der  Steuern  und  Nebenspesen  bleiben  daher  auf  einzelnen 
Producenten  sitzen,  werden  zu  Steuern  auf  deren  Erwerb  (Gewinn), 
statt  zu  Consumtionssteuern  Dritter.  Mit  der  steigenden  Compli- 
cation  der  Betriebstechnik  und  -Oekonomik  nur  immer  öfter.  Wo 
z.  B.  Schmuggel  und  Defraude  und  Bestechlichkeit  der  Steuer- 
beamten einreisst,  wird  der  Geschäftsmann  gezwungen,  entweder 
sich  daran  zu  betheiligen  oder,  wenn  er  ehrlich  bleibt,  das  Feld 
zu  räumen  oder  nun  vollends  einen  Theil  der  Steuern  —  z.  B.  die 
Differenz  zwischen  dem  Zollsatz  und  der  Schmuggelprämie  —  auf 
sich  zu  nehmen. 

b)  Werden  verbrauchssteuerpflichtige  Waaren  aus  dem  Aus- 
land in  den  freien  Verkehr  gebracht  und  zugleich  im  Inland  von 
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heimischen  Producenten  für  den  Verkauf  erzeugt,  so  ist  es  unver- 
meidlich, die  Einfuhrzölle  und  die  inneren  Verbrauchs- 
steuern in  völliges  oder  mindestens  in  ein  gewisses  Gleichgewicht 
zu  bringen,  so  unter  unseren  Verhältnissen  namentlich  bei  Zucker, 
Tabak,  Spiritus,  Salz,  eventuell  auch  bei  Wein  und  Bier. 
Eine  Begünstigung  im  Zoll  schädigt  die  heimische  Production,  eine 
solche  in  der  inneren  Steuer  das  Finanzinteresse  mehr 
oder  weniger.  Ein  solcher  Gleichgewichtszustand  lässt  sich  aber 
schon  wegen  der  steuertechnischen  Verschiedenheit  des  Zoll-  und 
des  Verbrauchsteuerverfahrens  auch  beim  besten  Willen 
vielfach  nur  annähernd  erreichen,  so  dass  zwischen  ganzen  Pro- 
ducenten gruppen  und  einzelnen  Producenten  wieder  viele  Un- 
gleichmässigkeiten  in  der  wirklichen  Steuerlast  bleiben,  welche 
durch  Ueberwälzung  durchaus  nicht  immer  ausgeglichen  werden. 
Aehnlich  verhält  es  sich  bei  steuerpflichtigen  Waaren,  welche  in 
einer  Stadt  hergestellt  und  vom  Lande  in  dieselbe  eingeführt 
werden  und  hier  einer  Thorsteuer  unterliegen  (Bier,  Mehl, 
Brot,  Fleisch). 

c)  Bei  einzelnen  Verbrauchssteuern  wird  das  Product  in  ver- 
schiedenen Verarbeitungsstufen  besteuert,  z.  B.  im  Roh- 
stoff, als  Halbfabrikat,  als  Ganzfabrikat  (Zucker,  auch  Tabak 
und  Fabrikate  daraus).  Hier  ergeben  sich  grosse  Schwierigkeiten 
für  die  richtige  Abstufung  des  Steuersatzes,  was  leicht  zu 
neuen  Ungleichmässigkeiten  der  reellen  Besteuerung  unter  den  be- 
theiligten Producentengruppen  und  den  einzelnen  Producenten  führt. 

d)  Gewisse  Besteuerungsformen,  wie  die  nach  der 
Menge  des  Rohstoffs,  belasten  die  einzelnen  Producenten  je 
nach  der  Qualität  der  ihnen  zur  Verfügung  stehenden  Stoffe 
(Rüben,  Materialien  für  Spiritusbrennerei)  und  nach  der  Betriebs- 
technik und  -Oekonomik  oft  wesentlich  ungleich.  Die  bei 
ein  und  derselben  Steuer  möglichen  verschiedenen  Steuerformen 
(Rohstoff-,  Fabrikatsteuer  bei  Zucker,  Spiritus,  specifi- 
scher  Zoll,  Werthzoll)  wirken  vielfach  in  derselben  Weise, 
günstiger  für  den  einen  als  den  anderen  Producenten.^*) 

e)  Gewisse  im  Inland  erzeugte  steuerpflichtige  Waaren,  welche 
in  das  Ausland  abgesetzt  werden  sollen ,  müssen  aus  Rücksichten 
auf  die  internationale  Coucurrenz  steuerfrei  hinausgehen 
(Zucker,  Tabak,  Spiritus,  Salz,  u.  a.  m.).     Die  Steuertechnik  und 

")  Vgl.  die  Ausführungen  über  die  Methoden  der  Zuckerbesteucrung  in  der 
vorzüglichen,  iiihaltreichcn  Sehr.  R.  v.  Kaufmann 's,  Zuckerindustrie,  Berl.  1878. 
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ilie  Gefahr  der  Defraudation  bedingeu  es  aber  meisteus,  dass  auch 
diese  Waareu  ebenso  wie  die  für  den  heimischen  Consum  be- 
stimmten zunächst  der  Besteuerung  unterliegen.  Dann  wird  beim 
Export  ein  S  t e  u  e  r  r  e  s  t  i  t  u  t  i  o  n  s  v  e  r  f  a  h  r  e  n  oder  die  Gewährung 
einer  sogen.  Exportbonification  noth wendig.  Die  richtige 
Bemessung  derselben  bietet  in  einigem  Fällen  grosse  Schwierig- 
keiten, namentlich  da,  wo  eine  Rohstoff bestcuerung  vorliegt,  aus 
deren  Betrag  auf  den  Steuersatz  erst  geschlossen  werden  muss, 
welcher  auf  das  Product  selbst  in  einem  späteren  Verarbeitungs- 
stadium, eventuell  auf  das  fertige  Fabrikat  eigentlich  entfällt.  Da 
hier  unvermeidlich  eine  Bestimmung  nach  Durchschnittsverhält- 
nissen getroffen  werden  muss,  so  ist  es  klar,  dass  die  einzelnen 
Produceuten  wieder  in  verschiedenem  Maasse  die  Steuer,  welche 
sie  auslegten,  rückvergütet  erhalten,  also  verschieden  concurrenz- 
fähig  sind,  weil  oft  ein  Tbeil  der  Steuer  und  ein  einzeln  wieder 
ungleicher  Theil  auf  ihnen  sitzen  bleibt.  Selbst  wenn  die  Steuer, 
wie  das  vorkommt,  mehr  als  vollständig  rückvergütet  wird, 
so  ergiebt  sich  nach  den  Betriebs  Verhältnissen  der  Einzelnen  eine 
Ungleichmässigkeit  in  Bezug  auf  die  „Exportprämie",  in  welche 
die  Rückvergütung  hier  übergeht.  ^■')  — 

§.  515.  —  5)  Es  zeigt  sich  danach  die  vielseitigste  und 
zum  Theil  bedenklichste  Verletzung  der  Grundsätze  ge- 
rechter Steuervertheilung  durch  die  Gebrauchsbesteuerung. 
Auch  noch  weitere  Verstösse  verwandter  Art  kommen  vor. 
Ist  z.  B.  der  Grimdsatz  anerkannt  worden,  dass  ein  Einkommen 
unter  einem  gewissen  Betrage  steuerfrei  bleiben  müsse,  so  ist 
es  widerspruchsvoll,  diesen  Satz  auf  die  Befreiung  von  gewissen 
directen  Steuern,  wie  die  allgemeine  (nominelle)  Einkommensteuer 
zu  beschränken,  während  die  regelmässig  viel  höhere  Belastung 
mit  Verbrauchssteuern  bleibt.  Auch  bei  der  Anknüpfung  von 
politischen  Wahlrechten  an  die  Steuerverhältnisse  erscheint 
es  unbillig,  diese  letztere  Belastung  unbeachtet  zu  lassen  und  sich 
nur  an  gewisse  directe  Steuern  der  Steuerzahler  zu  halten.  Ein 
„Wahlcensus"  nach  Steuerverhältnissen  wird  daher  mit  der  Ent- 
wicklung der  Verbrauchssteuern  bedenklicher  als  in  Perioden, 
wo  man   wesentlich  nur  directe   Erwerbs-  oder  Besitzsteuern   hat. 


'^)  S.  auch  darüber  Kaufmann's  gen.  Sehr.,  bes.  über  Oesterreich,  wo  man 
schon  einmal  (187.5  —  76;  mehr  rückvergütet  hat,  als  die  ganze  Einnahme  aus  der 
Zuckersteuer  betrug,  so  dass  die  inländ.  Consumtion  reell  steuerfrei  war,  wahrscheinlich 
last  nur  zu  Gunsten  der  Fabrikanten,  u.  auch  dieser  nicht  einmal  in  gleichem  Maasse, 
S.  103  ff.    Eb.  S.  171  über  die  Internat.  Zuckercoxivention. 
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D,  —  §.  516.  Verstösse  gegen  die  Principieu  zweck- 
mässiger Steuerverwaltung.  Auch  in  dieser  Beziehung  sind 
endlich  sehr  erhebliche  Bedenken  gegen  die  Verbrauchsbesteueruug 
geltend  zu  machen  und  vielfach  in  stärkerem  Maasse  als  gegen 
die  directe  Erwerbsbesteueruog.  Dieselben  waren  oben  in  §.  506 
schon  kurz  zu  berühren,  weil  sie  meist  zugleich  volkswirthschaft- 
liche  Nachtheile  in  sich  schliesseu.  Auch  an  dieser  Stelle  können 
sie  nur  angedeutet  werden.  Genauer  im  Einzelnen  ergeben  sie 
sich  aus  den  Erörterungen  von  der  Steuerverwaltung  im  folgenden 
Hauptabschnitt  und  in  der  speciellen  Steuerlehre. 

Vom  Standpunct  der  Steuerverwaltung  aus  ist  zu  fordern,  dass 
die  Besteuerung  möglichst  bequem,  bestimmt,  und  mit  ge- 
ringen Erhebungskosten  verbunden  sei. 

1)  Diesen  Grundsätzen,  bez.  Forderungen  entspricht  die  Ver- 
brauchsbesteuerung nur  insofern,  als  sie  für  den  Consumenten 
steuerpflichtiger  Artikel  allerdings  „bequem"  ist,  aber  um  den 
Preis  grosser  Unbequemlichkeit  für  den  ganzen  Verkehr 
und  zumal  für  die  nächstbetroffenen  Producenten,  Fabrikanten, 
Kaufleute,  welche  die  Steuer  auszulegen  haben.  Man  denke  nur 
an  die  Absperrung  und  Bewachung  des  Grenzzollgebiets, 
der  städtischen  Gebiete  innerhalb  der  „ Verzehrungssteuerlinien" 
(wo  denn  auch  für  den  Consumenten  selbst  die  „Bequemlichkeit" 
aufhört!),  an  das  Zollverfahren,  an  die  Controlen  über  die 
verbrauchssteuerpflichtigen  Productionszweige  und  einzelnen 
Betriebe  (Tabakbau,  eventuell  Tabakfabriken,  Salzbergwerke 
und  Salinen,  Bierbrauereien,  Spiritusbrennereien,  Rübenzucker- 
fabriken u.  s.  w.),  wo  fast  überall  die  Belästigungen  und  Plackereien 
sprichwörtlich  und  doch  mit  der  ganzen  Besteuerungsform  im  Wesent- 
lichen nothwendig  verbunden  sind.  Kaum  eine  der  verschieden- 
artigsten Erwerbssteuern  zeigt  etwas  nur  entfernt  Aehnliches.  Die 
„Unbequemlichkeit"  an  und  für  sich  ist  mitunter  so  bedeutend, 
dass  Defrauden  erfolgen,  nur  um  ihr,  nicht  um  der  Steuer  selbst 
zu  entgehen,  wie  im  gewöhnlichen  Reiseverkehr  bei  der  Ver- 
zollung von  Waaren. 

2)  Auch  in  Bezug  auf  die  Bestimmtheit  der  Steuer  lassen 
die  Verbrauchssteuern  viel  und  wiederum  im  Ganzen  mehr  als 
wenigstens  die  meisten  Erwerbssteuern  zu  wünschen  übrig. 

a)  Dem  Consumenten  selbst  gegenüber  ist  von  einer 
solchen  Bestimmtheit  von  vornherein  nicht  die  Rede,  was  ja  gerade 
auf  der  anderen  Seite  als  ein  relativer,  mit  der  Verhüllung  des 
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Momeuts  der  iSteucrzahlimg  verbiuuleiier  Vorzug-  gilt.  Der  Cou- 
sument  erhält  eben  soviel  von  der  Steuer  imd  den  mit  dieser  ver- 
buudeueu  weitereu  Spesen  iiberwälzt ,  als  es  die  Verhältnisse  ge- 
statten, jedeni'alls  nicht  immer  einen  gleichen,  lest  bestimmten  Betrag, 
b)  Die  Zwischenpersonen,  welche  in  der  Stellung  der 
Kaufleute  und  Fabrikanten  bei  der  Hauptlorm  der  Verbrauchs- 
steuern, der  indirecten,  die  Steuer  vorschiessen ,  leiden  aber  bei 
der  üblichen  und  in  gewissem  Umfang  unvermeidlichen  Einrichtung 
dieser  Steuern  vielfach  unter  dem  Mangel  an  Bestimmtheit 
der  Besteuerung.  So  schon  oftmals,  was  die  wirklichen  Steuer- 
sätze selbst  anlangt,  so  aber  vollends  in  Bezug  auf  die  Neben- 
lasten, welche  mit  dieser  Besteuerung  verbunden  sind  und  sich 
schliesslich  in  Zuschläge  zu  den  Steuersätzen  auflösen.  Beider 
Verzollung  bringt  der  Qualitätsfuss  des  Zolls  oder  der  Werth- 
zoU,  so  richtig  beide  im  Princip  gegenüber  einem  einheitlichen 
Gewichtszoll  für  eine  ganze  Waarenart  sind,  welche  viele  Quali- 
täten oder  Sorten  umfasst,  viel  Unsicherheit  mit  sich,  beim  Gewichts- 
zoll können  dies  die  Bestimmungen  über  die  Abstufung  der  Zoll- 
sätze nach  der  Qualität  des  Artikels  (Fabrikate!)  u.  dgl.  thun. 
Richtet  sich  bei  inneren  Verbrauchssteuern  die  Steuer  nach 
dem  Rohstoff  oder  nach  Betriebseinrichtungen,  so  ergeben 
sich  auch  für  den  Producenten  grosse  Unsicherheiten  und  Schwan- 
kungen in  Bezug  auf  den  wirklich  zu  zahlenden  Steuerbetrag  und 
auf  dessen  Verhältniss  zum  Product.  Das  Zollverfahren  hat 
mau  mitunter  für  den  Besteuerten  wichtiger  als  die  Zollzahluug 
selbst  genannt,  weil  von  ihm  die  Höhe  der  Nebenlasten  wieder 
abhängt,  natürlich  ein  in  Geld  nicht  leicht  genau  anzuschlagender 
Factor.  Von  dem  Verfahren  bei  den  inneren  Verbrauchs- 
steuern gilt  dies  wohl  noch  in  höherem  Grade,  weil  davon  die 
Technik  und  Oekonomik  des  ganzen  Betriebs  oft  eingreifend  beein- 
flusst  wird;  lauter  in  Geld  wieder  schwer  oder  gar  nicht  zu  ver- 
anschlagende Momente,  welche  aber  wesentliche,  nur  im  Betrage 
sehr  unbestimmte  Steuerposten  bilden.  Diese  „Unbestimmtheit" 
der  Steuer  wächst  endlich  auch  für  den  einzelnen  Producenten  noch, 
weil  für  ihn  die  Verhältnisse  des  Schmuggels  und  der  Defraude 
ein  neues  störendes  Moment  in  die  Aufstellung  einer  richtigen 
Rechnung  über  die  Besteuerung  bringen,  auch  wenn  er  sich  selbst 
von  solchen  Rechtswidrigkeiten  frei  hält.  Denn  die  Bedingungen 
der  wirthschaftlichen  Concurrenz  hängen  für  jeden  Einzelnen  hier- 
von mit  ab. 
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3)  Die  Erhebungs kosten  endlich  sind  gewöhnlich  bei 
den  indirecten  Verbrauchssteuern  ziemlich  hoch  und  namentlich 
meist  höher  als  bei  den  directen  Erwerbssteuern.  Freilich  finden 
sich  zwischen  den  einzelnen  Arten  beider  Kategorieen  in  dieser 
Hinsicht  manche  Verschiedenheiten  und  in  verschiedenen  Ländern 
und  Zeiten  ist  das  Verhältniss  ebenfalls  ungleich.  Die  üblichen 
finanzstatistischen  Vergleiche  sind  auch  nicht  immer  richtig,  indem 
die  „Erhebungskosten"  vollständiger  bei  den  indirecten  Verbrauchs- 
ais bei  den  directen  Erwerbssteuern  zusammengestellt  werden. 
Bei  letzteren  schiebt  z.  B.  der  Staat  manche  Kosten  auf  die  Selbst- 
verwaltungskörper (Gemeinden)  ab,  und  die  oft  bedeutenden  Kosten 
für  die  Herstellung  der  Grundlagen  der  Besteuerung  (Kataster- 
wesen der  Ertrags-,  besonders  der  Grundsteuer)  werden  bei 
der  Berechnung  der  laufenden  Kosten  nicht  berücksichtigt.  Aber 
auch  wenn  die  Berechnungen  möglichst  berichtigt  und  zwischen 
den  einzelnen  Kategorieen  vergleichbar  gemacht  werden,  bleibt  ein 
absolut  und  relativ,  d.  h.  im  Verhältniss  zum  Rohertrag,  grösserer 
Betrag  der  Erhebungskosten  bei  den  Verbrauchssteuern  meistens 
eine  Thatsache,  welche  zur  vollständigen  Würdigung  dieser  Steuern 
doch  nicht  unwichtig  ist.  ^'') 

IV.  —  §.  517.  Ergeh niss.  Viele  und  schwere  Mängel 
kleben  nach  der  vorausgehenden  kritischen  Untersuchung  der  ge- 
sammten  Gebrauchs-,  wie  namentlich  der  Verbrauchsbesteuerung 
und  ihren  einzelnen  Arten  und  Formen  an.  Es  ist  nicht  zu  ver- 
wundern und  ganz  berechtigt,  dass  diese  Steuerkategorie  von  ver- 
schiedenen Standpuncten  aus  und  in  steuörtechnischer  und  sozial- 
politischer Hinsicht  Angriffe  erfahren  hat,  deren  Abweisung  nur 
theilweise  gelungen  ist.  Wie  die  Dinge  aber  einmal  liegen,  kann 
man  trotzdem  diese  Steuergattung  nicht  entbehren, 
sondern  muss  ihr  nur  so  viel  als  möglich  eine  richtige 
Stellung  und  Gestaltung  im  Steuersystem  zu 
geben  suchen. 

Unentbehrlich  sind  diese  Steuern  vor  Allem  aus  ent- 
scheidenden finanzpolitischen  Gründen:  gegenüber  dem 
grossen  und  wachsenden  Finanz  bedarf  des  Staats  und  der  Selbst- 
verwaltungskörper bei  den  modernen  Culturvölkern ,  ein  Bedarf, 
welcher  sich  auf  keine  andere  Weise,  weder  durch  privatwirth- 
schaftliche  öffentliche  Einnahmen  und  Gebühren,  noch  durch  andere 

'")  S.  Fin.  I,  2.  Aufl.,  §.  !i5. 


Ergebnisse.  545 

Steuern  überhaupt  voUstäudig  decken  lässt.  Unentbehrlich 
sind  sie  ferner  im  Steuersystem,  weil  auch  die  anderen, 
namentlich  die  d  i  r  e  c  t  e  u  E  r  w  e  r  b  s  s  t  e  u  e  r  n  aller  Art,  an 
schweren  Mängeln  leiden,  welche  nicht  genügend  beseitigt 
werden  können  und  sich  mit  steigendem ,  grössere  Steuererträge 
verlaugenden  Bedarf  und  unter  modernen  ökonomischen,  technischen 
und  Kechtsverhältnissen  des  Verkehrs  noch  vermehren.  Wie  durch 
diese  Sachlage  schon  absolut  und  relativ,  so  sind  sie  endlich  auch 
doch  durch  ihre  eigene  steuertechnische  Beschaffenheit 
und  ihre  Verbesserungsfähigkeit  noch  relativ  gerecht- 
fertigt. Sie  werden  unmittelbar  meist  weniger  lästig  empfunden, 
sie  besteuern  gewisse  Einkommen  oder  Einkommentheile,  deren 
Besteuerung  principiell  zu  fordern  ist,  besser  als  dies  andere 
Steuern  errreicheu,  öfters  überhaupt  erst.  Sie  gestatten  durch 
richtige  Auswahl  der  steuerpflichtigen  Consumtionen ,  richtige 
Bestimmung  der  verschiedenen  Steuersätze,  passende  Einrichtung 
der  Erhebungsart  u.dgl.  eine  mehr  oder  weniger  erhebliche 
Verringerung  der  Bedenken,  welchen  sie  an  und  für  sich 
ausgesetzt  sind.  Nicht  als  etwas  wirklich  Gutes,  sondern  als 
etwas  relativ  nicht  immer  Schlechteres,  mitunter  selbst 
relativ  Besseres  im  Vergleich  mit  den  directen  Erwerbssteuern 
sind  sie  daher  in  dem  modernen  Steuersystem  anzuerkennen,  auch 
wenn  sie  eben  nicht  aus  den  angedeuteten  Rücksichten,  in  ge- 
wissem Umfang  wenigstens,  unentbehrlich  wären. 


9.  Abschnitt. 

nie  fiiiaiizwisseiisehaftlichf  BiUlun«'  des  Steuersystems. 

IV.    Abschliessende  Ergebnisse. 

I.  —  §.  518.  Aufgaben,  welche  der  Aufstellung  des 
Steuersystems  voran  zu  gehen  haben.  Alle  vorausge- 
schickten Erörterungen  haben  den  Beweis  geliefert,  dass  die  Bildung 
eines  rationellen,  theoretisch  richtigen,  practisch  brauchbaren  Steuer- 
systems eine  in  jeder  Hinsicht  ausserordentlich  schwierige  und 
immer  nur  mehr  oder  weniger,  meistens  sehr,  unvollkommen  zu 
lösende  Aufgabe  ist.  Diese  Schwierigkeiten  steigen  immer  noch 
mit  der  Vermehrung  des  durch  Steuern  zu  deckenden  Finanzbedarfs 
und  mit  der  wachsenden  Complication  aller  Verhältnisse  des  privat- 
wirthschaftlichen  Systems   in  der  Volkswirthschaft,  namentlich  mit 

\.  W:isfner,  FinanzTvissensoliafT,    II.  oa 
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der  zuuehmendeu  qualitativen  und  quantitativen  Differenz irung  des 
Volkseinkommens  und  Volksvermögens  im  Einkommen  und  Ver- 
mögen der  Einzelnen. 

Aus  dieser  Erkenntniss  entspringen  einige  Aufgaben,  welche 
der  Bildung  des  Steuersystems  selbst  vorangehen  müssen.  Sie 
sind  in  früheren  Abschnitten  dieses  Werks  schon  berührt  und  zum 
Theil  näher  behandelt  worden,  so  dass  jetzt  nur  kurz  auf  sie  hin- 
zuweisen ist.  Das  geschieht  aber  gerade  hier  an  systematisch 
richtiger  Stelle,  weil  erst  die  gewonnene  Einsicht  in  die  Schwierig- 
keiten richtiger  Besteuerung  —  die  specielle  Steuerlehre  hat  das 
nur  noch  mehr  im  Einzelnen  zu  zeigen  —  die  wahre  finanzwissen- 
schaftliche Bedeutung .  dieser  Aufgaben  vollauf  verstehen  hilft. 
Werden  die  letzteren  nur  einigermassen  gelöst,  was  freilich  bloss 
in  begrenztem  Umfang  möglich  erscheint,  so  wird  dadurch  der 
Lösung  der  schwierigen  Hauptaufgabe  der  Besteuerung  selbst 
vorgearbeitet. 

Solcher  vorangehender  Aufgaben  sind  wesentlich  drei:  die 
richtige  Regelung  des  gesammten  öffentlicben  Finanz- 
bedarfs; dieDecentralisation  desselben  durch  Vertheilung 
der  „öffentlichen"  xVufgaben  und  deragemäss  der  Ausgaben  auf 
den  Staat  und  die  Selbstverwaltungskörper  und  damit  verbunden 
eine  gewisse  Decentralisation  der  Besteuerung  selbst; 
endlich  die  Beibehaltung  und  Vermehrung  anderer  Einnahme- 
quellen zur  Deckung  des  Finanzbedarfs:  des  Privat  er  werbs  und 
des  Gebührenwesens. 

A.  —  §.  519.  Die  Regelung  des  Finanzbedarfs.  Eine 
Verminderung  des  Finanzbedarfs  ist  in  fortschreitenden 
Culturstaaten  kaum  möglich,  umgekehrt  eine  Vermehrung  des- 
selben die  regelmässige  Erscheinung  und  innerlich  begründet,  weil 
entwickluugsgesetzlich  die  Wirkung  und  wieder  die  Voraussetzung 
der  mehr  gemeinwirthschaftlichen,  speciell  zwangsgemeinwirthschaft- 
lichen  Organisation  der  Volksvvirthschaft.  ^)  Diese  Entwicklung 
und  die  Erhöhung  des  Finanzbedarfs  einer-,  die  Vermehrung  der 
Besteuerung  andrerseits  verhalten  sich  wie  Ursache  und  Wirkung 
zu  einander.  Erwägt  man  nun  die  unvermeidlichen  Mängel  aller 
Besteuerung,  so  tritt  hier  eine  der  Kehrseiten  jener  Entwicklung 
der  Volkswirthschaft  und  des  Bedarfs  hervor.  So  nothwendig  und 
heilsam  diese  Entwicklung  im  Ganzen  ist,  sie  wird  u.  A.  auch  um 


')  S.  Ürundicg.  §.  120,  154  II.,  nam.  17!  IL,  I  Tu  H.  u.,  Fiii.  2.  Aiüi.  §.  31—3' 
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den  theiiereii  Preis  erningen,  welchen  diese  Mängel  darstellen : 
inancberlei  volkswirthscliartliclie  Nachtheile,  Ungerechtigkeiten, 
falscher  ,,  Conimunismus''',  indem  Specialvortheile  Einzelner  aus 
öffentlichen,  mit  Steuern  der  Gesamnitheit  hergestellten  Thätigkeiten 
hervorgehen,  Kuin  mancher,  Schädigung  von  noch  mehr  Einzel- 
existenzen u.  s.  w.  auch  in  Folge  der  Mängel  der  Be- 
steuerung. 

Aus  diesen  Verhältnissen  hat  man  Einwände  gegen  jene  ganze 
Entwicklung  abgeleitet.  !Mit  Unrecht,  da  es  sich  wenigstens  im 
Grossen  und  Ganzen  hier  nicht  um  etwas  Willktihrliches  handelt, 
das  auch  unterbleiben  könnte.  Wohl  aber  wird  man  mit  Recht 
auch  gerade  wegen  dieser  Verhältnisse  wieder  daran  gemahnt,  wie 
entscheidend  wichtig  die  Prüfung  des  reellen  Bedürf- 
nisses in  Bezug  auf  den  Finanzbedarf  in  jedem  ein- 
zelnen Fall  ist,  wie  sorgfältige  Cautelen  in  dieser  Hinsicht 
getrotfen  werden  müssen,  wie  nothwendig  sparsam  vorgegangen 
werden  muss.  Hier  erlangen  die  verfassungsrechtlichen 
Einrichtungen  hinsichtlich  der  Prüfung  und  Bewilligung  des 
Ausgabeetats  und  der  Steuerbewilliguugen  durch  Volksvertretungen 
wieder  ihre  eminente  Bedeutung.  Wenn  dann  auch  selten  eine 
positive  Verminderung  des  laufenden  Bedarfs  (Ordinariums)  erreicht 
werden  kann,  obwohl  dergleichen  durch  Massregeln  im  Staats- 
schuldenwesen und  Militärwesen  immerhin  vorkommen  mögen,  so 
lässt  sich  doch  wenigstens  die  allzu  rasche  Vermehrung  dieses 
Bedarfs  hindern.  Das  kommt  aber  indirect  auch  den  Aufgaben  der 
Steuerpolitik  zu  Gute.  Je  weniger  dringend  eine  Ver- 
mehrung der  Steuereinnahmen  ist,  desto  geeigneter 
ist  die  Zeit  für  solche  Reformen,  durch  welche  die 
Mängel  der  Besteuerung  verbessert  werden.  Im  harten 
Drang  um  die  Deckung  des  Bedarfs,  um  die  Herstellung  des 
Gleichgewichts  im  Haushalte  kennt  wie  gewöhnlich  Noth  kein 
Gebot  und  müssen  vor  den  finanziellen  Rücksichten  alle  anderen 
zurücktreten. 

Eine  Beseitigung  wenn  auch  nur  eines  Theils  bedenklicher 
indirecter  Verbrauchssteuern  würde  durch  eine  starke  Verminderung 
des  Finanzbedarfs  ausserordentlich  erleichtert,  wahrscheinlich  da- 
durch allein  ermöglicht.  Radicale  und  folgerichtig  denkende  Gegner 
dieser  Steuern,  Theoretiker  wie  ganze  politische  Parteien,  haben 
diesen  Zusammenbang  richtig  erkannt  und  deshalb  eine  Verminde- 
rung des  Bedarfs,  in  der  Regel  besonders  durch  Verminderung  des 
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Militäretats ,  verlangt.-)  Ihr  Fehler  war  nur,  eine  solche  Ver- 
minderung für  so  leicht  zu  halten  und  sich  über  die  allgemeinere 
geschichtliche  Bedingtheit  von  Verhältnissen,  wie  der 
moderne  „Militarismus"  u.  a.  m.,  hinwegzusetzen.  In  einer  wirk- 
lichen „Friedensära"  von  Dauer  würde  es  freilich  viel  leichter 
als  jetzt  sein,  ein  weniger  mangelhaftes  Steuersystem  herzustellen, 
weil  der  Bedarf  kleiner  wäre. 

B.  —  §.  520.  Die  Decentralisation  der  öffentlichen 
Verwaltung  und  folgeweise  des  Finanzbedarfs  kann  auch 
nach  der  finanziellen  Seite  grosse  und  vielfach  segensreiche  Be- 
deutung erlangen.  ^)  Allerdings  verfolgt  sie  selten  den  Zweck  und 
hat  sie  noch  seltener  den  Erfolg,  den  Gesammtbedarf  zu  ver- 
mindern. Sie  will  ihn  nur  besser  regeln,  zweckmässiger  und 
gerechter  vertheilen  und  ihn  productiver  machen  und  erreicht  das 
auch  wohl  häutig.  In  der  Regel  wird  sie  ihn  aber  sogar  steigern. 
Denn  wenn  auch  vielleicht  die  einzelnen  öffentlichen  Aufgaben 
Jetzt  sorgsamer  geprüft  und  sparsamer  ausgeführt  werden,  so 
wachsen  anderseits  gerade  nach  richtiger  Decentralisation  der  Ver- 
waltung dem  Staate  selbst  und  den  Selbstverwaltungskörpern  neue 
Aufgaben  hinzu  und  die  alten  werden  besser  ausgeführt,  was 
Beides  den  Bedarf  steigert. 

Dennoch  können  auch  die  Aufgaben  der  Besteuerung  selbst 
durch  eine  solche  DecentraHsation  erleichtert  werden.  Innerhalb 
eines  kleineren  Wirthschaftsgebiets,  Geschäfts-  und  Personenkreises, 
wie  sie  jeder  Selbstverwaltungskörper,  Gemeinde,  Kreis,  Provinz 
verglichen  mit  dem  Staate  darstellt,  ist  z.  B.  die  Herstellung  einer 
leidlichen  Ertragsbesteuerung,  selbst  einer  Grund-,  Gewerbe-  und 
Leihzinssteuer  —  die  drei  schwierigsten  Steuern  des  Ertragssteuer- 
systems, —  ferner  einer  (nominellen)  directeu  Einkommensteuer 
erheblich  leichter  als  in  einem  ganzen,  zumal  grossen  Staatsgebiet. 
Dort  pflegen  doch,  je  kleiner  der  Körper  ist  natürlich  in  der  Regel 
um  so  mehr,  die  technischen,  wirthschaftlichen,  socialen  Verhält- 
nisse noch  relativ  gleichartiger  zu  sein,  man  kennt  die  persönlichen 
Verhältnisse  der  Einzelnen  mehr,  das  Alles  ermöglicht  auch  andere 
Steuerarten  und  Erhebungsformen  als  bei  der  Staatsbesteuerung.*) 


^)  So  argamentirt  u.  A.  Maurus  in  s.  verschied.  Schriften  ganz  folgericlitig,  in 
der  „Freih.  in  d.  Volks w.sch."*,  „B'-'i't'iii'-i'-"  Aehnlich  polit.  Parteien,  wie  die  deutsche 
Fortschrittspartei  und  natürlich  vollends  die  Socialdeniocratie. 

•■')  S.  Fin.  I,  2.  Aufl.,  §.  44  II'. 

*)  Daraus  folgt,  dass  man  die  Communalbesteuening  nicht  grundsätzlicli  auf 
das  System  von  Zuschlägen  zu  den  (ohnehin  oft  su  luivollkomuieaen)  Staatssteuern 
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Während  daher  z.  Ix  hei  einem  ül)er\yiegcnd  im  Staate  ecntrali- 
sirten  Redarf  aucli  wegen  der  besonderen  steuertechnischen 
Schwierigkeiten  die  Krtrngs-  und  Einkommensteuern  zu  Gunsten 
der  hier  leichter  durchzuführenden  Verbranclisstcuern  wohl  be- 
schränkt bleiben ,  kann  bei  decentralisirtem  Redarf  eher  eine 
grössere  Quote  des  gesammten  öffentlichen  Bedarfs  durch 
jene  directen  Steuern  auf  den  berufsmässigen  Krwerb  gedeckt 
werden:  man  decentralisirt  dann  die  Besteuerung  selbst. 
Auf  diesem  Wege  ist  manche  Reform  zu  ermöglichen,  die  der 
Staat  in  seiner  Besteuerung  allein  nicht  durchzuführen  vermag. 
Namentlich  möchte  so  im  Communalfinan  z  wesen  im  w.  S. 
die  Ertragsbesteuerung,  die  ohnehin  hier  aus  anderen  Gründen 
mehr  geboten  ist.  auch  ans  steuertechnischen  Gründen  noch  eine 
bedeutendere  Zukunft  haben,  welche  ihr  im  S  taatsfinanzwesen 
wohl  abzusprechen  ist.  Auch  die  bisherige  Entwicklung  im  Staats- 
und Commnnalhaushalt,  welche  iVeilich  von  vielen  anderen  Um- 
ständen mit  bedingt  war,  stimmt  hiermit  überein:  Vorwalten  der 
Verbrauchssteuern  im  Staate,  der  Ertragssteuern  und  einzelner 
anderer  directen  in  der  Commune.  Nicht  minder  möchte  in  der 
Gestaltung  des  deutschen  p  a  r  t  i  c  u  1  ä  r  e  n  Steuerrechts ,  welches 
die  directen  Steuern  besonders  und  ganz  gut  ausgebildet  hat, 
ein  Beweis  liegen,  dass  manche  steuertechnische  Aufgaben  sich 
bei  diesen  Steuern  leichter  in  kleineren  Gebieten  bewältigen 
lassen.  Auch  einige  Specialaufgaben  moderner  Besteuerung,  z.  B,  die 
Einrichtung  einer  solchen  auf  gewisse  Conjuncturengewinne(§.476ff.), 
die  unmittelbare  >ritwirkung  der  Bevölkerung  bei  der  Durchführung 
der  P^rtrags-  und  Einkommensteuern  (§.  544)  sind  wohl  bei  einer 
grösseren  Decentralisation  der  Besteuerung  leichter  zu  lösen. 

Sehr  Bedeutendes  für  die  Bildung  vollkommenerer  Steuersysteme 
wird  freilich  gleichwohl  auf  diesem  Wege  kaum  erreicht  werden. 
Vor  Illusionen  darüber  muss  man  sich  hüten.  Aber  gerade  in  der 
Besteuerung  darf  man  keinen  sich  bietenden  Weg  zu  einer  Ver- 
besserung unbeachtet  lassen  und  ein  solcher  ist  hier  immerhin 
angedeutet. 

C.  —  §.  521.  Die  Vermehrung  anderer  ordentlicher 
Einnahmen  statt  und   neben  der  Steuer.     Mit  der  Noth- 

beschränken  soll.  Namentlich  die  beiden  für  die  Communen  bes.  geeigneten  Ertrags- 
steuern, Grand-  u.  Gebändest,  müssen  von  den  etwaigen  Staatssteuern  dieser  Art 
abweichen  dürfen.  S.  Fin.  I,  2.  A.  §.47.  dann  meine  „Communalst.frage"  u.  die 
Debatten  auf  der  socialpolit.  Versamml.  zu  Berlin  1877;  auch  die  beiden  preuss. 
Entwürfe  eines  Communalsteuergesetzes  von  1877  und  von  1879. 
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wendigkeit  regelmässiger  Vermehrimg  des  ordentlichen  Finanz- 
bedarfs im  Staats-  und  in  den  Commuualhaushalten  muss  nach 
dem  Gesagten  jede  theoretische  und  practische  Beti-achtung  rechnen. 
Die  nächste  Aufgabe  ist  alsdann,  für  die  richtige  und  vollständige 
Deckung  dieses  Bedarfs  zu  sorgen.  Die  allgemeine  Bedeutung 
dieser  Aufgabe,  auch  nach  der  theoretischen  Seite,  ist  früher  dar- 
gethan  und  die  Grundsätze  für  die  Deckung  des  Gesammtbedarfs 
(ordentlichen  und  ausserordentlichen)  sind  bereits  entwickelt  worden.^) 

Unter  den  ordentlichen  Deckungsmitteln  steht  nun  neben  den 
Steuern  nach  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Culturvölker 
der  Privaterwerb  und  das  Gebührenwesen.  Wenn  auch  aus 
mancherlei  Gründen  die  Steuerwirthschaft  in  den  modernen 
öffentlichen  Haushalten  immer  mehr  in  den  Vordergrund  getreten 
ist  und  diese  Entwicklung  im  Ganzen  gebilligt  werden  muss,  so 
ist  doch  die  Beibehaltung  und  selbst  eine  gewisse  Erwei- 
terung des  Privaterwerbs  (der  „Domanialwirthschaft") 
und  die  Ausbildung  eines  rationellen  Gebührenwesens  eben- 
falls principiell  richtig,  selbst  nothwendig  und  gewährt  mancherlei 
Vortheile.  Gegenüber  einer,  im  Geiste  der  Smith'schen  Wirthschafts- 
theorie  erfolgten  theoretischen  Polemik  wider  den  Privaterwerb 
öffentlicher  Körper,  einer  Polemik,  welche  auch  auf  die  Praxis  nicht 
ohne  Einfluss  geblieben  ist,  wurde  dies  schon  früher  hervorgehoben 
und  begründet.'')  Ebenso  wurde  die  Berechtigung  und  zugleich 
die  hohe  finanzielle  Bedeutung  des  Gebührenwesens  anerkannt, 
das  neben  der  eigentlichen  Besteuerung  seinen  richtigen  Platz  hat, ') 
wenn  es  auch  weder  möglich  noch  richtig  wäre,  die  Besteuerung 
ganz  durch  Gebühren  zu  ersetzen  oder  sie  rein  nach  Gebühren- 
grundsätzen einzurichten. 

Erst  nachdem  man  volle  Einsicht  in  die  ausserordentlichen 
Schwierigkeiten  der  Besteuerung,  speciell  der  Bildung  eines  rich- 
tigen Steuersystems  gewonnen  hat,  ist  man  jedoch  im  Stande,  die 
Bedeutung  des  Privaterwerbs  und  des  Gebührenwesens  in  den 
öffentlichen  Haushalten  vollständig  zu  würdigen.  Denn  jetzt 
erst  ergiebt  sich,  wie  wünschenswerth  es  ist,  für  die  öffentlichen 
Zwecke  auch  noch  auf  andere  Quellen  als  die  Besteuerung  zurück- 
greifen zu  können.  Die  Sachlage  wäre  wieder  eine  ganz  andere, 
wenn  die  Besteuerung  ein  einfacheres  Problem  wäre.    Gerade  aber 


»)  Fin.  I,  1.  A.  §.  82  ff.,  2.  A.  §.  50  ff. 

«)  Fin.  I,  2.  A.  §.  15R  ff 

'')  S.  d.  1.  Kap.  in  diesem  2.  Bande. 
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in  der  Schwierigkeit  dieses  Prüblems  liegt  ein  triftiges  Argunieiit 
mehr  tür  den  Privaterwerb  des  Staats,  was  die  doctrinären  und 
practischen  Gegner  dieses  Erwerbs  wieder  nicht  genligend  beachtet 
haben.  Gemeinwesen,  welche  solche  Erwerbsquellen  besitzen, 
haben  ceteris  paribus  leichteres  Spiel  im  Steuerwesen.  DafUr 
liefert  der  Vergleich  zwischen  deutschen  und  anderen  europäischen 
Staaten  den  Beleg.  Wir  verdanken  es  z.  B.  bei  uns  auch  wieder 
mit  dem  reichen  alten  Domanium,  dass  \vir  die  Verbrauchsbesteue- 
rung nicht  so  stark  ausbilden  mussten,  als  unsere  meisten  Nach- 
barn.^) Wie  viel  schwerer  wäre  ferner  nicht  nur  der  Druck, 
sondern  auch  die  ganze  Aufgabe  der  Einrichtung  der  directen 
Erwerbssteueru  bei  uns,  wenn  diese  einen  erheblichen  Theil  der 
jetzigen  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  unserer  Staaten  mit 
auf  bringen  müssten !  ^) 

Auch  vom  Standpunct  der  Steuerpolitik  aus,  um 
sich  die  unendlichen  Schwierigkeiten  der  Besteuerung  zu  er- 
leichtern, ist  daher  die  Entwicklung  passenden  Privat- 
erwerbs und  Gebührenwesens  zu  fordern:  ein  Satz,  der 
auch  ftir  die  moderne  Zeit,  und  zum  Theil  gerade  für 
sie,  gilt. 

IL  —  §.  522.  Voraussetzungen  für  die  Aufstellung 
eines  Steuersystems. 

1)  Die  Aufstellung  eines  bestimmten  Steuersystems  kann 
auch  in  der  Theorie  immer  nur  für  gegebene  Völker  und 
Zeiten  erfolgen,  da  sich,  wie  früher  gezeigt  wurde,  das  Steuer- 
system im  Ganzen  und  in  seinen  Einzelheiten  nothwendig  mit  der 
Oekonomik,  Technik  und  dem  Rechte  der  Volkswirthschaft  selbst 
verändert.  Im  Folgenden  beschränken  wir  die  Aufgabe  auf  die 
moderne  Zeit  und  auf  die  Verhältnisse  unserer  Cultur- 
völker,  die  in  der  Hauptsache  doch  so  gleichartig  sind,  dass  das 


')  In  den  neuesten  deutscheu  Bestrebungen  um  Vermehrung  der  Verbrauchssteuern, 
selbst  in  den  amtlichen  Actenstücken,  tritt  dieser  wichtige  Punct  ganz  mit  Unrecht  in 
den  Hintergrund,  so  in  den  beliebten,  auch  sonst  wenig  beweisenden  Vergleichen  mit 
der  „grossartigen''  Ausbildung  der  Verbrauchssteuern  im  Ausland  und  der  „kümmer- 
lichen" bei  uns.  Dagegen  wendet  sich  mein  Aufs,  über  schweb.  D.  Finanzfragen  in 
d.  Tüb.  Ztschr.  1S79,  S.  95  ff. 

^)  Man  berechne  nur!  In  Preussen  sind  die  Kcirierträge  der  Domänen  u.  Forsten 
(incl.  der  darauf  lastenden  Rente  der  Krone)  im  Etat  für  1878—79  49-9  Mill.  M.,  die 
Eink.-  u.  Class.st.  geben  br.  "it'i  Mül.  M.,  die  Grundst.,  von  der  jene  übjecte  jetzt 
frei,  40' 2  Mill.  M.  Die  beiden  erstgenannten  Steuern  müssten  bei  fehlendem  Domanial- 
einkommen,  wenn  dann,  was  mehr  als  zweifelhaft  ist,  nicht  die  Ausgaben  im  gleichen 
Betrage  geringer  wären,  um  60  "/q  u.  mehr  gesteigert  werden.  Aehnliche  Lage  in  den 
meisten  andren  deutschen  Staaten,  z.  B.  in  Baiern  mit  seinen  reichen  Staatsforsten. 
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Steuersystem  nicht  nur  in  seinen  Grundzügen,  sondern  auch  in 
seiner  Ausführung  wesentlich  übereinstimmen  kann  und  in  Wirk- 
lichkeit auch  übereinstimmt. 

2)  Einen  Unterschied  bedingt  auch  hier  für  die  Gestaltung  des 
Steuersystems  der  Umstand,  ob  und  wie  weit  man  neben  dem 
rein  finanziellen  den  socialpolitischen  Standpunct  in  der 
Besteuerung  anerkennt,  —  neben  der  ,,staatsbürg  er  liehen" 
die  „sociale"  Epoche  der  Besteuerung.  Je  nachdem  wird  das 
Steuersystem  zwar  nicht  ganz  verschieden  aufzubauen, 
aber  doch  mehr  oder  weniger  verschieden  auszubauen  sein. 
Im  Folgenden  mrd  der  rein  finanzielle  Standpunct  zum  Aus- 
gang, aber  zugleich  wird  auf  den  socialpolitischen  in  allen 
denjenigen  Fällen  Rücksicht  genommen,  in  welchen  sich  nach  den 
früheren  Erörterungen  über  die  Entwicklung  der  Steuer,  die  Steuer- 
principien  und  das  Steuersystem  in  der  Praxis  die  „sociale" 
Epoche  bereits  ankündigt  und  principiell  nach  den  Verhältnissen 
der  modernen  Culturwelt  der  socialpolitische  Gesichtspunct  wenig- 
stens schon  eine  gewisse  Berücksichtigung  verdient. 

3)  Weiter  muss  mehrfach  die  Aufgabe  in  der  Staats-  und 
Communalbesteueruüg  unterschieden  werden.  Die  Aufstellung 
des  Steuersystems  erfolgt  hier  für  die  erste,  jedoch  wird  auch  auf 
die  Communalbesteuerung  nebenbei  Rücksicht  genommen   werden. 

Im  Folgenden  handelt  es  sich  dann  um  ein  Resume  der 
Hauptpuncte  der  vorausgehenden  Untersuchungen  über  das  Steuer- 
system, wesentlich  zum  Zweck  der  Uebersicht  und  um  den 
Uebergang  in  die  spätere  specielle  Steuerlehre  zu  gewinnen.  Zur 
vorläufigen  Orientirung  und  des  nahen  Zusammenhangs  wegen 
schliessen  sich  aber  hier  schon  einige  Bemerkungen  über  einige 
Einzelheiten  in  der  Ausführung  der  Steuern  an.  Für  die  genauere 
Motivirung  des  Folgenden  ist  theils  auf  die  vorausgehenden  Ab- 
schnitte, theils  auf  die  specielle  Steuerlehre  Bezug  zu  nehmen. 
U.  A.  ist  namentlich  an  die  Begründung  der  Nothwendigkeit,  ver- 
schiedenartige Steuern  zur  Lösung  der  Aufgaben  des  Steuer- 
systems in  diesem  zu  verbinden,  speciell  auch  an  die  mehrfach 
gebotene  Verbindung  von  Subject-  und  Ob ject steuern,  Ein- 
kommen- und  Ertrags  steuern  in  der  Besteuerung  des  berufs- 
mässigen Erwerbs  zu  erinnern. 

III.  —  §.  523.    Die  Aufstellung  des  Systems  selbst. 

A,  Die  Grundlage  des  ganzen  Systems  müssen,  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  und  dem  Steuerrecht  der  meisten  Völker 
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entsprechend,  in  erster  Linie  die  Schätzungen,  namentlich  die 
(gewöhnlich  directen)  Steuern  auf  den  berufsmässigen  Er- 
werb bilden.  Denn  dieser  Erwerb  ist  flir  die  Production  des 
National-  und  Einzeleinkommens  und  ftir  die  Vertheilung  des 
ersteren  an  die  Einzelnen  doch  immer  am  Meisten  massgebend 
(4?.  454).  Neben  diesen  Steuern,  aber  doch  erst  in  zweiter  Linie, 
sind  gewisse  Verkehrssteuern  auf  den  Erwerb  durch  einzelne 
Rechtsgeschäfte  oder  Acte;  dann  im  socialpolitischen  Steuer- 
system auch  Steuern  auf  den  Spiel-,  den  C  onjun  et ur en- 
ge wiun  und  auf  Erwerb  aus  Erbschaft  u.  s.  w. ;  endlich 
unter  Umständen  noch  Besitzsteuern  zu  verlangen. 

Alle  diese,  meistens  direct  erhobenen  Steuern  haben  vor  den 
Verbrauchssteuern,  neben  manchen  anderen,  zwei  entscheidende 
\'orzüge,  welche  durch  ihre  eigenen  Mängel  und  durch  die  Vor- 
züge der  Verbrauchssteuern  nicht  aufgewogen  werden:  sie  ver- 
langen nicht  so  weitgehende  Rüc  ksicht  auf  die  Ueber- 
wälzung,  als  die  anderen  und  sie  treffen  die  wohlhabenderen 
Schichten  der  Bevölkerung  mit  höherem  und  mit  Besitz ein- 
kommen  sicherer.  Die  Schätzungen,  namentlich  die  directen 
Steuern  auf  den  berufsmässigen  Erwerb  allgemein  oder  auch  nur 
in  erheblichem  Maasse  durch  Verbrauchssteuern  zu  ersetzen, 
wäre  nicht  nur  wegen  der  schweren  Mängel  der  letzteren  sehr  be- 
denklich, sondern  auch  ein  ungerechtfertigter  Bruch  mit 
der  geschichtlichen  Entwicklung  und  dem  bestehenden  Steuerrecht 
der  meisten  Culturvölker.  Dieser  Bruch  erschiene  um  so  unzu- 
lässiger, wenn  er  etwa  mit  einer  einfachen  Aufhebung  gewisser 
alter  Steuern  wie  der  Ertrags-,  namentlich  der  Realsteuern  ver- 
bunden würde,  da  hier  in  Folge  des  Zusammenhangs  zwischen 
Steuer  und  Kapitalwerth  ein  Theil  der  besitzenden  Classen  ein 
unverdientes  Geschenk  aufKosten  des  anderen  Theils 
und  zwar  zum  grossen  Theil  sogar  auf  Kosten  der  nichtbesitzen- 
den, von  Arbeitseinkommen  lebenden  Classen  empfinge.^") 

Aber  auch  jede  allgemeine  (im  Unterschied  von  einer  etwa 
den  unteren  Classen  allein  zu  gewährenden)  Beschränkung 
der  Erwerbsbesteuerung  mit  Hilfe  einer  an  deren  Stelle  tretenden 
Ausdehnung  der  Verbrauchssteuern  und  jedes  stärkere 
Zurückbleiben  in  der  Entwicklung  jener  ersten  hinter  derjenigen 
der   zweiten   Kategorie    muss    vermieden   werden:    schon  im 

'")  S.  oben  §.  433  u.  Note  1 1  daselbst ;  nam.  die  Beschlu^e  des  soc.pol.  Ver.  in 
Eisenach  1ST5,  Ber.  S.  69. 
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rein  finanziellen  Steuersystem,  weil  dann  die  bestehende  Un- 
gleichheit der  Belastung  zu  Gunsten  der  besitzenden  und  der 
Classen  grösseren  Einkommens  noch  zu  steigen  droht,  vollends 
im  socialpoli tischen  Steuersystem.  Für  die  Praxis  folgt  daraus, 
dass  eine  Steuerreform  sich  nicht  auf  eine,  wenn  auch  vielleicht 
an  sich  berechtigte  und  zweckmässige,  Ausdehnung  der  Ver- 
brauchssteuern beschränken,  sondern  zugleich  eine  passende 
Ausdehnung  von  Erwerbssteuern  mit  in  Angriff  nehmen  muss.") 

§.  524.  —  1)  In  der  Besteuerung  des  berufsmässigen  Er- 
werbs ist,  wiederum  der  geschichtlichen  Entwicklung  entsprechend, 
principiell  eineSubject-  und  Obj  ectbesteuerung,  die  erste 
vornemlich  in  der  Form  der  (nominellen)  Einkommensteuer,  die 
letztere  in  derjenigen  eines  Systems  von  Ertragssteuern,  zu 
verbinden.  Die  Subject-  und  Einkommensteuer  muss  vorwiegend, 
aber  nicht  ausschliesslich,  die  hauptsächliche  directe  Steuer 
des  berufsmässigen  Erwerbs  im  Staats  Steuer-,  die  Object-  und 
Ertragssteuer  umgekehrt  die  ebenfalls  nicht  alleinige,  aber  die 
Hauptsteuer  dieses  Erwerbs  im  Communalsteuersystem  sein. 

Für  die  innere  Einrichtung  der  Einkommen-  wie  der 
Ertrags  steuern  muss  der  Zusammenhang  zwischen  ihnen  und 
mit  den  übrigen  Steuern,  namentlich  den  Verkehrs-  und  den  Ver- 
brauchs- und  Nutzungssteuern  beachtet  werden.  Keine  dieser 
Steuern  ist  daher  allein  aus  sich  selbst,  sondern  nur  in  Verbindung 
mit  dem  ganzen  Steuersystem  zu  entwickeln.  Näheres  darüber 
gehört  erst  in  die  specielle  Steuerlehre.  Hier  müssen  einige  orieu- 
tirende  Bemerkungen  genügen. 

a)  Die  Staats-Einkommensteuer  beschränkt  sich  auch  im 
rein  finanziellen  System  aus  steuertechnischen  Gründen 
passend  auf  die  Einkommen  über  einem  gewissen  Minimum, 
dessen  ziifermässige  Höhe  nach  Zeit-  und  Landesverhältnissen  zu 


")  In  dieser  Unterlassung  liegt  ein  wesentlicher  Fehler  der  SteuerreformpUine  im 
Deutschen  Eeich  in  der  Gegenwart  (1879).  Dieser  Fehler  hängt  zwar  mit  der 
Scheidung  der  Keichs-  und  Einzelstaatsfinanzen  zusammen,  aber  wird  dadurch  niclif, 
genügend  entschuldigt.  Es  wäre  Sache  des  Keichs  selbst,  wenigstens  die  Verkehrs- 
(Stempel-)  u.  Erbschaftsbesteuerung  entsprechend  als  Reichssache  zu  entwickeln 
neben  der  und  gleichzeitig  mit  der  Vermehrung  der  Keichs -Verbrauchssteuern.  Und 
auch  der  Plan  einer  Keiclisein  kommen-  und  damit  verbunden  einer  Keichs  ver- 
möge n  Steuer  könnte  wohl  ins  Auge  gefasst  werden.  Die  Einzelstaaten  werden  zwar 
ihre  directen  Schätzungen,  ihre  Verkelirssteuern  u.  a.  m.  wohl  auch  rcformiren,  wie 
Baiern  schon  mit  umfassenden  Plänen  dazu  aufgetreten  ist  (Nov.  1879),  aber  Aus- 
reichendes und,  was  auch  bei  einem  einheitlichen  Wirthschaftsgebiet  in  Betracht 
kommt,  (irleichmässiges  wird  auf  diese  Weise  nicht  erreicht.  Vgl.  meinen  gen. 
Aufs,  in  d.  Tüb.  Ztschr.  1^79,  S.  94,  lüa,  109—114. 
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bestimmen  ist,  wohl  etwa  so,  dass  der  gewöhnliche  Arbeitslohn 
und  gewerbliches  Einkommen  wirklichen  Kleinbetriebs  (z.  B. 
ohne  oder  nur  mit  einem  fremden  Gehilfen)  in  Industrie  und 
Landwirthschaft  frei  bleibt.  Diese  kleinen  Einkommen  werden 
statt  dessen  durch  Verbrauchssteuern  belastet,  die  sich  hier  als 
„Lohnsteuern'^  steuertechnisch  mehr  empfehlen.  Es  kann  aber 
wohl  auch  mit  der  Befreiung  noch  etwas  höher  hinauf  ge- 
gangen werden.^-) 

Der  Steuerfuss  oder  Steuersatz  der  Staats -Einkommen- 
steuer muss  sich  auch  im  rein  finanziellen  System  mit  danach 
richten,  ob  und  welche  Ertrags-,  Verkehrs-  und  Verbrauchssteuern 
daneben  bestehen.  Er  muss  namentlich  auch  hier  ein  pro- 
gressiver sein,  um  die  regelmässige  umgekehrt  progressive 
Belastung  der  Personen  mit  kleinem  Einkommen  durch  die  üb- 
lichen Verbrauch ssteuern  auszugleichen  und  so  wenigstens  im 
Ganzen  eine  proportionale  (reelle)  Einkommenbesteuerung  her- 
zustellen. Im  social  politischen  Steuersystem,  welches  bei 
unseren  heutigen  Culturvölkern  auch  in  diesem  Puncte  angenommen 
werden  darf,  hat  insbesondere  der  Ersatz  der  fehlenden  directen 
Einkommensteuer  der  „kleinen  Leute"  nur  in  beschränkterem 
Maasse  durch  Verbrauchssteuern  zu  erfolgen  und  der  Steuer- 
fuss der  Einkommensteuer  ist  für  das  höhere  Einkommen  stärker 
progressiv  zu  machen,  um  auch  im  Ganzen  eine  progressive 
(reelle)  Einkommenbesteuerung  zu  erhalten;  ferner  ist  er  für  das 
Besitz  ein  kommen  zu  erhöhen,  um  dieses  stärker  als  das  Arbeits- 
einkommen zu  belasten,  wenn  nicht  etwa  aus  Steuer  technischen 
Gründen  zu  diesem  Zweck  die  Verbindung  einer  Vermögensteuer 
mit  der  Einkommensteuer  vorgezogen  wird. 

Die  Communal- Einkommensteuer  kann  die  kleinen  Ein- 
kommen nicht  unbedingt  bis  zu  derselben  Höhe  freilassen,  da  hier 


*-)  Unter  den  preussischen  u.  deutsclien  Verhältnissen  möchte  ich  eine  Befreinng 
von  directen  Personalsteuern,  wie  die  preuss.  Classensteuer  eine  ist,  unbedingt  bis  auf 
1000—1200  M.,  eventuell  bis  auf  c.  1.500  M.  befiirworten.  A'on  Einfluss  würde  m.  E. 
u.  A.  sein  müssen,  ob  Steuern  wie  die  Salzsteuer  bleiben  oder  verändert  oder  be- 
seitigt werden.  Im  Falle  einer  Befreiung  bis  1200  M.  würden  in  Preussen  c.  4-3  Mill. 
Steuerzahler  befreit,  mit  c.  21-3  Mill.  M.  Steuer;  bei  der  Befreiung  bis  1500  M. 
c.  4-6  Mill.  Pers.  mit  c.  2ß-S  MiU.  M.  Steuer,  von  im  Ganzen  c.  72  Mill.  M.  Classen- 
und  Eink.st.  Mit  der  Befreiung  bis  auf  0000  M.  Einkommen,  wie  nach  Bismarck'- 
schen  Ideen,  hinauf  zu  gehen,  womit  nach  d.  bisher.  Schätzungen  der  ganze  Rest  der 
Classenst.  u.  von  d.  Einkommenst.  c.  12  —  1.3  Mill.  ^NI.  entfielen,  also  im  Ganzen  nur 
c.  IS— 20  Mill.  M.  Steuer  blieben,  ist  unter  den  preuss.  Einkommenverhältnissen  nicht 
räthlich.  Sind  doch  selbst  in  Gr. -Britannien  bis  vor  Kurzem  nur  die  Einkommen 
bis  100  Pf.  St.  oder  2000  M.  einkommensteuerfrei. 
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der  Ersatz  durch  Verbrauchssteuern  meistens  fehlen  ^Yird  und  niuss. 
Sie  ist  zulässig  als  selbständige  Steuer  der  Commune  und  in 
Form  von  Zuschlägen  zur  Staatseinkomraensteuer:  Letztres  wohl 
als  Regel,  wenn  der  Staat  einmal  eine  solche  Steuer  besitzt.  ^^) 

Die  gerade  in  der  modernen  Volkswirthsehaft  wachsenden 
Schwierigkeiten  der  Einkommensteuer  nöthigen  dazu,  um  die  Steuer- 
sätze nicht  gar  zu  hoch  und  mit  diesen  vollends  die  Schwierig- 
keiten nicht  unüberwältigbar  werden  zu  lassen,  mit  durch  die  ver- 
schiedenen anderen  Steuergattungen  den  Bedarf  zu  decken.  Soweit 
aber  mit  Recht  die  Einkommensteuer  fungirt,  muss  man  im  öffent- 
lichen Interesse  die  sich  bietenden  practischen  Mittel  auch  er- 
greifen, um  die  steuerpflichtigen  Einkommen  möglichst  richtig  fest- 
zustellen. Es  sind  wesentlich  vier:  Declarationszwang  der 
Steuerpflichtigen,  gerade  bei  Freiheit  der  kleineren  Einkommen  zu- 
lässig und  durchführbar;  strenge  Controle  von  Steuerorganen, 
mit  weiten  Befugnissen  der  Einsichtnahme  der  Bücher  u.  s.  w.  und 
strengen  Strafbestimmungen;  Oeffentlichkeit  der  Steuer- 
listen; endlich  Controle  beim  Erb  gang  mit  eventueller  nach- 
träglicher schwerer  Defraudationsstraf e.^*) 

In  Staat  und  Commune  ist  die  directe  Einkommensteuer  passend 
das  besonders  mobile  Element  im  Haushalt,  indem  der  Steuerfuss 
nach  dem  Bedarf  beweglich  gehalten  wird,  wie  in  Eng- 
land. ^^)  Namentlich  empfiehlt  es  sich,  vorübergehenden  Extra- 
bedarf (in  Nothlagen  u.  s.  w.)  mit  durch  diese  Steuer  zu  decken, 
im  socialpolitischen  System  eventuell  mittelst  Erhöhung  der 
Steuer  Progression,  um  gerade  in  solchen  Lagen  die  Besitzen- 
den und  „grossen  Leute"  stärker  für  das  Gemeinwesen  heran  zu 
ziehen.'^) 


*•■')  So  nach  d.  preuss.  Comm.st.gcsetzentwürfen  unbedingt.  S.  meine  Comin.st.frage 
S.  42  u.  S.  5  sub  c.  Wie  Abweichungen  im  Umfang,  so  sollten  aber  auch  solche  im 
Steuerfuss  für  die  Commune  erlaubt  sein.  Namentlich  kann  die  Commune  öfters, 
bes.  bei  ungenügender  Ertragsbesteueruiig,  aber  nicht  allein  in  solchem  Falle,  ohne 
progressiven  Steuerfuss  für  die  höheren  Einkommen  nicht  auslangen,  wie  denn  die 
Anwendung  desselben  auch  in  der  preuss.  Communalsteuerpraxis  häufig  ist.  S.  die 
Tabellen  v.  Wegner  in  d.  Ber.  d.  soc.pol.  Versamml.  v.  1S77  S.  53  ff',  u.  Neumann, 
progr.  Eink.st.  S.  112  ff'. 

"*)  Näheres  unten  in  §.  552  und  in  d.  spec.  Lehre.  Ganz  ungenügend  sind  die 
preuss.  Vorschriften  bei  d.  Classen- u.  Eink.stcuer,  auch  noch  in  der  Novelle  v.  1873, 
besser,  aber  auch  noch  nicht  ausreichend  die  k.  sächs.  Vorschriften  v.  1874  ff.,  die 
Hamburger  v.  1866  u.  a.  m. 

*°)  S.  über  England  oben  S.  237  Note  18. 

*^)  Die  richtige  Consequcnz  auch  aus  Held 's  und  Neumann's  Theoricen  über 
Einkommensteuer  und  Steuerverthcilung. 
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§.  525.  —  b)  Die  Ertragssteuern  kann  der  Staat  auch 
neben  einer  directen  Einkommensteuer  und  Verbrauchssteuer  nicht 
wohl  ganz  entbehren  wegen  des  internationalen  Personen- 
und  Kapitalienverkehis.  Bei  der  Einrichtung  muss  zwischen  den 
Steuern  von  realen  und  persönlichen  Ertrags(iuellen  unter- 
schieden werden.  Zu  jenen  gehört  die  Grund-,  die  Gebäude-, 
die  Gewerbe-,  die  Leihzinssteuer,  welche  reinen  oder  mit 
Arbeitsertrag  gemischten  Besitz  ertrag  oder  „Rente"  in  diesem 
Sinne,  zu  diesen  die  directe  Arbeitslohn-  und  die  liberale 
Berufs-  und  Gehalts  Steuer,  welche  reinen  Arbeitsertrag 
treffen.  ^')  Hier  hat  die  Steuereinrichtung  nun  den  geschichtlichen 
Bestand  zu  berücksichtigen.  Die  vier  Steuern  der  ersten  Art 
beeintlussen  nach  etwas  längerem  Bestände  den  Kapitalwerth  des 
Ertragsobjects.  Daraus  folgt  die  Misslichkeit  einer  Aeuderung  ihres 
Fusses  —  nicht  zu  verwechseln  mit  der  statthaften,  ja  noth- 
wendigen  Veränderung  des  Ertragsanschlags,  nach  dem  be- 
steuert wird  — ,  mithin  zugleich  die  Unzulässigkeit,  sie  etwa 
aufzugeben  oder  herabzusetzen  auch  neben  einer  directen  Ein- 
kommensteuer.^'^) Anders  liegt  die  Sache  bei  den  Ertragssteuern 
auf  reinen  Arbeitsertrag.  Das  Hinstreben  auf  die  Ersetzung 
der  letzteren  durch  die  allgemeine  Einkommensteuer,  dagegen  die 
Beibehaltung  der  einmal  bestehenden  und  selbst  die  systematische 
Ergänzung  der  erstgenannten  Art  realer  Ertragssteuern,  falls  sie 
eine  Lücke  zeigen,  z.  B.  durch  Einfügung  einer  vielfach  fehlenden 
besonderen  Leihzinssteuer,  wird  deshalb  auch  im  rein  finan- 
ziellen System  richtig  erscheinen.  Im  socialpolitischen  System 
lässt  sich  durch  die  Kealsteuern  die  hier  vorliegende  Aufgabe  der 
höheren  Besteuerung  des  Besitzeinkommens  mit  lösen. 

In  den  Communen,  wo  die  Aufgaben  der  Ertragsbesteuerung 
überhaupt  leichter  zu  erfüllen  sind  und  das  Princip  der  „Besteue- 
rung nach  dem  Interesse"  eine  grössere  Berechtigung  hat 
(§.  423,  424),  kann  auch  deswegen  diese  Besteuerung  einen 
grösseren  Platz  einnehmen,  sie  muss  nur  eventuell  dann  den 
Leih  Zinsertrag  mit  treffen,  und,  wenn  eine  Einkommensteuer  ganz 
fehlt,    auch    den  reinen   Arbeitsertrag   der   vorgenannten   Classen. 


*^  So,  wenn  man  mit  Knies  (Geld,  Kap.  1),  aber  gegen  Stein,  das  in  eine 
Person  (in  Bildung  u.  s.  w.)  hineingesteckte  Kapital  nicht  melir  als  etwas  Selbständiges 
betrachtet. 

'^j  S.  d.  Vcrhandl.  v.  1875  des  socpol.  Ver.  in  Eisenach  über  Eink.st.,  auch 
Xeumauu's  Thesen  daselbst  S.  üü. 
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Bei  der  Complicatiou  des  persöuliclien  und  des  Kapitalienverkehrs 
zwischen  den  Communen  und  dem  Auseinanderfallen  des  persön- 
lichen Wohnorts  und  des  Sitzes  der  Ertragsquelle  empfiehlt  sich 
aber  doch  auch  hier  meistens  die  Verbindung  von  Einkommen- 
und  Ertragsbes  teuerung.  Dabei  kann  namentlich  hier  das 
Prineip  passend  Platz  greifen,  verschiedene  Steuern  je  nach  den 
Verwendungszwecken  des  Steuerertrags  zu  benutzen:  den 
Ertrag  von  Grund-,  Gebäude-,  auch  Gewerbesteuern  und  etwa  auch 
von  Zinssteuern  auf  die  Zinsbezüge  aus  den  örtlichen  Hypotheken 
für  solche  wesentlich  locale,  Verkehrs-  und  ähnliche 
Zwecke,  welche  dem  Realitäten  besitz  in  der  Commune  zu  Gute 
kommen  (§.  424).  Gerade  in  Bezug  auf  die  Ertrags besteueruug 
kann  die  Commune  ferner  öfters  passend  selbständig  mit  eigenen 
Steuern  vorgehen,  wenn  auch  das  System  der  Zuschläge  zu  den 
betreffenden  Staatssteuern  nicht  aiiszuschliessen  ist.  ^'^) 

§.  526.  —  2)  Die  Verkehrssteuern  sind  als  selbständige 
Steuern  auf  die  Staatsbesteuerung  zu  beschränken.  Zuschläge 
zu  einzelnen  (z.  B.  bei  Abgaben  vom  Besitzwechsel  von  Grund- 
eigenthum)  für  Communalzwecke  brauchen  aber  nicht  unbedingt 
ausgeschlossen  zu  sein.  Die  Verkehrssteuern  haben  namentlich 
mit  zur  Ergänzung  und  zum  Ersatz  für  die  sonstige  Erwerbs- 
besteuerung zu  dienen:  Ersteres  gegenüber  auch  berufsmässigem 
Erwerb,  welcher  durch  die  Einkommen-  und  Ertragssteuern  nicht 
genügend  getroffen  wird;  Letzteres  gegenüber  dem  aparten 
Erwerb  durch  einzelne  Acte  oder  Rechtsgeschäfte.  In  beiderlei 
Hinsicht  haben  sie  eine  nicht  unwichtige  Function  besonders  gegen- 
über den  Handels-,  den  Creditgeschäften  und  dem  Besitz- 
wechsel von  Eigenthum.  Der  Steuerfuss  muss  sich  in  seiner 
Höhe  aber  nach  der  Höhe  der  anderen  Steuern  richten,  mit  denen 
zusammen  sie  denselben  Erwerb  oder  dieselben  Eigenthums- 
objecte  treffen.  Als  hauptsächliche  Form  der  Verkehrssteuer  ist 
der  Stempel  und  die  unmittelbar  erhobene,  namentlich  an 
öffentliche  Register  sich  anknüpfende  Abgabe  zu  gebrauchen 
(§.  467—471,  auch  §.  293,  320—324). 

3)  Die  öfters  besonders  passende  und  relativ  leichte  Benutzung 
der  Verkehrssteuer  zur  Besteuerung  von  C  o  n  j  u  n  c  t  u  r  e  n  g  e  w  i  n  n  e  n 
ist  auf  das  socialpolitische  Steuersystem  zu  beschränken  (§.  472 
bis  481).    Dies  System  erscheint  aber  gerade  in  den  Verhältnissen 
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der  modernen  Volkswirtlischai't  berechtigt  und  wird  dies  hier 
immer  mehr.  Erkennt  man  dies  an,  so  nuiss  auch  sonst  durch 
geeignete  Einrichtungen  der  Einkommen-  und  Ertragsbesteuerung, 
beim  Erbesilbergang  und  selbständig  bei  einer  wesentlichen  Ver- 
änderung der  Bodenbenutzung  der  Conjuncturengewinn  besteuert 
werden.  Und  zwar  durch  die  S  t  a  a  t  s  besteuerung,  aber  unter 
Zulassung  von  selbständigen  bezüglichen  Steuern  oder  von 
Zuschlägen  zu  Staatssteuern  auch  in  der  Commune  in  gewissen 
Fällen,  so  namentlich  gegenüber  den  Gewinnen  aus  der  steigenden 
Rente  und  dem  steigenden  Werthe  des  in  der  Commune  gelegenen 
Grund-  und  Gebäudeeigeuthums,  der  Baustellen  u.  s.  w. 

4)  In  gleicher  Weise  ist  unter  der  hier  vollends  gebotenen 
Annahme  des  socialpolitischen  Steuer-Gesichtspunctes  der  Ver- 
mügenserwerb  aus  Spiel  und  Erbschaft  durch  entsprechende 
Staats  steuern  zu  treifen. 

5)  Von  den  Besitz  steuern  (§.  485  —  489)  erscheint  die  Ein- 
richtung einer  allgemeinen  Vermögenssteuer  geboten  als 
Extrasteuer  zur  Deckung  ausserordentlichen  Bedarfs  oder  der 
Ausfälle  an  anderen  Steuern  in  „Nothzeiten".  Als  regel- 
mässige Steuer  empfiehlt  sich  eine  partielle  Vermögens- 
steuer des  gesammten  N u t z Vermögens  auch  im  rein  finan- 
ziellen Steuersystem  unter  Umständen  als  ein  st  euer  technisch 
zweckmässiges  Mittel  neben  der  allgemeinen  directen  Ein- 
kommensteuer, um  die  Aufgabe  der  letzteren,  die  Nutzungen  des 
Nutzvermögeus  mit  zu  besteuern,  einfacher  zu  lösen;  dann  um, 
ähnlich  wie  durch  den  höheren  (progressiven)  Steuer fuss 
der  directen  Einkommensteuer,  die  umgekehrt  progressive  Besteue- 
rung der  „kleinen  Leute"  durch  die  üblichen  Verbrauchssteuern 
auszugleichen.  Fehlt  eine  ausgebildete  Ertragsbesteuerung  oder 
leidet  sie  an  zu  grossen  Mängeln,  so  kann  in  Staat  und  Commune 
eine  allgemeine  Vermögens  Steuer  (vom  Nutz-  und  Productiv- 
vermögen)  als  Hilfsmittel  zur  Besteuerung  des  Besitzeinkommens 
ebenfalls  im  rein  finanziellen  Steuersystem  mit  zur  Erwägung 
kommen.  Im  socialpolitischen  Steuersystem  endlich  kann 
eine  solche  allgemeine  (nominelle)  Vermögenssteuer  auch  passend 
mit  zur  höheren  Besteuerung  des  Besitzeinkommens  dienen, 
ähnlich  wie,  aber  steuertechnisch  wohl  öfters  zweckmässiger  als 
ein  höherer  Steuerfuss  der  Einkommensteuer  speciell  für  das  Besitz- 
einkommen. Die  Besitzsteuern  brauchen  sich  nicht  auf  die  Staats - 
besteuerung  zu  beschränken.    Sie  können  auch  in  der  Communal- 
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besteueruDg   zur  Ergänzung   der  Aufgaben  der  eomraunalen   Ein- 
kommensteuer Verwendung  finden. 

B.  —  §.  527.  Aus  dem  Gebiete  der  Gebrauchsbesteuerung 
(§.  490 — 517)  bilden  die  Verbrauchssteuern  ein  unentbehr- 
liches Glied  eines  modernen  Staats- Steuersystems,  das  sich  an 
die  Erwerb sbesteuerung  überall  ergänzend  anzuschliessen  hat. 
Die  Verbrauchssteuern  sollen  daher  die  Aufgabe  lösen  helfen,  das 
Einzeleinkommen  reell  proportional  —  im  rein  finan- 
ziellen —  und  in  bestimmter  Weise  progressiv  —  im 
socialpolitischen  Steuersystem — ^  zu  besteuern.  Wie  zu  diesem 
Zwecke  durch  angemessene  Einrichtung  der  Erwerbsbesteuerung 
allein  auszukommen  wäre,  ist  wohl  theoretisch  anzugeben.  Aber 
die  Schwierigkeiten,  nach  solcher  Richtschnur  in  der  Praxis  zu 
verfahren,  sind  notorisch  zu  gross.  Sie  lassen  sich  nur  mit  Hilfe 
einer  rationellen  Verbrauchs besteueruug  leidlich  über- 
winden. In  diesen  Verhältnissen  liegt  die  Berechtigung  dieser 
Besteuerung;  nur  muss  das  für  die  Erwerbsbesteuerung  aufzu- 
stellende, aber  durch  sie  allein  nicht  erreichbare  Ziel  immer  auch 
als  Richtschnur  für  die  Einrichtung  der  Verbrauchssteuern  dienen. 
Die  Schätzungen,  speciell  die  Erwerbssteuern  bilden  also  auch  für 
diese  Steuern  die  Grundlage,  auf  welcher  sich  das  rationelle  Ver- 
brauchssteuersystem aufbaut. 

Die  besondere  Schwierigkeit  liegt  bei  vielen  Verbrauchssteuern 
darin,  dass  sie  das  kleine  Einkommen  umgekehrt  progressiv 
besteuern.  Dadurch  verletzen  sie  das  Princip  selbst  der  propor- 
tionalen reellen  Einkommenbesteuerung,  um  so  mehr  natürlich  das- 
jenige der  direct  progressiven.  Die  Abhilfe  bietet  sich  zunächst  in 
einer  angemessenen  Auswahl  der  steuerpflichtigen  Consumtionen, 
bez.  Artikel,  dann  in  verschiedener  Normirung  der  Höhe  der 
Steuersätze  dafür,  endlich  in  correspondirenden  Mass- 
regeln im  Gebiete  der  Erwerbs-  und  Besitzbesteuerung. 
Diese  drei  Mittel  sind  möglichst  gleichzeitig  neben  einander 
anzuwenden;  das  letzte  wird  um  so  dringender,  je  weniger  die 
anderen  beiden  sich  aus  finanziellen  oder  steuertechnischen  Gründen 
benutzen  lassen  oder  zum  Ziele  führen.  Dieselben  Mittel  sind  auch 
gleichzeitig  zu  dem  Zwecke  anzuwenden,  dass  die  Verbrauchssteuern 
in  Verbindung  mit  den  anderen  die  ins  Auge  gefasste  gleich- 
mässige,  entweder  proportionale  oder  so  und  so  pro- 
gressive, reelle  Einkommen  besteueruug  herbeiführen. 
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i?.  528.  —  1)  Die  Auswahl  der  Consiimt  i  onen,  bez. 
Artikel. 

a)  Besonders  wlioscheuswerth  ist  der  Ausschluss  solcher 
Artikel,  welche  wirklich  von  der  Masse  des  Volks  zur  Befriedigung; 
der  Existonzljcdürtnisse  ersten  Grads  gebraucht  werden:  der  „noth- 
weudigsten  Lebensbedürfuisse",  wie  vor  Allem  Salz, 
Landesbrot.  Denn  hier  droht  am  Meisten  jene  umgekehrt  pro- 
gressive Besteuerung  und  auch  sonst  eine  zu  schwere  Belastung. 
Im  rein  finanziellen  Steuersystem  wird  gleichwohl  nicht 
immer  auf  solche  Artikel  verzichtet  werden  können,  sowohl  im 
Finanziuteresse ,  als  um  die  hier  gebotene  Mitbesteuerung  der 
„kleinen  Leute'',  bez.  des  Ertrags  der  niederen  Arbeit  zu  erreichen. 
Gerade  eine  solche  Steuer  dient  hier  statt  der  directen  Einkommen- 
steuer, von  der  diese  Classen  aus  steuertechnischen  Gründen  frei 
gelassen  werden.  Alsdann  muss  aber  um  so  mehr  eine  Aus- 
gleichung mittelst  besonderer  Besteuerung  des  höheren 
und  des  Besitzeinkommens  verlangt  werden.  Mit  der  Annahme 
des  socialpolitischen  Standpuncts  in  der  Besteuerung  durch- 
bricht man  hier  den  Grundsatz  der  Allgemeinheit  der  Steuer 
zu  Gunsten  der  unteren  Classen.  Dann  ist  der  principielle 
Ausschluss  von  Verbrauchssteuern  auf  die  nothweudigsten  Lebens- 
l)edürfnisse  die  richtige  Consequenz  (§.  404,  405). 

b)  Relativ  am  Besten  ist  die  Verbrauchssteuer  auf  Artikel 
eines  „  L u  x  u  s  - M  a  s  s  e  n  c  o  n  s  u m  s  ",  namentlich  auf  gewisse  L  u x  u s- 
Nahrungs-  und  Reizmittel.  Dieselben  gehören  zwar  heutzutage 
nach  der  Volkssitte  \ielfach  schon  zu  den  Mitteln  für  die  Befrie- 
digung von  Existenzbedürfnissen  zweiten  Grads.  Aber  das  Ein- 
kommen der  Volksclassen  und  Einzelner,  welches  für  solche  Con- 
sumtionen  verwandt  wird,  kann  aus  finanziellen  Gründen  nicht 
wohl  mehr  steuerfrei  bleiben,  auch  nicht  im  socialpolitischen 
System.  Es  darf  nur  nicht  zu  hoch  (weder  absolut  noch  relativ 
zu  hoch)  besteuert  werden.  Dafür  ist  durch  die  richtige  Aus- 
wahl der  einzelnen  Artikel  und  wieder  durch  die  Höhe  der 
Steuersätze  und  durch  Ergänzungssteueru  zu  sorgen.  So 
empliehlt  sich  die  Besteuerung  der  Getränke,  Branntwein, 
Wein,  Bier,  der  Colonial-  und  verwandter  Waaren,  des 
Tabaks,  Zuckers,  Kaffees,  Thees,  der  Gewürze,  Süd- 
früchte. Die  Steuern  auf  diese  Artikel  bilden  auch  regelmässig 
in  den  heutigen  Verbrauchssteuersystemen,  bei  den  Einüihrzöllen 
und   inneren    Verbrauchssteuern,   die    hauptsächlichen,   im   Ertrage 

A.  Wagner,   Kinanzwi-sr-nsi-hiift.    II.  ,')(j 
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ergiebigsten.  Möglichst  die  Steuerlast  auf  einen  oder  ganz 
wenige  Artikel  zu  wälzen,  wie  z.  B.  auf  Branntwein  und 
Tabak,  erscheint  trotz  der  dafür  mit  angeführten  polizeilichen 
und  „volkspädagogischen''  Gründe  (§.  5U3  a)  bedenklich  und 
führt  zu  einer  sehr  ungleichen  Vert hei luug  der  Besteuerung. 
Vielmehr  ist  die  Auswahl  einer  grösseren  Anzahl  steuer- 
pflichtiger Artikel  mit  nicht  allzu  hohen  Steuersätzen  an- 
gemessener. Die  Ergänzung  zum  Zweck  der  entsprechenden 
Belastung  der  höheren  Classeu  erfolgt  durch  Herbeiziehung  von 
Artikeln,  welche  diese  Classen  vorwiegend  allein  verzehren 
und  durch  Belegung  dieser  Artikel  (und  Sorten  der  allgemeinen 
Consumartikel)  mit  höheren  Steuersätzen.  Manches  Einzelne 
muss  sich  nach  den  concreten  Verhältnissen  des  Consums  in  den 
verschiedenen  Ländern  richten,  z,  B.  der  Steuersatz  von  Kaffee  und 
Thee,  Wein  und  Bier  danach,  ob  der  eine  oder  der  andre  Artikel 
Volks- Genussmittel  ist. 

c)  Die  Masse  der  sonstigen  gewöhnlichen  landwirth- 
schaftlichen  und  gewerklichen  Erzeugnisse  ist  auch  aus 
steuertechnischen  Gründen  möglichst  steuerfrei  zu 
lassen,  wodurch  die  Complicationen  zwischen  Zolltarif  und  Accise- 
tarif,  zwischen  städtischer  und  ländlicher  Besteuerung  fortfallen. 
Nicht  minder  ist  die  Besteuerung  von  Artikeln  für  geistige  u.  dgl. 
Bedürfnisse  zu  vermeiden. 

d)  Steuern  auf  Nutzungen  des  Nutz  Vermögens,  Woh- 
nungs-,  sogen,  directe  Luxussteuern  u.  dgl.  sind  zwar  prin- 
cipiell  nicht  unrichtig,  wennschon  die  Wohnungssteuer 
bei  ihrer  üblichen,  aber  vermeidlichen,  Einrichtung,  nemlich  wenn 
sie  in  einem  gleichen  Steuerfuss  normirt  ist,  meist  in  scharfem 
Grade  eine  umgekehrt  progressive  ist.  ^°)  Aber  das  Ziel 
einer  Mehrbelastung  der  reicheren  Classen  wird  besser,  Aveil  gleich- 
massiger  auf  andere  Weise,  durch  Progression  des  Steuer- 
fusses  bei  der  directen  Einkommensteuer  oder  durch  eine  allge- 
meine Vermögenssteuer  oder  durch  eine  partielle  Vermögens- 
steuer  vom   gesammten  Nutz  vermögen   erreicht  (§.  487,  494). 


■■"')  S.  darüber  die  lehrreichen  Berechiiimgen  i'tir  Berlin  vun  Schwalie  im 
Berl.  Stadt.  Jahrb.  IbOS  S.  2(i9  ff.,  eb.  18G9  v.  Bruch  S.  2  H'.  Allgemeinere  Behand- 
lung der  Statist.  Frage  v.  E.  Laspeyres,  in  d.  „Goncordia"  1871,  S.  109.  Der  (irund 
der  umgekehrt  progress.  Wirkung  eines  gleichen  Steuerfusses  der  Wohnungs-  oder 
Mietlisteui'r  liegt  darin,  dass  die  Ausgabe  für  Wohnung  regelmässig  eine  steigende 
(juott-  des  fallenden  Eiiikumuiens  ausmacht. 
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§.  52it.  —  2)     Die  Höhe  der  Steuersätze. 

a)  Sie  wird  uatiirlich  im  Alli^emeiuen  mit  vou  der  II übe 
des  Bedarfs,  vom  Wohlstand,  von  den  Cousumtionsver- 
hältnissen  abhängen  müssen.  Zum  Zweck  der  Besteuerun*; 
der  ,,  Luxus-^Iassenconsumptibilien''  kann  sich  auch  im 
Finanz  Interesse  zur  Begttnstigung-  des  Consums  eine 
massige  Höhe  empfehlen,  eine  Regel,  mit  welcher  aber  in  der 
practiseheu  Anwendung  massgehalteu  werden  muss. 

b)  In  Bezug  auf  die  Festsetzung  der  Höbe  der  Steuersätze  der 
e  i  n  z  e  1  n  e  u  Artikel  ist  zu  beachten,  dass  auch  bei  einer  Beschrän- 
kung auf  die  Artikel  des  Luxus -Massenconsums  doch  wieder  eine 
umgekehrt  progressive  Belastung  droht.  Daher  müssen  zur  Aus- 
gleichung die  Artikel  des  Consums  der  höheren  Classen  möglichst 
angemessen  höher  belegt  werden.  Da  es  sich  aber  vielfach  hier 
um  den  Consum  desselben  Artikels,  nur  in  verschiedenen 
Qualitäten  oder  Sorten  handelt,  so  ist  noch  wichtiger 

c)  die  Feststellung  von  Qualitäts-  oder  Sorten -Steuer- 
sätzen, z.  B.  bei  Wein,  Tabak,  Kaffee.  Dieselben  sind  leider  bei 
den  hauptsächlichen  Erhebungsformen,  dem  Zoll,  der  inneren,  vom 
privaten  Producenten  ausgelegten  Steuer,  steuertechnisch  zu  schwierig, 
practisch  meist  gar  nicht  anzuwenden.  Dagegen  gestattet  das  Mono- 
pol diese  Anwendung,  —  einer  der  Gründe,  welche  für  diese 
Steuerform  sprechen,  deren  Wahl  natürlich  aber  noch  von  vielen 
anderen  Erwägungen  abhängt^*)  (§.  547). 

§.  530.  —  3)  Ausgleichungs-Massregeln  im  Gebiete 
der  Erwerbs-  und  Besitzbesteuerung.  Je  weniger  es  gelingt, 
die  Auswahl  der  steuerpflichtigen  Artikel  und  die  Höhe  der  Steuer- 
sätze mit  den  vorausgehenden  Forderungen  in  Einklang  zu  bringen, 
desto  nothwendiger  sind  solche  Ausgleichungs-Massregeln:  in 
der  Praxis  daher  regelmässig  in  gro  ssem  Umfange.     Denn 

-*)  Mancherlei  Bemerk,  u.  Vorschläge  über  diese  Puncte  in  meinem  Art.  Zölle 
in  Bluntschli's  Staatswörterb.  B.  11.  Unser  bisher,  deutscher  Zolltarif  litt  auch  in 
seinen  Finanzzoll  Positionen  an  einer  Yernachlässigunjj  der  im  Text  behandelten 
tjesichtspuncte,  zum  Theil  in  Folge  falscher  Auslegung  englischer  Erfahrungen  in 
Bezug  auf  den  finanziellen  Vortheil  niedriger  Steuersätze.  Die  Zollreform  von  1879 
hat  hier  einige  zweckmässige  Verbesserungen  durchgeführt.  Die  rationell  abgestuften 
Schutzzölle  von  Fabrikaten  ,.nach  dem  in  ihnen  enthaltenen  Arbeits-,  daher  Werth- 
quantum''  entsprechen  den  gestellten  Forderungen  mehr  als  die  Finanzzölle  auf  Wein, 
Tabak  u.  and.  Coloniaiwaaren,  wo  ein  Wert h zoll  u.  ein  Sorten-  u.  Qualitätszoil 
beide  fast  unüberwindliche  Schwierigkeiten  machen.  Im  französ.  Monopol  lasten 
z.  B.  auf  der  Cigarre  von  4  Pf.  2"57,  auf  derj.  von  20  Pf.  1215  Pf.  Steuer,  in 
Procenten  freilich  also  doch  dort  noch  etwas  mehr:  64"25  gegen  GO^OS^/o  (Schaf fle, 
nach  der  Em^uctc.  Tüb.  Ztschr.  ISSO  S.  87). 
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die  Finanziuteressen  und  die  steuertechnischeu  Schwierigkeiten 
zwingen  gewöhnlich,  selbst  beim  besten  Willen,  sich  über  jene 
Forderungen  mehr  oder  weniger,  meistens  in  hohem  Maasse  hin- 
weg zu  setzen.  Dann  muss  aber  wenigstens  die  Folge  anerkannt 
werden:  dass  die  Verbrauchssteuern  sehr  ungleichmässig  sind, 
besonders  die  unteren  und  mittleren  Classen  und  die  Haus- 
halte mit  grösserer  Personenzahl  relativ  überlasten. 
Das  widerspricht  der  proportionalen  Einkommenbesteuerung,  vollends 
der  progressiven.  Daher  ist,  wie  dies  vorhin  bei  der  Erwerbs- 
besteuerung schon    zum  Theil  berührt  wurde,  geboten: 

a)  Ein  p  r  o  g  r  e  s  s  i  v  e  r  S  t  e  u  e  r  f  u  s  s  bei  der  directen  Einkommen- 
steuer für  die  mittleren  und  höheren  Einkommen,  um  auch  im 
rein  finanziellen  System  wenigstens  jene  umgekehrte  Pro- 
gression der  Steuer  auszugleichen;  ein  noch  stärker  progres- 
siver Fiiss  im  socialpoli tischen  Steuersystem,  um  auch  im 
Ganzen  eine  progressive  Besteuerung  herbeizuführen. 

b)  Die  Festsetzung  verschiedener  Steuerfüsse  bei  der  directen 
Einkommensteuer  für  das  gleiche  Einkoramen  von  Steuerpflichtigen 
nach  der  verschieden  en  Grösse  der  Personenzahl,  für  die 
sie  zu  sorgen  haben;  daher  vornemlich  Steuerfüsse,  die  mit  der 
Zunahme  der  Familienangehörigen  abnehmen,  am 
Höchsten  bei  Einzelnlebenden,  am  Niedrigsten  bei 
Familienvätern  mit  grosser  Kinderzahl  sind,  —  eventuell 
mit  weiteren  Moditicationen  nach  demselben  Gesichtspunct. 

c)  Das  Ziel,  welches  der  progressive  Steuerfuss  für  das  höhere 
Einkommen  verfolgt,  lässt  sich,  soweit  dies  Einkommen  zugleich 
Besitzeinkommen  oder  „Rente"  ist,  auch  durch  die  Verbindung 
einer  allgemeinen  Vermögenssteuer  oder  einer  partiellen  Ver- 
mögenssteuer auf  das  gesammte  Nutzvermögen  erreichen.  Zwischen 
beiden  Wegen  kann  nach  Umständen  gewählt  werden.  Aber  solche 
Vermögenssteuern  reichen  nicht  immer  aus,  weil  eben  auch  das 
höhere  Arbeitseinkommen  (liberale  Berufe,  Beamte!)  zur  Aus- 
gleichung progressiv  zu  besteuern  ist. 

d)  Die  sogen.  Luxusbesteuerung  auf  einzelne  Objecte  des 
Nutzvermögens  und  auf  gewisse  persönliche  Genüsse  ist  zwar 
principiell  ebenfalls  als  ein  Mittel  zu  einer  solchen  Ausgleichung 
zu  betrachten.  Aber  sie  genügt  bei  der  ganz  ungleichmässigen 
Verbreitung  solcher  Genüsse  und  Luxusconsumtionen  practisch  dazu 
nicht.  Jedenfalls  verdienen  die  anderen  genannten  Wege 
den  V  0  r  z  u  g. 
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§.  5ol.  Wlfhtigc  stcucrtcchnischc  und  v  ol  Uswi  rt  Il- 
se h  a  l't  liehe  Gründe  sprceheii  dafür,  selbständige  Verbranehs- 
steuern  wenigstens  in  der  Kegel  nur  im  Staatssteuersysteni  xu- 
zulassen,  die  Coninuinen  aber  mitunter  durch  Zuschläge  zu 
betheiligen.  Die  gesehiehtliehe  Entwicklung  hat  auch  vielfach  zur 
Beseitigung  besonderer  localer  (städtischer)  Verbrauchssteuern 
geführt.  Der  Wiedereinführung  städtischer  Octrois  oder  Thorsteuern 
stemmen  sich  wichtige  und  berechtigte  Interessen  des  Verkehrs 
gewöhnlich  entgegen,  obgleich  solche  Abgaben  einem  Haupteinwand 
gegen  die  Verbrauchssteuern  nicht  so  sehr  wie  die  betreffenden 
Staatssteiiern  unterliegen :  sie  werden  bei  voller  Freizügigkeit 
der  unteren  arbeitenden  Classen  nicht  so  leicht  auf  dem  städtischen 
Arbeiter  sitzen  bleiben,  sondern  hier  wirklich  eher  durch  Ueber- 
wälzung  und  Lohnerhöhung  auf  Andere  geschoben  werden,  ^^j 

Dies  sind  die  Ergebnisse,  zu  welchen  eine  eingehende  Unter- 
suchung der  Fragen  in  Bezug  auf  die  Bildung  eines  theoretisch  rich- 
tigen und  practisch  brauchbaren  Steuersystems  für  unsere  modernen 
Culturvölker  führt.  Hier  handelte  es  sich  nur  um  die  Feststellung 
der  Grund  Züge  eines  solchen  Systems.  Die  weitere  Ausführung 
gehört  in  die  zweite  Abtheilung  dieses  Kapitels,  in  die  specielle 
Steuerlehre.  Dort  werden  die  Steuergattungen  und  einzelnen  Steuern, 
im  Ganzen  in  der  Reihenfolge,  wie  wir  sie  hier  systematisch  vor- 
geführt haben,  mit  einer  oder  der  anderen,  durch  Zweckmässigkeits- 
rücksichten  gebotenen  Umänderung,  behandelt  werden.  Auch  die 
genauere  Bezugnahme  auf  die  positive  Steuergesetzgebung 
wird,  soweit  sie  überhaupt  in  diesem  Werke  wünschcnswerth  und 
möglich  ist,  erst  dort  erfolgen.  Sie  hätte  hier  im  allgemeinen 
Theil  den  Gang  der  principiellen  Erörterung  zu  oft  unterbrochen 
und  mehr  verwirrt  als  geklärt. 


2-)  üeber  d.  Frage  d.  Verbrauchbt.  in  d.  Gommuiicii  s.  d.  10  (iutachtcn  d.  Vcr. 
f.  Soc.pol.  üb.  Comm.steuern;  mein  Kcfcr.  (ich  habe  mich  darin  S.  5,  41  nicht 
unbedingt  gegen  alt  bestehende  städt.  Octrois,  aber  gegen  neu  einzuführende 
erklärt)  u.  d.  Debatte  in  d.  Berl.  Vers.  v.  Ibll ,  wo  u.  A.  Nasse  gegen  solche 
Steuern  sprach. 


Vierter  Hauptabschnitt. 
Die  allgeuieiiieu  Grundsätze  der  Steuerverwaltuiig. 

Die  Theorie  hat  bisher  auch  in  der  reichen  deutschen  finanzwissenschaftlichen 
Literatur  die  Fragen  der  Steuerverwaltung  sehr  unzureichend  und  kümmerlich  be- 
handelt. Die  neueste  Theorie  ist  darüber  vielfach  ganz  hinweg  gegangen.  Was  an 
einschlagenden  Erörterungen  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  vorkommt,  ist  meist 
nicht  viel  mehr  als  die  Aufstellung  einer  Eeilie  einfacher  Zweckmässigkeitsregeln, 
etwa  im  Anschluss  an  A.  Smith's  bekannte  Steuerregeln,  üeber  die  wichtigeren 
Puncte  wird  meistens  ganz  geschwiegen  oder  dieselben  werden  mit  einigen  wenig  in 
die  Sache  eindringenden  Bemerkungen  erledigt.  In  der  speciellen  Steuerlehre  wird 
dann  wohl  bei  jeder  einzelnen  Steuergattuug  und  besonderen  Steuer  etwas  näher  auf 
die  bezüglichen  A^erhältnisse  der  Steuerverwaltung  eingegangen.  Aber  das  genügt 
nicht,  namentlich  erlangt  man  auf  diese  Weise  keine  ordentliche  üebersicht  über  die 
Aufgaben  der  Steuerverwaltung  und  übersieht  vor  der  Unmasse  des  Details  bald  ganz, 
dass  es  sich  eben  doch  immer  um  dieselben  Probleme  nur  in  einer  durch  die  Natur 
jeder  Steuer  modificirten  Gestalt  handelt.  In  der  allgemeinen  Steuerlehre  müssen 
und  hier  allein  können  diese  Probleme  unter  einem  einheitlichen  Gesichtspunct 
zusammengefasst  und  nach  der  ^Methode  der  Vorgleichung  erörtert  werden.  Da- 
durch gewinnt  man  erst  den  richtigen  Standpunct  der  steuertechnischeu  Kritik 
zu  den  einzelnen  Steuerarten  u.  Steuern.  Diese  Kritik  hat  sich  an  die  vorausgehende 
principielle  Kritik  anzuschliessen  und  bringt  erst  die  Beurtheilung  der  verschiedenen 
Steuern  zum  Abschluss.  Ein  Abschnitt  wie  der  folgende  Hauptabschnitt  gehört  daher 
nothwendig  noch  in  die  allgemeine  Steuerlehre  und  muss  der  Behandlung  der 
Steuerverwaltungsfragen  in  der  speciellen  Steuerlehre  vorangehen.  In  dieser 
letzteren  sind  dann  nur  die  einzelnen  betreffenden  Puncte  bei  jeder  Steuer  genauer 
auszuführen. 

Die  Dürftigkeit  der  finanzwissenschaftlichen  Behandlung  der  Steuervcrwaltung 
erklärt  sich  indessen  sehr  einfach.  Man  hat  es  hier  mit  demjenigen  Gebiete  der 
Besteuerung  zu  thun,  welches  als  das  eigentlich  practische  erscheint.  Das  Detail 
der  Bestimmungen  ist  hier  geradezu  überwältigend  in  jedem  etwas  complicirteren 
Steuersystem.  Schon  dem  Practiker  ist  es  kaum  möglich,  es  ganz  zu  umfassen.  Er 
wird  meistens  auch  nur  Spccialist  in  einem  oder  einigen  Zweigen  sein.  Für  den 
Theoretiker  ist  es  noch  schwieriger,  sich  eine  auch  nur  einigermassen  vollständige 
Kenntuiss  des  Materials  zu  verschallen  und  gar  erst,  die  einzelnen  Einrichtungen  sach- 
gemäss  zu  kritisiren.  Mir  selbst  sind  diese  Schwierigkeiten  kaum  bei  einem  Gegen- 
stande der  Finanzwissenschaft  so  deutlich  geworden,  als  bei  diesem.  Manches  im 
folgenden  Hauptabschnitt  möchte  daher  nur  als  ein  Versuch  gelten,  für  den  mitunter 
die  ersten  Vorarbeiten  in  der  allgemeinen  Steuerliteratur  noch  fehlten.  Weder  der 
reine  Practiker  noch  der  reine  Theoretiker  wird  dieses  wichtige  und  schwierige  Thema 
in  ganz  genügender  Weise  hcliandeln.  Dem  ersten  fehlt  meistens  Fähigkeit  und  Lust 
zur  Zurilckführung  der  einzelnen  Einrichtungen  und  Bestimmungen  auf  allgemeinere 
Schemata  und  zu  der  hier  wie  in  jeder  wissenschaftlichen  Arbeit  nothwendigen 
Generalisirung.  Der  reine  Theoretiker  wird  umgekehrt  vollends  gerade  hier  zu 
leicht  gcneralisiren  und  wegen  ungenügender  Beherrschung  des  Details  Fehler  begehen. 
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IKt  goeigiirtsto  Bearbeiter  dieses  (iebiets  ist  der  theoretisch,  iiamcntlieh  iiatioiial- 
ökoiiomisch.  juristisch ,  mehrfach  auch  naturwissenschaftlich  -  technisch  'Jnuerc  Ver- 
brauchsteuern!'! durchgebihlete,  aber  berufsmässig-  von  unten  auf  mit  der  steuertech- 
nischen F'raxis  vertraute,  schliesslich  /u  liolien  Verwaltunn^süuUern  im  Fiuanzdepartenient 
gelangte  Practii^er:  der  „wissenschaftlich  durcligeliildcte  pensionirte  Finanzminister". 
Die  besten  Einzclarbeitcn  iiber  die  betrelfendeii  A'erhältnisse  einzelner  Länder  rühren 
auch  von  solchen  Männern  her.  nnr  dass  denselben  vielfach  wieder  jene  wissenschaft- 
liche Vorbedingung  fehlt.  Aber  die  Schriften  der  Sully,  Nockcr,  d'Audiffret, 
der  V.  Malchus.  J.  (i.  Hoff  mann.  Lehzen.  Regenauer,  v.  Hock  enthalten 
wenigstens  viele  einzelne  Fingerzeige.  Das  Beste,  namentlicli  auch  bereits  in  einer 
Art  principieller  Behandlung  der  steuertechnischen  Verwaltungsfrageu,  hat  wohl 
V.  Hock  in  seinen  Werken  Über  die  Finanzen  Nordamericas  und  bes.  P^rankreichs  ge- 
leistet. Ihm  verdanken  wir  auch  eine  zusammenfassende  Behandlung  dieser  Fragen  in  der 
Weise,  wie  sie  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  zu  verlangen  ist.  nemlich  in  s.  „öH'entl. 
Abgaben  und  Schulden".  Die  betn-ll'.  Abschnitte  dieser  Schrift  über  die  verwaltungs- 
technischen Verhältnisse  der  einzelnen  Steuern  sind  ganz  vorzüglich  und  für  die 
folgenden  Abschnitte  mehrfach  benutzt  worden.  Auf  dem  Wege,  den  Hock  hier 
anbahnt,  muss  m.  E.  fortgeschritten  werden.  Leider  hat  er  auf  diesem  Gebiete  noch 
kaum  einen  Nachfolger. 

Von  der  Grösse  der  Schwierigkeiten  der  Steucrverwaltung  erhält  man  durch  die 
Controversen  über  die  zweckmässigste  ^fethode  der  Besteuerung  einzelner  ^'crbrauch- 
steuerobjecte ,  z.  B.  des  AVeins,  des  Zuckers,  des  Tabaks  am  Leichtsten  einen  Begrifl'. 
Ich  verweise  z.  B.  auf  v.  Kaufmann 's  Schrift  über  die  Zuckerbestcuerung,  welche 
in  musterhafter  Klarheit  die  verschiedenen  Besteuerungsmethoden  darstellt  und  beur- 
theilt;  dann  namentlich  auf  die  ßbändige  deutsche  Tabakeni[uete  (s.  die  gut  das 
Wesentlichste  zusammenfassende  Bearbeitung  von  Schäffle  in  3  Artikeln  d.  Tüb. 
Ztschr.  1S79  u.  ISSO),  durch  welche  man  einen  guten  Einblick  in  die  Summe  und 
<irösse  der  Steuerverwaltungs -Aufgaben  auf  einem  einzigen  solchen  Gebiete  bekommt. 
Für  eine  spätere  allgemeine  Steuerverwaltungslehre,  an  deren  Aus-  und  Durch- 
bildung viele  Kräfte  vereint  arbeiten  müssen ,  liefern  solche  Specialschriftcn  vortreff- 
liche Vorarbeiten. 

Der  Gegenstand  hängt  anderseits  mit  der  gesammten  öffentlichen  Verwaltung 
zusammen,  viele  allgemeine  verwaltungstechnischen  u.  verwaltungsrechtlichen  Fragen 
kehren  in  der  Steuerverwaltung  wieder.  Hier  hat  von  den  Finanztheoretikern  bes. 
Stein,  seinem  ganzen  Standpuncte  u.  seinen  speciellen  Studien  gemäss,  die  verwal- 
tungsrechtliche Seite  stärker  hervortreten  lassen.  Die  Finanzwissenschaft  geht  dabei 
nur  hier,  wie  mehrfach  im  Stein'schen  Werke,  etwas  zu  sehr  im  Finanzrecht  auf. 
Und  doch  sind  auch  in  diesem  Gebiete  die  Aufgaben  verschieden.  Die  Finanzwissen- 
schaft hat  auch  die  Fragen  der  Steuerverwaltung  mehr  vom  technischen  als  vom 
rechtlichen  Standpuncte  aus  zu  behandeln  u.  vor  Allem  nach  der  höchsten  ökonomisch- 
technischen Zweckmässigkeit,  die  unter  gegebenen  Verhältnissen  erreichbar  er- 
:cheint,  zu  forschen.  Stein's  Behandlung  w^eicht  daher  wieder  von  der  meinigen 
nicht  nur  in  der  Ausführung,  sondern  schon  in  der  Stellung  der  Aufgabe  ab.  Hier 
wie  immer  ist  ferner  wieder  viel  ganz  Subjecfives  bei  Stein  zu  finden.  Daraus  erklärt 
es  sich  wohl,  wenn  er  in  der  4.  Aufl.  I,  .521  sagt:  „Wir  haben  unsere  eigene  frühere 
Behandlung  der  Steuerverwaltungslehre  in  unseren  bisherigen  Auflagen  fast  gänzlich 
verworfen.  Sie  war  fast  in  jeder  Beziehung  ungenügend."  Für  die  verwaltungsrecht- 
liche Seite  bieten  aber  immerhin  Stein's  Ausführungen  I,  5Ü0  fi'.  („das  verfassungs- 
mässige Recht  des  Steuerwesens"),  A'orzügliches  u.  für  die  verwaltnngstechnische  Seite 
sind  die  Erörterungen  I,  433  ff.  (über  Steuersubject,  Steuerobject  u.  Besteuerung),  dann 
manches  Einzelne  im  2.  Bande  doch  im  Ganzen  das  Wichtigste,  was  in  der  systemat. 
Finanz-  u.  Steuerlehre  über  Steuerverwaltung  zu  finden  ist.  Meine  Abweichungen 
von  Stein  auch  auf  diesem  Gebiete  ergeben  sich  aus  dem  Text. 

Die  Fnlheren  erörtern  noch  am  Meisten  einige  Puncte  aus  der  Lehre  von  der 
Steuererhebung,  mit  Cuterscheidung  der  directen  und  indirecten  Steuern,  und,  der 
Tradition  am  Anfang  des  Jahrhunderts  gemäss,  eingehender  als  es  heute  für  uns 
nöthig  erscheint  die' Frage  der  Wahl  zwischen  eigener  Verwaltung  und  Stcuerpacht. 
Die  etwaige  Cebertragunu-  der  Steuererhebung  wenigstens  für  gewisse  directe  Staats- 
steuern auf  die  Selbstverwaltungskörper  tritt  erst  neuerdings  mehr  in  den  Vordergrund 
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der  Betrachtung.  Speciell  zu  nennen  sind  v.  Jacob,  Fin.  II,  §.  1197  ff,  (S.  1113), 
V.  Malclius,  Fin.  I,  §.  76 — 79.     Für  vieles  Einzelne  Hoffmann's  L.  v.  d.  Steuern. 

Kau  behandelt  das  Gebiet  in  d.  allgem.  Lehre  sehr  kurz  im  Abschn.  v.  d.  Aus- 
führung d.  Steuern,  I,  §.  2S1 — 290,  s.  u.  Note  3  zu  §.  538.  Alles  Weitere  bringt 
er  im  2.  B.  in  d.  spec.  Lehre.  Auch  in  d.  fremden  Literatur  fehlt  die  allgemeine 
Steuerverwaltungslehre.  Viel  Treffliches  bei  den  Erörterungen  über  die  einzelnen 
Steuern  in  Leroy-Beaulieu.  Auch  in  den  einschlagenden  Artikeln  des  dict.  de 
l'administr.  franc.  v.  Block. 

Das  Verwaltungsrecht  der  Besteuerung  findet  in  den  Werken  über  positives 
Verfassungs-  n.  Verwaltungsrecht  der  einzelnen  Staaten  eine  mehr  oder  weniger  ein- 
gehende, zum  Theil  auch  für  die  iinanzwissenschaftliche  Behandlung  der  Steuer- 
verwaltungslehre beachtenswerthe  Darlegung.  Gneist  für  England,  v.  Rönne  für 
Preussen,  Pözl  für  Baiern  seien  bes.  hervorgehoben. 

Die  speciellen  Einrichtungen  der  einzelnen  Länder  sind  regelmässig  in  der 
Literatur  über  das  Finanzwesen  derselben  geschildert. 

Auch  im  Folgenden  wird ,  wie  in  der  ganzen  allgemeinen  Steuerlehre  in  diesem 
Bande,  auf  das  Detail  der  Einrichtungen  und  Bestimmungen  einzelner  Länder  nicht 
eingegangen.  Soweit  das  überhaupt  in  einem  Werke  über  Finanz  Wissenschaft  möglich 
ist,  wird  auch  darüber  erst  die  specielle  Steuerlehre  Materialien  zusammenstellen. 
Hier  an  dieser  Stelle  kommt  es  gerade  darauf  an,  in  dem  Detail  und  in  den  Ver- 
schiedenheiten der  einzelnen  Länder  das  Allgemeine  aufzufinden,  dies  darzustellen 
und  der  kritischen  Beurtheilung  auf  seine  Zweckentsprechendheit  zu  unterziehen. 
Aber  zu  übersehen  ist  nicht,  dass  das  „Allgemeine"'  sich  gerade  auch  in  der  Steuer- 
verwaltung nach  Zeit  und  Ort  modificiren  muss.  Absolute  Sätze  für  einzelne  Puncte 
lassen  sich  daher  nicht  immer  aufstellen ,  sondern  dem  Princip  der  historischen  und 
örtlichen  Relativität  ist  gebührend  Rücksicht  zu  gewähren.  Namentlich  bedingt  auch 
der  Zusammenhang  der  Steuerverwaltung  mit  der  allgemeinen  Staats-  und  Selbst- 
verwaltung wieder  manche  Abweichungen  in  den  Einrichtungen  der  einzelnen  Länder. 
Das  Alles  kann  aber  nicht  hindern,  allgemeine  Grundzüge  und  Grundsätze  der  Steuer- 
verwaltung zu  ermitteln  zu  suchen,  so  wenig  als  eine  ,, allgemeine"  wissenschaftliche 
Theorie  der  Besteuerung  durch  die  unvermeidlichen  Abweichungen  des  positiven 
Steuerrechts  der  verschiedenen  Staaten  unmöglich  gemacht  wird. 


1.  Abschnitt. 
Die  obersten  Piiucipien  der  Steuerverwaltung'. 

I.  —  §.  532.  Abhängigkeitsverhältnisse  der  Steuer- 
Verwaltung. 

Die  Steuerverwaltung  steht  mit  zweierlei  Verhältnissen  in 
Zusammenhang  und  in  Abhängigkeit:  mit  der  Besteuerung, 
ihrem  Recht  und  ihrer  Gestaltung  einer-,  mit  dem  öffentlichen 
Recht  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungskörper  und 
dem  Organismus  der  ganzen  öffentlichen  Verwaltung 
andrerseits.  In  ersterer  Hinsicht  äussert  namentlich  die  Art  der 
Besteuerung  oder  die  „Steuertechnik'',  in  zweiter  Hinsicht  die 
ganze  Einrichtung  des  Staats  und  seiner  Verwaltung  (und  analog 
diejenige  der  Communalverwaltung)  einen  wesentlichen  Einfluss 
auf  die  Steuerverwaltung.  Die  letztere  kann  sich  nicht  wohl  ganz 
anders  als  die  allgemeine  Verwaltung  entwickeln  und  gestalten, 
zu  welcher  sie  als  Glied  ja  selbst  gehört.     Die  Steuertechnik  stellt 
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aber  dann  l)estininite  Anfoi(leruiip:cn  an  die  Stcucrvcrwaltnng-,  von 
deren  Ertüllnni;-  niituntei-  die  Aiisrülirbarkeit,  regelmässig  die 
Leistungsfähigkeit  oder  Güte  einer  Steiierart  und  einer  Einrichtung 
einer  Steuer  bedingt  ist.  Ob  die  Stenerverwaltung  diesen  Anforde- 
rungen nachkommen  kann,  das  hängt  dann  eben  vielfach  wieder 
von  der  ganzen  Entwicklung  und  Gestaltung  des  Staatslebcns  und 
der  allgemeinen  Staatsverwaltung  ab.  Bieten  sich  hier  zu  grosse 
Schwierigkeiten,  fehlt  z.  B.  überhaupt  noch,  wie  im  unentwickelten 
Staat  (Mittelalter  und  Uebergangszeit),  der  ganze  staatliche  Be- 
hörden- und  Beamtenapparat,  an  den  sich  ein  Steuerbehördenwesen 
angliedern  müsste,  oder  verlangt  eine  Steuer  einen  besonders  zu- 
verlässigen, unbestechlichen  Beamtenstand  für  ihre  Veranlagung 
und  Erhebung,  welcher  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  nicht 
zu  beschaffen  ist,  so  kann  dadurch  eine  Steuerart  oder  eine  Ver- 
anlagungs-  und  Erhebungsart  einer  Steuer  unmöglich  werden  oder 
so  grosse  ]\[ängel  zeigen,  dass  es  räthlicher  ist,  darauf  zu  ver- 
zichten. Insofern  besteht  auch  hier,  wie  gewöhnlich  in  solchen 
Dingen,  ein  Verhältniss  der  Wechselwirkung:  die  Besteuerung 
und  ihre  Entwicklung  beeinflusst  die  Steuerverwaltung  und  wird 
umgekehrt  von  dieser  und  von  dem  Stand  der  allgemeinen  Ver- 
waltung beeinflusst. 

So  handgreiflich  dies  ist  und  so  sehr  die  Steuergeschichte  und 
die  Vergleichung  des  Steuerwesens  in  Ländern  mit  verschiedener 
Staatsentwicklung  und  Verwaltungsorganisation  es  belegt,  so  wird 
dies  doch  oftmals  übersehen,  bei  der  Beurtheilung  des  Steuer- 
wesens verschiedener  Länder  und  Zeiten  und  bei  steuerpolitischen 
Erörterungen  und  Vorschlägen  in  Bezug  auf  Reformen,  auf  die 
Einführung  anders  wo  bestehender  Steuern  und  Steuereinrichtungen 
u.  dgl.  m.  Auch  hier  sind  Theoretiker  und  Practiker  leicht  ge- 
neigt, absolute  statt  relativer  Urtheile  über  directe  und  indirecte 
Besteuerung,  diese  als  Erhebungsarten  betrachtet,  über  Monopoli- 
sirung  als  Steuerform  bei  Verbrauchsteuern,  über  Selbstschätzung 
und  amtliche  Einschätzung  bei  Einkommen-  und  Vermögenssteuern, 
über  eigene  Staatsverwaltung,  Verwaltung  durch  die  Selbstverwal- 
tungskörper (Gemeinden)  oder  Steuerpacht  und  in  vielen  ähnlichen 
Specialfragen  der  Steuerverwaltung  zu  fällen  und  danach  positive 
Forderungen  an  das  Steuerwesen  zu  stellen.  Die  Wahl  solcher 
Verwaltungsarten  und  Einrichtungen  ist  aber  keine  so 
unbedingt  freie,  wie  bei  solchen  Urtheilen  und  Vorschlägen  an- 
genommen werden  muss.     Vieles  ist  hier  nicht  beliebig  mechanisch 
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ZU  machen,  nicht  einfach  von  anderen  Zeiten  und  Orten  zu  über- 
tragen, sondern  hängt  von  den  geschichtlich  gegebenen 
Verhältnissen  des  ganzen  Volks-  und  Staatslebens 
ab.  Wie  sich  die  Besteuerung  in  ihren  Arten  nur  mit  diesen 
Verhältnissen,  namentlich  mit  der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft 
verändert  und  verändern  kann,  so  auch  in  vielen  Puncten  die 
Öteuerverwaltung.  Auch  letztere  zeigt  historische  Entwick- 
lungsphasen, die  sich  nicht  durch  ein  einfaches  Machtgebot 
der  Theorie  und  nicht  einmal  durch  den  Willen  der  Staatsgewalt 
überspringen  oder  vorweg  nehmen,  sondern  höchstens  allmählich 
durch  rationelles  Vorgehen  um-  und  weiterbilden  lassen. 

Auch  die  deutsche  Finanzwissenschaft  hat  in  Urtheilen  und 
Vorschlägen  über  Steuerverwaltungsverhältnisse  gewöhnlich  viel 
zu  sehr  dem  „Absolutismus''  der  Lösungen  gehuldigt.  Nament- 
lich sind  Einrichtungen  der  Verwaltung,  z.  B.  Steuerpacht  statt 
der  Eigenverwaltung  (Regie),  oft  nur  abstract  rationalistisch  beur- 
theilt,  nicht  concret  historisch  in  den  Verhältnissen,  in  denen  sie 
sich  bildeten  und  bestanden,  aufgefasst  und  begriffen  und  in  diesem 
Zusammenhang  kritisirt  worden.  Auch  dabei  brauchen  die 
etwaigen  Mängel  der  Einrichtung  nicht  verkannt  zu  werden,  aber 
sie  lassen  sich  nur  so  richtig  würdigen  und  erklären.  Nur  zu 
einem  unbedingten  Verdict  wird  man  auf  diese  Weise  nicht  so 
leicht  gelangen.  Was  nützt  es  z.  B.  über  die  antike  Steuerpacht 
den  Stab  zu  brechen,  wenn  man  sofort  zugestehen  muss,  dass  in 
gewissen  Perioden  des  Staatslebens,  welche  die  griechischen  Staaten 
kaum,  Rom  wenigstens  grossentheils  erst  nach  der  republicanischen 
Zeit  in  ihrer  Entwicklung  überschritten  haben,  der  Mangel  in  der 
allgemeinen  Verwaltungsorganisation,  selbst  wieder  die  Folge  unent- 
wickelteren Staatslebens,  eben  kaum  einen  anderen  Ausweg  Hess, 
als  das  System  der  Steuerpacht?  Oder  wie  kann  man  auch  richtig 
über  die  Steuerpacht  in  den  Zeiten  der  Uebergangsperiode  aus 
dem  mittelalterlich- ständischen  zum  modernen  Staat  urtheilen,  indem 
man  vom  Gesichtspuncte  des  heutigen  Staats  mit  seiner  hoch  und 
trefflich  entwickelten  Verwaltungsorganisation,  seinem  ausgebildeten 
und  im  Ganzen  zuverlässigen  Beamtenthum  aus  Steuerpacht  und 
Regie  vergleichend  kritisirt,  während  eben  in  jener  Zeit  diese 
Einrichtungen  theils  noch  fehlten,  thcils  erst  in  der  Entwicklung 
begriffen  und  oft  noch  sehr  mangelhaft  waren?  Hier  hat  die 
historische  Schule  der  Nationalökonomie  ganz  recht,  vor  abstractem 
L'rtheil  für  oder  wider  zu  warnen. 
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II.  —  ij-  533.  Die  drei  obersten  P  r  i  n  c  i  p i  e  u  der  Steuer- 
V  er  waltung.  \) 

Eben  wegen  dieser  durch  die  gesammte  Entwicklung  der  öffent- 
lichen Zustände  historisch  und  örtlich  bedingten  Gestaltung  der 
Stenerverwaltung  haben  auch  die  früher  angeführten  „obersten 
Priucipien''  dieser  Verwaltung,  der  Grundsatz  der  Hestimmtheit, 
der  Bequemlichkeit  und  des  Strebens  nach  möglichst 
geringen  E r heb ungs kosten  (§.  365,516)  doch  nur  eine  geringe 
selbständige  wissenschaftliche  und  practische  Bedeutung  (§.  437). 
Diese  Principien  sind  ja  an  und  für  sich  ganz  richtig,  in  Wahrheit 
Axiome,  die  keiner  weiteren  Begründung  bedürfen,  Sie  konnten 
da,  wo  die  Entwicklung  der  Staats-  oder  Geraeindeverhältnisse 
überhaupt  schon  einmal  zu  Steuern  geführt  hat,  niemals  ganz  ausser 
Acht  bleiben  und  sollen  natürlich  immer  möglichst  für  die  Ein- 
richtung und  Ausführung  der  Besteuerung  mit  die  Richtschnur  ab- 
geben. Aber  das  Maass,  in  welchem  sie  befolgt  werden  und 
werden  können,  hängt  weit  mehr  von  den  gegebenen  Ver- 
hältnissen des  ^'olks-,  desWirthschafts-und  des  Staats- 
lebens und  von  der  hierdurch  wieder  so  massgebend  mit  be- 
stimmten Wahl  der  Steuerarten  und  Gestaltung  des  ganzen 
Steuersystems  ab,  als  von  bestimmten,  frei  nach  dem  Zielpuncte 
jener  Principien  zu  tretfenden  Einrichtungen  der  Steuerverwaltung. 
Das  haben  die  Nationalökonomen  und  Finanzmänner,  welche  diese 
Principien  in  Ad.  Smith'  Formulirung  als  eine  grosse  wissenschaft- 
liche Errungenschaft  bis  heutigen  Tages  preisen,  viel  zu  wenig 
beachtet.  Sie  würden  sonst  aus  solchen  einfachen  Sätzen  nicht 
.so  viel  Wesens  gemacht  haben.  Damit  wird  nicht  im  Geringsten 
bestritten,  dass  möglichste  Bestimmtheit,  Bequemlichkeit  und  Niedrig- 
keit der  Erhebungskosten  hochwichtig  seien,  dass  z.  B.  von  diesen 
Momenten  der  Steuerdruck  auf  den  Einzelnen  und  auf  die  gesammte 
Bevölicerung  wesentlich  mit  abhänge;  dass  erfreuliche  Fortschritte 
gegenüber  früheren  Missbräuchen  und  Mängeln  in  Betreff  der 
„Bestimmtheit''  der  Besteuerung  und  zum  Theil  auch  in  Betreff" 
der  Erhebungskosten  erreicht  seien.  Aber  man  darf  nur  nicht 
übersehen,  dass  die  früheren  Mängel  ebenso  sehr  das  Product  der 
gesamraten  damaligen  öffentlichen  Zustände,  wie  die  jetzigen  Ver- 
besserungen das  Product  der  heutigen  Zustände  sind,  woneben  die 
Steuerverwaltungstechnik  doch   vielfach   nur  ein  Moment  ist,   das 


»)  S.  oben  A.  Smith's  Kegeln,  S.  221  u.  §.  .36.5.    Kau  I,  §.  281  (K,  bes.  §.  285. 
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einen  untergeordneten  selbständigen  Einfluss  ausübt  und  das  selbst 
viel  mehr  wieder  von  diesen  Zuständen  abhängt.  — 

Im  Folgenden  wird  sich  Gelegenheit  geben,  bei  einzelnen 
Puncten  der  Steuerverwaltung  zu  zeigen,  wie  weit  dabei  auf  die 
Befolgung  jener  drei  Grundsätze  specielle  Rücksicht  zu  nehmen 
ist,  wie  weit  aber  auch  einzelne  Einrichtungen  dagegen  mehr  oder 
weniger  unvermeidlich,  öfters  ganz  unvermeidlich  Verstössen.  Das 
ist  dann  freilich  bei  der  Kritik  einer  Steuereinrichtung  ein  für  das 
Schlussurtheil  ebenso  mit  zu  beachtender  Umstand,  wie  der  Ver- 
stoss einer  im  Steuersystem  enthaltenen  Steuerart  gegen  jene  Prin- 
cipien,  wovon  früher  schon  die  Rede  war  (§.  437,516).  Aus  den 
dargelegten  Gründen  kann  aber  deswegen  allein  doch  nur  selten 
eine  Verwaltungseinrichtung  verworfen  werden,  so  wenig  als  eine 
Steuerart,  z.  B.  die  Verbrauchssteuer  nur  wegen  solcher  Verstösse 
unbedingt  zu  verurtheilen  ist. 

lieber  die  einzelnen  genannten  Steuerverwaltungsprincipien 
selbst  genügen  hier  im  Uebrigen  einige  Bemerkungen. 

A.  —  §.  534.  Der  Grundsatz  der  Bestimmtheit  der 
Besteuerung. 

1)  Die  Bestimmtheit  gegenüber  den  Steuerpflichtigen  wird 
um  so  besser  erreicht  werden,  je  geschäftlich  und  moralisch  tüch- 
tiger das  Verwaltungspersonal  ist,  welches  Steuern  aufzulegen 
und  zu  erheben  hat;  ferner  hängt  sie  wesentlich  mit  von  der  Steuer- 
gattung und  deren  specieller  Ausführung  ab.  In  ersterer  Hinsicht 
treten  bei  mangelhafter  öffentlicher  Rechtsordnung,  ungenügender 
Controle  und  Bezahlung  des  Personals  begreiflich  leicht  grosse 
Uebelstände  hervor,  bei  directen  Steuern  besonders  für  die  unteren, 
des  Rechtsschutzes  haaren  Classen,  bei  indirecten  für  die  Geschäfts- 
leute, deren  Waaren  bezollt  oder  besteuert  werden.  Die  hauptsäch- 
liche Verbesserung  liegt  wieder  weniger  in  Reformen  der  Steuer- 
verwaltung, wenn  dieselben  auch  nicht  unwichtig  sind,  wie  namentlich 
scharfe  Controle  des  Personals  von  Oben  und  ausreichende  Besol- 
dung, —  als  abermals  in  allgemeiner  Hebung  der  öffent- 
lichen Zustände,  der  gesammten  Verwaltung  und  des 
Beamtenthums.  Dem  verdanken  wir  in  Mittel-  und  West- 
europa neben  anderen  Steuerverbesserungen  auch  die  genauere 
„Bestimmtheit''  der  Besteuerung  gegen  früher  und  in  Vergleich  mit 
anderen  Ländern. 

2)  Einfachheit  des  Steuersystems  und  der  Einrichtung  der 
einzelnen  Steuern  ermöglicht  auch  eine  strengere  Durchführung  des 
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Griiudsatzes  der  Bestiimntlielt.  Kine  ciuzige  allgemeine  Eiukommeu- 
steuer  z.  B.  würde,  wenn  es  niüglieb  wäre,  den  Einkonunenbegritil' 
leieht  verständlich  für  den  })ractiscben  Zweck  der  Besteuerung  zu 
lurin ulireu,  vielleicht  in  fast  idealem  Maasse  die  „Bestimmtheit" 
der  :Steuer  für  Jeden  Einzelnen  erreichen  lassen.  Aber  Jene  Ein- 
fachheit ist  eben  selbst  nur  in  primitivsten  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnissen möglich  und  weicht  immer  mehr  einem  complicirten 
Steuersystem,  in  welchem  Jede  einzelne  Steuer  dann  oft  selbst 
wieder  complicirt  wird.  Insofern  steigen  die  Schwierigkeiten,  jenen 
Grundsatz  durchzuführen ,  unvermeidlich  mit  der  Entwicklung  des 
Steuerwesens. 

3)  Immerhin  verstösst  man  mitunter  in  der  Praxis  mehr  als 
nöthig  ist  gegen  den  Grundsatz.  Es  ist  namentlich  zu  verlangen 
und  doch  auch  meistens  unschwer  zu  erreichen,  dass  die  Zeit 
der  Steuerzahlung,  der  Ort  derselben,  die  Höhe  der  fälligen 
Summe,  die  Währung  dem  Steuerpflichtigen  rechtzeitig  und 
genau  bekannt  werde.  Bei  directen  Steuern  mit  wechselndem 
Steuerfuss,  wie  etwa  Einkommensteuern,  ist  namentlich  rechtzeitige 
Ankündigung  vorher  geboten;  beisteuern,  welche  nach  einer  Ein- 
schätzung aufgelegt  werden,  muss  das  Ergebuiss  dem  Interessen- 
ten rechtzeitig  mitgetheilt  w^erden,  um  eventuell  reclamiren  zu 
können.  Grosse  Interessen  der  geschäftstreibenden  Classeu,  Kauf- 
leute. Fabrikanten  knüpfen  sich  an  Aenderuugen  im  Zolltarif 
oder  im  Steuersatz  innerer  Verbrauchsteuern.  Die  Ungewissheit 
darüber,  namentlich  auch  über  die  Zeit  des  Eintritts  solcher  Aen- 
derungen,  hat  zwar  das  Gute,  Speculationen  gegen  das  fiscalische 
Interesse  zu  erschweren,  weshalb  sich  öfters  eine  lange  Vorher- 
verkündigung verbietet.  Aber  jene  Ungewissheit  verletzt  doch  auch 
wichtige  und  berechtigte  Privatinteressen,  so  dass  sie  jedenfalls 
nicht  bis  zum  letzten  Augenblick  dauern  darf,  wie  dergleichen 
trotzdem  bis  heute  vorkommt.  -) 

4j  Eine  klare,  einfache,  gemeinverständliche 
Sprache  der  Gesetze  und  Ausführungsverordnungen  ist  eine 
Forderung  in  der  Consequenz  des  Grundsatzes  der  Bestimmtheit. 
Ohne  zu  läugnen,  dass  unsere  neueren  Gesetze  dagegen  oft  mehr 
Verstössen,  als  unvermeidlich  ist  (England!),  so  muss  man  sich 
doch  auch  hier  nicht  darüber  täuschen,  dass  diese  Forderung  wegen 


-i  Z.  B.  nach  jüngst  in  Deutschland  bei  der  mitunter  bis  zum  letzten  Augenblick 
fragliehen  Entscheidung  über  die  Prolongation  von  Handelsverträgen  mit  Conven- 
tionaltarifen. 
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der  complicirteu  neueren  Steuerverbältnisse  (Ertrag-,  indirecte  Ver- 
brauch-, in  Stempelform  und  als  Eegisterabgaben  erhobene  Ver- 
kehrsteuern!) nothgedrungen  nicht  genügend  erfüllt  werden  kann. 
Es  ist  dieselbe  Erscheinung,  wie  in  Bezug  auf  andere  Rechts- 
verhältnisse. Namentlich  Steuern,  welche  sich  an  verwickelte  Pri- 
vatrechtsgeschäfte, an  das  Obligationen-,  Pfand-,  Erbrecht  an- 
schliessen,  also  vor  Allem  die  Verkehrsteuern,  müssen  hier  schon 
um  die  steuerpflichtigen  und  steuerfreien  Rechtsgeschäfte  oder  den 
verschiedenen  Steuerfuss  bei  ersteren  richtig  zu  bestimmen,  Um- 
gehungen des  Gesetzes  möglichst  zu  verhüten  und  straffällig  zu 
machen ,  sehr  genau  ins  Einzelne  gehende  Vorschriften  enthalten, 
deren  Anwendung  mitunter  nur  der  Recbts-  und  Steuertechuiker 
sicher  handhaben  kann:  ein  grosser  Uebelstand  des  Stempel-  und 
Registerabgabenwesens  (§.  467  ff.),  der  aber  mit  diesen  aus  anderen 
Gründen  unentbehrlichen  Steuern  oder  Steuerformen  in  den  Kauf 
genommen  werden  muss. 

5)  Juristische  Schärfe  und  Unzweideutigkeit  der 
Sprache  in  Gesetzen  und  Verordnungen,  so  dass  Controversen  mög- 
lichst ausgeschlossen  werden,  ist  eben  deswegen  im  Interesse  der 
Bestimmtheit  der  Besteuerung  dringend  geboten,  aber  wiederum 
gerade  bei  dem  Character  moderner,  den  verwickelten  Verhältnissen 
des  Verkehrs  angepasster  Steuerverhältnisse  schwierig.  Die  neuere 
parlamentarische  Gesetzgebung  hat  hier  noch  Manches  ver- 
schlimmert, weil  dabei  eine  einheitliche  Redaction  mehr  oder 
weniger  ausgeschlossen  ist.  Dem  öfters  geäusserten  Wunsche,  Ge- 
setze nach  den  vereinbarten  Beschlüssen  einer  correcten  Redaction 
durch  Sachverständige  unterzogen  zu  sehen,  kann  man  sich  auch 
in  Bezug  auf  Steuergesetze  anschliessen. 

6)  Neben  den  Gesetzen  selbst  sind  für  das  steuerpflichtige 
Publicum  nicht  minder  als  für  das  Verwaltuugspersonal  die  Voll- 
zugsverordnungen u.  dgl.  von  grösster  Bedeutung.  Hier  kann 
die  knappe  Sprache  des  Gesetzes  passend  durch  Erläuterungen 
und  Beispiele  verdeutlicht  und  dem  Verständniss  des  Volks 
näher  gebracht  werden. 

7)  Um  das  grosse  Publicum  mit  den  Hauptgrundsätzen,  den 
Strafbestimmungen  u.  s.  w.  der  Besteuerung  bekannt  zu  machen, 
empfiehlt  sich  bei  einzelnen  Steuern,  wie  den  directen  Einkoramen-, 
Luxussteuern,  auch  bei  einzelnen  inneren  Verbrauchsteuern,  z.  B. 
bei  der  Flächen-  und  Gewichtsteuer  des  Tal)akj)fianzers,   der  Ab- 


Der  Ciruiulsatz  der  BciUk'uilulikeit.  575 

druck  einiger  der  wesentlichsteu  gesetzlichcu  l'uucte  auf  den 
Steuer  zetteln  (Ansscbreil)e/.ettelu,  Quittungen  u,  dgl.). 

8)  Bei  neuen  Gesetzen  ist  für  populäre  Erläuterung 
durch  die  Presse,  Zeitungen,  Kalender,  zu  sorgen. 

B.  —  i;.  535.  Die  niüglic  liste  Beiiuemliebkei  t  der  Be- 
steuerung liegt  nicht  nur  im  Interesse  der  besteuerten  Bevölkerung, 
sondern  auch  im  Finanzinteresse,  weil  dadurch  der  Eingang  der 
Steuern  gesicherter  wird.  Innerhalb  gewisser  Grenzen  kann  es 
sich  deshalb  sogar  empfehlen ,  kleine  Steigerungen  der  unmittel- 
baren Erbebungskosten,  welche  leicht  aus  Massregeln  zur  beciuemcn 
Einrichtung  der  Steuerzahlung  im  Interesse  des  Publicums  hervor- 
gehen werden  (z.  B.  bei  zahlreicheren  Erhebuugsterminen  directer 
Steuern),  auf  die  Staatscasse  zu  übernehmen.  Weitergebende 
Forderungen  müssen  freilich  meistens  wieder  abgewiesen  werden, 
weil  ibre  Erfüllung  die  Erhebungskosteu  zu  stark  erhöhen  oder  den 
sicheren  Eingang  der  Steuern  wieder  nach  anderen  Seiten  ge- 
fährden würde. 

Im  Einzelnen  handelt  es  sich  zur  möglichsten  Berücksichtigung 
des  genannten  Grundsatzes  wohl  vornemlich  um  angemessene  Be- 
stimmungen über  die  Steuer  Währung,  den  Steuerort,  den  Steuer- 
zeit p  u  n  c  t ,  die  Steuerzahlung  im  Ganzen,  z.B.  für  die  Jahres- 
schuldigkeit eines  Besteuerten  auf  Einmal,  oder  in  Theilen,  das 
Steuer-  (und  Zoll-)  verfahren,  die  Steuercontrolen.  Auch 
die  Frage  über  die  Wahl  zwischen  directer  Besteuerung  und  iu- 
directer  Verbrauchsbesteuerung  des  Consumenten  berührt  sich  mit 
derjenigen  nach  möglichst  bequemer  Einrichtung  des  Steuerwesens 
(§.  41*7,  5üOj,  und  auch  bei  der  Gestaltung  der  indirecten  Ver- 
brauchsbesteuerung für  die  Producenten  (Kaufleute,  Fabrikanten, 
—  Zoll,  innere  Verbrauchsteuern)  kommen  Rücksichten  auf  die 
grössere  oder  geringere  Bequemlichkeit  für  diese  Personen  mit  zur 
Erwägung  (Zollverfahren,  Controle  der  Fabrikation).  ländlich  ist 
die  Schonung  religiöser,  sittlicher  Anschauungen,  der  Sitte  und  des 
Herkommens,  der  Gesundheit  u.  s.  w.  auch  hier  mit  zu  erwähnen: 
jeder  vermeidbare  Verstoss  verletzt  uunöthig  die  Steuerpflichtigen 
und  schadet  so  auch  meistens  dem  Finanzinteresse. 

Wie  weit  in  allen  diesen  Puncten  dem  Grundsatz  der  Bequem- 
lichkeit Rechnung  getragen  werden  kann,  wird  aus  den  Erörte- 
rungen über  die  Steuerverwaltung  mit  hervorgehen.  Da  andere 
Hücksichten  regelmässig  wichtiger  sind,  so  darf  freilich  nicht  allzu 
\iel  erwartet  werden. 
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Zur  Uebersicht  der  einzelnen  Puncte  genügt  das  Folgende. 

1)  Als  Steuer  Währung  empfiehlt  sich  in  der  entwickelten 
Volkswirthschaft  mit  ausgebildeter  Geldwirthschaft  meist  auch  im 
Interesse  der  Steuerpflichtigen  die  gesetzliche  Zahlung  der  Steuer 
in  Geld  und  zwar  in  der  Landeswährung,  also  z.  B.  bei 
Papiergeld wirthschaft  in  Papiergeld.  Dabei  allein  kann  auch 
die  Steuerzahlung  eine  fest  bestimmte  sein. 

2)  Als  Steuer  ort,  wo  die  Steuer  einer  Person  von  ihr  zu  zahlen 
oder  von  dem  Beauftragten  der  Steuerverwaltung  zu  erheben  ist, 
ist  bei  directen  Steuern  und  bei  den  vom  Producenten  zu  zahlen- 
den indirecten  Steuern  der  AVohnort,  daher  meist  die  gemeinde- 
weise Erhebung  erwünscht.  Bei  den  Zöllen  bedarf  es  einer  ge- 
nügenden Anzahl  Grenzzollämter,  dann  bei  ihnen  und  bei 
gewissen  inneren  Verbrauchsteuern  (z.  B.  Salz)  einer  hinreichenden 
Zahl  zweckmässig  über  das  Staatsgebiet  vertheilter  B  innenzoll - 
und  Steuer ämter,  nach  denen  die  Zoll-  oder  verbrauchsteuer- 
pflichtigen Waareu  mit  dem  sogen.  Be  gleit  seh  ein  verfahren 
unter  steueramtlicher  Controle  vorläufig  unversteuert  versandt  werden 
können  (§.  561). 

S)  Als  Steuer z ei tpun et,  an  welchem  die  Steuer  gesetzlich 
zu  entrichten  ist,  soll  möglichst  ein  solcher  gewählt  werden,  wo 
die  Pflichtigen  voraussichtlich  gerade  im  Besitz  der  Zahlmittel  sind 
und  diese  muthmasslich  am  Leichtsten  hergeben  können.  Thun- 
lichst  gilt  es  eventuell  zu  diesem  Zweck  auch  die  Zahltermine  für 
Auszahlungen  des  Staats  oder  der  Gemeinde  zu  bestimmen ,  z.  B. 
für  die  Verzinsung  der  Schuld,  für  grössere  Lieferungen  der  Militär- 
verwaltung u.  s.  w. ,  indem  man  diese  Termine  kurz  nach  den- 
jenigen für  den  Eingang  der  Steuern  legt.  Dabei  wird  dann  auch 
der  Vortheil  erreicht,  dass  grössere  Geldsummen  nicht  unnötbig 
lange  dem  Verkehr  entzogen  werden."^)  Bei  den  directen  Steuern, 
Ertrags-,  Einkommensteuern,  schliesst  sich  die  Erhebung  passend 
an  die  Termine  an,  zu  welchen  die  Besteuerten  einen  grösseren 
Theil  ihrer  wirthschaftlichen  Leistungen  in  Geld  umgesetzt  oder 
auch  sonst  grössere  Geldempfänge  haben.  So  wird  die  agrarische 
Grundsteuer  vom  Landwirth,  besonders  bei  den  älteren  Absatz- 
verhältnissen, nach  der  Ernte  und  im  Winter,  die  städtische 
Haussteuer  nach  den  Miethterminen,  die  Gewerbesteuer  des  Klein- 
kaufmanns, Handwerkers  nach  den  grösseren  Abrechnungsterminen 

■'')  Andernfalls   muss  man   die   disponiblen  Stcuersuuimen  in  den  Staatscasscn  in 
Banken  hinterlegen.     S.  Fin.  I,  2.  A.  §.  227. 
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mit  der  Kimdscbat't,  die  Leibziiissteucr  nach  den  Zinsterminen,  die 
Besoldiiugssteuer  nach  den  Gebaltsterminen  leichter  gezahlt  werden. 
Beim  Baarkauf  des  Consumeuteu  verbrauchsteuerpflichtiger  Artikel 
regelt  sich  die  Zahhiug  so  wie  so  nach  dem  Besitz  von  Zahlmitteln. 
Bei  der  wesentlich  einen  Öteuervorschuss  darstellenden  Steuer- 
zahlung des  mercantilen  Beziehers  oder  Produceuten  eines  zoll- 
oder  verbrauchsteuerpflichtigeu  Artikels  ist  der  Steuertermin  beim 
Beginn  der  Production  oder  gleich  unmittelbar  beim  Bezug  der 
zollpflichtigen  Waare  nicht  nur  unbequem,  sondern  auch  wirth- 
schaftlich  nachtheilig,  weil  dann  sofort  das  Betriebskapital  um  den 
Betrag  von  Steuer  oder  Zoll  verkürzt  und  dieser  Betrag  um  den 
Zins  für  diesen  Vorschuss  bis  zur  Zeit  des  Wiederempfaugs  der 
Summe  vom  Käufer  vertheuert  wird.  Deswegen  ist  hier  ein 
rationelles  System  von  Zoll-  und  Steuer crediten  principiell 
begründet,  mit  dem  Ziel,  dass  auf  diese  Weise  vom  Kaufmann 
und  Producenten  die  reelle  Steuerzahlung  erst  erfolgt  nach  dem 
Absatz  der  Producte  und  dem  Empfang  des  Erlöses. 

4)  Ein  einziger  oder  ganz  wenige  Zahltermine  für  den 
Jahresbetrag  einer  directen  Steuer  sind  für  die  Finanzverwaltung 
wohl  am  Bequemsten  und  Wohlfeilsten,  ab'er  auch  für  sie  nicht 
erforderlich,  weil  auch  ihr  Bedarf  sich  so  wie  so  über  das  ganze 
Jahr  vertheilt  oder  mit  Hilfe  einfacher  Massregeln  sich  so  ver- 
theilen  lässt.  Es  würde  dadurch  nur  wieder  eine  unwirthschaft- 
liche  Anhäufung  von  Geld  in  den  Gassen  eintreten.  Der  ökono- 
mischen Lage  der  Steuerpflichtigen  widerspricht  eine  solche 
Zahlungsweise  aber  meistens  und  für  viele  „kleinere  Leute''  würde 
sie  sehr  drückend.  Daher  ist  für  directe  Steuern  die  Einrichtung 
einer  zweckmässigen,  übrigens  wieder  wegen  der  steigenden  Er- 
heb ungsko-sten  nicht  zu  grossen  Anzahl  von  Zahlterminen  zu  fordern, 
mit  dem  Recht  der  Vorausbezahlung  der  weiteren  Termine  im  Jahre, 
eventiiell,  wenn  die  Gasse  das  begünstigen  will,  gegen  Discont.*) 
Fltr  Zölle  und  Verbrauchsteuern,  welche  Kaufmann  und 
Fabrikant  auslegen,  kann  durch  Gewährung  von  Theilzahlungen 
auf  creditirte  Beträge  allenfalls  Erleichterung  gewährt  werden.  Für 
den  haar  zahlenden  Gonsumenten  —  also  freilich  vom  so  verbreiteten 


*)  In  Preassen  kann  man  z.  B.  die  späteren  Theilzahlungen  im  laufenden 
Finanzjahre  bei  der  Einkommensteuer  auf  einmal  voraus  bezahlen,  aber  ohne  Discont. 
In  England  ebenso  bei  d.  Eink.steuer.  aber  mit  i";^  Discont  f.  d.  späteren  Termine. 
Leber  das  Verwaltungsjahr  hinauszugehen  ist  wegen  der  nothwendigen  Uecliiiuiigs- 
trennung  der  einzelnen  Jahre  meist  nicht  zulässig. 

A.  Wagner,  Finan7.wi-seusi:haft.    II.  37 
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Rechuungs-  oder  Borgkauf  abgesehen!  —  löst  sich  die  Steuerzahhmg 
von  selbst  in  eine  grosse  Reihe  kleiner  Theilzahlungen  auf,  die 
zum  bequemen  Zeitpunct  erfolgen,  und  wird  dadurch  leichter  und 
fast  unmerklich:  der  oft  angeführte,  in  der  That  vorhandene,  aber 
eben  nicht  allein  in  Betracht  kommende  Vortheil  der  indirecten 
Verbrauchsbesteuerung  (§.  500). 

5)  Das  Steuer-,  besonders  auch  das  Zoll-Verfahren  ver- 
stösst  durch  übermässige,  vom  Finanzinteresse  nicht  verlangte,  ja 
demselben  widerstreitende  Umständlichkeit  und  Schwerfällig- 
keit, woraus  für  den  Steuerpflichtigen  vermehrter  Zeit-  und  Geld- 
aufwand hervorgeht,  oft  besonders  gegen  den  Grundsatz  der  Be- 
quemlichkeit. Die  indirecten  Verbrauchsteuern  des  Producenten, 
die  Stempel-  und  Registerabgaben  zeigen  hier  grosse  Mängel. 
Verbesserungen  sind  immer  wünschenswerth ,  aber  schwierig,  weil 
die  Uebelstände  theils  mit  dem  ganzen  Verwaltungsmechanismus, 
theils   mit    dem    unvermeidlichen   Controlwesen    zusammenhängen. 

6)  Die  Steuer  CO  ntr  ölen  sind  für  die  Versvaltung  und  die 
Pflichtigen  gleich  lästig.  Die  letzteren  leiden  nicht  nur  unter  den 
für  sie  bestimmten  Controlen,  sondern  auch  unter  denjenigen,  durch 
welche  die  Beamten  controlirt  werden.  Aber  meistens  müssen  diese 
Einrichtungen  eben  als  durch  den  Zweck,  namentlich  durch  die 
Natur  bestimmter  Steuern  geboten  angesehen  werden,  in  welcher 
Hinsicht  wieder  die  Zölle  und  inneren  Verbrauchsteuern  am  Ungün- 
stigsten erscheinen.  Anderseits  hängt  auch  hier  Vieles  von  der 
Moralität  der  Bevölkerung,  speciell  der  Geschäftsclassen,  der  Tüch- 
tigkeit der  Beamten,  dem  Stande  der  öffentlichen  Meinung  ab.  Erst 
mit  entsprechenden  Fortschritten  hier  können  daher  gewisse  lästige 
Controlen  aufgegeben  oder  vermindert  werden.  Die  Bequemlichkeits- 
rücksichten dürfen  hier  am  Wenigsten  allein  entscheiden. 

7)  Was  endlich  die  Schonung  von  Anschauungen,  Sitten,  Ge- 
sundheit u.  s.  w.  anlangt,  so  hat  hier  einmal  die  alte  Steuer,  an 
die  das  Volk  eben  gewöhnt  ist,  selbst  vor  der  besseren  neuen 
Vorzüge,  was  mitunter  bei  Steuerreformen  zu  berücksichtigen  ist. 
Das  Anstandsgefühl  und  die  Volksanschauungen  (körper- 
liche Untersuchung  an  der  Zollgrenze,  am  Thore,  Eindringen  in 
die  Privatwohnung)  verlangen  ferner  thunlich  Rücksichten.  Steuer- 
einrichtungen, welche  direct  oder  indirect  die  Gesundheit  gefährden, 
z.  B.  Haussteuern  in  Form  von  Thür-  und  Fenstersteuern,  wenn 
dieselben  naehtheilig  auf  die  Gestaltung  des  Baus  einwirken,  sind 
möglichst  zu  vermeiden.     Bei   der  Wahl   der  übjecte   und  bei  der 
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Höhe  der  Steuersätze  tur  Verbrancbsteuern  haben  sitten-  und  ge- 
snndheitspolitische  Gesichtspuncte,  wenn  auch  nicht  zu  entscheiden, 
so  doch  mit  zu  sprechen  (§.  503  a).  Und  so  Hesse  sich  noch 
manches  Einzelne  hervorheben,  was  in  näherer  oder  entfernterer 
Verbindung  mit  dem  besprochenen  Grundsatz  und  der  ihm  zu 
zollenden  Rücksicht  steht. 

C.  —  §.  536.  Das  Streben  nach  möglichst  geringen 
Erhebungskosten  der  Steuern,  (unter  diesen  Kosten  die 
„eigentlichen"  verstanden,  im  Unterschied  von  den  volks- 
wirthschaftlich  und  für  den  Steuerpflichtigen  ebenfalls  in 
Betracht  kommenden  „uneigentlichen"  Erhebungskosten)  ist 
nichts  Andres  als  die  Anwendung  des  ökonomischen  Prin- 
cips  auf  die  Finanzwirthschaft  als  Einzelwirthschaft. 
Die  Erhebnngskosten  sind  für  letztere  die  einzelwirthschaftlichen 
Productionskosten,  mit  denen  der  Steuerertrag  gewonnen  wird. 
Der  dritte  oberste  Grundsatz  der  Steuerverwaltung  ist  daher  wirth- 
s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  der  bedeutungsvollste.  Die  Aufgabe  ist  aber  principiell 
dieselbe  wie  in  jeder  Einzelwirthschaft  und  speciell  wie  in  der 
Domanial-  und  Gebührenwirthschaft  der  Finanz  Verwaltung.  Wegen 
dieses  Zusammenhangs  der  Frage  bei  der  Besteuerung  mit  der 
allgemeinen  Frage  vom  Finanzbedarf  für  die  Bestreitung  der  Er- 
hebungskosten der  Staatseinnahmen  ist  davon  schon  im  1.  Buche 
des  1.  Bands  gehandelt  worden.^)  Alles,  was  zusammenhängend 
und  im  Allgemeinen  über  die  Abhängigkeitsverhältnisse  der  Er- 
hebungskosten der  Steuern  und  über  die  Massregeln  zur  Vermin- 
derung dieser  Kosten  zu  sagen  ist,  ist  dort  bereits  erledigt  worden. 
Hier  sei  nur  wiederholt,  dass  die  Höbe  dieser  Kosten  wesentlich 
von  allgemeinen  Verhältnissen  des  Staats-,  Volks-  und 
Wirthschaftslebens  und  von  der  dadurch  mit  bedingten  Wahl 
der  Steuergattuugen  (Schätzungen,  Ertrags -,  Einkommensteuern 
einer-,  Verkehrs-,  indirecte  Verbrauchsteuern  anderseits)  abhängt. 
Die  Thätigkeit  der  Steuerverwaltung  ist  dadurch  im  Ganzen  vor- 
gezeichnet, nur  innerhalb  nicht  zu  weiter  vSchranken  lässt  sich  rein 
durch  verwaltungstechnische  Massregeln  in  Bezug  auf  die 
Kosten  etwas  verbessern.  Das  wird  in  der  Frage  der  Erhebungs- 
kosten oft  tibersehen.  Aus  den  Erörterungen  über  die  Steuerver- 
waltung in  den  folgenden  Abschnitten  ergiebt  sich  auch  für  diese 
Frage  das  Weitere.     Sonst  gestalten  sich  gerade  in  diesem  Puncte 


'')  S.  Fin.  I.  zweite  Aufl.,  §.  94,  95. 
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die  Verhältnisse  bei  den  einzelnen  Steuern  verschieden,  wofür  auf 
die  specielle  Steuerlehre  zu  verweisen  ist. 


2.  Abschnitt. 
Die  Aufgaben  iler  Steuerverwaltuii«;. 

I,   Feststellung  der  Grundlagen  der  Besteuerung. 

I.  —  §.  537.  Wesen  und  Aufgaben  der  Steuer - 
Verwaltung. 

Die  Steuerverwaltung  begreift  zunächst  die  Gesammtheit 
der  Massregeln,  durch  welche  die  Besteuerung  nach  dem 
geltenden  Steuerrecht  zur  Ausführung,  daher  auch  den 
Steuerpflichtigen  gegenüber  zur  Anwendung  gelangt. 
Sie  hat  es  also  mit  dem  bestehenden  Recht  (der  lex  lata) 
und  dessen  Vollziehung  zu  thun  und  ihre  unmittelbare 
Aufgabe  beschränkt  sich  darauf.  Die  obersten  Organe  der  Steuer- 
verwaltung haben  aber  anderseits,  wie  diejenigen  der  übrigen 
Verwaltung,  an  der  Vorbereitung  der  Steuergesetze,  daher 
an  der  Ermittlung  der  richtigen  Grundlagen  der  fort- 
und  umzubildenden  Besteuerung  mitzuwirken,  und  zwar  in 
erster  Linie,  indem  von  ihnen  vorzugsweise  die  Initiative  dazu 
ausgehen  und  der  Weg  in  der  Praxis  gezeigt  werden  muss.  Zur 
weiteren  Aufgabe  der  Steuerverwaltung  gehört  daher  auch  die- 
jenige, de  lege  ferenda  thätig  zu  sein.  ^) 

A.  Zur  Losung  ihrer  unmittelbaren  Aufgabe  bedarf  die  Steuer- 
verwaltung eines  jene  Massregeln  zur  Vollziehung  des  Steuerrechts 
veranlasbenden,  ausführenden  und  controlirenden  Behörden- 
organismus und  B  e  a  m  t  e  n  a  p  p  a  r  a  t  e  s.  Ferner  muss  sie  inner- 
halb der  durch  das  Steuerrecht,  d.  h.  im  modernen  Staate 
wesentlich  durch  das  Gesetz  gezogenen  Grenzen  und  in  Gemäss- 
heit  dieses  Rechts  die  Verordnungsgewalt  besitzen.  Hierbei 
wird  ihre  Competenz  nach  einer  Seite  mitunter  zweckmässig  etwas 
anders,  namentlich  weiter  gezogen  werden,  als  auf  anderen  Rechts- 


^)  Stein,  4.  A.  I,  491)  IH,  518  11'.  unterscheidet  in  seinem  „verfassungsmässigen 
Recht  des  Steuerwesens"  die  Steuergesetzgebung  u.  die  Steuerverwaltung.  Unter 
letztrer  verstellt  er:  „Die  Gesammtheit  der  Thätiglieiten,  Ordnungen  und  Massregeln, 
vermöge  deren  die  gesetzlicli  festgestellten  Steuern  in  Subject,  Object  u.  Steucrmaass 
gegenüber  dem  Einzelnen  zur  Vollziehung  gelangen"  (S.  518).  Damit  ist  vom  Stand- 
puncte  des  Verwaltungsrechts  die  Aufgabe  der  Steuerverwaltung  richtig  bezeichnet 
und  begrenzt.  Vom  linanzwisscnschaftlicheri  Standpuuct  muss  sie  wulil  nocli  auf  die 
im  Text  bezeiclinete  Aufgabe  mit  ;iusgedciiiit  werden. 
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niui  Verwaltungsj^cbictcn,  um  die  sacligcniässc  Anwendung  des 
Rechts  im  wahren  Geiste  des  letzteren  auf  die  einzelnen  Fälle 
zusichern,  nemlieh  in  Bezug  auf  die  Ausfiihrungs-  oder  Voll- 
zugsverordnungen für  das  Publicum  und  das  Verwaltungspersonal. 
In  andrer  Hinsicht  ist  aber  gerade  in  der  Besteuerung  wesentlich, 
dass  die  Verordnung  sich  streng  auf  den  Vollzug  der  Gesetze 
beschränke,  dass  das  Gesetz  allein  (oder  früher  das  Gewohnheits- 
recht und  Herkommen)  das  „Recht''  auch  für  den  Steuerpflichtigen 
bilde,  auf  das  er  sich  berufen  kann. 2)  Verordnungen  gegen  das 
Gesetz,  durch  Suspension  von  Bestimmungen  über  gesetzlich 
zu  erhebende  Steuern  oder  Verordnungen  ohne  gesetzliche 
Ermächtigung  zur  Einführung  neuer  »Steuern  sind  daher  zwar 
auch  auf  dem  Gebiete  der  Besteuerung  wohl  in  denselben  engen 
Grenzen  im  modernen  „constitutionellen"  Rechtsstaat  principiell 
für  zulässig  zu  erklären,  wie  auf  anderen  Verwaltungsgebieten, 
unter  der  Verpflichtung  zur  Einholung  späterer  Indemnität  durch 
die  verantwortliche  Regierung  bei  der  Volksvertretung.  Aber  von 
solcher  Verordnungsgewalt  wird  noch  vorsichtiger  und  pr ac- 
tisch noch  seltener  wirklich  Gebrauch  zu  machen  sein,  da 
dadurch  in  die  Vermögensrechte  der  Steuerpflichtigen  oft  ohne  die 
Möglichkeit,  das  wieder  völlig  gut  zu  machen,  eingegriff'en  und 
nur  in  einzelnen  Fällen  Gefahr  im  Verzug  sein  wird.  Solche  Fälle 
können  eher  noch  in  Bezug  auf  Suspension  bestehender  steuer- 
rechtlicher Bestimmungen  vorkommen,  so  in  Betreff  der  directen 
Ertrags-,  Einkommensteuern  besonders  bei  „Nothständen" ,  in  Be- 
treff" der  Zölle  u.  dgl.,  wenn  der  zollfreie  Bezug  von  Artikeln  im 
öff'eutlichen  Interesse  liegt,  z.  B.  zur  Versorgung  des  Lands  mit 
Nahrungsmitteln  bei  Missernten.  Die  selbständige  Auflegung 
von  Steuern  im  Verordnungswege  ohne  gesetzliche  Autorisation, 
wird  dagegen  noch  viel  seltener  statthaft  erscheinen,  obgleich  das 
practische  Leben  bei  den  verwickelten  Verhältnissen  des  Zollwesens 
und  der  indirecten  Verbrauchsteuern  immerhin  einmal  in  einem 
Fall  ein  solches  Vorgehen  nothwendig  machen  kann,  da  hier 
eben  doch  mitunter  Gefahr  im  Verzug  ist.  Anders  liegt  die  Sache 
bei  den  directen  Steuera. 

B.    Bei   der  Mitwirkung   der  Steuerverwaltung  an  der  Fort- 
bildung der  Steuergesetzgebung  sind  namentlich  die  Erfahrungen 


^)  In  Betr.  dieser  verwaltungsrcchtlichcn  Verhältnisse,  nam.  des  Unterschieds 
zwischen  ..Gesetz"  und  ., Verordnung"  beziehe  ich  mich  aufStein's  bekannte  Auf- 
fassungen in  s.  „Inneren  Verwalt.lehre",  die  hier  wohl  Abschliessendes  gebracht  haben. 
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der  Verwaltung  in  Bezug  auf  das  bestehende  Steuerrecht  zu  ver- 
werthen  und  die  verwaltungstechnischen  Gesichtspuncte  in 
Betreff  der  Gestaltung  des  Steuersystems  und  der  einzelnen  Steuer- 
arten zur  Geltung  zu  bringen.  Hier  werden  die  im  vorigen  Haupt- 
abschnitt erörterten  principiellen  Fragen  vom  Steuersystem 
und  den  Steuerarten  und  von  der  Uebereinstimmung  dieses  Systems 
mit  den  finanzpolitischen,  volkswirthschaftlichen  und  Gerechtigkeits- 
grundsätzen zu  verwal tu ngs technischen  und  insofern  zu 
Zweckmässigkeitsfragen.  Ob  und  wieweit  gewissen  principi- 
ellen Forderungen  entsprochen  werden  kann,  ist  dann  vom  Stand- 
punct  der  Verwaltung  aus  mit  zu  entscheiden.  Die  Frage  von 
der  Erwerbs-  und  Verbrauchsbesteuerung  verwandelt  sich 
hier  wesentlich  in  diejenige  von  der  directen  und  indirecten 
Besteuerung.  Die  Verkehrsbesteuerung  erscheint  hier  vornem- 
lich  als  Stempel-  und  Registerabgabe wesen.  Bei  dem 
engen  Zusammenhang  der  principiellen  und  technischen  Seite  der 
Steuerfragen  war  es  unvermeidlich,  in  den  früheren  Abschnitten 
auch  manchen  verwaltungstechnischen  Punct  schon  vorweg  zu 
nehmen.  Einiges  ist  aber  jetzt  noch  nachzutragen.  Dabei  wird 
jedoch  die  Beschränkung  auf  die  allgemeineren  verwaltungs- 
technischen Fragen  hier  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  festgehalten. 
Was  sich  auf  die  einzelnen  Steuerarten  und  Steuern  bezieht, 
gehört  in  die  specielle  Steuerlehre. 

II.  —  §.  538.  Die  einzelnen  Aufgaben  der  Steuer- 
verwaltung, theils  zur  Ermittlung  des  verwaltuugstechnisch  zweck- 
mässigsten  Wegs  für  die  Bildung  des  Steuerrechts,  theils  zur 
Ausführung  der  rechtlich  bestehenden  Besteuerung  lassen  sich 
folgendermassen  zusammenfassen :  ^) 


^)  ßau  I,  §.  281  unterscheidet  drei  bei  jeder  Steuer  vorkommende  Vorgänge: 
I.  Festsetzung  der  Steuerschuldigkeit,  II.  Entriclitung  durch  die  Steuerpflichtigen, 
III.  Erhebung  (Einzug)  f.  d.  Staatscasse.  Zu  I  gehört  die  Bezeichnung  des  Gegen- 
stands oder  Steuerobjects,  die  Festsetzung  des  Steuersatzes,  die  Ausmittlung 
der  Quantität  des  Steuergegenstands,  welche  von  jedem  Einzelnen  zu  versteuern  ist. 
Bei  II  erörtert  er  den  Vorzug  der  Geld-  vor  d.  Naturalsteuern  u.  die  sogen.  Bequem- 
lichkcitsregeln  (s.  o.  §.  535).  Bei  III  werden  billige  Erhebungskosten  (s.  o.  §.  536), 
punctl.  u.  vollständ.  Eingang  gefordert,  in  §.  287  wird  über  Ausstände  u.  Regeln,  sie 
zu  vermeiden,  gehandelt,  die  Steuerpacht  in  §.  288  besprochen  u.  die  Einrichtung  der 
Erhebung  auf  Rechnung  des  Staats  in  §.  2S!J  dargelegt.  Einzelnes  im  Folgenden  von 
mir  Behandelte,  z.  B.  die  Repartit.  u.  Quotit.bcsteuerung,  erörtert  Rau  bei  der  Ein- 
theilung  d.  Steuern  (so  in  §.  295).  —  Stein  I,  52U  tf.  unterscheidet  f.  d.  Verwaltung 
d.  Steuern  zwei  grosse  Gebiete:  die  Steucrumlegung,  d.h.  „dcnj.  Process,  durch 
Avelchen  der  nach  dem  Steuergesetz  für  jedes  Subject  und  Object  der  Steuer  vorge- 
schriebene Steuerbetrag  für  den  Einzelnen  bestimmt  wird";  und  die  Steuer- 
erhebung, d.  h.  „das  Verfahren,  durch  welches  der  vermöge  dieser  Umlegung  der 
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A.  Feststelliiug  der  (!  ruud  lagen  der  Besteuerung. 

B.  Ermittlung  der  Thatsachen  zur  Feststellung  und 
Bemessung  der  Steuerschuldigkeiten. 

C.  Erhebung  der  Steuern. 

D.  Einrichtung  der  Steuercontrolen. 

E.  Verhängung  der  Steuerstrafen. 

Die  vier  letzteren  Aufgaben  beziehen  sich  wesentlich  auf  die 
Ausführung  der  Besteuerung  auf  den  gesetzlich  festgestellten 
Grundlagen.  Jede  einzelne  Aufgabe,  die  erste  inbegriffen,  löst  sich 
wieder  in  eine  griissere  oder  kleinere  Anzahl  specieller  Aufgaben 
auf,  von  denen  nur  die  wichtigeren  hier  erörtert  werden  können. 
Im  Ganzen  liegt  hier  ein  ausserordentlich  grosses,  verwickeltes  und 
detaillirtes  Gebiet  der  Thätigkeit  vor,  dessen  theoretische  Behand- 
lung auch  in  vielen  Puncten  noch  sehr  dürftig  ist.  Die  blosse 
Routine  herrscht  hier  noch  im  weiten  Umfange.  Da  es  sich  wesent- 
lich um  practische  Einzelheiten  handelt,  bereitet  die  Darstellung 
auch  in  formeller  Hinsicht  manche  Schwierigkeiten. 

Zum  Theil  sind  hier  auch  wieder  terminologische  Er- 
örterungen einzustreuen,  durch  welche  die  in  der  Einleitung  zu 
diesem  Kapitel  vorausgeschickten  (§.  330  ff.,  bes.  §.  331)  erläutert 
und  ergänzt  werden.  Wie  aber  schon  die  wissenschaftliche  und 
practische  Terminologie  in  Hauptpuncten,  so  in  Betreff  der  techni- 
schen Namen  der  Steuergattungen  und  einzelnen  Steuern ,  vielfach 
noch  heute  auseinander  geht  und  ein  allgemeiner  fester  Sprach- 
gebrauch sich  nur  für  Weniges  gebildet  hat,  so  weicht  vollends 
die  Terminologie  in  den  Einzelheiten  der  Steuerverwaltung  ab. 
Für  die  meisten  Einzelheiten  hat  nur  die  Praxis  einigermassen  feste 
technische  Ausdrücke,  die  aber  wieder  von  Land  zu  Land,  auch 
in  demselben  Sprachgebiet,  wie  in  dem  deutschen  —  hier  natürlich 
unter  dem  Einfluss  der  politischen  Entwicklung  —  oftmals  ver- 
schieden sind.  Da  man  es  wesentlich  mit  modernen  Verhält- 
nissen zu  thun  hat,  so  haben  sich  hier  weniger  Ausdrücke  antiken 
Ursprungs  eingebürgert,  weshalb  ein  wichtiges  Moment  der  Gleich- 


steuer sich  ergebende  Steuerbetrag,  der  damit  zur  Päicht  der  Steuerzahlung  wird, 
nunmehr  von  den  betreff.  Subjecten  u.  Objecten  auch  wirklich  f.  d.  Gassen  des  Staats 
eingebracht  wird".  2  Seiten  darauf  ward  dann  der  Ausdruck  Steuer  um  legung  schon 
wieder  durch  den  der  Steuervertheilung  ia  der  üeberschrift  ersetzt,  S.  522.  Nach 
dieser  u.  der  Steuererhebung  behandelt  Stein  die  Steuerrechtspflege.  —  Die  erste  u. 
zweite  Aufgabe ,  welche  ich  hier  unterscheide ,  hängen  sehr  nahe  zusammen ,  müssen 
aber  doch  getrennt  werden.  Die  erste  betrifft  die  Vorbereitungen,  die  auch  die  Ver- 
waltung für  die  Steuergesetzgebung  zu  leisten  hat,  die  zweite  dann  die  Vollziehung 
des  Steuerrechts  dem  Stcuersubject  und  Steuerobject  gegenüber. 
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mässigkeit  der  technischen  Terminologie  unter  den  Culturvölkern 
hier  fehlt.  Die  wissenschaftliche  Terminologie  ist  mehrfach  bei 
jedem  einzelnen  Theoretiker  wieder  anders.  Da  viele  Puncte  in 
der  Theorie  bisher  gar  nicht  näher  behandelt  worden  sind ,  so 
fehlen  manche  technische  Bezeichnungen  hier  noch  ganz,  ohne 
dass  man  dieselben  immer  aus  der  schwankenden  und  oft  un- 
genauen Terminologie  der  Praxis  passend  ergänzen  könnte.  Stein 
ist  hier  wie  sonst  zwar  originell  in  neuen  Ausdrücken,  aber  oft 
sehr  willkührlich  und  in  seinen  unnöthigen  Abweichungen  vom 
Sprachgebrauch  selbst  irreleitend.  Das  Beste  möchte  wie  in  ver- 
waltungstechnischen Fragen  so  auch  in  technischen  Bezeichnungen 
v.  Hock  geleistet  haben.  Ihm  wird  hier  mehrfach  gefolgt,  sonst 
aber  diejenige  Terminologie  gebraucht,  welche  in  den  beiden 
deutschen  Hauptstaaten,  Preussen  und  Oesterreich  (in  letzterem 
mitunter  etwas  abweichend  und  hie  und  da  in  ein  wenig  veralteten, 
aber  ganz  passenden  Ausdrücken)  üblich  ist  oder  doch  einiger- 
massen  als  allgemeiner  in  Deutschland  gebräuchlich  bezeichnet 
werden  kann. 

III.  —  §.  539.  Die  Feststellung  der  Grundlagen 
der  Besteuerung. 

Die  Grundlagen  jeder  Besteuerung  sind  das  Steuers ubject, 
d.  h.  die  Person,  von  welcher  rechtlich  die  Steuer  zu  zahlen  ist, 
das  Steuerobject  oder  der  Umstand,  die  Sache  u.  s.  w.,  für 
welche  die  Steuer  zu  zahlen  ist,  und  der  Steuersatz,  d.  h.  der 
Betrag,  welcher  von  der  Steuereinheit  als  Steuer  erhoben  wird 
(§.  331).*) 

Die  Feststellung  dieser  drei  Momente  gestaltet  sich  verschieden 
nach  den  grossen  Steuergattungen  und  zum  Theil  weiter  nach 
den  speciellen  Verhältnissen  jeder  einzelnen  Steuer.  Der  Unter- 
schied der  Steuern  von  einander  besteht  für  die  Verwaltung  vor 
Allem  in  den  Unterschieden  in  Bezug  auf  die  Methode  der  Fest- 
stellung jener  drei  Momente.  Vom  steuertechnischen  Standpunct 
der  Verwaltung  aus  sind  die  einzelnen  Steuern  und  Steuergattungen 
daher  auch  wesentlich  mit  nach  den  grösseren  oder  geringeren 
Schwierigkeiten  zu  beurtheilen,  welche  die  Feststellung  dieser  Be- 
steuerungsgrundlagen und  im  Anschluss  daran  die  Erfüllung  der 
weiteren  oben  genannten  Aufgaben  (i;.  538)  mit  sich  bringen.  Von 
den  Steuergattungen    sind  hier  nun  namentlich   zu   unterscheiden 


*)  Vgl.  stein  I,  43.3  fl'. 
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die  Ertrags-,  die  Eink  ommen-,  die  allgemeinen  und  partiellen 
\'erniögens-,  die  Erbscbafts-  und  ähnlichen,  die  Verkehrs-, 
endlieh  die  Verbrauchssteuern.  Diese  Eintheilung  und  die 
weitereu  früher  erwähnten  sowie  die  Specialisirung  jeder  dieser 
Gattungen  beruht  zunächst  auf  dem  Unterschied  der  Steucrobj  ecte, 
womit  sich  dann  aber  auch  Verschiedenheiten  in  Betreff  der  Fest- 
stellung der  Steuersubjecte  und  der  Steuersätze  verbinden. 

Die  Aufgabe  für  die  Öteuerverwaltuug  besteht  nun  darin, 
zweckmässige  Einrichtungen  zu  treffen,  durch  welche 
die  Feststellung  der  genannten  drei  Momente  für  sie, 
die  Verwaltung  selbst,  wie  für  das  steuerzahlende 
Publicum  möglichst  sicher  und  einfach,  daher  auch 
wieder  möglichst  bequem  und  mit  den  geringsten 
Kosten  erreicht  wird. 

Gerade  zu  diesem  Zweck  dient  statt  des  nächstliegenden 
Weges  der  directen  Besteuerung,  wo  der  vom  Steuerrecht  in 
Aussicht  genommene  Steuerträger  auch  der  Steuerzahler  und 
das  Steuers ubj  e  et  ist,  unter  Umständen  die  indirecte  Besteue- 
rung. Dieselbe  ist  als  ein  steuertechnisches  Hilfsmittel  und 
der  directen  Besteuerung  gegenüber  als  ein  Ersatzmittel  aufzu- 
fassen, um  die  Schwierigkeiten  bei  der  durch  das  Wesen  einer 
Steuer  sonst  geforderten  Feststellung  der  Steuersubjecte,  Objeete 
und  Sätze  zu  vermindern.  Aus  diesem  Gesichtspunct  ist  zwischen 
ihr  und  der  directen  Besteuerung  von  Fall  zu  Fall  zu  wählen. 
Die  Erklärung  dafür,  dass  vorzugsweise  nur  die  Verbrauch- 
steuern, diese  aber  auch  in  der  modernen  Volkswirthschaft  fast 
vollständig,  indirecte  Steuern  sind  und  dass  diese  Steuern  einen 
immer  grösseren  Raum  in  der  Gesammtbesteuerung  gewonnen 
haben,  liegt  eben  in  der  Thatsache,  dass  sich  jene  Schwierigkeiten 
auf  diese  Weise  vermindern  Hessen,  während  dieselben  bei  den 
meisten  übrigen  Steuern  mit  der  Entwicklung  der  Arbeits-  und  Be- 
sitztheilung  und  der  Productioustechnik  erheblich  gestiegen  und 
hier  nur  ausnahmsweise  durch  indirecte  Besteuerung  zu  über- 
winden sind. 

A.  —  §.  540.     Die  Steuersubjecte. 

Die  Feststellung  der  Steuersubjecte  und  die  Vorschriften  über 
die  auf  dieselben  sich  beziehenden  Steuerrechtsverhältnisse  speciali- 
siren  sich  unvermeidlich  nach  den  Steuerarten,  so  dass  die  all- 
gemeinen Bestimmungen  über  die  Steuersubjecte  nur  einige 
generelle  Hauptpuncte  regeln  können. 


586  3.  B.  2.K.  I.A.  Allg.  Steuert.   4.  H.-A.  Steuervcrwalt.   2.A.  Gruudlageii.   §.540. 

Das  Recht  muss  für  alle  Steuern  festsetzen,  wer  und  unter 
welchen  Bedingungen  Jemand  für  eine  Steuer  zur  Zahlung  ver- 
pflichtetes Steuersubject  oder  unmittelbarer  Steuer- 
pflichtiger ist;  ob  und  wie  neben  oder  statt  seiner  ein 
Anderer,  gesetzlich  oder,  soweit  dies  zulässig,  nach  vertrags- 
mässigem  Uebereinkommen ,  für  die  Steuer  haftet:  der  „Steuer- 
haftende"; ob  und  wer  das  Steuersubject,  z.  B.  in  Abwesenheit, 
in  Verhinderung  des  letzteren,  vor  der  Steuerbehörde  zu  vertreten 
hat:  der  „Stellvertreter".  Auch  in  Betreff  dieser  drei  Per- 
sonenkategorieen  ergeben  sich  manche  Verschiedenheiten  aus  dem 
Wesen  der  verschiedenen  Steuergattungen. 

1)  Die  indirecte  Besteuerung  leistet  hier  nun  in  Bezug  auf 
die  Aufgabe  der  Verwaltung  in  der  Feststellung  der  Steuersubjecte 
einen  wesentlichen  Dienst:  sie  ermöglicht  es,  eventuell  eine  viel 
geringere  Anzahl  und  meistens  zugleich  passendere  Per- 
sonen zu  Steuersubj  ecten  zu  machen.  Dieser  Vortheil  zeigt 
sich  am  Meisten  bei  einer  Verbrauchsbesteuerung  in  Volks- 
wirthschaften  mit  ausgebildeter  Arbeitstheilung,  wo  die  Sachgüter 
im  grössten  Maasse  von  bestimmten  Eiuzelwirthschaften  berufs- 
mässig für  den  Absatz  erzeugt,  also  zunächst  Waaren  werden 
und  erst  durch  den  Umlauf  an  die  Verbraucher  gelangen.  Die 
Producenten,  Kaufleute  und  ähnliche  Personen  bilden  hier  die  an 
Zahl  ungleich  geringeren  und  zugleich  die  geeigneteren  Steuer- 
subjecte. Die  Feststellung  dieser  Personen  und  die  Ermittlung  der 
durch  ihre  Hände  gehenden  Steuerobjecte  ist  viel  leichter  und  ein- 
facher, als  die  Feststellung  aller  wegen  eines  gewissen  Verbrauchs 
steuerpflichtigen  Consumenten  und  der  Steuerobjecte  bei  diesen. 
Bei  den  übrigen  Steuern  liegen  die  Verhältnisse  meistens  anders 
als  bei  den  Verbrauchsteuern,  weshalb  hier  die  indirecte  Besteue- 
rung nur  eine,  übrigens  mitunter  ganz  zweckmässige  Ausnahme 
bildet.  Mit  der  Ausdehnung  desMieth-  und  Pachtwesens  kann 
es  z.  B.  räthlich  und  ausführbar  werden,  je  nachdem  den  einen 
oder  den  anderen  Theil  förmlich  zum  rechtlichen  Steuersubject  von 
Steuern,  mindestens  zum  unmittelbaren  Steuererhebungsorgane  von 
Steuern  zu  machen,  mit  denen  man  einen  Anderen  als  den  ersten 
Steuerzahler  belasten  will.  So  lassen  sich  bei  allgemeinem  länd- 
lichen Pachtsystem  die  Grundsteuern  des  Eigenthttmers  wohl  durch 
den  Pachter,  hie  und  da  auch  umgekehrt  die  Gewerbe-  und  ähn- 
lichen Steuern  des  Pachters  durch  den  Grundeigenthümer,  die 
Wohnungssteuern   des   Miethers   in  Städten   durch   den  Hauseigen- 
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thünier,  d.  h.  eben  „indirect"  erheben.  Die  Einkonimeusteucru 
des  Arbeiters  können  so  beim  Arbeitgeber,  die  Steuern  auf  die 
Zinsrente  des  Gläubigers  beim  Schuldner  eingezogen  werden,  wie 
es  z.  B.  in  grossem  Umfang  mitunter  für  die  Steuern  der  Obliga- 
tionäre bei  der  Actieugesellschaft  geschieht  („Couponsteuer",  §.  409, 
Oesterreich).  Auch  diese  Formen  indirecter  Besteuerung  werden 
daher  mit  der  Entwicklung  gewisser  ökonomischer  und  Rechts- 
verhältnisse der  ausgebildeten  Volkswirthschaft  leicht  häufiger,  weil 
passender  werden. 

2)  Haben  die  Verbrauchssteuern  demnach  hier,  weil  sie  die 
indirecte  Erhebung  besonders  gut  zulassen,  einen  Vorzug  vor 
den  Schätzungen,  daher  namentlich  vor  Ertrags-,  Einkommen-, 
Vermögens-,  Erbschaftssteuern,  so  macht  doch  anderseits  die  Fest- 
stellung der  Steuersubjecte  bei  allen  Gebrauchs-  und  bei  den  Ver- 
kehrs steuern  wieder  g  r  ö  s  s  e  r  e  S  c  h  w  i e  r  i  g  k  ei t  e  n  (§.  336,  337) . 

a)  Bei  den  Schätzungen  richtet  sich  die  Steuerpflicht  nach 
notorischen  oder  doch  verhältnissmässig  leicht  und 
sicher  zu  vermittelnden  Thatsachen  der  individuellen 
Lebens-,  Besitz-  und  (insbesondere  der  „berufsmässigen") 
Erwerbsverhältnisse  eines  Personenkreises,  aus  welchem  als- 
dann unschwer  die  Steuersubjecte  nach  Feststellung  dieser 
Thatsachen  selbst  festgestellt  werden  können.  Auch  die  Vorschriften 
über  etwaige  Steuerhaftende  und  Stellvertreter  machen  hier  ge- 
wöhnlich keine  grosse  Schwierigkeit. 

b)  Anders  in  der  Regel  bei  den  Gebrauchs-  und  Verkehrs- 
steuern. Hier  hängt  die  Steuerpflicht  einer  Person  von  bestimm- 
ten einzelnen  Thatsachen  oder  Ereignissen  ab,  welche 
in  einer  bestimmten  Vermögensverwendung  (Besitz  ge- 
wisser Objecte,  wie  bei  den  sogen,  directen  Luxussteuern),  im 
Verbrauch  oder  der  Erzeugung  und  dem  Absatz  bestimm- 
ter Sachgüter,  in  gewissen  Verkehrsgeschäften  bestehen. 
Häufig  sind  es  daher,  wie  bei  den  Verkehrs-  und  den  meisten  Ver- 
brauchssteuern,  gewisse  Handlungen  einer  Person,  —  der  Ab- 
schluss  eines  Rechtsgeschäfts,  die  Ausstellung  oder  Unter- 
schreibung  einer  Urkunde,  der  Verbrauch  oder  die  Erzeugung 
oder  die  örtliche  Bewegung  (z.  B.  über  die  Zollgrenze,  durch 
die  Stadtthorej  eines  bestimmten  Sachguts,  —  sind  es  solche  Hand- 
lungen, von  deren  Vornahme  die  Steuerpflicht  jener  Person,  mithin 
deren  rechtlicher  Character  als  Steuersubject  abhängt.  Hier  kommt 
es  auf  die  oft  schwierige  und  so  leicht  der  Beobachtung  sich  ent- 
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ziehende  sichere  Constatiruug  dieser  einzelnen  Thatsachen 
und  Handlungen  an,  um  überhaupt  erst  die  Steuersubjecte  fest- 
zustellen. Daraus  ergiebt  sich  die  Nothwendigkeit  eines  verwickel- 
ten Steuercontrol-  und  Steuer strafwesens  in  unmittelbarer  Ver- 
bindung mit  den  Massregeln  zur  Ermittlung  der  Steuersubjecte. 
Die  Frage  nach  Steuerhaftenden  und  nach  Stellvertretern  für  das 
Steuersubject  wird  damit  zugleich  wichtiger  und  schwieriger. 

Zur  Bekämpfung  dieser  Schwierigkeiten,  die  bei  directer  Be- 
steuerung der  Consumenten  selbst  fast  unüberwindlich  sein  und 
jedenfalls  unerträgliche  Belästigungen  für  die  Verwaltung  und  das 
Publicum  in  den  erforderlichen  Controlmassregeln  mit  sich  bringen 
würden,  dient  dann  wieder  die  i  n  d  i  r  e  c  t  e  Besteuerungsform.  Der 
erwähnte  grosse  Vortheil  derselben  bei  einer  Verminderung  der 
Steuersubjecte  und  der  Heraushebuug  geeigneterer  Steuersubjecte 
in  den  Producenten,  Kaufleuten,  Frachtführern  u.  s.  w.  wird  erst 
deutlich,  wenn  man  sich  die  sonstigen  Schwierigkeiten  einer  Fest- 
stellung der  Steuersubjecte  unter  den  Consumenten  selbst  vergegen- 
wärtigt. Bei  den  in  steuertechnischer  Hinsicht  in  dem  genannten 
Puncte  den  Verbrauchssteuern  verwandten  Verkehrs  steuern  kann 
man  sich  solcher  Steuersubjecte,  welche  als  Substitute  und  Ver- 
mittler für  die  ins  Auge  gefassten  Steuerträger  fungiren  können, 
nicht  so  leicht  bedienen.  Doch  lässt  sich  bei  gewissen  Börsen- 
steuern (Einziehung  von  Abgaben  für  den  Umsatz  von  Fonds,  für 
Schlusszettel  u.  dgl.  durch  die  vermittelnden  und  selbst  haftenden 
Makler),  bei  einzelnen  Steuern  auf  Creditgeschäfte  (Einziehung 
durch  Vermittlung  des  Gläubigers,  z.  B.  bei  Lombardgeschäften), 
auf  Quittungen  u.  a.  m.  wohl  eine  ähnliche  Einrichtung  treffen. 

Wesentliche  Schwierigkeiten  für  die  Bestimmungen  über  die 
Steuersubjecte  bei  den  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuern  bleiben 
freilich  immer  übrig:  einer  der  steuertechnischen  Nachtheile  dieser 
Steuerarten  neben  manchen  anderen,  die  neben  den  Vortheilen  der 
indirecten  Erhebung  bei  den  Verbrauchssteuern  nicht  übersehen 
werden  dürfen.  Das  Einzelne  richtet  sich  nach  den  besonderen 
Verhältnissen  der  einzelnen  Steuergattung  und  Steuer,  bei  den  Ver- 
brauchssteuern namentlich  nach  den  in  §.  492  dargelegten  Ver- 
schiedenheiten der  Erhebungsart :  der  Landesgrenzzoll,  Einfuhrzoll, 
die  städtische  Thoraccise,  die  beim  heimischen  Producenten  er- 
hobene innere  Verbrauchssteuer,  die  einzelnen  Arten  der  Besteuerung 
hierbei  (Rohstoff-,  Fabrikatsteuer)  u.  s.  w.  bedingen  hier  mancherlei 
Verschiedenheiten  in  den  Vorschriften  über  Steuersubjecte,  Haftende 
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uud  Stellvertreter.  Bei  eleu  Verkebrssteueru  auf  Rechtsgeschäfte 
bat  das  Gesetz  auch  die  nicht  uubedeukliche  Entscheidung  zu 
treÖen,  wer  von  zwei  Contrahenten  u.  s.  w.  das  gesetzliche  Steuer- 
subject  sein  soll,  von  dem  die  Zahlung  zu  verlangen  und  beizu- 
treibeu  ist.  Auch  wenn  dadurch  eine  vertragsmüssige  Kegelung 
der  Steuerpflicht  unter  den  Betheiligten  natürlich  nicht  ausge- 
schlossen wird,  so  wird  derselben  doch  unter  Umständen  zu  Un- 
gunsten des  in  seiner  ganzen  ökonomischen  und  socialen  Position 
schwächeren  Theils  leicht  bedenklich  präjudicirt'')  (§.  562). 

B.  —  §.  541.    Die  Steuerobjecte. 

Die  Feststellung  derselben  macht  regelmässig  bei  etwas  ent- 
wickelterer Erwerbs-,  Besitz-  uud  Gebrauchsbesteuerung  grössere 
Schwierigkeiten  als  die  Feststellung  der  Steuer subjecte  und  diese 
Schwierigkeiten  wachsen  immer  mehr  mit  der  grösseren  Künst- 
lichkeit der  Besteueruug.  Die  bezüglichen  gesetzlichen  Vorschriften 
specialisiren  sich  dabei  nothwendig  noch  stärker  als  bei  den  Steuer- 
subjecten  nach  den  Steuerarten  und  den  Verhältnissen  der  ein- 
zelnen Steuern. 

In  den  immer  zahlreicher  werdenden  Fällen,  wo  das  Steuer- 
object,  bez.  auch  die  Steuereinheit  (§.  331  sub  3)  nicht  eine  phy- 
sische Person  selbst  oder  ein  einfaches  Sachgut  ohne  w^eseutliche 
Qualitätsunterschiede,  sondern  eine  complicirte  Werthgrösse, 
ein  Ertrags-,  Einkommens-,  Besitzbetrag,  eine  Erwerbseinrichtung 
(z.  B.  ein  Gewerbebetrieb),  ein  technischer  Productionsprocess,  eine 
Waare  mit  zahlreichen  Sorten  uud  Qualitätsunterschieden,  ein  Rechts- 
geschäft oder  eine  Urkunde  darüber  ist,  —  da  muss  das  Recht 
immer  genau  die  Merkmale  für  das  betreffende  Steuerobject,  für 
dessen  Einheit,  Begriff,  Umfang,  Inhalt  augeben.  Das  ist  oft  sehr 
schwer  und  bei  der  Anwendung  des  Gesetzes  treten  leicht  neue 
Schwierigkeiten  hervor.  Hier  muss  dann  eine  authentische  Inter- 
pretation erfolgen  und  in  weitem  Maasse  sind  durch  Vollzugs- 
verordnungen, Instructionen  u.  s.  w.  die  mitunter  recht  schwierigen 
Zweifel  eben  doch  oft  nur  ziemlich  willkührlich  zu  lösen.  Nament- 
lich die  Gesetzgebung  und  das  Verorduungsrecht  auf  dem  Gebiete 
der  Ertrags-,  indirecten  Verbrauchs-  und  Verkehrs- 
besteuerung wird  auf  diese  Weise  in  hohem  Maasse  schwierig  und 


*)  Ein  Beispiel  liefert  der  Stempel  bei  iliethcontracten.  Wenn  da  das  sogen. 
Hauptexemplar  vom  Miether  mit  dem  Stempel  zu  veraeben  ist,  so  sehen  leicht  beide 
Theile  darin  ein  gesetzlich  geordnetes  Rechtsverhältniss  und  die  Steuer  wird  einseitig 
dem  Miether  zugeschoben. 
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weitläufig-,  bis  zur  UuUbersehbarkeit  (Zollrecht,  bei  complicirtem 
Tarife,  französische  Weinbesteuerung ,  französisches  Stempel-  und 
Enregistrementsystem !). 

In  rechtlicher  Hinsicht  sind  auch  bei  den  ßealsteueru,  wie 
besonders  der  Grund-  und  Ge  bau  de  Steuer,  und  bei  den  auf 
Immobilien- Geschäfte,  Besitz  Wechsel  von  Grundeigenthum  u.  s.  w. 
sich  beziehenden  Verkehrs  steuern,  dann  bei  einzelnen  indirecten 
Verbrauchssteuern  auf  bestimmte  Sachgüter  (Tabak-Gewichtsteuer) 
Vorschriften  nothwendig,  ob  und  wie  weit  die  Sache  selbst, 
unabhängig  von  ihrem  jeweiligen  Besitzer  oder  Eigenthümer  oder 
von  den  Rechten  Dritter  an  ihr,  für  die  rückständige  Steuer  haftet. 
Das  bedingt  dann  wieder  besondere  Controlen. 

Es  ist  daher  sehr  erklärlich,  dass  der  Wunsch  nach  Ein- 
fachheit der  Steuerobjecte  und  Einheiten  rege  wird.  Er  kann 
aber  in  der  entwickelten  Besteuerung  meist  nur  mittelst  Preisgebung 
wichtiger  Steuerprincipien ,  namentlich  um  den  Preis  einer  mehr 
oder  weniger  starken  Verletzung  des  Grundsatzes  der  Gleich- 
mässigkeit  erfüllt  werden. 

Denn  in  letzter  Linie  ist  es  wieder  der  früher  dargelegte 
Differenzirungsprocess  des  Steuersystems  (s.  bes.  §.  439  ff.) 
und  sind  es  die  mächtigen  diesen  Process  bewirkenden  Ursachen, 
die  Entwicklung  der  Technik,  der  Arbeits-,  Erwerbs-  und 
Besitztheilung  oder  m.  a.  W.  die  qualitative  und  quanti- 
tative Differenzirung  des  Nationaleinkommens  und 
Nationalvermögens  bei  deren  Vertheilung  an  die  Einzelnen, 
welche  auch  diese  wachsenden  Schwierigkeiten  in  Bezug  auf  die 
Feststellung  der  Steuerobjecte  hervorrufen. 

In  den  einfacheren  Verhältnissen  früherer  Wirthschaftsperioden 
ist  diese  Aufgabe  bei  den  rohen  Erwerbs-  und  Besitzsteuern  und 
Zöllen  solcher  Zeitalter  nicht  besonders  mühsam.  Man  hält  sich 
an  die  leicht  und  einfach  zu  constatirende  Kopf-  oder  Familien- 
zahl, allenfalls  an  die  ebenfalls  unschwer  zu  ermittelnden,  meist 
notorisch  feststehenden  Personal-  und  politischen  Standesverhält- 
nisse  der  Personen,  an  die  üblichen  agrarischen  Besitz-  und  Wirth- 
schaftseinheiten  bei  Grund-  und  ähnlichen  Steuern,  höchstens  an 
die  durch  einfache  und  rohe  Methoden  noch  ziemlich  leicht  und 
für  den  Zweck  hinlänglich  genau  zu  ermittelnde  Grösse,  Art  und 
ungefähre  Güte  der  Grundstücke.  Man  unterscheidet  nicht  weiter 
fein  die  Art  und  Qualität  der  zollpflichtigen  Artikel.  Einkommen- 
und  Vermögeustcueru   verlangen   zwar  schon   etwas  umfänglichere 
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imd  schwierigere  Procedureu  zur  Feststellung  der  Steuerobjecte  und 
Einheiten.  Aber  unter  den  stabileren  Rechts-,  Wirthschafts-  und 
technischen  Verhältnissen ,  bei  der  geringeren  örtlichen  Bewegung 
von  Personen  und  Kapitalien  und  dem  wenig  entwickelten  Credit- 
verkehr  sind  doch  auch  hier  die  Schwierigkeiten  viel  geringer  als 
späterhin,  zumal  bei  niedrigen  Steuersätzen,  mit  welchen  Ungleich- 
mässigkciten  in  der  Umlcgung  der  Steuern  leichter  verträglich  sind. 

In  der  höher  entwickelten  Volkswirthschal't  diflterenziren  sich 
die  Erwerbs-,  Besitz-  und  Gebrauchsarten  so  ausserordentlich,  dass 
nun  auch  eine  viel  sorgfältigere  Berücksichtigung  der 
Verschiedenheiten  der  einzelnen  Steuerobjecte  unvermeidlich 
wird.  Namentlich  müssen  die  Werthgrössen  der  einzelneu 
steuerptlichtigen  Erträge,  Einkommen,  Vermögensbestandtheile  und 
Gesammtvermögen,  die  Arten  und  Qualitäten  (Sorten)  der  ver- 
brauchssteuerpflichtigen Sachgüter,  die  Arten  der  einzelnen  ver- 
kehrssteuerpflichtigen Rechtsgeschäfte  nun  möglichst  genau 
festgestellt  und  in  der  Besteuerung,  zumal  bei  höheren  Steuersätzen, 
unterschieden  werden.  Die  umfassendsten  und  doch  trotz  allen 
Scharfsinns  und  aller  Mühe  nur  von  zweifelhaftem  Erfolg  belohnten 
Massregeln  zur  richtigen  Ermittlung  der  Erträge  und  Einkommen 
des  berufsmässigen  Erwerbs  (§.  454  ff.)  in  der  modernen  Besteue- 
rung erklären  sich  so  aus  den  Schwierigkeiten,  welche  die  richtige 
Feststellung    der  Steuerobjecte  für   die  genannten  Steuern   bieten. 

Neben  den  anderen,  früher  dargelegten  Umständen  war  es 
dann  aber  auch  die  Einsicht,  dass  sich  mit  allen  zu  Gebote  stehen- 
den Mitteln  die  Objecte  der  Ertrags-  und  Einkommensteuern  doch 
nicht  genügend  feststellen  Hessen,  welche  auf  die  stärkere  Ent- 
wicklung der  Verbrauchs-  und  Verkehrs  steuern  hindrängte. 
Freilich  war  nun  auch  hier  eine  immer  grössere  Speciali- 
sirung  der  Steuerobjecte  geboten,  welche  öfters,  so  nament- 
lich bei  gewissen  Zöllen  und  bei  den  meisten  inneren,  an  die  Pro- 
ductiou  sich  anschliessenden  Verbrauchssteuern,  (Getränke-,  Zucker-, 
Tabaksteuern)  ebenfalls  wieder  sehr  grosse  Schwierigkeiten  für 
die  richtige  Feststellung  des  Steuerobjects  und  des  ihm  aufzulegen- 
den Steuersatzes  machen  musste.  Wollte  man  z.  B.  mit  der  an 
und  für  sich  nothwendigeu  und  vom  Grundsatz  der  Gleichmässig- 
keit  verlangten  Forderung  der  genaueren  Berücksichtigung  der 
Sorten  und  Qualitäten  der  verbrauchssteuerpflichtigen  Artikel  vollen 
Ernst  machen,  so  war  die  Aufgabe  für  die  Steuerverwaltung  nicht 
geringer  als   bei   den  Ertragssteuern.     Man  glaubte  sich  aber  hier 
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mehr  über  eine  solche  Forderung  hinwegsetzen  zu  können.  Trotz- 
dem bereitet  auch  bei  den  üblichen  steuertechnisch  ziemlich  unvoll- 
kommenen, aber  meist  allein  möglichen  Formen  der  inneren  in- 
directen  Besteuerung  von  Getränken,  Zucker,  Tabak  u.  a.  m.  die 
einigermassen  zuverlässige  Feststellung  der  Steuerobjecte  noch 
Schv^ierigkeiten  genug.  Die  hier  w^ie  bei  den  specifischen  Finanz- 
zölleu  übliche  blosse  Quantitätsbesteuerung  oder  das  Fehlen 
des  Qualitätssteuerfusses  bleibt  aber  eben  ein  schwerer  Mangel 
dieser  Besteuerung.  Die  Anlegung  des  Qualitätssteuerfusses  hat 
sich  gewöhnlich  unmöglich  erwiesen,  weil  man  die  Feststellung  der 
Qualität  der  Steuerobjecte  nicht  nach  einfachen,  leicht  zu  con- 
statirenden  Merkmalen  genügend  sicher  stellen  konnte:  so  bei  den 
wichtigen  Finanzzollartikeln  der  Colonialwaarenbranche,  bei  impor- 
tirtem  Wein,  bei  Tabak  u.  s.  w.  (§.  547). 

Die  wesentlichsten  Fortschritte  in  der  Technik  der  Steuer- 
verwaltung betreffen  daher  Mittel  und  Wege,  um  zu  einer 
besseren  Feststellung  der  Steuerobjecte  und  Ein  heiten 
zu  gelangen.  Bei  den  Ertrag-,  Einkommen-,  Vermögen- 
steuern kommen  in  Betracht  die  Methoden  der  amtlichen  und  son- 
stigen Schätzungen  und  Berechnungen  der  steuerpflichtigen  Werth- 
beträge,  die  etwaigen  Declarationen  der  Steuerpflichtigen,  die 
Controlmittel  dafür,  die  Herbeiziehung  der  Besteuerten  selbst  zur 
Theilnahme  an  den  Massregeln  für  die  Feststellung  der  Steuerobjecte, 
die  Bildung  bezüglicher  Steuercommissionen,  eventuell  die  Benutzung 
des  Repartitionssystems  (§.  543)  dabei.  Bei  den  Verkehr- 
steuern handelt  es  sich  um  Einrichtungen,  welche  der  Verwaltung 
möglichst  sicher  von  der  Vornahme,  Art  und  Werthhöhe  der  steuer- 
pflichtigen Rechtsgeschäfte  Kenntniss  verschaffen.  Bei  den  Ver- 
brauchsteuern in  Form  von  Zöllen  sind  Verbesserungen  im 
Zollverfahren,  durch  welche  eine  WerthbezoUung  oder  ein  nach 
den  Qualitäten  einer  Waare  abgestufter  Zoll  ermöglicht  wird,  wichtig. 
Bei  den  inneren  Verbrauchsteuern  bildet  der  Uebergang  von  der 
Rohstoff-  zur  Fabrikatbesteuerung  auch  zugleich  ein  freilich  noch 
nicht  ausreichendes  Mittel  zur  besseren  Feststellung  des  Steuer- 
objects.  Die  Besteuerung  in  Monopolform  besitzt,  wie  man  auch 
sonst  über  sie  urtheile,  vor  den  übrigen  steuertechnisch  anwend- 
baren und  üblichen  Formen  den  Vorzug,  dass  sie  die  Feststellung  des 
Steuerobjects  vereinfacht,  unmittelbar  den  verbrauchsteuerpflichtigen 
Consumenten,  nicht  nothwendig  Zwischenpersonen  trifl't  und  einen 
rationellen  Qualitätssteuerfuss   am  Leichtesten   und  Besten  zulässt. 
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C.  —  V?.  542.     Die  Steuersätze. 

Die  Feststellung  der  Steuersätze  erfolgt  in  der  Praxis  regel- 
mässig auf  eine  ziemlich  willkührliche  Weise.  Man  hält  sich  bei 
alten  Steuern  etwa  an  die  zui'ällig  geschichtlich  überkommenen 
Sätze  und  verändert  diese  in  der  Kichtung  gleichmässigerer  Ver- 
theiUmg  der  Besteuerung  sowie  nach  der  Höhe  des  zu  deckenden 
Bedarfs  nicht  viel  anders  als  nach  einem  gewissen,  meist  ganz 
subjectiven  ,. Dafürhalten",  Bei  neuen  Steuern  verfährt  man  nach 
derselben  principlosen  Art.  Theoretisch  ist  jedenfalls  ein  richtigeres 
Vorgehen  zu  verlangen  und  es  lässt  sich  ein  solches  auch  angeben. 
Die  Praxis  wird  die  sich  hier  bietenden  Schwierigkeiten  allerdings 
nicht  leicht  ganz  correct  lösen,  sondern  oft  nur  durchhauen  können. 
Soweit  als  möglich  aber  sollte  sie  doch  nach  Principien  verfahren 
und  sich  namentlich  bei  grösseren  Reformen  von  der  blossen 
Routine  lossagen.^) 

Die  richtige  Höhe  der  Steuersätze  ergiebt  sich  nothwendig  aus 
dem  Verhältniss  der  Steuerobjecte  und  Steuerarten  zu  dem  durch 
Steuern  überhaupt  zu  deckenden  Theil  des  Finanzbedarfs.  Der 
Feststellung  der  Steuersätze  müsste  daher  die  Entscheidung 
darüber  vorangehen,  in  welchem  Verhältniss  der  Ge- 
sammt e r trag  jederSteuergattung  und  einzelner  Steuern 
zur  Deckung  des  ganzen  Steuerbedarfs  ungefähr  bei- 
tragen soll.  Vornemlich  handelt  es  sich  hier  darum,  die  Quote 
je  der  Ertrag-,  der  Einkommen-  und  Vermögen-,  der 
Erbschaft-,  der  Verkehr-  und  der  Verbrauchsteuern,  dann 
wieder  bei  den  Ertragsteuern  die  Quote  jeder  einzelnen  der- 
selben,  bei  den  Einkommensteuern   die  Quote  der   Steuer  des 


*)  Vorwürfe  dieser  Art  sind  auch  der  neuesten  Steuerreform  im  Deutschen  Reiche 
nicht  zu  ersparen.  Die  Verquickung  der  Reichs-  u.  Particularstaatsfinanzcn  erschwert 
freilich  die  Aufgabe,  aber  macht  sie  eigentlich  nur  noch  nothwendiger.  Bevor  man 
zur  Ausführung  des  Programms:  „mehr  indirecte  Steuern"  schritt,  wäre  doch  eine 
Feststellung  d<;s  richtigen  Verhältnisses  zwischen  directen  u.  indirecten  Steuern,  das 
man  erstreben  will,  geboten.  Der  beliebte  Hinweis  auf  das  Ausland,  wo  man  auch 
aufs  Gerathewohl  die  einzelnen  Steuern  ausgebildet  hat  oder  wo  in  dieser  Hinsicht 
ein  Product  zufalliger  geschichtlicher  Entwicklung  vorliegt,  hat  zunächst  gar  keinen 
Werth,  weil  die  Verhaltnisse  ganz  verschieden  liegen.  S.  meinen  Aufsatz  über  die 
schweb,  deutschen  Finanzfragen,  Tüb.  Ztschr,  1S79  S.  95  ff.  Auch  das  Vorgehen  bei 
der  Regelung  der  Finanzzollsätze  und  der  landwirthschaftl.  Zölle  in  der  Tarifreform 
des  J.  1879  war  noch  ein  sehr  routinemässiges,  wie  die  Begründung  einzelner  Posi- 
tionen, z.  B.  Kaffee,  Thee,  Petroleum,  Wein,  in  d.  amtlichen  „Motiven"  bezeugt.  Von 
einer  Behandlung  solcher  Fragen  im  Zusammenhang  des  ganzen  Steuersystems, 
daher  namentlich  unter  nothwendiger  Berücksichtigung  der  übrigen  Verbrauchs-  und 
directen  Steueni,  welche  das  Einkommen  ein  und  derselben  Person  muthmasslich 
belasten,  keine  Spur.  Statt  das  Moment  der  Willkühr  im  Steuersystem  zu  be- 
schränken, giebt  man  ihm  so  nur  einen  immer  grösseren  Spielraum. 

A.  Wagner,  Finaozwisspnschaft.    11.  38 
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Arbeits-,  des  Kenten-  und  des  gemischten  Einkommens, 
bei  den  Vermögen  steuern  die  Quote  der  Steuer  des  mobilen 
und  immobilen  Vermögens  vom  Steuerertrag  festzustellen.  Auch 
dies  darf  nicht  ganz  willkührlich  geschehen ,  sondern ,  unter  der 
gerade  hier  wohl  angemessenen  Berücksichtigung  des  geschichtlich 
überkommenen  Verhältnisses  der  Steuern  zu  einander,  in  der  Weise, 
dass  man  namentlich  die  Feststellung  der  Quoten  jeder  Ertrag-, 
Einkommen-  und  Vermögensteuer  auf  Grund  umfassender  landes- 
statistischer Aufnahmen  über  die  ungefähre  Höhe  der 
jeder  Steuer  unterliegenden  Erträge,  Einkommen  und  Vermögen 
vornimmt.  Diese  Aufnahmen  sind  von  Zeit  zu  Zeit  zu  revidiren. 
Auch  ist  ferner  zu  beachten,  wie  gewisse  Steuern  schliesslich  auf 
dasselbe  einzelne  Einkommen  oder  Vermögen  fallen,  und  darnach 
die  Regelung  der  Steuersätze  mit  vor  zunehmen.  Die  Quote  z.  B. 
der  Einkommensteuern,  insbesondere  der  davon  auf  die  unteren 
Classen  treif enden,  wird  daher  niedriger  in  einem  Steuersystem 
ausfallen  müssen,  in  welchem  hohe  indirecte  Verbrauchsteuern 
auf  nothwendige  Verzehrungsartikel  und  auf  Genussmittel  jener 
Classen  enthalten  sind.  Die  Quote  der  Vermögen-,  Erbschaft- 
steuern ist  unter  derselben  Voraussetzung  höher  anzusetzen.  Prac- 
tisch  würde  es  namentlich  wichtig  sein,  die  Quote  der  Verbrauchs- 
besteuerung, eventuell  auch  dieser  und  der  Verkehrsbesteuerung 
einer-,  der  sämmtlichen  übrigen  Steuern  andererseits  festzu- 
stellen, so  besonders  bei  eingreifenden  Steuerreformen,  um  nicht 
ganz  aufs  Gerathewohl  die  eine  Gattung  übermässig  zu  entwickeln 
und  die  andere  einseitig  zurückzudrängen,  nur  nach  subjec- 
tivem  Belieben. 

§.  543.  —  1)  Feststellung  der  Steuersätze  bei  den 
Ertrag-,  Einkommen-  und  ähnlichen  oder  bei  den  vor- 
zugsweise direct  erhobeneu  Steuern.  Repartitions- 
und  Quotitätssteuersystem. 

Nachdem  man  auf  diese  Weise  zunächst  die  Steuersumme,  welche 
durch  eine  Steuergattung  oder  eine  einzelne  Steuer  erzielt  werden  soll, 
festgestellt  hat,  kann  man  nun  bei  gewissen  Steuern  zur  rationellen 
Feststellung  der  Steuersätze  selbst  einen  doppelten  Weg  einschla- 
gen, deneinesRepartitions-  und  den  eines  Qu otitäts Steuersystems. 
Diese  Unterscheidung  wird  gewöhnlich  nur  bei  den  sogenannten 
directen  Ertrag-  und  Einkommen-,  allenfalls  auch  den  all- 
gemeinen Vermögensteuern  gemacht.  Sie  lässt  sich  aber  auch 
auf  andere  directe  Steuern,  z.  B.  die  Erbschaftssteuern  anwenden. 
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lu  eiuem  Puucte  kann  man  sogar  bei  den  Verkehr-  und  Ver- 
brauchsteuern den  Gedanken  des  Kepartitionssteuersystenis  ver- 
werthen,  indem  man  mit  dem  Ertrag  dieser  Steuern  gewisse 
directe  Steuerzahhmgen  in  Verbindung  bringt  oder  wenigstens  für 
ilie  Folgezeit  die  Steuersätze  auf  einer  oder  beiden  Seiten  ent- 
■^precheud  regulirt. ') 


')  S.  Rau  I.  §.  295.  Er  hebt  die  Unterscheidung  als  eine  ,.bes.  im  französ. 
Finanzwesen  gangbare"  hen'or,  bemerkt  aber,  dass  sie  hie  und  da  auch  in  anderen 
Ländern  vorkomme.  So  in  Würteiuberg,  wo  seit  1S21  ein  festes  VerhJiltniss  zwischen 
den  3  alteren  Schätzungen  festgehalten  wurde,  die  Grundst.  sollte  ^'/j^,  die  Hausst.  */24, 
die  Gewerbest,  ^i^^  des  zeitweilig  auf  '6  Mill.  fl.  fixirten  Gesammtertrags  abwerfen. 
Für  die  Grundst.  ergab  sich  so  2*;8  Mill.  fl.  und  ein  Steuerfuss  von  11"729  "/q  des 
Reinertrags,  bei  der  Gebäudest.  v.  2"538  Permille  (nach  Kau,  — Procent?).  Mit  der 
verschiedenen  Entwicklung  der  betreffenden  Erträge  müssen  sich  solche  Quoten  noth- 
wendig  verändern,  um  die  einzelnen  Ertragsquellen  gleichmässig  zu  besteuern.  Das 
ist  später  auch  in  Würt.  geschehen.  —  Rau  erklärt  sich  gegen  die  Repartition:  „Die 
En^'ägung,  dass  es  gerecht  ist,  wenn  der  Steuerfuss  im  ganzen  Lande  gleichbleibt  (?), 
und  dass  es  für  den  Steuerpflichtigen  eine  Erleichterung  ist,  wenn  der  Steuerfuss 
nicht  oft  verändert  wird  [aber  wenn  der  Finanzbedarf  es  fordert?],  führt  dahin,  dass 
man  den  Quotitäts-  („gleich  angelegten")  Steuern  im  Allgemeinen  den  Vorzug  geben 
muss.  Bei  den  meisten  Aufwandsteuern  ist  die  Yertheilung  einer  im  Ganzen  fest- 
gesetzten Summe  gar  nicht  ausfuhrbar."  Diese  Beweisführung  ist  nicht  überzeugend. 
Rau  übersieht  auch  den  Zusammenhang  beider  Besteuerungsmethoden  mit  allgemeineren 
Verhältnissen  der  Steuerverwaltuug,  nam.  den  in  §.  544  erwähnten.  —  In  Frank- 
reich sind  von  den  4  grossen  directen  Steuern  3,  die  Grundst.,  die  Personal-  und 
Wohnungssteuer  (impüt  personel  et  mobilier)  u.  die  Thür-  u.  Fensterst.  Repartitions-, 
nur  eine,  die  Gewerbe-  oder  Patentst.  eine  Quotitätssteuer.  S.  darüber  Hock,  Fin. 
Frankr.  S.  140  ff.  Er  erkennt  mit  Recht  die  Vorzüge  des  Repart.systems  an,  S.  152. 
..Es  entsteht  dadurch,  sagt  er,  eine  gegenseitige  üeberwachung  und  ein  moralischer 
Hebel  für  Steuerpflichtige,  Schätzleute,  Gemeindevertreter,  welcher  wohlthätiger  wirkt, 
als  die  gehäuftesten  fiscalischen  Massregeln,  und  anderseits  ist  durch  die  genaue  Er- 
mittelung der  Elemente,  auf  denen  die  Steuerpflicht  des  Einzelnen  beruht,  jeder 
WUlkuhr  u.  jeder  Einmengung  eines  der  allgemeinen  Gesetzgebung  fremden  Princips 
in  die  Steuerbemessung  vorgebeugt."  —  Bei  der  „Contingentirung"  von  Steuern  in 
Preussen  ist  dem  Repartitionsprincip  nur  zugleich  in  schärferer  Weise  eine  staats- 
rechtliche Bedeutung  gegeben  worden.  Die  Grundst.  wurde  durch  das  Gesetz  vom 
21.  Mai  1S61  auf  10  Mill.  Thlr.  Gesammtertrag  für  die  Monarchie  im  vor- 66er 
Lmfang  festgestellt.  Dann  wurde  der  Boden  katastrirt,  um  den  Reinertrag  in  „ver- 
hältnissmässiger  Gleichheit"  zu  ermitteln  und  danach  jene  Summen  von  Oben  nach 
Unten  auf  die  Provinzen,  Kreise,  Gemeinden  u.  scldiesslich  auf  die  einzelnen  Liegen- 
schaften zu  vertheileu.  Als  nomineller  Steuerfuss  der  Grundsteuer  ergab  sich  so 
9"ö74  *',o.  Die  Gebäudesteuer  ist  Quotitätsst.  geblieben.  Durch  das  Ges.  v.  25.  Mai  1873 
ist  die  Classensteuer  ähnlich  auf  11  und  mit  Einbeziehung  der  bisher  mahl-  und 
schlachtst.pflicht.  Städte  auf  14  MUl.  Thlr.  contingentirt  worden.  Die  classificirte 
Einkommenst.  ist  nach  wie  vor  Quotitätsst.  —  Mit  der  Zollreform  von  1879  ist  auch 
im  Deutschen  Reiche  eine  Einrichtung  eingeführt  worden,  die  auf  einem  verwandten 
Gedanken  beruht.  Das  Keichsges.  v.  15.  Juli  1879  §.  8  sichert  dem  Reiche  aus  dem 
Ertrag  der  ZöUe  und  der  Tabaksteuer  ein  ,. Voraus"  von  130  Mill.  M.  Was  darüber 
hinausgeht,  wird  den  Einzelstaaten  nach  Massgabe  der  Bevölkerung,  mit  der  sie  zu 
den  Matricularbeiträgen  herangezogen  werden,  überwiesen.  In  Preussen  ist  nun 
■in  Gesetz  in  Vorbereitung,  nach  welchem  bei  solchen  üeberweisungen  eventuell 
i^ewisse  Erlässe  an  der  Classen-  und  Einkommensteuer,  weiterhin  eventuell  Ueber- 
tragungen  von  Theilen  der  Staats-Grund-  und  Gebäudest.  an  die  Gemeinden  stattfinden 
sollen:  die  im  Text  angedeutete  Beziehung  zwischen  directen  u.  indirecten  Steuern 
nach  einem  Gedanken  des  Repartitionssystems. 

38* 
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a)  Das  Repartitions-  (Vertheilungs-,  Auftheilungs)- 
system  beruht  auf  dem  Princip,  wie  es  schon  im  obigen  Vorschlag 
geschehen  ist,  zunächst  die  ganze  Steuersumme,  welche  man 
durch  eine  Steuer  aufbringen  will,  festzustellen  und  dann  dieselbe 
von  Oben  nach  Unten  auf  die  Steuero  bj  ect  e  zu  vertheileu. 
Die  gesetzliche  Festsetzung  einer  solchen  Steuersumme  nennt  die 
technische  Sprache  einzelner  Länder  (Preussen)  die  „Contingen- 
tirung'^  einer  Steuer.  Der  Steuersatz  für  ein  Steuerobject,  bez. 
für  das  danach  besteuerte  Steuers ubject,  oder  der  Steuer fuss  für 
die  Steuereinheit  ergiebt  sich  hier  erst  am  Schi uss  der  ganzen 
Operation.  Er  wechselt  daher  bei  gleicher  Steuersumme  nach 
der  Zahl  (Wer  thgrösse  u.  s.w.)  der  Steuereinheiten.  In  dieser 
Weise  kann  man  die  Steuersumme  für  einzelne  Er  trag  steuern, 
auch  für  Einkommensteuern  oder  für  die  ganzen  „directen" Steuern 
gesetzlich  feststellen,  wie  mehrfach  geschehen  ist,  oder  man 
kann  bestimmte  gesetzliche  Vorschriften  treffen,  um,  unabhängig 
vom  Steuersatz  für  das  einzelne  Object,  nach  gewissen  statistischen 
Anhaltspuucten  u.  s.  w.  zunächst  die  Steuersumme  für  eine  Steuer 
festzusetzen,  wie  es  ebenfalls  vorkommt.^) 

b)  Den  umgekehrten  Weg  schlägt  man  im  Quotitäts- 
steuersy stem  ein :  man  setzt  zuerst  den  Steuersatz  für  die  Steuer- 
einheit fest,  bei  den  üblichen  directen  Steuern  in  Form  einer  Quote 
oder  eines  Procentsatzes  der  betreffenden  Geldwertheinheiten 
der  Steuerobjecte.  Die  Steuersumme  bildet  sich  dann  von  Unten 
nach  Oben  zu  und  ergiebt  sich  erst  am  Sc  hl  uss  der  Operation. 
Sie  wechselt  bei  gleichem  Steuersatz  nach  der  Zahl  u.  s.  w. 
der  Steuereinheiten.  In  der  Regel  hat  man  bei  den  Ertrag-,  Ein- 
kommen-, Vermögen-,  Erbschaftssteuern  diesen  Weg  eingeschlagen. 
Bei  den  Steuersätzen  der  Verkehr-  und  Verbrauchsteuern  liegt  im 
Grunde  dasselbe  Verfahren  vor. 

In  zwei  wesentlichen  Puncten  muss  man  bei  diesen  beiden 
sonst  so  verschiedenen  Systemen  der  Besteuerung  allerdings  doch 
auf  gleiche  Weise  Seitens  der  Verwaltung  vorgehen.  Auch  bei 
der  Quotitätsbesteueruug  muss  die  Steuersunime,  die  man  erzielen 
will,  von  vorneherein  wenigstens  ungefähr  feststehen,  um  die 
Steuersätze  annähernd  richtig,  d.  h.  so  bestimmen  zu  können,  dass 
auf  die  Deckung  des  Bedarfs  gerechnet  werden  kann.  Und  bei 
der  Repartitionsbesteuerung  sind  gewisse  Normalsteuersätze  wenig- 

*)  S.  vor.  Note,  bes.  Hock  a.  a.  0.  über  die  Methode  bei  der  Gruiulst.  in  Frank- 
reich, die  zu  reijartirende  Summe  für  den  ganzen  Staat  festzustellen. 
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stens  als  p  r  o  v  i  s  o  r  i  s  c  h  c  der  \'cranl:ig-ani;-  und  Krlicl)nng  zu  Grnnde 
zft  legen,  dieselben  unterliegen  aber  dann  später  einer  Verminderung 
oder  Erhöhung,  je  nachdem  das  Ergebniss  die  feste  Steuersummc 
übersteigt  oder  nicht  erreicht.'*)  Gerade  in  Betrefll'  der  endgiltigen 
Feststellung  der  Steuersätze  ergeben  sich  hier  indessen  schon  einige 
\'ortheile  des  Repartitioussystems. 

§.  544.  Bei  den  gewöhnlichen  directen  Steuern,  den  Ertrag-, 
Einkommen-,  Vermögensteueru,  hängt  die  AVahl  zwischen  Repar- 
titions-  und  Quotitätsbesteuerung  noch  mit  anderen  Verhältnissen 
der  Steuerverwaltung  zusammen.  Die  Repartitionsbesteucrung  lässt 
sich  hier  passend  einmal  mit  einer  gewissen,  öfters  erwünschten 
Decectralisation  der  Steuer  Verwaltung,  sodann  mit  einer 
Vertheilung  der  Steuerlast  durch  die  Steuerpflichtigen 
selbst  unter  sich  in  Verbindung  bringen. 

a)  Jene  Decentralisation  besteht  darin,  dass  man  die 
Selbstverwaltungskörper  auch  für  die  directe  Staatsbe- 
steuerung mit  in  Thätigkeit  setzt.  Man  repartirt  die  ganze  Summe 
einer  Staatssteuer  zunächst  auf  die  Provinzen,  dann  die  Provincial- 
quote  auf  die  Kreise  und  kreisexemten  Gemeinden  (Städte),  die 
Kreisquote  auf  die  Gemeinden.  Die  weitere  Vertheilung  der  Pro- 
vincial-  und  Kreisquoten  auf  die  nächst  kleineren  Körper  kann 
gleich  durch  Gesetz  oder  durch  die  staatliche  Steuerverwaltung  auf 
Grund  von  Katasteroperationen  u.s.  w.  selbst  erfolgen,  aber  auch  nach 
gesetzlichen  Vorschriften  und  unter  Vorbehalt  etwaigen  Recurses 
an  Staatsbehörden  oder  an  gewisse  Organe  des  höheren  Selbst- 
verwaltungskörpers durch  die  Verwaltung  der  letzteren.  Es  lässt  sich 
dabei  allenfalls  das  Princip  einer  Steuerhaftung  jedes  solchen 
Körpers  für  seine  Steuerquote  festsetzen  (§.  567).  Besonders  wird 
sich  hier  aber  die  —  übrigens  auch  bei  gewissen  directen  Quoti- 
tätssteuern  des  Staats  vielfach  empfehlenswerthe  und  übliche  — 
Erhebung  der  Staatssteueru  durch  die  Steuererhebungsorgane 
der  Communalbesteuerung  (§.  568)  zweckmässig  anschliessen. 

Eine  solche  Decentralisation  hat  den  grossen  Vortheil,  die 
Berücksichtigung  der  localen  Verhältnisse  zu  erleichtern,  ohne 
doch  den  Staat  in  seinem  Finanzinteresse  zu  gefährden.     Sie  ist 


*>  So  geschieht  es  nach  dem  gen.  Gesetz  von  1873  regelmässig  bei  der  preuss. 
Classensteuer.  Die  Bevölkerung,  d.  h.  die  Steuerpflichtigen  unter  1000  Thir.  Ein- 
kommen, wird  nach  den  gesetzlichen  Steuersätzen  zur  Steuer  veranlagt.  Ergiebt  sich 
dabei,  wie  gegenwärtig  regelmässig,  ein  Plus  der  Steuersumme  über  42  Mill.  M. 
hinaus,  so  erfolgt  eine  entsprechende  Ermässigung  der  Steuersätze  pro  rata,  die  z,  B. 
bei  den  letzten  Monatsterminen  gutgerechnet  wird. 


598   3.  B.  2.K.  I.A.  Allg.  Steuerl.   4.  H.-A.  Steu.verwalt.  2.  A.  Grundlagen.  §.544,545. 

auch  wohl  eine  richtige  Consequenz  der  neueren  Organisation  der 
Selbstverwaltung  tiberhaupt.  Zur  richtigen  Vertheilung  der  Steuer- 
summen, z.  B.  für  die  Grundsteuer,  auf  die  Provinzen,  Kreise  und 
Gemeinden  bedarf  es  freilich  umfassender  landesstatistischer  Auf- 
nahmen, Katasteroperationen  und  Veranlagungen  Seitens  des  Staats. 
Da  es  sich  dabei  aber  wesentlich  nur  darum  handelt,  einen  Ver- 
theilungsschlüssel  diesen  ganzen  Gebietstheilen  gegenüber  zu 
erlangen,  nicht  unmittelbar  den  Steuersatz  der  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen zu  bestimmen,  so  schaden  die  ohnehin  nie  ganz  zu 
vermeidenden  kleinen  Fehler  bei  jenen  Aufnahmen  nicht  soviel,^") 
Man  kann  sich  daher  mit  einer  weniger  sorgfältigen,  mithin 
auch  weniger  zeitraubenden  und  kostspieligen  Operation 
begnügen.  So  gewinnt  man  den  weiteren,  sehr  wesentlichen  Vor- 
theil,  diese  Operation  öfters  erneuern  oder  Einzelnes  revidiren 
zu  können,  um  die  Hauptvertheilung  der  betreffenden  Steuer  in 
Uebereinstimmung  mit  den  local  so  verschiedenen  Veränderungen 
der  Productionstechnik,  Ertrags-  und  Einkommenhöhe  u.  s.  w. 
zu  erhalten. 

b)  Die  letzte  Vertheilung  der  Steuersumme  auf  die 
einzelnen  Steuerpflichtigen  durch  diese  selbst  oder 
wenigstens  unter  deren  unmittelbarer  Mitwirkung  mittelst  ent- 
sprechend gebildeter  Steuerveranlagungs-Commissionen  führt  dann 
erst  zur  Feststellung  des  Steuersatzes  für  jedes  Steuersubject  oder 
Steuerobject.  Dabei  ergiebt  sich  öfters  die  Möglichkeit,  die  indi- 
viduellen Verhältnisse  der  Steuerpflichtigen  angemessen  mit  zu 
berücksichtigen,  was  bei  Personalsteuern,  wie  den  Einkommen- 
und  Vermögensteuern  in  hohem  Maasse  erwünscht  und  selbst  bei 
Ertragssteuern,  wie  namentlich  der  Grund-  und  Gewerbesteuer, 
mitunter  das  einzige  Mittel  ist,  um  gewisse  denselben  anhaftende 
Mängel  zu  mildern  und  dadurch  diese  ganze  Steuergattung  steuer- 
technisch minder  unvollkommen  zu  machen:  allerdings  die  Ver- 
bindung eines  Subjectsteuermoments  mit  der  Objectbesteuerung, 
z.  B.  bei  der  Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten  der  einzelnen 
Grundsteuersubjecte,  aber  eine  wohl  zu  rechtfertigende  Massregel. 


")  Es  ist  derselbe  Gedanke,  der  den  grossen  Grundsteuerkatasteroperationen, 
specieli  der  doch  mehr  cursorischen ,  als  \virklich  genauen  preussischen ,  zu  Grunde 
liegt.  Man  sollte  nur  nicht,  wie  gerade  in  Frankreich,  nach  dem  doch  nur  im  Ganzen 
und  Grossen  cinigermassen  brauchbaren  Kataster  die  Grundsteuer  auf  die  einzelnen 
Liegenschaften  vertheilen,  sondern,  nach  den  richtigen  Vorschlägen  von  L.  Stein 
u.  A.,  diese  letzte  Vertheilung  auch  in  gewisser  Abweichung  vom  Kataster  durch 
Gemeindecommisöionen,  d,  h.  nach  dem  unter  b  emplohlcncn  System  vornehmen.  §.  554 IV. 
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Mitunter  lässt  sich  hier  aucli  bei  gewissen  Steuern  eine  Gesamnit- 
steuerscliuldigkeit  eines  Kreises  von  Berufsgenossen 
bilden,  die  dann  nacli  gewissen  gesetzlichen  Vorschriften  von  einem 
Ausschuss  der  Betheiligten  auf  die  Einzelneu  vertheilt  wird:  ein 
besonders  zweckmässiges  Mittel,  um  den  Steuersatz  des  Einzelnen 
seiner  jeweiligen  wirklichen  wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit 
nach  möglichst  richtig  festzustellen  (preussische  Gewerbesteuer, 
„Steuergesellschaften"  ^'). 

§.  545.  Der  Vorzug  des  Re])artitioussystems  vor  der  Quoti- 
tätsbesteuerung  ergiebt  sich  aus  dem  Vorausgehenden  bereits  zur 
Genüge.  Er  tritt  auch  noch  aus  folgenden  weiteren  Erwä- 
gungen hervor. 

a)  Das  Repartitionssystem  entspricht  von  vorneherein  mehr 
dem  Wesen  des  öffentlichen,  besonders  des  Staatshaushalts:  der 
Bedarf  überhaupt,  bei  Finanz wirthschaften  mit  bedeutenderem 
Privaterwerb  und  Gebührenwesen  auch  gerade  der  gesammte  Steuer- 
bedarf ist  schwankend.  Nach  diesem  Wechsel  des  Bedarfs  muss 
sich  nothwendig  die  Ertragssumme  auch  der  einzelnen  Steuern  mit 
richten  und  demgemäss  hat  der  Steuerfuss  zu  wechseln.  Das 
wird  bei  den  Quotitätssteuern  leicht  vergessen,  durch  das  Repar- 
titionssystem immer  in  Erinnerung  erhalten:  ein  nicht  unwichtiger 
hnanzpolitiscber  Gewinn. 

b)  Die  Finanzverwaltung  kann  mit  Recht  feste  Steuersummen 
der  einzelnen  Steuern  verlangen,  um  die  möglichst  gesicherte  Ord- 
nung in  der  Finanzwirthschaft  zu  erhalten.  Das  Repartitionssystem 
bietet  dafür  die  beste  Garantie.  Anderseits  verlangt  das  Interesse 
einer  wirksamen,  namentlich  parlamentarischen  Finanzcoutrole  eben- 
falls feste,  nicht  ins  Beliebige  durch  den  Druck  der  Steuerschraube 
und  durch  die  wirthschaftliche  Entwicklung  des  Landes,  die  Ver- 
mehrung der  Bevölkerung  höher  anwachsende  Steuersummen.  Da- 
bei wird  die  Regierung  leicht  gegen  das  wahre  politische  und 
finanzielle  Interesse  zu  unabhängig  und  droht  die  Prüfung  der 
Ausgaben,  namentlich  neuer  und  vermehrter,  für  welche  die 
Deckungsmittel  nun  schon  im  Zuwachs  der  bestehenden  Steuern 
vorhanden  sind,  an  Ernst  und  Gründlichkeit  zu  verlieren.  Die 
„ Co n fingen tirung"  namentlich  gewisser  Einkommen-,  Vermögen- 
und  Ertragsteuern,  dieselbe  oder  eine  ähnliche  Einrichtung  bei  den 
Verbrauch-  und  Verkehrsteuern,  z.  B.  in  der  Weise,  dass  bei  dem 

")  S.  d.  preuss.  Ges.  über  Gewerbesteuer  v.  30.  Mai  1820  u.  19.  Juli  1861. 
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auf  Grund  bestimmter  fester  Steuersätze  wachsenden  Ertrag  im 
Falle  der  Ueberschreitung  einer  gewissen  Summe  entweder  eine 
neue  gesetzliehe  «Regelung  der  Steuersätze  oder  eine  im  Voraus 
bestimmte  Reduction  derselben  oder  eine  angemessene  Ermässigung 
gewisser  directer  Steuern  erfolgen  muss  — ,  eine  solche  Einrich- 
tung ist  daher  dem  Wesen  des  constitutionell-monarchischen  Staats 
ganz    angemessen   und  finanzpolitisch  gewiss  empfehlenswerth.  i^) 

c)  Das  Repartitionssj'stem  ruft  in  viel  höherem,  aber  ganz 
berechtigtem  Maasse  das  Interesse  der  Steuerpflichtigen  selbst  an 
einer  richtigen,  gleichmässigen  Vertheilung  der  Steuerlast  wach 
und  bietet  auch  dadurch  wieder  eine  Garantie  mehr  für  die  richtige 
Feststellung  der  Steuersätze.  Denn  da  es  sich  hier  um  Vertheilung 
einer  festen  Steuersumme  auf  gesetzlich  bestimmte  Steuersubjecte 
bez.  Objecte  handelt ,  so  hat  jeder  einzelne  Steuerpflichtige  ein 
directes  Interesse  für  sich  selbst  daran,  dass  alle  Steuersub-  und 
objecte  vollständig  und  richtig  ermittelt  und  mit  den  richtigen 
Sätzen  getroffen  werden.  Jede  Auslassung,  jede  zu  niedrige  Be- 
legung eines  Einzelnen  führt  nothwendig  zu  einer  höheren  Belastung 
der  Uebrigen.  Eine  gegenseitige  Controle,  eine  Hilfsleistung  der 
Steuerpflichtigen  bei  der  Steuerumleguug  u.  s.  w.  wird  so  für  Jeden 
räthlicb,  wie  sich  namentlich  bei  der  Repartition  von  Gesammt- 
steuerschuldigkeiten  kleiner  Kreise,  der  Gemeinden,  der  berufs- 
genössischen  Steuergesellschaften  zeigt.  Bei  der  Quotitätsbesteue- 
rung  hat  der  Einzelne  an  der  richtigen  Besteuerung  des  Anderen 
gar  kein  unmittelbares  Interesse.  Man  könnte  vielleicht  hie  und 
da  sittliche  Bedenken  gegen  diese  Folgen  der  Repartitionsbesteue- 
rung  hegen,  weil  Missgunst,  Neid,  Concurrenz,  Bosheit  u.  s.  w. 
hier  leicht  eine  Rolle  spielen.  Aber  gegenüber  einer  öffentlich- 
rechtlichen und  sittlichen  Pflicht,  wie  der  Steuerpflicht,  deren  ge- 
ordnete Erfüllung  Seitens  aller  Glieder  der  ■  Staatsgemeinschaft  die 
Voraussetzung  des  Gedeihens  der  letzteren  ist,  kann  die  gegen- 
seitige Wachsamkeit  darüber,  dass  Jedermann  dieser  Pflicht  richtig 
nachkomme,  doch  an  sich  nur  als  durchaus  berechtigt  bezeichnet 
werden.  ^^) 

§.  546.  —  2)  Feststellung  der  Steuersätze  bei  den 
Verkehr-  und  Verbrauchsteuern. 

'*)  S.  Kote  7  über  die  neuesten  deutschen  u.  preuss.  Einrichtungen.  Bei  der 
Einkommenst.  in  Preussen  erscheint  das  Verlangen  nach  einer  Contingentirung  von 
diesem  Standpuncte  aus  gerechtfertigt.  Practisch  wichtiger  wäre  freilich  die  Contin- 
gentirung der  Verbrauchstcuererträge  auch  in  Deutschland. 

'=*)  S.  Ilock's  ürtheil  in  Note  7. 
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Bei  diesen  Steuern,  von  welchen  die  letzteren  ja  auch  die 
vorzugsweise  indirect  erhobenen  sind,  hat  man  es  nnniiltel- 
har  nur  mit  Q  uotitätssteuern  zu  thun.  Darin  liegt  verglichen 
mit  den  erwähnten  anderen  Steuern  wieder  ein  Mangel  dieser 
beiden  Steuergattaingen.  Einer  „Contingentirung''  der  Steuererträge, 
<(>  dass  bei  höherem  Erlrage  Ermässigungen  der  Steuersätze  dieser 
(•der  anderer  Steuern,  l)ei  geringerem  Ertrage  entsprechende  Er- 
höhungen dieser  Sätze  eintreten  müssen,  steht  aber  au  sich  nichts 
im  Wege.  Ja,  dieselbe  hat  ihre  Vortheile,  ebenso  wie  bei  den 
directen  Steuern. 

Der  Gesetzgeber  muss  hier  die  Steuersätze  nun  für  jedes  Ob- 
ject,  bez.  jede  Steuereinheit  selbst  nach  seinem  Ermessen  festsetzen, 
rationeller  Weise  in  Gemässheit  der  Grundsätze,  welche  für  die 
Einrichtung  der  Verkehr-  und  Verbrauchsteuern  massgebend  sein 
sollen  (§.  471,  52G  if.)  und  mit  steter  Rücksicht  auf  die  Gestal- 
tung des  ganzen  Steuersystems.  Denn  von  diesem,  besonders  von 
den  Arten  der  Ertrag-,  Einkommen-  und  Vermögensteuern,  von  der 
Höhe  der  Steuerfüsse  derselben  u.  s.  w.  hängt  es  mit  ab,  ob  und 
welche  und  wie  hohe  Verkehr-  und  Verbrauchsteuern  zulässig  sind. 
Da  man  hier  bei  ganz  neuen  Steuern  und  bei  Reformen  in  den 
alten ,  namentlich  bei  Veränderungen  der  Steuersätze  mit  vielen 
unbekannten  oder  unsicheren  Factoren  rechnet,  in  Bezug  auf  den 
schliesslichen  Ertrag  der  Steuern  so  wie  auf  ihre  Einwirkung  auf 
die  steuerpflichtigen  Subjecte  und  Objecte,  so  werden  öfters  Tarif- 
experimente  und  Provisorien  in  den  Tarifen  empfehlenswerth 
sein,  um  nach  dem  Erfolge  auch  in  kürzeren  Perioden  Aende- 
rungen  vorzunehmen  f§.  319). 

Die  weiteren  Fragen  der  Steuerverwaltungstechnik  beziehen 
sich  auf  die  Steuertarife  und  auf  die  Feststellung  der 
Steuersätze  als  Werth-  oder  als  specifische  Sätze.'*) 

a)  Förmliche  Tarife  oder  amtliche  Verzeichnisse  der  Steuer- 
einheiten und  Steuersätze  immer  je  für  eine  Reihe  einzelner  Steuer- 
objecte,  welche  zu  einer  bestimmten  Steuergattung  gehören,  sind 
bei  den  Verbrauchsteuern,  namentlich  bei  den  Zöllen,  mitunter 
auch  bei  den  inneren  Accisen,  dann  bei  den  Verkehrsteuern 
in  Stempelform  (Stempeltarife)  und  in  Form  von  Register- 
und Eintragungsabgaben  u,  dgl.  meistens  wegen  der  Zahl 
und  Verschiedenheit  der  Steuereinheiten  und  Steuersätze  zu  bilden. 


'*)  S.  bes.  Hock,  öff.  Abg.,  S.  131  ff. 
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Je  complicirter  namentlich  die  BezoUiing  ist,  je  mehr  Stufen- 
zölle für  verschiedene  Sorten  und  Qualitäten  einer  Waare  ein- 
gerichtet werden,  eine  desto  schwierigere,  aber  auch  nicht  un- 
wichtige Sache  ist  alsdann  schon  die  formelleAnordnung  des 
Tarifs  für  den  practischen  Gebrauch.  Grosse  „amtliche  Waaren- 
verzeichnisse''  müssen  dann  hinzu  kommen,  um  die  richtige 
Rubricirung  jeder  Waare  unter  die  gesetzliehe  Tarifposition  und 
den  betreffenden  Tarifsatz  sicher  zu  stellen.  Leichte  und  bequeme 
Uebersicht  bleibt  immer  für  das .  Publicum  und  für  die  Steuer- 
verwaltung ein  wichtiges  Desiderat  in  Betreff  des  Tarifs.  Aber 
complicirte  Zolltarife  mit  zahlreichen  Schutzzöllen  und  Stempel- 
und  ähnliche  Tarife  bieten  hier  viele  Schwierigkeiten. 

Man  unterscheidet  bei  diesen  Tarifen  den  alphabetischen 
und  den  systematischen.  Jener  empfiehlt  sich  wohl  namentlich 
bei  einer  kleineren  Zahl  nicht  allzu  zahlreich  abgestufter  Tarif- 
sätze, so  bei  einem  reinen  Finanz  zoll  System.  Der  systematische 
eignet  sich  mehr  für  ein  verwickelteres  Zoll-  und  Stempelsystem, 
z.  B.  bei  zahlreichen,  vielfach  abgestuften  Schutzzöllen,  bei  feinerer 
Unterscheidung  der  Rechtsgeschäfte,  welche  verkehrsteuerpflichtig 
sind,  bei  mannigfaltigen  Stempeln  (§.  324).  i^) 

§.  547.  —  b)  Werth-  und  specifische  Steuersätze.") 
Der  streng  rationelle  Steuersatz  für  Waaren,  welche  in  der 
Form  von  Zöllen  oder  inneren  Steuern  einer  Verbrauchsbesteuerung 
unterliegen,  ist  der  Werth  Steuersatz,  also  beim  Zoll  der  Werth- 
zoll:  eine  Quote  (Procentsatz)  von  dem  nach  gesetzlicher  Vor- 
schrift ermittelten  AVerth.  Der  Werthsteuersatz  allein  entspricht 
bei  den  Finanzzöllen  und  den  inneren  Verbrauchsteuern 
dem  Princip  der  Gleichmässigkeit  und  bei  Schutzzöllen 
dem  Zweck,  welchen  man  bei  diesen  in  wirthschaftspolitischer 
Hinsicht  verfolgt.  Aber  die  practischen  Schwierigkeiten  einer 
sicheren  Durchführung  dieser  Werthbesteuerung  sind  in  der  Regel 
sehr  gross,  so  dass  man  meistens  besser  daran  thut,  öfters  ge- 
nöthigt  ist,  sich  mit  sogen,  specifi sehen  Steuer-  und  Zollsätzen 
zu  begnügen. 

a)  So  namentlich  bei  den  inneren  Verbrauchsteuern,  wo  sich 
nur    ganz  ausnahmsweise  bei   Steuerforraen  im  Anschluss  an  die 

'^)  Der  heutige  deutsche  Zolltarif  vom  15.  Juli  1S79  ist  als  alpbabet.  Tarif  kaum 
mehr  zweckmässig,  üeber  die  ungeheuerliche  Rubrik  Kr.  25  „Material-  u.  Specerei-, 
auch  Conditorwaaren  und  andere  Consumtibüien  (sie!)"  urtheilt  Hock  S.  133  sehr 
richtig. 

")  S.  Hock,  öfl:  Abg.,  S.  134  ff. 
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l>rivate  Productioii  eine  Werthbcsteueruii^-  möglich  erwiesen  bat 
(französische  Weinbesteiierung,  sogen.  Dctailgeblihr,  wieder  auf- 
gegebene Werthstufen  bei  der  Tabakfabrikatbesteuerung  in  Nord- 
amerika und  Russland).  Die  Ermittlung  der  richtigen  Werthc,  die 
Sicherung  vor  Hintergehungen  ist  zu  schwierig,  die  Controle  zu 
lästig  für  alle  Betheiligten.  Bei  Thoraccisen  u.  dgl.  mit  Werth- 
steuersätzen  würden  die  Schwierigkeiten,  Unsicherheiten  und  Ver- 
kehrsbelästigungen nach  der  Natur  der  meisten  hier  besteuerten 
Artikel  noch  grösser  sein  als  bei  den  Zöllen.  Nur  die  Mono- 
polisirung  gestattet  bei  der  inneren  Verbrauchsbesteuerung  die 
rationellere  Werthbesteuerung,  wie  schon  früher  mehrfach  hervor- 
zuheben war. 

ß)  Bei  den  Zöllen  ist  in  grösserem  Umfang  von  dem  Werth- 
zoU  Gebrau^^h  gemacht  worden,  namentlich  bei  Schutzzöllen  (Nord- 
amerika). Aber  auch  hier  ergeben  sich  doch  bei  den  meisten 
Artikeln  tiberwiegende  Bedenken  und  in  manchen  Ländern  gestatten 
die  Verkehrsverhältnisse  den  Werthzoll  vollends  nicht  wohl.  Man 
muss  gewöhnlich  die  eigenen  Angaben  des  Steuerpflichtigen  mit 
gewissen  Cautelen  gegen  zu  niedrige  Bewerthung  zu  Grunde  legen. 
Das  Interesse  des  Pflichtigen  ruft  hier  grosse  Versuchungen  wach. 
Die  amtlichen  Beglaubigungen  des  Werths  durch  Atteste  der 
Heimathsbehörden  des  Productionsorts,  die  consularischen  Certificate 
schaffen  grosse  Belästigungen  und  doch  keine  ausreichende  Sicher- 
heit für  richtige  Werthangaben.  Die  Zollbeamten  bedürfen  einer 
grossen  Waaren-  und  Marktkenntniss ,  um  nicht  getäuscht  zu 
werden.  Eine  Gleichmässigkeit  der  Bezollung  in  verschiedenen 
Zollämtern  ist  schwer  zu  verbürgen.  Bestechungen  des  Zollper- 
sonals drohen  leicht.  Eidesstattliche  Versicherungen  der  Steuer- 
pflichtigen sind  vollends  in  diesen  Dingen  sehr  misslich.  Be- 
treffende Vorschriften  führen  leicht  zum  förmlichen  Ueberwuchern 
falscher  Eide.  Auch  die  ehrlichen  Geschäftsleute  unterliegen 
grossen  Nachtheilen  bei  der  Unsicherheit  der  Bewerthung,  den 
Schwankungen  der  Preise,  bei  dem  etwaigen  Vorkaufsrecht  der 
Beamten  in  Bezug  auf  die  vermeintlich  zu  niedrig  taxirten  Waaren. 
Je  mehr  sich  der  Verkehr  decentralistisch  auf  eine  grosse  Reihe 
von  Zollämtern  zersplittert,  (Deutschland  im  Vergleich  mit  England, 
Frankreich),  desto  misslicher  und  .desto  ungleichmässiger  wird  die 
Werthbezollung.  Kommt  ein  unzuverlässiges  Beamtenpersonal,  eine 
ohnehin  laxe  geschäftliche  Moral  in  den  Geschäftskreisen  hinzu,  so 
drohen  die  schlimmsten  Uebelstände  einzureissen. 
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Man  muss  deshalb  nothgedrungen  in  der  Regel  die 
inneren  Verbrauclisteuersätze  und  die  Zollsätze  als  sogen,  specifi- 
sche  feststellen,  d.  h.  nach  gewissen  Einheiten  des  Maass-  und 
Gewichtssjstems,  nach  dem  Volumen,  dem  Flächenmaass,  vor  Allem 
nach  dem  Gewicht,  als  Gewichtzölle  u.  s.  w.,  ungefähr  so 
hoch  als  der  richtige  Werthzoll  sein  würde.  Leichtere  und  sichere 
Anwendung  dieser  Zölle  für  den  Verkehr  und  Seitens  der  Beamten 
ist  hierbei  der  steuertechnisch  bedeutungsvolle  Gewinn.  Die  grosse 
neue  Schwierigkeit  liegt  hier  nur  in  der  Berücksichtigung  der 
Sorten  und  Qualitäten  jedes  Artikels.  Eine  Abstufung  der 
Sätze  danach  ist  principiell  wieder  geboten,  practisch  in  der  Regel 
aber  bei  eigentlichen  Finanzzöllen  und  inneren  Verbrauchsteuern 
höchstens  in  einzelnen  Fällen  und  in  geringem  Maasse  (Zucker), 
meistens  gar  nicht  möglich.  Denn  die  Merkmale  der  Unterschei- 
dung sind  nicht  einfach,  die  Beamten  zur  Anlegung  der  Qualitäts- 
sätze nicht  sachkundig  genug,  Betrügereien  drohen  wieder  zu  leicht, 
überhaupt  stellen  sich  viele  ähnliche  Schwierigkeiten  wie  bei  der 
Werthbesteuerung  ein.  Etwas  besser  kann  man  bei  den  Schutz- 
zöllen auf  Fabrikate  und  Halbfabrikate  eine  rationelle  Abstufung 
der  specitischen  Zölle  vornehmen,  weil  sich  sicherere  Unterschei- 
dungsmerkmale der  Qualitäten  u.  s.  w.  angeben  und  in  der  Praxis 
leichter  verfolgen  lassen.  Aber  auch  hier  muss  man  sich  mit  einem 
gewissen  Maasse  der  Abstufung  begnügen  und  selbst  dabei  kommen 
wieder  manche  Schwierigkeiten  und  Uebelstände  zum  Vorschein. 
Namentlich  wird  die  ganz  gleichmässige  Behandlung  der  Waaren 
an  verschiedenen  Aemtern  nicht  so  leicht  sicher  gestellt  werden 
können  oder  man  muss  in  verkehrstörender  Weise  die  Verzollung 
nur  in  gewissen  Aemtern  mit  einem  specifisch  ausgebildeten  und 
geübten  Personal  zulassen.  ^') 

§.  548.  —  c)  Von  weiteren  Schwierigkeiten  und  Mängeln 
bei  der  Besteuerung  nach  speci fischen  Steuersätzen  sind  noch 
folgende  beiden  hervorzuheben  (vgl.  §.  .514,  516): 

c<)  Bei  ein  und  derselben  Waare  im  Zustand  des  Rohstoffs, 
des  Halb-  und  des  Ganzfabrikats  (Tabak,  Zucker,  —  indu- 
strielle, beschutzzoUte  Producte)  ergeben  sich  wieder  Schwierig- 
keiten, die  betreffenden  specifischen  Steuer-  und  Zollsätze 
und  die  etwaigen  Rückvergütungen   bezahlter  Abgaben  für  ins 

'^)  Das  wurde  gleich  bei  den  neuen  erhöheten  u.  genauer  abgestuften  Zollsätzen 
auf  BaumwoU-  u.  Leinefigam  im  deutschen  Zolltarif  v.  1879,  Ges.  v.  15.  Juli  1879 
§.  3,  vorgesehen. 
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Ausland  ausgeführte  Erzeugnisse,  in  richtiges  Verhältuiss 
zu  einander  zu  bringen.  Schon  weil  man  sich  dabei  an  technisch- 
ökonomische  Durchschnitts  Verhältnisse  halten  muss,  kann  man 
keine  genaue  Richtigkeit  der  Sätze  erzielen.  Daraus  entstehen 
aber  nachtheilige  Folgen  für  die  Finanzen  und  für  die  betheiligten 
Productionszweige.  Die  Einfuhr  einer  AVaare  (Zucker)  wird  z.  B.  in 
derjenigen  Verarbeitungsstufe  begünstigt,  wo  sie  den  geringsten 
Zollsatz  zahlt :  alles  Consequenzen  des  ganzen  Systems  der  Ver- 
brauchsteuern, der  Besteuerung  beim  Producenten  und  im  Transport 
(Grenzpassage),  der  specifischen  Zoll-  und  Steuersätze.  Man 
kann  hier  nach  den  Fortschritten  der  Technik  und  nach  den  ge- 
machten Erfahrungen  wohl  allmählich  Manches  verbessern.  Das 
Einzelne  wird  sich  ganz  nach  den  Productions-  und  Absatzverhält- 
nissen jedes  einzelnen  Artikels  richten.  Aber  die  meisten  der  an- 
gedeuteten Mängel  möchten  sich  besten  Falls  nur  etwas  vermindern, 
nicht  beseitigen  lassen. 

ß)  Ganz  besondere  Schwierigkeiten  macht  endlich  noch  eine 
richtige  Feststellung  der  Steuersätze  bei  solchen  inneren 
Verbrauchsteuern,  welche,  statt  nach  dem  fertigen  Fabrikat,  nach 
dem  Rohstoff  oder  nach  Betriebs  Verhältnissen  der  Production 
bemessen  werden :  Steuerformen,  welche  namentlich  bei  einigen  der 
wichtigsten  dieser  Steuern,  auf  Bier,  Spiritus  und  Branntwein, 
Zucker,  Tabak  vielfach  üblich  sind  und  nicht  selten  gewisse  steuer- 
technische und  productionstechnische  Vorzüge  bieten.  Die  ver- 
schiedenen Qualitäten  des  Rohstoffs,  nach  Ort  und  Zeit,  die  ungleiche 
betriebstechnische  Entwicklung  der  einzelnen  Unternehmungen  und 
manches  Andre  bewirken,  dass  der  nemliche  Steuersatz  des  Roh- 
stoflFs  u.  s.  w.  das  fertige  Product  bei  den  verschiedenen  Fabri- 
kanten ganz  verschieden  trifft  und  überhaupt  nach  den  technischen 
Fortschritten  in  der  Gewinnung  der  geeignetsten  Rohstoffe  und  in 
der  Fabrikation  niemals  ein  ganz  feststehendes,  z.  B.  das  vom 
Gesetzgeber  in  Aussicht  genommene  Verhältniss  zu  demjenigen 
Steuersatz  hat,  mit  dem  man  eigentlich  das  Fabrikat  zu  treffen 
beabsichtigt.  Nicht  einmal  die  Besteuerung  des  Rohstoffs  nach 
einem  Qualitätssteuerfuss  (Tabak  I  Zuckerhaltigkeit  der  Rüben) 
pflegt  wegen  der  oben  angedeuteten  Schwierigkeiten  statt  zu  fin- 
den. Als  Ziel  muss  daher  bei  diesen  Steuern  die  Fabrikatsteuer 
hingestellt  werden,  womöglich,  wenn  nicht  in  Verbindung  mit  einer, 
besonders  schwierigen  Werthbesteuerung,  so  doch  mit  einem  Qua- 
litätssteuerfuss, namentlich  für  Zucker,  Tabakfabrikate. 
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3.  Abschnitt. 
Die  Aufgaben  der  SteueiTerwaltung'. 

n.      Die   Ausführung   der   Besteuerung. 

A.    Die   Ermittlung   der   Thatsachen   zur  Feststellung   und 
Bemessung   der  Steuerschuldigkeiten. 

§.  549.  Einleitung.  Die  weiteren  Aufgaben  der  Steuerver- 
waltung (§.  539)  sind  nun  allesammt  dazu  bestimmt,  die  Besteuerung 
auf  Grund  der  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Steuersubjecte, 
die  Steuerobjecte  und  die  Steuersätze  zur  richtigen  Durchführung 
zu  bringen  und  dafür  die  erforderlichen  Bürgschaften  zu  schaffen. 
Das  zweckmässige  Vorgehen  zur  Erreichung  dieses  Ziels  richtet 
sich  und  specialisirt  sich  demgemäss  eventuell  einmal  wieder  nach 
dem  Wesen  der  grossen  Steuergattungen  und  jeder  ein- 
zelnen Steuer,  sodann  nach  der  directen  und  indirecten 
Besteuerungsform.  Hier  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  gilt  es, 
möglichst  das  den  Steuergattungen  und  den  beiden  letztgenannten 
Besteuerungsformen  Eigenthümliche  und  das  allen  Steuern  im 
Wesentlichen  Gemeinsame  in  den  betreffenden  Einrichtungen 
hervorzuheben,  sich  aber  auch  auf  dessen  Erörterung  zu  beschränken. 
Die  specifisch  eigenthümlichen  Verhältnisse  der  einzelnen  Steuern 
sind  in  der  speciellen  Steuerlehre  zu  behandeln. 

Die  erste  Aufgabe,  die  Ermittlung  der  Thatsachen 
zur  Feststellung  und  Bemessung  der  Steuerschuldig- 
keiten gliedert  sich  uothwendig  wieder  in  eine  dreifache  in 
Bezug  auf  die  Steuersubjecte,  die  Steuerobjecte  und  die  Steuersätze. 
Gerade  dabei  sind  die  directe  und  indirecte  Besteuerung  be- 
sonders zu  unterscheiden,  aber  auch  hier  nicht  so,  dass  die  indi- 
recte völlig  mit  der  Verbrauchs-  (und  allenfalls  derVerkehrs-)besteue- 
rung  confundirt  und  ihr  die  sämmtlicheu  übrigen  Steuern  als  directe 
Besteuerung  gegenüber  gestellt  werden.  Vielmehr  ist  aus  der  Ver- 
brauchsbesteuerung eine  Hauptkategorie,  diejenige,  wo  dieselbe 
sich  unmittelbar  an  die  inländische  Production  und 
deren  einzelne  Unternehmungen  anschliesst,  auszuscheiden 
und  mit  der  gewöhnlich  so  genannten  directen,  namentlich  mit  der 
Ertragsbesteuerung,  mit  welcher  diese  Kategorie  der  Verbrauchs- 
besteuerung manche  Aehnlichkeit  hat,  zusammen  zu  stellen.  Auch 
die  Steuerform  des  Monopols  steht  vielfach  anders  als  die  sonstige 
Verbrauchsbesteueruug,  nemlich  die  Grenzzölle  und  die  Thoraccisen, 
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da.  Wo  z.  B.  beim  Tabakmouopol  wie  üblich  der  Tabakbau  Pri- 
vaten überlasseil  ist,  da  ergeben  sich  für  die  VervA^altung  diesen 
Tabakproducenteu  gegenüber  wieder  in  einigen  wesentlichen  Punc- 
ten.  besonders  in  Bezug  auf  die  Ermittlung  der  Steuersubjecte, 
ähnliche  Aufgaben  wie  bei  den  Ertragstcuern.  Dagegen  haben 
die  Grenzzölle,  die  städtischen  Thoraccisen  und  die  meisten  Ver- 
kehrsteuern, auch  die  Steuern  auf  Spiel-  und  Conjuncturengewinne 
und  auf  Erbschaften,  das  Gemeinsame,  dass  hier  mehr  oder  weniger 
zufällige  und  wechselnde,  daher  nicht  im  Voraus  allge- 
mein zu  ermittelnde  Thatsachen  in  Bezug  auf  nicht  im  Voraus 
zu  bestimmende  wechselnde  Personen  und  namentlich  auf  Hand- 
lungen von  solchen  eine  Steuerpflichtigkeit  bedingen.  Es  ergiebt 
sich  daraus,  dass  die  Methoden  zur  Ermittlung  der  Thatsachen 
behufs  Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten,  —  wie  auch  zum  Theil 
die  Einrichtungen  für  die  Erhebung  der  Steuern,  für  die  Controlen 
und  Strafen  —  bei  diesen  Steuern  mehrfach  andere  als  bei  den 
übrigen  Steuern  sein  müssen. 

Geeignete  zusammenfassende  technische  Namen  für  die  nach 
dem  angegebenen  Moment  sich  unterscheidenden  Steuern  fehlen. 
Weder  der  Xame  „directe''  und  „indirecte"  Steuern,  in  der 
vulgären,  und  in  der  wissenschaftlichen  Bedeutung  (§.  338,388), 
noch  die  Bezeichnung  „Steuern  auf  den  Besitz"  und  „Steuern 
auf  Handlungen"  giebt  den  fraglichen  Gegensatz  richtig  und 
unzweideutig  wieder.  Im  Folgenden  werden  die  freilich  etwas 
schwerfälligen  Ausdrücke:  „Steuern  auf  den  berufsmässigen 
Erwerb  und  auf  den  Besitz"  und  „Steuern  auf  einzelne 
wechselnde  Thatsachen  und  Handlungen"  nach  der  Regel, 
eine  technische  Bezeichnung  nach  einem  Hauptmoment  zu  wählen, 
angewandt,  ohne  dass  damit  der  Wahl  besserer  Ausdrücke  präju- 
dicirt  werden  soll.^j 

I.  —  §.  550.  Die  Ermittlung  der  Thatsachen  zur 
Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten  bei  den  Steuern 
auf   den    berufsmässigen   Erwerb   und   auf  den    Besitz. 

A.  Feststellung  der  Steuersubjecte. 

Hier  stehen  zwei  Methoden,  die  amtliche  Nachforschung 
nach    den  Steuersubjecten    der   einzelnen   Steuern    und   die  Ver- 

')  S.  oben  S.  26S  Note  S,  bes.  über  J.  G.  Iloffmaiin's  Definition  der  „directen" 
und  „indirecten"  Steuern  als  Steuern  auf  den  Besitz  und  auf  Handlungen. 
Gerade  für  die  Hauptkategorie  der  inneren  Verbrauchssteuern,  welche  sich  an  einen 
Productionsbetrieb  anschliessen ,  passt  diese  Unterscheidung  nach  dem  im  Text  Ge- 
sagten nicht. 
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pflichtiing  dieser  Steuersiibjecte  selbst  zur  Anmeldung 
behufs  Veranlagung  für  die  Steuer,  zur  Verfügung.  Beide  werden 
regelmässig  passend  neben  einander  angewandt.  Die  erste  kann 
aber  bei  einigen  Steuern,  den  Persooalsteuern,  auch  allein  be- 
nutzt werden,  namentlich  wenn  ein  Melde wesen  für  die  Zwecke 
der  inneren  Verwaltung  schon  besteht,  dessen  Ergebnisse  hinlänglich 
zuverlässig  erscheinen, -)  auch  wohl,  wodurch  häufigere  Volks- 
zählungen in  kürzeren  Perioden  eine  genügende  Feststellung 
des  Personalbestands  der  Bevölkerung  erfolgt.  Wo  eine  Anmelde- 
pflicht in  Steuersachen  vorgeschrieben  ist,  muss  natürlich  zur  Con- 
trole  stets  eine  amtliche  Nachforschung  nebenher  gehen  oder  folgen. 

Zu  unterscheiden  sind  hier  wieder  die  Personal-  und  ge- 
wisse „Obje  et  "steuern. 

1)  Für  Personal  steuern  wie  die  allgemeinen  Einkommen- 
(einschliesslich  der  Classen-),  Vermögensteuern  muss  man  nach 
diesen  Methoden  vor  jeder  Thätigkeit  in  Bezug  auf  die  Ermittlung 
der  Steuer 0 bj  ecte,  die  Materialien  sammeln,  um  allgemeine 
Steuerlisten  oder  Steuerrollen,  d.  h.  namens  weise  amtliche 
Verzeichnisse  aller  Steuersubjecte  herzustellen.^)  Ausdrücklich  mit 
für  diesen  Zweck  kann  der  polizeiliche  Melde  zwang  bestehen, 
für  alle  Ab-  und  Zugänge  von  Individuen  in  der  Ortsbevölkerung. 
Da  sich  aber  hier  wie  auch  bei  dem  für  sonstige  Verwaltungs- 
zwecke bestehenden  Meldezwang,  gerade  um  sich  der  Steuer  zu 
entziehen  und  aus  mancherlei  anderen  Gründen ,  viele  Personen 
nicht  an-  und  abmelden  werden,  so  müssen  die  Lücken  und  Irr- 
thUmer  (bei  unterlassenen  Abmeldungen)  durch  amtliche  Controle 
ergänzt  und  Strafen  für  unterbliebene  An-  und  Abmeldung  an- 
gedroht werden.  Bei  voller  Freizügigkeit,  Wegfall  des  Passzwangs, 
bei  heutigen  Communicationsmitteln  ergeben  sich  hier  aber  sehr 
viele  Schwierigkeiten  für  die  Verwaltung  in  Betreff  der  Richtig- 
stellung der  Listen,  auch  nicht  unbedeutende  Kosten  und  für  das 
Publicum  manche  wirkliche  oder  nach  den  Ansichten  der  Leute 
einmal  unangenehme  Belästigungen.^)  Das  spricht,  neben  Anderem, 
dafür,  die  „kleinen  Leute*',  bei  denen  es  sich  doch  wesentlich 
nur  um  niedrige  Personalsteuersätze  handelt,  von  solcher  direc- 
teu  Besteuerung  auch  aus  steuertechnischen  Gründen  zu  befreien. 

^)  Vgl.  meine  Grundleg.,  Abscbu.  v.  Zugrccht,  bes.  2.  A.  S.  44S. 

•')  Ein  gutes  Beisiiiel  liefern  die  Einrichtungen  zur  Veranlagung  der  preuss. 
Classeusteuer. 

*)  Vgl.  Grundleg.  §.  237  u.  über  d.  preuss.  Schwierigkeiten  bei  d.  Claasensteuer 
eb.  2.  Aufl.  S.  458,  Note  10. 
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Die  ^^tellel•lla  1 1  IUI-  der  Gemeinde  liir  eiue  bestimmte  Steiier- 
summe  (§.  544,  568)  kann  /war  den  Staat  sicher  stellen,  aber  bat 
gerade  bei  einer  direkten  Besteuerung-  der  unteren  Classen  andre 
Bedenken  und  führt  fast  nothweudig  zu  einem  buchst  lästigen 
System  des  Passzwaugs  selbst  für  „Inlandspässe"  (russi- 
sche Bauernpässe) ,  ■')  um  die  Abwesenden  mit  zur  Tragung-  der 
communalen  Steuerlast  heran  zu  ziehen.  Beginnt  man  mit  Per- 
sonalsteuern erst  bei  einer  etwas  grösseren  Höhe  des  Einkommens 
und  des  Vermögens besitzes,  was  bei  verbreiteten  hohen  Verbrauch- 
steuern auch  principiell  richtig  ist,  so  entfallen  viele  Schwierig- 
keiten, Denn  die  Zahl  der  Steuerpliichtigen  wird  dann  sofort  viel 
kleiner  und  mau  hat  es  mit  Personen  zu  thun,  deren  Einkoramen- 
und  Vermögeusverhältnisse  schon  wegen  der  grösseren  Höhe  des 
Einkommens  und  vielfach  auch  wegen  der  Natur  des  Besitzes 
oöenkundiger  sind  und  leichter,  wenigstens  in  BetretF  der  Existenz 
selbst  (im  Unterschied  von  der  Höhe)  ermittelt  werden  können,  "^j 
2)  Bei  den  directen  Steuern  auf  bestimmte  einzelne  Ob- 
jecte,  bez.  auf  den  Besitz  von  solchen  oder  auf  den  Ertrag 
bestimmter  einzelner  Ertragsquellen  oder  auf  den  Be- 
trieb gewisser  Gewerbe,  die  Ausübung  gewisser  Berufe 
und  den  Einkommenbezug  daraus,  daher  bei  den  eigentlichen 
Ertragsteuern,  den  directen  Luxus-  und  ähnlichen  Steuern 
dann  auch  den  zum  Zweck  der  Verbrauchsbesteueruug  dienen- 
den Steuern,  welche  sich  an  inländische  Gewerbebetriebe 
und  Productionen  anschliessen  —  man  kann  sie  in  einem  ähn- 
lichen, nur  etwas  weiteren  Sinne  als  in  dem  früher  (§.  455)  ge- 
brauchten als  ,,Objectsteuern"  (allenfalls  ähnlich  als  „Real-"steuernj 

zusammenfassen  und  dann  den  Personalsteuern  gegenüber  stellen 

verbindet  sich  die  Ermittlung  der  Thatsachen  zur  Feststellung  der 
Steuer  SU  bjecte  von  vorneherein  unmittelbar  mit  derjenigen  zur 
Feststellung  der  Steuere  bjecte.  Denn  der  betreffende  Besitz  u.  s.  w. 
bedingt  ja  hier  erst  die  subjective  Steuerpflichtigkeit.     Die  Ermitt- 


^)  Darüber  K.  Walcker,  Selbstvenvalt.  d.  Steuerwesens,  S.  275. 

*)  Ein  Beispiel  aus  Preussen:  im  J.  1S7(J  Zahl  der  zur  Glassensteuer  veranlagten 
Censiten  (Einzelnsteuemde  und  Haushaltungsvorständc)  4,998,228;  davon  in  d.  1.  Stufe 
fmnthmassl.  Einkommen  v.  420—660  M.,  zu  3  M.  Jahressteuersatzi  2,507,853,  in  der 
2.  Stufe  (660  —  900  M.,  Steuersatz  6  M.)  1,1:^6,109,  in  d.  '6.  Stufe  (900-1050  M. 
9  M.  Steuersatz!  344,840,  in  d.  4.  Stufe  (1050—1200  M.,  12  M.  Steuersatz)  320.98o', 
in  d.  5.  Stufe  (1200—1350  M. .  18  M.  Steuersatz)  182,573,  in  d.  6.  Stufe  (1350  bis 
1500  M.,  24  M.  Steuersatz)  131,420  Personen  u.  s.  w.  Also  in  diesen  6  Stufen  bis 
1500  M.  Einkommen  4,623,775  Censiten,  in  allen  übrigen  nur  374,453. 

A.  Wagucr,  fiiiaii/.wissHiis.liaft.     11.  39 
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lung  der  Steuer  ob  j  ecte  wird  hier  in  der  Regel  der  voraus- 
gehende administrative  Act.     Darüber  im  §.  553, 

B.  —  §.  551.    Feststellung  der  S t euer obj ecte. 

1)  Bei  den  Personalsteuern  handelt  es  sich  hier  jetzt '^j 
meistens  um  die  Ermittlung  der  ungefähren  Steuerfähigkeit 
und  um  die  Auflegung  danach  abgestufter  Steuersätze 
auf  die  betreffenden  Steuersubjecte  („Classensteuern")  oder 
um  die  genauere  (wenn  auch  nicht  nothwendig  völlig  genaue) 
Ziffer  massige  Ermittlung  der  Höhe  und  eventuell  auch  der 
Art  des  Einkommens  (Arbeits -,  Renten -,  gemischtes  Einkommen) 
und  bei  Vermögensteuern  der  Höhe  und  eventuell  ebenfalls  der 
Art  des  Vermögens  (eigentliche  —  nominelle  —  Ein- 
kommen- und  Vermögen  steuern).  In  beiden  Fällen  kann 
man  v^^ieder  die  Methode  der  amtlichen  Nachforschung  und 
der  Verpflichtung  der  Steuersubjecte  zu  den  bezüglichen  An- 
meldungen und  Angaben  anwenden. 

a)  Bei  den  Classensteuern^  —  und  zwar  um  so  mehr,  je  tiefer 
dieselben  bis  in  die  ärmere  Bevölkerung  herabgehen  und  je  fester 
nach  Recht  und  Sitte  noch  berufs  -  und  gesellschaftständische  Ord- 
nungen im  Volk  bestehen,  desto  mehr  —  kann  man  sich  vielfach 
an  offenkundige  oder  an  einfach  zu  constatirende  That- 
sachen  halten,  welche  sich  zugleich  mit  der  Aufnahme  des  Personen- 
stands, also  der  Steuersubjecte  ermitteln  lassen.^)  Geht  man  mit 
diesen  Steuern  überhaupt,  wie  es  unter  unseren  heutigen  Verhält- 
nissen zweckmässig  ist,  nicht  über  eine  gewisse  Bevölkerungsschicht 
mit  einem  massigen  Einkommen  (c.  1500  —  2000  M.  in  Deutsch- 
land?) hinaus,  sondern  verwandelt  diese  Steuern  bei  den  Wohl- 
habenderen in  eine  eigentliche  Einkommensteuer,  so  bedarf  es 
kaum  eines  besonderen  Zwangs  der  Steuerpflichtigen  zu  Angaben 
über  die  Einkommen-  und  Vermögensverhältnisse  oder  sog.  „Decla- 
rationen".  Es  genügt  eventuell  an  dem  persönlichen  Meldezwang. 
Die  amtlichen  Steuerorgane  und  namentlich  passend  aus  ortskundigen 
Mitgliedern  der  Communalverwaltung  und  der  Communalvertretung, 
sowie  aus  Vertretern  der  Steuerpflichtigen  selbst  zusammengesetzte 
„(  Veran  lagungs-)  Steuercommissionen"  können  die  rich- 
tige Feststellung   der  Steuerobjecte,   bez.   der  „Einschätzung" 

')  Bei  den  reinen  Kopf-  und  Familiensteuern  fällt  Steuersubject  und  Steuerobject 
zusammen,  die  Auiiiabme  des  Personenstands  dient  daher  gleichzeitig  zu  der  Fest- 
stellung der  Steuerobjecte. 

'*}  Auch  hier  liefert  bes.  die  preuss.  (jlassensteuer,  nam.  in  den  Einrichtungen 
bis  ls5],  bez.  187"  ein  Beispiel.     Vgl.  darüber  Hoffmann,  L.  v.  d.  Steuern,  S.  140  11. 
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der  SteuersubjectL'  iu  die  „C lassen"  auf  Grund  des  gesaninielteu 
Thatsaehenniaterials  wohl  zu  Wege  bringen.  Ein  llillsiuittel  der 
Controle  gegen  ungleichmässige  und  zu  niedrige  Ein- 
schätzungen liegt  in  der  Oeffentli  chk  ei  t  der  Steuerlisten  und 
iu  dem  zu  gewährenden  Rechte  jedes  Steuerpflichtigen,  vermeintlich 
zu  niedrige  Einschätzungen  Dritter  zur  Sprache  zu  bringen.  Gegen 
zu  hohe  Einschätzung  sind  den  Betroflenen  Reclamationsrechte 
au  höhere  Instanzen  zu  gewähren. 

§.  552.  —  b)  Bei  den  Einkommen-  (und  ähnlich  bei  den 
Vermögen)  Steuern  —  je  höher  Einkonnnen  und  Vermögen 
werden  und  je  mehr  sie  sich  qualitativ  differenziren,  je  beweglicher 
das  ganze  Wirthschaftsleben,  je  veränderlicher  die  Productions 
technik  wird  und  je  mehr  das  Princip  des  Individualismus  in  der 
wirthschattlichen  Rechtsordnung  durchdringt,  desto  mehr,  daher 
in  steigendem  Maasse  im  modernen  Leben  —  bietet  die  ziffer- 
mässige  Ermittlung  der  Höhe  des  Einkommens  und  Vermögens 
und  die  Feststellung  der  Art  beider  (bewegliches  Kapital!  Zins- 
einkommenl)  grössere  Schwierigkeiten.  Diese  lassen  sich  auch 
unter  der  Voraussetzung  eines  entwickelten  Ertragsteuersystems 
durch  die  Benutzung  der  Daten  desselben,  ferner  durch  das  mit- 
unter mögliche  Zurückgreifen  auf  amtliche  (gerichtliche)  Register 
für  gewisse  Vermögensobjecte  und  Rechtsgeschäfte  (Grund-  und 
Hypothekenbücher)  nicht  genügend  überwinden.  Aus  den  Ertrag- 
steuerkatastern gewinnt  man  wohl  einige  brauchbare  Anhaltspuncte, 
aber  bei  der  üblichen  und  in  gewissem  Umfang  unvermeidlichen 
Einrichtung  dieser  Kataster  keine  ausreichenden  Daten  für  die 
Bestimmung  der  Höhe  des  wirklichen  Ertrags,  welcher  einem 
Rechts-  und  Wirthschaftssubject  in  einer  bestimmten  Zeit  (der 
Gegenwart)  als  Einkommen  zufliesst.  Gewisse  offenkundige  That- 
sachen ,  aus  denen  auf  Höhe  und  Art  von  Einkommen  und  Ver- 
mögen zu  schliessen  ist  —  Lebensstellung,  Beruf,  Grund-  und 
Hausbesitz,  Gewerbebetrieb  und  in  manchen  Fällen  Umfang  des- 
selben —  liegen  zwar  auch  hier  vor  oder  lassen  sich  leicht  er- 
mitteln. Aber  die  unbekannte  und  besten  Falls  nur  innerhalb  sehr 
weiter  Grenzen  richtig  zu  schätzende  und  doch  bei  dieser  Besteue- 
rung wesentlichste  Grösse  bleibt  die  Höhe  des  Einkommens. 

Diese  Erwägungen  führen  zu  dem  Schluss,  dass  bei  der  Ein- 
koramen- und  Vermögensteuer  die  Methode  der  amtlichen  Nach- 
forschung allein  zur  sicheren  Ermittlung  der  Thatsachen, 
welche  sich  auf  die  Steuerobjecte  beziehen,  nicht  ausreicht,— 
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weder  die  Nachforschung  durch  Steuerorgane  allein  noch  durch 
wie  immer  sonst  zweckmässig,  namentlich  wieder  aus  Vertretern 
der  Bevölkerung  und  der  Steuerpflichtigen  selbst  zusammengesetzte 
Steuercommissionen,  Vielmehr  muss  hier  eine  solche,  an 
sich  allerdings  auch  unentbehrliche  amtliche  Nachforschung  in  die 
zweite  Linie  treten  und  sich  wesentlich  auf  eine  Revision  und 
Controle  der  in  erster  Linie  obligatorisch  zu  fordernden 
eigenen  Angaben  der  Steuerpflichtigen  über  die  Höhe  und 
die  Art  ihres  Einkommens  und  Vermögens  beschränken.  Daher 
ist  im  Princip  „  D  e  c  1  a  r  a  t  i  o  n  s  z  w  a  n  g  "  zu  verlangen  und  zwar 
directer,  bei  welchem  die  Angaben  positiv  vorgeschrieben  werden 
und  auch  Jedermann  ohne  Weiteres,  d.  h.  ohne  vorausgehende 
Aufforderung,  wenn  sein  Einkommen  und  Vermögen  in  die  steuer- 
pflichtige Grenze  fällt,  die  Declaration  einreichen  muss;  nicht  nur 
ein  indirecter  Declarationszwang,  wo  die  Unterlassung  bloss 
mit  gewissen  ßechtsnachtheilen,  z.  B.  dem  Verlust  des  Reclamations- 
rechts,  verbunden  ist. ^)  Es  ist  dabei  auch  die  Angabe  der  ein- 
zelnen Kategorieen  des  Einkommens  und  Vermögens  und  der 
Werthhöhe  jeder  Kategorie  zu  fordern.  ^*') 

Mit  dem  Declarationszwang  müssen  dann  verschiedene  andere 
Grundsätze  verbunden  werden  (§.  524),  welche  mit  Ausnahme  der 
zwei  ersten  auch  bei  den  Classensteuern  anwendbaren  hier  über- 
haupt allein  in  Frage  kommen  können :  weitgehende  und  wirk- 
same Oeffentlichkeit  der  Steuerlisteu,  Recht  j  e des  Steuer- 
pflichtigen, gegen  vermeintlich  zu  niedrige  Angabe  eines 
Andern  Einspruch  zu  erheben,  strenge  und  hohe  Strafen 
bei  zu  niedrigen  Angaben,  ernstliche  Controle  beim  Erbgang, 
selbst  unabhängig  von  den  etwaigen  Erbschaftssteuern,  und  nach- 
trägliche hohe  Defraudations strafe.  Ob  man  eides- 
stattliche Versicherungen  verlangen  soll,  möchte  ein  fraglicher 
Punct  bleiben,  der  mit  nach  Landesverhältnissen  zu  entscheiden 
wäre.  Es  erscheint  für  die  Erreichung  des  Zwecks  nicht  unbe- 
dingt  nothwendig    und   in   sittlicher   Hinsicht  nicht  unbedenklich, 


")  Nur  ein  solcher  besteht  in  d.  neuen  königl.  sächs.  Einkommensteuergesetzgebung-. 

^'')  Der  grosse  Mangel  des  j^reuss.  Einkommensteuerrechts  ist  der  fehlende 
Declarationszwang.  In  Folge  dessen  werden  die  Einkommen  der  wohlhabenderen 
Glassen  nicht  richtig  nach  den  gesetzliclicn  Sätzen  (bis  3  "/„)  getroffen.  Die  von 
So t beer  u.  A.  m.  aufgestellten  Statistiken  des  prcuss.  Volkseinkommens  und  seiner 
Vertheilung  sind  deswegen  auch  nicht  brauchbar,  um  einen  richtigen  Einblick  in  die 
Höhe,  Anzalil  und  Vertheilung  gerade  der  grösseren  Einzeleinkoninien  zu 
gewähren. 
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stets  sot'ort,  so  in  I>cziii;'  auf  die  ersten  Angaben,  zu  diesem  Mittel 
zu  greifen. 

Bedeutend  erleichtert  wird  die  Aufgabe,  wenn  solche  Steuern 
als  Repa  rtiti  ons-,  nicht  als  Quotitätssteuern  aufgelegt  werden. 
Dann  besteht  für  jeden  Steuerpflichtigen  das  unmittelbare  Interesse, 
dass  keine  zu  niedrige  Angaben  der  Anderen  vorkommen  und  in 
der  richtigen  Conscipienz  dieser  Sachlage  liegt  wieder  der  Decla- 
rationszwang  mit  den  genannten  weiteren  Grundsätzen,  Die  wesent- 
liche Schwierigkeit  der  Repartitionsbesteuernng  ist  hier  freilich 
nicht  zu  verkennen :  man  nuiss  richtige  Gesanimtsteuerschuldig- 
keiten  bilden,  wofür  die  erforderlichen  Anhaltspuucte  zunächst 
fehlen  oder  die  vorhandenen  nicht  genügen.  Nach  allgemeinen 
Erwägungen  lässt  sich  wohl  feststellen,  welche  Summe  solcher 
Steuern  das  ganze  Land  aufbringen  soll.  Aber  für  die  erste 
Vertheilung  oder  für  die  Bildung  von  Provincial-,  Kreis-  und  Ge- 
meindequoten fehlt  der  richtige  Vertheihingsschlüssel.  Jedenfalls 
kann  man  sich  dafür  nicht  allein  an  die  Ergebnisse  der  Quotitäts- 
besteuerung  halten,  die  eben  mit  vielen  Fehlern  behaftet  sind.  •  Bei 
vorläutigen  Einschätzungen,  durch  welche  man  Daten  für  die  Re- 
partition  erzielen  will,  kämpft  man  nicht  nur  mit  der  Tendenz 
der  Einzelnen,  das  Einkommen  zu  niedrig  anzuschlagen,  sondern 
mit  der  gleichen  Tendenz  ganzer  Districte,  was  dann  den  Werth 
der  Mitwirkung  localer  Steuercommissionen  beeinträchtigt.  Vielleicht 
Hesse  sich  durch  eine  Art  Vergleichsverfahren  Je  zwischen  den 
Selbstverwaltungsorganen  und  Vertretungskörpern  der  Provinzen, 
der  Kreise  und  Gemeinden  (ähnlich  wie  es  bei  den  Katasteropera- 
tionen der  Ertragsteuern,  besonders  der  Grundsteuer,  §.  554,  be- 
steht) eine  Abhilfe  gewinnen,  indem  man  neben  den  Ergebnissen 
der  allgemeinen  Quotitätsbesteuerung  noch  andere  statistische  Anhalts- 
puncte  zu  ermitteln  sucht,  um  den  relativen  localen  Wohlstand 
festzustellen,  auf  diese  AVeise  dann  Gesammtsteuerschuldigkeiten 
bildet  und  darauf  die  Repartition  bis  auf  die  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen herab  eintreten  lässt.  Von  Zeit  zu  Zeit,  namentlich 
auch  bei  einer  Veränderung,  bez.  Erhöhung  des  Steuerbedarfs, 
Avürden  dann  diese  Grundlagen  der  Repartition  zu  revidiren  sein. 
Bei  der  ernstlichen  Durchführung  des  Declarationszwangs  und  der 
genannten  ergänzenden  Grundsätze  erreicht  man  wohl  allmälig 
immer  bessere  Daten  über  das  Einzeleinkommen  und  Vermögen 
und  so  auf  diese  Weise  wieder  die  Möglichkeit,  die  Gesammt- 
steuersummen   der  Landesdistricte  in  ein   richtiges  Verhältniss   zu 
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einander  zu  bringen,  daher  auf  diesem  Wege  den  Steuerfuss  rich- 
tig zu  normiren.  Nach  dem  Früheren  (§.  368)  würde  gerade  bei 
solchen  allgemeinen  Einkommensteuern  der  Steuerfuss  dem  wechseln- 
den Finanzbedarf  gemäss  beweglich  zu  halten  sein,  eine  Ein- 
richtung, welche  sich  auch  wieder  mit  dem  Repartitionssystem  am 
Besten  verbinden  lässt. 

§.  553.  —  2)  Bei  den  Objectsteuern  (im  Sinne  des  §.  551 
unter  b)  muss  man  die  auch  hier  in  Betracht  kommenden  beiden 
Methoden  der  amtlichen  Nachforschung  und  der  eigenen  Anmeldung 
der  Pflichtigen  zur  Ermittlung  der  Steuerobjecte  und  nunmehr  zu- 
gleich der  Steuersubjecte  mehrfach  speciell  nach  der  Natur  der 
betreffenden  Steuern  gestalten.  Aber  in  wichtigen  Puncten 
stimmen  die  Aufgaben  bei  den  einzelnen  Steuern  doch  auch  wieder 
überein,  was  in  der  Finanzwissenschaft  nicht  immer  genügend 
beachtet  worden  ist.  Namentlich  bedarf  man  in  der  Regel  ähn- 
licher oder  gleichartiger  umfassender  Einrichtungen  und  Massregelu 
schon  zur  Constatirung  der  Steuerobjecte  selbst  und  sodann 
besonders  zur  Ermittlung  derjenigen  Thatsachen,  aus 
denen  unmittelbar  oder  mittelbar  auf  die  Höhe  des  Werths  oder 
des  Ertrags  eines  Steuerobjects  geschlossen  werden  kann,  um 
nach  dieser  Höhe  dann  die  individuelle  Steuerschuldigkeit  in  Ge- 
mässheit  des  Steuersatzes  zu  bestimmen. 

Die  bezüglichen  Einrichtungen  sind  die  sogen.  „Steuer- 
katastrirungen",  aus  denen  man  die  „Steuerkataster", ^i) 
(„Steueranschläge")  oder  die  amtlichen  Sammlungen  der  That- 
sachen zur  Feststellung  der  Steuersubjecte  und  -objecte  und  zur 
Ermittlung  der  individuellen  Steuerschuldigkeiten  der  einzelnen 
Steuerpflichtigen  bildet  (§.  331).  Diese  Operationen  und  Kataster 
kommen  vorzugsweise  bei  den  Real  steuern  des  Ertragsteuer- 
systems vor,  ähnlich  aber  auch  bei  den  meisten  anderen  „Object-" 
steuern,  von  denen  an  dieser  Stelle  zu  reden  ist  (§.551),  so  nament- 
lich bei  den  an  gewisse  Productionsbetriebe  sich  anschliessenden 
indirecten  Verbrauchsteuern. 

Unter  den  steuerpflichtigen  Objecten  sind  hier  die  Immobi- 
lien und  die  Mobilien  zu  unterscheiden.  Die  Methoden  zur  Er- 
mittlung   des    Vorhandenseins    steuerpflichtiger    Objecte   und    des 


")  Der  Ursprung  des  Worts  Kataster  wird  von  Jac.  Gotliofredus  (Cod. Theodos.'i 
wohl  richtig  erklärt  aus  einer  Zusammenziehung  von  capitationis  registrum  oder  capitum 
registrum,  was  durch  die  altfranzös.  Schreibweise  capdastre  bestätigt  wird.  Du  Fresne 
du  Gange,  glossar.  s.  v.  capdastrum  u.  catastruui  (Kau,  II,  §.  299  Note  a). 


Feststellung,-  iler  Stenerobjecte  bei  den  Objectsfeuorn.  (il5 

Werths,  Ertrags  u.  s.  \v.  derselben  werden  hiernacli  mehrfach  ver- 
schieden ausfallen  müssen:  so  einerseits  bei  der  Grund-  und  lläuser- 
steuer,  dann  bei  der  nach  ÄFerkmalen  fester  Betriebseinrichtungen 
(Zubehören  des  stehenden  Kai)itals,  z.  B.  Zahl  und  Grösse  gewisser 
Maschinen,  Geräthe)'-)  aufgelegten  Gewerbe-  und  indirecten  Ver- 
brauchsteuern, auch  bei  der  Wohnungssteuer  und  anderseits  bei 
Steuern  auf  bewegliche  Kapitalien  (Leih/inssteuer),  bei  Gewerbe- 
und  indirecten  Verbrauchsteuern,  welche  nach  Bestandtheilen  des 
umlaufenden  Kapitals  (Rohstoflfmenge,  Arbeitslohnbetrag,  eventuell 
daher  Arbeiterzahl  u.  s.  w.)^^)  aufgelegt  werden,  bei  directen 
Luxussteueru  und  in  ähnlichen  Fällen.  Die  Umstände,  nach 
welchen  sieb  die  Steuerpflichtigkeit  richtet,  lassen  sich  bei  Mobi- 
lien  leichter  als  bei  Immobilien  verbergen  oder  falsch  darlegen, 
weshalb  auch  die  Vorschriften  über  Anmeldung  u.  s.  w.  und  die 
Controlen  verschieden  sein  müssen. 

a)  Bei  I  m  m  o  b  i  l  i  a  r  -  Obj  ecteu  reicht  die  amtliche  Nach- 
forschung zur  Constatiruug  der  steuerpflichtigen  Objecte  selbst  aus, 
um  so  mehr,  als  ohnehin  für  andere  Verwaltungszwecke  IJeber- 
sichten  dieser  Objecte  vorhanden  zu  sein  pflegen.  Die  Person  deö 
für  das  Object  steuerpflichtigen  Suhjects  ist  regelmässig  eine  offen- 
kundige Thatsache  und  ergiebt  sich  für  die  Steuerverwaltung  aus 
den  Grund-  und  Hausbüchern  u.  s.  w.  Die  Aufgabe  besteht  hier 
nur  etwa  in  der  genaueren  Beschreibung  des  Objects  speciell 
für  die  Besteuerungszwecke,  so  namentlich  in  der  Feststellung  der 
Grösse  des  Grundstücks,  des  Hauses,  wofür  eventuell  besondere 
steuerliche  Vermessungsoperationen  uöthig  werden  können,  wenn 
keine  genügenden  Maassbestimmungen  vorhanden  sind.  Daran 
reihen  sich  dann  die  Massregeln  zur  Ermittlung  des  ungefähren 
oder  genauen  Werths  oder  Ertrags  oder  der  Ertragsfähigkeit,  des 
Productionsumfangs  eines  steuerpflichtigen  Objects,  Massregeln, 
welche  sich  im  Einzelnen  nach  der  ökonomisch -technischen  Natur 
dieses  Objects  und  auch  nach  der  Art  der  bezweckten  Steuer  (Ertrag-, 
indirecte  Verbrauchsteuer  beim  Productionsbetrieb)  specialisiren. 
Die  bezüglichen  hier  festzustellenden  Thatsachen  lassen  sich  meistens 
durch  amtliche  Nachforschung  ermitteln,  theils  von  Steuerverwal- 
tungsorganen,   theils,   und  in   der  Regel   besonders  passend,  von 


*^  Specielle  Beispiele:  Zahl  der  Mahlgänge  der  Mühlen,  Spindelzahl  der  Spinne- 
reien, Zahl  u.  Art  der  Oefen  u.  s.  w.  in  den  Metall  verarbeitenden  Gewerben. 

*^)  Specielle  Beispiele;  Quantität  des  verarbeiteten  Tabaks,  der  Rüben,  des  fertigen 
Fabrikats. 
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localen  und  sonstigen  Steuercommissionen,  in  denen  die  Steuer- 
pflichtigen ihre  Interessen  mit  vertreten  finden.  Der  einzelne 
Steuerpflichtige  miiss  aber  gesetzlich  gezwungen  werden  können, 
eine  solche  amtliche  Nachforschung,  z.  B.  mittelst  Gewährung  des 
Zutritts  zu  seinen  Grundstücken,  Gebäuden,  Fabrikräumen  u.  s.  w. 
zu  gestatten,  und  in  manchen  Fällen  doch  auch,  Aussagen  in  Be- 
zug auf  die  Steuerobjecte  zu  machen.  Rede  und  Antwort  darüber 
zu  stehen.  Zur  Wahrung  seiner  eigenen  Interessen  ist  ihm  ferner 
das  Recht  einzuräumen ,  bei  der  amtlichen  Nachforschung  selbst 
zugegen  zu  sein  oder  sich  durch  Bevollmächtigte  vertreten  zu 
lassen,  sofortige  Erinnerungen  in  Bezug  auf  die  Feststeilung  von 
Thatsachen,  die  für  seine  Besteuerung  in  Betracht  kommen,  zu 
macheu  und  schliesslich  ist  ihm  ein  Reclamationsrecht  binnen  ge- 
wisser Fristen  gegen  die  Ergebnisse  der  amtlichen  Nachforschung 
an  höhere  Instanzen  (Behörden,  auch  Reclamationscommissionen) 
zu  gewähren. 

b)  Bei  Mo  biliar  objecten  wird  gewöhnlich  die  Verpflichtung 
der  dafür  steuerpflichtigen  Subjecte,  bezügliche  Anmeldungen  und 
Aussagen  über  den  Besitz  und  die  Beschaffenheit  solcher  Objecte 
zu  machen,  voran  zu  stellen  sein.  Die  amtliche  Nachforschung 
dient  dann  mehr  zur  Ergänzung  und  zur  Controle. 

Wo  es  sich  um  die  Anknüpfung  der  Besteuerung  an  den  tech- 
nischen Productionsprocess  gewisser  Artikel,  wie  im  Falle  der  in- 
directen  inneren  Verbrauchsteuern  handelt,  und  demgemäss  mittel- 
bar (bei  der  Rohstoffsteuer)  oder  unmittelbar  (bei  der  Fabrikatsteuer) 
die  Menge  des  steuerpflichtigen  Products,  welche  hier  das  Steuer- 
object  ist,  ermittelt  werden  soll,  da  muss  regelmässig  der  ganze 
Productionsbetrieb  unter  fortlaufende  oder  zeitweilige,  d.  h. 
während  der  jedesmaligen  Dauer  der  Production  stattfindende 
steueramtliche  Controle  gestellt  werden.'^)  Zu  diesem  Zwecke 
ist  das  steuerpflichtige  Subject  wiederum  zu  gewissen  Anmeldungen 
und  zu  gewissen  Einräumungen  von  Rechten  an  die  Organe  der 
Steuerverwaltung  zu  verpflichten.  So  hat  es  z.  B.  den  Zeitpunct 
des  Beginns  eines  Productionsbetriebs  rechtzeitig  der  Behörde  an- 
zumelden („St  euer  an  sage"),  darf  den  Betrieb  nur  in  Gegen- 
wart der  Beamten  vornehmen,  muss  über  den  Umfang  der  Produc- 
tion, über  die  Objecte  derselben  wahrheitsgetreue  Aussagen  machen, 
die  Geschäftsbücher  in  bestimmter  Weise   darüber  führen  u.  s.  w. 


")  So  nam.  bei  der  Besteuerung  der  Branntweinlireiinerei.  Bierbrauerei,   Rubeu- 
zuckerfabrikatioii,  des  Tabakbaus,  der  Tabak rabrikatiüii,  der  Sal/gewiiiuuag. 
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Gewisse  technische  Apparate,  welche  bei  der  Production  verwendet 
werden,  stehen  zum  Behüte  der  Steuercontrole  unter  Aufsicht  und 
Sperre  der  Steuerverwaltung-.  Die  Steuerbeaniten  erbalten  das 
Kccht,  jederzeit  die  Grundstücke  und  Räume  des  Productions- 
betriebs  zu  betreten,  um  die  Controle  auszuüben.  Wo  die  Steuer 
au  den  zu  verarbeitenden  Rohstoff  (Form  der  Rübenzuckersteuer, 
Malzsteuer)  oder  an  den  gewonnenen  Robstotf  (Tabakbau,  Gewicht- 
steuer, Zwangsabliet'erung  au  die  Monopolverwaltung)  oder  an  das 
fertige  Fabrikat  (Form  der  Rübenzuckersteuer,  der  Branntwein-, 
der  Salzsteuer,  Tabakfabrikatsteuer)  sich  anknüpft,  unterliegt  der 
Steuerpflichtige  entsprechenden  Verpflichtungen,  nicht  unversteuer- 
ten Rohstoff  zu  verarbeiten,  kein  unversteuertes  Product  aus  der 
Fabrik  u.  s.  w.  heraus  in  den  Verkehr  zu  bringen.  Zu  diesem 
Zweck  sind  wieder  die  erforderlichen  Anmeldungen  des  Steuer- 
subjects  an  die  Behörde  vorgeschrieben  und  dieser  weitgehende 
Controlrechte  gegeben,  um  die  steuerpflichtigen  Objecte  richtig  fest- 
stellen zu  können.  Die  Anordnung  des  Gebrauchs  von  Stempeln 
(Tabakfabrikate),  das  steuerbehördliche  Recht  der  Einsichtnahme 
der  Geschäftsbücher,  selbst  der  Zwang  zur  periodischen  Abliefe- 
rung der  letzteren  an  die  Verwaltung  (americanische  Tabaksteuer) 
kann  als  Controlhilfsmittel  hinzukommen. 

§.  554.  Bei  den  Ertragsteuern  gestalten  sich  die  steuer- 
technischen Massregeln  zur  richtigen  Feststellung  der  Steuerobjectc 
und  das  bezügliche  „Katasterwerk^'  nach  dem  Wesen  Jeder 
einzelnen  Steuer  in  den  Einzelheiten  besonders  verschieden.  Aber 
gewisse  Grundzüge  dieser  Massregeln  sind  wenigstens  je  bei 
gewissen  Ertragsteuern  doch  auch  noch  in  weiteren  Puncten  als 
den  bereits  erwähnten  übereinstimmend.  '■'') 

Einmal  trennen  sich  in  dieser  Hinsicht  die  Realsteuern,  die 
Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  (einschliesslich  ihrer  Abarten, 
wie  der  Bergwerksteuer)  von  den  mehr  personal  steuerartigen 
Ertragsteuern,  der  Lohn-  und  Besoldungs-,  auch  der  liberalen  Be- 
ruf- und  der  Leihzinssteuer,  welche  letztere  trotz  ihres  Steuer- 
objects  hier  mehr  zu  dieser  Gruppe  zu  stellen  ist.    Bei  den  Steuern 


*^)  Auch  hier  vortreffliche  Erörterungen  bei  Hock,  öd'.  Abg.  S.  179  If.  S.  aus 
der  spec.  Steuerlehre  vorläufig  Rau  B.  2  über  die  Einrichtung  der  Grund-,  Gebäude-  u. 
Gewerbesteuer;  auch  Stein  B.  2.  Die  üebereinstiinmung  der  Einrichtung  bei  der 
Grund-,  Gewerbe-  und  ländlichen  Gebäudesteuer  in  manchen  grundsätzlichen  Puncten 
(Classenschema ,  Classirung  u.  a.  m.)  scheint  mir  zu  wenig  beachtet  worden  zu  sein, 
wozu  die  ausschliessliche  Behandlung  solcher  Puncto  in  der  den  Ueberblick  des  Gleich- 
artigen benehmenden  speciellen  Steucrlehre  wohl  beigetragen  hat. 
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auf  den  gewöhnlichen  Arbeitslohn  als  solchen  geht  man  zweck- 
mässig in  ähnlicher  Weise  wie  bei  den  Classensteuern  (§.  551), 
bei  den  Besoldungs-,  liberalen  Berufs-  und  Leihzinssteuern  ähnlich 
wie  bei  den  Einkommensteuern  (§.  552)  zur  Ermittlung  der  Steuer- 
objecte  vor.  Daneben  bieten  sich  besondere  Hilfsmittel  zur  Er- 
füllung dieser  Aufgabe  und  eventuell  auch  zur  Erhebung  der  Steuer, 
indem  man  bei  Lohn  und  Besoldung  auf  den  Arbeitgeber,  bei 
Leihzins  auf  den  Schuldner  zurückgreift  (Frage  der  Coupon- 
besteuerung §.  409). 

Bei  den  Real  steuern  ist  die  Ermittelung  des  Steuerobjects, 
seines  Werths,  Ertrags  u.  s.  w,  zwar  in  einer  Hinsicht  leichter, 
weil  gewisse  wichtige  darauf  bezügliche  Thatsachen  offenkundig 
sind  oder  sich  unschwer  feststellen  lassen.  Aber  in  anderer  Hin- 
sicht ist  die  Aufgabe  schwerer :  die  individuelle  Verschieden- 
heit des  Werths  und  Ertrags  der  Steuerobjecte  ist  sehr  gross. 
Der  individuelle  Werth  oder  Ertrag  lässt  sich  absolut  genau 
wenigstens  bei  den  steuerpflichtigen  Grundstücken  und  Gewerben 
überhaupt  kaum,  und  selbst  annähernd  bloss  mit  einem  grossen 
Arbeitsaufwand,  trotzdem  aber  nur  ungenügend  ermitteln.  Die 
zeitlichen  Veränderungen  des  Werths  und  Ertrags  können 
vollends  nur  selten  ausreichend  verfolgt  werden.  Aus  diesen  Ver- 
hältnissen erklärt  sich  eine  gewisse  Selbstbescheidung  der 
Steuerverwaltung  diesen  Realsteuern  gegenüber:  man  sieht  viel- 
fach ganz  von  der  Ermittlung  des  individuellen  Werths  und 
Ertrags  ab  und  begnügt  sich  mit  der  Feststellung  von  Werth-  oder 
Ertrags classen,  in  welche  dann  die  einzelnen  Steuerobjecte  nach 
ihrem  ungefähren  Werth  oder  Ertrag  eingeschätzt  werden.  Dies 
Verfahren  läuft  darauf  hinaus,  für  das  einzelne  Steuerobject  unter 
gewissen  allgemeinen  Voraussetzungen  in  Bezug  auf 
Productionstechnik ,  Absatzverhältnisse ,  Waarenpreise ,  Lohnhöhe 
u.  8.  w. ,  Voraussetzungen,  die  allerdings  für  Werth  und  Ertrag 
mitbestimmend  sind,  diese  letzteren  festzustellen.  Aber  die  Be- 
dingungen, welche  in  der  Wirklichkeit  und  im  concreten 
Fall  massgebend  sind,  weichen  von  jenen  allgemeinen  Voraus- 
setzungen von  vorneherein  mehr  oder  weniger  und  in  der  Weiter- 
entwicklung gewöhnlich  immer  mehr  ab.  Mittelst  Revisionen 
lässt  sich  das  wohl  etwas  berücksichtigen,  aber  diese  sind  un- 
gemein schwierig  und  kostspielig,  müssten  öfters  fast  eine  ganz 
neue  Operation  werden  und  unterbleiben  daher  leicht.  Daraus  er- 
klärt  sich   wieder   mit   die   Unfähigkeit   dieser  Steuern,    mit  dem 


Feststellung  der  Steucrobjoctc.     Katastorwoii  iler  K'ealtitcuerii.  619 

Finanzbedait"  im  Ertrag:  zu  wechseln,  insbesondere  zu  steigen:  die 
Steuern  werden  unvernieidlicli  einigerniassen  stabile,  so  nament- 
lich die  Grundsteuer.'^) 

Unter  den  Realsteuern  bieten  gerade  die  wichtigsten,  mit  einer 
einzigen  Ausnahme,  solche  Schwierigkeiten  in  Betretf  der  Ermitte- 
lung des  Steuerobjects :  die  Grundsteuer  in  dem  Hauptfall  (Steuer 
von  landwirthschaftlich  oder  ähnlich  benutzten,  von  forstwirth- 
schaftlichen  Grundstücken),  die  Gewerbesteuer,  die  Gebäude- 
steuer von  gewöhnlichen,  vom  Eigenthiimer  selbst  bewohnten  Wohn- 
häusern auf  dem  platten  Lande,  in  den  kleineren  Städten.  Nur 
bei  den  im  Wege  der  Vermiethung  ausgenutzten  Häusern,  da- 
her namentlich  in  den  g r  ö  s  s  e  r  e  n  S  t  ä  d  te  n ,  wo  man  die  Steuer- 
objecte  der  nicht  vermietheten  Häuser  dann  nach  der  Verglcichung 
mit  vermietheten  behandeln  kann,  ist  die  individuelle  Werth- 
oder  hier  besonders  die  individuelle  Ertragsermittelung  leichter, 
daher  auch  hier  üblich.  Bei  den  genannten  anderen  Steuern  da- 
gegen nimmt  man  eine  allgemeine  Classification  der  be- 
treifenden Steuerobjecte  vor:  man  bildet  nach  gewissen  äusseren 
^lerkmalen  (Gewerbe,  Gebäude)  oder  nach  gewissen  Werthab- 
stufungen  (Grundstücke)  Werth-  oder  Ertragsclassen  (sogen. 
„Classification"  i.  e.  S.)  und  schätzt  die  einzelnen  Steuer- 
objecte in  diese  ein  (sogen.  „Classirung");  eventuell,  wie  be- 
sonders bei  der  Grundsteuer,  indem  man  zunächst  gewisse 
typische,  einer  Classe  entsprechende  Steuerobjecte  ermittelt  (auch 
wohl  nach  diesen  Typen  die  Classen  bildet)  und  dann  die  anderen 
Objecte  durch  Vergleich  mit  dieser  Type  classirt,  wobei  von 
kleineren  Verschiedenheiten  der  einzelnen  Objecte  abgesehen  wird. 
So  ergeben  sich  die  „Classenkataster"  bei  den  Grund-,  Ge- 
werbe- und  ländlichen  Gebäudesteuern. '^) 

*^  Man  hat  dies  gerade  bei  dieser  Steuer  mitunter  von  vorneherein  bei  neueren 
rationellen  Keformen  wohl  in  Aussicht  ausgenommen ,  ausdrücklich  oder  implicite, 
z.  B.  in  der  österr.  Gnindsteuergesetzgebung  von  1S17  trotz  der  vorbehaltenuii.  aber 
niemals  ausgeführten  Revision,  in  der  preussischen  von  1861.  Daran  hatten  falsche 
Ansichten  über  die  Stabilität  des  Finanzbedarfs  und  der  von  einer  einzelnen  Ertrags- 
ijuelle  zu  erzielenden  Steuersumme  schuld.  Es  ergiebt  sich  daraus,  wie  nothwcndig 
CS  ist,  auf  das  entwicklungsgesetzmässig  begründete  Wachsthum  des  Finanzbedarfs 
und  der  Besteuerung,  dem  Standpuncte  dieses  Werks  gemäss,  hinzuweisen,  um  auch 
zu  practischen  Specialpuncten  richtige  Stellung  zu  nehmen.  Im  Text  ist  freilich 
von   der  Stabilität  solcher  Steuern  aus  steuertechji Ischen  Gründen  die  Kede. 

*^)  Die  neuere  continental  -  europäische  Grundsteuer  beruht  fast  durchweg  auf 
solchen  „Classen -Katastern"  mit  „Einschätzung"  (statt  individueller  ,, Abschätzung"), 
einerlei  ob  im  üebrigen  (iuts-  oder,  wie  üblich.  Parcellarkataster,  Werth-  oder,  wie 
meistens,  Ertragskataster  besteht.  Die  Gewerbesteuer  hat  sich  wenigstens  überwiegend 
neuerdings  nach  dem  System  von  Gewerbegattungs-,  Orts-,   Bctriebsumfangs- Classen 
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Das  Hauptziel  ist,  nicht  sowohl,  die  Erträge  in  ihrer  absoluten 
Höhe  wirklieh  richtig  zu  ermitteln,  als  auf  diese  Weise  eine  ge- 
wisse Gleichmässigkeit  der  Behandlung  der  einzelnen  Stener- 
objecte  jeder  Steuerart  zu  verbürgen. ^^)  Das  wird  auch  einiger- 
massen  erreicht,  wenigstens  liegen  die  Fehler  in  ein  und  derselben 
Richtung,  wenn  z.  B.  die  Type  nicht  richtig  gewählt  oder  in  eine 
falsche  Classe  gesetzt  ist.  Die  Mitwirkung  der  Steuerpflichtigen  selbst 
bei  der  Classification,  der  Typenbestimmuug,  der  Classirung  u.  s.  w., 
dient  dazu,  das  Operat  möglichst  richtig  zu  gestalten.  Steuer- 
commissionen aus  sachverständigen  und  ortskundigen  Personen,  be- 
sonders aus  den  Behörden  und  Vertretungskörpern  der  Provinzen, 
Kreise  und  Gemeinden  und  aus  den  Kreisen  der  Interessenten  selbst 
werden  bei  der  Herstellung  des  Katasterwerks  als  mit  berathende 
und  auch,  vorbehaltlich  gewisser  Abänderungsrechte  höherer  Be- 
hörden (und  Commissionen)  als  mit  entscheidende  Instanzen  ein- 
gerichtet. Jeder  einzelne  Interessent  erhält  das  Recht,  bei  den 
betreffenden  Aufnahmen  gegenwärtig  zu  sein  und  seine  Ansicht 
vorzubringen,  und  Reclamationsrecbte ,  falls  er  sich  für  benach- 
theiligt  hält.  Interessentengruppen,  z.  B.  die  Ortsgemeinde,  erhalten 
ähnliche  Rechte.  Das  Princip  der  Oeffentlichkeit  der  Katastral- 
arbeiten  und  der  vorläufigen  Feststellungen  dient  weiter  zur  Con- 
trole.  Steuercommissionen  für  eine  Anzahl  Districte  (z.  B.,für  die 
Provinzen  gegenüber  den  Kreisen  und  für  mehrere  Provinzen  zu- 
sammen) und  höhere  Revisions-  und  Recursbehörden  sorgen  für 
die  Erhaltung  oder  Herstellung  der  Gleichmässigkeit  der  Kataster 
arbeiten  im  ganzen  Staatsgebiete. 

Die  Praxis  hat  hier,  besonders  in  den  modernen  Grundsteuer- 
katastern und  zum  Theil  auch  in  den  Gewerbesteuerkatastern,  zur 
Lösung  ihrer  Aufgaben  eine  grosse  Summe  von  Arbeit  und  von 
Scharfsinn   aufgewandt.     Wenn   trotzdem   namentlich  bei  den  ge- 


eatwickelt  ifranzös.  Patentsteuer,  süddeutsche  (jewerbesteuern ,  in  Hauptpuncten  auch 
die  preussische).  Als  Beispiele  der  ländlichen  Gehäudeclassensteuer  kann  die  öster- 
reichische von  1820  und  die  zweite  Form  der  preuss.  Gebäudesteuer  v.  Ib61  dienen. 
'*)  Wie  dies  die  Gesetze  wohl  ausdrücklich  aussprechen.  So  heisst  es  in  §.  1 
der  „Anweis.  f.  d.  Verfahren  bei  Ermittlung  des  Keinertrags  der  Liegenschaften  u.  s.  w.'". 
im  Anschluss  an  das  preuss.  Ges.  v.  21.  Mai  1861  betr.  anderweite  Regelung  der 
(jrundsteuer :  „Zweck  des  ^'erfahrens  ist  die  Ermittlung  des  Keinertrags  des  steuer- 
pflichtigen Grundeigenthuras :  .  .  .  in  verhältniss massiger  (ilcichheit,  um  da- 
nach die  Grundsteuerhauptsummen  für  die  Provinzen  .  .  .  u.  innerhalb  der  letzteren 
die  von  den  einzelnen  Kreisen  im  Ganzen  sowohl,  wie  die  von  den  einzelnen  Guts- 
bezirken und  Gemeinden  zu  übernehmenden  Grundsteuerbeträge  zu  bestimmen,  dem- 
nächst aber  deren  ünterverthcilung  auf  die  einzelnen  Liegenschaften  möglichst  leicht 
bewirken  zu  können'" :  die  folgerichtige  Anwendung  des  Kepartitionssystems. 
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iiauDteu  beiden  iSteuein  auch  selbst  in  Betreff  des  specieii  ins  Auge 
getassteu  Ziels,  der  wenigstens  relativ  gleich  massigen  Be- 
lastung der  einzelnen  Steuerobjecte  Jeder  Steuer,  kaum  auch  nur 
ttlr  die  Zeit  der  Katastcrarbeit  selbst,  geschweige  l'Ur  die  spätere 
Zeit  etwas  leidlich  Vollkommenes  erreicht  ist,  so  liegt  die  Schuld 
nicht  an  der  falschen  j\Iethode  oder  der  ungenügenden  Ausführung, 
sondern  an  der  ausserordentlichen  Schwierigkeit  der  Aufgabe. 

Diese  Schwierigkeit  lässt  sich  indessen  gerade  bei  der  Grund- 
und  Gewerbesteuer,  wo  sie  sich  am  Meisten  fühlbar  macht,  durch 
die  Benutzung  des  Repartitionsprincips  den  steuerpflichti- 
gen Individuen  gegenüber  etwas  überwinden,  wie  im  folgenden  i; 
gezeigt  wird. 

C.  —  §.  55Ö.     Feststellung  der  Steuersätze. 

1)  Für  diese  Aufgabe  genügt  es  im  Allgemeinen,  soweit  es 
sich  um  Einkommen-,  allgemeine  Vermögen-  und  Ertrag- 
steuern handelt,  auf  die  Erörterungen  in  §.  543 — 545  zu  verweisen. 

a)  Besteht  Quotitätsbesteuerung,  so  werden  die  gesetzlichen 
Steuersätze  derselben,  bez.  diejenigen  gewisser  Steuerstufen  oder 
Steuerclassen,  einfach  nach  den  ermittelten  Thatsachen  auf  die 
Steuerobjecte  gelegt  und  den  Steuersubjecten  zur  Zahlung  vor- 
geschrieben. 

b)  Bei  Repartitionsbesteuerung  complicirt  sieh  diese  Auf- 
gabe, weil  nun  erst  die  individuellen  Steuersätze  für  jedes 
Steuerobject  und  Steuersubject  mittelst  der  Repartition  der  Steuer- 
summe auf  die  zu  belastenden  Steuerobjecte  festzustellen  sind.  Aber 
gerade  bei  dieser  Methode  ergiebt  sich  die  Möglichkeit,  jene  im 
vorigen  §  nachgewiesenen  Mängel  der  Ertragsteuern,  besonders  der 
Grund-  und  Gewerbe-,  dann  der  ländlichen  und  kleinstädtischen 
Gebäude -(Classen-) Steuer,  auch  etwa  der  Steuer  auf  den  Ertrag 
der  selbständigen  liberalen  Berufsunternehmungen  (im  Unter- 
.schied  von  solchen  Berufsdiensten,  §.  461)  einigermassen  zu 
beseitigen.  Dies  kann  dadurch  geschehen,  dass  man  nach  dem 
Kataster  im  Allgemeinen  nur  die  Quoten  der  von  jedem  Ge- 
bietstheile,  bis  herab  zur  Ortsgemeinde,  aufzubringenden  Summe 
einer  jeden  Steuer  feststellt,  bei  der  individuellen  Vertheilung 
der  Ortsquote  auf  die  einzelnen  Steuerobjecte,  bez.  Steuersubjecte 
dagegen  Abweichungen  von  derjenigen  Vertheilung  und  von 
denjenigen  Steuersätzen  gestattet,  welche  sich  bei  der  genauen 
Zugrundelegung  des  Katasters  ergeben  würden.  So  wird  es  möglich, 
in  erwünschter  Weise  in  die  Objectbesteueruug   auch    ein   sub- 
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jectives  Momeut  einzufügen  und  dadurch  manche  Härten  der 
ersteren  zu  mildern.  Es  lässt  sich  hierbei  namentlich  auf  indivi- 
duelle ökonomische  Verhältnisse,  wie  die  oben  in  §.  428  berührten, 
Rücksicht  nehmen.  Bei  den  Grund-  und  Gewerbesteuern  kann  das 
für  den  Ertrag  so  massgebende,  oft  geradezu  entscheidende  Moment, 
die  Persönlichkeit  des  leitenden  Wirthschaftssubjects ,  ferner 
können  concrete  Verhältnisse,  wie  in  der  Landwirthschaft  die 
Lage  der  Grundstücke  (Parcellenj  eines  Wirths  zu  einander  und 
zum  Hof,  von  dem  aus  sie  bewirthschaftet  werden  (Thünen'sche 
Regeln I)  oder  wie  im  Gewerbe  die  concreten  Bezug-,  Absatz-, 
technischen  Productionsbedingungen  u.  s.  w.  eines  einzelnen  Ge- 
werbebetriebs einige  Berücksichtigung  finden.  Auch  der  indivi- 
duellen Verschiedenheit  der  Verschuldungsverhältnisse  des  Real- 
besitzes lässt  sich  wohl  etwas  mit  Rechnung  tragen  und  dadurch 
einer  der  schwersten  Uebelstände  der  Realbesteuerung  (§.  464) 
vermindern. 

Zur  Durchführung  dieser  individuellen  Vertheilung  einer  Steuer- 
summe und  zur  Feststellung  der  sich  so  ergebenden  Steuersätze 
haben  wieder  locale  Steuercommissionen,  wie  die  früher  (§.  544) 
erwähnten,  eventuell  Ausschüsse  von  Berufsgenossen  zu  dienen. ^^) 

§.  556.  —  2)  Bei  den  an  einen  Productionsbetrieb  sich  an- 
knüpfenden indirecten  Verbrauchsteuern  handelt  es  sich  regel- 
mässig um  feste  (Quotitäts-)  Steuersätze,  zu  deren  richtiger  Auf- 
legung auf  die  Steuerobjecte,  in  Gemässheit  der  gesetzlichen 
Besteuerungsmethode  nach  dem  Rohstoif,  Fabrikat  u.  s.  w. ,  eben 
die  Thatsachen  des  einzelnen  Betriebs  in  Bezug  auf 
diese  Objecte  genau  zu  ermitteln  sind.  Mit  der  Lösung  dieser 
Aufgabe  ist  die  Aufgabe  der  Feststellung  der  Steuersätze  und  der 
Ermittlung  der  individuellen  Steuerschuldigkeiten  eines  Producenten 
daher  im  Wesentlichen  zugleich  erledigt.  Das  Einzelne  richtet  sich 
hier  aber  in  solchem  Maasse  nach  der  Natur  des  Steuerobjects  oder 
des  Productionsbetriebs,  in  welchem  das  Object  hergestellt  wird,  dass 
sich  darüber  hier  an  dieser  Stelle  nichts  Allgemeineres  sagen  lässt. 
Die  speciellen  technischen  Productiousprocesse  der  einzelneu  Artikel, 

'")  In  einigen  Puncten  ähnliche  Vorschläge  von  Stein,  bes.  f.  d.  Grundsteuer, 
z.  B.  II,  4S.  Es  handelt  sich  aber  auch  hier  wieder  um  eine  allgemeiner  in  Ver- 
bindung mit  der  Kepartitionsbcstcuerung  anwendbare  Methode.  Die  Sache  ist  gerade 
umgekehrt  wie  in  Frankreich  bei  der  Grundsteuer  zu  machen,  wo  man  die  Haupt- 
steuersumme u.  diejenigen  der  Departements,  Arondissements  u.  selbst  der  Gemeinden 
nicht  oder  nur  wenig  im  Anhalt  an  das  Kataster  bestimmt,  dagegen  die  individuellen 
Steuerschuldigkeiten  der  einzelnen  Liegenschaften  genau  nach  dem  Kataster  umlegt. 
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die  niitspieleuden  chemischen  Processe  z.  B.  bei  der  Wein-,  Bier-, 
Branntwein-,  Zuckerbereitung,  bedingen  auch  verschiedene  Methoden 
der  Ermittlung  der  Steuerobjecte. 

Bei  der  notorischen  Ungleichmässigkeit,  mit  welcher  gewisse 
Steuern  dieser  Art,  namentlich  die  Rohstoftbesteuerung,  nach  der 
Qualität  der  verarbeiteten  Stotlie  (Rüben  bei  Zucker!),  nach  der 
technischen  t^inrichtung  und  nach  dem  Umfang  des  Betriebs  (Gross- 
und Kleinbetrieb!)  auch  hier  die  einzelnen  Producenten  treften 
(§.  514,  516),  liegt  aber  bei  diesen  Steuern  die  Sache  ähnlich  wie 
bei  den  besprochenen  Ertragsteuern:  die  Vernachlässigung  des 
subjectiven  ]\Iomeuts  rächt  sich  wieder  durch  die  Ungleichmässig- 
keit der  Steuerbelastung.  Dies  führt  zu  der  Erwägung,  ob  sich 
nicht  auch  hier  das  Princip  der  Repartition  aushilfsweise 
benutzen  Hesse,  um  solche  Ungleichmässigkeit  zu  ver- 
mindern. Es  könnte  allenfalls  auf  die  AVeise  geschehen,  dass 
man  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Steuerobjecte 
und  die  Steuersätze  Gesammt-Steuerschuldigkeiten  für  eine 
ganze  verbrauchsteuerpflichtige  Productionsbranche 
bildete,  z.  B.  für  die  Rübenzuckerproduction,  Bierbrauerei,  Brannt- 
weinbrennerei, und  alsdann  unter  Controle  der  Steuerbehörde  durch 
Commissionen  oder  Ausschüsse  der  Steuerpflichtigen  diese  Summe 
auf  die  einzelnen  Betriebe  unter  Zulassung  genau  zu 
begründender,  aber  innerhalb  gewisser  Grenzen  sich 
haltender  Abweichungen  von  der  ersten  Veranlagung 
vertheilte. 

Die  grösseren  Schwierigkeiten  und  Bedenken  gegen  ein  solches 
Verfahren  bei  diesen  Steuern  im  Vergleich  mit  demselben  Verfahren 
bei  den  Realsteuern  des  Ertragsteuersystems  sind  nicht  zu  ver- 
kennen. Sie  liegen  namentlich  darin,  dass  bei  den  Gewerben  der 
genannten  inneren  Verbrauchsteuern  nur  etwa  bei  der  Bierbrauerei, 
und  auch  hier  bloss  theilweise  und  neuerdings  immer  weniger,  bei 
den  anderen  in  der  Regel  gar  nicht  von  einem  1  o  c  a  1  beschränk- 
ten Productionsgebiet  und  Absatzmarkt  die  Rede  ist. 
Man  kann  daher  nur  in  geringem  Maasse  neben  der  Gesammt- 
steuerschuldigkeit  des  ganzen  Staatsgebiets  provincielle  und  noch 
weniger  locale  Gesammtsteuerquoten  bilden,  sondern  müsste  die 
Hauptsurame  gleich  auf  die  individuellen  Betriebe  direct  ver- 
theilen.  Das  ist  misslicher  und  schwieriger,  besonders  da,  wo  es 
sich  um  eine  sehr  grosse  Anzahl  sehr  weit  über  das  ganze  Gebiet 
verstreuter  Betriebe   handelt,   wie  bei  der  Bierbrauerei  meist,   bei 
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der  Branntweinbrennerei  wenigstens  nach  den  deutscheu  (im  Unter- 
schied z.  ß.  von  den  englischen)  Productionsverhältnissen.  Dagegen 
würde  bei  der  Rübenzuckerproduction  und  Besteuerung  ein  solches 
Vorgehen  schon  eher  ausführbar  sein. 

Die  Vortheile  eines  derartigen  Repartitionsverfahrens  wären 
auch  hier  die  nemlichen  wie  überhaupt  bei  der  Steuerrepartition 
(§.  544,  545).  Namentlich  würde  hiei"  wohl,  wenn  einmal  eine 
bestimmte  Summe  aufgebracht  werden  muss,  die  Concurrenz 
der  Producenten  zu  einer  gleichmässigeren  Belastung  der  Ein- 
zelnen hinführen.  Gerade  in  diesen  Gewerben  verfolgt  man  die 
Lage  nnd  Leistungen  jeder  einzelnen  Unternehmung  scharf  um 
der  Concurrenz  willen  und  würde  im  Besitz  mancher  Thatsachen 
sein  oder  leicht  kommen,  auf  Grund  deren  man  eine  solche  Aus- 
gleichung vornehmen  kann.  Wesentliche  Bedenken  dieser  Besteue- 
rung (§.  514)  Hessen  sich  so  vermindern.  Der  Einwand,  dass 
dadurch  dem  einzelnen  Producenten  die  besonderen  Vortheile  seiner 
besseren  technischen  Leistung  und  der  daraus  hervorgehenden 
theilweisen  „Ab wälzung''  der  Steuer,  auch  zum  Schaden  des  tech- 
nischen, auf  diese  Weise  prämiirten  Fortschritts,  entzogen  würden, 
ist  nicht  durchschlagend.  Denn  dieser  Vortheil  wird  nur  auf  Grund 
eines  an  sich  mangelhaften,  ungleichmässigen  Steuerverfahrens 
erzielt  und  ist  nicht  so  unbedingt  als  ein  wirklich  persönliches 
ökonomisches  Verdienst  des  Producenten   anzuerkennen   (§.   390). 

IL  —  §.  557.  Die  Ermittlung  der  Thatsachen  zur 
Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten  bei  den  Steuern 
auf  einzelne  wechselnde  Thatsachen  und  Handlungen 
(im  Sinne  des  §.  549),  daher  namentlich  bei  den  meisten  Verkehr- 
steuern, bei  den  Steuern  auf  Conjunctur-,  Spielgewi  un  und 
Erbschaft  und  besonders  bei  denjenigen  Verbrauchsteuern, 
welche  sich  wie  Zölle  und  Thorsteuern,  an  den  Umlauf  der 
Waaren  anknüpfen  (§.  492,  bes.  S.  498  sub  c). 

Bei  diesen  Steuern  allen  gestaltet  sich  die  Aufgabe  der  Steuer- 
verwaltung schon  deshalb  wesentlich  anders  und  in  diesem  ersten 
Puncte  schwieriger,  als  bei  den  im  Vorausgehenden  besprochenen 
„Steuern  auf  den  berufsmässigen  Erwerb  und  den  Besitz'%  weil 
zuvörderst  schon  die  Ermittlung  der  Thatsachen,  von  denen  die 
Steuerpflicht  eines  Subjects  überhaupt  erst  abhängt, 
andere  und  umfassendere  Vorkehrungen  erheischt.  Die  Consta- 
tirung  der  Steuerpfiicht  an  und  für  sich  macht  bei  den  besprochenen 
Steuern  nicht   so  grosse  Mühe,   weil  diese  Pflicht  von  meist  offen- 
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kundigen  oder  veihältnissniässig-  leicht  zu  ermittelnden,  fest  stellen- 
den oder  Jedenliills  längere  Zeit  gleichbleibenden  Thatsachen  des 
Erwerbs  und  Besitzes  abhängt.  Diese  Thatsachen  lassen  sich  auch 
nicht  leicht  der  Beobachtung  entziehen.  Die  schwierigere  Aufgabe 
ist  bei  diesen  .Steuern,  nach  erfolgter  Constatiruug  steuerpflichtiger 
Subjecte  und  Objecte  den  Umfang  der  Steuerpflicht  und  demnach 
die  Grösse  der  individuellen  Steuerscbuldigkeit  festzu- 
stellen. Die  darauf  bezüglichen  Thatsachen  sind  hier  zu  ermitteln 
und  das  eben  ist  das  schwierige  Problem,  so  z.  B.  auch  bei 
den  vorhin  besprochenen,  an  den  Productionsbetrieb  sich  anknüpfen- 
den Verbrauchsteuern. 

Bei  den  Steuern,  von  welchen  jetzt  zu  handeln  ist,  bietet 
umgekehrt  die  Ermittlung  des  Um  fang s  der  Steuerpflicht,  wenn 
einmal  die  letztere  selbst  constatirt  ist,  geringere  Mühe,  beson- 
ders bei  den  Verkehrsteuern,  Zöllen,  Thorsteuern.  Hier  handelt 
es  sich  meistens  nur  um  einfache  Messungs-  und  ähnliche,  dann 
um  Rechnungs  Operationen,  um  die  individuellen  Steuerschuldig- 
keiten nach  Massgabe  der  ermittelten  Thatsachen  in  Bezug  auf 
den  Umfang  der  Steuerobjecte  und  "nach  den  gesetzlichen  Steuer- 
sätzen festzustellen.  Dagegen  dreht  sich  Alles  darum,  diejenigen 
steuerpflichtigen  Thatsachen  und  Handlungen  selbst  sicher  zu  er- 
mitteln, die  hier  das  Steuerobjeet  bilden  und  von  deren  Eintritt 
oder  Vornahme  überhaupt  die  Steuerpflichtigkeit,  daher  auch  der 
Character  einer  bestimmten  Person  als  Steuersubjcct  in  diesem 
bestimmten  Fall,  erst  abhängt.  In  Betreff  des  Umfangs  der 
Steuerpflicht  muss  nur  zugleich  bei  der  Constatirung  der  letz- 
teren seibist  die  uöthige  Vorkehrung  getroffen  werden,  um  einzelne 
Steuerobjecte  (z.  B.  bei  der  Verzollung  von  Waaren)  nicht  zu 
übersehen  oder  sich  über  ihre  Menge  und  Art  nicht  zu  täuschen 
und  so  Hinterziehungen  von  Steuer  zu  verhüten.  Auch  hierbei 
kommt  aber  doch  zunächst  Alles  darauf  an,  den  Fall  der  Steuer- 
pflicht an  und  für  sich  zu  constatiren.  Das  ist  das  Primäre, 
alles  Weitere  steht  in  zweiter  Linie. 

So  erklärt  sich,  dass  das  Verfahren  zur  Ermittlung  der 
Ijetreffenden  Thatsachen,  deren  Eintritt  die  Steuerpflicht  erst  be- 
dingt, bei  dieser  zweiten  Kategorie  von  Steuern  ein  wesentlich 
verschiedenes,  verglichen  mit  dem  Verfahren  bei  der  ersten 
Kategorie,  sein  muss;  ferner,  dass  der  Schwerpunct  der  administra- 
tiven Aufgabe  hier  in  der  Constatirung  der  Steuerobjecte 
liegt,    wovon   daher   auch   zuerst,   vor  den  Steuersubjecten ,    zu 
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handeln  ist.  Das  Einzelne  specialisirt  sich  wieder  manchfach  nach 
den  Arten  der  hierher  gehörigen  Steuern  und  den  einzelnen  Steuern. 
So  sind  auch  hier  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  schon  die  am 
Eingang  dieses  §.  genannten  Kategorieen  zu  unterscheiden.  Aber 
den  vielen  speciellen  Einrichtungen  liegt  doch  bei  manchen  Puncten 
auch  wieder  ein  gemeinsames  Princip,  ein  Schema  zu  Grunde, 
das  zum  richtigen  Verständuiss  der  Aufgabe  der  Steuerverwaltung 
erkannt  und  hier  mit  aufgedeckt  werden  muss. 

A.  —  §.  558.  Die  Ermittlung  der  Steuerobjecte.^'*) 
1)  Bei  den  Verkehrsteuern  bietet  meistens  das  Hilfsmittel 
zu  diesem  Zwecke :  theils  das  öffentliche  (gerichtliche)  E  i  n  t  r  a  g  u  n  g  s- 
Registerwesen,  theils  die  Mitwirkung  der  Gerichte  beider 
Regelung  von  Privatrechtsverhältnissen,  theils  die  gesetz- 
liche Vorschrift  der  Stempelpflichtigkeit  der  schriftlichen  Ur- 
kunden über  steuerpflichtige  Rechtsgeschäfte.  ^^) 

Die  Gerichte  oder  Registerbehörden  u.  s.  w.  werden  hier  von 
Amtswegen  verpflichtet,  für  die  zu  ihrer  Kenntniss  kommenden 
oder  unter  ihrer  Mitwirkung  geordneten  Rechtsgeschäfte  durch  ihre 
mit  den  Finanzgeschäften  betrauten  Orgaue  die  betreffende  Steuer 
erheben  oder  die  Benutzung  der  vorgeschriebenen  Werthstempel 
vornehmen  zu  lassen  oder,  bei  vollständiger  Trennung  jener  Be- 
hörden von  den  fiscalischen  Aufgaben,  die  Geschäfte  einer  Finanz- 
behörde zum  Zweck  der  Berechnung  und  Erhebung  der  Steuer 
anzumelden.  Gewöhnlich  findet  hier  ohnehin  schon  eine  Gebühren- 
pflichtigkeit für  die  Mitwirkung  von  Behörden  statt,  woran  sich  dann 
gleich  die  Verkehrsteuerpflichtigkeit  anschliesst.  Oder,  der  noch 
häutigere  Fall,  die  eine  gesetzliche  Abgabe  stellt  eben  nicht  bloss, 
wie  fälschlich  angenommen  zu  werden  pflegt,  eine  Gebühr,  sondern 
zugleich  und  meist  hauptsächlich  eine  Verkehrsteuer  dar.  Hier 
erfolgt  dann  gleichzeitig  die  Ermittlung  des  Steuerobjects,  die 
Feststellung  des  dafür  rechtlich  in  Anspruch  zu  nehmenden  Steuer- 
subjects  und  die  Berechnung,  Vorschreibung  und  Erhebung  des  Steuer- 
betrags. Die  Voraussetzung  dafür,  wann  und  wieweit  eine  derartige 
Abgabe  Gebühr  und  Steuer  sei,  ist  im  1.  Kapitel  dieses  Bands  in 
der  Gebührenlehre  schon  angegeben  worden  (§.  286  ff.,  293). 


'■^'')  Auch  für  diese  Aufgabe  giebt  bes.  Hock  inaiiclie  wertlivolle  Fingerzeige. 
Oeff.  Abg.  §.  .82,  33,  2ü,  25. 

^')  Bei  dem  engen  Zusammenhang  zwischen  Gebühren  u.  Verkehrsteuern  war  von 
der  hier  vorliegenden  Aufgabe  schon  im  1.  Kaj).  dieses  Bands  in  der  Gebührenlehre 
mehrfach  zu  handeln.  S.  bes.  §.  286  ff..  291  —  293,  320  —  324.  In  der  Hauptsache 
ist  die  l-'rage  dort  zugleich  für  die  Verkehrsteuer  mit  erledigt  worden. 
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Die  Cauteleii  liir  die  üiircbruhrimg  der  Steuerpflichtigkeit 
uud  die  Formeu  der  Erliebuug-  (directe  Einziehung, 
Stempel)  sind  dieselben  wie  bei  den  Gebühren  und  ebenfalls 
früher  schon  dargestellt  worden  (§.  293,  320  ff.).  Zur  mögliehst 
sicheren  Ermittlung  der  Steuerobjeete,  d.  h.  der  steuerpflichtigen 
Acte  oder  Rechtsgeschäfte  dient  die  gesetzliche  Vorschrift,  diese 
Geschäfte  registriren  zu  lassen,  oder  sie  behördlich  (gerichtlich) 
anzumelden,  oder  sie  schriftlich  abzufassen  und  die  Urkunden  mit 
dem  erforderlichen  »Stempel  zu  versehen.  Die  Androhung  fisca- 
lischer  Strafen,  die  Bedrohung  mit  Rechtsnachtheilen,  eventuell 
selbst  mit  Rechtsuugiltigkeit  des  Geschäfts,  die  Verpflichtung  der 
öflfentlichen  Behörden,  Notare  u.  s.  w.,  die  Einziehung  der  gesetz- 
lichen Abgaben  oder  die  Anbringung  der  Stempel  selbst  vorzu- 
nehmen, oder  ihnen  vor  Augen  kommende  stemj)elpflichtige  Schrift- 
stücke auf  die  Verwendung  des  Stempels  überhaupt  und  des  richtigen 
Stempels  zu  prüfen,  nur  richtig  gestempelte  Urkunden  anzunehmen 
(im  Process  u.  s.  w.),  eventuell  die  Stempelung  nachzuholen  oder 
die  Strafverfolgung  der  schuldigen  Steuersubjecte  zu  veranlassen 
und  anderes  Aehnliche  mehr :  das  sind  die  zwar  nicht  immer 
völlig,  aber  doch  im  Ganzen  eiuigermassen  ausreichenden  Hilfs- 
mittel der  Steuerverwaltung  zur  Ermittlung  der  Steuerobjeete 
der  Verkehrsteuern  und  zur  Sicherung  des  Finanzinteresses  in 
Betreff  der  Besteuerung  der  Steuersubjecte  nach  den  gesetzlichen 
Steuersätzen.  Abweichendes  Einzelne  richtet  sich  nach  der  Art 
der  einzelnen  Verkehrsteuern. 

Die  enge  Verbindung  vieler  dieser  Steuern  mit  juristischen 
Formalien  (§.  293j  erleichtert  demnach  die  Aufgabe  der  Steuer- 
verwaltung hier  wesentlich.  Das  leitende  Princip  für  die  administra- 
tive Ermittlung  der  Steuerobjeete  wird  aber  dadurch  etwas  ver- 
deckt. Es  ist  doch  im  Grunde  das  gleiche  wie  bei  dieser  ganzen 
Gattung  von  Steuern,  von  der  wir  hier  handeln  (§.  557),  nemlich 
ein  directer  oder  indirecter  Zwang  zur  Anmeldung  der  Steuer- 
objeete für  das  Steuersubject  behufs  Veranlagung  zur  Steuer,  nur 
dass  dieser  Zwang  hier  eventuell  implicite  in  den  schon  aus  sach- 
lichen Gründen  gegebenen  Vorschriften  über  das  Registerwesen 
und  über  die  Mitwirkung  von  Behörden  erfolgt.  Bei  der  Stempel- 
pflichtigkeit  macht  man  das  Steuersubject  zugleich  zum  Organ 
der  Ermittlung  des  Steuerobjects  und  der  Steuererhebung,  worin 
ebenfalls  implicite  ein  Anmeldezwang  zur  Versteuerung  der  Steuer- 
objeete liegt:   hier  freilich   mit   schwächeren   Garantieen   der  Con- 
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trole,  die,  ausser  in  den  Bedrohungen  mit  Strafen  und  etwaigen 
Reebtsnachtheilen ,  nur  in  ungenügendem  Maasse  in  der  Oefifent- 
lichkeit  und  in  der  mehr  nur  zufälligen  Kenntnissnahme  Seitens 
der  öffentlichen  Behörden  liegen.  Nur  da.s  unbedingte  Verlangen 
des  Registrirungszwangs  und  womöglich  zugleich  der  Öehriftliehkeit 
steuerpflichtiger  Rechtsgeschäfte  unter  gleichzeitiger  Versagung  der 
Rechtsgiltigkeit  der  nicht  registrirten  und  mündlichen  betreffenden 
Rechtsgeschäfte  möchte  hier  für  die  sichere  Ermittlung  der  Steuer- 
objecte  grössere,  wenn  auch  niemals  ganz  ausreichende  Garantie 
gewähren.'^)  Es  würde  dabei  auch  eine  rationelle  Beschränkung 
der  Steuerpflichtigkeit  auf  gewisse  leichter  controlirbare,  namentlich 
auch  auf  Rechtsgeschäfte  über  einen  gewissen  nicht  zu  niedrigen 
AVerthbetrag  wohl  von  vorneherein  geboten  sein  oder  man  müsste 
wenigstens  den  Verkehrsteuersatz,  wie  z.  B.  bei  einem  gleich- 
massigen  kleinen  Quittungsstempel,  sehr  niedrig  ansetzen,  um 
dadurch  den  Anreiz  zur  Hinterziehung  von  Steuerobjecten  zu 
vermindern. 

§.  559.  —  2)  Bei  der  Besteuerung  von  Conj  uncturen- 
gewinnen  richtet  sich  das  Verfahren  zur  Ermittlung  der  Steuer- 
objecte  nach  der  Art  des  betreffenden  Gewinns  und  der  dem- 
gemäss  zu  wählenden  Steuer  (§.  478 — 481). 

a)  Dient  die  Ertrag-  und  Einkommenbesteuerung  mit  dazu, 
diese  Gewinne  zu  treffen,  so  sind  amtliche  Nachforschungen 
neben  Declarationen  der  Steuerpflichtigen  vorzuschreiben. 

b)  Bei  der  Benutzung  der  Verkehrsbesteuerung  liefern  in 
dem  practisch  wichtigsten  Falle,  wenn  es  sich  nemlich  um  den 
beim  entgeltlichen  Besitzwechsel  von  Grundeigeuthum  (und  Gebäu- 
den u.  s.  w.)  erzielten  Gewinn  handelt,  wieder  die  entsprechend 
einzurichtenden  Register  oder  Grundbücher  die  genügenden  Anhalts- 
puncte.  Es  müssen  zu  dem  Zweck  namentlich  die  Erwerbs-  und 
Verkaufspreise  eingetragen  werden,  nach  deren  Differenz 
dann  die  Behörde  (Grundbuchamt")  wieder  von  Amtswegen  die 
Steuer  zu  berechnen  hat.  Dabei  ist  dem  Steuerpflichtigen  nur 
der   Nachweis   einer  Werthsteigerung  in    Folge   neuer  Kapitalver- 

2«)  Man  hat  öfters  als  ein  Mittel  zur  Bekämpfung  des  Differenz geschäfts  an 
den  Fondsbörsen  die  A'ersagung  der  Klagbarkeit  der  betreffenden  Verträge,  (als  Spiel- 
verträ'^e  u.  dgl.)  befürwortet  u.  mitunter  besteht  diese  Klagbarkeit  auch  nicht.  Aber 
irgend"  ausreichende  Hilfe  bietet  dies  Verfahren  erfahrungsgemäss  nicht:  der  „Sitten- 
codex'' unter  den  Börsenspielern  ist  in  diesem  Puncte  eine  nicht  werthlose  Burg- 
schaft dafür,  dass  auch  nicht -klagbare  Verträge  doch  erfüllt  werden.  Das  beweist, 
dass  man  die  practische  Bedeutung  des  im  Text  erwähnten  Mittels  nicht  Uber- 
bchätzeu  darf. 
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Wendungen  zu  gestatten,  um  eventuell  ganz  oder  tbeilweisc  steuer- 
frei zu  bleiben.  Im  Uebrigen  t'ungirt  die  Verkebrsbesteuerung  (ein- 
scbliesslicb  der  „Börsensteuern''),  wie  trüber  gezeigt  wurde,  obnebiu 
Weltach    gleich    als   Besteuerung    von  Conjuucturcngewinnen    mit. 

c)  Bei  der  Berücksichtigung  dieser  Gewinne  in  Erbfällen 
kommen  dieselben  Einrichtungen  in  Betracht,  wie  bei  der  Erbschafts- 
steuer, nur  dass  ausserdem  noch  die  Erben  zu  Aussagen  nach  bestem 
Wissen  über  die  etwaige  Conjuncturen-Werthsteigerung  von  Erb- 
schaftsobjecten  (besonders  Immobilien)  zu  verpflichten  und  geeig- 
nete amtliche  Nachforschungen  nach  solchen  Werthsteigerungen 
anzustellen  sind.  Bei  Immobilien  liefern  hier  die  Grundbücher 
wieder  die  Daten  über  die  Erwerbspreise,  neue  Taxationen  haben 
den  Jetztwerth  zur  Zeit  des  Erbgangs  festzustellen. 

d)  Bei  der  Baustellenbesteuerung  und  in  ähnlichen  Fällen 
(§.  4:81)  muss  ein  mit  scharfen  Strafandrohungen  beim  Unterlassen 
verbundener  Anmeldezwaug  vorgeschrieben  werden:  für  den 
Besitzer  der  Baustelle  und  für  denjenigen,  welcher  eine  speci- 
fische  Aenderung  in  der  Benutzung  seiner  Grundstücke  vornimmt. 
Amtliche  Nachforschungen  haben  zur  Ergänzung  daneben  zu  treten. 
Nach  dem  Muster  der  Grundsteuer  und  etwa  der  an  den  Tabak- 
bau anknüpfenden  Formen  der  Tabakbesteuerung  wird  Einzelnes 
hier  eingerichtet  werden  können. 

3)  Die  öteuerobjecte  bei  Spielgewinnen  ermittelt  und  trifft 
man  am  Einfachsten,  —  unter  der  statthaften  Voraussetzung,  dass 
jedes  Spiel  einer  öffentlichen  Controle  und  Concession  unterliegt, 
sonst  verboten  ist,  —  in  der  Art,  dass  der  Spielhalter  („Schuld- 
ner") zur  Anmeldung  der  betreffenden  Steuerobjecte  verpflichtet 
und  gleich  bei  ihm,  also  an  der  Ertragsquelle,  die  Steuer 
erhoben  wird. 

4)  Zur  Ermittlung  der  Steuerobjecte  der  Erbschaftssteuern 
dient  zunächst  der  (übliche)  Anmeldezwang  für  alle  Erben  oder 
Legatare;  ferner  in  Ergänzung  dazu  die  Verpflichtung  derStandes- 
ämter,  der  Erbschaftssteuerbehörde  regelmässige  Nachricht  von 
den  Todesfällen  zu  geben.  Die  auch  sonst  in  mancher  Hinsicht 
empfehlenswerthe  Vorschrift,  dass  über  alle  Erbschaften  ein  amt- 
liches (gerichtliches)  Erbeslegitimationsverfahren  ex  officio 
stattfinden  muss,  hilft  weitere  Schwierigkeiten  in  der  Ermittlung 
der  Steuerobjecte  zu  beseitigen.  Wenn,  wie  es  principiell  und  steuer- 
technisch passend  erscheint,  die  kleinen  Erbschaften,  bez.  Erb- 
portioueu   und  Legate   unter   einer  gewissen  Höhe  steuerfrei  sind. 
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vermindert  sich  auch  die  Zahl  der  zu  controlirenden  Erbschaften 
wesentlich.  In  Verbindung  mit  der  Constatirung  der  Steuerobjecte 
muss  hier  sodann  der  Umfang  oder  Werth  derselben  ermittelt 
werden,  in  welcher  Hinsicht  neben  den  zu  fordernden  Angaben 
der  Steuersubjecte  (bez.  der  Verwalter  der  Erbschaftsmasse)  amt- 
liche Taxationen  stattfinden  müssen. 

§.  560.  —  5)  Von  den  Verbrauchsteuern,  welche  sich  an  den 
Umlauf  von  Waaren  anknüpfen,  sind  die  Grenz  zolle  die  wich- 
tigsten und  hier  vornemlich  ins  Auge  zu  fassen.  Die  Einrichtungen 
zur  Ermittlung  der  Steuerobjecte  bei  den  städtischen  Thor- 
steuern  sind  mutatis  mutandis  dieselben  wie  bei  den  Zöllen,  mit 
Abweichungen,  welche  theils  durch  die  verschiedenen  Verhältnisse 
der  zu  controlirenden  Oertlichkeiten ,  theils  durch  die  verschiedene 
Art  (meist  landwirthschaftliche  und  gewisse  gewerbliche  Erzeug- 
nisse des  gewöhnlichen  Marktverkehrs,  eventuell  Brenn-  und  Bau- 
materialien, dann  Getränke,  Wein,  Branntwein,  Bier  u.  s.  w.),  theils 
durch  die  verschiedene  Transport-  und  Verpackungsweise  und  Anzahl 
der  Artikel  veranlasst  werden.  Die  sonstigen  Steuern  in  Verbindung 
mit  dem  Umlauf  der  Waaren  (§.  492)  sind  zu  selten,  um  hier 
besonders  berücksichtigt  werden  zu  müssen.  Gewisse  Einrich- 
tungen bei  ihnen  sind  aber  ähnlich  wie  beim  Versand  zollpflich- 
tiger Waaren. 

Zur  Ermittlung  der  Steuerobjecte  bei  Zöllen  u.  s.  w.  dient  zu- 
nächst und  hauptsächlich  ein  Anmeldezwang  für  die  Waaren- 
führer,  in  Folge  dessen  die  letzteren  mit  dem  Eintritt  des  „steuer- 
baren Moments",  d.h.  der  Ueberschreitung  der  Grenzzolllinie  ^^) 
(der„Verzehruugssteuerlinie"  bei  städtischen  Thoraccisen)  verpflichtet 
sind,  sich  selbst  und  die  von  ihnen  geführten  Waaren  bei  der  be- 
treffenden Steuerbehörde  behufs  Vornahme  des  „steuerbaren 
Acts",  d.h.  der  Verzollung  (eventuell  behufs  Einleitung  der  Mass- 
regeln, welche  zur  Sicherung  der  Verzollung  dienen)  zu  melden. 
Diesem  Zwang  entspricht  das  Recht  der  Steuerorgane,  die  erforder- 
lichen Controlen  zur  Sicherstellung  dieser  Anmeldungen  zu  treffen 
und  Jedermann  zu  nöthigen,  sich  den  getroffenen  Anordnungen  zu 
unterwerfen.     Zu  diesem  Behufe  erfolgt   die  Bildung  und  stete 

^^)  In  der  Praxis  niodificirt  sich  der  Eintritt  des  steuerbaren  Acts,  z.  B.  wenn 
Zollämter  auf  inländischem  Freihafengebiet  oder  in  Folge  von  Zollcartellen 
(Deutschland  und  Ocstcrrcich)  auf  fremdem  Gebiete  liegcu,  wo  dann  etwa  die  Ein- 
bringung in  die  zollamtlichen  Räume  behufs  Verladung  in  die  ins  Inland  abgefertigten 
Fahrzeuge  (Eisenbahnwagen)  jenen  Act  bildet  u.  zu  diesem  Behuf  die  Anmeldungen 
iTfolgen  müssen.  —  Im  Text  mehrfach  Anlehnung  an  Hock,  öd'.  Abg.  §.  20.  S.  auch 
i;.ui  II.  §.  458—460. 
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Bewachung  einer  ,,6renzzol  lliu  ie''  und  eines  Grenzgebiet- 
bezirks (ähnlich  bei  den  Thoraccisen :  einer  Verzehriingssteuer- 
linie),  woran  sich  die  Vorschrift  knüpft,  nur  die  öffentlichen 
Wege  oder  selbst  nur  gewisse  Wege  darunter  oder  letztere 
wenigstens  nur  für  gewisse  Waaren  zum  Transport  zu  benutzen. 
Auch  die  Zeit   (Tageszeit)   des  Transports  wird  wohl  beschränkt. 

Die  Waarenführer  haben  in  bestimmter  Weise  „Steuer- 
ansagen" oder  ,,  Waarenerklärungen"  über  die  Objecte  (Art, 
Menge,  eventuell  Herkunft,  Bestimmungsort  u.  s.  w.)  ihres  Trans- 
ports zu  machen.  Diese  Ansagen  umfassen  im  Princip  auch  die 
nicht- steuerpflichtigen  Objecte,  um  eine  Controle  zu  ermöglichen. 
Die  Steuerbeamten  haben  das  Recht,  bez.  die  Pflicht,  die  gemachten 
Angaben  über  Art  und  Menge  der  Waaren  auf  ihre  Richtigkeit  zu 
erproben  mittelst  eigener  Untersuchung  des  Transports  („Revi- 
sion") und  über  die  weiteren,  für  die  Besteuerung  eventuell  in 
Betracht  kommenden  Thatsachen  (Herkunft,  directe,  indirecte  Ein- 
fuhr, Benutzung  heimischer,  fremder  Fahrzeuge,  Schiffe  u.  s.  w., 
bei  „Differentialtarifen",  wo  sich  der  Zollsatz  nach  solchen 
Momenten  verschieden  gestaltet,  —  auch  über  den  „steuerpflichtigen 
Werth"  der  Waaren  bei  Werthzöllen)  die  urkundlichen  Belege 
mittelst  bestimmter  Atteste  u.  s.  w.  zu  verlangen. 

§.  561.  Dies  sind  die  ziemlich  allgemein  und  gleichmässig 
bestehenden  Haupteinrichtungen  zur  Ermittlung  der  Steuer- 
objecte.  Im  Anschluss  daran  finden  sich  theils  zur  Erleichte- 
rung des  Verkehrs  und  zur  Vereinfachung  des  „Zollver- 
fahrens" zugleich  auch  im  Interesse  der  Steuerverwaltung,  theils 
zur  noch  grösseren  Sicherung  der  gesetzlichen  Be- 
steuerung einige  weitere  hier  kurz  zu  erwähnende  Einrichtungen. 
In  denselben  bestehen  öfters  grössere  zeitliche  und  örtliche  Ver- 
schiedenheiten als  in  den  geschilderten  nach  der  ganzen  Gestal- 
tung des  Zollwesens,  namentlich  nach  der  grösseren  oder  kleineren 
Zahl  und  Höhe  der  Zollsätze,  nach  der  Beschaffenheit  der  Zoll- 
grenze und  der  davon  mit  abhängigen  Gefahr  des  Schmuggels,  nach 
dem  Zweck  des  Zolls  (Finanz-  oder  Schutzzoll),  nach  der  Integrität 
der  Bevölkerung,  der  Geschäftskreise,  des  Beamtenthums,  endlich 
freilich  auch  nach  der  mehr  bureaukratischen  Weitläufigkeit  und 
Schwerfälligkeit  oder  der  den  Verkehrsbedürfnissen  sich  mehr  an- 
passenden („kaufmännischen")  Gestaltung  der  ganzen  Steuer-  und 
Zollverwaltung.  Es  ist  klar,  dass  hier  zwischen  den  Bedürfnissen 
und  Wünschen   des  Verkehrs  und  der  Zollverwaltung  selbst  einer- 
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seits  imcl  den  Anforderungen ,  welche  im  Interesse  mögliehst 
sicherer  Ermittlung  der  Steuerobjecte  zu  stellen  sind,  andrerseits 
Conflicte  bestehen,  welche  nur  durch  Compromisse  ausgeglichen 
werden  können, 

a)  Zur  Erleichterung  des  Verkehrs  und  zur  Vereinfachung  des 
Zollverfahrens  dient  ausser  der  früher  schon  besprochenen  Fest- 
stellung specifischer,  namentlich  Gewichtszollsätze  statt 
der  ^Y e r t h Zollsätze  und  gleichmässiger  Sätze  statt  der  Q u a  1  i - 
täts Zollsätze  (§.  547): 

cc)  die  Anwendung  der  Gewichtssätze  in  der  Form  der 
sogen.  Brutto  Verzollung  oder  der  Netto  Verzollung  auf  Grund 
gewisser  meist  im  Verorduungswege  zu  bestimmenden  Tarasätze, 
welche  vom  Bruttogewicht  zur  Ermittlung  des  zollpflichtigen  Netto- 
gewichts abgehen.  Man  hält  sich  hier  an  die  üblichen  Ver- 
packungsarten der  Waaren  und  bestimmt  bei  der  Bruttover- 
zollung danach  mit  die  Zollsätze,  bei  der  genannten  Nettoverzollung 
die  Tara.  Dabei  ist  es  natürlich  nothwendig,  geeignete  Vorkeh- 
rungen gegen  die  Benutzung  einer  dem  Steuerpflichtigen  zu  günstigen 
Bemessung  des  Gewichts  der  Verpackung  zu  treffen  und  Aende- 
rungen  in  letzterer  durch  Aenderung  der  Bruttozollsätze  oder  der 
Tara  zu  begegnen.  Die  zeitraubende  und  kostspielige  Aus- 
packung und  Wiederverpackung  der  Waaren  wird  so  vermieden. 
Ein  Controlrecht  der  Verwaltung,  sich  vom  wirklichen  Inhalt  der 
Colli's  u.  s.  w.  im  Falle  von  Misstraueu  in  die  Waarenerkläruug 
zu  überzeugen,  muss  freilich  gewahrt  bleiben. 

ß)  Die  unbedingte  Verpflichtung,  die  Waaren  gleich  an  der 
Grenze  zu  verzollen,  widerspricht  vielfach  dem  berechtigten  Ver- 
kebrsinteresse ,  vertheuert  direct  und  iudirect  dem  Waarenführer, 
bez.  Eigenthümer  den  Bezug  und  ist  auch  durch  das  Finanz- 
interesse nicht  geboten.  Daher  ist  ein  Verfahren  erwünscht, 
mittelst  dessen  die  Waaren  vorläufig  unverzollt  bis  zur  Er- 
reichung ihres  Bestimmungsorts  bleiben,  an  welchem  alsdann  erst 
die  letzten  zollamtlichen  Manipulationen  zur  Ermittlung  der  Steuer- 
objecte und  der  Steuerschuldigkeit  erfolgen.  Dies  setzt  beson- 
dere Zollämter  auch  im  Binnen  lande,  namentlich  in  grösseren 
Städten,  woraus:  sogen,  innere  oder  Binnen  Zollämter  neben  den 
Grenz-  oder  A  ussen Zollämtern.  Das  betrcft'ende  Verfahren  ist 
das  sogen.  „Beg  leitschein  verfahren",  durch  welches  die 
Identität  der  unter  Zollverschluss  gestellten  Steuerobjecte  und  die 
Sicherung   der  Zollzahluug   verbürgt   wird.     Es  besteht  vornemlich 
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für  einfiibrzollpHichtige  Iiiipovtartikel,  dann  l'iir  ausländische,  bloss 
zur  Durchtubr  kommende.  Auch  bei  inneren  Verbraucbsteuern 
kommt  es  zur  Coutrole  trausportirter  8teuerobjecte  vor,  z.  B.  bei 
Mebl  auf  dem  Wege  von  der  ^liible  in  die  Stadt  oder  bei  j\Ialz, 
welches  aus  der  Mühle  in  die  Brauerei  geht  oder  bei  AVeiu ,  der 
vom  Händler  au  den  Wirth  und  Privaten  versandt  \vird. 

y)  Zur  Erleichterung  des  Zwischenhandels,  eventuell  zur 
Verschiebung  der  Verzollung  dienen  amtliche  oder  mit  unter 
amtlichem  Verschluss  stehende  Niederlagen,  („Entrepots"), 
in  denen  einstweilen  bis  zur  Einfuhr  für  den  inländischen  Consum 
oder  bis  zur  Wiederausfuhr  zollpflichtige  Waaren  gelagert  und  den 
erforderlichen  technischen  Manipulationen  unterzogen  werden  können. 
Amtliche  Controlen  stellen  die  Ermittlung  der  Steuerobjecte  dabei 
genügend  sicher. 

b)  Zur  Verschärfung  der  Massregeln  für  die  Ermittlung 
zollpflichtiger  Waaren  namentlich  bei  hohen  Zöllen  (eventuell  bei 
Prohibitionen)  und  grosser  Schrauggelgefahr  dienen  besonders  fol- 
gende Einrichtungen  (vrörtlich  nach  Hock) '^^):  „man  errichtet  eine 
zweite,  die  erste  controlirende  Zolllinie  dort,  wo  der  Grenzbezirk 
vom  inneren  Lande  sich  scheidet  (innere  Zolllinie);  man  versieht 
die  hoch  belegten  fremden  Waaren  zum  Zeichen  der  geschehenen 
Verzollung  und  die  entsprechenden  inländischen  zum  Zeichen  der 
inländischen  Erzeugung  mit  besonderen  Stempeln ,  unterwirft  sie 
den  Transport-  und  Auf  bewahrungscontrolen  auch  im  Inneren,  lässt 
beim  Eintritt  in  die  grossen  Handelsstädte  die  Waaren  einer  Revi- 
sion unterziehen,  ob  sich  nicht  fremde,  unverzollte  darunter  be- 
finden; die  Grenze  wird  mit  Wall  und  Graben  umgeben,  die  nur 
au  den  Puncten,  wo  sich  ein  Amt  befindet,  sich  öffnen;  man  ent- 
leert den  Grenzbezirk  von  Einwohnern."  Begreiflicher  Weise  sind 
so  ausgedehnte  und  lästige  Controlen  nur  ausnahmsweise  zu  recht- 
fertigen und  vollends  heute  bei  der  durch  die  Dampflocomotion 
bewirkten  Massenconcentration  eines  leichter  und  schneller  Be- 
wegung bedürftigen  Waarenverkehrs  meist  gar  nicht  mehr  aus- 
führbar, bei  diesem  leichter  zu  controlirenden  Verkehr  aber  auch 
weniger  nothwendig  als  früher. 

Von  besonderer  Bedeutung  für  die  sichere  Ermittlung  der 
Steuerobjecte  bei  den  Zöllen  und  Thoraccisen  sind  nur  noch,  wie 
bei  allen  indirecten  Verbrauchsteuern,  Controlen  über  die 
Steuerbeamten,  um  Bestechlichkeit  und  Schmuggelbegünstigung 

^*i  Uetf.  Abg.  S.  12b.  Weiteres  über  Goatroleii  unten  im  5.  Abbchnitt,  bes.  g.  5b7,  .ibb. 
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durch  dieselben,  sowohl  in  Betreff  der  Menge  als  der  Art  der 
Waaren,  zu  verhüten.  Dazu  dient  (nach  Hock) 2°)  „die  Verpflich- 
tung der  Steuerorgane,  jeden  amtlichen  Act  schriftlich  festzustellen 
und  wichtigere  Amtshandlungen  nur  mehrere  vereint  oder  unter 
Leitung  eines  höheren  Beamten  vorzunehmen;  dann  die  gegen- 
seitige Uebereinstimmung  der  Scripturen,  die  öfteren  Nachschauen, 
Ueberprüfungen,  Vergleichung  der  ausgestellten  Urkunden  mit  den 
"Waaren,  für  welche  sie  ausgestellt  sind^^ 

Die  ausserordentliche  Schwierigkeit  der  Aufgaben  der  Zoll- 
verwaltung zur  Ermittlung  der  Steuerobjecte  ist  somit  unverkenn- 
bar. Bei  den  Thoraccisen  steigert  sie  sich  für  die  analoge 
Aufgabe  vielfach  noch,  weil  der  Verkehr  im  Ganzen  massenhafter 
und  doch  weniger  centralisirt  ist  und  die  Sperr-  und  Bewachungs-  fl 
massregeln  wegen  ihrer  verkehrstörenden,  auch  die  Personen  be-  ■ 
lästigenden  Wirkungen  unvermeidlich  mehr  beschränkt  werden 
müssen.  Mit  aus  steuertechnischen  Rücksichten  sind  denn  auch 
die  Thoraccisen  vielfach  gefallen,  wie  anderseits  die  Zollsysteme 
gemildert  worden  (§.  449). 

B.  —  §.  562.    Die  Ermittlung  der  Steuersub jecte. 

Nach  dem  Wesen  der  ganzen  hier  besprochenen  Kategorie  von 
Steuern  „auf  einzelne  wechselnde  Thatsachen  und  Handlungen" 
liegt,  wie  oben  (§.  587)  hervorgehoben  wurde  und  wohl  durch  das 
Vorausgehende  bestätigt  wird,  die  Hauptaufgabe  der  Steuer- 
verwaltung in  der  Ermittlung  der  Steuerobjecte.  Ist  diese  erfolgt, 
so  ergiebt  sich,  welche  Personen  überhaupt  eventuell  als 
Steuerpflichtige  in  Frage  kommen  können.  Da  solcher 
Personen  aber  in  einigen  der  hierher  gehörigen  Fälle  mehrere 
sind,  so  muss  das  Steuerrecht  genauer  bestimmen,  wer  gesetz- 
lich das  Steuersubject  oder  ra.  a.  W.  wer  der  Steuer  Ver- 
waltung für  die  Zahlung  der  Steuer  verantwortlich  und 
haftbar  sein  soll.  Mitunter  kann  gerade  hier  wohl  zwischen 
den  eigentlichen  Steuer subjecten  und  anderen,  neben  ihnen  vor- 
kommenden Steuerhaftenden  unterschieden  werden. 

Für  die  Bestimmung  dieser  Personen  sind  theils  principielle 
Erwägungen  hinsichtlich  der  richtigen  Vertheilung  der  Steuerlast, 
theils  Steuer t e ch  nische  Rücksichten  bezüglich  der  Sicherung 
der  Steuer  und  der  leichteren  Erhebung  in  Betracht  zu  ziehen. 

1)  In  ersterer  Hinsicht  handelt  es  sich  namentlich  bei  den 
Verkehrsteuern  darum,  diejenigen  Personen,  daher  bei  steuer- 

-')  (Jcir.  Abjj.  S.   12s. 
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Pflichtigen  Rechtsgeschäften  denjenigen  Contrahenten  zum  gesetz- 
lichen Steuerpflichtigen  zu  erklären ,  den  man  wegen  seines  sich 
anderen  (directeu)  Steuern  rechtlich  oder  thatsächlich  entziehenden 
,, Gewinns"  u.  s.  w.  zum  Steuerträger  machen  will  oder  Iblgerichtig 
dazu  machen  müsste  (§.  470).  Doch  kann  man  dies  nicht  immer 
so  einfach  bestimmen  oder  das  steuertechnische  Interesse  nöthigt 
zu  Abweichungen  von  der  Regel.  Oefters  (z,  B.  bei  steuerpflichtigen 
Kauf-,  Mietli-,  Pachtverträgen)  liegt  auch  kein  Grund  vor,  einen 
der  Contrahenten  allein  zum  Steuerträger  zu  machen,  sondern 
das  Richtige  ist,  dass  beide  zusammen  die  Steuer  tragen.  Wenn 
man  hier  gleichwohl  aus  steuertechnischen  Gründen  einen  der  Con- 
trahenten als  gesetzlichen  Steuerpflichtigen  bestimmt,  so  sollte  es 
möglichst  derjenige  sein,  der  im  Allgemeinen,  daher  präsumtiv 
auch  im  concreten  Fall  meistens,  der  ökonomisch  und  social 
stärkere  Theil  ist.  Diese  Entscheidung  möchte  sich  auch  steuer- 
technisch in  der  Regel  empfehlen.  Bei  Mieth-  und  Pachtverträgen 
deshalb  wohl  der  Vermiether  und  Verpächter,  bei  Immobilien- 
käufen der  Erwerber  des  Objects  u.  s.  w.  Die  vertragsmässige 
Regelung  der  Verkehrsteuer  (Stempel,  Eintragungsabgabe,  Besitz- 
wechselsteuer) bleibt  ohnehin  nicht  ausgeschlossen  und  richtet  sich 
nach  den  für  die  Steuerüberwälzung  massgebenden  Verhältnissen. 
Bei  manchen  in  der  Form  des  Stempels  erhobenen  Verkehr- 
steuern auf  die  schriftlichen  Urkunden  über  Rechtsgeschäfte  wird 
die  steuertechnische  Rücksicht  unvermeidlich  vorangestellt  werden 
müssen,  indem  das  Gesetz  denjenigen  zum  Steuerpflichtigen  erklärt, 
welcher  am  Sichersten  und  Leichtesten  zu  erfassen  ist,  z.  ß.  den- 
jenigen, welcher  sich  einer  Urkunde  als  Beweismittels  für  einen 
Anspruch  gegen  einen  Dritten  oder  für  die  Erfüllung  einer  Ver- 
pflichtung bedient,  welcher  die  Urkunde  in  Besitz  hat  u.  s.  w. : 
daher  erscheint  bei  Schuldscheinen  der  Gläubiger,  bei 
Quittungen  der  Zahlungspflichtige  als  das  richtige  gesetzliche 
Steuersubject,  nicht,  wie  üblich,  der  Aussteller  des  Schuldscheins, 
dem  freilich  die  Steuer  durch  Ueberwälzung  leicht  zugeschoben 
werden  wird.  Nur  bei  Inhaber-  und  ohne  Cessionsinstrument  über- 
tragbaren Schuldscheinen  wird  der  Aussteller  zum  Steuersubject  zu 
machen  sein.  In  manchen  Fällen  kann  man  auch  das  specielle 
sachliche  Object,  auf  welches  sich  ein  steuerpflichtiges  Rechts- 
geschäft oder  eine  darüber  ausgestellte  stempelpflichtige  Urkunde 
bezieht,  für  die  Steuer,  ohne  Rücksicht  auf  die  Rechte  Dritter  an 
demselben,  mit  haftbar  machen,   ähnlich  wie  dies  bei  Verbrauch- 
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steuern  vorkommt,  so  namentlich  bei  Geschäften  in  Bezug  auf 
Immobilien.  Hier  empfiehlt  sich,  als  gesetzliches  Steuersubject 
den  Eigenthümer,  in  dessen  Eigenthum  das  Object  noch  steht 
oder  übergeht,  zu  bestimmen. 

Man  ersieht  aus  dem  Gesagten ,  dass  hier  ein  Gebiet  voll  un- 
vermeidlicher Casuistik  vorliegt,  welches  wiederum  die  Theorie  fast 
noch  gar  nicht  bearbeitet,  die  Praxis  in  den  Bestimmungen  über 
die  Steuersubjecte  ziemlich  willkührlich  geregelt  hat. 

2)  Bei  Conjunctur-  und  Spielgewinn  und  bei  dem  Erwerb 
aus  Erbschaft  ist  der  richtige  Steuerträger  der  Gewinnende 
und  der  Erwerber.  Die  Bestimmung  des  gesetzlichen  Steuersub- 
jects,  eventuell  des  für  letzteres  Steuerhaftenden,  wird  aber  wieder 
mit  nach  steuertechnischen  Rücksichten  erfolgen  müssen.  Bei  den 
Steuern  %uf  den  Conjuncturengewinn  richtet  sie  sich  mit  nach  der 
Art  der  zu  diesem  Zweck  benutzten  Steuer  (§.  478  ff.).  Bei  der 
Realisirung  eines  solchen  Gewinns  durch  ein  Verkaufsgeschäft  kann 
z.  B.  der  Erwerber  und  das  Object  (Grundstück  u.  s.  w.)  für  steuer- 
pflichtig erklärt  werden,  mit  dem  unbedingten  Recht  des  Ersteren, 
den  Betrag  der  Steuer  am  Kaufpreis  zu  kürzen.  Bei  Baustelleu- 
besteuerung ist  natürlich  der  Eigenthümer  das  Steuersubject.  Der 
Spielgewinn  wird,  wie  schon  bemerkt,  gleich  bei  seiner  Auszahlung 
dem  betreffenden  Steuerabzug  unterzogen  und  der  Spielschuldner 
daher  zunächst  zum  Steuersubject  gemacht,  aber  mit  dem  Recht 
(und  der  Pflicht  eventuell),  den  Abzug  zu  machen.  Bei  der  Erb- 
schaftssteuer werden  die  Bestimmungen  über  die  Steuersubjecte 
in  Verbindung  mit  dem  Formalismus  des  Erbrechts  selbst  treten 
müssen.  Man  könnte  wohl  die  Erbschafts masse  selbst  zunächst 
für  steuerpflichtig  und  der  Verwaltung  haftbar  erklären,  mit  der 
etwaigen  weiteren  Bestimmung,  die  Vertheiluug  der  Erbantheile 
und  Legate  vor  erfolgter  Zahlung  oder  Sicherstellung  der  Steuer 
für  unzulässig,  selbst  für  ungiltig  zu  erklären  und  betreffende  Ver- 
pflichtungen den  antretenden  Erben,  den  Verwaltern  der  Erbschaft, 
den  Testamentsexecutoren  u.  s.  w.  aufzulegen.  Dies  vereinfacht 
auch  die  Einziehung  der  Steuer.  Die  die  Erbschaft  antretenden 
Erben  würden  dabei  solidarisch  für  die  Steuer,  auch  für  diejenige 
der  Legatare,  haften.  Werden  die  Erben  oder  Legatare,  die  eigent- 
lichen Steuerträger,  auch  unmittelbar  als  solche  zu  Steuer- 
subjcctcn  gemacht  und  einem  betreffenden  Anmeldungszwang 
unterstellt,  so  kann  eine  Haftung  des  betreffenden  Vermögens,  bez. 
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der  einzelnen  darin  enthaltenen  8acligiiter,  welche  an  jeden  Einzelnen 
übergegangen  sind,  daneben  ausgesprochen  werden. 

3)  Bei  den  Grcnzzöllen  und  T hör ac eisen  und  in  den 
sonstigen  Fällen  von  Steuern  auf  im  Transport  befindliche 
Waaren  sind  die  rechtlichen  Steuersubjecte  aus  steuertechnischen 
Zweckmässigkeitsgründen  wohl  in  der  Regel  zunächst  nicht  die 
Eigeuthümer,  sondern  die  Waaren-  oder  Frachtführer. ^'^j 
Denn  mit  diesen  kommt  die  Steuerverwaltung  unmittelbar  allein  in 
Berührung,  sie  unterliegen  dem  Anmeldungszwang  für  die  Steuer- 
objecte  (§.  560),  die  Ermittlung  der  Eigenthümer  entzieht  sich  der 
Steuerverwaltung  oder  macht  unverhältnissmässige  Schwierigkeiten. 
Zwischen  Frachtführer  und  Eigenthümer  der  Waaren  regelt  sich 
die  Tragung  der  Steuer  durch  die  Frachtverträge  einfach,  mittelst 
Vorschüssen  an  die  Frachtführer  zur  Auslage  der  Steuer  u.  s.  w. 
Gerade  bei  diesem  Sachverhalt  ist  aber  eine  Haftung  der 
Steuerobjecte  selbst,  ohne  Rücksicht  auf  die  Rechte  Dritter 
daran,  zur  Sicherung  der  Besteuerung  nothwendig.-'') 

Ausnahmsweise  kann  indessen  mitunter  auch  der  Waaren- 
Eigenthümer  zum  Steuersubject  gemacht  werden,  so  namentlich 
beim  Begleitscheinverfahren  (§.  561),  mittelst  dessen  die 
Waaren  in  die  Hände  des  Eigenthümers  unter  genügender  Sicher- 
stellung der  Besteuerung  geleitet  werden.  Manche  weitere  Ver- 
schiedenheiten ergeben  sich  hier  wie  bei  den  verwandten  Fällen 
der  Steuerverpflichtung  für  die  Objecte  innerer  Verbrauchsteuern 
(z.  B.  bei  der  Tabak-Gewichtsteuer;  aus  der  Natur  der  einzelnen 
Steuern  und  aus  den  Zweckmässigkeitsgesichtspuncten,  welche  danach 
bei  der  Einrichtung  der  Steuerverwaltung  für  sie  zu  treffen  sind.  — 

Ueber  die  Ermittlung  der  Steuersätze  ist  kaum  mehr  etwas 
zu  den  früheren  Erörterungen  über  die  Feststellung  der  Steuer- 
sätze (§.  546  —  548j  hinzuzufügen.  Nach  erfolgter  Ermittlung  der 
Steuerobjecte  und  Steuersubjecte  ergiebt  sich  die  Feststellung  der 
dem  tarifmässigen  Steuersatz  entsprechenden  individuellen  Steuer- 
schuldigkeit als  eine  blosse  Rechnungsoperation.  Diese  kann 
freilich  bei  den  coraplicirten  Tarifen  der  Verkehrsteuern,  auch 
mancher  Zollsysteme  eine  ziemlich  verwickelte  Sache  werden,  so 
dass  etwa  ein  eigenes  geübtes  Rechnungspersoual  zur  Ausführung 
nothwendig  wird. 

^)  Vgl.  Hock.  öff.  Abg.  S.  127.  Deutscher  Vcreinszolltar.  v.  1.  Juli  1869  §.  13: 
verpflichtet  ist  dem  Staate  der,  welcher  zur  Zeit,  wo  der  Zoll  zu  entrichten,  Inhaber 
(natürlicher  Besitzer)  des  zollpflichtigen  Gegenstands  ist. 

•■"    VereinszoUges.  v.   1S69  §.  14. 
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4.  Abschnitt. 
Die  Aufgaben  der  Steuerverwaltuiig'. 

II.     Die  Ausführung   der   Besteuerung. 
B,    Die  Erhebung  der  Steuern. 

§.  563.     Einleitung. 

Hinsichtlich  der  Erhebung-  der  Steuern  (speciell  der  Staats - 
steuern)  handelt  es  sich  vornemlich  um  zwei  Reihen  von  Fragen: 
einmal,  wer  soll  die  Erhebung  besorgen  oder  die  Frage  nach  den 
Erhebungs Organen,  und  sodann,  wie  soll  die  Erhebung  ein- 
gerichtet werden?  Wie  gewöhnlich  hängen  diese  Fragen  unter 
sich  mehr  oder  weniger  zusammen,  so  dass  öfters  die  Entscheidung 
der  einen  derjenigen  der  anderen  präjudicirt.  Sie  sind  ferner  nicht 
durchaus  allgemein,  sondern  meistens  nur  historisch  und  örtlich 
relativ  zu  beantworten,  wobei  sich  aber  auch  im  letzteren  Falle  die 
massgebenden  Bedingungen  wohl  theoretisch  feststellen  lassen.  Vieles 
richtet  sich  aber  auch  wieder  in  Betreff  der  Erhebungsorgaue  und 
der  Einrichtung  der  Erhebung  nach  dem  steuertechnischen  Wesen 
der  verschiedenen  Steuergattungen  und  jeder  einzelneu  Steuer.  Auf 
den  Einfluss  dieses  Moments  ist  im  Folgenden  die  Aufmerksamkeit 
besonders  mit  zu  richten.  Doch  ist  in  dieser  Beziehung  im  vorigen 
Hauptabschnitt  vom  Steuersystem  und  in  den  drei  vorausgehenden 
Abschnitten  von  der  Steuerverwaltung  schon  Manches  erledigt 
worden,  namentlich  in  Betreff  der  Erhebungsart,  worauf  jetzt  nicht 
mehr  zurückzukommen  ist.  Die  Fragen  von  der  directen  jind 
indirecten  Besteuerung,  vom  Monopol  als  Steuerform  sind  natürlich 
auch  zugleich  Fragen  von  der  Einrichtung  oder  der  Art  der  Er- 
hebung der  Steuern.  Auch  dafür  ist  vornemlich  mit  auf  Früheres 
zu  verweisen. 

I.     Die  Erhebungsorgane  der  Steuern. 

Deren  können  im  Wesentlichen  dreierlei  unterschieden  werden, 
wonach  man  auch  wohl  von  drei  „  E  r  h  e  b  u  n  g  s  s  y  s  t  e  m  e  n  " 
spricht:  die  Erhebung  durch  Steuerpächter  oder  durch  Ver- 
mittlung der  Selbstverwaltungskörper,  besonders  der  Ge- 
meinden oder  durch  Staatsorgane  (Staatsbehörden,  Beamte) 
selbst:  die  sogen.  Eigen-  oder  Selbsterhebung  oder  Staats- 
regie. Die  Steuerpacht  hat  in  der  antiken  Welt  stark  vorge- 
herrscht, ist  von  Neuem  mit  der  Entwicklung  der  Besteuerung  in 
den  Zeiten  des  IJebergangs  vom  Mittelalter  zur  Neuzeit,  besonders 
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bis  zum  tVauzösiscben  Revolutionszeitalter,  iu  manchen  Ländern 
ausgedehnt  angewandt,  dann  aber  mehr  und  mehr,  wenn  auch 
nicht  völlig  durch  die  Eigenverwaltuug  verdrängt,  namentlich  auf 
untergeordnete  Gebiete  der  Besteuerung  (und  des  Gebiibrenwesens) 
beschränkt  worden.  Die  Benutzung  der  Selbstverwaltungskörper 
als  Organen  t'iir  die  Erhebung  der  Staatssteuern  zeigt  keine  so 
deutliche  Entwicklungstendenz  und  mehr  Verschiedenheiten  von 
Land  zu  Land  und  nach  Steuerarten.  Bei  den  indirecten  Steuern 
ist  sie  nur  in  gewissen  Fällen ,  wie  bei  Thorsteuern  und  allenfalls 
bei  Steuern  im  Anschluss  an  locale  Productionsbetriebe,  nicht  bei 
Zöllen  anwendbar,  bei  den  directen  Steuern  kommt  sie  nicht  selten  vor. 

A.  —  §.  564.     Die  Steuerpacht,  i) 

Das  Urtheil  über  sie  fällt  nothwendig  nach  folgenden  Umständen 
verschieden  aus,  kann  daher  kein  absolutes,  sondern  nur  ein 
historisch  relatives  sein.  In  Betracht  kommt  uemlich  einmal 
die  ganze  Entwicklungsstufe  des  Staats-,  Cultur-  und 
Wirthschaft sieben s,  besonders  die  erreichte  Entwicklung  der 
Staatsthätigkeit  und  damit  zusammenhängend  der  Staats- 
verwaltung und  des  Beamtenthums  überhaupt.  Sodann 
ist  zu  unterscheiden,  ob  es  sich  um  ein  umfassendes  System 
der  Steuerpacht,  eine  allgemeine  Verpachtung  aller  Steuern 
oder  doch  ganzer  grosser  Katego rieen,  z.  B.  der  Zölle,  der 
Accisen,  der  directen  Steuern  (sogen.  Generalpacht  in  diesem 
Sinne)  —  oder  aber  um  die  Verpachtung  gewisser  einzelner 
Steuern  von  mehr  untergeordneter  Bedeutung  (Specialpacht  in 
diesem  Sinnej  handelt. 

Es  lassen  sich  zwar  auch  ganz  allgemeine  Gründe  für 
und  wider  aufstellen,  dieselben  haben  aber  nach  den  eben  er- 
wähnten Umständen  eine  verschiedene  Bedeutung  und  wollen  da- 
her trotz  ihres  richtigen  Kernes  nicht  soviel  besagen,  wie  man 
öfters  gemeint  hat. 

So  hat  man  auch  in  dieser  Frage  mitunter  mit  dem  in  dieser 
Allgemeinheit  unbewiesenen  und  unbeweisbaren  Satze  für  die  Pacht 

')  Rau  I.  §.  2SS,  gegen  Pacht,  ebenso  v.  Malclius  I,  §.  79,  Murliard,  Besteu. 
S.  158  ff.  Jacob.  11.  §.  125S  mehr  unterscheidend,  ebenso  M'Culloch,  taxat.  p.  30, 
de  Parieu,  I,  102.  Hock,  öff.  Abg.  S.  62.  Ueber  Frühere  Manches  bei  Malchus. 
S.  Sonnenfels,  Grunds.  III,  125  Ü'.  (6.  A.j,  sehr  ausführlich.  Er  meint  schon  (S.  140): 
..Die  Vortheile,  die  man  sich  von  den  Pachtungen  verheisst,  sind  entweder  keine  Vor- 
theile  oder  können  auch  bei  der  eigenen  Behebung  des  Staats  erhalten  werden."  Die 
Pachtung  sei  die  Erhebungsart,  welche  dem  Staate  am  Theuerstcn  komme  und  den 
Unterthanen  am  Beschwerlichsten  falle,  S.  126.  Gegner  sind  auch  Montesquieu  und 
A.Smith  gewesen.  Die  histor.-relative  Auffassung  fehlt  zwar  nicht  immer  ganz,  tritt 
aber  doch  zu  sehr  zurück,  auch  bei  Kau  und  Hock. 
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plädirt,  dass  dieselbe  ,,Daturg'emäss''  die  Vortheile  der  Privat- 
betriebsamkeit  für  sich  habe.  Der  Pächter  könne  daher  neben 
seinem  Gewerbsgewiun,  der  ihm  freilich  werden  müsse,  leicht  dem 
Staate  mehr  zahlen,  als  dieser  aus  der  Eigenverwaltung-  erlöse. 
Indessen  hier  wird  über  die  principiellen  Bedenken  hinsichtlich 
solchen  privaten  Gewinnbezugs  bei  der  Besteuerung  und  über  die 
fast  unvermeidlichen  Uebelstände  der  Steuerpacht  nur  um  dieses 
finanziellen  Vortheils  Willen  hinweg  gegangen.  Und  weiter 
wird  das  Problematische  dieses  Vortheils  und  der  Umstand  über- 
sehen, dass  der  Vorzug  der  Pacht  eben  selbst  wieder  von  histo- 
rischen Bedingungen  abhängt. 

Der  Gewinn  des  Pachters  einschliesslich  der  von  letzterem  zu 
bestreitenden  Verwaltungs-  und  Erhebungskosten  entspricht  aller- 
dings dem  Erhebungskostenaufwand  bei  der  Eigenverwaltung  und 
kann  möglicher  Weise  kleiner  sein  als  dieser.  Aber  es  ist 
immer  etwas  Andres,  ob  die  Erhebungskosten  in  den  Kosten  eines 
rationellen  Gehaltssystems  für  Steuerbeamte  oder  wenigstens  partiell 
in  einem  solchen  Gewerbsgewinn  des  Pachters  bestehen.  Für  die 
politische ,  socialpolitische  und  ethische  Auffassung  ergiebt  sich 
hier  immerhin  ein  Unterschied,  und  kaum  in  einem  Zeitalter,  kaum 
in  einer  Staatsverfassung  zu  Gunsten  der  Pacht.  Gleichwohl  kann 
letztere  unvermeidlich  sein  oder  den  Vorzug  verdienen,  dann  ist 
aber  ihre  Verbindung  mit  solchen  privatwirthschaftlichen  Gewinnen 
immerhin  noch  ein  Uebelstand.  Dazu  kommt  der  regelmässige  Ur- 
sprung wenigstens  eines  Theils  des  Pachtgewinnes:  dieser  Gewinn 
ergiebt  sich  eben  mit  aus  den  bedenklichen  Verhältnissen,  welche 
fast  nothwendig  mit  der  Pacht  verbunden  sind.  Die  Pächter, 
wenigstens  bei  umfassendem  Steuerpachtsystem,  üben  zu  leicht 
einen  besoudcrn  Druck  aus  oder  lassen  ihn  durch  ihre  Beamten 
ausüben.  Sic  nehmen  weniger  Rücksicht  auf  die  Lage  der  Steuer- 
pflichtigen und  sind  denn  auch  regelmässig  besonders  verhasst.  ^) 
Das  Odium  fällt  aber  dann  mit  auf  die  Besteuerung  und  den  Staat. 
Genügende  Abhülfe  liegt  weder  in  den  Bestimmungen  der  Pacht- 
verträge, noch  in  Controlen  der  Staatsregierung  über  die  Pächter. 
Denn  solche  Controlen  sind  nicht  wirksam  genug,  weil  es  an  dem 
entsprechenden  Verwaltungsapparat  fehlt.     Wären  sie  es,  so  bewiese 

'^}  Die  Klagen  tibcr  die  röuiischon  Steuer-,  Zollpächter  u.  s.  w.,  über  die 
Italien,  u.  frauzös.,  von  denen  sich  nam.  die  (xcneralijächtcr  (fcriniers  gcncraux) 
des  ancicn  regime  sehr  bereicherten,  sind  sprichwörtlich.  Wie  Liviiis  XLV,  18 
einmal  sagt:  ubi  publicanus  est,  ibi  aut  jus  publicum  vanum  ant  libertatem  sociis 
jiuliam  esse.     Rau,  §.  'JSS  Note  d.     Sclimiihliclic  Zustände  auch  in  der  Türkei. 
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das  nur,  dass  der  Ilauptrccbttertiguiig-sgnind  der  Pacht,  die  uuge- 
iiilgeDde  Verwaltungsmascliinerie   des  Staats,   uiclit  mehr  vorläge. 

Die  Anuahnie  eines  allgemeinen  Vorzugs  der  Pacht  vor  der 
eigenen  Verwaltung  beruht  aber  auch  auf  einer  falschen  Voraus- 
setzung und  wird  durch  die  Erfahrung  nicht  bestätigt.  Die  Ein- 
richtung der  Verwaltung  kann  nicht  sehr  verschieden  sein,  mag 
ein  Pächter  (Pachtgesellschaft)  oder  der  Staat  sie  besorgen.  Es 
verhält  sich  hier  ähnlich  wie  bei  so  manchen  grossen  Aufgaben, 
z.  B.  des  Verkehrswesens,  in  Betreff  der  Streitfrage,  ob  Staats-,  ob 
Actiengesellschaftsübernahme  und  Betrieb,  wo  doch  die  ökono- 
misch-technische Natur  der  Aufgabe  im  Wesentlichen 
gleiche  Einrichtungen  bedingt,  wer  immer  sie  besorge.  Bei  an- 
gemessener Gestaltung  der  Regie  hat  sich  denn  auch  die  letztere 
erfahrungsgemäss  der  Pacht  technisch  und  ökonomisch  ganz  ge- 
wachsen gezeigt.^)  Das  führt  auf  den  entscheidenden  Haupt- 
punct  in  der  Frage. 

§.  565.  —  1)  Ein  umfassendes  System  der  Steuer- 
pacht ist  mitunter,  so  namentlich  in  den  geschichtlich  wichtigsten 
Beispielen  der  alten  "Welt,  freilich  nur  bedingter  in  der  neueren 
Uebergangszeit  vom  Mittelalter  zum  modernen  Staat,  ^)  der  allein 


^)  In  den  Niederlanden  soll  nach  deParieu  die  Einführung  des  Yerpaclitens 
um  1555  den  Ertrag  verdoppelt  haben.  Cm  1748  wurde  das  höchst  unbeliebt  ge- 
wordene Verfahren  ohne  Nachtheil  wieder  aufgehoben.  Zu  Neck  er 's  Zeit  galt  auch 
in  Frankreich  in  Bezug  auf  die  ökon.-techn.  Seite  der  Erhebung,  die  Kosten  u.  s.  w. 
der  unterschied  zwischen  Pacht  und  Regie  gleich  Null.  Malchus  I,  385  sucht  aus 
einer  Vergleichung  der  von  Necker  gegebenen  Daten  über  den  Aufwand  für  das 
Erhebungspersonal  und  die  Zahl  des  letzteren  bei  den  grossen  Generalpachten  der 
indirecten  Steuern  in  Frankreich  in  der  letzten  Zeit  des  ancien  rögime  mit  den  Daten 
über  die  Verwaltung  wesentl.  derselben  Steuern  während  der  Restauration  in  eigener 
Regie  nachzuweisen,  dass  der  frühere  Personalaufwand  um  */ioi  ^'^^  Geldaufwand, 
ohne  den  Gewinn  der  Pächter,  um  ^/g  grösser  gewesen  sei.  Natürlich  eine  nur  in 
gewissem  Umfang  zulässige  Vergleichung.  Der  Gewinn  der  40  französ.  Generalpächter 
wird  von  Necker  auf  3  Mill.  L.,  im  Durchschn.  auf  75,000  L.  veranschlagt.  Necker, 
de  l'administr.  (17S4)  I,  72. 

*)  In  den  griech.  Staaten  war  Pacht  ganz  allgemein.  In  Rom  bestand  sie 
nam.  für  die  Zölle  u.  dgl.  indirecte  Abgaben,  Bei  den  directen  Abgaben  in 
den  Provinzen  führte  Caesar  theUs  die  unmittelbare  Abführung  der  Naturalleistungen 
an  den  Staat  (afric.  u.  sardin.  Korn-  u.  Oellieferungen),  th.  die  Verwandlung  in  feste 
Geldabgaben  ein  (Kleinasien i ,  wo  die  Einbeziehung  der  Einzelbeträge  den  Steuer- 
districten  selbst  überlassen  wurde  (Mommsen,  rom.  Gesch.  6.  A.  III,  506).  —  In 
Frankreich  hat  sich  das  Pachtsystem  im  16.  Jahrhundert  unter  Einflüssen  Horen- 
tinischer  Politiker  und  Finanzmänner  ausgedehnt.  Es  umfasste  übrigens  bei  Weitem 
nicht  alle  Abgaben.  Die  fermes  gemirales  bezogen  sich  im  IS.  Jalirh.  auf  die  Zölle 
in  dem  alten  Haupttheil  der  Monarchie,  den  „provinces  des  cinq  grosses  fermes",  auf 
das  Tabak-  u.  Salzregal  u.  einige  kleinere  Einkünfte.  Nach  Neck  er 's  Zus.stell.  der 
französ.  Einkünfte  (I,  35)  betrugen  dieselben  5b5  Mill.  L.,  wovon  auf  die  fermes 
generales  166  Mill.  Unter  ihm  war  aus  der  Verpachtung  mehr  eine  Gewährsadmini- 
stration geworden.     Auch   in  Spanien    bis  174"  Pachtung,     Von  enormen  Gewinnen 
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sich  bietende  Nothbehelf  in  Ermangelung  einer  georclne' 
teu  und  entwickelten  Staatsverwaltungsmaschinerie. 
Hier  liegt  Perioden  hindurch  eigentlich  gar  keine  Wahl  vor, 
sondern  wenn  man  eben  gewisse  Steuerarten  und  Formen,  z.  B. 
gewisse  indirecte  Steuern ,  directe  Abgaben  in  den  Provinzen ,  auf 
dem  platten  Lande,  von  der  relativ  zerstreut  lebenden  ackerbauen- 
den Bevölkerung  u.  s.  w.,  erheben  will,  so  muss  man  sich  dazu 
der  Steuerpacht  bedienen.  Insofern  ist  dieselbe  hier  historisch 
berechtigt,  weil  sie  allein  die  Aufgabe  überhaupt  lösen  kann. 
Aber  sie  erscheint  damit  auch  besten  Falls  als  eine  geschicht- 
liche Durchgangsstufe  im  Eutwicklungsprocess  der 
Gern  ein  wirth  Schaft,  wie  so  Manches,  was  der  Entwicklung 
der  unmittelbaren  Staatsthätigkeit  als  Hilfsmittel  für  die  Lösung 
wahrhaft  „gemeinwirthscbaftlicher'^,  „ötf entlicher''  und  immer  mehr 
als  solcher  erkannter  Aufgaben  vorangegangen  ist,  —  auch  hier 
bietet  namentlich  das  grosse  Gebiet  des  Verkehrswesens  i.  w.  S. 
bemerkenswerthe  Analogieen.  Sobald  der  Staat  sich  seiner  Auf- 
gaben wirklich  bewusst  wird  und  eiuigermassen  dazu  ökonomisch- 
technisch sich  befähigt  fühlt,  zieht  er  die  betreffenden  Thätigkeiten 
selbst  an  sich  heran:  die  Steuerpacht,  auch  eine  Art  ,,delegirter 
Verwaltung'^  (Sax),  bat  ihre  Function  erfüllt  und  wird  beseitigt. 
Bei  der  heutigen  Entwicklung  des  Staatsgedankens  unter  den 
meisten  Culturvölkern  kann  dann  auch  von  Steuerpacht  als  einem 
umfassenden  System  der  Erhebung  nicht  wohl  mehr  die  Rede  sein. 
Selbst  wenn  die  Gesicbtspunete  privatvvirthschaftlicher  Oekonomie 
wirklich  erheblicher  wären,  als  es  jetzt  noch  zuzugeben  ist,  würden 
sie  eben  nicht  entscheiden  dürfen.  Denn  die  Erhebung  der  Steuern 
gilt  mit  Kecbt  jetzt  selbstverständlich  als  eine  öffentlich-recht- 
liche Angelegenheit,  die  nur  von  öffentlichen  Körperu,  wie  dem 
Staate  oder  eventuell  den  Selbstverwaltungskörpern,  ausgeführt 
werden  darf.  Der  Steuerpacht  kann  man  sich  dabei  nur  in 
einzelnen  besonderen  Fällen  als  eines  untergeordneten  Hilfsmittels 
bedienen. 


dabei,  aber  mit  augensrheinl.  Uebei'treibuiigen ,  spricht  nach  Don  Miguel  von  Zabala 
(1734)  Sonncnfels  III,  129.  In  Deutschland  ist  die  Eigenverwaltung  (event.  mit 
Unterstützung  der  Gemeinden)  seit  Alters  Kegel.  Misslungener  Versuch  mit  der  Ver- 
pachtung des  neu  begründeten  Tabakmonopols  in  Prcussen  unter  Friedrich  d.  Gr., 
1765  —  ()fi,  üebertraguiig  der  Verwait.  der  Accise-  u.  Zolleinkünfte  an  eine  französ. 
pachtälinliche  GewäJirsadministration  von  5  iermiers  17G(),  Kicdel,  brandenb.-preuss. 
Staatsliaush.  S.  ](i3.  —  Ucber  die  neueren  Verliältnisse  der  Finanz-  u.  Stcuerpachten 
in  der  Türkei  s.  „d.  tiuk.  Mnanzen",  Rerl.   1S7.S,  pass. 
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2)  AiK'li  von  diesem  llilismittel  (der  „Specialpacbt"  im  er- 
wäbuteu  Sinne)  ist  vorsichtig  und  nur  beschränkt  Gebrauch  zu 
machen, 

a)  Bei  allen  Steuern,  wo  ein  genaueres  Einsichtnehmen  in 
Privat  Verhältnisse,  in  Einkommen  und  Vermögen  erforderlich  ist, 
um  die  Steuerschuldigkeiteu  zu  ermitteln,  daher  namentlich  bei  den 
directeu  Einkommen-  und  Vermögensteueru ,  ist  die  Steuerpacht 
unbedingt  auszuschliessen.  Die  Ermittlung  der  Steuerschuldig- 
keiten und  die  Erhebung  der  Steuern  lassen  sich  zwar  trennen, 
aber  sie  sind  doch  zwei  eng  zusammengehörige  Verwaltungsacte. 
Den  ersten  kann  man  am  Wenigsten  Privatinteressenten,  wie  den 
Steuerpächtern,  übertragen.  Vermag  die  Staatsverwaltung  ihn, 
den  schwierigeren  Act,  zu  vollführen,  so  wird  sie  den  Act  der 
Erhebung  auch  bewältigen  können.  Weniger  Bedenken  bietet 
die  Erhebung  gewisser  fester  Ertragsteuern,  so  der  Grundsteuer, 
durch  Pächter.^)  Indessen  bei  diesen  wie  bei  allen  directen 
Steuern  sind  mitunter  Steuererlasse  geboten,  die  man  dem  Pächter 
zu  tragen  nicht  zumuthen  kann  und  für  die  die  Bedingungen  im 
Voraus  im  Pachtvertrag  richtig  zu  bestimmen  sehr  schwierig  ist. 
Heute,  wo  die  Consequenzen  des  Grundsatzes  der  persönlichen 
Freiheit  und  politischen  Gleichheit  in  allen  Classen  der  Bevölke- 
rung so  ziemlich  jedem  Einzelnen  zum  Bewusstsein  gekommen 
sind,  —  auch  dies  sind  in  dieser  Frage  mitspielende  Momente  — 
erscheint  es  überhaupt  nicht  räthlich,  die  Erhebung  der  directen 
Steuern  Pächtern  zu  übertragen. 

h)  Bei  den  indirecten  Steuern  liegen  die  genannten  Bedenken 
nicht  oder  nur  in  schwächerem  Maasse  vor.  Doch  bedingen  hier 
andere  Verhältnisse,  dass  man  bei  ihnen  und  bei  gewissen 
Gebühren  ebenfalls  nur  ausnahmsweise  sich  für  die  Pacht  er- 
klären kann. 

«)  Bei  den  grossen  indirecten  Verbrauchsteuern,  wie  besonders 
den  Zöllen  und  den  inneren  Steuern,  welche  sich  an  den  Productions- 
betrieb  anschliessen,  ist  die  Gleichartigkeit  des  Steuer-  und 
Erhebungsverfahrens  bei  allen  Aemtern,  in  allen  Theilen  des  Staats, 
wo  die  betreffenden  Abgaben  zu  erheben  sind,  in  hohem  Maasse 
sowohl  im  Interesse  des  Fiscus  als  des  Handels  und  der  Produc- 
tion  gelegen.  Letztren  Falles  leiden  sonst  einzelne  Gegenden, 
Verkehrswege,  Steuerpflichtige,   indem  die  Bedingungen  der  Con- 

*)  So  wird  in  Nord-Italien  wolil  die  Grundsteuererhebung  von  den  Gemeinden, 
denen  sie  tibertragen  ist,  verpachtet.     Hock,  öff.  Abg.  S.  62. 
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curreuz  ungleich  werden.  Daher  ist  wieder  Einheitlichkeit  der 
Verwaltungsgrundsätze  und  des  Vollzugs  derselben  ein  gerade  auf 
diesem  Gebiete  immer  mehr  in  seiner  Bedeutung  erkanntes  Moment. 
Diese  Einheitlichkeit  kann  hier  allein  bei  der  Staatsverwaltung 
ausreichend  und  ohne  neue  anderweite  Bedenken  verbürgt  werden. 
Auch  die  Verwaltung,  bez.  Erhebung  durch  die  Selbstverwaltungs- 
körper ist  daher  hier  ausgeschlossen.  Ein  einziges,  das  ganze 
Staatsgebiet  umfassendes  Steuerpachtunternehmen,  das  wohl  regel- 
mässig in  einem  grösseren  Staat  eine  Steuerpacht  gesell  sc  ha  ft 
sein  müsste,  könnte  zwar  eine  solche  Einheitlichkeit  ebenfalls  ge- 
währen. Aber  genügende  Garantieen  gegen  Missbräuche  der  Ver- 
waltung wären  ohne  beständige  Conflicte  zwischen  dem  Staat  und 
der  Gesellschaft  kaum  zu  stellen  und  der  Einfluss  des  Privat- 
kapitalismus wüchse  in  socialpolitisch  bedenklichstem  Grade.  Die 
Einrichtung  des  ganzen  Verwaltungs-  und  Erhebuugsapparats 
müsste  bei  einer  solchen  grossen  Pachtunternehmung  auch  wesent- 
lich ebenso  wie  Seitens  des  Staats  erfolgen,  so  dass  Vorzüge  des 
„Privatbetriebs"  schwerlich  hervortreten  würden.  Mutatis  mutandis 
gilt  das  Gesagte  auch  von  der  bez.  gegen  die  Verpachtung  eines 
Monopols  (Tabak  monopols)  an  eine  Gesellschaft.  *') 

ß)  Bei  städtischen  Thoraccisen,  dann  bei  Wege-, 
Brücken-,  Hafengeldern  und  in  ähnlichen  Fällen  liegen  dagegen 
die  Dinge  allerdings  öfters  anders  und  nicht  so  ganz  zu  Ungunsten 
der  Pacht. ')  Doch  werden  sich  auch  bei  der  Pacht  der  Erhebung 
von  Thoraccisen  leicht  missliche  Folgen  ergeben.  Das  Eindringen 
und  Nachforschen  von  Privatagenten  wird  mehr  Verdruss  als  das- 
jenige öffentlicher  Beamten  erregen.  Am  Unbedenklichsten  er- 
scheint die  Verpachtung  von  Weg-  und  Brückengeldern,  die  auch 
noch  immer  am  Meisten  verbreitet  sein  möchte.  Bei  den  kleinen 
festen  Sätzen  ist  hier  ein  unangenehmes  Eindringen  nicht  geboten, 
die  Erhebung  einfach,  die  volle  Arbeitskraft  einer  Person  wird 
gewöhnlich   nicht  in  Anspruch  genommen,   weshalb  die  Erhebung 


^)  Die  neueste  bekannte  Massregel  der  Art,  die  Verpachtung  des  Tabakmonopols 
in  Italien,  1868,  ist  eigentlich  nur  eine  verhüllte  Anleiheoperation.  S.  Deutsche 
Tab.enqu.  Anl.  B.  III,  151,  V,  95,  Schüffle,  Tüb.  Ztschr.  1879.  S.  578.  —  Auch 
die  französ.  Generalpäcliter  hatten  eine  Function  im  Gebiete  des  Creditwesens,  indem 
sie  Yorschüsse  leisten  mussten.  Zu  Neck  er 's  Zeit  schoss  jeder  Generalpachter 
1,560,000  L.  vor,  wovon  ihm  die  Mill.  mit  5,  der  Rest  mit  7  "/o  verzinst  wurde. 
Kecker,  de  Tadministr.  I,  71. 

')  Octrois  sind  öfters  in  Frankreich,  Italien,  bes.  Spanien  verpachtet,  Chaussee- 
tjcld-,  Brückcii-jclderhcbung  u,  dgl.  auch  in  Deutschland, 


Steuererhebung  Hurch  Solbstverwaltungskörper.  645 

als  Nebenarbeit  wohllcil  und  doch  genügend  und  sorgsamer  als 
von  Beamten  besorgt  werden  kann. 

B.  —  §.  566,  Die  Erhebung  der  Ötaatssteuern  durch 
die  S  e  1  b  s  t  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s  k  ö  r  p  e  r.  ^) 

Hier  ist  namentlich  an  die  Orts  gemeinde,  welche  hier  als 
Typus  allein  berücksichtigt  werden  mag,  mitunter  auch  an  Kreis, 
Bezirk,  Provinz  zu  denken.  Die  Ortsgemeinde  kann  eventuell 
aber  auch  die  Kreis-  und  Provinzialsteuern  mit  erheben.  Auch  der 
umgekehrte  Fall,  die  Erhebung  von  Gemeinde-  u.  s.  w.  Steuern 
durch  die  Staatsbehörden,  ist  möglich  und  kommt  in  der  Praxis  vor. 

Einer  Vermittlung  der  Selbstverwaltungskörper  kann  sich  der 
Staat  hier  auf  doppelte  Weise  bedienen:  einmal  so,  dass  die 
Gemeinde  nicht  nur  als  Steuererhebungsorgan,  sondern  zugleich 
als  selbst  verpflichtete  Steuerhaftende  für  bestimmte 
Steuersummen;  zweitens  so,  dass  sie  nur  als  Steuererhebungs- 
organ  fungirt. 

In  beiden  Fällen  sind  wohl  die  Verkehrsteuern  und  von  den 
grossen  indirecten  Verbrauchsteuern  die  Zölle,  meistens  auch  die 
an  einen  Productionsbetrieb  sich  anschliessenden  inneren  Ver- 
brauchsteuern hier  von  vornherein  auszuschliessen  und  der  Staats- 
regie zuzuweisen.  Von  den  letzteren  Steuern  könnte  nur  etwa  die 
Steuer  der  für  den  Localbedarf  producirenden  Bierbrauerei  u.  dgl. 
auch  durch  die  Gemeinde  erhoben  werden.  Aber  unter  den  heutigen 
Productions-  und  Absatzverhältnisseu  wird  es  auch  bei  ihr  und 
vollends  bei  den  übrigen  genannten  inneren  Steuern  auf  volle 
Einheitlichkeit  und  Gleichmässigkeit  der  Ermittlung  der 
Steuerobjecte  und  der  Erhebung  der  Steuern  ankommen,  wofür 
die  Staatsregie  allein  die  genügende  Bürgschaft  stellt.  Bei  den 
Verkehrsteuern  ist  meistens  durch  das  Wesen  derselben,  bei  den 
Zöllen  durch  die  Rücksicht  auf  Gleichmässigkeit  des  Ver- 
fahrens die  Erhebung  durch  die  Communen  ausgeschlossen. 

Dagegen  können  diese  letzteren  als  Erhebungsorgane  für 
Thoraccisen,  ferner  für  die  meisten  directen  Steuern, 
besonders  die  Ertrag-,  aber  auch  die  Einkommen-,  Ver- 
mögen-, Erbschaft-,  gewisse  Conjunc turengewinn-  (bei 
Immobiliarbesitzwechsel  und  Baustellen)  und  für  die  directen 
Luxussteuern  in   Frage  kommen.     In  verschiedenen   Ländern, 


*)  Mehr  dagegea  Rau,  I,  §.  290,   Male  hu s  I,  §.  77,  dieser  aber  zu  sehr  vom 
iadividualist.  Standpunct  aus.    Hock  S.  61. 
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früher  und  jetzt  hat  der  Staat  bei  manchen  dieser   Steuern  die 
Erhebung  den  Gemeinden  übertragen.^) 

§.  567.  —  1)  Die  communale  Steuerhaftung.  Sie 
kommt  namentlich  bei  Hauptarten  der  genannten  directen  Steuern, 
der  Ertrag-,  Einkommen-,  Vermögensteuer  in  Betracht.  Bei  den 
anderen  directen  Steuern  würde  es  sich  nur  um  die  Erhebung 
durch  die  Gemeinde  handeln,  ebenso  in  der  Eegel  bei  den  Thor- 
accisen.  Doch  Hesse  sich  bei  diesen  auch  wohl  eine  Steuerhaftung 
einrichten,  indem  die  Gemeinde  für  einen  gewissen  Ertrag  auf- 
kommen und  eventuell  denselben  aus  anderen  Steuern  oder  durch 
besondere  Zuschläge  dazu  decken  müsste.  Darauf  läuft  eine  der 
Steuerhaftung  in  einer  Hinsicht  verwandte  Einrichtung,  die  Ab- 
findung mit  einer  Gemeinde  (oder  einem  Gebietstheil)  oder  die 
Leistung  eines  Ave r sums  (Pauschsumme)  für  das  Freibleiben 
von  gewissen  Steuern,  z.  B.  bei  Freihafengebieten  (§.  570),  im 
Grunde  hinaus. 

Bei  Ertrag-,  Einkommen-  und  Vermögensteuern  ist  die  Steuer- 
haftung der  Gebietstheile  oder  Selbstverwaltungskörper,  der  Ge- 
meinden direct  gegenüber  dem  Staat  oder  jedes  kleineren  Körpers 
gegenüber  dem  grösseren,  zu  dem  er  politisch  gehört,  schliesslich 
der  Provinzen  gegenüber  dem  Staat,  wohl  in  Verbindung  mit 
einem  rationellen,  auf  richtigen  Grundlagen  ruhenden  Reparti- 
tionssystem  (§.  544)  zu  bringen.  Ja,  man  könnte  die  Haftung 
als  die  eigentliche  Consequenz  des  Repartitionsprincips  betrachten. 
Hier  liegt  der  Gedanke  einer  solidarischen  Tragung  der  Steuerlast 
durch  locale  Gemeinschaften  mit  zu  Grunde.  Wenn  ein  Einzel- 
ner seine  Verbindlichkeit  nicht  erfüllt,  hätte  diese  Gemeinschaft 
einzutreten.  Manche  der  früher  erwähnten  Vortheile,  besonders, 
dass  ein  Jeder  ein  eigenes  Interesse  an  richtiger,  nicht  zu  niedriger 
Besteuerung   des  Anderen  hat,   zeigten  sich  dann  erst  vollständig. 


^)  In  Preussen  werden  die  3  älteren  directen  Steuern,  Grund-,  Gewerbe-,  Classen-, 
dann  die  Gebäudesteuer  in  den  6  östl.  alten  Provinzen  von  den  Gemeinden  erhoben, 
in  den  anderen  Provinzen,  auch  den  neuen  ISßücr  von  staatlichen  Steuerorganen. 
Ebenso  die  classific.  Einkommensteuer  in  der  ganzen  Monarchie.  In  Baiern  erfolgt 
die  Erhebung  der  directen  Steuern  ausschliesslich  durch  die  Jxentämter  des  Staats. 
In  Wilrtcmb.  fungireii  hier  die  Gemeinden  mit  commun.  Steuerhaftung.  In  Oester- 
reich  wird  die  Grund-  und  Gebäudesteuer  zwar  durch  die  Steuerämter  des  Staats 
individuell  für  jeden  Steuerpflichtigen  berechnet,  aber  von  der  Gemeinde  er- 
hohen; ebenso  die  Einkommenst.  Bei  der  Erwerbst.  erfolgt  die  Erhebung  durch 
das  Steueramt,  doch  können  auf  dem  Lande  die  Genieindevorstände  dabei  als  Mittels- 
personen verwendet  werden  (Ghlupp,  dir.  Steu.  Oest.s  §.  72,  !)!),  183,  148).  Im 
ehemals  österr.  Italien  Erhebung  der  (irundst.  durch  die  (iemcinden  mit  Steuerhaftung. 
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Eine  „Ungerechtigkeit''  und  „Härte"  lüge  in  solcher  Haftung  an 
und  für  sich  nicht.  Es  handelt  sich  einlach  uiu  die  Frage,  ob 
Ausfälle  und  Kiickstäude  wie  jetzt  gewöhnlich  von  der  ganzen 
vStaatsgenieinschaft  oder  von  einer  solchen  localen  Gemeinschaft, 
bis  herab  zur  Ortsgemeinde,  getragen  werden  sollen.  Darauf  lässt 
sich  wieder  kaum  eine  allgemeine,  sondern  wohl  abermals  nur  eine 
historisch  relative  Antwort  geben. 

a)  Den  beschränkenden  Kecbtsordnungen  für  Ackerbau  und 
Gewerbe,  dem  streng  corporativen  Character  der  Ortsgemeinde  mit 
festem  Ortsbiirgerthum,  dem  älteren  Niederlassungs-  und  beschränk- 
ten Zugrecht,  dem  unentwickelten  Communicationswesen,  der  ge- 
ringeren politischen  und  volkswirthschaftspolitischen  Bedeutung  des 
allgemeinen  Staatsbürgerrechts,  kurz  den  früheren  Wirthschafts- 
und  Rechtsverhältnissen  überhaupt  entspricht  eine  solche 
commuuale  Steuerhaftung  immerhin.  Hier  sind  auch  bei  der  rela- 
tiv grossen  Stabilität  aller  Verhältnisse  und  der  rechtlich  und  that- 
sächhch  geringen  Beweglichkeit  der  Ortsbevölkerung  die  Grund- 
lagen für  die  Steuerrepartition  und  für  die  an  letztere  sich 
anschliessende  Steuerhaftung  ziemlich  ausreichend  so  einzurichten, 
dass  die  Steuerbaftung  für  die  Gemeinde  keine  durchschlagenden 
Bedenken  hat. 

b)  Dies  ändert  sich  aber  mit  dem  Eindringen  des  „Indivi- 
dualismus'^  in  das  Wirthschaftsrecht  und  in  das  ganze  Wirth- 
schaftsleben :  mit  der  Auflösung  der  alten  Rechtsordnungen  dieses 
Lebens,  mit  dem  Uebergang  der  Ortsbürger-  in  die  Ortseinwohner- 
gemeinde, mit  der  Freizügigkeit  und  der  den  modernen  Communi- 
cationsmitteln  zu  verdankenden  leichten  interlocalen  Bewegung 
der  Bevölkerung,  mit  der  Zurückführung  des  freien  Erwerbsrechts 
jedes  Einzelnen  als  eines  staatsbürgerlichen  Rechts  auf  die  Staats- 
gesetzgebung u.  s.  w.  erscheint  auch  die  communale  Steuerbaftung 
in  der  Luft  schwebend  und  thatsächlich  wie  rechtlich  nicht  wohl 
mehr  haltbar.  Die  Controlrechte,  welche  man  der  Gemeinde  zur 
Wahrung  ihrer  Interessen  geben  müsste,  Erlaubnissertheilung  beim 
Abzug,  Passzwang  u.  dgl.  sind  mit  den  neuen  staatsbürgerlichen 
persönlichen  und  wirthschaftlichen  Rechten  und  mit  der  neueren 
Gestaltung  des  Wirthschaftslebens  nicht  mehr  vereinbar.  Ohne 
solche  Controlrechte  aber  muss  die  Steuerhaftung  leicht  zu  Härten 
für  viele  Gemeinden  führen.  Unter  den  jetzigen  Verhältnissen  ist 
daher  das  Gerechtere,  dass  die  Staats gemeinschaft  auch  in  einem 
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Repartitionssystem  die  Ausfälle  und  Rückstände  von  Steuern   un- 
mittelbar auf  sich  nimmt.  ^*') 

§.  568.  —  2)  Die  communale  Steuererhebung.  Hier 
erhebt  die  Gemeinde  die  Staatssteuern  nach  den  allgemeinen  ge- 
setzlichen Bestimmungen  durch  ihre  Organe,  aber  auf  Rech- 
nung des  Staats,  ohne  daher  für  die  Rückstände  und  Ausfalle 
selbst  dem  Staate  aufzukommen.  Dies  System  hat  unter  Voraus- 
setzung einer  richtigen  Behandlung  der  Erhebungskosten  bei  den 
oben  am  Schluss  des  §.  566  genannten  Steuern,  besonders  bei 
den  directen.  Manches  für  sich.  Es  lässt  sich  namentlich  wohl 
durch  die  Benutzung  des  einen  communalen  Erhebungs-,  Rechnungs- 
und Cassenapparats  im  Ganzen  an  Kosten  der  Staats-  und  Com- 
munal-Steuervervvaltung  sparen,  selbst  wenn  nicht  unbedingt  die 
einzelnen  Erhebungsacte  der  Staats-  und  Communalsteuern  zu- 
sammengelegt werden,  was  wenigstens  bei  einigen  Steuern  und 
einigen  Volksclassen,  um  zu  hohe  Steuerzahlungen  des  Pflichtigen 
auf  einen  Termin  zu  verhüten,  vermieden  werden  muss.  Die 
mitunter  wohl  anzunehmende  grössere  Ortskenntniss  der  Gemeinde- 
organe kann  erwünscht  sein,  um  Härten  u.  s.  w.  leichter  zu  ver- 
meiden.    Die   Erhebung  lässt  sich   überhaupt   den   örtlichen  Ver- 


*")  Auch  hier  zeigt  sich  wohl  wieder,  wie  alle  solche  Verhältnisse  mit  der  ge- 
schichtlichen Entwicldungsphase  der  ganzen  Rechtsordnung  für  'die  Personalstands- 
verhältnisse und  für  das  Erwerbswesen  enge  zusammen  hängen  und  nur  in  diesem 
Zusammenhang  richtig  zu  beurtheilen  sind.  Ich  beziehe  mich  bes.  auf  die  Erör- 
terungen über  Eheschliessungsrecht  u.  Zugrecht  u.  s.  w.  in  meiner  Grundleg.,  2.  A. 
2.  Abth.  KajJ.  1.  —  In  Kussland  steht  die  communale  Steuerhaftung  für  die  Kopf- 
steuer des  Staats  in  Verbindung  mit  dem  Gumeincigenthum  der  Ortsgemeinde  am 
Boden  und  mit  der  Schollenpiiichtigkeit  der  Bauern.  Vergl.  Walcker,  Selbstverwalt. 
S.  275,  u.  bes.  Keussler,  bäuerl.  Gemeindebesitz  in  EussL,  I,  106.  Annuaire  des 
fin.  russes,  vol.  VI  (1S70),  p.  'Mo.  Durch  neuere  Gesetze  v.  1869  u.  1875  sind  die 
Bauern  mit  Privatgrundeigenthum,  dann  in  gewissem  umfang  die  Dörfer  von  weniger 
als  40  Steuerpflichtigen  von  der  Solidarhaft  befreit.  —  In  Würtemb.  Regelung  der 
Haftung  durch  Verordn.  v.  21.  Juni  1819.  Erhebung  auf  Kosten  der  Gemeinde  durch 
einen  von  derselben  angestellten  Einnehmer,  der  zugleich  Gemeinderechner  sein  kann. 
Die  säumige  Gemeinde  kann  Exccution  bekommen,  wenn  sie  nicht  einen  Nachlass 
auswirkt.  Rau,  I,  §.  290  Note.  Malchus,  Fin.  I,  87().  Durch  die  Gesetzgebung 
der  neuesten  Zeit  sind  in  Würtemberg  in  dem  eigcnthümliclien  Repartitionssystem  der 
drei  hauptsächl.  Ertragsteuern  (s.  oben  S.  595  Note  7)  Aenderungen  eingetreten,  indem 
nach  d.  Ges.  v.  28.  Apr.  1S73  die  Festsetzung  jeder  Steuer  in  ihrem  Verhältniss  zu 
einander  nicht  mehr  wie  früher  (nach  Ges.  v.  15.  Juli  1S21J  definitiv  bestimmt  ist, 
sondern  für  jede  Etatsperiode  durch  das  Finanzgesetz  erfolgen  soll.  Aber  in  der  ver- 
wandten Bestimmung  der  communalen  Haftung  für  die  directen  Steuern  ist  keine 
Veränderung  eingetreten.  Auch  nach  dem  neuen  Ges.  v.  28.  Apr.  1873  Art.  11 
haften  die  Gemeinden  u.  Amtskörperscliaften  f.  d.  sicheren  u.  rechtzeitigen  Eingang 
der  Steuern  u.  haben  die  Gemeindecasseu  sie  kostenfrei  u.  rechtzeitig  an  die  Oberamts- 
pflegen, diese  sie  an  die  Staatscasse  abzuliefern.  Die  genannten  Körper  beschwerden 
sich  nicht.  S.  Riecke,  d.  directen  Steuern  u.  s.  w.  in  Wiirt.,  Stuttg.  1879  (aus  den 
Würt.  Jahrb.),  S.  142,  wo  Genaueres  über  die  Reform. 
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hältnissen  besser  anpassen.  Nur  bei  einem  umt'assendereu  öystem 
von  Thoraecisen  als  Staats  steuern,  als  eines  Theils  der  allge- 
meinen inneren  Verbrauchsbesteucning  oder  einer  speciellen  Ver- 
brauchsteuer, wie  etwa  des  Weins  (Frankreich),  könnte  wieder  die 
genaue  Gleichmässigkeit  bei  der  Erhebung  durch  die  Gemein- 
den gefährdet  sein,  so  dass  die  Eigenerhebung  des  Staats  eventuell 
dann  doch  den  Vorzug  verdient.  Bei  den  directen  Steuern,  beson- 
ders bei  der  Grund-,  Häuser-,  Gewerbe-,  Einkommensteuer  unter- 
liegt die  communale  Steuererhebung  kaum  einem  Bedenken. 

Schwierigkeit  macht  nur  die  Behandlung  der  Erhebungs- 
kosten. Trägt  diese  die  Gemeinde,  so  besteht  eigentlich  insoweit 
eine  communale  Steuerhat'tung,  welche  hier  noch  das  besondre 
Bedenken  hat,  dass  diese  Kosten  nach  Steuerarten  und  Ortsver- 
hältnissen in  den  einzelnen  Gemeinden  sehr  ungleich  sein  können, 
z.  B.  in  Gross-  und  Kleinstädten  bei  der  Einkommensteuer,  be- 
sonders einer  auf  die  unteren  Classen  ausgedehnten,  bei  der  Grund- 
steuer nach  der  Bodenzertheilung,  bei  der  Gewerbesteuer  nach  der 
Art  und  dem  Maass  der  industriellen  Entwicklung,  bei  Thoraecisen 
nach  speciell  localen  und  nach  Verkehrsverhältnissen.  Es  muss 
daher  im  Princip  verlangt  werden,  dass  der  Staat  die  Er- 
hebungskosten seiner  Steuern  selbst  trage,  bez.  der 
Gemeinde  vergüte.  Aber  das  ist  in  der  Praxis  nicht  so  leicht 
durchzuführen,  weil  diese  Kosten  sich  nicht  genau  berechnen  und 
von  den  Kosten  der  Erhebung  der  eigenen  Steuern  der  Gemeinde 
meistens  nicht  scharf  abscheiden  lassen.  Deshalb  ist  eine  specielle 
Verrechnung  mit  dem  Staat  über  die  Kosten  gewöhnlich  aus- 
zuschliessen  und  eine  Pauschsumme  oder  Provision, 
üblicher  Weise  in  bestimmten  Erhebungsprocenten  von  der 
Roheinnahme  zu  gewähren.  Bei  dem  Mangel  zuverlässiger  Anhalts- 
puncte  ist  eine  solche  Provision  freilich  wieder  unsicher  richtig  zu 
stellen.  Sie  muss  nur  aus  den  angeführten  Gründen  zur  Kosten- 
deckung ausreichend  und  sollte  wohl  nicht  unbedingt  für  alle 
Gemeinden  gleich  sein,  sondern  nach  Orts  Verhältnissen  wechseln.  ^^)  — 


")  In  Preussen  (s.  Note  9)  ist  über  diesen  Punct  öfters  discutirt  worden.  Die 
•  jemeinden  in  den  östl.  Provinzen  haben  wohl  über  unzureichende  Vergütung  und 
gegenüber  den  westl.  Provinzen,  wo  die  Staatserhebung  besteht,  über  üeberlastung 
geklagt.  Sic  müssen  die  Grundsteuer  auf  ihre  Kosten  ohne  Vergütung  erheben,  wofür 
aber  in  den  anderen  Provinzen  3"/o  Erhebungsgebuhren  von  den  betreffenden  Steuer- 
pflichtigen, also  über  den  Satz  der  Grundst.  hinaus,  zu  tragen  sind.  Für  die  commu- 
nale Erhebung  der  Gcbäudest.  besteht  eine  Vergütung  von  --i"!,,.  für  diejenige  der 
Classen-  u.  Gewerbest,  eine  solche  von  4  "/o  des  Einnahniebetrags. 
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Wo  umgekehrt  die  staatliche  Erhebimg  besteht  und  Zu- 
schläge zu  den  Staatssteueru  für  die  Gemeinden  und  Commuual- 
verbände  erhoben  werden,  empfiehlt  sich,  diese  mit  durch  die 
Staatsorgane  zur  Vereinfachung  und  Kostenersparung  zu  er- 
heben. Auch  bei  selbständigen  Communalsteuern  kann  eine  solche 
Einrichtung  mitunter,  wenn  auch  selten,  in  Frage  kommen,  alsdann 
gegen  eine  Pauschalvergütung  der  Gemeinden  an  den  Staat. 

C  — §.569.  Die  Eigenerhebuug  (Regie)  der  Staatssteuern. 

Diese  muss  nach  dem  Vorausgehenden  namentlich  bei  den 
grossen  indirecten  Verbrauchsteuern,  den  Zöllen,  den 
meisten  inneren,  an  einen  Productionsbetrieb  sich  an- 
schliessenden, den  in  Mono  pol  form  erhobeuen  Steuern  (hier 
abgesehen  von  der  Regelung  des  Detailverkaufs  der  Monopol- 
artikel), ferner  bei  den  Verkehrsteuern  (auch  hier  eventuell  ab- 
gesehen vom  Detaildebit  der  Stempelbogen  oder  Stempelmarken) 
im  Interesse  m(3glichster  Einheitlichkeit  und  Gleichmässig- 
keit  der  Handhabung  der  Verwaltungsnormen  und  der  Steuer- 
erhebung verlangt  werden.  Die  Richtigkeit  dieses  Postulats  wird 
durch  die  neuere  geschichtliche  Entwicklung  in  den  Culturstaaten 
bestätigt :  die  Erhebung  der  genannten  Steuern  durch  Steuerpächter 
hat,  auch  wo  sie  längre  Zeit  bestanden,  fast  allgemein  aufgehört, 
die  Erhebung  durch  die  Gemeinden  und  andere  Selbstverwaltungs- 
körper war  hier  weder  früher  üblich  (mit  einzelnen  Ausnahmen 
bei  der  Besteuerung  des  Biers  in  der  Brauerei  und  in  wenigen 
ähnlichen  Fällen),  noch  ist  sie  es  heute  zu  Tage.  Die  Erhebung 
der  indirecten  Steuern  der  genannten  Art  und  der  Verkehr- 
steuern wird  daher  wohl  mit  Recht  allgemein  dem  modernen  Staate 
als  solchem  vindicirt.  Hier  liegt  dann  eine  bedeutsame  Aufgabe 
für  grosse  Meister  der  practischen  Verwaltung,  wie  sie  vielleicht 
kein  Land  mehr  als  Frankreich  besessen  hat,  in  der  Verbesserung 
der  Einrichtungen  für  die  Erhebung  dieser  Steuern  vor. 

Auch  die  Erbebung  der  grossen  directen  Steuern,  der 
Ertrag-,  Einkommensteuern  u.  s.  w.  kann  durch  die  Staats- 
verwaltung selbst  erfolgen  und  geschieht  auch  vielfach  so.  Doch 
wird  sie  nach  dem  Gesagten  öfters  zweckmässig  den  Selbstver- 
waltungskörpern, namentlich  den  Gemeinden  übertragen.  Die 
Einrichtung  der  Erhebung  dieser  Steuern  unterscheidet  sich 
beim  Staate  und  bei  der  Gemeinde  in  einigen  Puncten,  so  in  Be- 
treif des  Organismus  der  amtlichen  Erhebungsorgane,  wo  die  locale 
Concentration   in   der  Gemeinde   und   die  Ausdehnung  der  Steuer- 
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erbebuDg  über  viele  vcrscbiedcne  Oertlicbkciten  Untcrsebietlc  bc- 
tliogt.  Gewisse  Grnnd/Jige  der  Einricbtung,  besonders  was  die 
Verbältnisse  zwiscbeu  der  Hebebebörde  nnd  den  Steuerpflicbtigen 
anlangt,  sind  aber  notbwendig  im  Wesentlicben  dieselben.  Sie 
kommen  hier  an  dieser  Stelle  für  die  Fragen  der  Einrichtung  der 
Erhebung  zumeist  in  Betracht.  Die  Darstellung  bezieht  sich  daher 
liier  auf  die   Staats-    und    die  Communalbesteuerung    zusammen. 

IL  —  §.  570.     Die   Einrichtung   der  Steuererhebung. 

Sowohl  für  die  Organisation  des  Steuererhebungsdiensts  als 
für  die  ganze  Einrichtung  der  Steuererhebung  und  für  die  Gestal- 
tung des  bezüglichen  Verwaltuugsrechts  den  Steuerpflichtigen  gegen- 
über ergeben  sich  zunächst  Verschiedenheiten,  je  nachdem  der 
normale  Fall  einer  Erhebung  der  schuldigen  Steuerbeträge  nach 
den  gesetzlichen  Vorschriften  von  den  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen d.  h.  die  „eigentliche"  Erhebung  (wie  man  sie  im 
Unterschied  von  der  folgenden  Einrichtung  nennen  kann)  statt- 
findet oder  der  Ausnahmefall  einer  sogen.  Abfindung  vor- 
liegt. Bei  dieser  vereinfacht  sich  gerade  die  Aufgabe  der 
Steuerverwaltung  in  Bezug  auf  die  Ermittlung  der  Thatsachen 
zur  Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten,  folge  weise  in  Bezug  auf 
die  Controlen  und  schliesslich  auf  die  Erhebung  der  Steuern  sehr. 
Man  kommt  daher  mit  einem  viel  kleineren  Behörden-  und  Beamten- 
apparat aus,  verwaltet  wohlfeiler  und  wird  einer  grossen  Reihe  von 
Schwierigkeiten  hinsichtlich  der  ganzen  Einrichtung  der  Steuer- 
verwaltung und  speciell  der  Erhebung  überhoben.  Dies  System 
ist  deshalb  hier  zunächst  zu  besprechen. 

A.   Die  Abfindung.  12) 

Man  versteht  darunter  eine  meistens  vertragsmässige 
Regelung  der  Steuerschuldigkeit  zwischen  der  Steuerverwaltung 
einer-  und  einem  oder  mehreren,  eventuell  einer  solidarisch  ver- 
bundenen Gemeinschaft  von  Steuerpflichtigen  andrerseits.  In  Folge 
dessen  werden  die  Steuern  nicht  wie  sonst  nach  den  gesetzlichen 
Bestimmungen  den  einzelnen  Steuerpflichtigen  aufgelegt,  nach  den 
Steuerobjecten  berechnet  u.  s.  w.  und  einzeln  erhoben,  sondern 
die  vereinbarte  Summe  wird  an  den  bestimmten  Terminen  an  die 
Casse  abgeführt  oder  eingezogen. 

*-)  Arersum,  Pauschsumme,  französ.  abonnement.  Kau  handelt  davon  bei 
der  Accise  11,  §.  4.jO.  Im  Ganzen  erklärt  er  sich  '^egea  si<!.  Sie  kommt  aber 
allgemeiner  vor.  So  vielfach  in  F  ran  kr.  mit  gewissen  Modificationen  auch  in  Verhand- 
lungen bei  der  Feststellung  der  Steuerpflicht.  Werthe  im  Enregistrement:  nicht  ohne 
Bedenken,  auch  in  moralischer  Hinsicht! 
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Eine  solche  Abfiudimg  kommt  bei  verschiedenen  Steuern  (auch 
bei  Gebühren)  und  mit  verschiedenartigen  Steuersubjecten  vor.  So 
erfolgt  sie  mit  einzelnen  Steuerpflichtigen  bei  Verkehrsteuern 
und  Gebühren  in  Stempelform  z.  B.  mit  einer  Bank  hinsichtlich 
der  sonst  von  dieser  für  ihre  Urkunden  u.  s.  w. ,  Schuldscheine 
(Banknoten,  Checks)  zu  zahlenden  einzelnen  Stempelabgaben^'^), 
oder  mit  den  einzelnen  Produceuten  (eventuell  auch  einer  solidarisch 
sich  verpflichtenden  Gemeinschaft  solcher)  von  verbrauchsteuer- 
pflichtigen Artikeln,  z.  B.  über  die  Branntwein-,  Bier-,  Wein-, 
Schlachtsteuer, ^*)  wofür  diese  Personen  dann  von  den  speciellen 
Controlen  dieser  Steuern  befreit  werden.  Das  Abfindungssystem 
lässt  sich  dabei  verschieden  gestalten.  Ferner  kann  auch  eine 
ganze  Oertlichkeit,  Gemeinde,  Handelsplatz,  Gebietstheil  sich 
so  durch  eine  Abfindung  von  allen  oder  gewissen  Steuern,  nament- 
lich von  Zöllen,  inneren  Verbrauchsteuern,  Monopolien,  aber  auch 
von  directen  Steuern  „frei  kaufen",  so  in  Fällen,  wo  der  Ort  selbst 
und  der  Staat  die  Anwendung  der  allgemeinen  Steuergesetze  auf 
die  Oertlichkeit  für  nachtheilig  oder  unausführbar  oder  besonders 
schwierig  (z.  B.  wegen  Schmuggelgefahr)  halten.  Hier,  z.  B.  in 
Freihäfen  (deutsche  „Zollausschlüsse",  besonders  Hamburg -Altona 
und  Bremen)  "''j  wird  dann  wie  in  den  anderen,  im  Princip  wesent- 
lich gleichen  Fällen  für  die  Steuerschuldigkeit  eine  Pauschsumme 
oder  ein  Aversum  festgestellt.  Bei  Ortsgemeinden  kann  auf 
diese  Weise  auch  wohl  dem  Staate  für  Thoraccisen  ein  Aversum 
gezahlt  werden.  Wenn  die  Gemeinde  dann  diese  Accise  selbst 
für  sich  erhebt,  so  liegt  eigentlich  eine  Art  Pachtverhältniss  vor. 
Die  Steuergeschichte  und  noch  die  heutige  Praxis  zeigt  auf  dem 
Gebiete  der  Abfindungen  mancherlei  Gestaltungen,  aber  das  Princip 
ist  überall  leicht  als  dasselbe  zu  erkennen. 

Gewisse  Vort heile  dieses  Systems  sind  nicht  zu  bestreiten: 
finanzielle,  privat-  und  volkswirthschaftliche,  technische  Vortheile. 
Die  Finanzverwaltung  spart  an  Apparat  für  die  Ermittlung  von 
Thatsachen,   für  Controlen,  für  Erhebung,   daher  an  Kosten.     Die 


'')  Ein  Beispiel  ist  das  Stempelpauschale  der  Bank  von  England,   60,00Ü  Pf.  St. 

'*)  Dies  ist  die  häufigste  Art  der  Abfindung,  worüber  in  der  spec.  Stcuerlehre. 
S.  d.  Note  bei  Eau  §.  430. 

**")  Bei  den  Aversen  der  deutschen  Zollausschlilsse  liegt  in  der  That  auch  eine 
„Abfindung'"  vor  f.  d.  Freiheit  v.  d.  Einfuhrzöllen  u.  den  inneren  Verbr.steuern.  Betrag 
lb7y — SO  4'S6  Mill.  M.  Hamburg  u.  Bremen  zahlen  bisher  den  durchschnittl.  Kopf- 
betrag der  Einnahmen  im  Zollgebiet  plus  3  M.  ji.  Kopf.  Letztre  Summe  soll  jetzt 
(ISbO)  auf  'y  M.  erhöht  werden.  Die  unsichere  Berechnung  des  Consums  ist  auch 
hier  unbestreitbar:  einer  der  Hauptfehler  der  Abfindung. 
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wirthscbaftlicbe  Thätigkeit,  der  technische  Fortschritt  einzelner 
Producenteu,  ganzer  Localitäteu  wird  erleichtert,  mitunter  erst 
ermöglicht.  In  gewissen  Fällen  kann  das  Ablindungssystem  förm- 
lich wie  ein  Sporn  zu  Productions-  und  technischen  Verbesserungen, 
namentlich  auch  auf  Verminderung  der  eigentlich  volkswirthscbaft- 
licbeu  Kosten  hinwirken,  was  aucb  für  die  ganze  Volks wirtbscbaft, 
nicht  nur  für  den  Näcbstbetbeiligten  ein  Gewinn  ist. 

Aber  diesen  Vortbeilen  stehen  doch  wohl  meistens  noeb  grössere 
Bedenken  gegenüber.  Zur  richtigen  Feststellung  der  Abfindungs- 
summen fehlen  gewöhnlich  die  erforderlichen  Daten.  Für  den  Staat 
liegt  die  Gefahr  zu  niedriger  Abfindung  nahe.  Auf  diese  kommt 
es  doch  den  Steuerpflichtigen  in  der  Regel  (allerdings  nicht  noth- 
wendig  immer)  ^■')  wesentlich  mit  an.  So  wird  die  Gleichmässigkeit 
der  Besteuerung  verletzt.  Die  einzelnen  sich  abfindenden  Steuer- 
pflichtigen (z.  B.  die  betreffenden  Industriellen,  bei  der  Branntwein- 
brennerei u.  s.  w.)  werden  meistens  zu  den  ohnehin  durch  Kapital- 
besitz, bessere  Technik  u.  s.  w.  begünstigten  Producenten  gehören, 
den  Grossbetrieb  ihres  Zweigs  vertreten,  während  bei  den  anderen, 
den  Kleinindustriellen  auch  die  Garantieen  für  die  Abfindung, 
welche  die  Verwaltung  fordern  muss,  nicht  zu  stellen  sind.  Dann 
wird  nur  abermals  Grossbetrieb  und  Grosskapital  einseitig  be- 
günstigt. 

Das  Abfindungssystem  enthält  aber  überhaupt  eine  Durch- 
brechung des  allgemeinen  Steuerrechts,  welche  principiell  nicht 
ohne  Bedenken  ist  und  gerade  auf  diesem  Gebiete,  wegen  des 
Einflusses  der  Besteuerung  auf  die  Bedingungen  der  wirthschaft- 
lichen  Concurrenz,  möglichst  vermieden  werden  muss.  Ist  die 
bestehende  Besteuerung  steuertechnisch  mangelhaft,  so  suche  man 
sie  allgemein  zu  verbessern.  Die  Abfindung  ist  oft  nur  ein  Privileg 
für  Wenige,  Nachtheilen  der  Besteuerung  zu  entgehen,  denen  sich 
die  Meisten  unterziehen  müssen. 

So  muss  das  Verdict  im  Ganzen  gegen  die  Abfindung  aus- 
fallen. Einzelne  berechtigte  Ausnahmen  bestätigen  auch  hier  nur 
die  PiCgel,  aber  sie  weisen  dann  auch  gewöhnlich  auf  besondere 
Mängel  der  allgemeinen  Besteuerung,  auf  besondere  Schwierigkeiten 
der  Controle,  Schmuggelgefahr  u.  dgl.  hin. 


^^)  Der  Gewinn  für  den  Steuerpflichtigen  kann  in  der  freiem  wirthschaftlichen 
Bewegung,  in  der  Erleichterung  technischer  Veränderungen  mit  liegen.  Jenes  ist  der 
Sachverhalt  in  den  2  Hansestädten.  In  Frankreich  soll  vielfach  ein  förmliches  Feilschen 
im  einzelnen  Fall,  z.  B.  bei  Enregistrementsabgaben  vom  Besitzwechsel  des  Grund- 
eigenthums,  bei  Erbschaftssteuern  erfolgen. 
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B.  —  §.  571.  Die  eigentliclie  Erhebung  der  Steuern 
und  die  Organe  dafür. ^'^) 

Der  Erhebung  der  Steuer  Seitens  der  Finanzorgane  entspricht 
die  Entrichtung  der  Steuer  Seitens  der  zahlungspflichtigen  Steuer- 
subjecte.  Hierbei  sind  nach  Möglichlieit  die  Regeln  zu  befolgen, 
welche  man  aus  den  beiden  Verwaltungsgrundsätzen  der  Be- 
stimmtheit und  der  Bequemlichkeit  der  Besteuerung  ableiten 
kann  (§.  534,  535).  Daraus  ergeben  sich  dann  auch  einige  An- 
forderungen hinsichtlich  der  Organisation  des  staatlichen  und 
communalen  Erhebungsdiensts. 

Die  technische  Einrichtung  des  letzteren  hängt  zum  Theil 
mit  allgemeinen  Einrichtungen  des  Finanzbehördenwesens,  des 
Rechnungs-  und  Cassenwesens  zusammen,  worauf  an  dieser  Stelle 
nicht  einzugehen  ist.  Gewisse  Verschiedenheiten  in  den  einzelnen 
Staaten  folgen  aus  allgemeineren  Verschiedenheiten  der  gesammten 
Verwaltungsorganisation.  Im  Ganzen  muss  sich  aber  die  Ein- 
richtung der  Steuererhebung  wie  diejenige  der  Steuerverwaltung 
überhaupt  nach  der  Verschiedenheit  der  Steuerarten  und 
zum  Theil  auch  der  einzelnen  Steuern  ein  und  derselben 
Gattung  richten.  Gerade  diess  ist  hier  besonders  zu  beachten. 
Es  gentigt  die  Hervorhebung  einiger  solcher  Hauptpuncte, 
welche  nach  der  Natur  der  Sache,  d.  h.  nach  dem  ganzen  tech- 
nischen Wesen  der  Steuer,  sich  überall  mehr  oder  weniger  geltend 
macheu  und  zu  ähnlichen  Einrichtungen  des  Erhebungsdiensts 
führen  müssen. 

Zu  unterscheiden  sind  für  diesen  Dienst  nun  namentlich  die 
grossen  steuertechnischen  Kategorieen  der  directen, 
der  indirecten  und  der  in  Stempelform  und  als  Register- 
u.  dgl.  Abgabe  erhobenen  Steuern,  denen  auch  in  der  Praxis  wohl 
eine  dreifache  oberste  Eintheilung  der  ganzen  Steuerverwaltung 
am  Besten    entspricht.^'')      Aber    gerade    für  die  Erhebung   ist 


")  Eau  I,  §.  289,  wo  aber  vorncmlicli  nur  die  dirccte  Besteuerung  ins  Auge 
gefasst  ist. 

")  In  der  Praxis  bestehen  freilich  manche  Unterschiede,  die  sich  vielfach  nur 
historisch  eriilären  lassen.  Auch  ist  die  verschiedenartige  Ausbildung  der  einzelnen 
Steuern  von  Einfluss  darauf,  ob  Steuern,  welche  nach  ilirer  technischen  Natur  eine 
selbständige  Abtheilung  bilden ,  mit  anderen  zu  einem  obersten  Verwaltungszweig 
vereinigt  sind.  Die  Stempel-  und  ähnlichen  Abgaben  werden  öfters  unter  die  Ver- 
waltung der  indirecten  Steuern  gestellt.  Monopolien,  ZüUe  bilden  auch  wohl  Haupt- 
verwaltungen für  sich.  In  kleineren  Staaten  tlieilt  sich  die  Steuerverwaltung  begreif- 
lich auch  in  den  oberen  Behörden  nicht  soweit  als  in  grösseren.  Kessortveränderungen 
kommen  öfters  vor.  Aus  diesen  Abweichungen  der  Eintheilung  in  der  Praxis  erklärt 
sich  auch,  dass  die  Begrille  „directe"  u.  „indirecte"  Steuern  nicht  überall  den  gleichen 
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noch  NYoiter  /u  uiUersclieiden,  so  dass  sich  i'olgciule  8  Grnjtpcn 
vou  allgcmeiuer  vorkoumiendeii  ►Steuern  bilden:  1)  die  gewöhnlichen 
directen  Hauptsteuern  (Ertrag-,  Einkommen-,  Vermögenstcuern); 
2)  die  Zölle;  3)  die  Thoraccisen;  4)  die  in  Monopolform 
erhobenen  Verbrauchsteuern ;  5)  die  inneren,  au  den  Produetions- 
betrieb  selbst  sich  anschliessenden  Steuern,  die  eventuell  auch 
für  die  Erhebung  noch  weiter  nach  Productiouszweigen  zu  trennen 
sind;  6)  die  in  iStempelform  erhobenen  Verkehrsteuern;  7)  die 
unmittelbar  eingezogenen  und  die  in  der  Form  von  Ein- 
tragungs-  oder  Reg  ist  er  abgaben  erhobenen  Verkehrsteuern; 
8)  die  Erb  Schaft  steuern. 

Die  Scheidung  dieser  Steuern  auch  für  die  Erhebung  ist 
zweckmässig,  bis  zu  einem  gewissen  Grade  nothwendig  und  auch 
in  der  Praxis  üblich,  denn  die  Ermittlung  der  Thatsachen 
in  Bezug  auf  Steuersubjecte  und  Steuerobjecte  setzt  bei  jeder  dieser 
acht  Kategorieen  ein  verschiedenes  Verfahren  voraus  und  bei 
allen,  mit  Ausnahme  der  ersten,  der  gewöhnlichen  directen  Steuern, 
schliesst  sich  die  Erhebung  am  Einfachsten  oder  selbst  noth- 
wendig unmittelbar  au  die  Ermittlung  jener  Thatsachen 
und  an  die  auf  Grund  davon  erfolgte  Feststellung  der  Steuer- 
schuldigkeiten an. 

§.  572.  —  1)  Erhebung  der  directen  Steuern.  Bei 
diesen  ist  nach  deren  ganzer  Einrichtung  die  Ermittlung  der  That- 
sachen für  die  Feststellung  der  Steuersubjecte  und  -objecte  u.  s.  w. 


Umfang  haben ,  z.  B.  die  Verkehrsteuern  u.  die  mit  ihnen  verbundenen  Gebühren  zu 
den  indirecten  Steuern  gerechnet  werden.  Auch  die  Eessortbestimmung  zwischen  den 
Ministerien  (der  Finanz,  des  Handels  u.  s.  w. ,  des  Acker-  u.  etwa  Bergbaus,  der 
Justiz)  bewirkt,  dass  einzelne  gebühren-  u.  steuerartige  Einnahmen  unter  verschiedenen 
obersten  Verwaltungen  in  verschiedenen  Staaten  stehen,  z.  B.  die  Bergwerksteuern,  die 
grööstentheils  zu  den  directen  Ertragsteuern  gehören,  davon  abgetrennt  im  Ministerium, 
dem  das  Bergwesen  untersteht  (in  Preussen  Min.  der  öffentl.  Arbeiten),  die  Verkehr- 
steuern, welche  sich  an  das  Gerichtswesen  anknüpfen,  im  Justizministerium  (Preussen). 
Alles  dies  erschwert  natürlich  eine  Statist.  Vergleichung  von  Land  zu  Land.  —  Bei- 
spiele der  obersten  Verwaltungszweige  für  das  Steuerwesen  sind:  Preussen: 
directe  Steuern  (Grund-,  Gebäude-,  classif.  Einkommen-,  Classen-,  Gewerbesteuer, 
Eisenb.abgaben.  directe  Steuern  in  Hohenzollern) ;  indirecte  Steuern  (Reichsverbrauch- 
steuern, Keichswechselstcmpelst.,  Stempelst.,  Erbschaftsst.,  Brücken-,  Canal-  u.  s.  w. 
Gelder,  Diverses);  Lotterie  apart.  —  Oesterreich  (West-):  Abtheil,  im  Fin. minist, 
für  directe  Steuern  (Grund-,  Gebäude-,  Erwerbs-,  Einkommenst.) ;  f.  indirecte  St. 
(Zölle,  Verzehr.steu.,  Salzmon.,  Tabakmon.  mit  bes.  Generaldirection,  Stempel  u.  Gebühren 
von  Rechtsgeschäften.  Lotto  mit  bes.  Gefällsdirection.  Mauthcn,  Punzirung).  —  Frank- 
reich: directe  St.  (Grund-,  Pers.-  u.  Mobil.-,  Thür-  u.  Fenster-,  Gewerbest.,  den 
dir.  Steuern  assimil.  Specialtaxen,  wobei  gebührenartige,  Bergwerk-,  Pferde-  u.  Wagenst., 
geschloss.  Gesellsch.-  u.  Billardst.,  also  directe  Luxus-  u.  ähnl.  St.);  Enregistre- 
ment.  Stempel  u.  Domänen;  Zölle;  in d i r.  Steu.  (innere  Verbrauchst.,  Eisenbahn- 
fahrst., Tab.-  u.  Pulver  mono  pol). 
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vom  Erhebungsdienst  zu  trennen.  Letztrer  kann  aber  für 
die  verscliiedenen  Arten  der  genannten  directen  Steuern  zusammen 
einheitlich  organisirt  werden  und  die  Erhebung  durch  dasselbe 
Erhebungsorgan,  des  Staats  oder  der  Gemeinde,  erfolgen,  imter 
strenger  Trennung  der  einzelnen  Steuern  in  der  Buchführung  u.  s.  w. 
Die  Erhebung  aller  Kategorieen  iudirecter  und  Verkehrsteuern, 
auch  der  Erbschaftsteuer  wird  in  der  Regel  von  derjenigen  der 
directen  Steuern  ganz  zu  trennen  sein. 

Als  unmittelbare  Erhebungsorgane,  welche  die  betreffende 
Cassenmanipulation  und  Buchführung  besorgen,  fungiren  hier  nun 
den  einzelnen  Steuerpflichtigen  gegenüber  die  amtlichen  Steuer- 
einnehmer des  Staats  oder  der  Commune,  speciell  die  sogen. 
Unter  einnehmer  (üntererheber,  Einbringer,  Steuerempfänger, 
percepteurs  oder  receveurs  municipaux).  Sie  sind  in  genügender 
Zahl  über  das  Land  und  die  Gemeinden  zu  vertheilen.  Die  Steuer- 
zahlung an  sie  erfolgt  in  der  Form  der  „Abstattung'^,  wobei 
der  Steuerpflichtige,  auf  specielle  Aufforderung  im  einzelnen  Fall 
oder  nach  ganz  allgemeiner  Vorschrift  ein  für  allemal  oder  nach 
seiner  freien  Wahl,  die  schuldige  oder  fällige  Steuersumme  in  be- 
stimmten Terminen  zum  Einnehmer  bringt  oder  schickt; 
oder  sie  geschieht  in  der  Form  der  „Einziehung"  („Ein- 
hebung"), wobei  der  Steuereinnehmer  in  bestimmten  Zeitpuncten 
bei  den  Steuerpflichtigen  selbst  die  fällige  Summe  abholt,  gegen 
Präsentation  der  Steuerquittung.  Beide  Erhebungsmethoden  sind 
unentbehrlich,  haben  verschiedene  Vorzüge  und  Mängel  und  sind 
wohl  namentlich  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  (Stadt,  Gross- 
stadt, plattes  Land),  nach  den  C lassen  der  Steuerpflichtigen  und 
nach  den  Arten  der  Steuern  in  verschiedenem  Grade  zweckmässig 
und  üblich.  Wenn  man  die  Steuertermine  etwas  weiter  fasst  und 
für  verschiedene  Localitäten  (auch  Theile  der  Grossstadt)  ver- 
schieden, so  braucht  auch  bei  der  Einziehung  das  Einnehmer- 
personal  nicht  so  sehr  gross  zu  sein.  Am  Meisten  Mühe  und 
Kosten  macht  natürlich  in  beiden  Formen,  in  derjenigen  der  Ein- 
ziehung freilich  noch  mehr,  die  Erhebung  kleiner  Steuerbeträge 
von  zahlreichen  Personen,  daher  die  in  kleine  Raten  zerlegte  all- 
gemeine Einkommen-  oder  Classensteuer  der  kleinen  Leute,  die 
Grundsteuer  bei  starker  Bodentheilung.  '^) 


**)  Auch  Stein  I,  533  unterscheidet  die  Abstattung  u.  die  Einhebung-,  genera- 
lisirt  aber  zu  sehr,  wenn  er  die  ersterc  mügliclist  befördern  will,  weil  sie  nichts  koste 
und   die   andere  theurer  sei.  —  Bes.  lehrreich  die  l'ranzös.  Einrichtungen,  worüber 
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Die  erhobeneu  Smimien  sind  dann  vom  rntcrerlieber  an  Ober- 
ein ue  hm  er  (receveurs  j)articuliers)  i'lir  j^rüssere  Distriete  (Kreise 
u.  dgl.  in  Preussen,  Arrondissements  in  Frankreich),  von  diesen  an 
die  Provincial-  und  direct  oder  durch  Provincialcassen- 
ver Walter  (receveurs  geueraux  in  den  französ.  Departements) 
an  die  allgemeine  Staatscasse  abzuiiihren.  Diese  höheren  Ein- 
uehmerkategorieen  fuugiren  eventuell  mit  für  den  Empfang  von 
iudirecten  Steuern ,  auch  wohl  von  Domanial-  und  ähnlichen  Ein- 
nahmen ihres  Districts.  ^^)  Es  hängt  von  der  Verbindung  oder 
Trennung  des  Einnahme-  und  Ausgabedieusts  ab,  ob  und  in 
welcher  Weise  durch  die  verschiedenen  Kategorieen  von  Ein- 
nehmern ,  bez.  Gassen ,  gleich  Ausgaben  zu  bewerkstelligen  sind, 
so  dass  dann  nur  Ueberschüsse  an  die  höhere  Stelle  wirklich  ab- 
geführt werden. 

§,  573.  —  2)  Erhebung  der  indirecten  Steuern.  So 
steuertechnisch  verschiedene  Steuern  wie  die  grossen  Kategorieen 
der  indirecten,  lassen  sich  auch  im  Erhebungsdienst,  besonders 
ira  unteren,  nicht  wohl  ganz  zusammenfassen. 

a)  Namentlich  bei  den  Zöllen  und  Thoraccisen  ist  die 
Ermittlung  der  Steuerschuldigkeiten  von  Fall  zu  Fall  in  be- 
stimmten Oertlichkeiten  vorzunehmen.  Dafür  bedarf  es 
eines  eigenen,  technisch  specifisch  geschulten  ,  an  diesen  Oertlich- 
keiten gewöhnlich  dauernd  zur  Verfügung  stehenden  unteren 
Verwaltungspersonals,  das  entweder  zugleich  auch  mit  als  Er- 
hebungspersonal der  betreffenden  Steuern  fungirt  oder  mit  einem 
eigens  für  diesen  Dienst  bei  jeder  Steuerart  bestimmten  Erhebungs- 
personal zu  einem  „Amte''  (Zollamte  u.  s.  w.)  verbunden  ist.  Ver- 
schiedenheiten in  Stellung  und  Function  der  Steuererheber  bei 
diesen  von  den  Steuereinnehmern  der  directen  Steuern  ergeben 
sich  hier  von  selbst.     Ein  gemeinsames  Amt  für  die  Erhebung 


Näheres  bei  Hock  u.  in  d.  Werken  über  französ.  Fin.wesen,  auch  in  Block 's  diction. 
de  l'admin.  Kleine  Einzelheiten  hier  hervorzuheben,  reicht  nicht  aus.  Einige  Notizen 
bei  Kau  §.  289  in  d.  Noten.  —  In  den  preuss.  westl.  u.  neuen  Provinzen,  wo 
die  directen  Steuern  durch  vom  Staat  angestellte  Steuerempfänger  erhoben  werden, 
gab  es  Ibl'A  657  solche  Beamte. 

'*)  Hier  schliesst  sich  die  EintheUung  der  höheren  Erhebungskreise  passend  und 
wohl  auch  in  der  Regel  in  der  Praxis  der  administrativen  Eintheilung  des  Staats- 
gebiets an,  in  Frankreich  an  die  Arrondiss.  u.  Departcm.,  in  Preussen  an  die 
Kreise  u.  Provinzen.  Die  Zahl  der  betreff,  höheren  Erhebungsbeamten,  bez.  der 
Vorstände  der  Stellen  richtet  sich  dann  nach  der  Zahl  dieser  allgemeinen  Verwalt.- 
abtheilungen.  Zahl  der  Kreissteuereinnelimer  in  Preussen  1874  237  (incl.  Rendant 
in  Frankfurt  a.  M.i,  der  Arrondiss.einnehmer  in  Frankreich  vor  1870  308.  In 
Preussen  11,  jetzt  12  Provinc.steuerdirectionen. 

A.  Wagner,  Finarizwissenschaft.     II.  42 
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von  Zöllen,  Thoraccisen,  gewissen  inneren  Verbrauchsteuern  ist 
damit  nicht  immer  ausgeschlossen.  Die  Einrichtung  von  solchen 
wird  von  Ortsverhältnissen  abhängen.  Die  Zollämter  pflegen  nach 
ihren  Geschäftsbefugnissen  u.  s.  w.  in  verschiedene  Classen  ein- 
getheilt  zu  sein  (Haupt-,  Nebenzollamt  u.  dgl.  m.).  Control-  und 
Inspectionsbeamte  u.  s.  w.,  Grenzaufseher  u.  dgl.  schliessen  sich  an 
das  eigentliche  Erhebungspersonal  an.  ^*^) 

b)  Bei  den  mehrfach  genannten  inneren  Verbrauch- 
steuern zersplittert  sich  die  Ermittlung  der  Steuerschuldigkeiteu 
und  die  Erhebung  der  Steuern  nicht  in  derselben  Weise  nach 
Steuersubjecten,  Steuerobjecten  und  einzelneu  Steuerfällen  oder 
steuerbaren  Acten  wie  bei  Zöllen  und  Thorsteuern.  Deshalb  ist 
die  Verwaltung  hier  auch  anders  einzurichten.  Wie  bei  den 
directen  Steuern  —  eine  weitere  nicht  immer  genügend  beachtete 
Aehnlichkeit  mit  denselben,  §.  549  —  trennt  sich  hier  in  der 
Regel  die  Ermittlung  der  Steuerschuldigkeit  vom  Act  der  Steuer- 
erhebung. Es  werden  meist  einem  einzelneu  bestimmten  Steuer- 
subject  (dem  Fabrikanten)  auf  Grund  der  durch  ein  besonderes 
vorausgehendes  Verfahren  erfolgten  Ermittlung  der  Steuer- 
schuldigkeit für  einen  ganzen  Productionsprocess  u.  dgl. 
grössere  Steuersummen  zur  Entrichtung  vorgeschrieben.  Dieselben 
können,  wie  die  Raten  directer  Steuern,  durch  Abstattung  oder 
Einziehung  insbesondere  Seitens  eines  höheren  Steueramts,  z.  B. 
eines  Hauptzollamts,  welches  zugleich  für  grössere  Gebietstheile 
(Provinz  u.  dgl.  eventuell)  mit  als  Erhebnngsorgan,  für  Salz-, 
Zucker-,  Branntwein-,  Biersteuern  u.  dgl.  fungirt,  erhoben  werden. 
Ist  einmal  die  Ermittlung  der  Steuerschuldigkeit  erfolgt,  so  ist  die 
Erhebung  dieser  Steuern  übrigens  auch  durch  die  Steuereinnehmer 
oder  Steuerärater  der  directen  Steuern  möglich. 

c)  Die  Erhebung  der  Steuer  bei  den  Monopolien  erfolgt  in 
Form  eines  Aufschlags  auf  die  Selbstkosten  des  Monopolartikels 

***)  Die  Verwaltung  der  Zölle  und  Eeichsverbrauclistcuern  erfolgt  im  Deutschen 
Reich  noch  durch  die  Einzelstaaten.  In  Prcussen  gab  es  1S74  in  der  Verwaltung  der 
Zölle  u.  in  dir.  Steuern  für  den  Erhebungs-  u.  Controldicnst  (also  ausser  dem 
Personal  der  Provinc.steuerdirectionen  von  11  Directorcn  u.  80  Mitgliedern)  liJ4  0ber- 
züll-  u.  Obersteuerinspectoren,  l.-ilJ  Ilauptzoll-  u.  Hauptsteueramtsrendanten  u.  ebenso 
viel  Controleure  dabei,  14  Packhofvorsteher  u.  Oberrevisoren,  5üü  Obergrenz-  u.  Obcr- 
steuercontroleure,  7',)3  Hauptzoll-  u.  Hauptsteuerauitsassistenten ,  36  and.  Beamte  bei 
diesen  Aemtern  (incl.  derj.  auf  Zollkreuzern  u.  WaciischiHen).  Dann  S40  Einnehmer 
l)ei  Nebenzollämtern  I.  Gl.,  Sal/,-,  Steuer-  u.  üntersteuerämtern ;  124  Einnehmer  bei 
Nubenzollämtern  II.  Gl.,  15!)  Assistenten,  1()6  Zoll-  u.  Steuerempfänger,  24ü  Thor- 
eontroleure  (f.  d.  damals  noch  besteh.  Mahl-  u.  Sclilaclitst.).  Die  Zahl  der  ürenz-  u. 
Steueraufseher  war  6 198,  3  Ansagebeamte,  77  Thorwärter  u.  s.  w.  Gesammtaufwand 
für  das  hier  aufgeführte  Personal   (ohne   die   Provinc.st.directionen)   4,b3!),590  Thlr. 
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bei  dem  V  er  kaut"  des  letzteren.  Hier  handelt  es  sich  also  zum 
Zweck  der  iStencrerhebung  um  die  Organisation  des  Verkaufs. 
Die  Steuerverwaltung  könnte  diesen  Verkauf  zwar  selbst  in  die 
Hände  nehmen,  aber  das  wird,  wenigstens  in  Betreff  des  Detail- 
verkaufs, gewöhnlich  nicht  zweckmässig  sein  und  ist  auch  nicht 
üblich,  zumal,  wenn  es  sich  um  Massenconsumptibilien,  wie  Salz 
und  Tabak  handelt.  Die  Uebertragung  des  Verkaufgeschäfts  an 
die  für  die  sonstige  Steuererhebung  bestehenden  Aemter  und  Be- 
amten ist  nicht  allgemein  durchführbar,  weil  diese  letzteren  beiden 
sich  vielfach  dafür  gar  nicht  eignen  und  auch  nach  ihrer  Zahl 
und  örtlichen  Vertheilung  nicht  ausreichen.  Das  Interesse 
der  Consumeuten,  welches  überall  leichte  und  bequeme  Versorgung 
mit  dem  Monopolartikel  erheischt,  und  das  Interesse  der  Finanz- 
verwaltung, welche  nicht  minder  an  der  leichten  Erlangbarkeit  des 
Artikels  betheiligt  ist,  verlangen  eine  local  sehrdecentrali- 
sirte  Feilstellung  des  Artikels.  Diese  lässt  sich  durch  eine 
Benutzung  bestehender  privater  Kleinhandelsgeschäfte 
(so  bei  Salz)  oder  durch  die  neue  Einrichtung  von  Geschäften 
Seitens  einer  Classe  von  Personen  erreichen,  welche  in  der  Haupt- 
sache eine  private,  keine  eigentlich  amtliche  Stellung  haben,  wie 
die  „Kleinverschleisser",  „Traficanten^'  des  Tabakmonopols,  Per- 
sonen, die  man  etwa  aus  der  Kategorie  ehemaliger  Militärs  mit 
Anspruch  auf  „Civilversorgung"  nehmen  kann.  Diese  Personen, 
welche  den  Verkauf  unmittelbar  an  das  consurairende  Publicum 
besorgen,  fungiren  hier  als  die  eigentlichen  Steuererheber,  bedürfen 
nur  gewöhnlich  eines  entsprechenden  Steuercredits  (§.  578),  be- 
sonders am  Beginn  ihres  Geschäfts.  Zwischen  ihnen  und  der 
Monopolverwaltung  können  die  „Grossverschleisser"  wie  eine  Art 
Obereinnehmer  stehen.  ^^) 

§.  574.  —  3)  Erhebung  der  Verkehrsteuern.  Diese 
stehen,  wie  wir  sahen,  vielfach  mit  „Gebühren"  in  naher  Ver- 
bindung. Ueber  die  Einrichtung  der  Erhebung  derselben  ist  bereits 
in  der  Gebührenlehre  gehandelt  worden,  §.  320—324.  Je  nachdem 
Stempel  benutzt  oder  statt  deren  die  Abgabe  unmittelbar  ein- 
gezogen wird,  ergeben  sich  wieder  manche  Verschiedenheiten  im 
Erhebungsdienst. 


^*)  Materialien  darüber  in  dem  Werk  über  die  deutsche  Tabakenqufite.  In  West- 
esterreich  in  l"iT2:  -iö  amd.  Veräclileissmagazine,  in  1876  982  (irossverschleisser 
mit  Provision  v.  1,010,717  fl.)  u.  58,247  Kleinverschleisscr.  In  Frankreich  40,000 
Debitantcn.     Schäffle.  Tüb.  Ztschr.  1879  S.  574  iL,  nach  der  Enquete. 
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a)  DerDebit  der  Stempel  (Papier,  Marken)  muss  möglichst 
decentralisirt  sein,  ungefähr  wie  derjenige  der  Monopolartikel. 
Deshalb  ist  dieser  Debit  ähnlich  zu  organisiren,  namentlich  die 
Postämter,  die  Kleinverkäufer  von  Monopolartikeln  (Tabak),  auch 
andere  private  Geschäftsleute  lassen  sich  damit  betrauen.  ^^) 

b)  Die  unmittelbare  Einziehung  von  Verkehrsteuern  u.  s.  w., 
statt  mittelst  des  Stempels,  ferner  die  Erhebung  der  Register- 
abgaben erfolgt  durch  die  Cassenver waltung  der  betreffenden 
Gerichts-  oder  sonstigen  Behörde  oder  eventuell  auf  Grund 
des  Auftrags  der  letzteren  und  der  gemachten  Berechnung  durch 
ein  anderes  Steueramt  oder  dessen  Personal.  Auch  der  Notare  und 
ähnlicher  Personen  kann  man  sich  hier  bedienen.  Dieselben  haben 
die  Beträge  einzuziehen  und  direct  an  das  betreffende  Amt  abzu- 
liefern.^^) Da  die  Ermittlung  der  Steuerobjecte  und  Steuerschul- 
digkeiten hier  öfters  wieder  eine  besonders  mühsame  Sache  ist, 
deren  Erledigung  ein  eigenes  geübtes  Personal  erfordert,  so  können 
wenigstens  bei  einem  sehr  umfassenden  und  verwickelten  System 
unmittelbar  einzuziehender  Verkehrsteuern  und  Eintragungsabgaben 
die  Cassenverwaltungen  der  Gerichte,  Eintragungsbehörden  u.  s.  w. 
förmlich  die  Stellung  besonderer  „Verkehrsteuerämter''  erlangen.  ^*) 

c)  Die  Erbschaftsteuern  stehen  gewöhnlich  in  geschicht- 
licher Verbindung  mit  den  Stempelabgaben  und  den  Verkehrsteuern. 
Ihre  Erhebung  können  die  oben  genannten  Cassenverwaltungen 
(so  in  der  Regel,  in  Frankreich  die  Enregistrements-Aemter),  allen- 
falls auch  besondere  Erbschattssteuerämter  (so  in  Preussen)  besorgen, 
da  auch  hier  wieder  die  Erhebung  sich  eng  an  die  Ermittlung  der 
Steuerobjecte  und  Schuldigkeiten  anschliesst. 

§.  575.  —  4)  Allgemeine  Grundsätze  hinsichtlich  des 
Erhebungspersonals. 

a)  Die  steuereinnehmenden  Beamten  haben,  wie  andere  Cassen- 
beamten,  regelmässig  Caution  (in  baarem  Geld,  das  ihnen  dann 
verzinst  wird   oder  in  Staatspapieren,   deren  Zinsen   sie  beziehen) 

*^)  Die  Tabaktraficantcii  Uljcrncliinen  in  OesteiTcich  den  Verkauf  der  Stempel- 
marken, wenigstens  der  kleineren  Sorten,  mit;  den  der  Keichswechselsteuipelmarken 
besorgen  in  Deutschland  die  l'ostünitcr,  den  der  Landesstempelmarken  etwa  die 
Lotteriecollecteure  mit  (Preussen).  Je  mehr  man  die  Stempelptiichtigkeit  ausdehnt, 
auf  kleine  Quittungen,  Frachtscheine  u.  s.  w.  (Oesterr.),  desto  nothwendiger  natürlich 
die  Decentralisation  des  Debits. 

-^)  So  z.  B.  in  Baiern,  Notar.ges.  v.  10.  Nov.  1S61  Art.  105;  Pözl,  baier. 
Verwalt.recht  S.  556. 

**)  Grosse  Ausdehnung  dieser  Geschäfte  daher  in  Frankreich,  Hock,  Fin. 
Frankr.s  S.  218  ii'.,  nach  dem  .ganzen  System  des  dortigen  Kegisterwesens,  viel  geringer 
in  Deutschland. 
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ZU  Stelleu.  Die  Hübe  der  Caiition  stuft  sich  passend  cinigerniassen 
nach  der  Grösse  der  durchschnittlichen  Einnahme  und  des  Cassen- 
bestands  ab,  ist  daher  bei  den  Obereinnehmern  auch  grösser  als 
bei  den  Untereinnehmern.  -^) 

h)  Die  Untereinuehmer  bei  den  directen  Steuern  und  die  ihnen 
correspondirenden  Einnehmer  bei  den  übrigen  Steuern  sind  nach 
Kau 's  Worten  (I,  §.  289),  „für  die  sorgfältige  Einforderung  und 
Eintreibung  der  Steuern  nach  der  ihnen  ertheilten  Weisung  (Steuer- 
liste, Tarif  u.  s.  vr.)  verantwortlich.  Sie  haben  regelmässig  nach 
kurzer  Zwischenzeit  ihre  Einnahmen  dem  vorgesetzten  Einnehmer 
(bez.  der  höheren  Stelle)  zu  übergeben  und  aus  ihrem  vorgelegten 
Cassenbuche  zu  rechtfertigen.  Sie  sind  streng  verpflichtet,  jede 
Zahlung  sowohl  zu  bescheinigen ,  als  auch  unverzüglich  in  ihre 
Rechnung  einzutragen.  Die  höheren  Steuerbeamten  haben  die 
ihnen  unterstehenden  unteren  genau  zu  beaufsichtigen  und  sich 
Rechnungsauszüge  von  ihnen  vorlegen  zu  lassen.  Auch  haften  sie 
für  dieselben ,  wenn  sie  ihnen  eine  vorschriftswidrige  Nachsicht 
gestattet  haben." 

c)  Die  Untereinnehmer  der  directen  Steuern,  theil weise 
auch  diejenigen  anderer  Steuern  können  wohl,  statt  ganz  oder 
partiell  auf  feste  Gehalte,  ganz  oder  nebenbei  auf  Quoten  der 
von  ihnen  erhobenen  Steuer  summen  (Tantiemebezüge)  an- 
gewiesen werden.  ^^)    Doch  wird   dabei  zur  genügenden  Sicherung 


*^)  Hohe  Cautionen  bei  den  höheren  Kategorieeu  in  Frankreich:  nach  Hock 
(S.  88)  300.000  Fr.  f.  d.  Staatscentralcassier,  100,000  Fr.  bei  vielen  Generaleiunehmern ; 
nach  Rau  f.  d.  üntereinnehmer  iO°l„  der  Jahreseinnahme  bis  100,000  Fr.,  6^2% 
vom  Mehrbetrag  bis  400,000  Fr.,  5  "/o  v^.  d.  weiteren  Summe.  —  Für  Prenssen, 
wo  nach  Ges.  v.  21.  Mai  1S60  alle  Cautionen  in  inländ.  Staatspapieren  nach  dem 
Xennwerth  zu  erlegen  sind  (vordem  baar\  s.  Rönne,  preuss.  Staatsr.  3.  A.  11,  1.  Abth. 
S.  413  ff. 

^  Lediglich  solche  Provisionen  bei  den  französ.  Percepteurs,  die  von  Amts- 
wegen zugleich  Einnehmer  aUer  Gemeinden  u.  öfTentl.  Anstalten  des  Umkreises,  deren 
Jahreseinkommen  nicht  über  30,000  Fr.  —  In  Baden  nach  Rau  Hebegebühr  des 
Untererhebers  verschieden  nach  Steuergattungen,  zw.  ^/^  u.  3  Kr.  vom  fl.  der  erhob. 
Steuer,  oder  0*416  u.  .5  "/q.  —  In  Preussen  besteht  das  Diensteinkommen  der  staatl. 
Steuerempfänger  f.  d.  dir.  Steuern  in  d.  westl.  u.  neuen  Provinzen  in  Hebegebühren, 
welche  nach  einem  bestimmten  Procentsatz  der  zur  Staatscasse  geflossenen  u.  in  Ist- 
einnahme verbliebenen  directen  Steuern  berechnet  werden.  Dazu  kommen  mitunter 
Entschädigungen  f.  andere  Hebungen,  auch  wohl  f.  Verwaltung  v.  Commun.-  u. 
Instit.cassen.  Aus  dem  Diensteinkommen  haben  die  Steuerempfänger  aber  alle  mit 
dem  Cassengeschäft  verbundenen  Auslagen  zu  bestreiten,  so  dass  ihnen  im  Durchschn. 
"ij  als  reines  Diensteinkommen  bleiben  sollen.  Dies  war  1S73  im  Durchschn.  965 
Thaler.  Max.  Reg.bez.  Aachen  1402,  Min.  Prov.  Hannover  645  Thlr.  11  Stellen  gaben 
über  2000,  4",J  1500—2000,  80  12—1500,  121  1000—1200,  127  800—1000,  überh. 
über  SOO  Thlr.  388  Stellen,  unter  800  269  Stellen,  darunter  12  4—500,  4  3—400, 
1  2 — 300  Thlr.  Zur  Ausgleichung  erfolgen  Besoldungszuschüsse  aus  einem  der  Regie- 
rung im  Etat  eingeräumten  Credit.    S.  d.  Denkschr.  betr.  Regelung  d.  Diensteinkommens 
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eines  ausreichenden  Einkommens  und  um  die  Stellen  nicht  zu 
ungleich  zu  dotiren  mitunter  die  Garantie  eines  Minimal- Gesammt- 
einkommens  oder  die  Gewährung  von  Besoldungszuschüssen 
(Preussen)  nothwendig  sein.  Für  das  höhere  Erhebungsbeamten- 
personal empfiehlt  sich  wie  für  das  sonstige  Steuerverwaltungs- 
personal im  Ganzen  das  reine  Gehaltsystem,  mit  der  even- 
tuellen Ausnahme,  dass  Controlbeamten  Antheile  an  der  Einnahme  aus 
entdeckten  Unterschleifen  u.  dgl.  erhalten  (§.  589).  —  Die  Debitanten 
von  Monopolartikeln  und  von  Stempelmarken  beziehen  feste  Pro- 
visionssätze von  ihrem  Absatz,  müssen  aber  die  schon  mit  nach 
diesen  Sätzen  festgestellten  Detail -Verkaufspreise  innehalten. 

d)  Gerade  auch  für  das  Erhebungspersonal  sind  soweit  als 
möglich  die  beiden  Grundsätze  zu  befolgen,  welche  Hock 2')  als 
die  ersten  Grundsätze  der  Steuerverwaltung  überhaupt  bezeichnet: 
wenige,  aber  gut  bezahlte,  und  wohl  unter  richtete  Beamte. 
Die  Natur  der  einzelnen  Steuern,  die  Verkehrsverhältnisse  u.  s.  w. 
bedingen  freilich,  dass  die  Forderung,  mit  „wenig"  Beamten  aus- 
zureichen, practisch  nicht  immer  soweit  als  es  erwünscht  wäre 
erfüllt  werden  kann, 

C,  —  §,576.  Die  practische  Durchführung  der  Steuer- 
erhebung und  die  dazu  dienenden  Anordnungen  und 
Massregeln. 2^) 

Zur  Durchführung  der  Erhebung  ist  eine  Eeihe  von  verwaltungs- 
rechtlichen Vorschriften  erforderlich,  welche  in  Einzelheiten  in  den 
verschiedenen  Staaten  zwar  abweichen,  aber  doch  in  der  Haupt- 
sache übereinstimmen,  weil  sie  nothwendig  aus  dem  Wesen  der 
Besteuerung  und  der  dabei  für  die  Erhebung  vorliegenden  Aufgabe 


d.  Steoerempfänger,  Anlage  Bd.  I,  Nr.  4,  Beil.  B,  Staatshaush.etat  v.  1874.  —  Das 
Durchschn.gehalt  der  Kreissteuereinnehmer  ist  nach  d.  neueren  Erhöhungen  in  Preussen, 
ohne  Wohnungsgeld,  1000  Thlr.  bez.  zwischen  800—1200  Thlr. 

2')  Oeff.  Abg.  S.  41  ff. 

2")  Auch  darüber  viele  treffende  Bemerk,  bei  Hock,  öff.  Abg.  Rau  erwähnt  in 
d.  allg.  Steuerlehre  nur  Weniges  von  Dem,  was  hieher  gehört;  auch  in  d.  spec.  Lehre 
nur  Einzelnes.  Vgl.  sonst  Stein,  I,  531  ff.,  537  ff.  im  Abschn.  v.  d.  Stcuererheb. 
u,  von  d.  Steuerrechtspllege.  In  der  systcmat.  Behandlung  u.  Reihenfolge  der  ein- 
zelnen Puncto  weiche  ich  hier  vielfach  von  ihm  ab,  weil  ich  auch  hier  die  Aufgaben 
vom  steuerverwaltungstcchnischen,  nicht,  wie  er  in  1.  Linie,  vom  steuerverwaltungs- 
rechtlichen  Standpuncte  behandle,  ohne  dass  ich  damit  Stein's  Behandlung  für 
UJirichtig  halte.  Beide  Standpuncte  lassen  sich  recht  wohl  unterscheiden,  der  erste 
gehört  nur  m.  E.  mehr  in  die  Finanzwissenschaft.  Die  im  Text  innegehaltene  Reihen- 
folge der  Gegenstände  ergiebt  sich  aus  der  allgem.  steuerverwaltungstechnischen  Auf- 
gabe der  practischen  Durchführung  der  Erlicbung  naturgcmäss.  Die  Terminologie  in 
Betr.  der  einzelnen  Puncte  schwankt  in  der  Theorie  uud  in  der  Praxis. 
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folgen.  Die  betrefteuden  ^'ol•sclll•il'tcn  und  Einrichtungen  specia- 
lisiren  sich  nur  zum  Theii  nach  den  einzelnen  Steuergattungen. 

Sie  lassen  sich  zunächst  in  einige  grössere  Gruppen  bringen, 
neiulich  1)  Anordnungen  und  Massregeln,  welche  der  wirklichen 
Erhebung  der  Steuer  vorangehen;  2)  solche,  welche  sich  auf 
die  Erhebung  der  Steuer  selbst  beziehen;  3)  solche,  welche 
eintreten,  wenn  die  Steuerzahlung  ausbleibt;  4)  solche, 
welche  wirklich  oder  vermeintlich  irrthüm liehe  oder  ganz  un- 
richtige Erhebung  betreffen.  Die  einzelnen  Puncte  jeder  Gruppe 
sind  mannigfaltig  und  von  verschiedener  Bedeutung.  Hier  brauchen 
nur  die  wichtigsten  hervorgehoben  und  auch  diese  nur  zum  Theil 
näher  erläutert  und  kritisch  erörtert  zu  werden.  Einige  davon 
sind  schon  im  Früheren  gelegentlich  zu  berühren  gewesen.  Für 
mehrere  kommen  wieder  die  Regeln  des  Grundsatzes  der  Bestimmt- 
heit und  der  Bequemlichkeit  in  Betracht  (§.  534,  535).  Für  den 
Steuerpflichtigen  und  für  die  Steuerverwaltung  bestimmen  sich  nach 
diesen  Puncten  die  beiderseitige!!  Rechte  und  Pflichten,  worin  die 
verwaltUDgsrechtliche  Bedeutung  dieser  Dinge  liegt. 

§.  577.  —  1)  Anordnungen  und  Massregeln  vor  der 
wirklichen  Erhebung  der  Steuer.  Hierhin  gehören  vor- 
nemlich  folgende  Puncte : 

a)  Die  amtliche  Benachrichtigung  des  Steuerpflichtigen 
über  seine,  bez.  seiner  Steuerobjecte  erfolgte  Veranlagung  zur 
Steuer.  Sie  geschieht  bei  den  directen  Hauptsteuern  (Ertrag-, 
Einkommen -,  Vermögensteuern),  dann  bei  den directenNutzungs-, 
Luxus-  und  ähnlichen  Steuern  (Miethsteuer)  regelmässig  für  die 
ganze  Jahresschuldigkeit,  möglichst  einige  Zeit  vor  dem 
neuen  Finanzjahre  oder  wenigstens  vor  dem  ersten  Steuertermin. 
Besonders  wichtig  ist  sie  bei  den  nach  amtlichen  Schätzungen 
(von  Steuerbehörden  oder  von  Schätzungscommissionen)  erfolgen- 
den Veranlagungen,  daher  bei  den  betreffenden  Personalsteuern, 
Classen-,  Einkommen-,  Vermögensteuern,  sodann  bei  Ertragsteuern, 
wo  die  Steuerschuldigkeit  des  Einzelnen  nach  den  Katasteraus- 
zügen ermittelt  wird.  Dem  Steuerpflichtigen  sind  hier  für  ange- 
messene Fristen,  die  von  dem  Zeitpuncte  der  Behändigung  der 
Benachrichtigung  an  laufen,  Reclamations rechte  einzuräumen 
(§.  582).  Ebendeshalb  ist  die  Benachrichtigung  eine  genügende 
Zeit  vorher  geboten,  zumal  wenn,  wie  öfters,  die  Erhebung 
der  Reclamation  die  Verpflichtung  zur  terminlichen  Steuerzahlung 
nicht  aufschiebt.  —  Auch  bei  der  Erbschaftsteuer,   mitunter  bei 
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inneren  Verbrauchsteuern,  welche  sich  an  den  Productions- 
betrieb  anschliessen,  dann  auch  bei  unmittelbar  erhobenen 
Verkehrsteuern,  Registerabgaben  erfolgt  wohl  ähnlich  die  amtliche 
Benachrichtigung  über  die  Veranlagung  zur  Steuer  in  dem  ein- 
zelnen bestimmten  Fall. 

b)  Die  amtliche  Steueransage^^)  oder  Steuervorschrei- 
bung, d.  h.  die  amtliche  Aufforderung  des  Zahlungspflichtigen 
zur  Zahlung  einer  bestimmten  Steuersumme  in  bestimmtem  Zeit- 
puncte,  eventuell  mittelst  einfacher  Präsentation  der  Steuerquittung 
Seitens  des  Erhebungsorgans  zur  Einlösung,  Dieser  Punct  ist  bei 
allen  Steuern  wesentlich  der  gleiche.  Er  ist  wichtig,  weil  von  da 
an  die  Frist  für  Reclamationen  bei  Steuern,  über  welche  der 
Pflichtige  nicht  vorher  zu  benachrichtigen  war,  und  für  die 
wirkliche  Entrichtung  bei  allen  Steuern  läuft.  2°) 

c)  Der  Steuerort,  d.h.  hier  die  Bezeichnung  der  amtlichen 
Erhebungsstelle,  an  welche  die  Abstattung  der  Steuer  Seitens  des 
Pflichtigen  zu  erfolgen  hat. 

d)  Der  Steuertermin  (nicht  immer  von  „Steuerfrist"  unter- 
schieden), d.  h.  der  Zeitpunct,  von  dem  an  eine  Steuerzahlung 
zuerst  fällig  wird  und  daher  regelmässig  zu  zahlen  ist.  In  diesem 
Sinne  ist  der  Ausdruck  auf  alle  Steuern  anwendbar  und  wiederum, 
wie  die  Steueransage  wichtig  für  den  Fristenlauf  der  Reclamationen 
und  der  Zahlungsleistung.  Speciell  nennt  man  auch  wohl  die  ein- 
zelnen Zeitpuncte  für  die  Fälligkeit  der  directen  Steuern  im  Jahre 
die  „Steuertermine''  der  letzteren. 

e)  Die  Steuerfrist,  d.  h.  der  Zeitpunct,  bis  zu  welchem 
nach  erfolgter  Steuervorschreibung  oder  nach  Eintritt  des  Steuer- 
termins die  Steuerzahlung  gesetzlich  und  ohne  weitere  Rechtsnach- 
theile  (Verzugszinsen,  Strafzuschläge  u.  dgl.)  erfolgen  kann.  Die 
Gewährung  solcher,  angemessen  langer,  im  Interesse  beider  Theile 
aber  nicht  zu  langer  Steuerfristen  ist  bei  den  meisten  Steuern 
zweckmässig,  billig  und  selbst  noth wendig,  besonders  auch  bei 
den  directen  Steuern ,   um  die  Leistung  der  Zahlung  zu  erleichtern. 


^®)  In  einem  anderen  Sinn  nennt  man  auch  so  die  Anmeldung  eines  steuerbaren 
Acts,  z.  B.  bei  Zöllen,  Verbrauchsteuern,  des  Producenten,  Seitens  des  Steuerpflichtigen 
bei  dem  Steueramt.     S.  0.  §.  553  S.  616. 

**)  Je  nachdem  die  Steuerverwaltung  von  Staatsbeamten  besorgt  oder  den  Ge- 
meinden übertragen  ist,  sind  die  betr.  amtlichen  Benachrichtigungen  über  die  Ver- 
anlagung u.  die  Stcueransagcn  von  verschiorlenen  Organen  zu  erlassen.  Vgl.  bes.  die 
Bestimmungen  in  der  österr.  directen  Besteuerung. 
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§.  578.  —  f)  Der  Steuercreclit,  d.  b.  die  Gewährung  eines 
späteren  Zahltermins,  bez.  einer  längeren  Frist,  als  die  ge- 
setzlichen ,  an  oder  bis  zu  Avelchen  die  Steuern  zu  zahlen  sind, 
und  zwar  —  worin  der  Unterschied  von  der  Steuer  Stundung  §.  580 
liegt  —  im  Interesse  der  allgemeineren  Erleichterung  der 
Steuerzahlung,  daher  bei  den  indirecten  Verbrauchsteuern 
für  den  die  Steuer  vorschiessenden  Händler  und  Producenten,  be- 
sonders bei  Zöllen  und  inneren  Verbrauchsteuern. 

Die  Steuercredite  sind  hier  von  grosser  Wichtigkeit  und  lassen 
sich  principiell  auch  im  volkswirthschaftlichen  Interesse  recht- 
fertigen, um  den  sonst  w^ährend  der  Dauer  des  Steuervorschusses 
nothwendigen  Zuschlag  von  Zinsen  u.  s.  w.  auf  den  Steuerbetrag, 
mithin  die  weitere  Vertheuerung  des  Steuerobjects  zu  verhüten.  Die 
Steuercredite  sind  eine  Consequenz  der  indirecten  Besteuerung. 
Die  sie  gewährende  Steuerverwaltung  erkennt  in  ihnen  an,  dass 
die  Fortwälzung  dieser  Steuern  vorausgesehen  und  beabsichtigt 
wird  und  eine  vermeidliche  Belastung  der  Steuersubjecte,  an  welche 
man  sich  zunächst  hält,  unterbleiben  soll.  Im  System  der  Steuer- 
credite erscheint  der  steuerpflichtige  Kaufmann  und  Producent 
deutlicher  als  sonst  in  seiner  eigentlichen  Function,  nemlich  als 
ein  blosses  Steuer  er  heb  ungsorgan,  nicht  als  der  reelle  Steuer- 
träger, dem  man  daher  durch  den  Steuercredit  die  Auslegung 
der  Steuer  ä  Conto  des  eigentlich  zu  besteuernden  Consumenten 
erleichtern  will.  Im  Wesentlichen  sind  diese  Credite  denjenigen 
gleich  zu  stellen,  welche  die  Monopolverwaltung  den  Verschleissern 
des  Monopolartikels   von   demselben   Gesichtspuncte   aus   gewährt. 

Bei  dieser  allgemeinen  und  principiellen  Bedeutung  der  Steuer- 
credite sind  die  Grundsätze  für  die  Gewährung  derselben 
von  besonderer  Wichtigkeit.^^) 

a)  Solche  Credite  sind  auf  Grund  allgemeiner,  öffentlich 
bekannt  gemachter  Rechtsnormen  und  Bedingungen  zu 
geben,  nicht  als  persönliche,  auch  in  der  Regel  nicht  als 
locale  Privilegien,  wenn  auch  etwa  in  besonderer  Weise  für 
einzelne  Mess-  und  Marktplätze  und  für  gewisse  Zeiten.  Auch  ist 
möglichst  zu  verhüten,  dass  wegen  der  gestellten  Bedingungen 
die   Credite    that sächlich   nur    von   Einzelnen    benutzt   werden 


'^)  Ueber  die  ZoUcredite  in  Frankreich  z.  R.  vgl.  Hock,  Fin.verw.  Fr.s  S.  251  ff., 
über  die  deutschen  Zoll-  u.  Steuercredite  v.  Aufsess,  in  Hirth's  Annaleii  187.S 
S.  269.    Früher  ganz  Sache  der  Eiuzelstaaten ,   daher  manche  kleine  Verschiedenheit. 
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können,  also  doch  l'ac tisch  ein  Privileg  werden,  z.  B.  nur  für 
das  ganz  grosse  Geschäft.^-) 

ß)  Eine  Sich  er  Stellung  für  den  benutzten  Credit  kann 
durch  Pfandbestellung,  Bürgschaft  erfolgen.  Reine  Personalcredite 
brauchen  aber  nicht  ganz  ausgeschlossen  zu  sein.  Zweckmässig 
erscheint  es,  die  Steuerschuldner  Wechsel  ausstellen  oder  von  der 
Steuerverwaltung  auf  sie  gezogene  von  ihnen  acceptiren  zu  lassen, 
um  auf  diese  Weise  nach  Bedarf  mittelst  Discontirung  dieser 
AVechsel  die  ausstehende  Geldsumme  eventuell  flüssig  machen  zu 
können.  ^^) 

y)  Die  richtige  Dauer  des  Credits  ist  im  Allgemeinen  nach 
der  Dauer  der  Production  oder  des  Absatzes  des  Steuerobjects 
und  der  Erzielung  des  Erlöses  dafür  zu  bestimmen,  daher  nach 
Durchschnitts  Verhältnissen,  wobei  freilich  eine  ungleiche  Be- 
handlung der  einzelnen  Steuerdebitoren  nicht  ganz  zu  vermeiden 
ist.  Längre  Credite  als  nach  dieser  Regel  sind  eine  reelle  Ver- 
minderung des  Steuersatzes,  welche  zwar  durch  die  Concurrenz 
der  Steuerschuldner  den  Consumenten  zu  Gute  kommen  kann,  aber 
mindestens  unzweckmässig  erscheint.  Richtiger  wäre  dann  eine 
Herabsetzung  des  Steuersatzes  selbst.  Kürzre  Credite  sind  eine 
reelle  Erhöhung  des  Steuersatzes,  im  Allgemeinen  um  den  Zins- 
betrag für  die  Steuer  vom  Ablauf  des  Credits  an  bis  zum  Zeitpunct 
des  Erlöses.  Sie  widersprechen  dem  Zweck  des  Steuercredits. 
Auch  hier  verdiente  die  förmliche  Erhöhung  des  Steuersatzes  den 
Vorzug.^*) 


^2)  Völlig  zu  vermeiden  ist  eine  solche  Begünstigung  nicht,  da  ganz  kleinen  Kauf- 
leuten u.  Fabrikanten  mit  Rucks,  auf  die  Weitläufigkeiten  u.  s.  \v.  ftir  die  Verwaltung 
nicht  wohl  ein  Credit  gewährt  werden  kann.  In  Deutschi,  ist  die  Creditirung  von 
einer  bestimmten  minimalen  jährl.  Abgabenentrichtung  abhängig,  bei  Zöllen  meist 
20ÜÜ  Thlr.,  bei  d.  Sakst.  lÜOO,  bei  d.  Branntw.st.  600  Thlr.  Max.  des  ganzen  Credits 
richtet  sich  bei  Zöllen  nach  der  Zollzahlung  des  Vorjahrs.  —  Maximalcredite  Einzelner 
bei  den  kleineren  Aemtern  in  Frankreich. 

^')  In  Fr  an  kr.  ZoUcredit  auf  Wechsel,  zahlbar  am  Standort  des  Einnehmers 
oder  des  Hauptzoll-  oder  Generaleinnchmers ,  an  den  die  Abfuhren  geleistet  werden, 
oder  in  Paris  zahlbar,  bereits  accept.  u.  wenigstens  mit  1  Giranten  verschen,  oder 
wenigstens  durch  2  Solidarbürgen  sicher  gestellt.  Ueber  das  Verfahren  bei  Wechsel- 
protesten s.  Hock,  S.  252.  —  In  Deutschi,  meist  Sicherstell.,  durch  Wechsel,  Staats- 
papiere, die  deponirt  werden,  Hypotheken  u.  dgl.;  doch  kann  auch  Sicherstell,  ganz 
oder  theilweise  erlassen  werden.     Aufsess  a.  a.  0.  S.  272. 

^*)  In  Frankr.  4  monatl.  ZoUcredite.  Daselbst  auch  l^/,  "/„  Jahresrabatt  für  sehr 
grosse  Zollzahlcr.  Hock,  251.  —  In  Deutschi,  bei  d.  Zöllen  früher  3—0,  in  ein- 
zelnen Staaten  selbst  bis  ü  u.  12  Monate.  ]\Iaxiuialfrist  durch  Bundesrathsbeschluss 
v.  2.  Juni  18(5!)  v.  1.  Oct.  1870  an  3  Monate.  Bei  Kubenzuckerst.  früher  'J,  nach 
dcms.  Beschluss  v.  1.  Sept.  1869  an  6;  für  Salz  an  f.  3—6,  seit  1868  3,  bei  Branntw. 
beit  1809  6  Monate.     Aufsess  S.  273. 
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§.  579.  —  2)  Anordnungen  und  Massregeln,  welche 
sich  auf  die  Erhebung  der  Steuer  selbst  beziehen. 
Hierhin  gehören : 

a)  Bestimmungen  über  die  etwa  erforderliche  Le  gitimation 
des  die  Zahlung  fordernden  Erhebungsorgans  gegenüber  dem 
Steuerptlichtigeu. 

b)  Bestimmungen  über  die  Form  der  Erhebung,  namentlich 
über  die  schon  erwähnte  (§.  572)  Form  der  Abstattung  und  der 
Einziehung  und  über  die  für  beide  geltenden  Normen. 

c)  Bestimmungen  über  die  rechtsgiltige  Form  u.  s.  w. 
der  Steuer quittungen,  über  das  Amt  oder  die  Person,  welche 
und  die  Weise,  wie  dieselben  sie  auszustellen  haben  (Versehensein 
mit  dem  Cassenstempel  u.  dgl.). 

Alle  diese  Bestimmungen  sind  möglichst  einfach  und  leichtver- 
ständlich zu  tretfen  und  den  Steuerpflichtigen  möglichst  sicher  zur 
Kenntniss  zu  bringen. 

Im  Uebrigen  genügt  es  hier,  auf  das  Bezug  zu  nehmen,  was 
in  den  §.  571  —  575  über  die  Erhebung  und  die  Organe  derselben 
gesagt  wurde. 

§.  580.  —  3)  Anordnungen  und  Massregeln  bei  aus- 
bleibender Steuerzahlung.  Hieher  gehören  einige  in  näherem 
Zusammenhang  und  in  einer  bestimmten  Reihenfolge  unter  einander 
stehende,  hauptsächlich,  übrigens  nicht  ganz  ausschliesslich,  die 
directen  Steuern  betreffende  Puncte.  ^•'') 

a)  Die  Steuermahnung,  d.  h.  die  nach  Ablauf  der  Steuer- 
frist erfolgende  amtliche  Aufiforderung  zur  Steuerzahlung  unter 
Androhung  von  im  Fall  des  ferneren  Ausbleibens  eintretenden 
Zwangsmassregeln  und  eventuell  Strafen.  Sie  kann  bereits  selbst 
mit  kleinen  „Mahngebühren''  und  dgl.  verbunden  sein.^*') 


^)  Rau,  I,  §.  2ST,  über  Ausstände.  Stein,  I,  534  ff.  —  Hauptbestimm,  über 
die  zwangsweise  Einheb.  d.  directen  Steu.  in  Frankr.  v.  17.  Brumairc  V  u.  Reglern. 
V.  21.  Dec.  1S39,  Hock  S.  164.  —  Für  England  z.  B.  über  d.  Execution  bei  d. 
Land-tax  s.  Gneist,  engl.  Verw.r.  2.  A.  H,  "91.  —  In  Preussen  im  Wesentlichen 
gleichlautende  Bestimm,  über  die  „executivische  Beitreib,  d.  dir.  (auch  der  Gemeinde-) 
u.  indir.  Steu.  (unter  letzteren  die  Wege-,  Brücken-,  Fähr-,  Waage-,  Krahngelder, 
Canal-,  Schifff.-,  Schleusen-,  Hafenabgaben  n.  a.  m.)  u.  and.  öffentl.  Abgaben  u.  Gefälle 
(Eisenb.abg.,  Bergwerkst.)"  für  Eheini.  v.  Ib43,  Westfalen  v.  1S45,  östl.  Provinzen  von 
1S53  n.  die  neuen  Provinzen  v.  22.  Sept.  1807.  —  Ueber  d.  Bestimm,  in  Baicrn 
Pözl,  Verwalt.recht,  §.  277.  —  Bad.  Verordn.  v.  15.  Jan.  1S57. 

^)  In  Frankr.  „sommation  gratuite",  mindestens  8  Tage  vor  jedem  Kosten  ver- 
ursachenden Schritt.  In  Preussen  Mahnung  zur  Zahlung  binnen  8  Tagen  und 
Executionsankundigung  durch  den  Executor,  bereits  mit  Gebühren  v.  1  —  l^j^  Sgr. 
\'erordn.  v.  1S67  §.  '.>,  10.  —  In  Baiern  S  Tage  nach  Verfall  Aufforderung  zur 
Zahlung  binnen  14  Tagen  bei  Vermeidung  der  Execution. 
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b)  Die  Steuerstundung,  d.  h.  die  Gewährung  einer  weiteren 
Steuertrist,  nach  Ablauf  der  allgemeinen  gesetzlichen  (eventuell 
auch  des  Steuercredits)  wegen  augenblicklicher  Zahlungs- 
unfähigkeit oder  momentan  zu  schweren  Steuerdrucks 
in  Folge  von  Verlusten  an  den  Steuerobjecten  u.  s.  w.  des  Steuer- 
pflichtigen, bez.  des  Steuerschuldners.  Sie  kommt  namentlich  bei 
direeten  Steuern  vor,  im  grösseren  Umfang  bei  allgemeinen  Noth- 
ständen,  z.  B.  bei  Missernten,  üeberschwemmungen  hinsichtlich 
der  Personalsteuern  kleiner  Leute,  der  agrarischen  Grundsteuern; 
in  einzelnen  Fällen  wegen  individueller  Umstände.  Die  Voraus- 
setzung der  Gewährung  einer  Stundung  ist  genaueste  amtliche 
Untersuchung  des  einzelnen  Falls,  um  den  wirklichen  Grund  der 
ausbleibenden  Zahlung  zu  ermitteln.  Hier  kommt  es  besonders 
darauf  an,  bösen  Willen  und  grobe  Fahrlässigkeit  von  Unvermögen 
oder  übermässigem  Druck  zu  unterscheiden  und  nur  letzteren 
Falls  die  Stundung  zu  gewähren.  ^^) 

c)  Steuerabschreibung  (auch  wohl  Steuernieder- 
schlagung genannt)  ist  die  Streichung  einer  Steuerschuldigkeit 
ohne  erfolgte  Zahlung  aus  den  Büchern  u.  s.  w.  der  Steuerver- 
waltung. Sie  kann  wegen  Uneinbringlichkeit  einer  an  und 
für  sich  richtig  bestimmten  Steuerschuldigkeit  oder  wegen  irr- 
thümlicher  Ansetzung  der  letzteren  erfolgen.  Im  ersten  Fall 
kann  man  wohl  speciell  den  Ausdruck  „Steuerniederschlagung" 
oder  „Steuernachlass"  anwenden.  In  beiden  Fällen  müssen 
die  Bedingungen  für  die  Abschreibung  genau  vorgeschrieben 
sein  und  erst  nach  deren  nachgewiesenem  Eintritt  darf  sie  statt- 
finden. 2^) 

d)  Steuerverjährung  ist  die  gesetzliche  Frist,  nach  deren 
Ablauf  eine  fällige  Steuerschuldigkeit  auch  ohne  Zahlung  oder 
ausdrücklichen  Erlass  erlischt.  Ein  kurzer  Zeitraum  dafür  empfiehlt 
sich  aus  verschiedenen  Gründen.  ^^) 


")  Für  Frankr.  s.  Hock,  S.  167  ff. 

^)  Vgl.  z.  B.  baier.  Ges.  über  Steuernachlässe  v.  1.  Juli  1834.  Bei  V4  Ernte- 
ausfall, '/^  Viehverlust  u.  in  ähnlichen  Fällen  Anspruch  auf  Nachlass  an  der  Grund- 
steuer.    Pözl,  Verw.recht,  S.  5S3. 

^*)  In  Frankr.  Verjähr,  der  direeten  Steu.  in  3  Jahren,  ünterbrech.  der  Verjähr. 
nur  durch  Einlcgung  von  Strafboten  und  strengere  Massregeln.  Hock,  S.  166.  Bei 
Enregistr.abgaben  Fristen  von  2,  5,  10  u.  3ü  Jahren.  Eb.  S.  192.  In  Preussen 
Verjähr,  der  zur  Hebung  gestellten  direeten  u.  indirecten  Steuern,  die  in  Kuckstand 
blieben,  nach  Ges.  v.  IS.  Juni  1^40  §.  8  in  4  Jahren  vom  Ablauf  des  Jahrs  an,  in 
das  der  Zahlungstermin  fällt.  Ünterbrech.  der  Verjähr,  durch  erlassene  Aufforderung 
zur  Zahlung,  E.xecutionsverfügung  und  Stundung. 


Steuerreste.  669 

§.  581.  —  e)     Behaudluiig  der  Steuerreste. 

Steuerreste  oder  Rückstände  (Ausstände)  sind  die  nach 
Ablauf  der  Steuerfrist  oder  des  Steuercredits  unbezahlt  geblie- 
benen Stenerbeträge.  Sie  eben  geben  die  Veranlassung  zur  Ge- 
währung etwaiger  Stundung  und  bilden  sich  dann  vornemlich  aus 
solchen  gestundeten  Beträgen,  Es  gehören  dahin  aber  natürlich 
auch  die  trotz  versagter  Stundung  oder  tiber  letztere  hinaus  aus- 
gebliebenen und  ebenso  die  trotz  angewendeter  Zwangsmassregeln 
nicht  einbringlich  gewesenen  und  noch  nicht  abgeschriebenen  Posten. 
Solche  Steuerreste  ergeben  sich  am  Leichtsten  bei  den  directen 
Steuern,  besonders  bei  solchen,  welche  die  unbemittelteren  Classen 
zu  entrichten  haben.  Bei  den  indirecten  Verbrauchsteuern  bieten 
sich  sicherere  und  sofort  wirksame  Mittel,  wie  z.  B.  Vorenthaltung 
der  Waare  beim  Zoll,  Rückstände  zu  vermeiden  und  bei  den  Steuer- 
crediten  kann  sich  die  Verwaltung  eventuell  von  vorneherein  ge- 
nügende Sicherstellung  und  Deckung  verschaffen. 

Steuerreste  sind  natürlich  für  die  Steuervervvaltung  in  hohem 
Maasse  lästig  und  störend ,  die  Bedeckung  des  Bedarfs  wird  un- 
sicher, die  Verrechnung,  die  Stundungsregelung,  die  Eintreibung 
der  Reste  macht  Mühe  und  Kosten  und  leicht  fällt  dabei  viel 
Odiuiu  auf  die  Verwaltung.  Auch  für  den  Pflichtiger  sind  die 
Reste  nachtheilig  genug.  Ihre  Anhäufung  verschlechtert  seine 
wirthschaftliche  Lage,  seinen  Credit  noch  mehr  und  seine  Fähig- 
keit zur  Zahlung  der  immer  wachsenden  Steuerschuld  wird  nur 
zu  leicht  um  so  geringer.  Da  es  sich  aber  einmal  um  zu  Rechte 
bestehende  Verpflichtungen  handelt  und  um  wichtige  öffentliche 
Interessen,  da  ferner  wenigstens  bei  einem  richtigen  Steuersystem 
auch  nicht  ohne  Weiteres  BilHgkeitsgründe  für  die  milde  Behand- 
lung des  Steuerschuldners  geltend  gemacht  werden  können,  so 
macht  die  Regelung  der  Rückstände  manche  Schwierigkeiten.  Ohne 
Compromisse  zwischen  dem  durch  den  Fiscus  vertretenen  Gemeiu- 
schafts-  und  dem  Einzelinteresse  geht  es  nicht  immer  ab.  Die 
richtige  und  meist  übliche  Behandlung  der  Reste  ist  etwa  die  folgende: 

a)  Es  muss  zunächst  wieder  der  vorliegende  Fall  sofort  genau 
untersucht  und  nach  dem  Ergebniss  Stundung  oder  abermalige 
Stundung  oder  bei  nur  partieller  Unvermögenheit  Theilzahlung  und 
Stundung  des  übrigen  Theils  oder  ein  sogen.  Nachlass  an  der 
Steuerschuld  gewährt  werden. 

,9)  Erscheint  der  Grad  des  Unvermögens  so  gross,  dass  die 
Zwangsbeitreibung   zu   hart  oder   doch   muthmasslich    ohne  Erfolg 
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bleiben  wird,  oder  bei  ihrer  Vornahme  ohne  Erfolg  geblieben  ist, 
so  wird  die  Niederschlagung  oder  Abschreibung  der  Steuer- 
schuld nothwendig.  Sie  sollte  im  Interesse  beider  Theile  nicht  zu 
lange  (nur  für  eine  zu  bestimmende  massige  Maximalfrist)  unter- 
bleiben. Die  lange  Fortführung  von  Resten  macht  nur  zwecklose 
Mühe  und  Kosten  und  bildet  docb  meist  nur  ein  fictives  Activum 
des  Eiscus,  |j 

y)  „Es  muss  zur  zwangsweisen  Eintreibung  der  Steuern  ' 
ein  geregeltes  Verfahren  mit  einer  fortschreitenden  Steigerung  der 
Zwangsmittel  durch  das  Gesetz  vorgeschrieben"  (ßau)  und  durch  | 
die  Verwaltung  richtig  gehandhabt  werden,  wenn  die  ökonomische 
Lage  des  Steuerschuldners  den  Anspruch  auf  Stundung  oder  Nach- 
lass  oder  Niederschlagung  nicht  genügend  rechtfertigt.  Die  Zwangs- 
mittel sind :  Mahnung  mit  Strafgebühren ;  Einlegung  von  Steuerboten 
in  die  Wohnung  des  Schuldners  mit  Zahlung  von  Gebühren  an 
sie;  Execution  mittelst  Pfändung  bewegUcher  Sachen  des  Schuldners 
(unter  Schonung  gewisser  Artikel  des  nothwendigen  Lebens-  und 
Gewerbsbedarfs);  Beschlagnahme  von  ausstehenden  Forderungen 
des  Schuldners;  äussersten  Falles,  aber  selten  und  auch  wohl  ganz 
ausgeschlossen,  Erzielung  der  gerichtlichen  Subhastation  von  Immo- 
bilien. Die  gepfändeten  Objecte  werden  öffentlich  versteigert  und 
ein  Ueberschuss  dem  Eigenthümer  zurückgegeben.  Für  die  Steuer- 
reste sind  aber  im  Princip  vom  Ablauf  der  Steuerfrist  an  Ver- 
zugszinsen zu  berechnen.  ^°) 


■*")  In  Frankr.  nach  der  Mahnung  zunächst  „garnison  collecüf":  Einlegung 
eines  Straf  boten  auf  Kosten  aller  Steuerschuldner  der  Gemeinde,  höchstens  10  Tage; 
sodann  event.  nach  3  Tagen  ,,ganiison  individucl",  bei  Rückständen  über  40  Fr.,  auf 
Kosten  des  einzelnen  Schuldners,  höchstens  2  Tage;  darauf  u.  bei  kleineren  Beträgen 
Drohung  der  Pfändung  u.  Beschlagnahme,  wenn  nicht  binnen  3  Tagen  gezahlt  wird, 
dann  Pfändung  der  Mobilien ,  Eliecten,  steh.  Früchte  u.  Veräusser.  des  Pfands  nach 
8  Tagen.  Frei  Ackerwerkzeuge,  Arbeitsthiere ,  Ilandwerkzeug,  Samengetreide,  noth- 
wendige  Betten  u.  Kleider,  Unterr.-  u.  Hilfsbücher.  Vorgehen  wie  bei  gerichtlicher 
Pfändung.  —  In  Preussen  sind  nach  der  Mahnung  die  gesetzl.  Zwangsmittel: 
Pfändung  (wovon  genau  bestimmte  einzelne  Ubjecte  ausgeschlossen),  die  in  der  Regel 
zunächst  vorzunehmen ;  Beschlagnahme  der  Früchte  auf  dem  Halm  u.  der  gewonnenen 
Producte  u.  Fabrikate  auf  d.  Berg-  u.  Hüttenwerken;  Beschlagnahme  der  ausstehenden 
Forderungen;  Se(iuestration  u.  Verpacht.  nach  Massgabc  der  Ordre  v.  25.  üec.  1825; 
Subhastation.  Letztere  beiden  Massregeln  aber  erst,  wenn  auf  andere  Weise  keine 
Zahlung  zu  erlangen  ist  (V.-O.  v.  1^)67  §.  11).  Sequestr.  u.  Subhastation  ist  bei  dem 
competenteu  Gericht  zu  beantragen  (§.  33).  —  Auch  in  Baiern  erst  zuletzt  das 
Immob.vcrmögen  in  Anspruch  zu  nelimen.  —  Stein  I,  5.J5  empfiehlt  bei  längeren 
Rückständen  einen  gesetzl.  progress.  Rückstandszinsfuss.  In  Oestcrr.  u,  Ungarn 
sind  (>  "/o  Verzugszinsen  zu  zahlen.  Gegen  böswillige,  aber  nicht  unvermögende 
Schuldner  ist  in  Preussen  (gen.  V.-O.  §.  2)  eine  Strafe  bis  100  Thlr.  oder  Personal- 
arrest  bis  4  Wochen  gestattet. 
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Genaue  Bestiinmungen  tiber  die  Verrechnung  eingehender 
Reste  mit  Trennung  der  Jahresdienste  sind  für  das  Staatsrechnungs- 
wesen geboten.  •'^) 

Die  Statistik  der  Steuerreste,  ihrer  örtlichen  und  zeitlichen 
Bewegung,  im  Ganzen  und  nach  den  einzelnen  Steuerarten,  ist  in 
mehrtacher  Hinsieht  belehrend.  In  gewöhnlichen  Zeiten ,  wo  die 
Steuererhebung  ordentlich  fungirt  (Kriegs-  und  Revolutionszeiten 
eignen  sich  nicht  für  diesen  Vergleich,  sind  aber  sonst  beachtens- 
werth)  deutet  die  Bewegung  der  Steuerreste  auf  die  wirthschaft- 
liche  Lage  der  Steuerzahler  und  auf  den  grösseren  oder  geringeren 
Druck  einer  Steuer  und  der  ganzen  Besteuerung  hin,  woraus 
Fingerzeige  für  Steuerreformen  zu  entnehmen  sind.  ^^) 

§.  582.  —  4)  Anordnungen  und  Massregeln  bei  irr- 
thiimlicher  oder  unrichtiger  Erhebung  von  Steuern. 
Reclamationswesen.  ■*^) 


*^)  Vgl.  bes.  d.  französ.  Bestimm.    So  bei  Hock,  S.  107  über  d.  directen  Steuern. 

••"-i  Einige  Daten  bei  Eau  I,  §.  2S7  Note  a.  Die  bad.  Ausstände  an  allen  Steuern 
u.  Gebühren  waren  in  der  cbaracterist.  Periode  1S45  —  56  0'59,  ü'89,  I'IS  (1847 
Theuerung),  SS  (1S4S  polit.  Beweg.),  5-57  (1849  Aufstand),  3-14,  2*05,  1-79,  1-68, 
l'.S2,  0'92,  0.9S  "/o-  —  In  Fran  kr.  Ausstände  an  den  dir.  Steu.  der  ersten  8  Monate 
des  Jahrs  1S49  1-06,  1S50  0*72,  1851  0-]2  Mon.beträge,  von  1S52  an  wieder  Voraus- 
bezahlungen auf  die  4  letzten  ^Monate  des  Jahrs.  —  Colossale  Rückstände  neuexdings 
in  Ungarn:  Ende  1872  an  directen  Steuern  32,097,432  fl.,  Zunahme  in  1872 
3,799.929  fl.  bei  Voranschi,  von  44.818,424  fl..  an  Taxen  u.  Gebühren  (Kechtsgeb.) 
10,027,687  fl.  Kückstände,  Zunahme  in  1872  1,436,225  fl.  bei  10,822,100  fl.  Ertrag 
u.  11-115  Mill.  fl.  Voranschlag.    E.  Hörn,  üug.  Fin.lagc,  1874,  S.  31. 

*')  Fehlt  bei  Rau  in  der  allgem.  Stcuerlehre  ganz.  Scharfe  Erörterung  von 
Stein  I,  537  fl'.  vom  finanzrechtlichen  Standpuncte  aus  (s.  o.  Note  28).  Im  3.  Abschn. 
seiner  „Steuervcrwaltung"',  d.  h.  nach  der  „Steuervertheilung"  u.  der  „Steuererhebung", 
behandelt  Stein  die  „ Stcuerrechtspflege"  im  Zusammenhang  u.  hier  in  3  Unter- 
abschnitten das  „Steuerklagerecht  und  seine  Grundlage,  das  bürgerliche  Obligationen- 
recht", dann  das  ..Steuerbeschwerderecht'"  (Schät-cungsbeschwerde  u.  ihre  Grundsätze), 
endlich  das  ..Steuerstrafrechf.  In  diesen  vortrefflichen  Partieen  erfolgt  eine  An- 
wendung der  allgemeinen  Kategorieen  des  verfassungsmäss.  Verwaltungsreclits  auf  das 
Gebiet  des  Steuerwesens:  im  Princip  ganz  richtig,  wenn  man  Stein's  hier  als 
bekannt  vorauszusetzende  Auffassung  dieser  Puncte  in  s.  grossen  Inneren  Verwaltungs- 
lehre als  im  Wesentlichen  zutretiend  anerkennt,  wie  ich  es  thuc,  und  in  der  Aus- 
führung m.  E.  ebenfalls  im  Ganzen  richtig.  Namentlich  ist  Stein  in  seiner  Beur- 
theilung  der  deutschen  und  österreichischen  Steuerrechtspflege  wohl  durchaus 
beizustimmen  u.  die  zurückgebliebene  Entwicklung  zu  bedauern ,  wonach  es  zu  einer 
klaren  u.  unbedingten  Anerkennung  der  Zulassung  des  Rechtswegs  oder  zur 
Gewährung  eines  eigentlichen  Steuerklagerechts  vor  den  ordentlichen  Gerichts- 
höfen bisher  nur  in  beschränktem  Maasse  gekommen  ist  u.  wir  in  der  Hauptsache 
nur  ein  Steuerbe  seh  wer  derecht  an  Verwaltungsbehörden  besitzen.  S.  bes.  Stein, 
I.  540  —  545.  Diese  Dinge  hängen  aber  wieder  mit  den  allgemeineren  Fragen  über 
das  Wesen  der  verfassungsmässigen  Verwaltung  u.  über  das  Verhältniss  der  richter- 
lichen u.  administrativen  Thätigkeit  überhaupt  zusammen,  worauf  hier  nicht  näher 
eingegangen  werden  kann.  Vgl.  darüber  ))es.  Schmitt,  die  Grundlagen  der  Vcrwal- 
tungsrechtspflege  im  constit.-monarch.  Staate,  Stuttg.  1878,  z.  B.  S.  82  fl'. ,  womit  ich 
übereinstimme.  —  Für  meine  Behandl.  der  Puncte  im  Text  ist  der  Character  meines 
ganzen  Werks  als  eines  nicht  finanzrechtlichen,   sondern   finanzwissenschaft- 
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Bei  den  grossen  Schwierigkeiten  und  der  Verwickeltheit  der 
Besteuerung  sind  Irrtliümer  und  Unrichtigkeiten  in  der  Veran- 
lagung, Vorsehreibung  und  Erhebung  der  Steuern  niemals  ganz 
zu  vermeiden.  Deshalb  muss  dagegen  eine  Kemedur  eintreten, 
welche  in  der  Gewährung  eines  Reclamationsrechts  und  zwar 
in  Form  eines  Beschwerderechts  und  eines  Klagerechts,  an 
den  wirklich  oder  vermeintlich  Benachtheiligten ,  ^*)  in  der  Anord- 
nung eines  Verfahrens  zur  richtigen  Entscheidung  der 
Reclamationen  und  im  Falle  der  überhaupt  irrthUmlich  oder 
unrichtig  erfolgten  Erhebung  einer  Steuer  in  der  Rückerstattung 
(Restitution)  des   unrichtig   oder  zu  viel   Bezahlten  besteht.     Eine 


liehen,  welches  die  Fragen  als  ökonomisch  -  technische  Zweckmässigkeitsfragen  auf- 
fasst,  massgebend ;  daher  die  Abweichung  in  der  formellen  u.  materiellen  Behandlung 
von  Stein  auch  hier,  auf  den  ich  mich  indessen  gerade  hier  für  die  verwaltungs- 
rechtliche Seite  speciell  beziehe.  —  Ueber  England  s.  Gueist,  engl.  Verwalt.recht, 
2.  A.  II,  §.  62  u.  63,  Steuererhebungsrecht  d.  Grund-.  Einkommenst.,  assessed  taxes, 
dann  für  Zölle,  Accise,  Stempel  u.  Postregal.  S.  7S0  ff.  Ueber  Frankreich  s.  die 
Werke  über  Verwalt.recht  u.  d.  betreff.  Artikel  in  Block 's  dict.  de  l'admin.  frauc. 
In  Kürze  das  Bezügliche  in  Pradier-Fod  ert;'s  prec.  de  droit  administrat.  (z.  B. 
7.  ed.  1872),  so  f.  d.  directen  Steuern  S.  380.  Eingehender  (.nach  Stein  S.  542  citirt): 
A.  Chauveau,  code  d'instruct.  administr.  3.  ed.  II,  p.  128  ff.  Vgl.  auch  Gneist, 
Rechtsstaat  2.  A.  1ST9  S.  184,  345.  Ueber  deutsche,  bes.  preuss.  Verhältnisse 
Gneist,  ebendas.  S.  135  ff..  220,  309.  ders.  Verwalt.-Just.  u.  s.  w.  S.  321  ff.,  v.  Eöune, 
preuss.  Staatsr.  3.  A.  I,  1.  Abth.  S.  286  über  die  Zulässigkeit  des  Rechtswegs  in  Bezug 
auf  öffentl.  Steuern  u.  Abgaben.  Die  Eechtsnormen  im  AUg.  Landr.  §.  78,  79  Tit.  14 
Tbl.  II  u.  Verordn.  v.  26.  Dec.  1808  §.  36,  41:  Ausschluss  des  Processes,  nur  Be- 
schwerdeweg in  Betr.  der  Veranlagung  u.  Prägravation.  Erölinung  des  Rechtswegs  in 
gewissen  Fällen  nach  Ges.  v.  24.  Mai  1861:  Klage  auf  Erstattung  des  Gezahlten 
binnen  6  Monaten  gestattet,  weil  einzelne  Forderung  früher  getilgt  oder  verjährt  sei; 
dsgl.  Klage,  wenn  d.  geforderte  Abgabe  vermeintlich  keine  „öffentliche",  sondern  auf 
einem  aufgeholjenen  Privatrechtsverhältniss  beruhende  sei;  endlich  Klage  in  Fällen 
der  Stempelsteuern,  auch  binnen  6  Monaten.  Die  neueste  preuss.  Gesetzgeb.  über 
Selbstverwalt.  hat  auch  Verhältnisse  der  Reclamationen  in  Steuersachen  berührt,  indem 
die  Kreisausschüsse  in  Betr.  der  Einschätzungen  der  Kreis-  u.  Gemeindesteuern  hier 
als  Reclamationsinstanzen  fungiren.  Vgl.  preuss.  Ges.  v.  26.  Juli  1876  §.  65.  Viele 
Steuergesetze  in  Preussen  und  in  den  anderen  deutschen  Staaten  treffen  gleichzeitig 
Bestimmungen  über  die  Reclamationen  in  Betr.  der  Veranlagung,  wofür  bei  den 
directen  Steuern  öfters  Commissionen  der  Looalkörper  oder  der  Steuerpflichtigen 
die  untere  Instanz  sind ,  mit  Recurs  an  die  höhen;  Staatsbehörde  oder  Commission, 
event.  schliesslich  an  das  Finanzministerium.  Hinsichtlich  der  Erhebung  findet  sich 
meistens  nur  der  Beschwerdeweg  an  höhere  Vcrwaltungsbehördeu  u.  gewöhnlicli  die 
letzte  Entscheidung  ebenfalls  beim  Finanzministerium.  Hier  wäre  wenigstens  nach 
Durchlaufung  d(;r  Recursinstanzen  eine  letzte  Appellation  an  den  obersten  Verwaltungs- 
gerichtshof zu  erstreben,  wie  sie  in  Oesterreich  zugelassen  ist. 

*■*)  Dies  ist  der  meist  allein  pract.  Fall,  der  öfters  in  den  Gesetzen  auch  allein 
erwähnt  wird.  Doch  muss  im  Princip  auch  eine  Reclamation  bei  zu  günstiger 
Behandlung  Seitens  eines  Steuerpflichtigen  möglich  sein,  was  nach  dem  Wortlaut 
mitunter  zweifelhaft  ist.  —  Unter  „Reclamationsreclif  versteht  man  gewöhnlich  das 
Beschwerderecht  in  Steuerveranlagungs-  u.  Erheb  ungssacben  allein,  den  prac- 
tischen  Verhältnissen  (s.  vor.  Note)  entsprechend.  Im  weiteren  Sinn  kann  aber  auch 
das  Klagerecht  mit  darunter  begrilien  werden.  So  ist  auch  der  französische 
Sprachbrauch. 
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solche  Rückerstattung  eutfällt  natUrlicli,  wenn  schon  vor  der  Zah- 
lung eine  amtliche  Berichtigung  eingetreten  ist.  Aber  im  Interesse 
der  Ordnung  der  Finanzen  und  speciell  des  Erhebungsdiensts  be- 
steht mit  Recht  wohl  ausdrücklich  die  Bestimmung,  dass  auch  im 
Falle  irrthümlicher  oder  unrichtiger  Vorschreibung  und  bereits 
erhobener  Reclamation  die  Verptlichtung  zur  Zahlung  nicht 
aufgeschoben  wird ,  die  Vorschreibung  also  alle  rechtlichen 
Wirkungen  wie  sonst  hat.  •*") 

Das  Einzelne  gestaltet  sich  nun  wohl  wieder  etwas  verschieden 
nach  Steuerarten  und  einzelnen  Steuern  und  das  Steuerrecht  der 
einzelnen  Länder  zeigt  nicht  nur  in  den  Details,  sondern  auch 
nach  dem  ganzen  Character  seines  allgemeinen  und  seines  Steuer- 
verwaltungsrechts principielle  Verschiedenheiten.  So  namentlich 
darin,  ob  und  wie  weit  ein  förmliches  Klagerecht  vor  Gerichts- 
höfen (den  ordentlichen  oder  wenigstens  besonderen  Verwaltungs- 
gerichtshöfen) oder  nur  ein  Beschwerderecht  vor  Verwaltungs 
behörden,  Reclamationscommissionen  u.  s.  w.  zugelassen  wird,  wie 
sich  Beschwerde-  und  Klagerecht  zu  einander  verhalten  u.  dgl.  m. 
Hier,  wo  es  sich  nicht  um  die  Darstellung  positiven  Finanzrechts, 
sondern  um  die  Erörterung  der  in  den  Verhältnissen  der  modernen 
Culturvölker  zweckmässigsten  Einrichtung  oder  um  das  „WUnschens- 
werthe"  in  Bezug  auf  die  angegebenen  Puncte  handelt,  ist  auf  diese 
schwierigen  und  in  der  Verwaltungsrechtslehre  selbst  controversen 
Verhältnisse  nur  in  Kürze  zur  Bezeichnung  des  zu  erstrebenden 
Ziels  (de  lege  ferenda)  einzugehen.  *'^) 

§.  583.  —  a)  Nothwendigkeit  und  principielle  Be- 
rechtigung eines  Klagerechts  in  Steuersachen  neben 
dem  Beschwerderecht  im  Reclamationsrecht  i.  w.  S. 

Die  Besteuerung  bei  den  modernen  Völkern  beruht  fast  aus- 
schliesslich auf  gesetzlichem  Recht,  nicht  mehr,  wie  früher  viel- 
fach, auf  Gewohn  heitsrecht  oder  Herkommen.  Dadurch  wird 
die  hier  vorliegende  Aufgabe,  weil  die  Entscheidung,  was  auch  im 
concreten  Falle  „Rechtens"  sei,  erleichtert.  Das  Gesetz  ist  nun 
der  Boden,  auf  welchem  die  Streitfragen  über  Rechte  und  Pflichten 
des  Steuerpflichtigen  auszutragen  sind.  Das  Gesetz  allein 
bildet  gegen   den  Pflichtigen   „Recht"   und   bestimmt  die   Ver- 

"  So  in  d.  prcuss.  Recht,  Ges.  v.  1.  Mai  1851  §.  36  über  Classen-  u.  Ein- 
kommensteuer. 

**)  S.  Stein,  Verw.recht  I,  1.  Aufl.  S.  50  ff.,  62  ff.,  105  If.,  dem  ich  mich  in 
den  Principienpuncten  völlig  anschliesse:  Partieen  von  musterhafter  Klarheit  und 
logischer  Schärfe.     Seine  Fin.  I,  537  ff. 
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pflicbtungen,  welche  ihm  „rechtmässig"  auferlegt  werden  dürfen. 
Das  Gesetz  allein  bildet  aber  nicht  minder  für  ihn  „Recht", 
bezeichnet  die  Grenze  seiner  Verpflichtungen,  über  welche  hinaus 
ihm  ,, Unrecht"  geschieht,  dem  er  sich  eventuell  nur  durch  Zwang 
der  Verwaltung  genöthigt  fügt.  In  allen  Staaten,  wo  nun  zwischen 
„Gesetz"  und  „Verordnung"  ein  nicht  mehr  bloss  formaler, 
sondern  ein  principieller  Unterschied  statuirt  wird,  daher  frei- 
lich in  der  Monarchie  erst  mit  dem  Uebergang  zur  constitutionell- 
monarchischen  Form,  kann  es  nicht  wohl  einem  Zweifel  unterliegen, 
dass  auch  für  den  Einzelnen  durch  die  Verordnung  und 
durch  die  Verwaltung  als  solche  rechtliche  Verpflich- 
tungen zur  Steuerzahlung  an  und  für  sich,  wenigstens  in  der 
Regel, "^^j  selbständig  überhaupt  nicht,  sondern  nur  in  Aus- 
führung der  gesetzlich  bestimmten  Verpflichtung,  da- 
her auf  Grund  und  innerhalb  der  letzteren,  begründet  werden 
können. 

Aus  diesen  Verhältnissen  folgt  mit  Nothwendigkeit,  dass  dem 
Einzelnen,  welcher  wirklich  oder  vermeintlich  gesetzwidrig  be- 
steuert zu  werden  droht  oder  so  besteuert  worden  ist,  im  Prin- 
cip  der  Rechtsweg  in  Steuersachen  zugänglich  sein  oder 
das  (administrative)  Klagerecht  eingeräumt  werden  muss.  Für 
die  Geltendmachung  desselben  sind  im  Princip  in  Steuersachen 
dieselben  Voraussetzungen  zu  machen  wie  in  anderen  An- 
gelegenheiten. Mit  Rücksicht  auf  die  grossen  technischen  Schwierig- 
keiten, welchen  die  Verwaltung  bei  der  Vollziehung  der  Be- 
steuerung begegnet,  darf  aber  wohl  hier  vollends  das  Recht  zur 
Beschreitung  des  Rechtswegs  von  dem  Nachweis  abhängig 
gemacht  werden,  nicht  nur,  wie  überhaupt  im  administrativen 
Process  vorauszusetzen  ist,  dass  der  gesetzwidrigen  Verpflichtung, 
eventuell  unter  Protest,  nachgekommen  oder  Erfüllung  der  Ver- 
pflichtung von  der  Verwaltung  (im  Executionswege  u.  s.  w.)  er- 
zwungen sei,  sondern  dass  auch  alle  Beschwerden  an  die  Ver- 
waltungsbehörden im  vorgeschriebenen  Instanzen/Aige  bereits 
erfolgt  und  ohne  den  gewünschten  Ausgang  geblieben  seien. 

Die  Ordnung  des  Beschwerderechts  in  Steuersachen 
bleibt  also  auch  bei  der  zu  verlangenden  Gewährung  eines  admi- 
nistrativen Klagerechts  von  grösster  practischer  Bedeutung.  Sie 
muss  so  geschehen,  dass  auf  diesem  Wege  möglichst  sicher  und 


')  Vgl.  die  Ausfuhrungen  oben  in  §.  535. 
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nisch  IiTtbümer  uud  Uurichtigkeiteu  der  Besteuerung  beseitigt 
werden,  damit  es  in  der  Regel  gar  nicht  zum  Beschreiten  des 
Wegs  der  Klage  komme.  Bei  dem  Beschwerderecht  handelt  es 
sich  hier,  wie  auch  sonst  im  Verwaltungsrecht,  darum,  die  volle 
Uebereinstimnumg  zwischen  dem  Gesetz  nach  seinem  Sinne 
und  Geist  einer-  und  den  Verordnungen  der  Steuerverwaltung, 
als  dem  Organ  der  vollziehenden  Gewalt  anderseits,  ferner  zwischen 
den  Verordnungen  der  verschiedeneu  über-  und  untergeordneten 
Behörden  untereinander,  endlich  zwischen  diesen  Verordnungen 
und  den  Handlungen  der  unmittelbaren  Executivorgane  zu  ver- 
bürgen, bez.  wieder  herbeizuführen. 

Es  kann  im  Beschwerderecht  (mit  Stein)  auch  hier  noch 
weiter  die  „eigentliche  Beschwerde''  und  das  „Gesuch" 
unterschieden  werden:  jene,  wenn  Verordnungen  oder  Handlungen 
der  Organe  der  Verwaltung  muthmasslich  auf  unrichtiger 
oder  irrthümlicher  Auffassung  je  nachdem  des  Gesetzes, 
der  Verordnung  der  höheren  Behörde,  des  wahren  Willens  der 
entscheidenden  Organe  der  vollziehenden  Gewalt  beruhen;  das 
Gesuch,  wenn  zwar  Anordnung  und  Handlung  des  Verwaltungs- 
organs richtig,  aber  die  Folgen  muthmasslich  andere,  als  die 
vorausgesehenen,  sind,  was  z.  B.  bei  gewissen  indirecten  Steuern 
leicht  vorkommen  kann. 

§.  584.  —  b)  Veranlagungs-  und  Erhebungs-Reclama- 
tionen.  So  lässt  sich  in  Bezug  auf  den  Besteuerungsact, 
welchen  die  Reclamation  zum  Gegenstand  hat,  unterscheiden. 
Beide  Reclamationen  können  nothwendig  und  müssen  zulässig  sein, 
die  zweite  um  so  mehr,  wenn  die  Anstellung  der  ersten  für  die 
Entrichtung  der  Steuer  keine  aufschiebende  Wirkung  hat.  Bei 
beiden,  nicht  bloss  bei  der  zweiten,  lässt  sich  ein  Klagerecht  neben 
oder  nach  dem  Beschwerderecht  verlangen.  Aber  bei  der  Veran- 
lagungsreclamation  kann  und  muss  der  Spielraum  für  das  Klage- 
recht ohne  Bedenken  enger  gefasst  werden.  Weitere  Unter- 
scheidungen ergeben  sich  wieder  nach  den  Steuer gattungen  und 
nach  dem  ganzen  Verfahren  bei  der  Veranlagung. 

u)  Die  Veranlagungsreclamation.  Bei  der  Veran- 
lagung, nach  welcher  alsdann  die  Steuer  vor  Schreibung  er- 
folgt und  die  Steuer  beim  Steuersubject  zur  Erhebung  kommt, 
handelt  es  sich  um  die  Ermittlung  der  Thatsachen,  welche 
gesetzlich  für  die  Besteuerung  eines  Objccts  und  Subjects  über- 
haupt  und   für   die  Höhe  der  Steuerschuldigkeit  massgebend  sind. 

43* 


676   3.  B.  2.  K.  1.  A.  Allg.  Steuerl.   4.  H.-A.  Steu.verw.    4.  A.  Erhebung.    §.  584. 

Bei  dieser  Ermittlung  von  Thatsachen  bieten  sieh  zu  Ungunsten 
des  Steuerpflichtigen  viele  Gelegenheiten  für  Irrthümer  und  Un- 
richtigkeiten. Zu  der  Beseitigung  dieser  letzteren  muss  das  Recla- 
mationsverfahren  die  Möglichkeit  gewähren. 

Bei  denjenigen  Steuern,  wo  nun  bloss  durch  ein  amtliches, 
eventuell  unter  der  Mitwirkung  von  Steuercommissionen  aus  der 
Bevölkerung  stattfindendes  Verfahren,  jene  Thatsachen  ermittelt 
werden,  wie  meistens  bei  den  indirecten  Verbrauchsteuern,  den 
Ertragsteuern,  mitunter  auch  den  Einkommensteuern  (Classen- 
steuer),  muss  sich  die  Eeclamation  auf  das  Verlangen  einer  Be- 
richtigung der  hierbei  vermeintlich  vorgefallenen  Irrthümer  und 
Unrichtigkeiten  erstrecken.  Dazu  dient  regelmässig  zunächst  die 
Beschwerde  an  die  Behörde  oder  Commission,  welche  die  That- 
sachen feststellte  („Remonstration");  sodann  die  Beschwerde 
an  eine  höhere  Instanz,  eine  vorgesetzte  Behörde  oder  eine 
höhere  Steuercommission  („förmliche  Reclamation"),"*^) 
welche  hier  entweder  endgiltig,  soweit  es  sich  um  den  Be- 
schwerdeweg (im  Unterschied  vom  Klage-  oder  Rechtsweg) 
handelt,  oder  unter  Vorbehalt  eines  letzten  Recurses  an  eine 
oberste  Behörde  (Finanzministerium)  oder  Landes-  Steuer- 
commission u.  dgl.  entscheidet.  Der  Reclamant  hat  hier  den  Be- 
weis für  die  Richtigkeit  seiner  Reclamation  in  der  von  der  Natur 
der  einzelnen  Steuer  und  des  concreten  Falls  gebotenen  Art  zu 
führen.  Wo  es  sich,  wie  gewöhnlich  bei  den  Er  trag  steuern,  hie 
und  da  übrigens  auch  bei  Verbrauchsteuern  (z.  B.  beiderWerth- 
besteuerung  oder  bei  Sorten-  und  Qualitätssteuerftissen,  wenn  es 
an  sicheren  Maassmethoden  und  Maassinstrumenten  fehlt  [Brannt- 
wein, Zucker,  Tabak,  Wein])  um  Schätzungen  von  Objecten 
handelt,  —  von  Werthen,  Erträgen,  Ertragsfähigkeiten,  z.  B.  beim 
Boden,  Qualitäten  u,  s.  w.  derselben  — ,  da  wird  gewöhnlich  durch 
Sachverständige  der  Beweis  für  und  gegen  die  Richtigkeit 
der  thatsächlichen  Ermittlungen  geführt  werden  müssen.  Bei  den 
nicht  auf  Declarationen  des  Steuerpflichtigen,  sondern  auf  amt- 
lichen Schätzungen  beruhenden  Einkommen-  und  Ver- 
mögensteuern wird  der  Beweis  durch  Vorlegung  der  Geschäfts- 
bücher ,   durch   eidesstattliche   Versicherungen ,   durch  Urtheil  von 


'•'*)  Zwischen  „Remonstration"  oder  Antrag  auf  Berichtigung  der  Steuerveranlagung 
bei  der  Ein  schätz  ungscommission  u.  förml.  ßeclaniat.  an  die  Bezirks  commission 
wird  z.  B.  in  dem  preuss.  Einkommenstcuerrecht  unterschieden. 
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Schiedsrichtern  zu  führen  sein.*^)  Bei  Steuern  dieser  Art,  für 
welche  Declarationeu  der  Pflichtigen  vorgeschrieben  sind  und 
nur  eine  Nachprüfung  durch  amtliche  Organe  oder  Commissionen 
erfolgt,  sind  dieselben  Beweismittel  im  Falle  einer  Beanstandung 
der  Declaration  zu  verlangen. 

Nothweudig  ist  hier  überall  ein  kurzer  Fristen  lauf  für 
die  Erhebung  der  Reclamation.  Ferner  ist  wenigstens  bei  solchen 
Steuern,  deren  baldige  Erhebung  im  Interesse  der  Finanzwirth- 
schaft  erforderlich  ist,  daher  bei  den  Verbrauch-,  den  Einkommen- 
und  denjenigen  Ertragsteuern,  deren  Grundlagen  in  kurzen  Perio- 
den, etwa  jährlich,  regelmässig  erneuert  werden  (wie  mitunter  die 
Gebäude-,  die  Gewerbe-,  die  Leihzinssteuern)  der  oben  schon 
gebilligte  Grundsatz  in  das  Steuerrecht  aufzunehmen,  dass  die 
Eeclamation  die  Zahlungsverpflichtung  nicht  aufschiebt. 
Anders  liegt  die  Sache  bei  solchen  Steuern,  für  welche  auf 
längere  Zeit  hinaus  durch  umfassende  Katasteroperationen  die 
Grundlagen  geschaffen  werden,  wie  namentlich  meistens  bei  den 
Grundsteuern,  mitunter  auch  bei  anderen  Ertragsteuern  (Gebäude). 
Hier  kann  wohl  der  Abschluss  der  Veranlagung  und  das  Recht 
der  Erhebung  der  Steuer  von  der  vorausgehenden  Erledigung 
<Jer  Reclamationen  abhängig  gemacht  werden. 

In  allen  diesen  Fällen  pflegt  nun  nach  dem  continentalen, 
namentlich  nach  dem  deutschen  Steuerrecht  nur  die  Beschwerde, 
nicht  die  Klage  zulässig  zu  sein,  schon  bei  Formfehlern, 
vollends  hinsichtlich  des  Ergebnisses  der  Veranlagung  für  ein 
einzelnes  Steuerobject  und  Subject.  ^")  Es  ist  dies  in  unserer 
geschichtlichen  Entwicklung  begründet  und  hat  auch  seine  be- 
achtenswerthen  sachlichen,  in  der  Technik  der  Besteuerung 
liegenden  Gründe.  Dennoch  hat  der  unbedingte  Ausschluss 
des  Rechtswegs  auch  hier  erhebliche  Bedenken."'^)  Die  ent- 
scheidende Verwaltungsinstanz  urtheilt  doch  eigentlich  in  eigener 
Sache.    Die  Steuercommissionen,  selbst  die  höchsten,  den  localen 


*")  Aehnlich  über  die  Beweismittel  bei  der  „Schätzungsbescb werde"  Stein, 
I,  544.  Er  ^ill  Beschwerden,  welche  nicht  mit  Beweismitteln  versehen  sind,  gleich 
abgewiesen  haben. 

*•*)  Die  neueren  Gesetze  über  die  Ertrag-,  bes.  die  Grundsteuer  enthalten 
regelmässig  eingehende  Vorschriften  über  die  Keclamationen  an  die  veranlagenden 
und  an  darüber  stehende  höhere  Behörden  und  Commissionen. 

")  Anders  Stein,  1,  541,  der  für  die  von  ihm  sogenannte  „indirecte  Steuer- 
vertheiiung"  durch  das  Schätzungsverfahren  in  Betr.  des  Ergebnisses  dieser  Ver- 
theiluDg  die  Klage  ausschliesst  und  nur  die  Beschwerde  zulässt.  In  Betr.  der  Form 
des  Verfahrens  statuirt  auch  er  die  Klage. 


678   3-B-  2.  K.  I.A.  Allg.  Steuerl.    4.H.-A.  Steu.verw.  4.  A.  Erhebung.    §.584. 

und  den  Souderinteressen  ferner  stehenden  geben  noch  nicht  immer 
hinlängliche  Bürgschaft  für  objective  Entscheidung.  Wenn  man 
die  vorhin  genannten  Beweismittel,  wie  es  unvermeidlich  ist,  fordert 
und  die  Beschreitung  des  Rechtswegs  von  der  vorausgehenden 
Zurücklegung  des  Beschwerdewegs  abhängig  macht,  auch  dem 
verlierenden  Reclamanten,  wie  billig,  die  Processkosten  tragen 
lässt,  so  ist  nicht  wohl  einzusehen,  warum  man  den  Rechtsweg 
(auch  in  Betreff  des  Ergebnisses)  ausschliesst,  —  vollends  bei 
Steuern,  welche  wie  die  Grundsteuern  u.  s.  w.  für  lange  Perioden 
veranlagt  werden,  also  mit  einer  dauernden  Ueberlastung  eines 
Steuerobjects  drohen. 

Besonders  wichtig  wird  aber  die  Eröffnung  des  Rechtswegs 
bei  der  Veranlagungsreclamation  in  Angelegenheiten  solcher  Steuern, 
welche  sich  an  mehr  oder  weniger  verwickelte  Verhältnisse 
und  Geschäfte  des  Privatrechts  anknüpfen,  daher  bei  den 
Verkehrsteuern  auf  Rechtsgeschäfte,  den  in  Form  von 
Stempel-  und  Registerabgaben  erhobenen  Gebühren  und 
Steuern,  bei  den  Börsen  steuern,  Er  bschaft  steuern  u.  s.  w. 
Hier  bietet  nur  die  richterliche  Entscheidung,  möglichst  der 
ordentlichen  (Civil)gerichte ,  genügende  Bürgschaft  für  die  dem 
Gesetz  streng  entsprechende  Veranlagung  von  Objecten  und  Sub- 
jecten  zur  Steuer. 

ß)  Die  Steuererhebungs-Reclamation.  Ihre  Ordnung 
bietet  weniger  Schwierigkeiten,  wenn  die  Veranlagungsreclamation 
zweckmässig  geregelt  ist.^^)  Es  dreht  sich  nemlich  alsdann  bei 
ihr  meist  nicht  mehr  um  Streitfragen  in  Betreff  der  Höhe  der 
Steuerschuldigkeit,  sondern  um  die  einfacheren  in  Betreff  der 
Steuerschuldigkeit  eines  bestimmten  Subjects,  in  bestimm- 
ter Zeit,  am  bestimmten  Ort,  aus  bestimmtem  Rechts- 
grunde. Jemand  behauptet  z.  B.  zur  geforderten  Entrichtung 
einer  Steuersumme  nicht  verpflichtet  zu  sein ,  weil  er  nicht  oder 
nicht  mehr  Eigenthümer  des  steuerpflichtigen  Objects  sei,  oder  weil 
er  aus  einem  persönlichen  Titel,  z.  B.  als  Ausländer,  nicht 
oder  noch  nicht  steuerpflichtig  sei,  oder  weil  er  ein  Rechtsgeschäft 
nicht  abgeschlossen,  oder  weil  er  die  Zahlung  schon  geleistet  habe 
u.  dgl.   m.    In  allen  solchen  Fällen  handelt  es  sich  um  die  Fest- 


")  Stein  I,  540  vindicirt  für  Vertheilung  u.  Erhebung  der  Steuer  den  Character 
eines  bürgerl.  Eechtsverhaltnisses  u.  construirt  aus  der  Vertheilung  der  Steuer  die 
Obligation  des  Besteuerten  zur  Zahlung  des  Steuerbetrags,  wo  dann  im  bürgerl. 
Obligationenrecht  die  Grundlage  des  Steuerklagerechts  gefunden  wird. 
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stelloDg  von  Rechtsverhältnissen  der  Privaten.  Auch  hier 
kann  es  zwar  steuertechnisch  und  steueradministrativ  zweckmässig 
sein,  zunächst  die  Beschreitung  des  Beschwerdewegs  vorzuschreiben, 
aber  vollends  hier  ist  kein  Grund  für  den  Ausschluss  des  Rechts- 
wegs zu  ersehen,  der  schliesslich  doch  die  beste  Bürgschaft  für 
eine  Erledigung  aller  Fälle  streng  nach  dem  Gesetz  gewährt.  Ein 
kurzer  Fristenlauf  für  die  Anstellung  der  Beschwerde  und 
Klage  ist  nur  wiederum  im  Interesse  der  Finanzverwaltung  geboten. 
Bezieht  sich  die  Reclamation  auf  bereits  entrichtete 
Steuern  und  deren  Rückerstattung,  so  würde  im  Princip  wohl 
die  Forderung  von  Zinsen  vom  Zeitpuncte  der  Entrichtung  an 
dem  unrichtig  Besteuerten  zuzugestehen  sein:  das  Correlat  von 
Verzugszinsen  des  Fiscus  für  Steuerrückstände. 


5.  Abschnitt. 
Die  Aufgaben  der  Steuerverwaltuiig'. 

n.      Die   Ausführung   der   Besteuerung. 

C.    Die  Steuercontrolen. 

Auch  dieser  wichtige  Gegenstand  ist  in  der  Finanzwissenschaft  noch  wenig  von 
einem  allgemeinen  zusammenfassenden  Standpuncte  aus  behandelt  worden.  In  der 
allgemeinen  Steuerlehre  wird  er  bisher  gar  nicht  erörtert,  kaum  erwähnt,  so  bei 
Kau,  sogar  bei  Stein  nicht.  Manches  hängt  allerdings  mit  anderen  Einrichtungen 
und  Verhältnissen  der  Steuerverwaltung  eng  zusammen,  bes.  mit  der  Ermittlung  der 
Thatsachen  für  die  Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten  (Abschn.  2  dieses  4.  H.-A.s) 
und  mit  der  Steuererhebung  (Abschn.  3),  so  dass  es  dabei  mit  erwähnt  wird,  so  in 
den  grösseren  Werken  über  Finanz-  u.  Steuerwesen,  so  auch  in  dem  vorliegenden  in 
den  beiden  vorausgehenden  Abschnitten.  Auf  diese  beziehe  ich  mich  daher  zur  Er- 
gänzung des  folgenden  Abschnitts  hier  ausdrücklich.  Aber  eine  besondere  zusammen- 
fassende Darstellung,  wie  sie  hier  stattfindet,  ist  doch  daneben  unentbehrlich.  Die 
Behandlung  blosser  Einzelheiten  in  der  speciellen  Steuerlehre  reicht  nicht  aus.  Das 
Controlwesen  gehört  zum  „formellen"  Steuerrecht,  über  dessen  ausserordentliche 
Bedeutung  man  sich  aus  jedem  neueren  Gesetz  über  eine  wichtigere  Verbrauch-  und 
Verkehrsteuer  (Tabakbesteuerung!)  eines  Culturstaats  unterrichten  kann.  Mit  vollem 
Recht  sagt  Schäffle  in  seinen  Aufsätzen  „Ergebnisse  der  deutschen  Tabaksteuer- 
enqu^te":  „auch  dem  formellen  Tabaksteuerrecht,  d.h.  den  Massregeln  der  üefälls- 
erhebung  u.  Gefällssicherung ,  wird  mit  gutem  Grunde  höhere  Bedeutung  zugemessen, 
als  ihr  in  den  theoretischen  Darstellungen  der  Finanzwissenscliaft  beigelegt  zu  werden 
pflegt.'-     Tub.  Ztschr.  1879  S.  54S. 

Bei  dieser  Sachlage  kann  für  den  folgenden  Abschnitt  nur  auf  die  specielle 
Steuerlehre  in  den  Lehrbüchern  u.  Systemen  verwiesen  werden,  bes.  auf  Eau  II  und 
Stein  IL  Von  den  allgemeineren  Behandlungen  des  Controlwesens  sind  aber 
auch  hier  diejenigen  v.  Hock's  in  s.  öffcntl.  Abg.  hervorzuheben:  wiederum  in  präg- 
nantester Kürze  ganz  vortreffliche  Erörterungen,  an  die  ich  mich  in  diesem 
Abschnitte  mehrfach  genau,  in  einigen  Puncten  wörtlich  oder  fast  wörtlich,  gehalten 
habe.  S.  bes.  §.  10,  S.  49  ff.,  auch  §.  8  u.  9.  Zur  Ergänzung  für  das  Detail  dienen 
manche  Ausfuhrungen  in  Hock's  Fin.  Frankr.  u.  Americas. 

Sehr  lehrreich  auch  für  eine  weiter  auszubildende  „allgemeine  Lehre  von  den 
Steuercontrolen",    welche    in    diesem    Abschnitt    natürlich   nur    in    den   typischen 
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Grundzügen  zu  geben  möglich  \7ar,  sind  die  reichen  Materialien  in  der  deutschen 
Tabaksteuerenquete.  Vgl.  darüber  auch  den  Abschn.  „Sicherungsmittel  des  Tabak- 
gefälles" in  d,  gen.  Aufs.  Schaf fle's,  Tüb.  Ztschr.  1879  S.  556  ff.,  wo  die  Haupt- 
puncte  gut  übersichtlich  werden,  bes.  die  verschiedenen  Arten  der  Controlen 
(Controlen  f.  d.  Pflanzung;  Materialcontrolen  dem  Pflanzer,  dem  Rohtabakhandel,  dem 
Fabrikanten  gegenüber;  Fabrikationscontrolen ;  Absatzcontrolen,  S.  560  ff.,  s.  u,  §.  588). 
Aus  der  neueren  Gesetzgebung  sind  zumeist  die  Gesetze  u.  Vollzugsverord- 
nungen über  innere  Verbrauchsteuern  und  Zölle  auch  für  die  allgemeine 
Lehre  von  den  Steuercontrolen  zu  beachten.  S.  z.  B.  d.  deutsche  Ges.  v.  16.  Juli  1879 
über  d.  Besteuer.  des  Tabaks,  das  VereinszoUges.  v.  23.  Jan.  1838  (Preussen)  u.  v. 
1.  Juli  1869  u.  a.  m.  Manche  Erleichterungen  n.  Vereinfachungen  der  Controlen 
bes.  beim  Zollwesen  forderte  und  ermöglichte  das  neuere  Communicationswesen. 

I.  —  §.  585.  Begriff  und  Wesen  der  Steuercontrolen. 
Die  Steuercontrolen  sind  ein  Complex  von  Anordnungen  und 
Massregeln  zur  Sictierung  der  thatsächlichen  Ermitt- 
lungen, auf  Grund  deren  die  Steuer  Schuldigkeiten  fest- 
gestellt werden,  und  zur  Sicherung  der  gesetzlichen 
Steuererhebung  selbst.  Sie  vornemlich  sind  das  wahre  Kreuz 
der  Steuerverwaltung  und  in  ihrer  ersten  Festsetzung,  welche  in 
gewissen  Hauptpuncten  wenigstens  nicht  der  Verordnungsgewalt 
der  Steuerverwaltung  überlassen  werden  darf,  auch  der  Gesetz- 
gebung selbst,  nicht  minder  aber  das  Kreuz  der  eigentlichen  Steuer- 
pflichtigen und  oft  genug  mehr  oder  weniger  der  ganzen  Bevölkerung. 
„Massregeln  ähnlicher  Art  kommen  zwar  auch  bei  anderen  Zweigen 
der  Staatsverwaltung  vor,  aber  sporadisch  und  in  Nebendingen, 
während  sie  bei  der  Steuerverwaltung  den  das  ganze  System  durch- 
ziehenden rothen  Faden  bilden.  Ihnen  sind  vorztiglich  der  Ver- 
lust an  Zeit  und  Kraft,  die  Unannehmlichkeiten  und  wirthschaft- 
lichen  Beschränkungen  zuzuschreiben,  welche  sich  für  den  Steuer- 
pflichtigen als  traurige  Beigabe  an  die  Steuerzahlung  knüpfen" 
(v.  Hock).  Sie,  so  sei  hinzugefügt,  sind  es  auch,  auf  denen  ein 
erheblicher  Theil  der  Kosten  der  Steuerverwaltung  beruht.  „Und 
doch  sind  sie  unerlässlich.  Sie  können  vereinfacht  und  vermindert 
werden,  allein  solange  der  Eigennutz  ein  Motiv  für  die  Handlungen 
der  Menschen  bleibt,  solange  es  Steuern  giebt  und  die  Finanz- 
verwaltung den  Staatsschatz  gegen  Unterschleife  und  den  redlichen 
Verkehr  gegen  betrügerische  Mitwerbung  zu  schützen  verpflichtet 
ist,  sind  sie  das  notbwendige  Mittel  der  Vertheidigung  und,  gegen- 
über dem  Unterschleif,  das  kleinere  und  unvermeidliche  Uebel". 
(v.  Hock).i) 

Umfang  und  Art  der  Controlen  müssen  sich,  wie  in  der  Be- 
steuerung und  zumal  in  der  Steuerverwaltung  so  Vieles,  nothwendig 


*)  Hock,  öff.  Abg.  S.  49. 
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dem  Zustande  der  Sittlichkeit  und  des  Rechtssinns  der 
Bevölkerung  und  speciell  des  Geschäftspublicums  und  des 
Ve r wal tun gs Personals,  sodann  den  Arten  der  Steuern 
anpassen. 

In  ersterer  Hinsicht  können  Verbesserungen  gewöhnlich  nur 
von  der  Zeit  und  von  der  Hebung  des  ganzen  sittlichen  und  geistigen 
Volkslebens  erwartet  werden  und  alsdann  erst  manche  Verein- 
tachuugeu  und  Verminderungen  der  Coutrolen  eintreten.  Gerade 
im  Controlwesen  sind  daher  auch  bei  denselben  Steuern  in  ver- 
schiedenen Ländern  und  Zeiten  manche  Verschiedenheiten  geboten.  2) 

Von  den  Steuergattungen  verlangen  die  indirecten  Ver- 
brauchsteuern, besonders  die  Zölle,  die  Thoraccisen,  die  Innern 
an  den  Productionsbetrieb,  an  den  Waarenumlauf  sich  anschliessen- 
den, auch  die  in  Monopolform  erhobenen  Steuern  die  meisten, 
lästigsten,  schwierigsten,  kostspieligsten  und  doch  niemals  ganz 
ausreichenden  Controlen.  Bei  diesen  Steuern  kann  man  aber  doch 
wenigstens  die  erforderlichen  Controlen  überhaupt  noch  anbringen 
und  noch  leidlich  handhaben.  In  dieser  Hinsicht  zeigen  manche 
in  Stempelform  u.  s.  w.  erhobenen  Verkehrsteuern  noch  miss- 
lichere Verhältnisse:  sie  lassen  mehrfach  von  vorneherein  eine 
wirksame  Controle  gar  nicht  zu,  so  dass  man  dann  ganz  auf  die 
Redlichkeit  und  den  guten  Willen  des  Steuerpflichtigen  angewiesen 
ist.  Bei  den  directen  Steuern  kann  es  zwar  auch  nicht  an  Con- 
trolen fehlen,  die  sich  nicht  immer  leicht  anbringen  und  handhaben 
lassen.  Aber  bei  den  hier  überhaupt  in  Betracht  kommenden  Con- 
trolen sind  die  Belästigungen  und  Kosten  doch  immerhin  erheblich 
geringer  als  bei  den  Coutrolen  der  indirecten  Steuern. 

Beachtenswerth  ist,  dass  sich  bei  manchen  Steuern,  wie  im 
Allgemeinen  wieder  bei  den  indirecten,  die  Einrichtung  der  Controlen 
auch  nach  den  gegebenen  natürlichen  Ortsverhältnissen, 
der  Beschaifenheit  der  Grenzen,  des  Bodens,  überhaupt  nach  phy- 
sikalisch-geographischen Momenten  mit  richten  muss,  be- 
sonders bei  Zöllen. 

Mit  der  Specialisirung  der  Steuern,  welche  das  noth wen- 
dige Product  der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft,  besonders  der 
Arbeits-  und  Eigenthumstheilung  ist  (§.  439  ff.),  und  mit  der  zu- 
nehmenden Complication  der  Einrichtungen  der  Besteuerung 
muss  sich  nothwendig  zugleich  das  Controlwesen  immer  weiter 

^)  Es  gilt  hier  etwas  Aehnlichcs  wie  von  der  Vermindeiung  der  Erhehungskosten, 
der  eigentlichen  und  uneigentlichen.     Fin.  I,  2.  A.  S.  207  ff. 
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specialisiren  und  compliciren,  wie  die  Erfahrung  es  auch 
bezeugt.  Das  Detail  ist  auch  hier  ausserordentlich  gross,  manche 
Einzelheit  war  des  Zusammenhangs  wegen  schon  im  Vorausgehen- 
den, namentlich  in  den  2  letzten  Abschnitten,  mit  zu  berühren. 
Das  weitere  Detail  in  Betreff  der  Controlen  der  einzelnen  Steuer- 
arten und  Steuern  gehört,  soweit  es  überhaupt  in  der  Finanzwissen- 
schaft berücksichtigt  werden  kann,  in  die  specielle  Steuerlehre. 
An  dieser  Stelle  sind  jedoch  die  allgemeinen  Schemata  her- 
vorzuheben, auf  welche  sich  die  Controlen  bei  den  einzelnen  Steuern 
zurückführen  lassen, 

II.  —  §.  586.  Steuerunterschleif  (Defraudation),  Schmug- 
gel.^) Mit  ersterem  Ausdruck  wird  jede  rechtswidrige  Hinterziehung 
von  Steuern  sowohl  Seitens  des  Steuei-pflichtigen  als  des  Steuerver- 
waltungsorgans, namentlich  des  Erhebungsorgans,  bezeichnet,  durch 
welche  die  Steuercasse  an  ihrer  gesetzlichen  Einnahme  aus  Steuern 
eine  Verkürzung  erleidet.  Von  Schmuggel  (Contrebande,  Schleich- 
handel) spricht  man  speciell  bei  denjenigen  Steuern,  welche  sich 
an  den  Umlauf  der  Waaren  anknüpfen,  daher  namentlich  bei 
Zöllen  und  Thorsteuern,  wobei  dann  aber  öfters  eine  Ausdehnung 
des  Ausdrucks  auf  verwandte  Fälle  stattfindet. 

Die  Steuercontrolen  sollen  den  ünterschleif  einschränken,  wo- 
möglich ihn  beseitigen.  Es  können  zu  diesem  Zweck  aber  auch 
einige  verwaltungspolitische  und  steuerpolitische  Massregeln  allge- 
meiner Art  in  Betracht  kommen,  über  welche  hier  zunächst  einige 
Bemerkungen  zu  machen  sind. 

A.  Eine  Hauptgefahr  des  Unterschleifs,  besonders  des  Schmuggels, 
liegt  in  der  directen  Unterstützung  oder  in  der  Zulassung 
desselben  Seitens  der  Organe  der  Steuerverwaltung,  nament- 
lich des  Personals  des  Erhebungsdiensts  selbst.  Die  Be- 
seitigung dieses  Uebelstands  hängt  wieder  von  allgemeiner  Hebung 
des  Rechtssinns  und  der  Moralität  des  ganzen  Volks  und  der  Ge- 
schäfts- und  Beamtenclassen  speciell  mit  ab.  Einiges  lässt  sich 
aber  auch  durch  zweckmässige  Organisation  des  Diensts 
und  durch  Gewährung  einer  richtigen  Stellung  für  die 
Beamten  erreichen.  Hock's  Princip:  wenige,  gut  bezahlte, 
scharf  controlirte  Beamte,  darf  und  kann  auch  hier,  natür- 
lich cum  grano  salis,  als  Richtschnur  dienen.  Besonders  ist  eine 
ausreichende   Bezahlung   der  Beamten,   auch   der  unteren 

^)  Vgl.  Hock,  öff.  Abg.  S.  36  S.    Dann  den  folg.  Abschn.  6,  bes.  §.  591,  593. 
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im  Erhebungsdienst  der  indirecten  Steuern  beschäftigten,  gewöhn- 
lich eine  unbedingte  Voraussetzung  für  die  Erzielung  einer  leid- 
lichen Integrität  des  Beamtenpersonals.  Daneben  dann  scharfe 
beständige  und  nicht  seltene  unvorhergesehene  ausserordent- 
liche Controle  von  Oben  her,  von  den  Centralstellen  aus  nach 
den  Localstellen  hin  und  unerbittliche  Strenge  bei  Rechts- 
widrigkeiten der  Beamten.  Freilich  aber  auch  diese  Strenge  gegen- 
über dem  höhereu  überwachenden  und  leitenden  Personal  selbst! 
Eine  Forderung,  welche  öfters  am  Schwersten  zu  verwirklichen  ist. 

B.  Unter  übrigens  gleichen  Umständen  steigt  begreiflich  die 
Gefahr  des  Unterschleifs  mit  der  Höhe  der  Steuersätze  und 
der  daraus  sich  ergebenden  Steuerschuldigkeiten.  Es  ist 
daher  ein  ganz  richtiger  Grundsatz,  den  Unterschleif  durch  nied- 
rige Steuersätze,  den  Schmuggel  durch  niedrige  Zollsätze,  bei 
denen  er  „nicht  rentirt",  zu  bekämpfen:  der  Vortheil  niederer 
Steuern  nicht  nur  für  die  Bevölkerung,  sondern  für  die  Steuer- 
verwaltung und  die  Finanzen  selbst.  Aber  die  allgemeinere 
Anwendung  dieses  Grundsatzes  hat  natürlich  ihre  Grenzen  im 
Steuerbedarf  und  auch  in  den  Anforderungen  in  Bezug  auf 
gerechte  Steuervertheilung.  Man  könnte  bei  einigen  Steuern, 
z.  B.  den  Zöllen,  Thorsteuern,  Stempelabgaben,  wohl  nach  jenem 
Grundsatz  die  Zweckmässigkeit  der  Bezollung  u.  s.  w.  zahlreicher 
Artikel  mit  kleinen  Sätzen  vertreten.  Aber  hier  wachsen  auch 
für  die  Verwaltung  wieder  mit  der  Zahl  die  Aufgaben  und  Kosten 
des  Diensts  und  der  Unterschleif,  bei  einzelnen  Positionen  wohl 
schwächer,  verbreitet  sich  leicht  noch  in  weiteren  Kreisen  und 
wird  ganz  allgemein.  Dagegen  lässt  sich  jenem  Grundsatz  gemäss 
wohl  die  Innehaltung  massiger  Maxima  der  Steuersätze 
in  manchen  speciellen  Fällen  vertreten,  so  namentlich  bei  den 
Zöllen,  Finanz-  wie  besonders  auch  Schutzzöllen:  bei  Waaren 
von  hohem  „specifischen"  *)  Werth  d.  h.  grossem  Werth  in  kleinem 
Volumen  und  Gewicht,  ist  der  Schmuggel  am  Gefährlichsten,  sehr 
hohe  Zollsätze  am  Verführerischsten.  Hier  wird  öfters  aus  diesem 
Grunde,  auch  wenn  sonst  ein  höherer  Satz  gerechtfertigt  wäre, 
ein  massiger  räthlich  sein  (Seiden waaren).  Die  Anwendung 
der  Regel  wird  sich  auch  nach  der  Beschaffenheit  der  Grenze  u.  dgl.m. 
richten  müssen. 

C.  Die  Schmuggelgefahr  wächst  mit  der  Differenz  der  Steuer- 
und  Zollsätze    im  Inland   und   dem   benachbarten   Ausland.     Eine 


*)  Grundleg.  2.  Aufl.  §.  43. 
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gewisse  Kücksicht  bei  der  Normirung  dieser  Sätze  für  innere 
Verbrauchsteuernj  Monopolpreise,  Zölle  u.  s.  w.  auf  das  Steuer- 
wesen des  Nachbarlands  ist  daber  zweckmässig. °)  Auch 
Annäherungen  der  beiderseitigen  Steuersysteme  können  im  In- 
teresse des  einen  oder  beider  Theile  liegen.  Oder  gewisse  Steuer- 
sätze werden  der  Schmuggelgefabr  halber  in  den  Grenzdistricten 
niedriger  als  im  Binnenlande  gehalten  (Grenzzonen  im  Tabak- 
monopol). ZoUcar teile  zwischen  Nachbarstaaten,  in  Folge 
deren  die  Steuerverwaltung  beider  den  gegenseitigen  Schmuggel 
bekämpft,  sind  natürlich  sehr  erwünscht  und  unterbleiben  wohl 
öfters,  als  es  im  Interesse  der  Volksmoralität  und  selbst  im  eigenen 
Finanzinteresse  liegt,  nur  aus  politischen,  und  vermeintlich  volks- 
wirthschaftlichen  Gründen  (wegen  des  Absatzes  inländischer  Pro- 
ducte  durch  den  Schmuggel  ins  Ausland). 

D.  Ein  schwerfälliger  Formalismus  in  der  Steuerver- 
waltung, z.  B.  im  Zollverfahren  ruft  manchen  Unterscbleif  der 
Steuerpflichtigen  nicht  nur  wegen  der  Steuerzahlung,  sondern  schon 
wegen  der  Umständlichkeit  und  Lästigkeit  der  Controle,  der  Er- 
hebung u.  s.  w.  hervor,  denen  man  so  entgehen  will.  Reformen 
in  dieser  Beziehung  sind  also  erwünscht.  Ihre  Zulässigkeit  hängt 
freilich  wieder  von  den  Umständen  ab.  Jener  Formalismus  kann 
leicht  der  ßeamtencontrole  halber  nöthig  sein  (Russische  Zollver- 
hältnisse). 

E.  Unterschleife  bei  directen  Steuern,  z.  B.  mittelst  falscher 
Declarationen  bei  den  Einkommen-  und  Vermögen-,  Erbschaft-, 
Leihzinssteuern,  bei  den  Zöllen  und  anderen  indirecten  Steuern 
müssen  natürlich  strengen  und  empfindlichen  Strafen,  daher 
nicht  nur  immer  Geldstrafen,  sondern  unter  Umständen  auch 
E h r e n strafen ,  Freiheitsstrafen  unterliegen.  Wichtig  ist  aber 
ausserdem  eine  Schärfung  der  „Steuer ehre"  im  Volksbewusst- 
sein.  Das  hängt  jedoch  wieder  von  allgemeinen  Veränderungen  im 
Volke  ab,  es  lässt  sich  aber  auch  durch  bestimmte  Mittel  mit  darauf 
hinwirken.  So  durch  die  Ausbildung  eines  gerechten  Steuer- 
systems, dessen  Richtigkeit  und  Angemessenheit  im  Volksbewusst- 
sein  anerkannt  wird;  dann  namentlich  durch  die  volle  Aner- 
kennung des  Princips  der  Oeffentlichkeit  in  Fällen  von 
Steuerunterschleif,  indem  überall  da,  wo  an  mala  fides  nicht  zu 
zweifeln  ist,  die  Fälle  mit  Namensnennung  und  eventuell  wei- 

*)  Langjährige  Missverliältnissc  für  Prcussen  an  der  Grenze  gegen  das  ehemalige 
Königreich  Hannover  wegen  dessen  niedrigerer  Salzstcuer. 
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teren  Details  von  Amtswegen  veröffentlicht  werden.  Bei 
rechtskräftigen  Verurtheilungen  würde  dabei  wohl  weiter  eine  Ab- 
erkennung von  Ehrenrechten,  auf  Zeit  oder  bleibend,  Aus- 
schhiss  des  passiven  Wahlrechts  für  Ehrenämter,  Unfähigkeit  als 
Zeuge  zu  dienen  u.  dgl.  in  Frage  kommen  können ")  (§.  594). 

III.  —  §.  587.  Die  allgemeinen  Schemata  der  Steuer- 
controlen. 

A.  Die  Steuercontrolen  zerfallen  zunächst  in  Anordnungen, 
Massregeln  und  Handlungen  der  Steuerverwaltung  und  ihrer 
Organe,  denen  die  Verpflichtung  der  Bevölkerung  überhaupt  oder 
der  Steuerpflichtigen  speciell,  diese  Controlen  zu  dulden  und  ihr 
Ergebniss  unangetastet  zu  lassen,  gegenüber  steht,  —  und  Hand- 
lungen und  Unterlassungen,  welche  der  Bevölkerung,  bez.  den 
Steuerpflichtigen  zur  Pflicht  gemacht  werden,^)  um  Thatsachen 
zur  Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten  ermitteln  und  die  Erhe- 
bung der  Steuern  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  sichern  zu 
können.  Beide  Arten  der  Controlen  greifen  bei  jeder  Gelegenheit 
in  einander  über  und  specialisiren  sich  nach  den  einzelnen  Steuer- 
arten und  Steuern. 

B.  Die  Steuercontrolen  sind  theils  allgemeine,  für  die  ganze 
Bevölkerung,  das  ganze  Land,  allezeit  giltige,  theils  speciell e 
oder  besondere,  welche  für  bestimmte  einzelne  Personen, 
Objecte,  Gegenden,  Zeiten  vorgeschrieben  werden.^) 

1)  Die  ersteren  sind  die  Steueransage,^)  d.  h.  die  Ver- 
pflichtung eines  Jeden,  steuerbare  Objecte  und  Acte  bei  der  Steuer- 
behörde wahrheitsgemäss  und  mit  den  zur  Bemessung  der  Steuer- 
schuldigkeit erforderlichen,  durch  Gesetz  oder  Verordnung  bestimmten 
Einzelheiten  anzumelden;  die  Steuerrevision,  d.  h.  das  Recht 
und  die  Pflicht  der  Steuerorgane  sich  durch  eigenes  Nachsehen 
von  der  Piichtigkeit  der  Ansage  zu  überzeugen,  womit  die  Pflicht 
der  Bevölkerung  oder  der  Steuerpflichtigen  verbunden    ist,   diese 


^)  Nordamerica  hat  hier  in  Verbindung  mit  seinem  freilich  bedenklichen  Princip, 
den  Eid  zur  Grundlage  der  Steueransagen  zu  machen  (s.  u.  §.  589),  scharfe  Straf- 
bestimmungen, auch  Aberkennung  der  Fähigkeit  zur  gerichtl.  Zeugenschaft.  Auch 
ohne  dies  System  der  Steuereide  lässt  sich  ein  solches  Vorgehen  billigen.  Vgl.  Hock, 
Amer.  Fin.  S.  SO. 

')  Z.  Th.  wörtlich  nach  Hock,  öff.  Abg.  S.  49,  aber  mit  absichtl.  Veränderungen. 

*)  Ebenfalls  im  Folgenden  mehrfach  genauer  Anschluss  au  Hock  a.  a.  0. 

*)  Hier  wieder  Seitens  des  Steuerpflichtigen,  aber  in  allgemeinerer  Bedeutung 
als  S.  ßl6,  wo  der  Ausdruck  sich  auf  die  Ansage  von  steuerbaren  Acten  auch  gerade 
bei  gewissen  Verbrauchsteuern  bezieht.  Zu  unterscheiden  ist  die  in  §.  577  erwähnte 
Steueransage  im  Sinn  von  Steuervorschreibung.     Vgl.  auch  §.  560  u.  561. 
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Revision  zu  dulden;  endlich  die  Steuernachweisung,  d.  h. 
die  Verpflichtung  des  Steuerpflichtigen,  sich  über  die  erfolgte  Ent- 
richtung der  Steuer  auszuweisen,  wozu  meistens  die  in  bestimmter 
Form  und  mit  bestimmtem  Inhalt  vorgeschriebene  Steuerquit- 
tung dient. 

Auch  diese  drei  allgemeinen  Controlen  müssen  sich  in  ihrer 
Einrichtung  den  verschiedenen  Steuergattungen  und  Steuern  an- 
passen, kommen  aber  bei  allen  Steuern  vor.  Bei  der  Steueransage 
besteht  nur  der  Untersühied,  dass  bei  gewissen  Steuern  ohne  Wei- 
teres auf  Grund  allgemeiner  Verpflichtung  die  Anmeldung  des  Ob- 
jects  oder  Acts  zu  erfolgen  hat,  so  gewöhnlich  bei  den  indirecten 
Verbrauch-,  manchen  Verkehr-,  Erbschaftsteuern;  bei  andern  Steuern 
dagegen,  so  bei  den  meisten  directen  Steuern  (mit  Ausnahmen,  z.  B. 
bei  der  Gewerbe-,  hie  und  da  der  Gebäudesteuer) i*^)  vielfach  erst 
auf  Grund  einer  ausdrücklichen  Aufforderung  von  Fall 
zu  Fall  die  Ansage  geschehen  muss.  Die  Ausdehnung  jener  all- 
gemeinen Verpflichtung  kann  räthlich  sein. 

2)  Die  besonderen  Controlen  betreffen  je  einzelne  (wenn 
auch  etwa  gleichzeitig  und  an  demselben  Orte  mehrere)  Steuer- 
arten und  Steuern,  und  auch  diese  nicht  immer  allgemein  und 
beständig,  sondern  mehrfach  nur  in  Bezug  auf  bestimmte  Ob- 
jecte,  Zeiten  und  Localitäten.  Sie  kommen  auch  bei  den  directen 
Steuern  vor,  so  zu  den  thatsächlichen  Ermittlungen  für  die  Zwecke 
und  in  den  Zeitpuncten  und  Orten  der  Katasterarbeiten  für  die 
Ertragsteuern,  desgleichen  der  Aufnahme  des  Personenstands  für 
die  Personalsteuern,  der  Schätzung  des  Einkommens  und  Vermögens 
bei  den  directen  Steuern  darauf  (§.  553  ff.).  Wichtiger  und  zeit- 
lich und  örtlich  ausgedehnter,  so  dass  sie  hier  mitunter  fast  all- 
gemein für  die  ganze  Bevölkerung  und  das  ganze  Land  in  Kraft 
treten,  finden  sich  solche  besondere  Controlen  aber  bei  den  in- 
directen Verbrauch-  und  Verkehrsteuern,  namentlich  bei 
den  Zöllen,  Thorsteuern,  anderen  inländischen  Umlauf- 
steuern (Wein),  Monopolien,  den  Steuern  im  Anschluss  an  den 
Productionsbetrieb  (§.  556,  560  flf.).  Hier  werden  dann  wohl 
ganze  Gegenden,  wie  die  Grenz  bezirke  bei  den  Zöllen, 
die  Umgebungen  thorsteuerpflichtiger  Städte,  der  Personen- 
iind  Waareu verkehr   über  die  Grenze   und   in   die  Stadt  hinein. 


")  Z.  B.  Zwang  zur  Anmeldung  des  Gewerbebeginns,  um  zur  Steuer  veranlagt  zu 
werden,  zur  Anmeldung  des  Eintritts  der  Steuerpflichtigkeit  eines  Hauses  bei  der 
üebäudestcuer  nach  Ablauf  der  steuerfreien  Zeit  (preuss.  Gebäudest.). 
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speciell  der  Verkehr  in  gewissen  Waareu,  auch  der  Versand 
mancher  verbrauchsteuerpflichtigen  Artikel  im  Inland  (Mehl,  Malz, 
Wein,  Monopolartikel,  —  Begleitscheinverfahren  für  Objecte  innerer 
Verbrauchsteuern,  analog  demjenigen  für  zollpflichtige  Importartikel, 
für  ^yelche  die  Zölle  an  der  Grenze  noch  unberichtigt  geblieben 
sind)  besonderen  Controlen  unterworfen.  Aehulich  werden  für  die 
Productionsbetriebe  verbrauchsteuerpflichtiger  Artikel  (Tabak- 
felder, Tabak- Trockenböden,  Weinkeltern,  Bierbrauereien,  Brannt- 
weinbrennereien, Zuckerfabriken,  Tabakfabriken,  Salzwerke  u.  s.  w.), 
für  die  Fabriken  von  Mono  pol  artik  ein  und  für  den  Verkehr 
mit  jenen  solche  besondere  Controlen  eingerichtet. 

Im  Einzelnen  specialisiren  sich  die  letzteren  manchfach,  nach 
der  Beschaffenheit  der  Grenze,  des  Terrains,  den  Verkehrswegen 
und  Verkehrsmitteln,  der  Jahreszeit,  der  Volksdichtigkeit,  nach 
ländlichen  und  städtischen  Verhältnissen ,  bei  den  Productionsbe 
trieben  besonders  nach  den  technischen  Methoden,  Processen,  Werk- 
geräthen  u.  s.  w.  in  ihnen.  Veränderungen  in  der  Productions- 
technik  (Zuckerfabrikation!)  bedingen  öfters  andere  Controlen,  wie 
auch  wohl  andere  Besteuerungsmethoden.  Der  fiscalische  Scharf- 
sinn hat  hier  einen  weiten  Spielraum  der  Bethätigung  (französische 
Verhältnisse,  americanische  Tabaksteuer)  und  oft  rechte  Mühe,  der 
technischen  Entwicklung  auf  dem  Fusse  zu  folgen  (österreichische 
Zuckersteuer). 

Wichtigere  und  zum  Theii  allgemeiner  verbreitete  besondere 
Controlen  bestehen  in  dem  Zwang  zu  der  „Buchführung  über  den 
steuerpflichtigen  Verkehr,  in  der  Sperre  der  Gewerbsvorrichtungen 
ausser  der  Dauer  der  angemeldeten  steuerbaren  Acte,  in  der 
Revision  der  Waarenvorräthe,  in  der  Forderung  der  Nachweisung 
über  die  Versteuerung  in  Fällen,  wo  die  allgemeine  Controle  sie 
nicht  vorschreibt,  in  Beschränkungen  des  Verkehrs  auf  gewisse 
Wege  und  Tageszeiten  und  da,  wo  rechtliche  Anzeigungen  vor- 
liegen, selbst  in  Beschränkungen  der  persönlichen  freien  Bewegung 
(Passcontrole)"  (v.  Hockj.  ^M  Die  Vorschrift  zur  Benutzung  des 
Stempels  als  Zeichen  der  vollzogenen  Besteuerung  ist  auch  auf 
Verbrauchsteuern  anwendbar  (Spielkartenstempel,  russisch -ameri- 
canisches  Tabakfabrikatsteuersystem,  „Banderollen^').  Ein  Zwang, 
nur  an  bestimmte  Personen  und  Geschäfte  das  steuerpflichtige 
Objeet  abzusetzen,   und   dies   nachzuweisen,   durch  die  Geschäfts- 


Oeff.  Abg.  S.  52,  50. 
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bücher  u.  s.  w. ,  bestimmte  Verpackungsformen  anzuwenden,  kann 
hinzukommen  und  manches  Andre  mehr. 

C.  —  §.  588.  Nach  dem  Object,  an  welches  sich  die  Con- 
trolen knüpfen,  lassen  sich  Personal-  Real-  und  Umlauf- 
(Transport-)controlen,  auch  wohl  noch  Abs  atz  controlen  unter- 
scheiden, welche  dann  wieder  in  mehrfache  Unterarten  zerfallen, 
zum  Theil  in  Anknüpfung  an  die  Steuerarten.  ^^)  Das  reiche 
Detail  der  Controlen,  welches  die  neuere  Besteuerung,  abermals 
besonders  auf  dem  Gebiete  der  Verbrauchsbesteuerung  zeigt, 
lässt  sich  im  Wesentlichen  auf  ein  solches  drei-  oder  vierfaches 
Schema  zurückführen. 

1)  Personal  controlen  finden  statt 

a)  in  Betreff  der  ganzen  Bevölkerung  bei  solchen  Steuern, 
welche  eine  ganz  oder  grossentheils  allgemeine  Steuerpflichtigkeit 
bedingen,  daher  bei  Kopf-,  Familien-,  allgemeinen  personalen 
Classen-,  Einkommen-,  Vermögensteuern;  ferner  bei  solchen  Steuern, 
welche  sich  an  gewisse  im  Leben  der  ganzen  Bevölkerung  noth- 
wendig  oder  regelmässig  vorkommende  Ereignisse,  Handlungen  etc. 
anknüpfen,  so  bei  Erbschafts-  und  vielen  Verkehrsteuern;  endlich 
bei  Zöllen,  Thorsteuern  u.  dgl.,  wo  eine  allgemeine  Personalcon- 
trole  zur  Durchführung  der  Realcontrole  wenigstens  erlaubt  sein 
muss,  wenn  sie  auch  factisch  mild  gehandhabt  werden  kann. 

b)  Genauere  Personalcontrolen  über  die  Steuerpflichtigen 
speciell  (oder  mit  diesen  in  Verbindung  stehende  Personen)  er- 
folgen über  die  Waarenführer  bei  allen  Umlaufsteuern  (incl. 
Zölle  und  Thorsteuern),  über  die  Debitanten  von  Monopol- 
artikeln, über  das  Personal  der  verbrauchsteuerpflichtigen  Pro- 
ductionsbetriebe. 

Bei  beiden  genannten  Arten  der  Personalcontrolen  hat  man 
öfters  noch  die  Controlen,  welche  sich  direct  gegen  diese  be- 
troffenen Personen  richten,  um  die  thatsächlichen  Ermittlungen  für 
die  Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten  und  um  die  Entrichtung 
der  Steuern  durch  die  Pflichtigen  zu  sichern,  von  denjenigen  Con- 
trolen zu  unterscheiden,  welchen  die  Bevölkerung  und  der  Steuer- 
pflichtige allein  oder  zugleich  mit  Behufs  Controle  der  Beamten 
unterliegt.  Das  Verlangen  eines  Vorweises  der  Steuerquittung  an 
einen   höheren  Beamten,   oder  des  anderweiten  Nachweises,  dass 


'"-)  Ein  gutes  Beispiel,  wi(!  sich  die  Controlen  dieses  Schemas  dann  bei  einer 
einzelnen  complicirtcn  Steuer  specialisiren,  liefert  die  Tabakbesteuerung.  S.  Schäffle, 
Tüb.  Ztschr.   1879  S.  5üü  If. 


Schema  der  Controlen.  (589 

eine  Waare  versteuert  worden  sei,  kann  z.  B.  zu  letzterem  Zweck 
eriolgen  (§.  ÖGO,  561). 

c)  Apart  stehcD  dann  noch  die  Personalcontrolen  der  Beamten 
selbst:  ein  Internnm  der  Steuerverwaltiing,  welches  aber  für  die 
Function  des  ganzen  Controlwesens  höchst  wesentlich  ist  (§.  590). 

2)  Realcontrolen  betreffen  die  sachlichen  Steuerobjecte. 
Sie  kommen  daher  wieder  fast  in  der  ganzen  Besteuerung  vor,  so 
auch  bei  den  Ertrag-,  Vermögen-,  Einkommensteuern,  Erbschaft- 
Steuern  während  der  Katasteroperationen  oder  thatsächlichen  Er- 
mittlungen (§.  551 — 561).  Besonders  ausgedehnt  und  wichtig  sind 
sie  jedoch  abermals  bei  den  indirecten  Verbrauch-,  auch  bei 
den  directen  Gebrauch-,  z.  B.  den  Wohnung-,  Luxussteuern. 
Hier  bilden  sie  sich  wohl  zu  einem  förmlichen  System  der  Con- 
trolen aus  und  specialisiren  sich  fein  und  vielfach  bei  den  einzelnen 
Steuern,  namentlich  nach  technischen  Verhältnissen  des 
Productionsbetriebs  u.  dgl.  Am  Wichtigsten  sind  folgende 
zwei  Arten  der  Realcontrolen: 

a)  Controlen  über  bewegliche  Sachen.  Hier  gehen  die- 
selben theilweise  in  die  Kategorie  der  Um  lauf  controlen  über,  so 
bei  zoll-  und  thorsteuerpflichtigen,  bei  Monopolartikeln,  bei  Ver- 
brauchsteuerobjecten,  welche  in  Versendung  begriffen  sind  (steuer- 
pflichtige RobstoflFe,  z.  B.  Tabak,  Getreide,  dsgl.  Fabrikate",  z.  B. 
Tabakfabrikate,  Zucker,  Getränke).  Theilweise  bestehen  hier  ^ber 
auch  eigene  besondere  (,,M  aterial''-)  Controlen  über  Sach- 
güter, welche  als  Rohstoff  oder  Fabrikat  erst  in  den  Handel 
übergehen  sollen  (Rohtabak -Gewichtsteuer,  Weinbesteuerung 
beim  Producenten ,  Tabakfabrikatsteuer)  oder  welche  als  Rohstott" 
unmittelbar  in  einem  Pr oductionsbetrieb  (Fabrik)  ver- 
arbeitet werden  sollen  (Besteuerung  der  Rüben  für  die  Zucker- 
gewinnung, des  Materials  für  die  Branntweinerzeugung  u.  dgl.  m.). 

b)  Controlen  über  ganze  Productionsbetriebe,  umfassen- 
dere für  die  Zeit,  wo  der  Betrieb  in  Gang,  einfachere,  welche  aber 
nicht  fehlen  können  (Sperren  u.  dgl.),  in  der  übrigen  Zeit.  So 
besonders  bei  Steuern  auf  den  Tabakbau  (Flächensteuer,  Gewicht- 
steuer, Controle  der  Felder,  der  eingebrachten  Ernte)  und  beim 
Zwang  zur  Ablieferung  des  gewonnenen  Tabaks  (auch  Salzes, 
weun  dessen  Gewinnung  frei)  an  Monopolverwaltungen,  ferner  bei 
den  mehrfach  genannten  inneren  Verbrauchsteuern  („Fabrikat  ions- 
controlen'^).  Gerade  diese  Controlen  müssen  sich  genau  der  Technik 
des  Betriebs  anpassen,  wie  im  vorigen  §.  schon  bemerkt  wurde. 

A.  Wagner,  Finauzwissenschaft    IL  44 
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3)  Umlauf-(Transport-)controleu.  Dieselben  verlolgen  die 
steuerpflichtigen  Waaren  in  der  örtlichen  Bewe'gung  auf  dem 
Transport.  Dahin  gehören  also  gewisse  Controlen  bei  den  Zöllen, 
den  Thorsteuern,  den  inländischen  Circulationsabgaben  (Form  der 
Weinsteuer)  u.  s.  w.  Auch  für  bereits  verzollte  oder  einer  inneren 
Steuer  unterzogene  Waaren  können  solche  Controlen  vorkommen, 
z.  B.  bei  importirtem  Tabak  (England),  bei  Mehl  (Mahlsteuer),  bei 
Tabakfabrikaten,  um  den  Absatz  an  bestimmte  Personen  (Händ- 
ler, Fabrikanten),  welchen  das  Gesetz  voraussetzt,  zu  verbürgen: 
hier  verbinden  sich  die  Umlaufcontrolen  mit  Absatz  controlen, 
oder  gehen  in  solche  über,  eine  Kategorie,  welche  man  mitunter 
noch  als  eine  besondere  unterscheiden  kann,  z.  B.  bei  gewissen 
Verhältnissen  der  Tabakbesteuerung. 

IV.  —  §.  589.     Andere  Fragen  des  Controlwesens. 

Unter  den  zahlreichen  sonstigen  Puncten  des  Controlwesens 
betreifen  die  meisten  gewisse  Einzelheiten  bei  den  verschiedenen 
Steuern.     Von  allgemeinerer  Bedeutung  sind  etwa  noch  folgende: 

A.  Die  Anwendung  des  Eides,  insbesondere  der  eidesstatt- 
lichen Versicherung  der  Steuerpflichtigen  in  Angelegenheiten, 
welche  ihre  Steuerverhältnisse  betreffen.  Die  Vorschrift,  ent- 
sprechende Angaben  unter  Eid  zu  machen,  ist  ein  sehr  einfacher 
.Weg  zur  Ermittlung  der  Thatsachen,  nach  welchen  sich  die  Steuer- 
schuldigkeit richtet,  und  zugleich  ein  höchst  einfaches  Controlmittel. 
Sie  spielt  im  nordamericanis eben  Steuerwesen  eine  so  hervor- 
ragende Rolle,  dass  man  in  ihr  eine  Grundlage  der  ganzen 
dortigen  Besteuerung  erblicken  kann,^^)  während  in  Europa,  nament- 
lich auf  dem  Continent,  die  Forderung  der  Eidesabiegung  in  Steuer- 
sachen, ausser  in  der  gewöhnlichen  Art  bei  Gerichtsverhandlungen, 
nur  ausnahmsweise,  z.  B.  in  gewissen  Fällen  bei  Declarationen 
für  Einkommensteuern  u.  dgl.  oder  in  Streitfällen  in  Bezug  auf 
Schätzungen  des  Einkommens  vorzukommen  pflegt.") 

Den  Eid  so  wie  in  America  zur  Grundlage  der  Besteuerung 
zu  machen,  erscheint  in  mehr  als  einer  Hinsicht  bedenklich  und 
auch  von  dem  hierin  natürlich  nicht  allein  entscheidenden  fiscali- 
schen  Standpuncte  betrachtet  kaum  richtig.    Man  muss  wohl  Hock 

»3)  Hock,  Fin.  Amer.  S.  Sü, 

")  So  kann  auch  in  d.  preuss.  Ges.gch.  über  Einkommensteuer  dem  Reclamanten 
•die  Erklärung  an  Eidrsstatt  über  die  in  Betr.  seines  Einkommens  von  ihm  gemachten 
Angaben  auferlegt  werden,  widrigenfalls  die  angi'brachte  Reclamation  als  unbegründet 
zurückzuweisen  ist.  Aber  zu  diesem  Mittel  darf  die  Bezirkscommission  nur  greifen, 
,,w<-nn  es  an  anderen  Mitteln,  die  Wahrheit  zu  ergründen,  fehlt."  Gesetz  vom 
1.  Mai  1851,  §.  26. 
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darin  beistimmen:  ,,die  Eide  in  dem  Mnasse  zu  vermehren,  als  es 
die  Menge  der  Steuerausagen  nötliig  macht,  Eide  zu  fordern,  die 
falsch  zu  schwören  ein  nahe  liegendes  Interesse  vorhanden,  und 
wenn  man  sie  fordert,  ihnen  durchweg  keinen  Glauben  zu  schenken, 
(da  die  Vollständigkeit  und  Kichtigkeit  der  eidlichen  Ansagen  in 
allen  Fällen  von  den  Steuerorganen  geprüft  wird)  ist  unzweck- 
mässig und  widerspruchsvoll  und  verstösst  gegen  die  Moral."  ^") 

B.  Oefters,  namentlich  in  früherer  Zeit  —  jetzt  sind  in  unseren 
Staaten  diese  Bestimmungen  grossentheils  gefallen  —  allgemeiner 
besonders  bei  den  zur  Defraudation  stark  anreizenden  Steuern,  bei 
welchen  zugleich  eine  Entdeckung  des  Unterschleifs  schwieriger 
ist,  hat  man  die  Thätigkeit  der  Controlbeamten  wohl  durch  An- 
theile  an  dem  liscalischen  Gewinn  bei  entdeckten  Defraudationen, 
sogen.  Ergreiferantheile,  anzuspornen  und  durch  ähnliche  An- 
theile,  sogen.  Denunciantenantheile,  die  Mithilfe  von  Per- 
sonen aus  dem  Publicum  zur  Entdeckung  von  Unterschleifen  zu 
gewinnen  gesucht.  Daraus  konnte  sich  dann  ein  System  von  Be- 
lohnungen für  die  Beamten  und  die  Denuncianten  entwickeln. 
Solche  Antheile  und  Belohnungen  fanden  und  finden  sich  zum  Theil 
noch  besonders  in  der  Verwaltung  der  indirecten  Steuern,  der 
Zölle,  inneren  Verbrauchsteuern,  des  Stempelwesens,  auch  in  Ge- 
bührenzweigen ,  z.  B.  bei  der  Defraudation  von  Wegegeld.  Vom 
moralischen  Standpuncte  haben  namentlich  die  Denuncianten- 
antheile wohl  überwiegende  Bedenken,  welche  ihre  möglichste  Be- 
seitigung räthlich  machen.  Freilich  wird  letztere  wieder  von  dem 
ganzen  Stande  der  Volksmoralität  bedingt  sein.  Auch  die  Beamten- 
antheile  schädigen  leicht  die  Stellung  und  das  Ansehen  des  Ver- 
waltungspersonals und  müssen  wenigstens  thunlich  beschränkt 
werden.  In  der  indirecten  Besteuerung,  bei  Zöllen  und  inneren 
Verbrauchsteuern,  ist  ihre  völlige  Beseitigung  aber  auch  wieder 
vom  allgemeinen  moralischen  Niveau  der  Bevölkerung,  der  Ge- 
schäfts- und  Beamtenkreise,  dann  auch  wohl  von  der  Verein- 
fachung und  Ermässigung  des  Zolltarifs  mit  abhängig.  Etwas 
Schönes  sind  sie  unter  keinen  Umständen.'*^) 

«)  Fin.  Amer.  S.  81,  80.  —  Schaf fle  nach  d.  Tab.enqu.  Tüb.  Ztschr.  1879  S.646: 
„Die  angeblich  geringfügige  Hinterziehung  (der  amer.  Tabaksteuer)  eriilärt  sich  weniger 
aus  der  umfassenden  Anwendung  des  Untersuchungseids  —  „Eide  im  Zollhaus"  sollen 
nicht  schwer  genommen  werden  — ,  als  vielmehr  aus  den  sehr  harten  Gefängniss-  u.  Geld- 
strafen, die  eine  sehr  scharfe,  obwohl  sparsam  gebrauchte  Waffe  der  Verwaltung  bilden." 

'^)  Hock,  öif.  Abg.  S.  53,  der  den  völligen  Verzicht  auf  Ergreiferantheile  „wie 
die  Sachen  nun  einmal  liegen",  nicht  für  thunlich  hält.  Er  räth,  für  diese  Antheile 
eine  gemeinsame  Cassc  zu  bilden.     Aufhebung  der  gesctzl.  Strafantheile  der  Denun- 
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C.  Mit  ihren  Conttolen  greift  die  Steuerverwaltung  unver- 
meidlich in  die  Sphäre  der  persönlichen  Freiheit  der 
Bevölkerung  und  in  die  Freiheit  des  wirthschaftlichen 
Verkehrs,  öfters  ziemlich  tief,  ein.  Das  Recht  dazu  wird  ihr 
bei  den  modernen  Culturvölkern  regelmässig  durch  das  Steuer- 
gesetz gegeben.  Letzteres  kann  aber  nicht  jedes  Detail  der 
Controle  feststellen.  Das  muss  vielmehr  wieder  durch  Verord- 
nungen der  Verwaltung  geschehen,  zu  deren  Erlass  dieselbe  die 
gesetzliche  Ermächtigung  erhält.  Um  so  nothwendiger  ist  hier 
nun  auch  wieder  die  zweckmässige  Organisation  des  Be- 
schwerderechts und  die  Einräumung  eines  administrativen 
Klagerechts  an  die  von  den  Controlen  Betroffenen.  Gegenüber 
den  Härten  und  Mängeln  des  Gesetzes  selbst  aber,  welche  eben 
oft  erst  bei  der  Vollziehung  hervortreten,  erweist  sich  hier  das 
Petitionsrecht  an  die  Regierung  und  an  die  Volksvertretung 
zur  Herbeiführung  einer  Aenderung  des  Gesetzes  von  grosser 
principieller  und  practischer  Bedeutung  für  das  ganze  Gebiet  der 
Controlen. ^^)  Namentlich  im  Bereich  der  indirecten  Besteue- 
rung" sind  Beschwerde-,  Klag-  und  Petitionsrecht  die  Mittel,  um  zu 
einer  relativ  genügenden,  nicht  mehr  als  nöthig  die  freie  Bewegung 
der  Personen  und  Güter  hemmenden  Gestaltung  und  zu  einer 
richtigen  Handhabung  der  Steuercontrolen  zu  gelangen. 

V.  —  §.  590.  Der  Controldienst.  Er  zerfällt  in  den 
„äusseren"  gegenüber  dem  Publicum  und  in  den  „inneren" 
gegenüber  den  Beamten  selbst. 

A.  Die  Ausübung  der  Steuercontrolen  über  die  Bevölkerung 
überhaupt  und  die  Steuerpflichtigen  speciell  erfolgt  theils  durch 
diejenigen  Organe  der  Verwaltung,  welche  die  thatsächlichen  Er- 
mittlungen zur  Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten  unmittelbar 
vorzunehmen  und  die  Steuern  zu  erheben  haben,  mehr  oder 
weniger  im  directen  Anschluss  an  diese  Functionen,  theils  durch 
besondere  Organe  eigens  für  den  Controldienst. 


zianten  durch  d.  prcuss.  Ges.  v.  23.  Jan.  183S  §.  ßl  wegen  Untersuch,  u.  Bestraf, 
der  Zollvergehen.  Aus  dem  Betrag  der  eingezog.  (ieldstnit'en  u.  dem  Erlös  der  Con- 
liscate  wird  ein  (iratiiic-  u.  ünterstUtz.fonds  f.  Zolibeanite  u.  deren  Angehörige  gebildet. 
In  Baiern  nach  Zollstrafges.  v.  1837  die  Hälfte  des  Wcrths  der  Geldstrafen  u.  (lon- 
iiscate  bei  den  Zöllen  au  Anzeiger,  die  andere  llulfte  an  einen  ÜnterstUtz.fonds  der 
ZoUverwalt.  Nach  d.  preuss.  Steuipelgesetz  v.  1822  §.  31*  erhalten  Denunzianten  ein 
Drittel  der  festgesetzten  Stempelstrafen. 

")  Vgl.  auch  hier  bes.  Stein,  Inn.  Verw.l.  I,  üO— 153  (1.  A.).  Auch  oben 
§.  582  ir.  über  die  analogen  Verliältnisse  bei  don  Kcclamationen  in  Betr.  der  Veran- 
lagung und  Erhebung  der  Steuern. 


Der  Coutroldicnst.  0^3 

Die  ersteren  reichen  meisteus  bei  den  directcu  Einkommen-, 
Ertrag-  u.  s.  w.  Steuern  aus.  Bei  den  Verbrauchsteuern,  besonders 
den  wichtigsten  Kategorieen  der  indirecten,  wo  Schleichhandel 
u.  dgl.  droht,  sind  dagegen  umfassendere  Personal-,  Keal-  und  Um- 
laut'controlen,  auch  tormliche  Oertlichkcitscontrolen  nothwendig,  für 
welche  besondere  Organe  unentbehrlich  sind.  Diese  bestehen  in 
dem  oft  sehr  zahlreichen  Personal  der  Grenz  Wächter  u.  s.  w. 
für  die  Bewachung  der  Zollgrenze  und  für  die  Durchstreifung  des 
Grenzdistricts ,  in  ähnlichen  Organen  für  die  Bewachung  der  Ver- 
zehruDgssteuerlinien  der  Städte.  Auch  zur  Verhütung  von  Defrau- 
dationen in  Bezug  auf  die  Staatsmonopolartikel  und  auf  die  Steuern, 
welche  sich  an  den  privaten  Productionsbetrieb  anschliessen,  wo 
in  beiden  Fällen  das  geheime  Herausbringen  von  Artikeln,  im 
letzteren  auch  der  geheime  Bezug  von  unversteuertem  Rohstoff  u.  dgl., 
die  Vornahme  nicht  angemeldeter  Betriebsacte  verhindert  werden 
muss,  ist  ein  besonderes  Controlpersonal  erforderlich.  Die  Organi- 
sation und  Anzahl  dieses  wie  des  Grenzwachpersonals  hängt 
wesentlich  mit  von  der  Einrichtung  der  betreffenden  Steuern,  dem 
Umfang  der  Zolltarife,  der  Höhe  der  Steuersätze,  dann  von  geo- 
graphischen Verhältnissen,  auch  von  den  Productionsverhältnissen 
(z.  B.  bei  der  Branntweinbrennerei,  ob  sie  mehr,  wie  bei  uns,  eine 
decentralisirte  landwirthschaftliche  oder,  wie  in  England,  eine  rela- 
tiv centralisirte ,  mehr  städtische  Industrie  ist),  endlich  wieder  von 
Moral  und  Rechtssinn  der  Bevölkerung,  der  Geschäfts-  und  Be 
amtenkreise  mit  ab.  Daher  unvermeidlich  viel  zeitliche  und  ört- 
liche Unterschiede.  Aus  der  Vergleicliung  der  Zahl  der  unmittel- 
baren Controlorgane  ist  deshalb  auch  nicht  wohl  ein  Schluss  auf 
die  Güte  der  Steuerverwaltung  zu  ziehen.  Natürlich  richten  sich 
die  Erhebungskosten  der  Steuern  wesentlich  mit  nach  der  Zahl 
dieses  Personals.  ^^) 

Zu  dem  letzteren  müssen  dann  wieder  höhere,  Aufsichts-  u.  s,  w. 
Organe  hinzutreten,  welche  die  richtige  sorgfältige  Ausübung  des 
Controldiensts  des  unteren  Personals  überwachen. 

B.  Der  innere  Controldienst  über  die  Beamten  selbst, 
daher  namentlich  über  die  Erheb ungsbeamten,  Cassenbeamten, 
gehört  nicht  näher  zu  dem  hier  erörterten  Gegenstande  der  Steuer- 
controlen.  Er  ist  auch  keine  Angelegenheit  ausschliesslich  der 
Steuer  Verwaltung    und   nicht    specifisch   eigenthümlich   für  diese 


^)  S.  über  Preussen  die  Daten  obcu  S.  65&  Note  20. 
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einzurichten,  sondern  eine  allgemeine  Angelegenheit  der  Finanz- 
verwaltung  überhaupt.  Nur  der  grosse  Umfang  der  Steuerverwal- 
tnng  und  die  Complicirtheit  und  Mannigfaltigkeit  der  Aufgaben  in 
Bezug  auf  thatsächliche  Ermittlungen  und  auf  die  Erhebung  giebt 
dem  inneren  Controldienst  im  Steuerwesen  thatsächlich  meistens 
eine  grössere  Bedeutung  als  in  anderen  Zweigen  des  Finanzwesens. 
Daher  ist  im  höheren  wie  zum  Tlieil  auch  im  mittleren  Dienst  ein 
mehr  oder  weniger  umfangreiches  eigenes  Personal  von  „über- 
wachenden" Beamten  gerade  für  die  Ausübung  der  Controle 
über  die  Beamten,  welche  die  Thatsachen  für  die  Bemessung  der 
Steuerschuldigkeiten  ermitteln,  Steuern  erheben  und  Steuercassen 
verwalten,  erforderlich,  ein  Personal,  das  auch  von  den  eigentlich 
leitenden  Beamten  der  Steuerverwaltung  noch  zu  unterscheiden  ist. 

Diese  überwachenden  Beamten  können  eventuell  neben  ihren 
Functionen  gegenüber  den  genannten  Beamten  auch  noch  zum 
Zweck  dieser  Controle  gewisse  Thätigkeiten  bei  der  Ermittlung 
der  Thatsachen,  die  man  zur  Besteuerung  des  Publicums  kennen 
muss,  mit  übernehmen.  Man  kann  alsdann  mit  Hock,  welcher 
den  üeberwachungsdienst  näher,  als  es  geboten  und  zweckmässig 
erscheint,  mit  demjenigen  zur  Ermittlung  der  genannten  Thatsachen 
in  Verbindung  bringt,  die  Aufgaben  der  Ueberwachungsbeamten  in 
Kürze  also  zusammenfassen:  „sie  sehen  darauf,  dass  kein  steuer- 
barer Act  der  Entrichtung  der  Abgabe  und  dem  vollen  gebühren- 
den Maasse  derselben  sich  entziehe;  sie  erheben  und  sammeln  die 
Elemente  der  Steuerbemessung  oder  prüfen  die  diesfälligen  An- 
gaben der  Steuerpflichtigen  (oder,  wohl  richtiger:  sie  überwachen 
die  Erhebung  und  Sammlung  dieser  Elemente  und  die  Prüfung 
dieser  Angaben  Seitens  der  damit  betrauten  Organe);  und  sie 
untersuchen  in  ihren  höheren  Graden,  ob  die  Beamten,  welche  die 
Steuern  bemessen  und  einheben,  dies  genau  und  nach  Vorschrift 
gethan  haben.  Sie  müssen  frei  beweglich  sein,  denn  es  darf  keinen 
Ort  und  keine  Stunde  geben,  wo  nicht  ihr  Erscheinen  gefürchtet 
werden  kann;  für  sie  giebt  es  keine  bestimmten  Amtsstunden, 
keinen  regelmässigen  Kreislauf  der  Geschäfte."  ^^) 

Im  Einzelnen  muss  auch  der  höhere  Controldienst  nach  den 
Verhältnissen  der  einzelnen  Steuern  mit  eingerichtet  werden,  so- 
wohl in  Betreff  der  inneren  als  der  äusseren  Controle.^") 

")  Hock,  öff.  Abg.  S.  44. 

***)  Interess.  Einricht.  des  Controldiensts  gegenüber  dem  Publicum  u.  den  Beamten 
in  America  bei  der  dortigen  Tabakbesteuening.  Schäffle,  Tüb.  Ztschr.  IST!)  S.  56fi  ff., 
nach  d.  Enquete.    Einricht.  eines  (ieliciiuijolizeidieubts  f.  besondere  Fälle.    Zu  den 
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G.  Abschnitt. 
Die  Aufü'abeii  der  Steuerverwaltuiig:. 

n.      Die   Ausführung   der   Besteuerung, 
D.     Die  Steuerstrafen. 

Auch  diei^er  practisch  und  principiell  wichtige  Gegenstand  ist  bislier  in  der 
Finanzwissenschaft  gewöhnlich  kaum  auch  nur  berührt  worden.  Höchstens,  dass  man 
in  der  spec.  Steuerlehre  dieses  oder  jenes  einzelne  Steuervergehen  und  die  dafür  an- 
gedrohte Strafe  erwähnte.  Der  Gegenstand  gehört  aber,  ebenso  wie  das  Controlwesen, 
in  die  allgemeine  Steuerlehre  und  giebt  zu  manchen  Streitfragen  Anlass. 

Aus  der  allgemeinen  finanzwiss.  Literatur  ist  vornemlieh  wieder  nur  auf  Hock, 
ort".  Abg.  S.  54  —  57  und  auf  L.  Stein  H,  545,  540  zu  verweisen:  ersterer  wie  ge- 
wöhnlich so  auch  hier  mit  wenigen,  aber  trellenden  Bemerkungen  den  Gegenstand  in 
vorzüglicher  Weise  erledigend,  ohne  ihn  indessen  im  uothwendigen  Zusammenliang 
mit  der  Einrichtung  und  Grundlage  der  ganzen  Besteuerung  zu  behandeln.  Auch  in 
seinen  pract.  Werken  über  die  Finanzen  Frankreichs  u.  Americas  schenkt  Hock  dem 
Gegenstand  überall  die  gebührende  Aufmerksamkeit.  Stein  hat  scharf  u.  richtig  das 
Steuervergehen  von  anderen  mit  der  Besteuerung  irgendwie  in  Zusammenhang  stehen- 
den strafbaren  Handlungen  unterschieden  u.  es  richtig  characterisirt.  Nicht  ganz  zu- 
treffend ist  aber  die  Aufstellung  von  2  Kategorieen  des  Thatbestands  des  Vergehens: 
falsche  Angaben  u.  Verheimlichung  des  Steuerobjects;  unrichtig  ferner  „Defraudation" 
u.  Steuerbetrug  (als  falsche  Angabe  verbunden  mit  Fälschungen  in  d.  Buchhaltung) 
zu  identificiren.  Auch  die  Beschränkung  der  Steuerstrafe  auf  ein  System  von  „Bussen 
mit  progress.  Straffuss"'  geht  zu  weit  u.  die  Motivirung  dafür,  dass  „jedes  (?)  Steuer- 
vergehen zugleich  einen  Mangel  an  Obsorge  von  Seiten  der  Verwaltung  enthält,  aller 
Schmuggel  aber  nur  durch  verkehrte  Tarife  möglich  wird  (!!)"',  ist  ganz  schief  und 
unhaltbar.  Als  ob  die  Steuertarife  eben  nicht  wieder  vom  Steuerbedarf  und  von  der 
Xothwendigkeit  gleichmässiger  Besteuerung  abhingen! 

Auffälliger  aber  noch  als  das  übliche  Stillschweigen  der  finanzwissensch.  Werke 
über  das  Steuerstrafwesen  ist  die  ebenfalls  wenigstens  in  der  deutschen  systema- 
tischen u.  dogmatischen  strafrechtlichen  Literatur  so  gut  wie  ganz  fehlende 
principielle  Behandlung  dieses  wichtigen  und  keineswegs  uninteressanten  Kechts- 
gebiets.  Da  dasselbe  allerdings  vielfach  vom  sonstigen  Strafrecht  in  der  Grundlage 
und  der  Ausführung  abweicht,  so  ergiebt  sich  hier  manche  Controverse,  deren  tiefere 
Behandlung  auf  die  obersten  rechtsphilosophischen  Principieu  des  Strafrechts  hinführt. 
Ausser  in  den  Commentaren  der  Steuergesetze  aber  findet  sich  kaum  eine  Erörterung 
über  Wesen  und  Arten  der  Steuervergehen  u.  Strafen  in  unserer  strafrechtl.  Literatur. 
Sogar  so  umfassende  Werke  wie  das  v.  Holtzendorff'sche  Sammelwerk  „Handb.  d. 
D.  Strafrechts  in  Einzelbeiträgen''  (3  B.  Berl.  1S71 — 74)  enthalten  so  gut  wie  nichts 
darüber,  was  durch  die  übliche  Gestaltung  des  positiven  Kechts  doch  kaum  genügend 
entschuldigt  wird.  In  der  Kegel  befinden  sich  nemlich  die  strafrechtlichen  Be- 
stimmungen des  Steuerrechts  nicht,  wie  die  gewöhnlichen  sonstigen,  in  den  Gesetzen 
über  Strafrecht,  in  den  neueren  Strafgesetzbüchern,  sondern  in  den  einzelnen 
Steuergesetzen.  Aber  sie  bilden  doch  einen  wichtigen  Bestandtheil  des  Landes- 
strafrechts, der  gerade  mit  der  Ausdehnung  und  Verfeinerung  der  indirecten,  der 
Verkehrs-,  Stempelbesteuerung  und  mit  der  Einbürgerung  des  Ansageprincips  und 
Declarationszwangs  in  Hauptgebieten  der  directen  Besteuerung  immer  wichtiger  und 
juristisch  immer  schwieriger  wird. 

Die  Criminalisten  rechtfertigen  diesen  Anschluss  des  Steuerstrafrechts  und  des 
verwandten  „Polizeibussrechts"  allerdings  damit,  dass  sie  eine  principielle  Grenze 


Controlbeamten  gehören  auch  die  Stempelfiscale,  die  in  Preussen  nach  dem 
Stempelges.  v.  7.  März  1S22  §.  34  die  Aufgabe  haben,  namentl.  auch  die  Verhand- 
lungen, Acten  u.  s.  w.  der  Behörden  in  Bez.  auf  die  richtige  Erfüllung  des  Stempel- 
gesetzes zu  controliren.  Ausdehn,  dieser  Controle  auf  die  Revision  der  Actiengesellsch. 
durch  Ges.  v.  25.  Mai  1S57.  Diese  Fiscale  bestehen  bei  d.  Provinc.steuerdirectionen. 
Sie  können  auch  Private  nöthigen,  sich  ihrer  Controle  zu  unterwerfen.  Vgl.  Hoff- 
manu,  L.  v.  d.  Steuern  o.  435  ff. 
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für  das  „eigentliche"  Strafrecht  mittelst  einer  bestimmten  Definition  des  Begriffs 
„Verbrechen"  zu  ziehen  suchen,  vgl.  v.  Holtzendorff  a.  a.  0.  I,  4  ff.  Allein  hier 
wird  den  Dingen  doch  Gewalt  angethan  und  gerade  der  Normalfall  der  Steuerdefrau- 
dation,  wo  böse  Absicht  zu  Grunde  liegt,  willkührlich  ausgeschlossen.  Hier  liegt 
dasselbe  „ünrechtsmoment"  vor,  wie  bei  einer  grossen  Keihe  gemeiner  Verbrechen. 
Jene  Grenzziehung  entspricht  freilich  nur  zu  sehr  dem  Zustand  des  Eechtsbewusstseins 
im  Volke,  der  laxen  Auffassung  der  Steuervergehen.  Dadurch  wird  es  aber  nicht 
gerechtfertigt,  dass  unsere  Criminalisten  bisher  den  letzteren  keinen  Platz  im  System 
des  Strafrechts  einräumten.  Es  zeigt  sich  hier  wieder  in  einem  characteristischen 
Beispiel,  wie  schwer  der  Fortschritt  zu  einer  wahrhaft  „ g e m e i n wirthschaftlichen" 
und  demgemäss  wahrhaft  „öffentlich-rechtlichen"  Auffassung  der  Vermögens- 
verhältnisse ist.  Alle  Anschauungen  unserer  Juristen,  sogar  der  sonst  weitsichti- 
geren Criminalisten,  stehen  hier  noch  im  Banne  privatwirthschaftlicher  u.  privatrecht- 
licher Gcsichtspuncte.  Man  würde  sonst  wenigstens  die  böswillige  Steuerdefraudation 
grundsätzlich  unter  die  „Bereicherungsverbrechen"  reihen  und  sie  so  mit  dem  „Betrug", 
wenn  auch  noch  nicht  identificiren ,  so  doch  als  ein  demselben  gleichartiges  Ver- 
brechen, bez.  Vergehen  zusammenstellen  (s.  v.  Holtzendorff,  Strafrecht  III,  621  ff.). 

"Weniger  auffällig,  aber  darum  nicht  weniger  bedauernswerth  ist,  dass  auch  im 
deutschen  Verwaltungsrecht  das  Steuerstrafrecht  noch  nicht  angemessen  be- 
handelt ist.  Es  harrt  hier,  wie  das  ganze  Verwaltungsstrafrecht,  dessen  Theil  es  ist, 
„noch  immer  in  der  deutschen  Wissenschaft  seiner  Begründung  u.  seines  so  wichtigen 
Strafprincips"  (Stein,  I,  545).  Selbst  v.  Eönne  ist  für  Preussen  hier  sehr  dürftig. 
Kurze  Bemerkungen  über  das  bestehende  preuss.  Recht  und  Andeutungen  de  lege 
ferenda  giebt  Gneist,  z.  B.  Verwalt.,  Justiz  u.  s.  w.  S.  286,  292,  passim  im  „Rechts- 
staat" 2.  A.,  z.  B.  S.  313. 

Das  positive  Steuerstrafrecht  ist  bisher  bei  nns  wie  in  anderen  Staaten 
ganz  Gelegenheitsgesetzgebung  u.  besteht  aus  Bestimmungen,  welche  in  den  einzelnen 
Steuergesetzen  gleich  im  Zusammenhang  mit  der  Regelung  der  einzelnen  Steuer  ge- 
trofl'en  werden.  Wegen  seiner  besonderen  practischen  Wichtigkeit  u.  seines  specielleren 
Details  ist  liier  namentlich  das  Zoll  strafrecht  auch  für  den  folgenden  das  Steuerstraf- 
recht nur  generell  behandelnden  Abschnitt  hervorzuheben.  S.  für  Deutschland, 
v.  Rönne,  preuss.  Staatsr.  3.  A.  II.  2.  Abth.  S.  662,  ders,  Staatsr.  d.  D.  Reichs,  2.  A. 
II,  1.  Abth.  S.  104.  Bei  den  Verhandl.  im  J.  1836  hatten  sich  die  Regierungen  im 
Zollverein  nur  über  „leitende  Grundsätze"  des  Zollstrafrechts  verständigt,  aber 
die  Zollstrafgesetze  eigens  redigirt.  So  Preussen  im  Ges.  v.  23.  Jan.  183S  wegen 
Untersuch,  u.  Bestraf,  d.  Zollvergehen.  Nach  d.  Zollvereinsvertr.  v.  8.  Juli  1867  gehört 
die  Competenz  auch  auf  diesem  Gebiete  den  gesetzgebenden  Factoren  des  Zollvereins, 
jetzt  des  D.  Reichs.  Daher  sind  jetzt  massgebend  d.  Vereinsges.  v.  18.  Mai  1868  u. 
die  §§.  134 — 165  des  Vereinszollgesetzes  v.  I.Juli  1869.  Für  das  Strafverfahren 
blieben  aber  die  Landesgesetze  noch  in  Kraft.  Für  Preussen  Ges.  v.  23.  Jan.  1838 
betr.  untersuch,  u.  Bestraf,  d.  Zollvergehen.  Sonst  sind  f.  Deutschi,  wie  f.  andere 
Länder  bes.  die  Gesetze  über  indirecte  Verbrauchsteuern,  nam.  Wein-,  Bier-, 
Branntwein-,  Tabak-,  Zucker-,  Mahl-  u.  Schlachtst.,  über  Monopolien  u.  s.  w. ,  ferner 
über  Stempel-  u.  Regist  er  abgaben  u.  dgl.  als  reich  an  Straf  bestimmungen  aller 
Art  zu  nennen.  Aus  der  directen  Besteuerung  gehören  vornemlich  die  Vorschriften 
über  Anmelde-  und  Declarationszwang  bezüglich  der  für  Unterlassungen  und 
falsche  Angaben  angedrohten  Strafen  hieher.  Daher  fehlen  solche  Bestimmungen 
vielfach  noch  fast  ganz,  etwa  von  kleinen  Ordnungsstrafen  für  Verletzung  von  Control- 
und  Anmeldungsvorschriften  abgesehen ,  in  Staaten ,  welche  bloss  die  älteren  Ertrag- 
steuern, ohne  die  Leihzinsst. ,  und  keine  Einkommen-  und  Vermögenst.  oder  für  die 
Eink.st.  u.  s.  w.  keinen  Declar.zwang  haben  (Preussen).  Anders,  wo  dies  Princip 
angenommen  ist,  so  z,  B.  in  d,  k.  sächs.  Eink.st.ges.  v,  22.  Dec.  1874  §.  62  —  69, 
in  Erbsch.st.gesetzen,  so  auch  im  neuen  preuss.  v.  30.  Mai  1873,  §.  41 — 45.  Sehr 
umfassend  und  einschneidend  sind  nach  der  ganzen  Grundlage  und  Einrichtung  der 
Besteuerung  die  Strafbestimmungeu  für  Steuervergehen  in  Nordamerica,  s.  darüber 
für  die  Zeit  der  60er  Jahre  Hock's  Fin.  Am.;  zur  Characteristik  der  Verhältnisse  in 
einem  einzelnen  Beispiel  bes.  die  drakonischen  Strafbestimmungeu  in  der  americ. 
Tabakst.gesetzgeb.  (Tab.emiu.  B.  III,  501;  Schaffte,  Tub.  Ztschr.  1879,  S.  556  ff, 
641  ff.;  Felscr  in  Hirth's  Annalen  1878,  S.  337  11'.).  Für  England  sind  die  Straf- 
bestimmungeu  bei  Weigerung   voü  Angaben  und  falschen  Angaben  iii  Sched,  D  der 
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Eiuk.st.  (gewerbl.  Eiiik.")  beachtenswerth ,  5  ii.  (i.  Vict.  cap.  35,  Art.  100 — 145,  s. 
Gneist,  engl.  Vonv.r.  2.  A.  II,  707.  —  Bei  der  so  ausserordentlich  complicirtcn  und 
fiscalischeu  (iesotzfrebuns:  über  indirecte  Steuern,  St<Mnpcl  u.  s.  \v.  in  Frankreich 
sind  auch  die  Strafbestiuimungen  liier  fein  ausg^ebildet,  s.  bes.  Hock 's  Fin.verw^. 
Frankreichs  u.  das  jirosse  Werk  von  lilibo,  codcs  des  coutribut.  indir.  et  des  octrois, 
5.  cd.  3  vol.  Lyon  187S— 79. 

I.  —  §.  501.     Das  Steuervergehen. 

A.  Begriff  und  Wesen  desselben. 

Ein  Steuervergehen  ist  diejenige  gesetzwidrige  und 
mit  Strafe  bedrohte  (versuchte  oder  vollführte)  Handlung 
(bez.  auch  Unterlassung)  einer  Person,  durch  welche  die 
gesetzliche  Veranlagung  oder  Erhebung  einer  Steuer  zum 
Nachtheil  der  Steuercasse  unmöglich  gemacht  oder  im 
Betrage  verkürzt  oder  durch  welche  gegen  die  gesetz- 
lichen Controlvorschriften  Verstössen  wird.  Die  hierbei 
erfolgende  Hinterziehung  von  Steuern  ist  die  sogen.  Defraudation.^) 

Das  Steuervergeben  deckt  sich  also  nicht  mit  jeder  irgend  wie 
an  die  Besteuerung  sich  knüpfenden  oder  selbst  durch  sie  veran- 
lassten an  sich  nach  dem  geltenden  Strafrecht  strafbaren  Hand- 
lung. Wohl  aber  kann  es  in  letzterer  sofort  mit  enthalten  sein, 
z.  B.  wenn  falsche  Stempelmarken  für  den  eigenen  Gebrauch  her- 
gestellt und  verwendet  oder  von  Anderen  gefälschte  wissentlich 
gebraucht  werden.  Oder  das  Steuervergehen  führt  in  seinem  Ver- 
lauf eine  andere,  allgemein  strafbare  Handlung  mit  sich,  z.  B.  die 
Körperverletzung  eines  verfolgenden  Steuerbeamten  beim  Schmuggel, 
Immer  ist  zwischen  dem  Steuervergehen  und  einer  solchen  anderen 
strafbaren  Handlung  dann  scharf  zu  unterscheiden. 

Die  mancherlei  Steuervergehen  und  Defraudationen  bei  den 
verschiedenen  Steuern  lassen  sich  vornemlich  auf  die  beiden 
Schemata  der  Unterlassung  vorgeschriebener  St  euer  an  sagen 
Seitens  des  Steuerpflichtigen  und  der  falschen  Angaben  bei 
diesen  Steueransagen  zurückführen.  Unter  das  erste  Schema  ge- 
hören auch  die  Verheimlichungen^)   von  Steuerobjecten ,   wie 

*)  Vgl.  Stein  I.  546,  Hock,  öff.  Abg.  S.  55.  —  Steuerrückstände  (§.  581) 
bilden  nur  bedingt  den  Thatbestand  eines  Steuervergehens,  so  z.  B.  im  Falle  bös- 
willigen Unterlassens  der  Steuerentrichtung  über  die  gestattete  Frist  hinaus.  Die 
Steuerexecutionsmassregeln  sind  auch  nur  theilweise  als  Strafmassregeln  zu  charac- 
terisiren.  —  Die  mit  dem  Steuergesetz  übereinstimmenden  Verordnungen  der  Ver- 
waltung vertreten  le^is  vicem,  so  dass  Verstösse  dagegen  zu  den  Steuervergehen 
gehören.  Behauptete  Widersprüche  zwischen  dem  Gesetz  und  den  Verordnungen  auch 
in  Betr.  der  Vergehen  und  Strafbestimmungen  sind  wieder  durch  das  Institut  des 
administrativen  Klagrechts  zum  Austrag  zu  bringen. 

-t  Die  also  nur  als  Species  einer  Art  von  Vergehen  den  falschen  Angaben 
gegenüberzustellen  sind,  was  Stein,  I,  54G  übersieht. 
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beim  Grenz-  und  Thorschmuggel  zur  Hinterziehung  von  Zöllen  und 
Octrois,  ferner  die  Vornahme  von  Produetionsprocessen  in  der  Ver- 
brauchsbesteuerung der  Productionsbetriebe  ohne  Anmeldung  bei 
der  Steuerbehörde,  daher  ohne  die  Gegenwart  controlirender  Steuer- 
organe ;  dann  auch  die  Unterlassung  gebotener  Handlungen  bei 
den  Verkehrsteuern,  z.  B.  der  Anwendung  von  Steuerstempelu, 
der  Anmeldung  von  Rechtsgeschäften  zur  Registrirung,  Zu  den 
falschen  Angaben  zählen  auch  die  absichtlichen  Irreführungen 
der  Steuerbeamten,  welche  die  Controlen  auszuüben  und  die  that- 
sächlichen  Ermittlungen  zur  Feststellung  der  Steuerschuldigkeit 
vorzunehmen  haben,  ferner  die  absichtlichen  Störungen  der  Mess- 
instrumente oder  Apparate,  durch,  welche  bei  Verbrauchsteuern  die 
steuerpflichtigen  Mengen  und  Qualitäten  der  Objecte  ermittelt  werden 
(Alcoholo-,  Saccharometer  bei  der  Branntwein-,  Zuckersteuer,  Mess- 
apparate der  Mahlsteuer  —  in  Italien  — ). 

B.  —  §.  592.     Vorkommen  der  Steuervergehen. 

Die  Gelegenheit  und  der  Anreiz  zu  Steuervergehen,  daher 
auch  deren  Häufigkeit,  ferner  die  Arten  und  der  Umfang  dieser 
Vergehen  gestalten  sich  wieder  bei  den  grossen  Katego rieen 
des  Steuersystems  verschieden. 

1)  Auch  hier  sind  die  früher  (§.  549,  557)  als  eine  be- 
sondere steuertechnische  Gruppe  zusammengefassten  „Steuern 
auf  einzelne  wechselnde  Thatsachen  und  Handlungen", 
daher  namentlich  die  Verkehr-  (Stempel-)  und  indirecten 
Verbrauchsteuern  als  diejenigen  hervorzuheben,  welche  zu  Steuer- 
vergehen, besonders  gegen  die  Steuerveranlagung  mittelst  Unter- 
lassung der  Steueransagen  und  gegen  die  Control Vorschriften  am 
Meisten  Anlass  geben,  aus  leicht  ersichtlichen  Gründen.  Eben 
deswegen  sind  hier  die  Controlen  wieder  so  zu  verschärfen,  womit 
aber  zugleich  die  Gelegenheit  und  der  Anreiz  wenigstens  zu 
leichteren  Steuervergehen  wächst. 

2)  Bei  den  Hauptarten  der  directen  Steuern,  den  Ertrag-, 
Einkommen-,  Verraögensteuern,  liegt  die  Sache  anders.  Solange 
man  sich  hier  bei  der  Ermittlung  der  Steuersubjecte  und  Objecte 
wesentlich  mit  amtlichen  Nachforschungen  (§.  550)  und 
mit  Schätzungen  der  Erträge,  Einkommen  u.  s.  w.  durch  Be- 
hörden und  Commissionen  (§.  551,  553  ff.)  begnügt,  ist  für  Steuer- 
vergehen in  Bezug  auf  die  Veranlagung  kaum,  in  Bezug  auf 
die  Erhebung  wenig  Gelegenheit,  und  die  Controlvorschriften  sind 
geringfügig:  insoweit  ein  Vorzug  dieser  Besteuerungsart.    Mit 
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dem  persönlichen  Melde  zwang  bei  Personal-  und  anderen 
directen  Steuern-^)  (§.  550)  verändert  sich  dies  schon  etwas  und 
Vergehen  gegen  diese  Vorschrift,  welche  wesentlich  die  Bedeutung 
einer  Coutrolvorschrilt  hat,  treten  hervor.  Namentlich  aber  mit 
dem  Priucip  des  Declaratio  nszwangs  für  Einlcommen-,  Ver- 
mögen- und  einzelne  Ertragsteuern  wie  die  Leihzinssteuer  (§.  552), 
für  die  Erbschaftsteuer  und  ähnliche  wird  nun  zu  Steuervergehen 
eine  nur  zu  reichliche  Gelegenheit  geboten,  besonders  in  Bezug 
auf  falsche  Angaben.  Diesen  Nachtheil  muss  man  aber  als 
einen  unvermeidlich  mit  diesem  Princip  verbundenen  in  den  Kauf 
nehmen,  weil  das  Priucip  selbst  ganz  richtig  und  nothwendig  ist. 

C.  —  §.  593.  Strafrechtlicher  Character  der  Steuer- 
vergehen. 

Das  Vergehen  der  Steuerdefraudation  setzt  zwar  regelmässig 
Absicht  („böse  Absicht",  dolus)  des  Defraudanten  voraus, 
aber  begrifflich  und  nach  dem  positiven  Recht  beschränkt 
sich  das  Steuervergehen,  namentlich  in  Bezug  auf  die  Verletzung 
von  Controlvorschriften ,  nicht  auf  den  Fall  der  bösen  Absicht,*) 
Vielmehr  kann  auch  grobe  Fahrlässigkeit  (culpa  lata),  leichtes 
Versehen  (culpa  levis)  und  selbst  nur  zufällige  (gutgläubige) 
Ausserachtlassung,  z.B.  wegen  Unkenntniss  einer  Vorschrift, 
das  Vorhandensein  eines  Steuervergehens,  wenn  auch  nur  eines 
geringeren,  bedingen.  Selbst  in  den  verwickelten  und  künstlichen 
Verhältnissen  der  indirecten  Besteuerung,  z.  B.  des  Zollwesens, 
ist  ohne  den  Rechtssatz,  dass  „Unkenntniss  des  Rechts"  nicht  als 
Entschuldigung  dient,  nicht  wohl  auszukommen,")  wenn  dieser 
Umstand  auch  ein  Milderungsgrund  sein  kann,  Bei  der  Compli- 
cation  in  der  Praxis,  z.  B.  bei  Steuern  im  Anschluss  an  den  tech- 
nischen Productionsprocess  und  hier  wie  sonst  öfters  in  Fällen, 
wo  die  Action  eines  zahlreichen  Personals  in  Betracht  kommt  (im 
Fabrikwesen)  lässt  sich  auch  die  böse  Absicht  häufig  nur  schwer 
nachweisen,  .während  die  Fahrlässigkeit  offener  zu  Tage  tritt. 

In  dem  Fall  der  bösen  Absicht  liegen  aber  nun,  wenn  auch 
nicht  immer  absolut  genau  alle,   so   doch  stets  einige  der  wesent- 

^)  Z.  B.  die  früher  schon  einmal  erwähnte  Pflicht  zur  Anmeldung  des  Eintritts 
der  Stenerpflicht  für  bisher  steuerfreie  Häuser  bei  der  Gebäudesteuer  (Preussen). 

*)  Deshalb  ist  Stein 's  Auffassung  des  Steuervergehens  I,  546  zu  eng,  sie  passt 
mehr  auf  die  Steuerdefraudation,  aber  auch  nicht  völlig.  —  Die  in  der  Vorbemerkung 
erwähnte  Ausschliessung  der  Steuervergehen  aus  dem  eigentlichen  Strafrecht  hängt 
mit  dieser  weiteren  Begriffsbestimmung  dieser  Vergehen  zusammen,  wird  aber  dadurch 
nicht  genügend  bep,Tündet. 

*|  So  ausdrücklich,  auch  in  Bezug  auf  gehörig  bekannt  gemachte  Verwaltungs- 
Torschriften,  bestimmt  in  §.  163  d.  D.  Vereinszollges.  v.  1.  Juli  1869, 
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liehen  Merkmale  des  strafrechtlichen  Vergehens  (bez.  Verbrechens) 
des  Betrugs  vor :  der  DetVaudant  sucht  sich  einen  rechtswidrigen 
Vermögensvortheil  auf  Kosten  der  Steuercasse  (des  Fiscus)  durch 
Irrthumserregung  mittelst  Unterdrückung  oder  Entstellung  wahrer 
oder    durch   Vorspiegelung  falscher  Thatsachen   zu   verschaifeu. '') 

Trotzdem  hat  weder  die  herrschende  strafrechtliche  Theorie 
noch  das  positive  Strafrecht  der  Culturvölker  die  Steuerdefraudation 
auch  in  diesem  Fall  regelmässig  ohne  Weiteres  als  „Betrug"  quali- 
ficirt  oder  auch  nur  als  ein  demselben  wesentlich  gleichstehendes 
und  strafrechtlich  gleich  zu  behandelndes  selbständiges  Vergehen 
oder  Verbrechen  —  etwa  unter  der  Kategorie  der  „Bereicherungs- 
verbrechen"'^*)  —  aufgefasst.  Nach  dem  Stande  der  öffentlichen 
Meinung  und  des  Rechtsbewusstseins  unserer  Völker  hat  dies  im 
Allgemeinen  auch  wohl  heute  noch  seine  ganz  oder  grossentheils 
ausreichenden  principiellen  Gründe.  Zu  diesen  treten  noch 
erhebliche  Steuer  technische  Gründe  hinzu.  Dennoch  möchte, 
und  sollte  wohl  auch  mit  Recht,  die  Weiterentwicklung  im  Leben 
unserer  Culturvölker  dabin  führen,  in  der  böswilligen  Steuer- 
defraudation ein  mit  dem  „Betrug"  identisches  oder 
strafrechtlich  gleichzustellendes  selbständiges  Ver- 
gehen anzuerkennen. 

1)  Die  principiellen  Gründe  für  die  bisherige  Auffassung 
der  Steuerdefraudation  liegen  im  Character  und  in  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  des  Steuerrechts.  Letzteres  bildet  kein  so 
einfaches,  quasi -natürliches  Rechtsgebiet,  wie  es  dasjenige  des 
Vermögensrechts  und  der  rechtswidrigen  Verletzungen  desselben 
ist  oder  wenigstens  im  Volksbewusstsein  zu  sein  gilt.  Das  Steuer- 
recht, einschliesslich  des  Controlrechts ,  ist  zwar,  wenn  einmal 
die  Grundlage  in  Betreff  des  Steuersubjects,  Steuerobjects  und 
Steuersatzes  (§.  539  ff.)  festgestellt  ist,  auch  in  seinen  haupt- 
sächlichen einzelnen  Bestimmungen  durchaus  nicht  so  willkührlich, 
als  es  oft  erscheint,  sondern  ein  logisch  streng  folgerich- 
tiges System  von  einzelnen  Vorschriften,  öfters  von  bewunderns- 
werther  Consequenz  (französische  indirecte  Besteuerung,  Enregistre- 
ment).  Aber  in  der  Feststellung  jener  Grundlagen  und  in 
manchen  Details  ist  in  der  That  doch  das  Moment  der  Willkühr, 

«)  Vgl.  D.  Strafges.l)uch  v.  1871  §.  263.  v.  Holtzendorff's  Strafr.  III,  7.50  fl'.  — 
Nicht  ausreichende  Abweisung  der  Betrugsqualificirung  der  Defraudation  bei  Hock, 
öff.  Abg.  S.  56. 

^)  Zu  ihnen  zählen:  Diebstahl  u.  Unterschlagung,  Kaub  u.  Erpressung,  Begün- 
btigung  u.  Hehlerei,  Betrug  u.  Untreue;  Holtzenil.  Strafr.  III,  621  11. 
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daher  auch  des  Fremdartigen  nicht  zu  verkennen.  Erst  mit  der 
testen  Einbürgerung  eines  ISteuersystems  und  einer  einzelnen  Steuer- 
art und  Steuer  als  gerechter  und  zweckmässiger  Steuern 
im  Volksbewusstsein  kann  sich  eine  Anschauung  ausbilden, 
dass  eine  böswillige  Steuerdefraudation  ein  wirklicher  „Betrug" 
im  strafrechtlichen  Sinne  sei  und  wie  ein  solcher  behandelt  werden 
müsse.  Daraus  ergiebt  sich  die  nicht  unwichtige  Consequenz,  dass 
gar  zu  häutiges  Rütteln  und  Verändern  an  der  Besteuerung  auch 
hier  wieder  Bedenken  hat  und  dass  die  Frage  der  „gerechten 
Steuervertheilung",  demnach  der  gerechten  Steuerveran- 
lagung auch  im  Einzelnen,  auch  für  die  Bildung  eines  die 
Steuerdefraudation  scharf  verurtheilenden  Kechtsbewusstseins  im 
Volke  nicht  gleichgiltig  ist. 

Die  Entwicklung  eines  solchen  Rechtsbewussl:seins  und  die 
dann  erst  mögliche  strengere  strafrechtliche  Ahndung  der  Steuer- 
defraudation erscheint  aber  namentlich  in  einem  Steuersystem  so 
nothwendig,  wo  die  unteren  Volksclassen  durch  Verbrauchsteuern 
scharf  getroffen  werden.  Nach  der  Natur  dieser  Steuern  können 
sich  diese  Classeu  schlechterdings  der  Besteuerung  durch  Wider- 
rechtlichkeiten  nicht  entziehen,  was  ja  nur  ein  Vortheil  ist.  Um 
so  bedenklicher  ist  es  aber  dann  wieder,  wenn  die  besitzenden 
und  wohlhabenderen  Classen  durch  Steuerdefraudation  mit  Hilfe 
falscher  Angaben  bei  den  Einkommensteuern,  Leihzinssteuern  u.  dgl. 
und  gewisse  Geschäftskreise  bei  der  Verbrauchsbesteuerung  der 
Productionsbetriebe,  auch  bei  den  Zöllen  die  ihnen  rechtlich  ge- 
bührende Steuerschuldigkeit  nicht  tragen.')  Solche  Zustände  wirken 
corrumpirend  und  aufreizend.  Namentlich  bei  den  genannten  Steuern 
muss  daher  auf  allmählich  immer  strengere  strafrechtliche  Auffassung 
der  Defraudation  hingestrebt  werden. 

2)  Die  steuertechnischen  Gründe  für  eine  mildere  Behand- 
lung der  Steuervergehen  oder  Defraudationen  liegen  bei  vielen 
Steuern,  besonders  wieder  den  indirecten,  den  Zöllen  u.  dgl.,  in 
deren  Natur  und  in  der  daraus  hervorgehenden  Schwierigkeit, 
böse  Absicht  und  Versehen  zu  unterscheiden;  dann  auch  darin, 
dass  hier  öfters  „kleine  Leute"  in  einem  Dienstverhältniss  die  Ver- 
gehen begehen  und  persönlich  allein  sicher  gefasst  werden  können, 
während  der  Vortheil  der  Defraudation  den  Dienstherren  u.  s.  w. 
zu  Gute  kommt.     Blosse  Verstösse  gegen   die  Controlvorschriften 

'')  Der  Schleichhandel  u.  s.  w.  der  „kleinen  Leute"  erfolgt  doch  voniemlich  auch 
im  Interesse  der  Defraudationen  der  Händler,  Fabrikanten. 
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werden  gewöhnlich  nur  als  leichtere  Vergehen  oder  ,,Uebertre- 
tuugen^*  zu  behandeln  sein. 

Aus  dem  strafrechtlichen  Character  der  Steuervergehen  folgt 
dann  mit Noth wendigkeit  auch  mit  die  Straf  art  und  das  Strafmaass, 

II.  —  §.  594.     Die  Steuerstrafe. 

A.  Art  derselben.  Die  namentlich  im  deutschen  Steuer- 
strafrecht bestehenden,  in  anderen  Staaten  übrigens  meist  ähn- 
lichen Bestimmungen  pflegen  etwa  die  folgenden  zu  sein.  ^) 

1)  Die  Steuerstrafen  für  Defraudationen  bestehen  regelmässig 
zunächst  in  Vermögen-,  bez.  Geldstrafen,  welche  nur  im  Un- 
vermögens falle  in  Freiheitstrafen  verwandelt  werden.  Bei 
Vergehen  unter  erschwerenden  Umständen  (z.  B.  Schmuggel 
durch  Bewaffnete),  im  Rückfall  oder  im  wiederholten  Rückfall 
(z.  B.  bei  Zolldefraudationen)  werden  diese  Strafen  erhöht  und 
auch  wohl  sofort  durch  Freiheitstrafen  ersetzt  oder  letztere  mit  jenen 
verbunden.     Concurrirt  ein  Steuervergehen  mit  anderen  strafbaren 

®)  S.  als  Beispiel  f.  d.  Strafart,  Bemess.art  u.  Höhe  d.  Strafe  d.  Bestimm,  iu 
dem  deutschen  ZoUver.ges.  v.  1.  Juli  1S69  §.  134  ff.,  unterscheid,  v.  „Contrebande", 
d.  h.  verbotswldr.  Ein-,  Aus-  oder  Durchfuhr  von  Gegenständen  unternehmen,  u.  von 
„Defraudation",  d.  h.  Hinterziehung  v.  Ein-  u.  Ausgangsabgaben  unternehmen.  Strafe  in 
beiden  Fällen  Confiscation  der  Gegenstände,  dazu  bei  d.  Contreb.  Geldbusse  vom 
doppelten  W'erth  der  Gegenstände,  mind'estens  10  Thlr.,  bei  d.  Defraud.  4facher  Betrag 
der  vorenthalt.  Abgaben,  die  ausserdem  zu  entrichten.  Im  ersten  Ruckfall  Verdopp- 
lung der  Geldbusse,  im  ferneren  Rückfall  neben  d.  Confiscation  in  d.  Regel  Freiheits- 
strafe, Max.  2  Jahre,  event.  ausnahmsweise  Verdopplung  der  Geldbusse  des  1.  Rückfalls. 
Schärfang  der  Strafen  um  die  Hälfte  und  gewisse  Freiheitsstrafen  bei  erschwerten 
umständen.  Verletz,  d.  amtl.  Waarenverschlusses  ohne  Absicht  einer  Gefällentziehung 
(u.  nicht  durch  Zufall)  Geldbusse  bis  300  Thlr.  Bei  üebertret.  d.  gesetzl.  u.  Verord- 
nungsvorschriften  Ordnungstrafen  bis  .50  Thlr.  Bei  ümwandl.  der  nicht  beitveibbaren 
Geldstrafen  in  Freiheitstrafen  Maximaldauer  der  letzteren  7-2'  ^^^-  ^  Jahre.  —  In  der 
deutsch-preuss.  Ges.geb.  über  indirecte  Steuern  auch  sonst  die  erste  Defraudations- 
strafe  das  4fache  des  vorenthalt.  Steuerbetr. ,  so  bei  d.  norddeutschen  Brausteuer, 
Ges.  V.  4.  Juli  1S6S  §.  24,  im  Fall  der  Wiederhol,  nach  vorhergegang.  Bestraf,  das 
Sfache  (auch  Sperre  der  Brauerei  auf  3  Mon.  zugleich),  bei  3.  Defraudat.  nach  2mal. 
Bestraf,  das  16fache  u.  bleibende  untersag,  der  Ausübung  des  Brauereigewerbes,  selbst 
od.  durch  Andere,  f.  d.  Verurtheilten.  Dann  zahlreiche  Ordn. strafen,  auch  Confisca- 
tionen  der  nicht  oder  nicht  richtig  angemeldeten  Braupfannen  u.  Bottiche  (angef.  Ges. 
§.  25  —  36).  Dieselben  Strafbestimm,  f.  Defraudat.  bei  d.  Branntweinst.  s.  Ges.  v. 
8.  Juli  1S6S  §.  50  (f.  Aehnlich,  noch  weiter  nach  der  Technik  d.  Production  specia- 
lisirend  das  neue  deutsche  Tabak steuerges.  v.  16.  Juli  IST'J,  §.  32  if.,  4  u.  Sfache 
Strafe  des  defraud.  Steuerbetrags,  bei  fernerem  Ruckfall  Gefängnissstr.  bis  2  Jahre.  — 
Auch  bei  Stempeldefraud.  in  Preussen  4facher  Betrag  des  nachzubring.  Stempels, 
Ges.  V.  7.  März  1S22  §.  21.  —  Hohe  Strafen  in  Frankreich  bei  Zollvergehen, 
Hock,  Fin.  Fr.  S.  24S,  270,  auch  bei  Unrichtigk.  in  d.  Waarenerklär. ;  Confiscation 
v.  Waare  u.  Transportmittel,  hohe  Geldstrafen  v.  500 — 3000  Fr.,  selbständ.  Frei- 
heitstrafen bei  gewissen  Arten  des  Schleichhandels.  Auch  hohe  Urdn.strafen,  100  bis 
1000  Fr.  u.  selbst  Confiscation  des  Transportmittels.  —  Ausserdem  auch  in  d.  deutschen 
Recht  besoud.  Bestrafung  der  Bestechung,  Strafges.buch  v.  IbTl  Art.  333.  Daneben 
Ordnungstrafen,  z.  B.  Zollges.  v.  1869  §.  100.  —  In  America  bedingt  auch  die 
Grundlage  der  eidesstattl.  Versicher,  f.  so  viele  Steueransagen  (s.  §.  589  oben)  strengere 
u.  insbes.  sofort.  Freiheitstrafen.  Sehr  viel  Detail  daruljcr  bei  Hock,  Fin.  Am.,  s. 
Register  s.  v.  Strafen. 
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Haudluugeii,  so  kommt  die  Strafe  l'lir  beide  zugleich  zur  Auwen- 
diing.  Bei  der  Veriibung  einer  Defraudation  durch  Mehrere  ver- 
eint, kann  die  solidarische  Haftung  für  die  Bezahlung  der  Straf- 
gelder ausgesprochen  sein. 

2)  In  gewissen  Fällen  kommt  neben  den  Geldbussen  und 
Freiheitstrafen  auch  die  Strafe  der  Confiscation  der  Gegenstände, 
in  Bezug  auf  die  das  Vergehen  verübt  wurde,  z.  B.  bei  geschmuggel- 
ten zollpflichtigen  Waaren  vor;  mitunter,  so  im  americanischen 
Recht,  noch  im  weiteren  Umfang.^)  An  die  Stelle  der  Confiscation 
kann  unter  Umständen,  z.  B.  wenn  sie  nicht  vollstreckbar  ist, 
eine  angemessene  weitere  Geldstrafe  treten.  ^*') 

3)  Leichtere  Vergehen,  namentlich  solche,  durch  welche 
eine  Defraudation  nicht  beabsichtigt  war,  Ueber tretungen  der 
Control Vorschriften  u.  dgl.  werden  mit  kleineren  Geldbussen 
als  „Ordnungsstrafen"  belegt. 

Alle  diese  Strafen  kommen  nach  der  bisherigen  thatsächlichen 
Entwicklung  des  Steuerrechts  ganz  überwiegend,  ja  fast  ausschliess- 
lich bei  den  indirecten  und  Verkehrsteuern  (Stempel)  vor. 
Mit  der  Einführung  eines  ernstlich  gehandhabten  Anmelde-  und 
Declarationsz wangs  bei  Einkommen-,  Vermögen-,  Leihzins-, 
Erbschaft-,  Conjuncturengewinn-  und  ähnlichen  Steuern,  wird  das 
Strafsystem  aber  auch  hier,  also  auch  bei  den  Hauptarten  der 
directen  Besteuerung,  sich  ähnlich  gestalten  müssen.  Nament- 
lich bei  den  Einkommen-  und  Leihzinssteuern  ist  auf  hohe  De- 
fraudationsstrafen,  welche  eventuell  bei  der  zu  fordernden 
Controle  der  Erbschaften  noch  nacbträglich  aufzulegen  sind, 
nach   dem  Früheren   (§.  524,  552)    grosses  Gewicht    zu    legen.") 


')  In  d.  americ.  Tab.besteu.  in  gewissen  Fällen  Confiscation  des  Fabrikeigenthums 
mit  Grund  und  Boden  angedrolit. 

")  S.  deutsches  Zollges.  v.  1869  §.  147  über  Contreb.  u.  Dcfraud.  unter  dem 
Schutz  einer  Versicherung,  wo  F'rciheitstrafen  f.  d.  Versicherten  u.  Versicherer 
u.  Confiscat.  der  zum  Zweck  der  Versicher,  angelegten  Fonds  der  Versicherer,  oder, 
im  Fall  diese  Confiscat.  unvoHstrcckbar,  solidar.  Geldstrafe  v.  500 — ,5000  Thlr. 

")  K.  Sachs.  Eink.st.ges.  v.  22.  Dec.  1S74  §.  63  bestimmt  bei  falschen  Declarat. 
,.j'i  nach  dem  Grade  der  dabei  an  den  Tag  gelegten  Böswilligkeit'"  das  4 — 10  fache 
des  hinterzogenen  Betrags.  Nach  §.  66  bei  Ucbergehungen  oder  zu  niedrigen  Be- 
steuerungen, auch  ohne  Absicht  der  Hinterziehung,  Nachzahlungen  bis  auf  5  Jahre 
zurück,  wofür  die  Verbindlichkeit  auf  d.  Erben  übergeht.  S.  auch  Ges.  über  Eink.st. 
im  K.  Bern,  v.  18.  März  1865  §.  35  (Strafe  der  Defraud.  bei  Selbstschatzung  mit 
dem  2fachen  Betrag  der  in  den  letzten  10  Jahren  entzogenen  Steuer,  wofür  auch  die 
Erben  haften.  Preuss.  Erbsch.st.ges.  v.  1873  §.  41,  42:  Strafe  f.  unterlassene  u. 
falsche  Anmeld.  u.  Declarat.  gleich  dem  doppelten  Betrag  der  zu  zalilenden  Steuer; 
wenn  dieser  nicht  zu  ermitteln,  Gcldi5<rafe  bis  1000  Thlr.;  event.  nur  Ordn.strafe  bis 
50  Thlr.  —  Bei  ernstlicher  Controle  d.  Erbschaften  für  den  Zweck  der  Controle  der 
Eiuk.-  u.  ähnl.  Steuern  darf  die  Verjährung  der  Strafe  niclit  hinderlich   sein,    die 
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Auch  (lies  entspricht  gegenüber  den  mit  Verbrauchsteuern  belasteten 
unteren  Classen  nur  einer  Forderung  der  Gerechtigkeit:  um  so 
mehr,  solange  falsche  Angaben  bei  den  Declarationen  noch  nicht 
als  Betrug  behandelt  werden.  Ernstlich  erwägenswerth  erscheint 
gerade  bei  den  genannten  directen  und  verwandten  Steuern,  dann 
bei  Steuern  auf  Productionsbetriebe  auch  die  Einführung  empfind- 
licher Ehren  strafen,  die  volle  Oe ff entlichkeit  der  Bestrafung 
und  die  Verbindung  anderweiter  Rechtsfolgen  mit  der 
rechtskräftigen  Verurtheilung,  wie  zeitweilige  oder  bleibende  Ab- 
erkennung bürgerlicher  Ehrenrechte  u.  dgl.  (§.  586). 

Nicht  unbedenklich  ist  auch  mit  Rücksicht  darauf  das  unten 
noch  zu  erwähnende  Straf-Abfin du ngs System  (§.  598). 

B.  —  §.  595.  Bemessungsart  der  Strafe.  Bei  manchen 
Steuern  hat  man  hier  für  Geldstrafen  die  Wahl,  ob  man  dieselben 
nach  dem  Werthe  des  Steuerobj  ects,  in  Bezug  auf  welches, 
oder  nach  der  Grösse  der  Abgabe,  welche  ganz  oder  theilweise 
defraudirt  worden  ist,  bestimmen  will.  Die  letztere  Bemessungsart 
ist  „die  in  grösserem  Umfange,  nemlich  auch  für  Personalsteuern, 
überhaupt  für  alle  Steuern,  deren  Object  kein  schätzbarer  Gegen- 
stand ist,  anwendbare.  Vom  Standpuncte  der  Gerechtigkeit  spricht 
für  sie,  dass  sie  sich  genau  nach  dem  Gegenstande  der  Ueber- 
tretung  richtet,  während  das  Steuerobject  sich  zu  letzterer  ganz 
gleichgiltig  verhält.  Gegen  die  Strafe  nach  der  Grösse  der  Abgabe 
lässt  sich  nur  der  Grund  geltend  machen,  dass  sie  einer  der  Haupt- 
wirkungen geringer  Abgaben,  der  Verminderung  des  Schmuggels, 
hindernd  in  den  Weg  tritt.  Denn  dem  durch  Ermässigung  der 
Abgabe  verminderten  Gewinn  des  Schmuggels  wirkt  der  durch  die 
ermässigte  Strafe  verminderte  Verlust  im  Fall  seiner  Entdeckung 
entgegen.  Doch  ist  hier  leicht  dadurch  zu  helfen,  dass  die  Strafe 
mit  einem  desto  höheren  Vielfachen  der  Abgabe  bemessen  wird, 
je  niedriger  die  letztere  ist"  ( Hock).  ^2)  Diese  Bemessungsmethode 
nach  dem  defraudirten  Steuerbetrag  hat  auch  wegen  ihrer  Einfach- 
heit den  Vorzug  und  ist  die  übliche.  Die  Confiscation  des  Steuer- 
objects  entspricht  der  anderen  Methode,  die  natürlich  in  dem  Falle 
der  „Contrebande"  i.  e.  S. ,  bei  einem  Bruch  von  Ein-,  Aus-  oder 
Durchfuhrverboten  neben  willkührlich  bestimmten  Geld-  und  son- 
stigen Strafen  allein  anwendbar  ist. 

sonst  ineist  kurz  ist.  Zollvergehen  verjäliren  in  Deutschland  (Zollges.  v.  1869  §.  164) 
in  'i,  Onln. Widrigkeiten  in  1,  Anspruch  auf  Nachzahl,  defraud.  (iefälle  in  5  Jahren. 

'*)  Oi-ir.  Abg.  S.  55.     Eine  solche  Abstufung  der  Strafen   müsste  sich  genauer 
an  den  Zolltarif  anschliessen. 
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C.  Die  llüho  der  Strafe.  Darüber  sind  im  Vorausgehenden 
schon  einige  Bemerkungen  gefallen.  Sie  muss  sich  selbstverständ- 
lich eiuigermassen  der  Qualität  des  Steuervergehens,  der 
Höhe  der  Defraudation,  den  begleitenden  Umständen, 
dem  sicheren  oder  fehlenden  Nachweis  der  bösen  Absicht  u.  s.  w. 
anpassen.  Ueblich  sind  bei  den  Ordnungsstrafen  kleine 
fixe  oder  bis  zu  einem  massigen  Maximum  gehende  Geld- 
bussen. Bei  den  Strafen  für  Defraudation  wird  die  Höhe  bei 
uns  regelmässig  in  einem  \'ielfachen  des  defraudirten  Steuer- 
betrags (bez.  des  Werths  des  betreffenden  Steuerobjects  bei  der 
zweiten  Bemessuugsmethode),  bei  Defraudationen  unter  erschweren- 
den Umständen  oder  im  Wiederholungsfall  in  einer  zunehmenden 
Steigerung  dieses  Vielfachen  festgesetzt  und  eventuell,  wie  bemerlit, 
durch  hinzutretende  sonstige  Strafen  verschärft.  Das  sind  princi- 
piell  richtige  Grundsätze.  Die  Zahleubestimniungen  enthalten  freilich 
hier  wie  immer  unvermeidlich  ein  Moment  des  Willkührlichen.  Durch 
Gewährung  einer  Limite  für  das  richterliche  Ermessen  kann  Letz- 
teres im  concreten  Fall  wünschenswerth  vermindert  werden. 
IIL  —  596.  Verhängung  der  Steuers trafen.^^) 
A.  Den  Anforderungen  des  Rechtsstaats  unserer  Culturvölker 
und  dem  Wesen  des  Vergehens  und  der  Strafe  entspricht  am 
Besten  die  Verhängung  der  Strafen  für  Steuervergehen  durch  die 
ordentlichen  Gerichte.  Hierbei  hat  die  competente  Steuer- 
behörde das  Recht  zu  erhalten,  entweder  selbst  den  öflfentUchen 
Ankläger   vor  Gericht  darzustellen   oder   den  Strafantrag   zur  ord- 

")  Hock,  öff.  Abg.  S.  57.  Specielles  über  Frankr.  u.  Amer.  in  s.  beiden  Werken. 
In  Amer.  Verliängung  der  Strafen  durch  die  ünionsgericlite.  Comproinisse  auf 
administr.  Wege  auch  hier,  so  bei  d.  Tabakst.  —  Für  Preussen  s.  d.  in  d.  Vorbein, 
gen.  Ges.  v.  23.  Jan.  Ib'öb  über  untersuch,  v.  Zollvergehen;  d.  Stempelges.  v. 
1^22  §.  21  ü'.,  31  ti'.,  auch  K.-O.  v.  13.  Apr.  1833;  Ges.  v.  8.  Febr.  181'J  betr.  Brannt- 
weinbesteuerung u.  s.  w.  §.  93  u.  a.  m.  Die  preuss.  gesetzl.  Bestimmungen  ent- 
sprechen den  im  Texte  aufgestellten  Forderungen  noch  nicht  überall  in  ganz  genügender 
Weise,  indem  den  Verwaltungsbehörden  eine  noch  zu  grosse  Competenz  gelassen  ist. 
Doch  ist  wohl  das  Wesentlichste  erreicht.  Z.  B.  nach  d.  Stempelges.  v.  1822  §.31 
Berufung  auf  richterl.  Gehör  nur  bei  Stempelstrafresoluten  der  Verwalt.bchörden  im 
Fall  einer  gesetzl.  Strafe  v.  li)  Thlr.  u.  mehr  zulässig.  Nach  d.  Ges.  v.  183S  §.  33 
erfolgt  die  Aburtheilung  v.  Zollvergehen  bei  Fällen,  wo  unmittelbar  Freiheitstrafe  statt- 
findet oder  bei  Concurr.  mit  and.  Verbrechen  durch  d.  Gerichte,  bei  Ordnungstrafen 
ausschliessl.  durch  d.  Zoll-  u.  Steuerbehörde.  In  d.  librigen  Fällen  Untersuch,  bei 
d.  Zoll-  u.  Steuerämtern  u.  bei  Strafen  u.  Confisc.-Werthen  bis  .50  Thaler  Entscheidung 
durch  diese,  bei  höheren  Summen  durch  d.  Provinc.zollbehörde.  Doch  kann  letztere 
die  Verweis,  an  d.  Gericht  verfugen  oder  während  d.  Untersuch,  in  lOtägiger  präclus. 
Frist  nach  Eröffu.  des  abgefassten  Strafbescheids  der  Angeschuldigte  die  Sache  ans 
Gericht  zu  bringen  beantragen.  —  In  Baiern  unmittelbares  gerichtl.  Verfahren 
nach  d.  ZoUstrafges.  v.  1837,  auch  bei  Stempeldefraud.  S.  Pözl,  Verw.r.  S.  .571,  558. 
In  Frankreich  entscheidet  nach  der  Schwere  des  Vergehens  der  Friedensrichter 
das  Correctionstribunal,  der  Assisenhof;  Hock,  Fin.  Fr.  S.  80.. 

A.  \Vagnt^r.  Fiiiau/.wisseuscliait.     II.  4o 
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nungsgeniässen  Weiterfübrung  an  das  Gericht  zu  bringen.  Die 
gerichtliche  Entscheidung  ist  zwar  nicht  immer  die  einfachste, 
auch  durchaus  nicht  immer,  im  Vergleich  mit  der  Verbänguiig 
der  Strafe  durch  die  Steuerverwaltungsbehörde,  im  persünlichen 
Interesse  des  Angeklagten  gelegen,  welcher  letztere  schon  die 
Stellung  vor  Gericht  und  die  öffentliche  Verhandlung  daselbst  u.  s.  w. 
sehr  oft  gern  vermieden  sehen  wird.  Aber  nur  die  gerichtliche 
Untersuchung  und  Entscheidung  wird  alle  üblichen  Garantieen 
für  objective  Behandlung  geben.  ^  Auch  nur  dabei  erscheinen 
die  Steuervergehen  anderen  strafbaren  Handlungen 
im  Princip  gleichgestellt,  was  für  ihre  moralische  und 
rechtliche  Beurtheilung  in  der  öffentlichen  Meinung  sehr  wichtig 
und  die  Voraussetzung  für  manche  Reformen  der  Besteuerung 
ist.  Nur  bei  gerichtlicher  Entscheidung  der  Steuervergehen 
lassen  sich  namentlich  jene  mehrfach  erwähnten  weiteren  Rechts- 
folgen der  rechtskräftig  gewordenen  Verurtheihmg  und  Bestrafung 
mit  letzterer  verbinden ,  was  zur  Entwicklung  strengerer  Anschau- 
ungen über  die  Ehrlosigkeit  der  Steuervergehen  nothwendig  erscheint. 

B.  Die  neuere  Entwicklung  geht  auch  entschieden  darauf  hin, 
Steuervergehen  immer  mehr  den  ordentlichen  Gerichten  zu  über- 
weisen. Aber  theils  in  Folge  geschichtlich  überkommener  Ein- 
richtungen, theils  in  Folge  wichtiger  steuertechnischer  und  anderer 
Zweckmässigkeitsrücksichten  hat  sich  namentlich  bei  uns  in  Deutsch- 
land und  mehrfach  auch  in  anderen  Ländern  auf  diesem  Gebiete 
die  Competenz  der  Steuerverwaltungsbehörden  immer 
noch  in  ziemlich  ausgedehntem  Maasse  erhalten,  indem  solche 
Behörden  in  gewissen  Fällen  allein  unter  völligem  Ausschluss 
der  Gerichte  oder  wenigstens  neben  oder  vor  den  Gerichten  die 
Steuervergehen  untersuchen,  aburtheilen  und  die  Strafen  dafür 
verhängen.  Trotzdem  diese  Einrichtung  wohl  an  sich,  daher  in 
allen  Fällen  gewisse  missliche  Folgen  wie  die  angedeuteten  hat, 
iässt  sie  sich  schwerlich  ganz  beseitigen,  mindestens  nicht  rasch 
und  nicht  überall.  Sie  ist  alsdanu  nur  um  so  mehr  mit  Garan- 
tieen zu  umgeben,  unter  welchen  die  unbedingte  stete  Zu- 
lassung des  Recurses  des  durch  eine  Verwaltungsbehörde  Ver- 
urtheiltcn  und  Bestraften  gegen  das  Strafresolut  an  das  Gericht 
am  Wichtigsten  erscheint. 

C.  —  §.  597.     Einzelne  Kategorieen  von  Fällen. 

1)  Besonders  häufig  und  auch  am  Unbedenklichsten  ist  die 
Verhängiing   der    sog.    Ordnungsstrafen   durch    die  Verwaltungs- 
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behörde.  Auch  hier  aber  sollte  der  ol't  bei  ims  fchleudc  Recurs 
an  das  Gericht  und  vollends  au  eine  höhere  Verwaltungebebörde 
statthaft  sein,  wenn  dies  der  Verurtheilte  vorzieht. 

2)  Nach  der  Höhe  der  eventuell  zu  verhängenden  Geldstrafe 
und  nach  der  in  Betracht  kommenden  Straf art  kann  sich  wohl 
passend  die  Competenz  der  entscheidenden  Verwaltungsbehörde 
richten,  indem  bei  kleineren  Summen  und  leichteren  Straf- 
arten eine  niedrigere,  z.B.  das  Hauptzoll-  oder  Steueramt,  bei 
anderen  eine  höhere  Behörde,  z.  B.  die  Steuerbehörde  der  Provinz 
die  Sache  entscheidet.  Ein  Recurs  an  eine  zweite  höhere  Ver- 
waltungsinstanz (z.  B.  von  der  Provincialbehörde  an  das  Finanz- 
ministerium) sollte  auch  hier  immer  zulässig  sein.  Bedenklicher 
erscheint  es,  die  Zulässigkeit  der  gerichtlichen  Entscheidung 
von  der  Höhe  der  eventuell  in  Aussicht  stehenden  Geldstrafe 
abhängig  zu  machen.  Das  kann  leicht  zu  einer  ausschliesslichen 
Erötfnung  dieses  Wegs   nur   für   „grosse"  Defraudanten   führen. 

3)  Gleich  anfänglich  muss  wenigstens  die  Entscheidung  der 
Gerichte  ex  officio  in  solchen  Fällen  eintreten,  wo  es  sich  um 
Freilieits-  und  andere  Ehren  strafen  oder  um  die  Ehre  be- 
treffende Rechtsfolgen  einer  Strafe  handelt. 

4)  Bei  allen  Vermögen-,  bez.  Geldstrafen  (einschliesslich 
der  Strafe  der  Confiscation)  für  versuchte  oder  verübte  Defrau- 
dation (und  Contrebande)  muss  sowohl  der  Steuerbehörde  als 
auch  dem  Angeklagten  die  AVahl  zustehen,  die  Sache  sofort 
vor  Gericht  anhängig  zumachen  oder  die  Steuerbehörde  darüber 
entscheiden  zu  lassen.  Für  diese  Wahl  sind  dem  Angeklagten 
kurze  Präclusivfristen  zu  gewähren.  Auch  weun  er  sich 
aber  bei  der  Entscheidung  durch  die  Verwaltung  beruhigt  hat, 
muss  ihm  nach  Empfang  des  Strafresoluts  und  eventuell  auch 
nach  der  Bestätigung  desselben  durch  die  Verwaltungs-Recurs- 
instanz  noch  das  Recht  verbleiben,  die  Sache  zur  gerichtlichen 
Entscheidung  zu  bringen.  Um  böswillige  oder  chicanöse  Weiterungen 
des  Verurtheilten  in  solchen  Fällen  zu  verhüten,  kann  aber  eine 
Bestimmung  getroffen  werden,  wie  die,  dass  Personen,  welche  sich 
zuerst  bei  dem  Verwaltungswege  beruhigt  haben,  einer  erhöhten 
Strafe  unterliegen,  falls  die  Entscheidung  des  Gerichts,  an  das 
sie  nachträglich  gehen,  diejenige  der  Steuerbehörden  genau  oder 
im  Wesentlichen  bestätigt. 

D.  —  §.  598.  Strafabfindungen: 

Bei  Defraudationen   im  Gebiete  der  indirccten  Steuern,  be- 
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souders  der  Zijlle,  der  iunereu  VerbraucbsteuerH  auf  deu  Pro- 
ductionsbetrieb,  dann  der  in  y tempelform  u.  s.  w.  erbobenen 
Verkehrsteuern  und  Gebübren  (französisches  Enregistrement), 
auch  wohl  bei  der  Erbschaftsteuer  geht  nun  wenigstens  that- 
s  ach  lieh  die  Entscheidung  der  Steuerbehörden  über  die  Ver- 
mögen- oder  Geld -Steuerstrafen  wohl  in  eine  Art  „Abfindungs- 
verfahren"  zwischen  der  Behörde  und  dem  Defraudanteu  über, 
so  besonders  in  den  Fällen,  wo  die  Substanziirung  des  defrau- 
dirten  Betrags,  wie  bei  manchen  indirecten  Steuern  (Bier-, 
Branntwein-,  Zuckersteuer  u.  a,  m.)  schwierig  ist.  ^*) 

Ein  solches  Verfahren  hat  man  vom  Standpuncte  des  fiscalischen 
Interesses  aus  gelobt,  ja  für  nothwendig  erklärt,  um  Defraudationen 
wirksamer  bekämpfen  zu  können ;  man  spare  Zeit  und  Kosten, 
der  Angeschuldigte  habe  meistens  selbst  das  Interesse,  nicht  viel 
Schwierigkeiten  zu  machen  und  sich  zu  fiigen,  weil  er  so  in  Betreff 
der  Art  und  der  Höhe  der  Strafe  besser  wegkomme  und  sich 
etwaigen  sonstigen  Straffolgen  entziehe.  So  gelange  der  Staat  aber 
jedenfalls  am  Leichtesten  zu  seinem  Gelde,  werde  also  das  Ziel 
der  Besteuerung  erreicht  und  doch  die  Defraudation  immerhin 
empfindlich  gestraft  und  vor  ihr  abgeschreckt. 

Pr actisch  richtige  Gesicbtspuncte  sind  dies  allerdings,  und 
wie  die  Dinge  liegen,  kann  man  vielleicht  nicht  immer  anders 
verfahren.  Aber  moralisch  und  rechtlich  bedenklich  ist  dies 
Vorgehen  gleichwohl.  Der  Strafe  wird  hier  Vieles  von  ihrem 
characteristischen  Wesen  genommen,  das  Verfahren  erscheint  mehr 
als  ein  „Abkauf  der  Strafe",  diese  mehr  als  eine  Busse  für  die 
Ungeschicktheit  des  Defraudanteu,  sich  ertappen  zu  lassen,  denn 
als  eine  wirkliche  Strafe  lür  ein  moralisches  und  strafrechtliches 
Vergehen.  Man  befindet  sich  eben  mit  diesem  ganzen  Abfindungs- 
verfahren, (wie  zum  Tlieil  mit  der  Aburtheilung  der  Steuerver- 
gehen durch  Verwaltungsbehörden  überhaupt),  auf  einem  falschen 
Wege,  auf  dem  man  schwerlich  dazu  kommen  wird,  jede  Defrau- 
dation im  Volksbe wusstscin  zu  einem  wirklichen  Vergehen 
zu  machen.  Das  ist  unvermeidlich  auf  die  Dauer  verhäng- 
nissvoll auch  für  das  blosse  fiscal! sehe  Interesse  und  schädlich 
für  die  Volksmoralität. 


■*)  Hück,  öfi;  Abg.  S.  .'jT. 


Nachträge. 
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